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r>ROSPECT. 

Die gthii0ttge Aufnahme^ deren gk;h unser Ardifv während des ersten Halbjahres seioes Bestehens zu erlreiiBft 

C^ nbt hat md die Anerkennung , die dem UntemehmeR ¥0vi Seiten hochgpesteUter «Ad ausg^ezeicbneter Medizinalpersoneii uad 
mlen ans alien Staaten Deutschlnnds zu Theit eevrorden ist, i>erechtigl uns zu der Aonahme, dass das Archiv in der 
Thal Ae Bedürfnisse vorgefmiden hat, die wir für dasselbe vorausgesetzt haben. 

Dns ArohJNr der deutaohen MedinisialgenetaigebiKng und dfitotUohea Ommmdiieitepflace thelU die Medizinalgeflalze 
und Verordnungen sänmiiUcher dentscher (Zollvereins-) Staaten mit; 

es billigt wlssenschaffUlche Abhandlnngen aus dem Bereiche der Sanitätspolizei , der 4>ffeiilUehen Gesundheitspflege , der 
HedielnalgesetzgeiNing und Verwaltung; 

es bringt ferner In kürzeren Notizen prakliseh-teehi^che Mittheilungen über Gegenstände der Medizinal- und Sanitäts- 
polfzei ; Kritiken tAer hierher gehörende bedeutendere deutsehe DluckschriAen und eine nögUcbst nnhsseaie Personal- 
ebronik der deutschen Medizinalpersonen. 
Wir haben die Genugtltuung aus den weitesten Kreisen besütigt zn hören ^ dass unser ArchiT, Indem es die 
Medizinnlgesetzgebufig sämmtlicner deutschen Staaten enthttt, jedem einzehnoi dieser einen Dienst erweist 

Die Sanitätspolizei und öffentliche Gesundheitspflege zählen zu den in Deutschland noch seinr vemachläsaifttn 
VerwaMnngszweigen. Und doeii gehören sie ohne Zweifel zu den Hanpthebebi könfl^er socialer wid staatlicher Kntwiciiiilwi| 
Jede Anregung zu Ihrer Piege, mit vrfe kleinen Mitteln dieselbe auch begonnen wird, darf gewiss amf die Anerliennnnf 
Mer Einsichtvollen rechnen. 

Aber auch die deutsche Medizlnalpotizeigesetzgebung im engeren Sinne ist nicht ohne Mängel. Indem wir der 
Erärlerunijr und Besprechung dieser, sofern als ihr Zweck die Abstellung der Mängel ersichtlich ist, die Spalten unseres 
Archives öffnen und für diese Erörterung den erweiterten und vergleichenden Gesichtspunkt deutscher Gesammt- Medizinal- 
Gesetzgebung empfeMon, vermeinen wir uns durch Anbahnung gleichmässiger Entwickelung und Gestaltung des deutschen 
Medizinalwesens nützlich zn machen. 

Dfe praktischen Mittheilangen über die einzelnen Gegenstände der Medizinal- und Sanitätspolizei, z. B. über VerfW^ 
schung von Nahrungsmittel und Getränken, Epidemien und Epizeotien, Arznei- und Giftverkehr, Apothekenwesen, Gekeim- 
mittel, Lazarefhe, Irrenanstalten, Böder etc., Mittheihmgen der Beschlüsse des Berliner Apothekervereines etc, sprechen dunoh 
sich selbst für ihren gemeinsamen Nutzen. 

Durch unsere Kritiken werden wir nach Kräften bemüht sein auf dem, noch gewtdtig brach liegenden Felde der 
Senitätspflege und des öffentlichen Medizinalwesens anzuregen und nnch Ueiierzeugung anerkennen. 

Die Personalchronik ist uns nicht blos ein Mittel persönlichen Interessen entgegen zu kommen, zu welchem 
Zwecke wir möglichst vollständig amtlidie und ärztliche Vakanzen, so wie alle in Prenssen znr Verlheilung honunenden 
ApoÄekerconcessionen mitlheilen werden, sondern sie soll uns mieh helfen das gegenseitige Bekanntwerden und das gegen«- 
selige Interesse zwisciten den deutschen Medizinalpersonen anzuregen und zu fördern. 

Es ist uns keineswegs entgangen, dass der Umfang unseres Archives noch nicht im Verhältnisse mit der Weite tes 
IPnternehmens steht. Aber es wird dfeso erfolgen, sobald die Umstände es gestatten werden. Wenn wir das Archiv z«m 
Organe des bezeichneten Grandgedankens bestimmt, und unser Seits auch die Ausfiihrung nach besten Kräften erstrebt haben, 
so kann doch nur durch gemeinsames Zusammenwirken der Medizinalpersonen der verschiedenen Staaten Deutschlands das 
gewünchste Ziel erreicht werden. Dürfen wir von den uns ursprünglich und Im Laufe des ersten Halbjahres zu Theil 
gewordenen B<e^prelsen solcher Bethef Mgung auf die zukünftige scbUessen , so können wir uns nur den besten Hoffnungen 
hingeben. 

Wir richten schltessUcb an alle Medlzimlbeamten , Aerzte und Apotheker Deutschlands die Aufforderung, das Archiv 
durch thätige Beihülfe zu unlerstOlzen. Dasselbe nimmt wissenschaftliche Abhandlsngeny Notizen und Correspondenznachrichten, 
welche der angegebenen Tendenz eulspredten «id in möglichst gedrängter Form gegeben sind auf und honorirt dieselben 
viertetjährllch. Briefliche Sendungen an die Redaction , Berlin, Scbützenstrasse 38. Druckschriften und Jonrnale ftir das 
Archiv an die Verlagshandinng, Ferdinand Enke in Erlangen oder die Hirschwald' sehe Buchhandlung zu Berlin. 

Die Redactien. 



PreusseiL 

« 

Zur Verhütung der Verbre-itung der Syphilis 
betreffend. 

Beiiufs der Anwendbarkeit des %. 306 des Strafgesetz- 
buches bezüglich der Verbreilnng der SyphiHs finden wir uns 
auf Gmnd des Gesetzes übrr die Polizßl- Verwaltung vom 
11. März 11^50 zu nachstehender Verordnung veranlasst» 



S. 1. Jede an Syphilis erkrankte Person muss sich Be- 
hufs ihrer Heilung an eine approbirle Medfzinal-Person wen«» 
den oder ihre Aufnahme in eine Krankenanstalt nachsnehea. 

S. 2. Jede an Syphilis erkrankte Person hat sich wäh-* 
rend der Dauer der Krankheit so zu verhallen, dass Ni^nand 
dur^h dieseibe angesteckt' werden kann. 

%. 3. Jede von der Syphilis geheilte Person muss für 
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die gehörige Befnlgting Ihrer Leib- und Bettwäsche Sorge 
tragen. 

§. 4. Die Uebertrelung vorst« hender Aurslchlsmassre- 
geln hat die §• 306 des Strafgesetzbuches angedrolilen Stra- 
fen zur Folge. Königsberg, den 15. Nov. 1857. König!. Reg.* 

Bayern. 

Instruction für die praktischen Aerzte Im ! 
Regierungsbezirke von Mittellranken. 

Vorbedingungen zur Praxis, 
g. 1. Jeder Inländer, weicher von der medizinischen 
Facultät einer der drei Landesuniversltaten den Doctorgrad 
aus der gesamniten Heilkunde erlangt und hierbei den durch 
S. 2 der allerhöchsten Verordnung vom 80. Mal 1843 vorge- 
sehenen besonderen Bedingungen sich ui.terworfen hat^ Ist 
hierdurch beKMgt, um Zulassung zur ärztlichen Praxis in 
Ihrem ganzen Umfange, sowie um eine Anstellung In der 
medizinisch - polizeilichen und medizinisch - iorensen Sphäre 
des Staatsdienstes sich zu bewerben, oLne dass es von sei- 
ner Seite der Erstellung einer Proberelalion oder der Beste- 
hun^ einer besonderen StaalsconeursprU uitg wei.er bedarf. 
AUerböcbsle VerordauDg vom 30. Mai 1843« Regierung^blall 1843, 
p. 433. 

S. 2. Jeder neu angehende praktische Arzt hat als Vor- 
bedingung zur Praxiserlaubniss seinen Beiiritl in den P<*n- 
slonsverein iür Wittwen und Waisen bayerischer Aerzte durch 
Nachwels der geschehenen Zahlung der Eintrittsgebühren zu 
beurkunden, und jeder hiernach eingetretene praktische Arzt 
ist gehalten bis zum Einlrilte In ein Amt mit pragmatischen 
Rechten in dem Vereine zu bleiben. 
lUniKU-EntKchlieMiiog vom 29. Juni 1852, Kr.- Intelligenz -BUU 
1852 , p. 901. 

(Fortsetzung folgt.) 
GroasherBOgthiim Mecklenburg- Sohwerin. 

Ein- und Durcbführung von Rinderhäuten etc. 
betreffend. 

Das unter dem 12. Mal und 3. Junius d. J. ergangene In 
Mr. 15 und Nr. 18 des diesjährigen Reglerungsbia tes abge- 
druckte Verbot wegen Ein- und Durch.ührung von Rindvieh, 
Hauten, Uürnern, Klaum und Haaren von Rindvieh aller Art 
aus den Russischen Ostseehäl'en wird, nach dem Aufhören 
seiner Veranlassung, hierdurch wieder aulgehoben. 

Schwerin, den 14. Nuvbr. 1857. Crossherz. Mecklen- 
Mlnist. Abth. Iür Hedic. Angel, v. Schröter. 

Herzogthum Sachsen -Meisingen. 

Die.che mische Untersuchung inPolizeisachen 
betreffend. 

In Polizeisachen macht sich mitunter eine chemische Un- 
tersuchung des Gegenstandes, z. B. gesundheitswidrig erschei- 
nender Lebensmittel, nuthwendig. ^ 

Zur Erriicl.ung eines eiiii.eitllehen Verfahrens In dieser 
Hinsicht, wie auch zur Kosten« rsparung ist in solchen Fäl- 
len der zu untersuchende Gegenstand ui.ter Beobachtung der 
erforderlichen Vorsieh smassregeln zur Untersuchung durch 
das phannaceulische Mitglied der MedizinaUlcputat on an uns 
einzusenden, vorausgesetzt nämlich, dass die Versendung der 
Nat'ir der Sache nach zulässig und nicht etwa störend er- 
sclieint. Meiningen, den 19. November 18Ö7. Herzogliches 
Staalsmlnisteriuni. Abtheilung des Innern. Giseke. 

Hersogthum Sachsen -Altenburg. 

Den Leichentransport und die Ausstellung 
von Leichenpässen betr. 

Ernst, etc., verordnen andurch über den Transport von 
Leichen im Inlande, sowie in odtT durch das Ausland, und 
über die Ausstellung von Leichei passen Folgendes : 

$. I. Zur Wegiülirung einer L«iche von dem Slerbe- 
orte bel.ufs der Beerdigung oder Beise.zung an einem einer 
andern Parochie gehörigen Orte ist die Er.aubniss der zu- 
ständigen Bel.önie (Leichenpass) eri'orderlicb. 

S. 2. Die Ausstellung des Leichenpasses hat bei Trans- 
porten von Leichen Ini.erlialb Landes in der Regel durch die 
Orispollzeibelörde, bv\ Tiansporten in oder durch das Aus- 
land aber Seilen Unserer Landesregierung zu erl'olgen; die 
betreffenden Gesuche sind daher an die hieriiach zuständige 
Behörde zu rithlen. 

%. 3. Der Transport einer Leiche ist nur unter der 
VorHUSsetzung stalhait, dass demselben bei gehöriger Be- 
obachtung der nachstehend unter |. 5 und 7 enthSitenen Vor- 



schrtflen medizinalpolizei liehe Bedenken nicht entgegenstehen. 
Darüber, ob dies der Fall sei, hat der betreffende Bezirks- 
arzl zu kognosziren. Dem Gesuche um Ausstellung eines 
Leicheiipapses ist daher ein Zeugniss des genannten Hedizl- 
nalbeamlen darüber belzulügen, dass der Transport der frag- 
lichen Leiche an und iür sich oder wenigstens unter Anwen- 
dung gejvisser, beffebenden Falls näher anzugebenden Vor- 
ficbtsmassregeln unbedenklich sei. 

(Fortsetzang^ folgri.) 




lieber Sohlachthäaser. 



Von Dr. Carl Wolff, 
Pbyslcus za Berlin. 

Schlachtfleisch ist eines der hauptsächlichsten und unent- 
behrlichsten NaiirungsmiUel und hat als solches von Alters her 
die Aulmerksamkeit der Behörden in hohem Masse in An- 
spruch genommen, wie viele religiöse Gebräuche des grauen 
Alterthums bezeugen. Bei den Griechen scheint es wenig- 
stens zur Zeit des trojanischen Kriegs keine Fleischer geffe- 
ben zu laben. Homers Helden bescriäfligen sich oft mit dem 
Zurichten ihres Fleisches, ohne dass diese Thatigkeit einiges 
Zurückstossendes nir sie hatte. 

In Griechenland verkaulle man nach dem Pfund mit Wage 
und Gewicht; in Rom anianglich gleichlalls: später nahm man 
ein höchst sonderbares System an. Käufer und Verkäufer 
schlössen die Finger, öffneten sie beide plötzlich und zähl- 
ten die Anzahl der von beiden ausgestreckten Finger und 
{'e nachdem die Zahl gerade oder ungerade war, bestimmte 
(äufer oder Verkäufer den Preis. Diesem Unwesen wurde 
360 durch ein besonderes Gesetz gesteuert. Zu Karl des 
Grossen Zeiten wurde nach dem Gewicht verkault. 

In Rom gab es zwei Körperschaften der Fleischer (col- 
legla); die Kinder mussten In das Geschäft des Vaters ein- 
tre.en. Sie hatten einen Obermeister, der dem Edilen un- 
tergeordnet war. Das eine dieser Colleglen schiachtete 
Schweine (suarii), das andere Rinder (boarii). Später wurden 
beide Körperschalten vereinigt. In der Körperschaft be- 
fanden sich die lanioncs, deren Geschäft es war, das 
Vieh zu tödten, zu zerlegen und zum Verkauf vorzube- 
reiten; ianienaes waren die Schlachtorte, macellae die wo man 
verkaufte. Anfangs waren die Fleischer durch die ganze 
Stadt verbreitet, später versammelte man sie in dem Stadt- 
theil coelimontium , dorthin wurden dann auch die Verkaufs- 
stellen der übrigen nothwendigen Lebensmittel geschaut und 
der Ort davon macellum magnum genannt. 

Zur Zeil des Nero war das macellum magnum ein Gebäude, 
dessen Grösse und Pracht den Bädern, Cirken und andern 
mächtigen Bauten des kaiserlichen Roms gleich stand. Die 
Errichtung des macellum magnum Ist durch eine Madaille der 
Erinnerung überliefert 

Die Ausdehnung der Stadt Rom machte die Errichtung 
noch anderer Schlachthäuser nöthig, das eine beim Esqui- 
linus, das andere am lorum (Macellum Livianum). Die Staats- 
geschichte der Römer über das Schlachtwesen verbreitete 
sieh mit der römischen Herrschaft auf die Gallier und findet 
sich schon in den ältesten Zeiten in Paris eine Körperschaft, 
aus gewissen Familien bestehend, denen es oblag, die 
Schlachtthiere zu kaui'en, die Stadt, mit Fleisch zu versehen« 
Fremde durften In die Gilde nicht eintreten, die Rechte der- 
selben waien erblich. Der Vorstand der Gilde war ein von 
ihnen auf Lebenszeit gewählter Altmeister, dem ein greffiler 
uiid ein procureur d'olfice zur Seile gestanden, imter dem 
Pr^vot de Paris. 

Ihr ursprüngliches Privilegium Ist nicht ermittelt, er- 
neuert wurde es unter Heinrich II. und aufgehoben 1673, 
well die Nachtheile Iür das öffentliche Wesen sich schon 
damals iühlbar machten. Damals wurde auch der Antrag 
auf Schlachthäuser gestellt. Aber erst unter dem regime 
der französischen Revolution wunle die Sclilach hausordnung 
eingelührt. Doch kam sie erst im Jahre 1810 zur Ausfiih- 
rung und nach wiederholter Wiedereinführung der Abschaf- 
fung des SchlacliterpriviUffiums scheint man erst jetzt die 
definitive Abschaffung beschliessen zu wollen. 

Ganz ähnliche corporative V« rhällhisse wie in Paris ha- 
ben^ die Berliner Schlachter bis in das vorige Jahrhun- 
deiw^herrscht und sind mit dem Gilden und Zunftwesen des 
Mit ejäfters eng verknüpft. Das Sta ut der Schiachlerinnung 
iür;]?^rlln vom Jahre 1725 glebt darüber noch ausiühriiche 
Auskunft. 



Als jedoch ffegen Ende der Reglening Friedrich Wil- 
helms, beim Schlachten des Viehes In den Wohnongen 
der Schlächter mencht^rlel Missbrfiuche eingerissen waren, 
wurde in Berlin die Schlachlhauseinrichlung eingeiührt, und 
es wurden hier 3 Schlachthäuser 

i) an der damaligen HarschallsbrUcke iiir das Neu- und 
Friedrichstädtische Gemark; 

2) In der Paddengasse itir das Berlinische Gemark; 

3) an der Waisenhausbrückc Itir das Kölnische Gemark; 
eingerichtet. 

Gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts waren indes- 
sen diese Schlachthäuser in ihrem baulichen' Zustande derge- 
stalt zurückgekommen, und ihre Grösse so wie ihre luhere 
Einrichtung lür das damalige Bedürlniss so unangemessen, 
dass man von Seiten des köuigl. Generaldirectorii, mit Ver- 
weisung des von dem Hagistrat aus dem schlechten Zustande 
der Kammerelkasse, welcher der Neubau oblag — herge- 
nommenen Einwandes, und gleichi'alls mit Verwerfung der 
von dem Schlächlergewerke mehrmals gemachten Vorstel- 
lungen wegen Beschränkung ihres Gewerbes durch die Schlacht- 
hausrinrichiung — den angemessenen Neubau lür dringend 
nothwendig erachtete, und mittelst Rescript vom I.Juli 1&03 
die Anlertigung der erforderlichen Anschläge verlügte. 

Dabei i'anaen sich denn mancherlei Schwierigkeiten und 
namentlich verursachte die Ausniiltolung schicklicher Bau- 
stellen am Flussufer grosse Weitläufigkeiten, bis endlich die 
französische Invasion im Jahre 1806 die weitere Verfolgung 
dieser Angelegenheit gai.z unterbrach. So ruhte dieselbe, 
nachdem bereits da& Kölnische Schlachthaus BauPälligkeits- 
halber ganz geschlossen war bis zum Jahre 1809. In diesem 
Jahre wurde bei der dringend nöthig gewordenen Reparatur 
der beiden noch übrlf^en Schlachthäuser von Seiten des da- 
maligen Polizeipräsidenten Grüner an das Mini.sterium des 
Innern mit der Anl'rage berichtet, ob die Schlachlhausein- 
richlung gänzlich aufgehoben oder beibehalten \^ erden solle, 
vom Ministerium mittelst Rescript vom 20. Febr. 1810 die 
Beibehaltung entschieden, und aer Magistrat mit der Ausar- 
beitung eines, austührlichen Plans beaultragt. Dagegen re- 
monstrirle der Magistrat wieder vorschützind den schlechten 
Zustand der Stadtkasse und mancherlei andere Gründe mit 
dem Erfolge, dass die Schlachthäuser bis so lange, dass der 
Zustand der Stadtkasse eine zweckmässige und allen Erior- 
dernissen entsprechende Einrichtung zulasse, bis auf eins 
eingeben sollten (Specialbelehl, 5. Juni 1810;. Dieses Schlacht- 
haus wurde lür die Juden und die Schlächter bes Imnit, wel- 
che keine eigene Schlacltgelegenheit im Hüusc hallen, wo- 
bei den anderen das Sihlachtin im Hause bis aul Weiteres 
und bis die entsprechenden Anordnungen gCiroiTen, nachge- 
geben wurde. 

Wegen der Nahe am Ansfluss der Spree aus der Stadt 
beschloss man das in der Schlacl.tgasse ttelegine Schlacht- 
haus heizubehalten , und wurde durch Ministmalvcriügui.g 
vom Vi3*'^^- ^^^^^ ^^^ eintretenden günst'g(Tcn Kcistenums.än- 
den der Stadt die Errichtung eines zv\eitcn Schlachthauses 
für die entfernteren Sladtlhdle brslimnil. Als das Schlacht- 
haus im Jahre 1816 wieder reparalurbedüritfg ge>/\ erden, 
wurde zugleich der Antrag gemacht, den Minisleriatbelehl 
de y^Q. 10. auszuführen und die Schlachthäuser an der 
Waisenbrücke und in der Paddengasse wieder in Stand 
zu sitzen. Dabei stellte sich die Unzulänglichkeit dieser 
3 Schlachthäuser heraus, wenn sie nicht gehörig er\^ eitert 
würden, um so mehr als man damals, 1816, um den Ankauf 
des Ol.mschen Grundstücks an der WaisenbrücKe verbandet e, 
um den Durchgang nach der Köpenkirche zu gewinnen, und 
dabei das an der Weisenbrücke gelegene Schlachthaus hätte 
in Wegfall kommen müssen. Für \ergütigung der dadurch 
entsiandenen Baukosten sollten dem Magistrat gestattet wer- 
den durch Erhöhung des Schlacl.tp.'ennigs von 1 Ggr. pro 
Haupt auf 4 Ggr.. wenn nur Reparatur und aul 8 Ggr.. w« un 
Neubau stattfände (Ministerialbeschluss Vr- ^%- ^^^0> sich 
zu entschädigen. Der Magistrat remonstrirle <iarauf, indem 
er d<e Geldnuth und überurosse Belastung der EämmereiKasse, 
die Nutzlosigkeit der Schlachthäuser hervorhob und ausführte, 
dass es hart wäre, die Schlächter, die nun ihre eigenen 
Schlachtgelegenheiten hätten, zu zwingen Im Schlachmause 
zu selilacl.ten. Darauf wurde ihnen enigegnet, dass die Mini- 
sterialver ügung vom Jahre 1810 nur so lange keine tftdere 
Eiirich.unff bestände, den Schlachttrn das Schiachtel) ^ im 
Hause nachgegeben, und dass die Zeit der Geldnuth vorüber 
XU sein scheine. 

NicbiSdestoweniger blieb die Sache wiec'er liegen, bis 



im Jahre 1825 die Schlachter gegen die Zahhing des Schlacht- 
groschens protestirien, weil sie nicht im Schlachthaose 
schlachteten (und darauf verzichten wollten, darin zu schlach-^ 
ten). Der Magistrat wies seine Berechtigung für den Schlacht- 
groschen durch eine Vereinigung mit dem Gewerke de anno 
1725 nach und trug darauf an, das einzige noch bestehende 
Schlachthaus in der Dorotheenstadl eingehen lassen zu dürfen, 
was ihm abgeschlagen wurde, und es erklärte noch im Jahre 
1825 in dieser Yerlütrung das Polizeipräsidium, dass den 
Schlachtern nicht das Recht zus ände, auf die Benutzung der 
Schlachthäuser zu verzichten, und die Erlaubniss des Haus- 
schlachtens eine Ausnahme von der Regel wäre. Nur war 
die Regel inzwischen zur seltenen Ausnahme geworden. 

(ForlsetzQDg folgt.) 



Die Oanalisirung Berlins sum Behufe der Beseitigang 
und Verwerthnng der animalisohcn Answurfstofie. 

Von 0, A. Ziurek. 

Die Frage, auf welche zweckmässigste Weise die ani- 
malischen AuswurfstoiTe aus der Nahe der menschlichen Woh- 
nungen und des menschlichen Lebensprocesses überhaupt ge- 
schafft werden können, wird um so wichtiger, je naher die 
Menschen zusamnu^n wohnen. Die Verpflichtung dazu wird 
zuerst eine ästetische. Schmutz undUnrath sollen ihre Ge- 
gensätze immer in der Cultur und in der Sitte finden. Dann 
y^ ird die Verpflichtung eine s a n i t ä 1 1 i c h e. Stoffe, die sich von 
dem lebenden Wesen, von der lebenden Pflanze oder dem 
Thier und dem Menschen lösen, fallen der Verwesung an- 
heim. Die Verwesung Ist eine langsame Vrrbrenrung, eine 
Zerstörung der Stoffe bei mangelndem Sauerstoff*. Die Producte 
der Verwesung, Sumpfgas, Kloakengas, Schwefelwasserstoff- 
gas, ScI.welelwasserSiüflf- Ammoniak etc. sind, wenn auch 
nur scltfn unmittelbar tödtlich, in jedem Falle und in jeder 
Verdünnung der menschlichen Gesundheit nachtheilig; sie sind 
die Mittler und Träger der Contagien und die Verbreiter dery 
Epidemien. Jedesmal, wenn Berlin von der Cholera heimge- 
sucht worden ist, haben erfahrungsgemnss jene Vierlei und 
Strassen die meisten Opfer zu stellen gehabt, die unter dem 
Einflüsse der laulenden und verwesenden Stoffe der Canäle 
und der Panke Uegen, besonders die Oberwallstrasse, das 
Louisen viertel etc. Die Erstickung von 6 Menschen in einer 
Lohgrube, die sich vor Kurzem in der Allen Jacobsfrasse 
ereignete, hatte zweifelsohne iiur ihren Grund in der Bildung 
solcher Gase, und die Klage über fauliges untrinkbares Was- 
ser unserer Brunnen dieselbe Ursache. — 

Darüber überhaupt, dass die Auswurfstoffe aus dem Be- 
reich der menschlithen Wohnungen zu bringen seien ist man 
wohl einig, dieFrage ist nur, aul welche zweckmässigste 
Weise dies geschehen solle, insbesondere wird die Lösung 
schwierig, wo die Ausdehi.ung de r grossen S tjdte, die eng 
ge dr»n^>te Einwoh nerzahl und die jnenge der'A'uswurfslolfe 
in Frage kommt. ^Der ästetischen und sani tätlichen Verpflich- 
tung zur Entlernung der Steffis stellen sich hier die bedeu- 
tenden Kosten derselben entgegen. Richtige Einsicht hat aber 
auch über diesen Berg den Weg gezeigt. Die Naturwis- 
senscl allen haben in jüngster Zeit dem Menschen einen 
grossen Dienst geleistet , sie haben ihm Auiklärung über den 
Zusammenhang des thieriscl en mit dem vegetabilischen Le- 
ben, über den Stoffwechsel zwischen Tlier und Pflanze ver- 
schhfit. Und wie lern sich auch jeder denkende Mensch der 
materialistischen Ausnützung der Herrschalt des Stoffes in 
Rüeksicl t auf die höheren Interessen des Menschen halten 
wird, den Wer.h jener Tl.atsacl.en in praktiscl er und lechnf- 
scler Beziehui.g wird jedermann anerkinien müssen. Dieser 
Werth besteht vor alli m in di m Vers.ändniss des Zweckes und 
der Bedeutung der Ammoniak-Verbindungen. Man hat 
dalür eilen lehrreichen Beweis, die sogenannte Weit im 
Kleinen. In einem vcm dem Zutritt der äusseren Luft abge- 
sihloFsenen gläsernen halb mit Meerwasser, halb mit Luft 
ange.üllten Ballon hat man lebende Quallen und Gliederthiere 
und zugleich Meerpflai zen auibewahrt. Thiere und Pflanzen 
Üben in diestm abgeschlossenen Räume, ohne irgend welche 
weilere Nahiui ff, oei r Zufiuss von Lult jahrelang. Die Stick- 
stoff- uiid Kohlenwassersttflverbindungc n dir Pflanze sind 
die Nahrungsmittel lür jene Thiere. Aus ihnen schaffen die 
Thiere ihre eiffenen Gebilde und sondern einen andern Theil 
derselben zu Kohlensäure, Wasser und Ammoniak gebildet, 
wieder aus. Kohlinsäure uid Ammoniak sind aber wiederum 
Nahrungsquellen iür die Pflanze. Aus ihnen schafft die 
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Fflnise voa NevMi Kohlenwasserstoff md SUekslDff-Ter- 
Mftdungen, ¥on Neuem also NabningsnHtel fiir die TUere. 
Und so wie OS hier in der Welt Jm Kleinen ist, so ist es 
auch in der Welt im Grossen. Ans dem Verständniss daRtr 
floss das Verständi^ss für den Werth und die Bedeutung der 
▲mmoniakverbindungen. Ammoniakverbindungen aber machen 
einen wesentlichen Bestandtbeil der Auswurfstoffe aus. Es 
wurde dadurch idar, dass man, indem man in diesen Aus* 
wnrfstoffen Verbiodungen bepass, die nur der Gelegenheit^ d. h. 
des Einflusses der lebenden Pflanae bedurften, um wieder zu 
NahrunffsmUtel zu werden, man in ihnen Stoffe von grossen 
Werth oesass, und es nur darauf ankam, diesen Werth auf 
eine entsprechende Weise auszubeuten. — 

(ForttetzoDS folgt.) 
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Bajcrn. IH« KnnknihAiltr QneUen M TÖli. Die Krankenbeiler 
HaÜAHdiaB von TSlz in Oberbayera sifid Mit d«B IsUtea Jahren in 
Worifif n^^pMp"*! . besonders in Pfeussen in steigende Auftiahme ge- 
kommen. Jedenfalls würde ibr Gebrauch hier noch bedeutender 
sein, wenn nicht bei Aercten und Patienten vielfache Zweifel und 
Klagen Ober die Zusammensetzung und Verschiedenartigkeit Jener 
Mineralwasser laut geworden wären. Es erschien dieserhalb von gros- 
sem Interesse, dass das Kgl. Bayrische Ministerium des Innern den, 
in maanigfaicher Weise sehr verdienten Professor Dr. Pettenkofer 
mit einer Uatersiiehiing der beieiehneten Quellen beauftragt hat. Die 
natomommene Untersochung und das in dem ärztlichen Intelligenzblatt 
für Bayern abgedruckte Gatachten des Dr. Pettenkofer beschäftigen 
sich indess weniger mit den oben angedeuteten Fragen, sondern haupt- 
sächlich mit der, bei dieser Untersuchung constatirten, in Berlin schon 
seit einer Reihe von Jahren beobachteten und durch Chloroform und 
SchwefelwasserstofTwasser nachzuweisenden Thatsache, dass die ge- 
gsnwärtig im Handel vorkommende Salpetersäure oft einen Oebalt 
«a Jodt&are habe. Es moss daher darauf zurückgekommen werden, 
dass es im Interesse, sowohl der Patienten und Aerzte, als auch im 
Interesse der Brunnen Verwaltung zu Tölz liegt, Aufschlüsse*) über 
die, nach der, durch di^ vorhandenen Analysen nicht zu erklärende 
Veränderlichkeit und Verschiedenheit der versendeten Krankenheiler 
Mineralquellen zu erhalten und zu geben. 

Hamovor. Dia Satwaasernag das Btbamar - Sae*s, Irranwesan, Xlei- 
MtbMtML Der Dümmer-^ See in der gegen Oldenburg grenzenden 
Grafschaft Diepbokc ist ein Landsee von circa Vt Qaadralmeile Flä- 
chenraum und hat bei dieser Ausdehnung eine ausserordentlich ge- 
ringe Wassertiefe. An den See selbst schüessen sich grosse Hütun- 
gen und Bruche von mehreren Quadratmeilen Flächenraum an , welche 
sämmtllch durch seichte Wasserwege mit dem Dümmer -See in Ver- 
Viffidung st^en und dem zu Folge an stagnirenden Wassern und 
Versumpfung leiden. Wie auserordentlieh bedeutend der Gewinn der 
Entwässerung dieser Strecken durch eine AUeilung des Dümmer -See 
in agrieullurer und nationalökonomischer Beziehung sein würde, in- 
dem dadurch eine Bodenfläche von mindestens 10000 Morgen dem 
Anbau gewonnen würde, so muss diese Entwässerung ganz beson- 
ders aus climatischen und sanitätlichen Rücksichten empfohlen wer- 
den. Die, auf der grossen stagnirenden Wasserfläche sich erzeugen- 
den Dünste, der unausgesetzte Nebel ist nicht blos die Veranlassung 
so zahkeichen rbemnattscben Uebcln und Lähmungen, sondern ge- 
wiat auch die Ursache des dumpfen trägen Sinnes der Bewohner, 
des häufigen Vorhandenseins des Irrsinns und geistigen Verkommens 
und der dort oft grassirenden typhösen Fieber. — 

In der vormals unter Preussischer Herrschaft und gegenwärtig 
noch unter Preussischem Recht stehenden ostfriesischen Landestheile 
entstand bisher bei der Aufnahme von Geisteskranken in die Irren- 
anstalt dadurch oft eine sehr missJiche Verzögerung, dass nach Pren»- 
siacbem Recht die Irrsinnigkeitserklärung nur durch richterliche Er- 
keantniss geschehen kann. Um den hieraus in der Praxis sich gel- 
tend machenden Uebelständen zu begegnen, haben die Ministerien 
der Justiz und des Innern die Bestimmung gelroflcn , dass aus den 
bezeichneten Landestheilen die vorläufige Aufnahme eines Gemüths- 
kranken in die Irrenanstalt zu Hildesheim ohne vorgängige gericht- 
liche irrstnnigkeitserklärung zu verfügen ist, wenn nach der Bozen* 
gung da* Pbysikus der Gemüthszustand des Kranken mit Gefahren 
filf seine Perton oder Umgebung verbunden oder die sofortige Ab- 
fübning in die Irrenanatalt zum Zwack der Heilung des Kranken un* 
«ofschieblich erforderlich Ist. — 

Von den niederländischen Grenzörtern wird nach der Grafschaft 
Bentheim ein einträglicher und auch für die , grösstenlheils aus den 
ärmsten Klassen bestehenden Käufer vortheilhalter Handel mit alten 
Kleidungsetücken betrieben. Diesem Handel entspringen jedoch zu* 
weilen sehr übeie saoitätliche Folgen. Die Kleidun gstflcken kommen 
zumeist aus den volkreichen niederländischen Städten ; gewiss sind oft 
ibie früheren Inhaber ansteckenden Krankheiten erlegen, deren Con- 
tagien sich auf ihre späteren Träger verbreiten. £s liegt im Interesse 
der öfTenllichen Gesundheitspflege einen derartigen Handel zu beschrän- 
ken oder doch dessen schlimme Folge zu vermeiden. 

*) Zu deren Aufnahme, wenn sie in gedrängter Weise gegeben 
werden kennen» wir uns bereit erklären. D. R. 



rliB, atamvattraOstit dar Afo- 
ttahirgaMlIfn » geagniwe. Im Laufe 4er Mdea letxt vergangenen M^^ 
nate sind in Berlin eine aasserordentlich grosse Anzahl gaatrisobar 
und gastrisch -nen^öser Fieber, häufig mit iödtUchem Ausgange und 
auch vereinzelte Cholerafälle vorgekommen. Seitdem sind Cholera- 
fälle nicht wieder vorgekommen und auch das etabUrte Choleralazareth 
geachlossen worden. Dagegen zeigt sich seit etwa 3 Wochen eine 
Grippe - Epidemie von sehr grosser Ausbreitung. 

Es i«t wiederholt darüber Zweüel entstanden , ob die , den Apo- 
thekergefaülfen von den Apothekenvoratänden über ihre Condilions- 
zeit auszustellenden und von dem Physicus zu beglaubigenden Zeug- 
nisse stempelpflichtig sind oder nicht. Nach dem Gesetz wegen der 
Stempelsteuer vom T. März 1822 und dem diesem beigegebenen 
Stempel -Tarif (Ziurek, Sammlung von Gesetzen etc., S. 18» — 189) 
ist nur für amtliche Atteste in Privatsachen ein Stempel von ISSgr. 
erfardeiÜch. Die Atteste von Privatpersonen, als welche die Apo» 
thakervorstände betrachtet werden • bedürfen keines Stempeia» ebaa 
so wenig die» dorch den Physicus zu vollziehende, amtliche Begla«- 
bigung eines Privatattestes. 



Kritik. Handbuch der neuesten kaiserlich -östreichischen Saai- 
tätsgesetze und Verordnungen für die k. k. Bezirks- und Kreisämter, 
besonders für Sanitätsbeamte, Aerzte, Chirurgen, Apotheker und Alle, 
deren Berunsgeschäfle zum Öffentlichen Sanitätswesen in naher Be- 
ziehung stehen. Chronologisch geordnet von Mathias Macher, Dr. 
der Heilkunde, Magister der Geburtshfilfe , k. k. Bezirks- und Ge- 
richtsarzt in Stainz. 2. Bd. 1. Hfl. 1856 n. 1857. Graz, 1858. Ferst- 
lische Buchh. 96 S. 8. 

Es ist ohne Zweifel ein sehr verdienstvolles Unternehmen die 
Gesetzgebung eines Landes zu sichten und dem Verkehr zugänglich 
zu machen, zumal wenn dieselbe so heterogene Elemente beherr- 
schen und in so ausserordentlicher Breite auseinander geht, wie dies 
bei der k. k. östreichischen Gesetzgebung der Fall ist. Wir könnea 
daher das voliegende Handbuch des Verf., dem wir auf diesem Ge* 
biete schon mehrfach begegnet sind , nur mit grosser Anerkeanung 
entgegen nehmen. 

Inwiefern das vorliegende Handbuch die beiden Hanptbedingun- 
gen einer guten Gesetzsammlung, die möglichste Vollständigkeit und 
die leichteste UebersichtUchkeh erfüllt vermögen wir in erster Be- 
ziehung, offen gestanden, von hieraus nicht zu übersehen. Dagegen 
möchte hervorzuheben sein, dass die blosse chronologische Anord- 
nung des Materials der leiehten Uebersichtlichkeit dann sehr hinder* 
lieh ist , wenn der SX^ff sich nur einigermassen gehäuA hat 

In jedem Falle ist indessen das vorliegende Handbuch, welches 
sich zugleich dem älteren, die früheren Gesetze enthaltenden Hand- 
buchc des Verfassers als Nachtrag anschliesst, jedem k. k. östrei- 
chischen Medizinalbeamten unentbehrlich und jedem Arzte und Apo- 
theker sehr erwünscht. Ausserdem sind aber auch mehrere darin 
aufgenommene Verordnungen, z. B. über die Stellung des Landes>- 
mcdizinafarathes bei den politischen Landesbehörden, die sanitats» 
polizeilichen, sehr vorzüglichen Bestimmungen der Bauordnung für die 
Hauptstadt Graz, die Bestimmungen über die Wirksamkeit der Gene- 
ral-Gouvernements und der Stattbaltereien in sanitätlicher Beziehung 
etc. etc., ganz geeignet dem vorliegenden Handbuche das Interesse 
der Medizinalbcamten auch über die östreichischen Staaten hinaus zu 
verschafl*en. - 

Personalchronik. Preussen, Ernannt: Der Geheime Medizi- 
nalrath Dr. Hou seile zum ordentlichen Mitgliede der wissenschafl- 
lichen Deputation für das Med^inalweacn. 

Vacant: Die Physikatssleile des Kreises Osthavellaftd; die Ba- 
dearztstelle in Reinerz; die Krelsthierarztstelle zu Habelschwerdt. 

Brtyern. Ernannt: Dr. med. C. Volt, Assistent am physto* 
logischen Institute zu München zum Privatdocenten bei der medizi- 
nischen Fakultät der Universität München; Dr. med. G. Sohler die 
Bewilligung zur ärztlichen Praxis in Gars ertheilt. 

Versetzt: Der praktische Arzt Dr. M. Wcissbrod nach 
Ampfung, Landgerichts Mühldorf. 

Pensionirt: Der Regimenisarzt Dr. M. Dobelbauer. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. V o 1 k h a r d t zu Sommerhau« 
sen, Landgerichts Ochsenfurt 

Vacant: Die ärztlichen Districte Naudlstadt, Landgerichts 
Moosburg, Sommerhausen, Landgericht Ochsenfuri und Rohr, Land- 
gericht Abensberg. 

Hofinover. Dem Hofmedicns Medizinalrath Dr. med. Pab er- 
ger zu Hannover der Titel -Hofrath verliehen. 

Entlassen: Auf Ansuchen der Obergerichlsphysicus Dr. C o n- 
radi zu Osterode. 

Niederlassungen: DieErlanbniss zur Ausübung der gesammten 
Heilkunde ist ertheilt worden: Den Dr. F. H. T. Held mit Anwei- 
sung seines Wohn.stlzcs in Zeven , dem Obergcrichtspbysicos a. D. 
Dr. med. Conrad! mit Anweisung seines Wohnsitzes in Gütlingen, 
dem Dr. med. Apcl mit Anweisung seines Wohnsitzes in Hoya. 

Gestorben: Hofrath Dr. med. Schmidt in Celle. 

Kitrh€08en, Ernannt: Der Privatdocent in der med. Facultät 
der Universität zu Berlin Dr. Heckef ist zum Professor der Geburts- 
hfilfe in Marburg ernannt worden. 



R&dactlonsbnreau bei 0. A. Ziurek, Berlin, SchtttzensCrasse 33. Verlag von, Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verhigshandlung und die Hirschwßld'sche Bochbandlung zn Berlin. 

Druck der Adolph BmsC Jfaage^schen UotTersilätsbnchdmckerei in Erlangen. 
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Icdicinalgesetzgebnng nnd AfTentlicheD Gesnodheitspflege 

für Aerste, Apotheker und Beamte. 

Herausgegeben von Dr. £. MOLLEH, Reg.- and MedJc.*RaÜi im Königl. Polizei -Pr&tidlam zn Beiün and 0. A. ZIURER, Apotheker. 

Inhalt. Amtliche Befcanntmachangen: Preussen: Arsneitaxe; Bayern: Hopfendl nnd Hopfenexiract, Inalmclion fllr die 
praktischen Aerste; Sachsen: Todtenscheine; Württembergs Artneilaxe; Sehwarzbwrg- Sonderehausen: Anfhebong der Be- 
hörden des Bezirkes Greussen. — Wissenschaftliche Abhandlangen: Ueber Schlachthiaser von Dr. C. Wolff. — - 
Notizen und Correspondens -Nachrichten: Armenarznei -Ersparnisse, Statistik der Selbstmorde, Nichtcontagiositit det 
gelben Fiebers, Langensenche. — Personalchronik. 



Preussen. 

Die neue Auflage der Arzneitaxe betreffend. 

Unter Berücksichtigung der eingetretenen Veränderungen 
in den Einkaufspreisen mehrerer Droguen und der dadurch 
nothwendig gewordenen Aenderung in den Taxpreisen der 
betreffenden Ansneimlttel^ habe Ich eine neue Auflage der 
Arzneilaxe ausarbeiten lassen, welche mit dem I.Januar 1858 
in Kran tritt. Berlin, den lU. Dezember 1857. Der Minister 
der geistlichen, Untenrichts- und Medizinalangelegenheiten. 

von Raumer. 

Bayern. 

Die Anwendung Ton Hopfenöl und Hopfenex- 
tract zur Biererzeugung betreffend. 

Bereits In dem Ministerlalausschrelben vom 18. November 
1853 ,,Bierbereltung durch Anwendung von Hopfensurrogaten 
betreffend** Ist bemerkt worden, dass nach dem Blerregulalive 
vom 25. April 1811 zur Blerberellung nur Hopfen und nicht 
Hopfenextract verwendet werden darf. 

In neuerer Zelt wird aus dem Hopfen das ätherische Oel 
ausgezogen und aus dem Rückstände welter ein Exlract be- 
reitet. Beide Präparate werden zur Biererzeugung verwendet 
und sind nach vorliegenden Anzeigen In Mustern mit 6e* 
brauchsanwelsung Bierbrauern Im Königreiche zugesendet 
worden. 

Da jedoch die Anwendung von Hopfenöl und Hopfenex- 
tract zur Bierbereitung verboten erscheint und, Insofeme nicht 
nach Beschaffenheit eines concreten Falles eine schwerere 
Strafbestimmung zur Anwendung zu kommen haben würde, 
mindestens nach (. 8. Abs; 2 des Gesetzes vom 23. Mal 1846 
„die Regulirung des Biersatzes etc. betreffend** zu bestrafen 
ist: so sind die einschlägigen Polizeibehörden des Reglerungs- 
bezirkes hierauf wiederholt mit der Weisung aufmerksam zu 
machen, bei vorkommender Anwendung von Hopfenöl oder 
Hopfenexiract oder sonstigen Hopfensurrogaten strafpollzellich 
einzuschreiten und nach Umständen desshaib strafrechtliche 
Untersuchung zu veranlassen. 

Zweckdienlich erscheint es übrigens , von vorstehender 
EntSchliessung zugleich auch die kgl. Gerichtsärzte und das 
Aulschlagspersonale In Kenntniss zu setzen, damit Dieselben 
bei Wahrnehmung der Anwendung von Hopfensurrogaten die 
Teranlasste Einschreitung hervorrufeti. 

Die kgl. Regierung hat hiernach das Geeignete zu ver- 
fügen. München, I.Dezember 1857. Auf Seiner königlichen 
Majestät allerhöchsten BerehL Freiherr von der Pfordten. 
Graf von Relgersberg. 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Mlttelfranxen. 

(Fortsetzang.) 

8- 3. Die Erlaubnlss zur ärztlichen Praxis ertheilt die 
Krelsreglemng und Beschwerden deshalb gehören zum kgl. 
SlaBtsmlnisterlum des Innern. 
Allerhöchste Verordnung vom 6. Joli 1835 Kr.-IntelUgenzblatt 1835 
p. 1889. 

Minist. -Eotscbliessung vom 12. September 1840 DölUngers V. S. 
Bd. 30 p. 20. 

f. 4. Die Militärärzte aller Grade haben die Erlaubnlss 



zur Civllpraxis in ihrer Garnison und ebenso die Privatdo- 
centen der Universitäten sofeme sie den vorgesetzten Poli- 
zeibehörden und Gerichtsärzten das Doctordiplom und das 
Approbatlonszeugniss eines Medizlnalcomitös vorlegen. Jeder 
In die Civllpraxis eintretende Militärarzt wird durch das Phy- 
sikat der Krelsroglerung zur Anzeige gebracht. 

Minist. -EnUehliessang vom 11. September 1826 DdUing. Y. 8. 

Bd. 15. p. 42. 
Mimst..EDt8ch]iessang v. 31. Hai 1837 Dölling. Bd. 15. p.42. 
Minist. -Entschliessnng v. 16. April 1855. 

%. 5. Die im Civil -Staatsdienste wirklich angestellten 
und desshaib eigens verpflichteten Aerzte, die Professoren 
der medizinischen Facultät, die acUven Gerichts- und Poli- 
zeiärzte sind berechtigt zur selbstständigen Praxis ohne Vor- 
lage von Zeugnissen. 
Minist.-Entsebllessang v. 6. Oktober 1856 Kreis- Amtsblatt 1856 
p. 1610. 

S. 6. Oolescenten oder aus dem Staatsdienste getretene 
Aerzte obiger Kategorien verlieren diese Berechtigung und 
haben deshalb um die fernere Erlaubnlss bei der Kreisregie- 
rung nachzusuchen, welche am bisherigen Amtssitze In der 
Regel gestattet sein soll. 
Minist. -Entseldiessang vom 13. Janaar 1854 DdOing. V. S. Bd. 30 
p. 26. 

S. 7. Erledigungen von Stellen eines praktischen Arzles 
werden zur Bewerbung durch das Kreisamtsblatt ausgeschrie- 
ben. Bewerber, deren persönliche Verhältnisse nicnt früher 
der Regierung bekannt wurden, haben dem Gesuche beizule- 

äen Zeugnisse im Orglnal oder beglaubigt über Ort und Zeit 
er Geburt, Confession, Familienstand, Schiussprüfungs- oder 
Approbatlonszeugniss, ein Leumundszeugniss der Districts- 

Eolizeibehörde und, wenn eine Unterbrechung der Praxis vor- 
ergieng , über die Beschälllgung in der jüngsten Zelt. 
Minist.-EnUebliessnng vom 17. Angast 1835 Ddlllng. V. S. Bd. IS 

p, 37. 
Minist. - Entschliessang vom 25. Oktober 1850. Dölling. V. 8 
Bd. 30. p.32. 

S. 8. Die Bewilligung zur Ausübung der ärztlichen Pra- 
xis in den Städten I. Klasse wird nur solchen Aerzfen er- 
theilt, welche vorher wenigstens 3 Jahre lang die Praxis auf 
dem Lande ausgeübt haben. Militärärzte und Privatdocenten 
sind von dieser Vorbedingung ausgenommen. Dispensationen 
von dieser Bestimmung sind von den Kreisregierungen zu 
inslrulren und dem kgü Staatsministerium des Innern vorzu- 
legen. 
Minist. -Entschliessang vom S.November 1855 Kr. -Amtsblatt 185S 
p. 1466. 

S. 9. Die Erlaubnlss zur Bewilligung der ärztlichen Pra- 
xis gilt nur für den durch den acllvun Staatsdienst oder durch 
die negierungsbewiliigung festgestellten Wohnort, gibt aber 
Berechtigung zur selbsts;ändigen Ausübung der Ileilkunst In 
Ihrem ganzen Umfange und soweit der Wonnorl nicht aulge- 
geben wird , für dus ganzit Königreich. 
Minist..£ntscbUessang vom 6. Juli 1835 Kr. -Amtsblatt 1835 p.l889. 

(Forlsulzung Tolgl.) 

Sachaen. 

Verordnung: Die Tudicnschcine für die im Kö- 
nigreich Sachsen sterbenden Ausländer beur. 
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Um der in den meisten fremden Staaten bestehenden 
Einrichtung : 
wornacb über das Ableben der darin sich aufhaltenden 
Ausländer alsbald amtliche Todtenscheine mit Angahe dar 
sonst etwa bekannt gewordenen Verhältnisse des Verstor- 
benen^ welche seinen Hinterlassenen von Werth sein könn- 
ten, unaufgefordert und unentgeltlich «isgestellt und durch 
. die Departements der auswärtigen Angelegenheiten an die 
Regierung des Vaterlandes des Verstorbenen übersendet 
werden, im Interesse der Staatsangehörigen des Königreichs 
Sachsen durch ein gleiches reciprocirliches Verfahren zu 
entsprechen y wird andurch angeordnet: 
Sämmtliche Geistliche aller Confessionen oder alle die- 
jenigen Personen, welche sonst zur Ausstellung von Todten- 
Bcheinea ermächtigt sind, haben künftig, wenn in ihren Be- 
zirken ein Unterlhan fremder Staaten ohne Hinterlassung hier- 
ländischer Leibeserben verstirbt, innerhalb vier Woclien nach 
dem Eintritt des Todesfalles einen Todtenschein in gehöriger 
Form auszufertigen; dieser Todtenschein, welcher die Angabe 
4»B ¥oUen Namens, des Alters, des Standes oder Gewerbes 
und des letzten Aufenthaltsortes enthalten soll, ist an die 
weltliche Obrigkeit des letzten Aufenthaltsorts abzugeben und 
diese hat das, was ihr sonst über die hier einschlagende 
Verhältnisse bekannt ist, dem Todtenscheine beizufügen und 
Ihn mit dem Amtssiegel zu versehen. 

Auf den solchergestalt vervollständigten Todtenscheine 
ist sodann die AttestaUor der dem Aussteller desselben nächst 
vorgesetzten Behörde darüber, „dass .der Todtenschein von 
der zu dessen Ausstellung autorisirten Person ausgestellt 
worden ist,'' zu bringen und darauf ist derselbe zur Legali- 
sation an die Kreisdirection und von dieser an das Ministe- 
rium des Cultus und öflTenlliehen Unterrichts zur weiteren 
Beförderung durch das Ministerium der auswärtigen Angele- 
genheiten kostenfrei einzureichen. 

Die Abfassung solcher Zeugnisse erfolgt unaufgefordert 
kosten- und stempelfrei. Dresden, 7. October ISö'L Mini- 
sterium des famem, und des Cultus und öffentUchen Unter- 
richts. Freiherr v. Beust. v. Falkenstein. 

Königreich Württemberg. 

a) Bekanntmachung, betreffend einige Abänderun- 
gen der Taxe der Arzneimittel. 

In Folge der neuestens vollzogenen periodischen Revision 
der Arzneilaxe wird Folgendes verfugt: 

1) Für die in der Beilage bezeichneten Arzneistoffe und 
Getasse gelten bis zur näcnstkünftigen Taxeabänderung die 
beigelügten Preisbestimmungen. 

2) Für alle andern Artikel gelten die Bestiounungen der 
Arzneilaxe vom 27. Oktober 1847. 

3) Die abgeänderten Preisbestimmungen treten mit dem 
I.Januar 1858 in Wirksamkeit. Stuttgart, den 15. Dezember 
1857. Gessler. 
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lieber Sohlachtli&OBer. 

(Fortseliung.) 



b) Bekanntmachung, betreffend einige Abänderun- 
gen der Taxe der thierärztlichen Arzneimittel. 

In Folge der neuestens vollzogenen Revision der beste- 
henden Taxe der thierärztlichen Arzneimittel wird verfllgt: 

1) Für die in der Beilago verzeichneten Arzneistoffe und 
Gerässe gelten bis zur nächslkünfligen Taxeabänderung die 
beigefügten Preisbestimmungen. 

2) Für alle übrigen Artikel gelten die Bestimmungen der 
Taxe vom 26. August 1848. 

3) Die abgeänderten Preisbestimmungen treten mit dem 
1. Januar 1858 in Wirksamkeit. Stuttgart, den 15. Dezember 
1857. Gessler. 

Sohwarzbiirg - Sondershansen. 

Verordnung, betreffend die Aufhebung der Behör- 
den des Bezirkes Greussen. 

Günther Friedrich Carl etc. etc. 

|. 3. Dem Bezirksphysikus zu Greussen verbleibt dage- 
gen bis auf weiteres sein bisheriger Bezirk. 

Er tritt vom 1. Januar 1858 ab zu den landräthlichen 
Behörden In Sondershausen und Ebeleben, je nachdem die 
Ortschaften seines Bezirkes dieser resp. jener Behörde zufal- 
len , In das Verhältniss , in welchem er bisher zu der land- 
rätbUchen Behörde in Greussen gestanden hat. Sondershau- 
sen, den 15. Dezember 1857. Günther Friedrich Carl, 
F. z. S. S. contrasignirt: v. Eisner. 



Diese früher bestandenen Schlachthäuser waren nur flkr 
das Schlachten des Rindviehs bestimmt, und in der Bemon- 
stration des Magistrats im Jahre 1810 war besonders darauf 
. Ge^iahi geleft •Mrerden , 4um nicbl «Äzvsehen wäre , ^ware^l 
) gerade das HUiderschlachlai in der Strfdt idcht aedaldel weiv 
den sollte, während man alles Kleinvieh Im Hause schlachten 
\ durilo. Statt nun zu folgern, dass man auch das Kleinvieh Im 
Schlachlhause schlachten müsste, wurde umgekehrt gefolgert, 
dass auch das Rinderschlachten in den Wohnungen keine 
Machthelle brächte. Zuletzt wusste man kaum noch, was 
mit dem noch vorhandenen Schlachthause eigentlich bezweckt 
wäre. Nach dem Erlass vom Jahre 1810 war es beadflnal 
iür die Juden, die keine eigentliche ScUacUgelegenheit hat- 
tea — ^ aber diese benutzten es nicht; für das Schlachten bei 
grossen Truppendurchzügen — aber auch da wurde es nicht 
gebraucht, tiir diejenigen Schlächter, weiche keinen hinläng- 
lichen Raum zum Schkcbien Jn ihren Wohnungen hätteo, 
aber als im Jahre 1836 einige Schlächter beim Magistrat den 
Antrag gestellt, Ihnen die Benutzung des Schlachthauses beim 
Schlachten zu gestatten, weil sie I^ine eigene Schlachtgele- 
genheit hätten, wurde ihnen dies abgeschlagen, und von 
Neuem vom Magistrat der Antrag beim Polizeipräsidium ge** 
macht, die Schlachthäuser eingehen zu lassen, was ihm nun 
von Seilen des Polizeipräsidiums gewährt wurde, wenn von 
Seiten des Ministerli kein filnüpruch erfolgen würde; du 
auch das Blinlslerium nichts dagegen halte, wurde also da-» 
mit vertahren. 

Die Schlachthäuser haben den Zweck: 

1) die Aufsicht und Sorge iür ein gesundes Fleisch als 
Nahrungsmittel zu erpichtem, 

2) die Luilverderbniss in der Stadt durch die Abgänge 
bei den Schlächtereien und 

3) den Dnrchgang von Vieh durch die Strassen zu ver- 
hindern. 

Eine ganze Reihe von Verordnungen über diesen Gegen» 
Bland tauchen bei allen Völkern in dem Haesse auf, wie der 
Verkehr, insbesondere der Marktverkehr anlangt, geregalt 
zu werden, die alle nur diesen Zweck im Auge haben, mehr 
oder weniger angetban sind, ihn zu erlüllen. Schon am 
Ende des i4ten Jahrhunderts finden sich Instructionen iür die 
Berliner Knochenhauer und Viehhändler, und spielen erslere 
als eines der 4 Hauptgewerke eine bedeutende Rolle. Im J. 1486 
wurden unter Johann Cicero die den Marktfleischhandel betreffen- 
den Verordnungen mit vieler Sorgfalt erneuert Die Etniübrung 
von öflentlichen Schlachthäusern würde alle diese Zwecke den 
mit einem Schlage arllillen, wenn die Einfuhr von fremdemi 
geschlachtetem Fleische in die Stadt inhibirt würde. Dae 
wäre nicht gut möglich,, ohne die städtischen Schlächter 
zu unumschränkten Herren der Fleischprc^se zu machen, was 
bei ihrer nicht so sehr geringen Zahl für die Bevölkerung 
kaum bedenklich wäre. Es muss jedoch zur Vermeidung die* 
ser Belastung auch eine Beaufsichtigung des eingelülirten 
Fleisches stattfinden, wie dies in Paris der Fall ist, wo Fleisch* 
inspectoren die Beaufsichtigung des ganzen Pariser in und 
auswärtigen Fleisches haben. Diese haben aber so weit eS 
das auswärtige Fleisch betrilR, elnr ziemlich leichte Stellung, 
weil alles auswärtige Fleisch In Paris an 4 Stellen verkaull 
werden muss, und somit da untersucht werden kann. 

Für Berlin müsste entweder ein solcher Gentrahnarkl ge<- 
schalTen werden, oder die sehr unbequeme Kaum mögliche 
Controle des auswärtigen Fleisches an den Thoren stattfin- 
den, oder alles auswärtige Fleisch die Verpflichtung habeUi 
die Scbiadithauslinie zu passiren. Die Besorgniss aber, dasi 
die Einwohner mit ungesundem Fleische ernälirt werden, ist 
wohl gegründet und selbst bei genügender Aulsicht nicht 
allzugering anzuschlagen. Eine Krankheit ist es, die vor 
Allem zu iUrchten ist, das ist der Milzbrnnd und es ist bei 
den staatlichen Maassnahmen gegen diese Kranklieil kaum an- 
zunehmen, dass derartige erkrankte Thiere In den Städten 
zum Genuss koinmen. Denn der Milzbrand ist eine leicht 
erkennbare rasch tödlende Krankheit und das Fleisch solcher 
Thiere charakterisirl sich durch sein schlechtes schwarzes, locke-« 
res Aussehen deutlich. Die Lungenseuche scheint das Fleisch 
ihrer Opfer nicht so zu verändern, dass es nach dem Kochen 
giftige Eigenschaften hätte, wie die neuesten Sachverständi- 
gen fast allgemein annehmen, wenn auch der Staat in wohl 
verstandener Vorsicht diese Ansicht fiir seine Anordnungen 
noch nicht accepiirt hat. Eine ganze Reihe anderer Kiauk- 
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bellen macht das Fleisch weniger nahrhaft und wenn nicht 
geradezu schädlich, jedenfalls höchst eckelhall. £s giebt 
•lier Hoch andere Fehler, die sach nicht so leicht definiren 
lassen, dahin gehört theilweise das zu grosse Aller des ge- 
ftchtacliteten Fleisches, eine tibergrosse Hagerkeit und end- 
lich einige eigenthiimliche Zustände, welche von Krankheiten 
Zeusen, die schwer zu bestimmen sind. (Michel Levy hyg 

IMibL). 

Der wesentlichste Grund Tür die Anlage von Schlacht- 
häusern ist die Verwendung von inrecten Lagerstätten in 
den Städten und ist dieser Punkt von der grössten Bedeutung 
in sanitätspolizeilicher Hin<;lcht. 

Bei der grössten Sauberkeit, die ohne Wasserleitung gar 
nicht und mit ihr kaum herzustellen ist, wird immer der 
Ort, an welchem die Abgänge bis zur Fortschaflung bleiben 
und ihre unvermeidlichen Residuen ein Ausgangspunkt fUr 
inrecte Dünste werden, welche tätlich von Neuem wirkend 
auf die Stadtlufl seine nachlheiligen Wirkungen äussert. Weil 
nun die Schlächter gewöhnlich die Hauswirthe sind, wird 
verhältnissmässig wenig darüber geklagt: aber die infecten 
Gerüche in den Schiachlerhäusern haben immer bewirkt, dass 
die Wobnungen in denselben ungern genommen werden. 
Solche Dinge wirken aber nicht blos local, sondern allge- 
mein, und wenn wie lias unzweirelhail ist, Residuen thieri- 
gcher SlofTe zur Zersetzung zurückbleiben, welche an 2d6 
Orten in Berlin vertheitt liegen, so ist das ein grosser Uebel- 
stand — an 286 Stellen der Stadt, dann von 349 Schläch- 
tern besitzen 249 Schlachthäuser, 77 Schlachtgelegenheiten und 
schlachten noch 89 andere Schlächter bei ihnen. An diesen 
'Stellen werden jährlich geschlachtet, wenn wir z. B. das 
Jahr 1853 als Maassstab annehmen: 

18746 Ochsen 103603 Ctr. 

12168 Kühe und Fersen 42588 Ctr. 

59764 Kälber 27382 Ctr. 

131799 Hammel, Schafe, Ziegen 57662 Ctr. 

1148 Lämmer 299 Ctr. 

79iH Schweine 118711 Ctr. 

229 Spanferkel 85 Ctr. 



m Summa 298045 Häupter, welche 349850 Ctr. 

Yich repräsentiren. Von gutem Rindvieh wird angenommen, 
dass es 57 pCt. Fleisch ergiebt, und nach diesem Haass«* 
•labe, der aiinähemd für alles Vieh richtig ist, geben 
349850 Ctr. Vieh 19,941450 Pfd. Fleisch. 

Der dritte Punkt, der Transport des Viehes durch dfe 
Strassen der Stadt ist von so grosser Bedeutung, dass bei- 
spielsweise die Stadt Hannover allein um den Gefahren wirk- 
sam vorzubeugen, welche das häufige Scheu- und Wildwer- 
den der in die Stadt gebrachten Schlachtochsen hervorruft, 
ein Schlachthaus anlegen wollte^ Diese Uebelstände ist auch 
tn Berlin zu beseitigen nicht gelungen. Wer öfter jenseits 
des Alexanderplatzes den Stadttheil besucht, wird fast täglich 
Vieh durch die Strassen treiben sehen und oft genug das 
Publikum vor einem wilden Rinde flüchten. Ja vor wenigen 
Wochen habe ich dasselbe Schauspiel noch am elegantesten 
Ufid belebtestcfn Stadttheile der Sladt dicht vor dem Branden- 
burger Thore Sonntag Nachmittags gesehen. 

Das ohngerahr sind die Gründe für die Anlagen von 
Schlachthäusern. ^ 

Die Gründe dagegen sind: 

1} der Kostenpunkt, ein Punkt der an und für sich nicht 
In Anschlag kommen kann, bei einer Sache, die für Leben 
■nd Gesundheit von einer halben Million Menschen von gros- 
Mn Interesse ist und für BerHn selbst um eo weniger, als 
wiederholte OfTerten gemacht worden sind, um für Berlin 
Schlachthäuser herzustellen, ohne dass der Stadt Kosten dar- 
aus erwachsen wären. Die Anlage von iünf Schlachthäusern 
In Paris hat angeblich und wahrscheinUch zu hoch angenom- 
m6ti, gekostet 4 V<> Million Thaler, ohne 2 Schwelneschlachthäu- 
ser, dfe erst im Jahre 1845 angelegt sind und 1400000 Thir. 
gf^kostet. In jenen fünf Schlacblliäusem sind in einem Jahre 
geschlachtet worden: 



Ochsen Kühe Kälber Hammel 

Montmartre 41462 12254 26473 247652 

MenilmonUnt 24(05 11675 15745 175764 

Grenelle 12272 1145 llOOl 65256 

VoWejuif 63 tl 562 5606 25808 

Beule 5 873 198 9896 8760 

Zusammen 89923 25834 68721 523240 53,695077 



Ausgegange- 
nes Fleisch 
24,61 1317vM 
14,946131/^ 
7,139649V^ 
2,903305( § 
4,094624^ § 
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Ausserdem sind von auswärts in der Stadt 
eingegangen 13,876501 

In Summa 67,571578 
Auf 53,695,077 Kilogr. Fleisch und 

6,938,637 Kilogr. Fett sind gebraucht 

60,633,714 94250 Cubikmelr. Wasser, d. I. 

caauf50Pid.l CubikfussJWasser. In den beiden'Schweinschläch«-' 
tereien sind geschlachtet 45961 Schwäne, welche an Fleisch 
4,001134 Kilogr. gegeben haben. 

Ausserdem sind von auswärts eingegangen 
5,521235 Kilogr. zusammen 

9,522369 Kilogr. Schweinefleisch, das ist 19044738 Pfd. , und 
es ist also fast soviel Schweinefleisch in Paris verbraucht als 
in Berlin Fleisch überhaupt. 

Aus diesen Zahlen ergiebt sich, dass das Kilogramm 
des jährlich gebrauchten Fleisches au Anlaffecapital lür die 
Schlachthäuser 2 ggr. kostet, also kostet das rfund Fleisch 
an Anlagecapital 1 Groschen Courant. 

Das würde bei einer Consumtlon von 20 Millionen Pfund 
Fleisch Tür Berlin 20 Millionen Gr. Cour, unter 1000000 ThIr. 
betragen. 

Nehmen wir nun die in Berlin üblichen Schlachtpreise 
pro Rind 15 Sgr., pro Kalb, pjro Hammel 2V2 Sgr., pro 
Schwein 12^2 ogr. im Vergleich zu der in Berlin geschlach- 
teten Anzahl Häupter, so wird sich herausstellen, dass diese 
Million Thaler sich ganz gut verzinst. 
18746 Ochsen 
12168 Kühe 



30914 Rinder k 15 Sgr. =: 
54764 Kälber 

131799 Hammel, Schafe, Ziegen 
1198 Lämmer 
229 Spanferkel 



15457 Thlr. 



187990 k 21/2 Sgr. 
79941 Schwein ä 12V2 Sgr. 



15665 Thlr. 
32975 Thlr . 

64097 Thlr. 



298045 Häupter mit 

Es würden somit bei einer Verzinsung von 5 pCt. noch 
14000 Thlr. Amortisations- und Betriebskosten übrig bleiben, 
ohne dass die jetzt üblichen Schlachtpreise erhöht zu werden 
brauchten oder eine grössere Consumtlon eintreten mttsste. 

(Schluss folgt.) 

Zur Verminderuag der Kostan dar ArmoakraiikaiviUgo sind von dar 
Armendirecüon zu Berlin in jüngster Zeit folgende Verfügungen er- 
laben worden: 

1. V^ir finden uns zu der Bestimmung veranlasst, dass die Her- 
ren Apothekenbesitzer bei Anfertigung armenärztlieher Verordnungen : 

1) Für das Verabreichen von Pulvern und Pillen, wofern bei 
den ersleren Papierkapseln nicht ausreichen, jederzeit, auch ohne 
ausdrückliche Anweisung des Arztes, nur graue oder gelbe Kruken 
benutzen und in Rechnung steUen. 

2) Für Reiteraturen und selbst für neu verordnete Arzneien, 
wenn die zurückgetieferten Gelasse zu deren Aufnahme geeignet 
sind , neue Gefässe nicht in Rechnung steUen. 

3) Gefärbte Gläser nur auf ausdrückliche Verordnung des Arztes 
verwenden. 

4) Flores Chamomillae, Flores Sambuci und Flores Arnicae, wenn 
sie allein verschrieben sind, ungeschnitlen geben und berechnen. 

5) Zu Schwefelsalben nicht Sulpbur dcpur. lot., sondern Flor, 
sulph. (Sulph. subl.) verwenden und berechnen, auch wenn der Arst 
inrthQmlich für Flor, sulph. die ältere Bezeichnung Sulph. dep. ge- 
braucht hätte. 

6) Von gleichnamigen Mitteln stets die billigste Sorte verwenden 
und berecbnea, wofern nicht eine theurere ausdrücklich verordnet ist» 

Diejenigen Herren Apoihekenhesitzer, welche die vorstehenden 
Bestimmungen unbeachtet lassen, haben za gcwtärtigea, dass die da* 
dureh herbeigeführten Mehrbeträge bei der Fessetzung Ihrer Rech- 
nungen in Abzug gebracht werden. 

Berlin, den 20. Juli 1837. Die Armen -DlrektioD. 

An sämmtliche hiesigen Herren Apothekenbesitzer. 

U. Auf den Antrag, der von der Medicinalkonferenz der Armen- 
ärzte niedergesetzen Kommission bestimmen wir, dass die Herren 
Armenärzte und Armenwundärzte: 

1) In Mixturen niemals Zucker, sondern statt desselben Syrap: 
Simplex oder communis verordnen. 

2) In Stelle der Species bechicae die Spec. pector. Pharm, mtl. und 

3) das Ung. Digit. niemals aus Extr. Dlgit., sondern aus dem 
Kraute bereitet verordnen. 

Es wird nämlich ad 1) der Zusatz des Zuckers durch den Preis 
des Aufldsens vertheuert und 3 Drachmen Syrup simpl. entsprechen 
2 Drachmen Zocker; ad 2) stellt sich der Preis der Spec. pect, bilh- 
ger als der der Spec. bech. wegen des leichteren Gewichtes der er- 
storen , und ad 3) ist das aus dem Kraute bereitete Ung. Digit. be- 
deutend billiger, als das aus dem Extr. bereitete. 

Berlin, den 28. Juli 1857. Die Armen- DirekUon. 

An sämmtliche hiesigen Herren Armenärzte und Armenwundärzte.. 
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III. Wenn wir in dem Streben , die Kosten der Armenkranken- 
pflege ZQ verringern , bisher von den Herren Armenärzten und Wnnd- 
irzten auf das Bereitwilligste nnd derglestalt unterstützt worden sind, 
dass in der That die Durcfascbnittskosten sowohl für das einzelne 
Recept, wie für den einzelnen Kranken immer mehr sich verringert 
haben , ' so dürfen wir auch der Erwartung uns hingeben , dass Sie 
nicht minder bei Ihren ferneren Verordnungen die grösstmdgliche 
Sparsamkeit im Auge behalten und streng alles Dasjenige vermeiden 
werden, wodurch ohne Erhöhung der Wirksamkeit der Mittel die 
Preise derselben vertheuert werden. 

Wir haben zu diesem Behufe die von der Conferenz der Herren 
Armenärzte niedergesetzte Commission veranlasst, die mit Rücksicht 
auf Arzneikosten -Erspamiss begonnenen Revisionen der armenärzt- 
liehen Verordnungen auch fernerhin fortzusetzen , und geben Ihnen 
nunmehr in Folgendem Kennlniss von dei^enigen Erinnerungen, 
welche die Kommission in dem uns erstatteten Berichte bezüglich 
des 11. Quartals d. J. gemacht hat. 

ij Es sind mehrfach Gumm. Mimos., Sacch. alb. und Succ. Li- 
quir. als Zusätze z^ Blixturen verordnet worden, wiewohl es billiger 
gewesen wäre, statt derselben die Auflösungen, beziehungsweise 
Mucil. Gumm. Mimos., Syr. simpl. und Solnt. Succ. Liquir. zu ver- 
schreiben. 

2) Dem Extr. Colocynth. hätten die billigeren Coloeynth. praep. 
substltuirt werden können. 

3) Bei der Verordnung von Rad. Altb., Rad. Seneg. , Cort. 
Cascar. und Stip. Dulcam. hätte statt des Dekokts das billigere Infu- 
sum verordnet werden mögen. 

4) Ebenso statt des Infus. Senn. comp, das billigere Infus, laxans 
(Form, magistr. in ns. paup.) 

5) Sowie statt der Spec. pect. Pharm. Boruss. und statt der Spec. 
bechicae die billigeren Spec. p»ct. Pharm, mil. 

b) Statt der Aqu. saturn. mnsste unbedingt die entsprechende 
Menge des Acet. plumb. verschrieben werden. 

7) Mit Rücksicht auf die Taxe der Gefässe und Konvolute, sowie 
auf die Arbeitspreise empfiehlt sich das Verschreiben vieler Arzneien, 
wie das OL Jecor., der Flor. Chamom., der Flor. Samb. Sem, Lini, 
Spir. Frum. u. s. w. in Quantitäten von sechs Unzen. 

8) Das Linimentum amoniacatnm lässt sich am^billigsten aus OL 
Raparum und Liqu. Amm. caust. zusammensetzen. 

9) In Stelle der Pilulae aloeticae empfiehlt sich als eine billigere 
Composttion. 

R. Colocynth. praep. Gr. XVIII. 
Atoes pulv scr. ii (2). 
Pulv. rad. Jalap. 
„ „ RheL 
Sap. med. aa scr. 1. 

m. f. c. Aqu. mass. e qu. form. piL Nr. 00 Lycop consp. 
Berlin, den S.Dezember 1857. Die Armen -Direktion. 

Statiatik der Selbstmorde. Von Lisle ist kürzlich ein von der 
Academie de med^cine zu Paris gekröntes Werk erschienen. Dieses 
Werk enthält die interessantesten Data über den Selbstmord in Frank- 
reich. 

Es kamen in Frankreich von 1836 bis 1852 incl. 52136, mithin 
im Durchschnitt jähriich 3066 Fälle von Selbstmord vor. 

Während in Russland auf je 49182 Seelen, in Oestreich auf 
20900, in Preussen auf 14404, in England in den Jahren 1838 und 
1839 auf 15900 Einwohner ein Selbstmord kam, kam in Frankreich 
in den Jahren 1838, 1839 auf 12489, im Jahre 1852 auf 9340 Ein- 
wohner ein Selbstmord. 

Als Ursachen des Selbstmordes werden zunächst bezeichnet: 
Geistesstörung, physische Leiden, häusliche Zwistigkellen, Schulden, 
Armnth, Trunksucht, schlechte Aufführung, Lebensüberdruss , ge- 
täuschte Liebe. 

Als Ergebniss der erwähnten Abhandlung sind folgende . Data 
hervorzuheben: 

1) Die Selbstmorde nehmen in Frankreich immer mehr zu. 

2) Die Selbstmorde in Frankreich übertreffen bei weitem an Zahl 
die anderer Staaten. 

3) Sie lassen sich nicht immer auf psychische oder physische 
Leiden zurückführen. 

4) Sie stehen in Verbindung mit der zunehmenden Civilisatlon 
und der Verbreitung einer gewissen Art von Bildung, Jener nämlich, 
die dem Verstände ein zu grosses Gewicht beilegt und darüber die 
Sorge für die körperliche Ausbildung ausser Acht lässt. 

Hiehteontagiöaitat des gelben Fiebers. In der Sitzung der Pariser 
Academie de Med^cine macht ein korrespondirendes Mitglied dersel- 
ben Dr. Thomas folgende Millhcilung: 

Als Ich nach New-Orle%ns kam war ich Konlagionist ; die Be- 
obachtung der Thatsachen hat mich Jedoch des Gegeniheils in ent- 
scheidender Weise überzeugt, und ich kann die Veranlassungen des 
gelben Fiebers nur in einer durcli ondemlHche Verhältnisse erzeugten 
Infcction erblicken, z. B. wie durch deu Zustand der Kloaken in 

Gibraltar. * 

Meine Beobachtungen hfiben mich überzeugt, dass die AnMcckun- 
gen des gelben Fii-bcrs bei Jonen, dio sich dcrscibea absichtlich und 
unabsichtlich aussetzten nicht stallgcfundcn hat. Ich habe Aerzte 
sich in Betten legen gesehen, In denen Kranke am gelben Fichcr 
eben gestorben waren; sie hatten blcli dabei in Leichentücher ge- 



wickelt, die mit dem Auswurfstoffe des schwarzen Erbreehent bedeckt 
waren ; sie sind gänzlich verschont geblieben. 

Eine Intermlssion des gelben Fiebers habe ich nie beobaefaCety 
wohl aber eine Remission. Nach meinem Dafürhallen wird et groa* 
seniheila durch Sumpfmiasmen erzeugt. 

Rostock. Z. Lvageueuebe der Binder. Eine vom Belgischea 
Ministerium des Innern eingesetzte Commission zur Begutachtung der 
bisher angestellten Versuche über die Lungen^eoche der Rinder hat 
das Ergebniss ihrer Ermittelung in folgenden Sätzen ausgesprochen: 
1) die regelrecht ausgeführte Inoculation ist Im Allgemeinen durchaue 
unschädlich, nachtheilige Einflüsse sind äusserst selten. 2) In Bel- 
gien ist überhaupt die Lungenseuche im Abnehmen oder vielmehr 
dem Erlöschen nahe , sie kommt nur noch in ganz vereinzelten Fäl» 
len vor. 3) In den meisten Localitäten kann diese^ Abnahme der 
Krankheit nicht der Einimpfung zugeschrieben werden, da dieselbe 
nicht umfassend ausgefährt worden ist 4) Die prophylactische Krad 
der Inoculation ist nicht absolut, da manche geimpRe Thiere nach 
einiger Zeit von der Lungenseuche befallen worden sind ; 5) Es ist 
überhaupt noch nicht als erwiesen zu betrachten, dass die Einimplnag 
der Lungenieuche eine Schutzkrafl gegen die Krankheit bewährt. 

Wie sehr eine eingehende, die Natur der Lungensenche, 
und die zu ihrer Abwendung und Tilgung erforderiicben Ver- 
waltungsmassregeln, zusammenfassende und erschöpfende Erörierung 
nothwendiges Bedürfniss ist, kann nur der beurthetlen , der die Ein- 
bussen, welche sie zur Folge hat, so in der Nähe beobachtet, wie 
wir das leider zu oft in den Mecklenburgischen Ländern zu thun ge- 
zwungen waren. Um so mehr müssen aber die obigen laxen, Dichte» 
sagenden in der Praxis der Verwaltung ganz nulzlosen Folgerungen 
der Belgischen Commission auflallen. Es wäre sehr wünschcnswerth» 
wenn die genannte Krankheit in ihren allgemeinen und besondem 
Beziehungen zur Sanitätspolizei in der Weise monographisch behan- 
delt würde, wie die Rinderpest in der sehr verdienstvollen Abhand- 
lung von Medizinalrath Dr. Fr. Brefeldt zu Breslau. 



Personalehronik. Preussen, Dem Oberstabs- und Regimentsani 
I Dr. Weiss ist der Charakter als Geheimer Sanitätsrath verliehen wor- 
den. Dr. Wagner aus Danzig ist als ord. Professor der Chirurgie 
und Augenheilkunde an die Universität zu Könignberg berufen worden. 

Ernannt: Dr. Rohowski zum Kreisphysicus in Bunzlan ; As* 
sistenzarzt Dr. Schmeisser zum Stabs- und Bataillonsarzt im 
6. Land Wehrregiment; die Unterärzte Dr. Fensch, Dr. Torges, Dr. 
Tschepke, Dr. Weber, Dr. H ersehe uz zu Assistenzärzten. 

Versetzt: Der Kreisphysicus Dr. Dommes in den Landkreis 
Aachen. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Beigel in Jarocin» 
Dr. Weymann in Ncnwcdel, Dr. Seiler in Borgenireich. Dr* 
Weyergang in Lipke; Apotheker Burow hat die Apotheke i« 
Friedberg i. N.M., Apotheker Steegemann die Apotheke in Reelz, 
Apotheker Olscbowsky dio Apotheke in Krotoschin gekaoR; die 
Apotheker Wintergeest in Bernkastcl, A. Leflls zu Gangelt, S. 
0. Schnitze in Langenberg haben die Concession zur Fortführung 
der genannten Apotheken erhallen; die neuconcessionirte Apotheke 
in dem Dorfe Golzow bei Cüsirin ist bei der abgehaltenen Revision 
in sehr guter Verfassung vorgefunden worden und dem Apotheker 
Litzig die Erlaubniss zur Eröfltiung seines Apolhekengeschäf^es von 
der Königl. Regierung ertheilt worden; der Thierarzt 11. Kl. S. Mül- 
ler hat sich in Frankfurt a. 0. niedergelassen. 

Orden: Der Verwaltungsdireclor des Charit^- Krankenhauset 
und der Thierarzneiscbule Geheime Rcgierungsralh Dr. Esse den 
rothen Adlerordcn 3. Kl. mit der Schleife; der Geheime Medizinalrath 
Professor Dr. Frerichs zu Breslau den Königl. Bayernchen Michaels- 
orden; Dr. med. Walz z. Z. in Petersburg den Kais. Russischen 
Slanislausorden 3. Kl. und das Grossherz. Badensche Ritlerkreuz dee 
Zähringer Löwenordens; Dr. Morris z. Z. in Constantinopel den 
rothen Adlerorden 4. Kl. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Rosen berg in Moschin. 

Vacant: Das Kreisphysicat des Kreises WeisseuRee, Reg. Bei. 
Erfurt; das Kreisphysicat des Kreises UcHohn, Reg. Bez. Arnsberg; 
Kreisthicrarzlstcllcn zu Nordhausen und Ahrweiler- Adenau. 

Hiiyern, Versetzt: Der RcgimcnlKarzt Dr. C. Sorg zum 
11. Inf. Regim.; der prakt. Arzt Dr. Semm von Wörlh nach Som- 
merhausen, der prakt. Arzt Reu bo 1dl von älOnuerstadt nach Wörlh. 

Verabschiedet: Der Regimentsarzt Dr. Stadelmeyer vom 

11. Inf. RegIm. ^ ^ - t ^ a 

Vacant: Die Stellen der prakt. Aerzte zu Schweinfurt una 

Münnerstadt. 

Uiiiuinver, Vacant: Die Stelle des prakt. Arztes zu Oster- 

wald, Amt Coppenbifigge. 

GrussherxuKtkttm llsssttn. Ernannt: Der Kreisarzt des Me» 
dizin-ilbezirks Bccrfeldcn Dr. K. Land mann zum Kreisarzt desMedi- 
zlnalbczirkes Wald-Michelbach, der Kruiswundarzl des Medizinalbe- 
zirks Höchst, Dr. F. Block zu Ni»uslatil zum Kreisarzt de«» Meilizi- 
nalbczlrkos Bcerfcldcn, der prakt. Arzt Dr. H. Köhler zu Offenbach 
zum Kreiswundarzl des Medizinalbc/irkcü Oilenbnch. 

Utrxn^thum Snchxen-Mi^hihn^eM, Dem Regimenlsarzt im 
Herzogt. Inf. Rcgim. Dr. Bau manu i»l der Rang eines Oberlicutnanti 
verticlien worden. 
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Preusaen. 

Die Aufbewahrung der Gifte betreffend. 

Die von der Königl. Regierung in dem Berichte vom . . . 
vorgetragenen Bedenken gegen die Durchllihrung der für die 
Aufbewahrung der direkten Gifte bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen in den Apotheken des dortigen Verwallungs- 
Bezirks kann ich für begründet nicht erachten. 

Dass kleine Quantitäten der in der Tabula B. der Phar- 
macopoe verzeichneten Gifte, behufs des prompten Gebrau- 
ches bei der Rcceplur in Bereitschaft gehalten werden, ist 
als zulässig immer gestattet worden. Gegen das Vorhanden- 
sein von kleinen, verschlossenen Schränkchen zur gesonder- 
ten Aufstellung solcher kleinen Quantitäten in den Officinen 
ist auch diesseits nichts erinnert worden. Der in der Veriii- 
ffung V. 14. V. M. erhobene Tadel bezieht sich vielmehr dar- 
auf, dass der ganze Vorralh der directen Gifte in den mei- 
sten Apotheken im dortigen Regierungsbezirk allein in der 
Offizin, und nicht in von den übrigen Waaren und Medicina- 
lien entfernten Behältnissen und Verschlagen, wie dies vor- 
geschrieben ist, aufbewahrt wird. Die Annahme, dass in 
der Mehrzahl der Apotheken nur eine dem Gebrauche bei der 
Rcceptur entsprechende Quantität von direkten Giften vorrä- 
thig sei, erscheint nicht gerechtfertigt: Namentlich erfordert 
schon der weisse Arsenik, welcher zu medizinischen Zwecken 
fast niemals verwendet wird, in keiner Apotheke aber lehil, 
die Herrichtung eines besonderen Giflschrankes. 

Da nun auch in den beschränktesten Lokalitäten, immer 
noch eine Räumlichkeit, sei es auf dem Boden, in der Glas- 
karamer oder auch nur in einer entlegenen, durch einen ver- 
schliessbaren Gitterverschlag abgelheliten Ecke der Material- 
slube sich wird ermitteln lassen , welche zur Aufstellung ei- 
nes Giftschrankes geeignet ist, so kann eine erhebliche Schwie- 
rigkeit, den gesetzlichen Bestimmungen in dieser Beziehung 
Folge zu geben, in den derartigen Apotheken nicht obwalte«. 

Die Königl. Regierung veranlasse ich demnach, in der 
Zukunft daftlr Sorge zu tragen, dass ausser einem kleinen, 
zum Receplurbedarf in der Olficin zulässigen Verschlusse iiir 
die Separanda der Tabula B. in jeder Apotheke noch ein ei- 
gentlicher Giftschrank für die grösseren Vorräthe dieser Ka- 
tegorie an einer von den übrigen Medicinalien entfernten 
Stelle angelegt werde. Berlin, den 15. Dezember 1857. Der 
Minister der Geistl., ünterr. und Medidnal- Angelegenheiten. 
Lehnert i. A. — 

Das Abledern und die Ausnutzung rotzkran- 
ker, resp. an Rotz verendeter Pferde betr. 

Nach Einsicht der Bekanntmachung des vormaligen Ge- 
neral-Gouvernements der Königlich Preussischen Provinzen 
am Rhein, de dato Aachen den 6. März 1816 (Journal des 
Nieder- und Mitlelrheins , Bd.VllI. S.253) und in Gcmässheit 
Rescripts des Herrn Ministers der geistlichen, Unlerrichts- 
und Hedizinalangelegenheiten vom 17. Juni dieses Jahres, 
wird auf Grund der §$.6, U und 12 des Gesetzes über die 
Polizei - Verwaltung vom 11. März 1850 nachstehende 

Polizei -Verordnung 
filr den ümfanff unseres Verwaltungs Bezirks erlassen. 

§. 1. Jeder Besitzer eines des Rotzes verdächtigen Pfer- 
des muss dies sofort der Ortspolizeibehörde anzeigen. 

S. 2. Der betreffende Ortspolizeibeamle begibt sich dar- 
:aiif an Ort und Stelle und sorgt daftir, dass die kranken 



Pferde sofort in einen abgesonderten Stall gebracht werden; 
zugleich zeigt derselbe den Vorfall der landräthlichen Behörde 
schriftlich an. 

S. 3. Diese Behörde ($.2) beauftragt den Kreislhierarzt 
oder in dessen Abwesenheit einen andern approbirten Thier- 
arzt mit der schleunigen Untersuchung der rotzverdächtigen 
Pferde, welche unter Zuziehung der Ortspolizeibeamten vor- 
zunehmen ist. 

§. 4. Die rotzig befundenen Pferde müssen sogleich ge- 
todtet werden und zwar, soviel wie möglich, in den nächsten 
Abdeckereien, oder sonst an Orten, welche von Landstrassen 
Wohnungen und Stallungen wenigstens 1000 Schritte entfernt 
sind. Findet man sie sciion verendet, oder sind sie zum Ge- 
hen zu schwach, so müssen sie auf einem mit Hornvieh be- 
spannten Geßihr nach dem vorgedachten Orte gefahren, dür- 
fen aber keineswegs dahin geschleift werden. 

Das Hinfuhren rotzkranker Pferde zu dem Orte der Töd- 
tung oder zur Abdeckerei muss spät Abends oder während 
der Nacht, wenn die Strassen leer oder wenig besucht sind, 
mit Vermeidung der Hauptstrassen, auf Nebenwegen, ohne 
Aufenthalt an Wohnungen, Stallungen oder Wirlhshäusem er- 
folgen ; auch dürfen die kranken oder schon verendeten Thiere 
mit andern Pferden in keine Berührung gebracht werden, und 
ist es insbesondere untersagt, dieselben an den Rändern der 
Wege und an Chausseegräben weiden zu lassen. 

$. 5. Das Abhäuten und die sonstige Benutzung der 
wegen der Rotzkrankheit getödteten Pferde ist nur in den 
Abdeckereien gestattet, die Abdecker haben hierbei zur Ver- 
meidung jeder Ansteckungsgefahr für Menschen und Thiere 
die nöthige Vorsicht in Anwendung zu bringen. 

Namentlich sind die Abdecker verpflichtet, darauf zu 
sehen : 

a) dass die zum Abledern und zur Ausnutzung der getöd- 
teten Pferde verwendeten Personen keine offenen Ver- 
letzungen an den Händen haben; 

b) dass die Cadaver der mit Rotz behafteten Pferde voll- 
ständig erkaltet sind, bevor das Abhäuten vorgenommen 
wird; 

c) dass die Häute sogleich entweder auf einem mit Zugluft 
versehenen Boden zum Trocknen aufgehangen und nur 
im trocknen Zustande, nachdem sie wenigstens 14 Tage 
resp. .4Wochei>, je nachdem die Ablederung im Sommer 
oder im Winter stattgefunden, gehangen hanen, verkauft 
werden, oder dass sie doch wenigstens vorher in kaltem 
Wasser ausgewaschen worden und dann 24 Stunden in 
Kalkwasser, worin fiir jede Haut 6 Loth Alaun aufgelöst 
ist, gelegen haben, bevor sie an den Gerber abgegeben 
werden ; 

d) dass ebenso die Sehnen zum Leimsieden nur in trocke- 
nen Zustande, Fleisch und Fett aber nur im ausgekoch- 
ten, beziehungsweise geschmolzenen Zustande verwendet 
werden. 

S. 6. Diejenigen Pferde, welche an der Rotzkrankheit von 
selbst verendet, so wie diejenigen, welche wegen dieser 
Krankheit an andern Orten als in den Abdeckereien gelödtet 
worden sind, dürfen nicht abgehäutet oder anderweitig im 
todlen Zustande ausgenutzt werden, vielmehr sollen sie, nach- 
dem ihre Haut an mehren Stellen zerschnitten ist, mit der 
Haut in eine, wenigstens 6Fuss tiefe Grube vergraben wer- 
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den. In die <Snbe muss auch das beim Tödten etwa auf die 
Erde geflossene Blut gebracht werden. 

%. 7. Rüclisichtlich der Desinfection der Ställe, worin 
rotzkranke Pferde gestanden, so wie der Futtergerathe und 
Geschirre, welche mit rotzlcranken Thieren in Berührung ge- 
kommen sind, behält es bei den Allerhöchst genehmigten Be- 
tStimmunffen vom 8. Auffust 183Ö sdn Bewenden. 

|. 8. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung wer- 
den mit Geldbusse bis zu lOThlr. resp. im Unvermögensfalle 
mit verhällnissmässiger Gefängnissstrafe geahndet. 

Trier, den 14. ßezember 1857. Königl. Regierung. 

Bayern. 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Htttelfranken. 

(Fortsetzung.) 

$. 10. Die Würtembergischen Civil- und Militärärzte 
haben die Erlaubniss zur ärztlichen Praxis auf dem bayeri- 
schen Gebiete, unter der Voraussetzung, dass sie sich bei 
dem betreffenden Physikate über die in Würtemberg vorge- 
schriebene Staatsprüfung legitimiren. 
MiBist.-Eatschliessung vom 24. März 1837 Kr. -Intelligenzblatt 1837 
p. 15. 

S. 11. Jeder die ärztliche Civilpraxis neu beginnende 
praktische Arzt hat vor Anlritt seiner ärztlichen Praxis sich 
dem Vorstande der DistrictspoUzeibehörde unter Vorlaffe der 
Erlaubnissurkunde und dem Nachweise über seinen Beitritt 
zum ärztlichen Pensionsverein vorstellig zu machen, und in 
Gegenwart des Gerichtsarztes und nach vorgängiger Hinwei- 
sung durch denselben auf die aus der Uebernahme der ärzt- 
lichen Praxis erwaclisenden Pflichten den im Kreisamtsblatte 
von Hutelfranken von 1856 Seite 1612 vorgeschriebenen 
Eid auf die gewissenhafte Erlullung der Berufspflichten und 
auf die Nichttheilnahme an dem Staate nicht angezeigten und 
nicht gebilligten Vereinen zu leisten. 

Von der Ableistung dieses Eides sind nur die als Pro- 
fessoren der medizinischen Facultäten, die als Gerichts- und 
Polizeiärzte oder sonst im Civilstaatsdientse wirklich angestell- 
ten und hierwegen eigens verpflichtelo Aerzte, und von der 
Eideslcisluug wegen Nichttheilnahme an Vereinen die Militär- 
ärzte mit Rücksicht auf ihre Beeidigung beim Eintritte in den 
Militärdienst befreit. 

Bei Versetzungen in einen andern Bezirk hat der prak- 
tische Arzt sich bei dem Gerichtsarzte des neuen Wohnortes 
vorstellig zu machen und wird durch den Vorstand der Di- 
strictspoTizeibehörde unter Rückerinnerung an den bereits ab- 
gelegten Eid eingewiesen. 

Medizinaledikt vom 8. September 1808. 

Minist. - Enlschli-ssung vom 6. Oktober 1856 Kr. -Amtsblatt 1856 
p. 1609. 

Berechtigungen. 

S. 12. Jeder praktische Arzt ist berechlffft, für seine 
ärztliche Dienstleistung die Gebühren nach der Medicinaltax- 
ordnung vom 31. März 1836 zu berechnen und von dem Be- 
handelten, oder wem die Zahlungspflicht gesetzlich obliegt, 
zu for^Jern. Gegen Unbemittelte darf von den Aerzten eine 
rücksichtsvolle theilweise oder gänzliche Nachsicht der For- 
derung erwartet werden, und wird in den Qualificationslisten 
der Aerz e eine Rubrik oflen gelassen über das Benehmen 
und die Thäligkeil geirm Arme. 

MediziDallaxe vom 31. März 1836 Kr -IntelllgenzblaU 1836. Nr. 42. 

8. 13. Verträge der Aerzle mit Gemeinden, Armenpfle- 
gen, öffentlichen L.siilu en wegen Belohnung oder Besoldung 
oder freiwilliger Funktions- Uebernahme zur ärztlichen Lei- 
tung sind zulässig, bedürfen aber der Curatelgenehmigung. 
Von der Curateibeliörde genehmigle Aerzle sind vor ihrer 
Functionsübernahme von der Districispolizeibehörde in Gegen- 
wart des Gericlitsarztes und nach geschehener Einweisung 
durch denselben unter Erinnerung an ihre allgemeine und 
nun spezielle Verpflichtung wieder durch Handgelübde zu ver- 
pflichten. 
Minist. -Entscbliessnnsr vom 16. Juni 1839. Dölling:. Y. S. Bd. 26 
p. 655. 

S. 14. Jeder praktische Arzt ist berechtigt, die nach- 
verzeichneten in Nothl'allen unenibehrlichen Mittel zu Tühren, 
und wenn er dieselben im Augenblicke des Bedarfs bei sich 
führt, anzuwenden: Heitpflasler, Höllenstein, Alaun, weisse 
Magnesia, Hormännischen Liquor, Salmiakgeist^ einfache 
Opiumtinktur, HaUers Sauer und Kamillen. 



Minist. -EDtochlieifon^ vom 26. September 1846 Kr.«lB4eIliceni- 

blatt 1846 p. 490. 
Minist. -EnUchliessang vom 26. September 1847 Kr.-InteUieeoibUtt 

1847 p. 454. 

(Fortsetzung folgt.) 
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An die sämmtlichen Gerichts-Aerzte von Mit- 
telfranken. (Instruction zur Abfassung der Physikats- 
Jahresberichte über das Medicinal-und Sanitäts- Wesen im 
Verwaltungsjabre.) 

(Fortsetzung.) 

2) En- und Epidemieen im Verwaltungsjahre sind 
kurz und bündig zu beschreiben, deren locale Färbung, Ver- 
lauf, Intensität, Therapie und getroffenen Anordnungen nebst 
Angabe der teUiuiscben imd atmosphärischen Verhältnisse, 
der Sitten und Gebräuche, welche sie etwa veranlassten, un- 
terhielten und verbreiteten. Wo besondere Berichterstattung 
vorherging, ist nach simimarischem Vortrage über dieselbe 
darauf sich zu beziehen. 

3) Die wichtigeren und gesicherleren Ergebnisse aus 
der ärztlichen Praxis, so ferne sje itir die Theorie und Heil- 
kunde der Praxis nützlich und verwendbar sind, die merk- 
würdigen medicinischen und chirurgischen Fälle, chirurgische 
Operationen soweit sie in der eigenen Praxis oder in den 
Mittheilungen der praktischen Aerzte gegeben werden und 
Zeugniss geben von besonderer wissenschaftlicher und prak- 
tischer Berähigimg sind kurz vorzutragen oder im Originale 
mitzutheilen. 

4) In Uebereinslimmung mit den monatlichen Hebammen- 
Tabellen sind die vorgekommenen künstlichen Entbin- 
dungen im Verwaltungsjahre in summarischer Zusammen- 
stellung von Zangen -Entbindimgen, Wendungen, künstlichen 
Frühgeburten, Placenta praevia, Zerstückelungen imd Nach- 

Seburts- Operationen nach Tabelle HI und mit Ausscheidimg 
er einzelnen Gemeinden vorzutragen. Der tödtliche Ausgang 
flir Mutter oder Kind ist dabei in Parenthese summarisch ein- 
zusetzen. 

(FortsetzQOg folgt.) ' 

Henogthum BsobBeii-Altaiibiug. 

Den Leichentransport und die Ausstellung 
von Leichenpässen betr. 

(Schluss.) 

S. 4. Ueberdiess ist bei Transporten von Leichen in 
oder durch das Ausland, sofern nicht lediglich solche Staaten 
in Frage kommen , mit denen wegen gegenseitiger Gültigkeit 
der Leichenpässe Vereinbarung getrom^n worden ist, gehöri- 
ger Nachweis darüber beizubringen, dass die Leiche in das 
Ausland zugelassen werde. 

f. 5. Der Transport von Leichen solcher Personen, 
welche an ansteckenden Krankheiten sestorben sind, nach 
dem Auslande, ist, insoweit nicht medizinalpolizeiliche Be- 
denken denselben unter allen Umständen verbieten, wobei 
dem Gutachten des betreffenden Bezirksarztes nachzugehen 
ist, ausnahmsweise nur unter der Voraussetzung zulässig, 
dass in jedem derartigen Falle sänuntliche Regierungen der 
von der Transportroute betroffenen Staaten, nachdem diesel- 
ben von der Krankheit, an welcher der Tod erfolgt ist, in 
Kenntniss gesetzt worden, die Durchführung der Leiche durch 
ihr Staatsgebiet ausdrücklich genehmigt haben, und dass dem- 
nächst diejenigen Vorsichlsmassregetn aufs Genaueste befolgt 
werden, welche dieserhalb von dem betreffenden Bezirksarzle 
werden für nöthig erachtet oder bezüglich von einer oder der 
andern auswärtigen Regierung werden verlangt werden. 

g. 6. Die Ausstellung des Leichenpasses wird in den- 
jenigen Fällen, In denen beim Transporte auswärtiges Staats- 
gebiet berührt wird, insbesondere nur dann erfolgen, wenn 
oie Genehmigung der betreffenden ausländischen Regierungen, 
wo solche nölhig ist ($$.4 und 5), in glaubhafter Form bei- 

febracht wird, resp. aus dem bezüglichen Documente zugleich 
ervorgeht, dass die ersteren von der Nntur der letzten 
Krankheit des Verstorbenen vorher gehörig in Kenntniss ge- 
setzt worden seien. 

%. 7. Wird die Wegführung der Leiche gestattet, so 
darf dieselbe bei einem Transporte in das Ausland, und wenn 
nicht vorkommenden Falls die beireffenden ausländischen Be- 
hörden eine einfache Versargung für zureichend erachtet ha- 
ben, in der Regel nur in doppelten, genau in einander ge- 
fügten Särgen erfolgen, von denen der innere entweder von 
Metall und wohl verlöthet, oder wenigstens von ^hartem Holze 
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und gut yerpicbt sein moss. Bei einem Transport innerhalb 
des Landes ist hinsichtlich der Art und Wefse^ wie derselbe zu 
bewerkstelligen ist, lediglich dem Gutachten des Bezirksarztes 
nachzugehen. Im Uebrigen sind die im einzelnen Falle nach 
SS. 3 und 5 etwa anzuurdnenden besonderen Vorsichtsmass- 
regeln in Anwendung zu bringen. 

S. 8. Wird eine Leiche Behufs der Beerdigunff oder 
Beisetzung an einem andern Orte aus der Parochie des Sterbe- 
ortes weggeRihrt, so sind die geselzlichen oder herkömmli- 
chen Funeralgebühren in der letzleren nur dann zu entrichten, 
wenn der Verstorbene dieser als Parochian angehörte und 
steht in solchem Falle, wenn die Funeralgebühren an dem 
Orte nach verschiedenen Klassen erlegt werden, die Wahl 
der Klasse denjenigen zu, welche die Beerdigung zu veran- 
stalten haben. Auch wenn der Sterbeort nicht die ordent- 
liche Parochie des Verstorbenen war, ist in Gemässheit der 
SS- 10 und 11 des Regulatives vom U.November 1808 der 
Todesfall gegen Entrichtung der gesetzlichen oder herkömm- 
lichen Gebühr in das betreffende Kirchenbuch des Sterbeortes 
einzutragen. 

In den Kirchspielen, welche der Leichentransport be- 
rührt, sind, wenn nicht besondere kirchliche Functionen aus- 
drücklich in Anspruch genommen werden, keinerlei Gebühren 
an Geistliche oder Kirchendiener zu entrichten. 

S. 9. Jedem Leichentransport ist eine zuverlässige Per- 
son als Begleiter beizugeben, die für sich mit gültiger Reise- 
legitimation versehen sein muss. 

S. 10. Auf den Transport der Leichname von Verbre- 
chern etc., welche in die anatomische Ansialt der Universität 
Jena abgeliefert werden, findet gegenwärtige Verordnung 
keine Anwendung, und bewendet es Seserhalb bei den zeit- 
berigen Bestimmungen. 

S. 11. Die mit gegenwärtiger Verordnung nicht im Ein- 
klänge stehenden landesgesetzlichen Anordnungen, insbeson- 
dere der Verordnung des Gesammt-Konsistoriums v. 22. Aug. 
1826 (Seite 45 der Gesetzsammlung desselben Jahres) wer- 
den hiermit aufgehoben. 

Urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung höchst- 
eigenhändig vollzogen und derselben Unser Herzogliches In- 
siegel beidrucken lassen. Altenburg, am 29. Oktober 1857. 

(L. S.) Ernst, Herzog von Sachsen -Altenburg. 

V. Larisch^ K. Pierer, Sonnenkalb. 

Sohwarsburg - Sonderahausexi. 

Nachdem von der Königl. Preussischen Arzneitaxe eine 
neue Auflage für das Jahr 1858 erschienen ist, welche vom 
1. Januar künftigen Jahres ab auch für das Fürstenthüm in 
Kraft tritt, bringen wir Solches mit dem Bemerken hierdurch 
zur öffentlichen Kennlniss, dass nicht nur die Fürstlichen Land- 
räthe, sondern auch die Fürstlichen Bezirksphysiker die Ein- 
haltung der bezüglichen Taxen überwachen werden. Sonders- 
hausen, den 23. Dezember 1857. Fürstlich Schwarzb. Mini- 
sterium, Ablheil. des Innern, v. Eisner. 
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lieber Sohlachthäuser. 

(Scbluss.) 



Dazu kommen nun noch an Erträgen die sehr bedeuten- 
den Einnahmen für das Talgschmeizen, Kochen und Pöckeln, 
was dort geschehen muss, resp. kann und tür die betbeilig- 
ten Arbeiter und Handwerker sich viel bequemer und billiger 
als zu Hause stellt. 

Da ausserdem das Bauen in Paris thcurer als in Berlin 
ist, ein bis zwei Schlachthäuser billiger sind als sieben und 
da in Zukunft kein Schlächter mehr Capitalien in sein Schlacht- 
haus zu stecken nöthig hätte, würde der Vortheil der Schläch- 
ter und des Publikums in dieser Sache Hand in Hand gehen 
können. 

Ein zweiter Grund gegen die Anlage der Schlachthäuser 
ist die Vertheuerung des Fleisches. Wir haben nachgewie- 
sen, dass eine Mehrausgabe nicht stattfindet, also ist zu ei- 
ner Vertheuerung kein Grund. Die Transport 7, Lagerungs- 
und Schlachtkosten sind nach wie vor dieselben, es ist z. B. 
ganz gleicbgüllig, ob wie heute der grosse Schlächter für 
den kleinen transportirt und lagert, ober ob das neue Insti- 
tut es ilir alle thut. Der einzige Unterschied ist, dass jetzt 
das lebendige Fleisch in die Schlächterladen transportirt wird 
and später das geschlachtete. 

Eine begründete Vertheuerung des Fleisches kann also 
nicht eintreten und einer uiüiegründeten Vertheuerung der 



Preise wird die nicht • abgeschnittene G)ncurrenz von aussai 
wirksam entgegentreten, auch wenn man verordnet, dass 
alle von aussen einkommende verkäufliche Fleischwaare zur 
Inspection die Schlachthauslinie passiren muss. In Paris be- 
trägt die Masse des von aussernalb einkommenden Fleisches 
fast den vierten Theil und beim Schweinefleisch ist es um 
3 Millionen Pfund mehr als aus den Schlachthäusern. In 
Berlin ist diese Concurrenz sehr unbedeutend, sofern auf 
20 Millionen Pfund 14000 Ctr. und nach dem Jahresberichle 
des statistischen Amts des K. P. P. nur 10000 Ctr. kommen, 
d. h. ohngefähr 1 Million Pfund, d. h. der 20sle Theil des 
Verbrauchs. Auch miag, wie In Paris, jedem Viebbesitzer 
gestattet werden, sein Ylch in dem Schlachthaus schlachten 
zu lassen und zu verkaufen. Denn heule ist die Schlächterei 
und damit der Fteischpreis Mangel der reichen Schlächter, 
nach Anlage der Schlachthäuser wird jeder ordentliche Sach- 
verständige mit dem reichsten Schlächter wirksam ooncurriren 
können. 

Von den 349 Schlächtern Berlins haben nur 14 wirkliche 
Concessionen zum Schlachten in der Stadt erhalten, ausser- ^ 
dem 21 Bauerlaubnissscheine zum Bau eines Schlachthauses. ^ 
Die andern 251 , welche eigene Schlachthäuser haben, haben 
eine Concession oder Bauerlaubniss zum Schlachthaus nicht 
nachgewiesen, und könnten daher ohne Weiteres gezwungen 
werden, den Betrieb ihres Gewerbes in der Stadt aulzugeben 
und in Sc!üacbthäusern zu schlachten, nicht blos mit Bezuff 
auf die neueren Gewerbe- und Polizei verordnunffen, sondern na<£ 
dem Reglemente von 1787 29ste Mai. welches heute noch 
Gesetzeskraft hat und ausdrücklich oie Nolhwendigkeit des 
Schlachtens in den Schlachthäusern anerkennt und anordne^ 
auf welches bis in den Anfang der SOger Jahre immer in 
den Entscheidungen der belrefi'enden Behörden recurrirt ist, 
die alle dahin lauten, dass nur bis der Kassenzustand der 
Commune erlaube, neue Schlachthäuser anzulegen, man da- 

gegen Nichts einwenden solle, dass bis auf Weiteres In den 
läusern geschlachtet werde. 

Der Einwand , dass durch den Transport vom Schlacht- 
hause nach dem Laden , besonders in der Sommerhitze das 
Fleisch leiden würde, verdient wohl kaum Berücksichtigung, 
denn vom Lande wird es täglich noch weiter eingebracht^ 
und dass die Schlächter eben des Transports wegen grösse- 
res Personal gebrauchten und unterwegs bestohlen werden 
könnten, wäre ihre eigene Schuld und Nachtheil. 

Das Schlachtvieh sagt man, täglich In grosser Anzahl 
nach den Schlachthäusern gelrieben, würde die Sicherheit 
der Passage in den betreffenden Strassen beeinträchtigen. 
Aber umgekehrt wäre es nicht leicht anzuordnen, dass das 
Vieh nur ausserhalb der Stadt nach dem jedenfalls ausserhalb 
der Mauern liegenden Schlachthaus getrieben wird? Das Vieh 
würde oll in einem noch erhitzten Zustande geschlachtet wer- 
den, wodurch die Haltbarkeit des Fleisches leidet, ist noch 
gesuchter. Man findet dort Ställe, um auszuruhen, Inspec«- 
toren, um das Scblacblen noch zu inhibiren und Fleisch, 
dessen Haltbarkeit gelitten hat , zu cassiren. 

Es ist schwer, einen Platz zu finden, für eine so grosse 
Anlage, dem Verkehr nicht allzufern, — ist wohl kein dfurch- 
greileiider Grund. 

Der Preis müsste, um das Unternehmen rentabel zu hal- 
ten, zu hoch gestellt werden. Wir haben oben das Gegen- 
theil nachgewiesen. 

Ebenso wird der Schaden, den die Schlächter durch das 
Nu zloswerden ihrer bisherigen Schlachthäuser hätten, viel zu 
hoch angeschlagen; mit sehr wenigen Ausnahmen sind diese 
sogenannten Schlachthäuser eine Kleine Art Remisen, die 
kaum einige hundert Thaler kosten; oft nur Kellerraum und 
wie schon oben erwähnt, fast alle ohne Bauerlaubniss und 
ohne Schlachtconcession , also solche, die rücksichtslos cas- 
sirt werden könnten: da das gesundheitspolizeiliche Interesse 
für eine halbe Millionen Menschen ein so dringendes und 
Wesentliches ist, dass die nicht einmal gesetzlich gerechtfer- 
tigten un<l unbedeutenden Interessen Einzelner dagegen voll- 
ständig in den Hintergrund treten müssten. 

Das ohngelähr sind die Gründe, welche gegen die An- 
lage von Schlachthäusern angeführt werden und sich für Ber- 
lin seit dem Jahre 1803 in fast denselben wörtlichen Aus- 
drücken wiederholten, obgleich in dem Laufe dieser einigen 
50 Jahre sich die Verhältnisse wohl sehr verändert haben. 
Wie anders würden die Sachen heute stehen, wenn seit die- 
sen 60 Jahren die Erlaubniss zur Anlegung von Schlachte- 
reien in der Stadt überhaupt nicht ertheilt worden wäre^ und 
doch wird sie heute noch Immer wieder gegeben. 
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Die Schlächlerei ist ein Gewerbe, welches mil der gröss- 
ten Sauberlieit von einem zuverlässigen Manne in geeigneten 
Lokalitäten betrieben, dennoch iür die ganze umgegend 
nachtheilig wirkt. Darum werden die Schlächtereien mit 
Recht in der von Trebuchet, Montfalcon und PoUni6re aufge- 
stellten Liste der schädlichen Gewerbe in die erste Klasse 
gestellt, und nicht Liebhaberei, sondern die Abhülfe eines 
unerträglich gewordenen Ucbelstandes hat die Städte veran- 
lasst — insbesondere die französischen — Schlachthäuser 
anzulegen. Daran werden sich von selbst grosse Vorlheile 
für die LulUerbesserung in den Städten knüpfen. Die Talg- 
scbmelzen, Licht- und Seifenfabriken und eine ganze Reihe 
anderer infecler Geschäfte, die heute den Hittelpunkt der 
Stadt wählen, um itn Centrum des Verkehrs zu sein, werden 
sich in die Gegend der Schlachthäuser machen, wo sie alle 
Bedürfnisse ihres Gewerbes in grossen Massen angehäuft fin- 
den und auf diese Weise werden die mittelbaren Folgen der 
Schlachlhäuser eben so segensreich sein als die unmittel- 
baren. 



Köln. Anneitaze. S Ich beginne meine Berichte in diesem Jahre \ 
mit einer Klage, die wahrscheinlich von allen prcussischen Apothe- 
kern gleich sehr erhoben werden dürfte. Gewiss in keinem Jahr ha- 
ben wir in so gewisser Hoflhung einer Erhöhung der Arzneitaxe ent- 
gegen gesehen, als in dem gegenwärtigen. In der mir vorliegenden 
Arzneitaxe (är das Jahr 1858 sind aber von den 1048 ausgeworfenen 
Preisen im Vergleich mit den vorjährigen 806 unverändert geblieben, 
104 sind erhöht und 138 ermässigt worden. Vergleicht man die 
Preiserhöhungen mit den Prelsemiedrigungen, nach dem Emflussc den 
sie in praxi für den Apotheker haben , so erscheint die diesjährige 
Preisermässigung wenigstens doppelt so gross, als die Preiserhöhung. 
Denn dass die Preisse von Cardamomen, Biebergeil, Safran, Rosenöl, 
Salbeiöl und dergleichen theure Arzneimitteln gesteigert sind, hat 
eine nur ganz nominelle Bedeutung. Derartige Artikel figuriren in der 
Arzneitaxe und auch in der Apotheke nur als Aushängeschilder. Ver- 
ordnet werden sie doch niemals. Wohl aber werden Extracte, Spi- 
riluosa und Tincluren verordnet und die Preise dieser sind insgesammt 
niedriger geworden. Es ist augenscheinlich, dass die blosse Erhö- 
hung und Erniedrigung der Arzneipreise, ohne Rücksicht auf die Fre- 
quenz und den Umsatz der Arzneistoffe, eben so unsicher als ungün- 
stig für den Apotheker ist. Wollte man etwa darauf erwicdern, dass 
im umgekehrten Falle , wenn theure und wenig gebrauchte Arzneien 
im Preise fallen und häufig gebrauchte im Preise steigen, wiederum 
der Apotheker gewinnt, so möchte ich sagen, dass wir eben so we- 
nig die dann eintretende Beeinträchtigung des Publikums gut heissen, 
wie jetzt die unsrige, sondern nur eine den wirklichen Bedürfnissen 
entsprechende Arzneitaxe wünschen. Die gegenwärtige ist das nicht 
mehr. In allen andern deutschen Staaten ist die Arzneitaxe 15 — ?0 
p. Ct. gestiegen. Dass die Droguenpreise in einzelnen Fällen herab- 
gegangen sind, ist allein noch liein Grund auch die Arzneipreise her- 
abzusetzen. Ich möchte wohl von der verehrlichen Taxcommission 
die Frage beantwortet sehen , ob der Staat ohne dringende Gründe 
die Wuchergeselze suspensirt, ob ohne No\h die Bank ihre Disconto- 
und Lombardsätze erhöht, ob ohne Grund, sämmtliche Gewerbetrei- 
benden die Preise ihrer Waaren meistens bis zu 23 p. Ct. erhöht 
haben , ob es viele Apotheker geben wird, die ihre Hypotheken noch 
zu dem früher gebräuchlichen niedrigen Zinsfusse verzinsen , ob es 
einen einzigen Apotheker giebt, der gegenwärtig seinen Hausstand 
und seine Geschäftsunkosten mit derselben Summe bestreitet als vor 
fünf Jahren. Oder sollten etwa die Berliner Hausfrauen so treffliche 
Wirthschaflerinnen und die Gehülfen geh älter dort allein so niedrig ge- 
blieben sein? Es ist gewiss, dass die Vermehrung der Kosten des Apo- 
tbekenbetriebes in ganz umfassenden Maasse vor sich gegangen ist. 
Wenn in Preossen , wie in allen andern grösseren deutschen Staaten, 
die Apothekervereine zur Begutachtung solcher Gegenstände der Me- 
dizinaiverwallung , die sich auf den praktischen Apothekenbetrieb be- 
ziehen, aufgefordert würden, so würde dies allerwärts durch Thatsa- 
chen belegt werden können. Dass die Arzneitaxe dem Apotheker 
ein Entgeld dafür zu gewähren hat, wird doch niemand bezweifeln 
wollen. Ist man nicht Willens, die Preisse derjenigen Arznei- 
mittel zu erhöhen, die dem Publikum auch von den Droguistcn zu- 
gänglich sind, um die Unterschiede nicht noch auffallender zu ma- 
chen, so erhöhe man diejenigen Arzneimittel mit denen 
der Apotheker aliein zu handeln berechtigt ist und die 
Arbeitspreise. 

Füstenlhnm Reuss. Unterricht im Hofbesohlag. Der gesetzlich zu 
ertheilende Unterricht im Hufbeschlag beginnt am 8. rcsp. 3. Ja- 
nuar 1858. Ertheilen werden denselben in Gera der Hofr. Landlhicr- 
arzt Poppe , in Schleiz der Landthierarzt Wallher. 

SpiiocUeiu Amtlicher Mittheilung zufolge ist die Rinderpest 
neuerdings im Königreiche Polen ausgebrochen. Sie ist im Kreise 
Lowicz etwa 15 — 18 Meilen von der Prcussischen Grenze, ausser- 
dem in den entfernteren Kreisen Krasnystau, Stanistawow, War- 
schau, Radom und Ostrot^ka aufgetreten. Die Königl. Regierung zu 



Poten hat die betreffenden Sperrmutregeln längst der bedrohten 
Grenze eintreten lassen. — Die Pocken sind herrschend anter den 
Schaafen der Herrschaft Kurnick, Kreis Schrimm, Vorwerk Starzyni, 
Regiernngs- Bezirk Posen. Die Lungenseuche ist unter dem Rind« 
vieh der Gemeinden Wiüingshansen und Merzhausen, Kreis Ziegen- 
bans im Kurffirstenthum Hessen, in Preussen auf dem Dominium 
Gollwitz bei Biandenbnrg ausgebrochen. 

Die amtliehe Oeburts- uid Bterbeliste von Berlin ergibt für den 
Monat November v. J. 1419 Geburten (737 Kn., 682 M.). 427 
Trauungen und 1247 Todesfälle (628 m., 610 w.). Unter den Ge- 
burten waren 16 Zwillingsgeburten. Unehehch wurden geboren 224 
(126 Kn., 98 M.). Von den 'Verstorbenen waren 537 unter und bis 
15 und 710 über 15 Jahr alt. Im ersten Lebensjahre starben ein- 
schliesslich der Todlgebornen 323. Es starben durch Todigeburt 76, 
durch Unglfickslälle 14, durch Selbstmord 7, durch Krankheit 1150 
Menschen. Unter den tödtlichen Krankheiten finden sich insbeson- 
dere folgende Fälle: Lebensschwäcbe nach der Geburt 45, während 
des Zahnens 9, gastrische und nervöse Fieber 87, Kind- 
bettfieber 21, Hirnentzündungen 30, häutige Bräune 36, Ent- 
zündungen der Brustorgane 60, Entzündungen der Unterleibs- 
organe 18, Pocken 11, Rose 0, Scharlach 17, Masern 8, Stick- 
fausten 2, Krämpfe 69, Wassersuchten 42, Sehagflnss 53, Lun- 
genlähmung 98, Schwindsuchten 232, Durchfälle, Brech- 
durchfälle, Ruhr und Magenerweichung 22, Cholera 8, Krebs 15, 
Entkräftung 77 u. s. w. 



Die Cholera ist ein Xeiiacheiiwerk. Ein Lehrsatz der Thatsachen 
für Aerzle und Laien entwickelt von Dr. Thur, Stabsarzt. Schivel- 
beln bei C. Kühn 1858. 29 S. in 8. Preis 3 Sgr. 

Der Herr Verfasser verwirft alle bisherigen ätiologischen Unter- 
suchungen über die Cholera und behauptet, dass nur das furchtbare 
Elend, in welches die Hindus durch die Engländer gebracht seien, 
die Cholera veranlasst habe. Sowie das gelbe Fieber direct aus dem 
Negerhandel entsprungen sei und alUährlich in seinen Epidemien 
durch denselben neu erzeugt werde, und so wie Typhus und Pest 
Folge menschlichen Elendes seien, so sei die in Ostindien einhei- 
mische Cholera durch die zunehmende Noth der Bevölkerung in- 
und extensiv gewachsen, bis sie zur Weltseuche geworden. Es 
gebe daher auch kein einfacheres, ja überhaupt kein anderes Mittel 
gegen die Cholera, als dass man zu ihrer Quelle zurücksteige und 
dort die Bedingungen entferne, welche sie so furchtbar gemacht ha- 
ben. Wer den armen Hindus zu einer menschlichen Existenz ver- 
helfe, der erlöse die Welt von der Cholera. 

Diess Schriftchen in klarer, lebendiger Sprache abgefasst, einem 
jeden Gebildelen verständlich, verdient die allgemeinste Aufmerk- 
samkeit und wird unfehlbar sie finden. Der Herr Verf. nennt seine 
Mittel einfach, aber der Hinblick auf das kleine Irland mit seiner 
dauernden Noih und seinem Typhus lässt wohl fürchten, dass die 
Erlösung der Welt von der Cholera, wenn sie davon abhängt, dass 
mehr als hundert Millionen von Menschen ihrem Elende entrissen 
werden , ein Riesenwerk ist , dessen Vollendung wir nicht sehen 
werden. Möge indess diess Schriflchen zu dem ernstlichen Beginnen 
des Werkes Antass werden ! 



Personalchronik. Preussttn. Verliehen: Dem prakt. Dr. V e I- 
ten in Königsberg den Charakter „Sanitätsrath*' ; den pract. Aerzten 
im Landwehr und Reserve verhältniss Dr. Find eisen, Dr. Roquette 
V. 14., Dr. Börner v. 8-, Dr. Lüdicke, Dr. Oemler v. 27., Dr. 
Weil, Dr. Seiler v. 15., Dr. Jardon v. 25. Landw. Regim. den 
Charakter „Assistenzarzt". 

Versetzt: Der Stabs- Bataillonsarzt Dr. Telkc als Stabs- und 
Garnisonarzt nach Pill au. 

Verabschiedet: Die Assistenzärzte Reimann v. 5.. Kluge 
V. 27., Dr. Neu bürg er v. 38. Inl'. Regim., Dr. v. Bönninghaus 
V. 13. Landw. Regim., Dr. Lazarus v. 35 Inf, Regim. 

Niedergelassen: Der prakt. Arzt Dr. Sicfart in Berlin; der 
Apotheker F. Fromm hat die Apotheke in Medebach gekauft; die 
Tbierärzte I. Kl. Dieckerhof in Bochum, Pietz in Hennef im 
Siegkreise. 

Orden: Ober -Stabs- und Regimentsarzt Dr. Wegen er das 
Ritterkreuz des Clvilverdienstordens des Königl. Niederländischen Lö- 
wenordens. 

Gestorben: Geheimer Hofrath Dr. Kuntzmann in Berlin, 
Geheimer Sanitätsrath Dr. Bongard in Düsseldorf, Dr. Kupp er in 
Ratingen, Dr. Michaelis in Berlin. 

Vacant: Die Kreisthierarztstellen in Nordhausen, und für den 
Bezirk Siegen -Wittgenstein. 

Bayern, Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. G. Lammert za 
Amorbach nach Fechenbach , Landgerichts Stadtprozelten. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Stolle in Schweinfurt. 

Vacant: Die Stelle des prakt. Arztes in Schweinfurt und in 
Amorbach. 

Uamhurg,* Dem Dr. med. C. Sievcking die Ausübung der 
Medizin und Chirurgie, dem Dr. med. P. Lüders die Ausübung der 
Medizin gestaltet. 

Vacant: Die Stelle eines Wundarztes im 9. und 10. Haapt- 
armenbezirk. 



Redactionsbureaa bei 0. A. Zinrek, Berlin, Schützenstrasse 33. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Dmckschriften für das Archiv durch die Verlagshandlang und die Hirschwald'sche Bachhandlung za Berlin. 

Druck der Adolph Enul Jonge^schen Univenitltsbachdmckerei in Erlangen. 
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ledlciualgesetzgebnng nnd öfreDtlichen Gesundheitspflege 

für Aerzte, Apotheker und Beamte. 
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Preuflsen. 

Polizei -Verordnung^ das Anlegen der Hunde im 
Kreise Mtthlhausen. 

Nachdem im Kreise Mühlbausen sich mehrfach der Toll- 
wuth verdächtige Hunde in verschiedenen Orten gezeigt ha- 
ben, so verordnen wir auf Grund des S* H d^s Gesetzes 
vom Uten März 1850, dass in sämmtlichen Ortschaften des 

fenannten Kreises, einschliesslich der Städte Mühlbausen und 
Veffurt, 'ittr die Dauer der nächsten sechs Wochen, alle 
Hunde anzulegen sind, imd nur die zu besonderen Zwecken 
unter Aufsicht zu benutzenden Hunde während dieser Be- 
nutzung frei gelassen werden dürfen. Uebertretimgen dieses 
Verbots werden mit einer Geldstrafe von 1 bis 3 Thalern 
oder verbal tnissmässigem Geiängniss geahndet werden. 
Erfurt, den 29sten December 1857. Königl. Regier. 

Bayern. 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Mittelfranken. 

(Fortsetzung.) » 

$. 15. Wo die Apotheke mehr als 2 geometrische Stun- 
den von dem Wohnorte des Ar2tes entfernt ist, oder durch 
Gebirge, Hochwasser häufige Unbevveffsamkeit zur Apotheke 
stattfindet, kann dem Arzte von der Kreisreffierung in unwi- 
derruflicher Weise gestatlet werden, eine Handapotheke zu 
führen nach den Bestimmungen der Apothekerordnimg vom 
27. Januar 1842 S§. 8, 32, 55, 56 und 66. Derselbe muss 
vorher seine praktische Befähigung zum Dispensiren nachwei- 
sen, darf die Arzneien nur in einem Umkreise dispensiren, 
welcher seinem Wohnorte nf|||r ist, als einer Apotheke, 
muss alle Arzneistoffe mit Aranahme der im Inlande wild 
wachsenden und^elbst gezogenen VegetablUen aus der näch- 
sten inländischen Aoptheke neziehen, ein Inventar derselben 
mit Quittungen des Bezugs niederlegen und (ür alle Verord- 
nungen ein Recept mit dem Namen des Patienten, Datum und 
Taxe hinterlegen und bei den alljährlichen Visitationen alle 
Nachweise gebe|fzur v^chriftsmässlgen Fühnmg der Hand- 
apotheke nach jL T7 4^ Apothekerordnung. Als Besitzer 
einer HandapotMEaB muss derselbe alle für NothflUle nothwen- 
dige ArzneisMBühren und darf sonst auch alle in der Phar- 
makopoe oderSbnst neue Mittel für seinen Gebrauch führen. 

Apothekerord. v. 27. Jan. 1842 Kr.-Inlelllgcnzbl. 1842 p. 167 und 

Extrabeilage. 
Minist. -Entscbliessung vom 8. März 1855 Kr.-Amtsbl. 1855 p.274. 

f. 16. Neue Arzneimittel selbst zu dispensiren, welche 
der Pharmacopoe bavarica fremd sind, und deren Bereitung 
von dem ortsangesessenen Apotheker iörmlich verweigert 
wird , sieht jedem Arzte zu. 

Apotbekerordnung v. 27. Jan. 1842 §. 33. 

S. 17. Homöopathische Aerzte unterliegen allen jenen 
Verpflichtungen, wie die übrigen Aerzte. Sie sind berech- 
tigt zum Selbstdispensiren , wenn sie mehr als 2 Stunden von 
einer homöopathischen Apotheke entfernt wohnen. Jeder aus 
dieser Hausapotheke abgegebenen Arznei ist Datum, Name 
des Kranken und Gebrauchsanweisung beizugeben, und der 
homöopathische Arzt hat über die Abgabe seiner Heiknittel 



ein regelmässiges Tagebuch zu führen und dem Gerichtsarzte 
jährUcn vorzulegen; er hat am Schlüsse des Verwaltunffsjah- 
res wie jeder andere Arzt an das Physikat die zu dessen 
Jahresberichte erforderliche Mittheilimg zu machen und die 
Gerichtsärzte haben die Einhaltung dieser Bestimmtmgen zo 
überwachen. 

Minist. -Entschliessnng v. 30. Nov. 1834 Dölling. V.-S. Bd. 15 p.49. 
Minist. -Entscbliessung v. 5. Juni 1854 Kr.- Intel!. -Bl. 1854 p.757. 

g. 18. Privatimpfungen und Revaccinationen vorzuneh- 
men ist jeder praktische Arzt berechtigt, jedoch mit der Ver- 
pflichtung, darüber bis zum 30. Juni alljährlich ein tabellari- 
sches Verzeichniss der geimpften Kinder dem Physikate zu 
übergeben, worin die fortlaufende Zahl der Geimpften, der 
Gemeindebezirk, der Familien- und Taufname des Impflinffs, 
Stand des Vaters oder der Mutter, Tag, Jahr und Ort der 
Geburt , und ob mit oder ohne Erfolg geimpft genau anzuge- 
ben sind. 

Die vorgenommenen Revaccinationen sind summariach 
vorzutragen, ob mit Erfolg oder ohne Erfolg oder mit unbe- 
kanntem Erfolge Die Revaccinationen sind von den Aerzten 
zu empfehlen. Die allerhöchste Verordnung vom 22. Dezem- 
ber 1^0 über das Verfahren bei der Schutzpockenimpfung 
und der Instruktion über den Vollzug der Schutzpockenim- 
pfung vom 27. Dezember 1830 sind dabei massgebend. 

Kr.-lntell.-Bl. 1831 Nr. 13 und Kr.-Amtsbl. 1853 p.l und Rr.- 
Amtsbl. 1856 p. 302. 

(Fortsetzung folgt.) 



An die sämmtlichen Gerichts-Aerzte vonMlt- 
tel franken. (Instruction zur Abfassung der Physikats- 
Jahresberichte über das Medicinal-und Sanitkts- Wesen Im 
Verwallungsjahre.) 

(Fortsetzung.) 

Die wichtigeren Fälle und die Sterbrälle der Ge- 
bärenden im Gebäracte, d. h. von den ersten Wehen bis 
6 Stunden nach Ausstossung der Nachgeburt, sind näher za 
beschreiben. Daran sind etwaige Bemerkungen über die 
Ausübung der Geburlshilfe im Dislricte anzuschliessen. 

5) Bei Ausübung besonderer medicinischer Sy- 
steme wie der Homöopathie, Wasser- Cur, Heil - Gymnastik, 
elektromagnetischen Cur sind die Namen der betreffenden 
Aerzte anzugeben und, soweit eigene Beobachtung oder die 
Mittheilungen der Aerzte es gestatien, über den Erfolff der- 
selben wie das Vertrauen oes Publicum zu diesen Uelisy- 
stemen zu berichten. 

6) lieber das Benehmen des Publicum gegenüber 
der Heilkunst im Allgemeinen und insbesondere gegen die 
Aerzte ist sich zu äussern, soferne Stufl" dazu gegeben ist, 
ob Vertrauen besteht in die Wirksamkeit und WoTilthat der 
Heilkunst und ob Achtung und Dankbarkeit gegen die Aerzte, 
ob in der Mehrzahl die Aerzte rechtzeitig gerufen werden, 
ob iür Kinder, alte Leute und Arme im Falle der Erkrankung 
die ärztliche Hilfe regelmässig verlangt wird, ob nicht un- 
zeitige Sparsamkeit, lieblose Gieichgiltigkeit oder Unverstand 
die ärztliche Hilfe vernachlässigen lässt, ob nicht Vorlheile, 
Gewohnheit, Pfuschereien, frivole Schriilen oder Lehren Ein- 
zelner hier hindernd entgegenstehen. 
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IV. Gerichtliche Medicin. 



Aus dem Geschäfts -Tagebache ist eine summarische 
Darstetltmg txl geben, wie viele medicinisch-polizei- 
liche und gerichtlich-medicinische Fälle im Ver- 
wallungsiahre Beschälliffung mit der Polizeibehörde und dem 
Untersuchungsrichter gaben. Die wichtigeren Fälle, nament- 
lich flir die Sanitäts-PoUxeiy sind besonders zu erwähnen. 
iMe gewaltsamen Todasarten, tödtBche Unglüdcsfalle und 
Selbstmorde sind namentlich anzufiihren mit Alier, Geschlecht 
und Stand der Verunglückten, Art der Verunglückung und 
bei Selbstmördern die Art des Selbstmordes und die nrnth- 
massliche Veranlassung. Gerichtliche und sanitäts- polizei- 
lich -chemische Untersuchungen und gerichtliche Sectionen 
sind in ihrer Veranlassung und ihren Ergebnissen kurz an- 
zuzeigen. 

(Forts etzoog folgt.) # 

Groaahenogihtim Hessen. 

Die Arznei mit teltaxe betreffend. 

Nachstehende Abänderungen der Arzneimitteltaxe für das 
Grossherzogthum Hessen und Zusätze zu derselben sind lon 
uns ffenehnügt worden und werden hierdurch zur allgemei- 
nen Nachachtung mit dem Anfügen öffentlich bekannt gemacht, 
dass sie vom 1. Januar 1858 an in Wirksamkeit treten. 

Darmstadt, den 9. Decem])er 1857. Grossherzogliches 
Uinisterium des Innern, v. Dalwigk^ Knorr. 

Grossherzogtlram Meoklenbnrg-SchweiriiL 

Ein* und Durchführung von Rindyieh betr. 

Die durch das Publicat vom 19ten Januar d. J. angeord- 
nete Absperrung der südlichen Landesgrenze gegen die Ein- 
und Durchführung von Rindvieh u. s. w. aus dem Hannover- 
schen — Begierungsblalt Nr. 2 — wird hierdtu*ch wieder 
aufgehoben. Schwerin am 28. December 1857. Grossher- 
koglich Mecklenburgisches Ministerium, Abtheilung für Medi- 
dnal- Angelegenheiten, v. Schröter. 

Heniogthiun Ck>biirg. 

Die Arznei taxe betr. 

Vielfach veränderte Droguenpreise haben verschiedene 
Abänderungen der Arznei -Taxe erforderlich gemacht. 

Indem Wir diese in der Anlage veröffentlichen, bestim- 
men Wir zugleich, dass die veränderten Taxpreise fllr das 
Jahr 1858 mit dem 1. Januar d. J. in Kraft treten. 

Coburg, den 4. Januar 1858. Herzogl. Sachs. Landes- 
Regierung. Pfitz. 

Fürstenthnm BeiuNi. . 

Todtenscheine betr. 

Um der, in den meisten fremden Staaten bestehenden 
Einrichtung, 

wonach über das Ableben der darin sich aufhaltenden Aus- 
, länder alsbald amtliche Todtenscheine mit Angabe der sonst 
etwa bekannt gewordenen Verhältnisse des Verstorbenen, 
welche seinen Hinterlassenen von Werth sein könnten, un- 
aufgefordert und unentgeltlich ausgestellt und durch die 
Departements der auswärtigen Angelegenheiten an die Re- 
gierung des Vaterlandes des Verstorbenen übersendet 
werden, 
Im Interesse der Angehörigen des Fürstenthums durch ein 
ffleiches reziprozirliches Verfahren zu entsprechen, wird auf 
Grund eingeholter Höchster Entschliessung andurch verordnet: 
Sämmtliche Pfarrämter haben künftig, wenn in ihren Be- 
järken ein Unterthan fremder Staaten ohne Hinterlassung 
hierländischer Leibeserben verstirbt, innerhalb vier Wochen 
nach dem Eintritte des Todesfalles einen Todtenschein in ge- 
höriger Form auszufertigen; dieser Todtenschein, welcher 
die Angabe des vollen mmens, des Alters, des Standes oder 
Gewerbes und des letzten Aufenthaltsorts enthalten soll, ist 
an das Fürstliche JusUzamt, zu dessen Gerichtssprengel der 
letztere gehört, abzugeben. Diese Behörde hat das, was 
fiir sonst über die hier einschlagenden Verhältnisse etwa 
bekannt ist, unter gewöhnlicher Vollziehung und Besiegelung 
amtiich befzufllgen, den solchergestalt vervollständigten Todten- 
schein aber zur Legalisation und weiteren Beförderung an 
uns einzureichen. 

Die Abfassung solcher Todtenscheine und der dazu ge- 
hörigen Zeugnisse hat unaufgefordert und kostenfrei zu er- 
folgen. Gera, am 9. Dezember 1857. FürsUich Reuss- 
Plauisches Ministerimn. v. Geldern. R. Müller. 
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Sie emBUttrung BerlinB Eum BelniDa dar B— oi tisnng 
lind dw V^n^erthiUK der anfmiiMHOheii AxurmxrfkMke. 

(Fortsetzung.) 

Faris ist in dieser Beziehung, wie ül>erbaupi in Bezie- 
hung auf die Handhabung, Lösung der vorliegenden Frage, 
allen übrigen Städten voraus. Die Ursache liegt m'cht fem. 
In tranhreich biban lidi seft iinger als 30 Jahren a«sge- 
zeidmelo Gelehrle mit <fer bei uns etwas anrüchigen Frage 
beschäftigt, so Boussingault, Tardieu, Chevalier etc. 
Man hat dort ihren Werth und ihre Bedeutung am frühesten 
erkannt. Nächstdem ist die Pariser Sanitätsbehörde, der 6e- 
sundheitsrath, überaus zweckentsprechend mit hinreichender 
Machtbefugniss bekleidet, um die als noth wendig gehaltenen 
Massregeln auch thatsächlich in's Leben treten zu Tassen. — 
Die Grundlage für die Lösung der vorliegenden Frage bilden 
in Paris die Canäle. Unter allen Haupt- und den meisten 
Nebenstrassen von Paris befhiden sich gemauerte Canäle. 
Diese haben eine Längenausdehnung von ^000 Meter , etwa 
10^/2 Meile. Sie haben ein Geralie von 1 Millimeter auf den 
Meter, etwa Va Linie auf 3^^ rus s. Das Material ist durch- 
gängig Mauefwerk; es besletitlaus Ouadersleinen oder Bruch- 
steinen und Mörtel, seit 1830 nur aus Bruchsteinen mit Ce- 
ment gefügt. Für jede neu anzulegende Strasse ist die Anlage 
eines solchen Ganais und die Einfügung in das vorhandene 
Canalnetz eine jPedingung. Höhe und Durchmesser der Ca- 
näle sind nicht * gleich. Die niedrigsten sind 5 V2 Puss hoch, 
die Sohle ist concav, IVa bis 274 Fuss breit Gegen die 
Wölbung hin vermehrt sich die Breite, hier beträgt sie 2^^ 
bis 3^2 Fuss« Nach Aussen ist das Hauerwerk senkrecht, 
nach innen hat es eine Einziehung von 4 bis 5 ZoU,- wodurch 
die Masse des Mauerwerks vermindert, und der Lichtraum 
vermehrt wird. Diese Canäle dienen auch zur Aufnahme 
der Wasserleitungsröhren, die in denselben auf eisernen Con- 
solen oder gemauerten Sockeln ruhen. Weniger gern nimmt 
man die Gasleitungsröhren auf, weil sich £is Ausströmen 
des Leuchtgases in denselben nur schwierig überwachen 
lässt. Die Canäle in Paris dienen inzwischen nur zur Auf- 
nahme und zur Fortleitung des Regen- und Schneewassers. 
Es ist durchaus verpönt die LeHongsröhren der Senkgruben 
in die Canäle münden zu lassen, sogar das Münden der Dach- 
rinnen in dieselben ist nur nach vorheriger Besichtigimit 
und Begutachtung des Präfectur-Architecten gestattet. Dafür 
geniesst aber auch Paris den grossan Vortheil reinlicher und 
geruchloser Strassen. Auf diesen hat man ausserdem Urinir- 
anstalten angebracht und damit dort die ominösen Anzeigen, 
die alle unsere Häuserecken zieren!: „Dieser Ort darf nictii 
verunreinigt werden", am bündigsten und erfolgreichsten be^ 
seiügt. 

Dei^^^anälen am nächsten an Bedeutung in Bezug auf 
die vorlfegen^ä Fra^e stehen "^ie Senkgrul)€n, die eigen tli-^ 
eben Behältnisse der animaUschen Auswurrstoffe. Man hat in 
Paris zweierlei Senkgruben, feste imd bawegb'che. Für beide 
hat man es nothwendig gehal^, dass in denselben die festen 
von den flüssigen Stoffen ziiKennen sind. Es ist erwiesen^ 
dass durch die Untermischung und Berührung beider die Ver- 
wesung rascher vorschreitend , die Exhalfmonen der Gase 
grösser und der Verlust an Dungstoffen viel bedeutender 
ist. Um die Trennung der Stoffe zu erreichen / hat Caze- 
nave im Jahre 1818 die bewegliche Senlcgaube oder die be- 
wegliche Cloake construirt. Diese besteht aus ^ivei über 
einander gestellten Fässern von je ^ipem^ C^bikraeter Inhalt. 
Von ihnen ist das obere zur Aufnahme iler Stoffi» bestimmt, 
welche demselben durch einen Schlauch ft^efiihrt werden. 
Im Inneren des oberen Fasses sind in gleich weiten Abstän- 
den vom Grunde drei übereinander liegende, aus Bleiplatten 
gebildete Boden eingelegt, welche sieblormig durchlöchert 
und nach der Mitte trichterförmig eingebogen sind. Auf die- 
sen Boden sammeln sich die festen Stoffe, während die 
flüssigen durch ein, in das untere Fass mündende Rohr in 
dieses fliessen. Dergleichen bewegliche Senkgruben empfeh- 
len sich nächst den guten Diensten, die sie durch die Tren- 
nung ihrer festen und flüssigen Bestaodtbelle leisten, ganz 
besonders durch ihre grosse Billigkeit. Sie bieten indess 
einen üebelstand ; ihr Rauminhalt ist ein sehr geringer. Dies 
erfordert ihre öftere Leerung und eben diese hat man am 
meisten ?u vermeiden. Trotz dem waren bis zum Jahre 1852 
die beweglichen Senkgruben in Paris fast allgemein im Ge- 
brauch. Da stellte die Grubenreinigunffs-Compagnle im Jahre 
1853 ein Apparat auf, den sie grand dlviseiu' nannte, und 
der die angeregten Ud>eistände sämmtUch zn beseitigen ver* 



V' 



29 



30 



I « 



, 4 

'ii 



spraoh. 0er Grand dfviseor besteht wesenllieh aas einem 
von ft-achateinen und Cement gefügten Behättniss, In dessen 
Miltß sich eine kesseiförmige Vertierung befindet, von wel- 
^er aus nadi Aussen conisch sich erweiternde Röhren lau- 
fen, so dass das Behältniss eigentlich ein gemauertes Sieb, 
darstellt. Der grand diviseur wird inmitten genannier Senk** 
graben aurgesteUt, in weldie die flüssigen StoiTe sich ergies- 
sen, während die festen in dem kesseirormigen Behältniss 
sich sammeln. Ein derartiger Apparat bedarf nur in 1 bis 
Ö jghren der E ntleerung. Die flüssigen SlolTe werden dann 
Tefmittelst einer lumpe in einen wasserdichten geschlossenen 
Wagen gehoben. Die Apparate bewähren sich einmal ihres 
grösseren Umfanges, ihrer Dauerhaftigkeit und Billigkeit so 
vortrefflich, dass seit dem Jahre 1853 in Paris fast nur der- 
artige Apparate gebaut werden. — Die nächste Sorge be- 
trifll das Entleeren der Stofle, das Ausräumen der Senkgru- 
ben. Es wini dies in Paris von besonders hierzu conoessio- 
nirten Compagnien betrieben. Die Concession wird von der 
PoÜzei-Präfectur erlheilt. Die Ertheilung derselben wird von 
der Erfüllung gewisser Bedingungen abhängig gemacht. Die 
Gesellschaft muss den Besitz der zum vorschrillsmässigen Be- 
trieb des Gewerbes erforderlichen Utensilien, Wagen, Tonnen, 
Schöpfeimer und Pumpen, die nöthige Anzahl Pferde undAr-* 
beitskräfle nachweisen. Sodann hat die Gesetischail sich zu 
verpflichten, der Sladt Paris für jeden Kubikmeter ausgeho- 
bener Stoffe 1 Frank und 25 Centimes zu bezahlen , während 
sie selbst von den Hausbesitzern dafür 7 — 9 Francs Arbeits- 
lohn zu erheben ermächtigt ist. Endlich muss sich die Ge-- 
Seilschaft bei dem Gewerbebetriebe aufs strengste den dafür 
von dem Gesoiidheitsraihe entworfenen Vorschriften fitgen. 
Der Zweck su welchem diese gegeben sind, besteht im All- 
gemeinen darin, dass sowohl Hausbewohner als auch die 
verwendeten Arbeitsteute vor dem Einfluss der schädlichen 
Verwesungsproducte so viel als möglich bewahrt werden. 
Oben an steht hierbei die Desinfeclion der Gruben vor deren 
Räumung. Die Gesellschaft ist verpflichtet jede bewegliche 
oder onDewegliehe Senkgrube einen Tag vor ihrer Räumung 
8U desfnieiren. Dies muss geschehen zu einer Zeit, wenn 
die Senkgrube noch nicht vollkommen angefüllt ist. 

(FortsetzoDg folgt.) 



VortiUttt Im XQnIgreieli Bajem. Ueber die Bewegung der Be- 
▼ölkenmg im Königreich Bayern von 1844 — 1845 bis 1850 — 1851 
Hegen seit 15 Jahren die umrassendsten biostatistischen Erhebungen 
vor« welche d^r wichtigen, aber noch ungelösten Aufgabe , die 
Schwankungen in der Mortalität nicht nur summarisch, sondern in 
speciellerer Gliederung zu ermitteln, die ursächlichen Verhältnisse der- 
selben aufzudecken und für die Gesundheitskunde praktisch anzuwen- 
den, wesentlich vorarbeiten. 

Im Jahre 1850 — 1851 betrug danach die Zahl der gesammten 
Bevölkerung 4,559,452, die der Gestorbenen 131,743, die der Gebo-i 
reneo 162,999, die der Ropulirten 61,362. Die Zunahme der Be- 
völkerung seit 1818 war in den ersten 16 Jahren bedeutender als in 
den 18 darauf folgenden Jahren , welche zum Theil in eine Zeit der 
Theuerung fallen. Sie belief sich'nämlich in den ersteren auf 538,812, 
in den letzteren nur auf 312,672 Seelen. Am geringsten war sie in 
der Oberpfalz, am stärksten in der Rheinpfalz; dort betrug sie 16,11, 
hier 37,04 pCt. Hiermit stehen die Trauungen in genauer Ueberein- 
sümmung. Ihr Verhältniss war am stärksten in der Oberpfalz, am 
niedrigsten in der Rheinpfalz; dort kam eine Copulation auf 65, hier 
auf 80 Einwohner. -— Das Nativitätsverhältniss blieb sich seit 1818 
bis 1851 ziemlich gleich. In den ersten 18 Jahren kam durchschnitt- 
lich auf 28 Einwohner eine Geburt , oder 35,7 auf Tausend , in den 
16 folgenden Jahren nur 35,3 auf Tausend. Auch hier zeigten die 
Zeiten der Noth ihre Einwirkung. Das Zahlenverhält niss der beiden 
Geschlechter blieb konstaut, wie 25iA zu 24. Auf Jede Familie ka- 
men im Durchschnitt 4,2 Kinder. — Was die Mortalität seit 1818 be- 
trifit, so starben in den ersten 18 Jahren 24,1 in den nächsten 8 Jah- 
ren 29,8 , in den darauf folgenden 8 Jahren 28,5 pro Mille. 

Die Abnahme im Wachsen der Bevölkerung erklärt sich hiernach 
daraus dass die Mortalität zugenommen hat, während die Nativität 
ziemlich stationair geblieben ist. Am ungünstigsten war die Mortali- 
tät in Schwaben, wo 33 von 1000 Einwohnern starben, am günstig- 
sten in Oberfranken , wo auf 1000 Einwohner nur 27,8 Todesfälle ka^ 
men. In der Pfalz starbco in den letzten 8 Jahren sogar nur 25,3 
vom Tausend. Später ist jedoch die Sterblichkeit hier wieder auf 
29 pro Mille gestiegen, was die in der letzten Zeit wahrgenommene 
Stockung in der bisherigen Bevölkerungszonahme hinlänglich erklärt. 

Die Hauptsumme der Sterbefälle ist in den 7 Jahren von 1644 — 
1845 bis 1850—1851 ziemUch gleichbleibend. Das Minimum der- 
selben kam im Jahre 1845 , das Maximum im Jahre 1848 vor , in 
jenem mit der Zahl 125,900, in diesem mit der Zahl 132,000. Im 
Winter kamen die Todeafäilc efttsehieden «n hi«ftgataa vor, wi« 



fibendl, wo nieht die Malaria herrseht, namentlich aber im Monat 
März, wo die Mortalität jedesmal ihr Maximum .erreieht; im Sommer 
dagegen, namentlich im Monat Juli, sanken die TodesAlle jedesmal 
auf ihr Minimum herab. In der Zeit vom zweiten bis zum zwanzig- 
sten Lebensjahre waren die Todesfälle am sehenston , desto häufiger 
aber Im ersten Lebensjahre. Im Jahre 1859—1851 verhielt sich die 
Zahl der letzteren zu der ganzen Mortalität in Bayern überhaupt wie 
1 EU 2,89; in Oberbayern wie 1 zu 2,2; in Niederbayem wie 1 zu 2,4; 
in der Pfalz wie 1 zu 2,8 ; in der Oberpfalz wie 1 zu 2,3 ; in Ober- 
franken vrie 1 zu 2,0; in Mittelfranken wie 1 zu 2,4; in Unterfranken 
wie 1 zu 2.0; in Schwaben wie 1 zu 2,2. Am günstigsten ist daa 
Verhältniss in denjenigen Provinzen, in welchen, wie in Ober- und 
Unterflanken, überhaupt die ganze Mortalität am günstigsten ist. Aber 
ungünstig ist es auch hier, wenn man bedenkt, dass es an manchen 
Orten in Deutschland 1 zu 4, ja 1 zu 6 beträgt. 

Zu weiterem Belege geben wir nodi die reinen Zahlen der m 
den acht Provinzen während des Jahres 1850 — 1851 vor Ablauf de« 
ersten Lebensjahres Gestorbenen, zu jeder. zwei Zahlen fügend, von 
denen die erste die Gesammtzahl aller Gestorbenen der Provinz, die 
zweite die Bevölkerung derselben bezeichnet. Diese drei Zahlen be- 
trugen in Oberbayern 10,217 — 22,950 — 734,831 ; In Niederbayem 
6556 — 16,043 — 549,596; in der Pfalz 5415 — 15,244 — 611,476. 
in der Oberpfalz 6085 — 14,389 — 468,479; In Oberfranken 4421 
12,926 — 499.709; in Mittelfranken 6419 — 15,770 — 533,830; in 
Unterfranken 5147 --15,390 — 595,748; in Schwaben 8996— 19,031 
— 565,783; in ganz Bayern also 53,276 -- 131,743 — 4,559,452. 
Unter den hier angegebenen Zahlen der im ersten Lebensjahre Ge- 
storbenen befinden sieb nieht die Todtgebornen und die unreif Ge- 
hörnen , die sich auf 6742 beliefen. 

Man hat oft die Vermuthung aufgestellt, dass In Bayern die be- 
sonders hervortratende Erscheinung der starken Sterblichkeit im er- 
sten Lebensjahre durch die grosse Zahl unehelicher Geburten herbei- 
geführt werde. Aber einerseits sind die unehelichen Geburten in den 
verschiedenen Provinzen, wo die Sterblichkeit ziemlich gleichmässig 
vorherrscht, nieht gleich zahlreich; andererseits ist die Sterblichkeit 
unter den unebelieh Geborenen nieht erheblich grösser gewesen ab 
die der letztern. Die Anomalie, die sich in dieser Hinsicht in 
Bayern zeigt, kam im vorigen Jahrhundert aneb in England vor, 
und dennoch verhalten sich gegenwärtig daselbst die Todeslälle im er- 
sten Lebensjahre zu den Todesfällen überhaupt wie 1:7. Es lässt 
sich daraus abnehmen , dass die erwähnte Anomalie zum Theile 
auf ahsleUbaren materiellen Verhältnissen beruht. (Pr. C.) 

SehoisMt Von dem Herrn Geh. Med.-Rath Dr. Göppert zu 
Breslau ist die Redaktion um Verüffentlichnng folgender Mittheilung 
ersucht worden: 

In dieser allgemeinen Versammlung der Schlesischen Gesellschaft 
für vaterländische Kuhur den 18. Dezember hielt der Unterzeichnete 
Präses d. G. folgenden Vortrag. 

Vieljäbrige Erfahrungen in meiner früheren praktisch- ärztlichen 
Laufbahn haben mich Überzeugt, dass die bei uns gesetzlich beste- 
henden Begräbnissvorschriften ausreichen , um die Beerdigung Schein- 
todter zu verhindern, und man daher nicht nöthig hat, sich dureh 
die schauerlichen, hierher gehörenden Geschichten, welche von Zeit 
zu Zeit in den öffentlichen Blättern cursiren, in Angst setzen zu las- 
sen. Wenn man überdies genauer nach ihrem Ursprünge forscht, und 
sie erfordern fast alle eine wiederholte kritische Würdigung, erwei* 
sen sie sich in der Regel als übertrieben oder geradezu als unwahr, 
daher ich es für POicht halle, bei Mittheilungen dieser Art die 
grösste Vorsicht zu beobachten, um nicht ohne Noth Besorgnisse, 
Misslrauen In die Gesetzgebung und in die Gewissenhaftigkeit der 
Aerzte hervorzurufen. In der am 18. Juni d. J. abgehaltenen Sitzung 
des hiesigen Vereins zur Verhinderung des Begrabens Seheintodter 
wird Folgendes erwähnt: „Aus Haynau ist eine in den Schlesiseben 
Provinzialblättern vom Jahre 1803 erzählte Begebenheit über das Vor- 
kommen dreier Seheintodter in einer schlesischen Familie eingesen- • 
det worden. Es starb nämlich in jenem Jahre eine Frau , welche 
als 7jähriges Mädchen bereits im blumenbekränzten Sarge für todi 
gehalten gelegen, aber wieder erwacht und dem Leben erhalten 
ward. Die Mutter dieser Frau fand man verkehrt im Sarge liegend, 
wohl auch in Folge des Lebendigbegrabens , die Grossmutter jener 
Frau aber entging diesem traurigen Schicksale in fast eben so zuföl» 
liger Weise als diese.** — Der Leber Obergerichtsanzerger (nicht 
Obergericfatszeltung, wie es dort heisst) thellt in Nr. 36 d. J. ans Mainz, 
28. April d. J., Folgendes mit: In Undenhelm bei Niederolm ereig- 
nete sich am zweiten Osterfeiertage der Fall, dass ein 12;jähriges 
Mädchen, welches anscheinend gestorben und zu dessen Beerdigung 
bereits die Begleitung versammelt war, wieder erwachte, alt 
eben der Gesang verstummte und man den Sarg schliessen wollte. 
Noch wenige Minuten vielleicht und das Grab hätte sich über einen 
lebenden Menschen geschlossen. Was nun die erste Erzählung be- 
trifft, so kann es unbefangener Beobachtung nicht entgehen, dass sie 
noch viel genauerer Erörterung bedarf, um so ohne Weiteres für wahr 
angenommen zu werden ; auch vermochte mir der Vorsitzende des 
Vereins auf mein Ansuchen eine nähere Auskunft hierüber nicht zn 
ertheilen. Um nun das eigentliche Sachverhältniss des zweiten Fal- 
les zu erforschen, wandte ich mich, wie Ich in ähnlichen Verhältnissen 
schon früher gethan habe, an die Behörden des Orts, hier also an 
die Ortsvorstände von Undenheim, einem bei Niederolm In Rheinhet» 
sen gelegenen Ort, die auch so gefällig waren, mir unter dem 25. Juni 
d. J. folgende amtlich beglaubigte Antwort zu senden, die ieh hier- 
mit der geehrten Versammlung voriege und wörtlich mittheile: 

„Auf Ihr Schreiben vom 20. d. M. beehre ich mich , Ihnen über 
den fragliehen Vorfall Folgendes amtlieh su beriohten : Am Charfrei- 
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U% &n 10. April d. J. starb in bietiger Gemeinde ein Kind, Knabe 
von T Jahren , nach eintägiger , sehr heftig verlaufender Gehiment- 
afindnng und darauf erfolgtem Schkganfall. Die Eltern dieses Kin- 
des waren Aber den so plötzlichen Todesfall ihres Rindes beinahe 
nntrösilich und konnten sich das schnelle Ableben desselben nicht 
wohl erliUren, was sie zu grosser Vorsicht und häufiger Untersuchung 
resp. Beobachtung der Leiche veranlasste. Am zweiten Osterfeiertage, 
den 13. April d. J., sollte nach dem Willen der Eltern die Beerdigung 
vorgenommen werden. Als der Vater desselben nochmals sein Kind 

fenau untersuchte« bemeriite er, dass die nach dem Ableben an dem 
inde eingetretene Todtenstarre nicht mehr vorhanden war, welche 
Veränderung er für ein Zeichen des wiedererwachenden Lebens hielt, 
in welcher Meinung derselbe insbesondere durch das noch nicht ge- 
brochene helle Auge des Kindes bestärkt wurde. Er requirirte so- 
gleich den in hiesiger Gemeinde wohnenden Arzt, welcher auch ge- 
rade zur Hand war und die nähere Untersuchung der Leiche vornahm, 
aber kein Zeichen von innewohnendem Leben bemerkte. Dieses Re* 
sultat der ärztlichen Untersuchung wurde den Eltern mligelheill, 
welche sich aber damit nicht zufHeden geben wollten, sondern ver- 
langten fort und fort vom Arzte, dass er Belebungsversuche anstellen 
möge; ihr Kind sei nicht todt u. s. w. Der Arzt gab endlich dem 
Wunsche der Eltern nach und verordnete unter Andern, dass das 
Anliegen, von Senfpflastern, ein warmes Bad, Erwärmung des Kör- 
pers überhaupt u. s. w. mit dem Kinde resp. der Leiche vorgenom- 
men werden sollten, was Allee getreulich vollzogen wurde. Aber 
kein Leben zeigte sich; im Gegentheil traten die Zeichen der Verwe- 
sung nach dem warmen Bade noch schneller ein, und konnte die 
Beerdigung^ die in Folge dieses Vorfalles um einen Tag sistirt wurde, 
am 14. April d. J. , nachdem die Verwesungszeichen auch für die El- 
tern des verstorbenen Kindes sichtbar wurden, bethätigt werden. 

Dieses der Hergang der Sache genau und wahrheitsgetreu. 

Achtungsvoll zeichnet 
der grossherzogl. Bürgermeister und Civilstands- Beamter 

Christmann.** 

Indem ich dem Herrn Bürgermeister Christmann für seine 
Mittheilung hiermit öffentlich danke, ersuche ich die Zeitungen, welche 
etwa jene falsche Nachricht aufnahmen, nun auch zur Verbreitung 
dieser Berichtigung beizutragen. 

Dr. Göppert, 
Prof. der Medicin und Geh. Med.-Rath. 

Berlin. Wenn Aerzte und Apotheker ihren Stand geehrt wissen 
wollen — wie das glücklicher Weise zur Zeit in unserem Vaterlande 
noch der Fall ist — so genfigt es nicht, vor Ucbertretnng der Ge- 
setze sich zu hüten, sondern es ist eben so sehr die Sitte, die auf- 
recht erhallen werden muss. Wer seine Dienste anpreist, wer öffent- 
liche Schritte thut, die Kundschaft seiner Kollegen sich zuzuwenden, 
der verstösst gegen die Sitte. Leider hören wir von einem hiesigen 
Apothekenbesilzcr , dass er Aerzlen Recept-Blanqoets, mit seiner 
Firma versehen, zuschickt. Wir hoffen, dass solches Verfahren, das 
Publikum in eine bestimmte Apotheke zu weisen, bei den Aerzten 
nicht Anklang, bei anderen Apotheicem nicht Nachahmung finden 
werde ! 

'^tn. Die hiesigen Apotheker haben sich in einer Eingabe an 
das Ministerium gewendet um: aus der Classe der Gewerbtreibenden 
abgeschieden und zur Stellung einer wissenschaftlichen Corporalion, 
ähnlich jener der Aerzte erhoben zu werden. Das Gesuch wird von 
den Apothekern durch den Hinweis auf die wissenschaftliche Vorbe- 
reitung und die Vergleichung mit jener der Aerzte und Advokaten 
motivirt. Die Regieiung hat die Apotheker- Gremien zur gutachtlichen 
Aeusserung aurgefordert. Es ist zu erwarten, dass dem Gesuche 
nachgegeben werden wird. 

Leipsig. H. Unter dem Titel: Mittel gegen Gifte für Oewerbtrei« 
bende k^mrot mir eben in der hier erscheinenden Polytechnischen 
Centralhalle ein Zeichen unbegreiflicher Ignoranz zu Gesicht. Um den 
möglicher Weise daraus entstehenden Folgen entgegen zu treten, 
nehme ich die Miltlerschaft Ihres Archives in Anspruch. In Nr. 48 
der genannten Zeitschrift werden den Gewerbtreibenden folgende Ge- 
genmittel bei Vergiftungen an die Hand gegeben: „Senf in warmen 
Wasser genommen, soll die Gifte aus dem Magen entfernen und 
schon manches Leben dadurch gerettet worden sein. Wenn Arsenik 
in den Körper gelangt ist, so besteht ein gutes Gegenmittel in eini- 
gen Scrupeln Schwefelleber. Man löst dieselbe in ^U oder in VtPu<^ 
Wasser auf und reicht sie in kleinen und häufigen Gaben, so wie sie 
der Patient vertragen kann. Die gebrannte Magnesia soll die Symp- 
tome der Vergiftung mit Kupfervitriol gänzlich auftieben , wenn sie 
nicht zu spät nach dem Einnehmen des Giftes verordnet wird. Die 
Dosis der erforderlichen Magnesia, um die Wirkungen des Kupfersalzes 
zu neutralisiren , besteht aus wenigstens 8 Gran Gegengift auf 1 Gran 
Kupfervitriol. Sehr wahrscheinlich kann die Magnesia als Gegengift 
für alle Kupfersalze dienen, indem sie dieselben zersetzt und unauf- 
löslich macht. Die Lobelia inflala ist ein roächiiges Mittel gegen 
Vergiftungen. Es wurde bei einem Patienten angewendet, welcher 
120 Gran Arsenik verschluckt hatte, eine Quantität Gift, die hinrei- 
chend gewesen wäre , um 2 oder 3 Menschen zu tödlen. Durch 
obiges Mittel wurde er aber gerettet. Man reicht das MiUel in Gaben 
von iTheelöffel voll in warmen Wasser alle halben Stunden, bis 
sich starkes Erbrechen einstellt, lässt dabei dem Patienten Cbamillon- 
thee oder Ingwerthee trinken, um Schweiss zu erregen und die Wir- 
kung des Brechmitttels zu unterstützen. Es muss sehr darauf gese- 



hen werdan , dasa sich der Patient nicht nacbträgliüli arkilte , «od 

er wird alsdann bald wieder seine Gesundheit erlangen." — 

So crasse Unwissenheit richtet sich selbst , über sie sind keina 
weiteren Worte zn verlieren. Weil sie aber in solchem Grade mög* 
lieh ist, so erscheint es dringend nothwendig, den weiten Kreisen Ukt 
•welche das bezeichnete Journal bestimmt ist, mitzntheilen , dass din 
angegebene Menge Arsenik im Stande ist nicht 2 — 3, fondem 21^ 
30 Menschen zn tödien und dass weder Schwefelleber allein, noeh 
weniger aber Senf und Lobelia vermöchten, irgend einen, der eine 
solche Gabe genommen vor dem sicheren Tode zn retten. 

Cebleni. Ein fBr unsere Rheinlande segensreiches Institut die 
Rheinische Provinzialhfilfskasse ist ermächtigt worden ihre Betiiebt- 
fonds zn vermehren und Gelder aus Handwerker-Unterslfttznngi-. 
Kranken- und Sterbekassen etc. als Deposita aufzunehmen. Sie wird 
für diese ganz allgemein willkommen sein und unser Ober -Präsident, 
dessen Inialitive jene Erweiterung zu danken ist, ist damit einem all- 
gemein gefühlten Bedürfniss entgegengekommen. 



Fenenalelironik. Preussen, S rn ann I : Medleinal- Assessor Dr. 
Krieger zum Kreisphysikus des Nieder- Barnimschen Kreises. Dr. 
Müller, Oberarzt des mcd.-chir. Friedrich -Wilhelms -Instituts bei 
seiner Entlassung ans dem bisherigen Dienstverhältniss der Charakter 
als Stabsarzt verliehen. Dr. Fei gell. Assistenzarzt vom 2. Rfiraa- 
sierregim., zum Stabs- und Bataillonsarzt des 2. Bat. 1. Ldw. Regim., 
Dr. Hinze, Unterarzt vom 5. Inf. Regim. zum Assistenzarzt ernannt. 
Den im Reserve resp. im Landwehrverhältniss befindlichen praktischen 
Aerzten und Wundärzten: Dr. Boinminski vom 4., Dr. Stryk 
vom 24., Dr. Diederichs vom 31., Dr. Albrecht vom 6., Dr. 
Bergenau vom 17., Dr. Raffauf, Dr. Feltgen, Dr. Haak vom 
29.Landwehrregim., der Charakter als Assistenzarzt verliehen. Dr. 
Wolff, Stabs- und Bat. Arzt vom l.Bat. 5 Land w. Regim., Unter 
dem gesetzlichen Vorbehalt entlassen. Dr. v. Wulff-Crona, Assi- 
stenzarzt vom 2. Landw. Reg. der Abschied bewilligt. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. v. Eckenbrecher, 
Assistenzarzt Dr. Starke in Potsdam, Dr. Ldwy in Siebenthal, Dr. 
Ahlen, Dr. Windscheid in Ratingen, Dr. Pauli in Bichlingen, 
Dr. Mauritius in St. Tonis, Wundarzt I. Kl. Kirchner in Danzig. 
Der Apotheker II. Kl. C. F. Je en icke die Concession zur Führung 
der Apotheke in Neviges. Die zu Sonsbeck, Kr. Geldern, neu er- 
richtete Apotheke ist bei der Untersuchung in vorzüglicher Weise 
eingerichtet und ausgerüstet gefunden und dem Geschäftsverkehr er- 
öffnet worden. Für die nach der Kopnickerstrasse in Berlin verlegln 
Apotheke des F. Weygand ist die Eröffnung gestattet worden. Der 
Regimentsrossarzt Duwe hat sich in Paderborn, der Thierarzt I. KL 
Dieckenhoffin Bochum, der Thierarzt Putz in Hennef niederge- 
lassen. 

Orden: Dr. med. C. Jackson in Boston und der Zahnarzt 
Dr. E. Maynard zu Washington den Rothen Adlerorten IV. Kl. 

Gestorben: Kreisphys. Dr. Wenzel in Weissensee, Ober- 
Stabs- und Reg. Arzt Dr. Geize in Trier, Ober -Stabsarzt a. D. Dr. 
Schulz in Dressen, Sanitätsrath Dr. Heubner zu Beeskow, Dr. 
Geis in Treffurt. 

Vacant: Die Kreisphysikate des Kreises Weissensee, Reg. Bez. 
Erftirt, des Kreises Heilsberg, Reg. Bez. Königsberg; die Kreisthier- 
arztstellen des Kreises Pleschen, Reg. Bez. Posen, des Kreises Rag- 
nit , Reg. Bez. Gumbinnen. 

Bayern, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. H. Reuter zum 
Physicats-Assistenten in Nürnberg, Dr. med. Braun zum prakt Arzt 
in München. 

Orden: Professor C. F. v. Sie hold in München, Professor 
Dr. E. R OS Shirt zu Erlangen, Gerichtsarzt Dr. J. Loe in Dachau, 
Gerichtsarzt Dr. Ebersberger in Heilsbronn das Ritterkreuz L Kl. 
des Königl. Verdienstordens. 

Versetzt: Der prakt Arzt Dr Schramm nach NandlstadI, 
Landger. Moosburg. 

Gestorben: Die prakt. Aerzte Dr. J. Neu m filier zu Warten» 
berg, Dr. F. Fries zu Grünstadl, Bataillonsarzt Dr. C. A. Löhr zn 
München. Hoftath Dr. Diruf zu Kissingen. 

Vacant: Die Brunnenarztsielle zu Kissingen , die Stelle eines 
prakt. Arztes zu Wartenberg. 

Sachsen, Orden: Professor Dr. Günther zu Leipzig dw 
Ritterkreuz des Königl. Verdienstordens. 

Utinnm>er, Vacant: Die Physlkatsstelle in Duderstadt. 

Mecklenhurg'Schwerin. Ernannt: Dr. med. Sparmann in 
Stavcnhagen zum Sanitätsrath. 

Herxogthum Coburg. Ernannt: Der Zahnarzt Dr. J. B. R o t- 
tenstein zu Frankfurt a. M. zum Hofzahnarzt. 

Furetenthum Reust. Ernannt: Der Landes- und Gerichts- 
wundarzt Dr. med. Zolsmann zu Schleiz zum Fürst. Rath. 

Fürsten thum fFtildeck. üebcrtragen: Dem Apotheker 
B rem ei er die Verwaltung der Apotheke in Arolsen. 

Gestorben: Der Apotheker Petrosilius in Arolsen, 



Zur Vaehrieht* Herrn Veterin. Assessor B. in C. Aufrichtigen 
Dank für die Zuschrift; Beiträge werden steU willkommen sein und 
erwartet. 

Herrn Landphys. Dr. Ob. in S. Soll wo möglich in der nächsten 
Nr. erwähnt werden. *'• "• 



Redactionsbureau bei 0. A. Ziurek, Berlin , Schützenstrasse 33. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckscbrifien für das Archiv durch die Verlagshandlung und die Hirschwald'sche Bochhandlnng m Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Junge^schen Univenitätsbncbdruckerei in Erlangen. 
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üa^6Mi¥ 



ier 4eitschei 



1858. Nr. 5. 

Halbjähriger 

Abannementspreis ** 

IV2 Thlr. fr. Cour. 

oder 2 fl. 42 kr. 

rhein. 



ledicittalgesetzgebong ond AfTeDtlichen Gesundheitspflege 

für Aerste, Apotheker und Beamte. 

Heran sgcgeb«n von Dr. £. MOLLER, Reg.- und Medic.-Ra(h Im Kftnigl. Polizei *Prftaidium zu Berlin und 0. A. ZIUREK, Apotheker. 



Inhalt. Amtliche Bekanntmachungen: Preussen: Ausstellung Yon Leichenpftssen , Cayenne « Pfeffer ; Bayern: Genuss des 
Pferdefleisches 9 Instruction für die praktischen Aerste, Instruction zur Abfassung der Physikatsberichte ; Sachsen -Coburg: 
Varioloiden. — Wissenschaftliche Abhandlungen: Canalisimng Berlins etc. von 0. A. Zinrek. — Notizen und 
Correspondenz-Nachrichten: Varioloiden-Epidemie in Coburg , Bevölkerungsbewegung im Königreich Sachsen , Witte- 
terungsverbältnisse in Interlaken und St. Gallen, Vergiftung durch Terpentinöldflnste ; Kritik: Dr. Krahmer Handbuch der ge- 
richtlichen Medizin. — Personalchronik. — Bibliographie. 



Frenssen. 

Die Ausstellung von Leichenpössen betr. 

Es ist von mehreren Selten her als wünschensvirerth be- 
zeichnet worden, die auf Bewilligung der Erlaubniss zur 
Translocirung von Leichen nach einem andern Orte behul's 
ihrer Beerdigung gerichteten Anträge einer schleunigeren 
Erledigung dadurch zuzulilbren, dass die Befugniss zur Aus- 
stellung von Leichenpässen, welche nach der Allerhöchsten 
Kabinetsordre v. 9. Juni 1833 (G. Samml. S. 73) den Pro- 
yinzial- Regierungen vorbehalten ist, von diesen den Land- 
räthen delegirt werde. 

Nachdem Sr. Majestät der König auf unsern Vortrag Al- 
lerhöchst zu gendimigen geruht haben: 

dass die Ausstellung der Leichenpässe den Landräthen, 
welche sich hierzu der von den Regierungen vollzogenen 
Blanqaets zu bedienen haben sollen, übertragen werden könne, 

setzen wir die KönigL Regierung hiervon in Kenntniss, 
und indem wir Ihr überlassen: demgemäss die ihr unterge- 
ordneten Landrätbe mit der entsprechenden Ermächtigung zu 
versehen, ertheilen wir zugleich in Bezug auf das bei der 
Ausstellung der Leicbenpässe obwaltende sanitäls- polizeiliche 
Interesse die nachfolgenden Vorschriften: 

1) Einem jedem Gesuche um Gewährunff der Erlaubniss 
zu einem Leichen -Transporte muss ein Todtensehein, wel- 
cher von dem Arzte des Gestorbenen, unter genauer Angabe 
des Namen und Standes des Todten, der Krankheit, an wel- 
cher er gestorben uml des Todestages, auszustellen ist, so- 
wie eine Erklärung desselben Arztes darüber, dass dem 
Transporte der Leiche samtäts- polizeiliche Bedenken nicht 
entgegen stehen, belgefilgt sein. 

2) Der gutachtlichen Aeusserung des Kreisphysicus be- 
darf es in der Regel nicht. Dieselbe Ist aber dann einzu- 
holen, wenn der Transport der Leiche in das Ausland erfol- 
gen soll, oder wenn der vorliegende Specialfall selbst oder 
die von einem nichtbeamteten Arzte ausgestellten Bescheini- 
gungen (Nr. 1) zu Bedetiken Anlass geben. 

3) Leichen-Transporte aus Orten, wo ansteckende Krank- 
heiten (Cholera, Typhus) cpidemlscti herrschen, sind widi- 
rend der Dauer der Epidemie unbedingt nicht zu gestatten. 
Nach dem amtlich festgestellten Erlöschen der Epidemie aber 
kann auch der Transport von Leichen der an den betreiTen- 
den ansteckenden Krankheiten Gestorbenen unter Beachtung 
der erforderlichen, von dem Kreisphysicus besonders zu prü- 
fenden und festzustellenden Vorsicbtsmaassregeln in Erman- 
gelung besonderer Bedenken gestattet werden. 

4) Bei dem Transporte einer jeden Leiche ist darauf zu 
achten, dass dieselbe in einem gut verpichten Sarge, der 
ausserdem noch in einem möglichst luftdichten Kasten einge- 
setzt ist, eingeschlossen sei. Dem Transport selbst muss in 
der Regel ein zuverlässiger Begleiter mitgegeben werden, 
welcher dahin zu verpflichten ist^ dass die Leiche unterwegs 
von dem Wagen, auf dem sie gefahren wird, ohne Nolh nicht 
abgeladen werde, dass dieser Wagen auf etwaigen Statio- 
nen wo möglich auf einem abgesonderten Platze im Freien 
aufgestellt und an dem Beerdigungsorte unmittelbar zu der 
Begräbnissstelle geführt werde. Hinsichtlich des Leichentrans- 
ports auf Eisenbahnen wird auf die Bestimmung des S. 36. 
Abs, C des Betriebs -Reglements für die Staats -Eisenbah- 
nen etc. V. 18. Juli 1853 Bezug genommen. 

5) In BetreiT der etwaigen Ausgrabung bereits beerdig- 



ter Leichen, wird imter Hinweisung auf das bei Ausgrabung 
von Leichen zu gerichtUchen Zwecken übliche Verfahren, 
noch bemerkt, dass der Sarg mit der Leiche an der Aus- 
grabungsstelle selbst sofort in den vorgeschriebenen äusseren 
Kasten gestellt werden muss. 

6) Zu den von den Landräthen auszufertigenden Leichen- 
pässen ist das anliegende Schema in Anwendung zu bringen, 
dessen sich auch die Königl. Regierung bei den von ihr zu 
ertheilenden Leichenpässen zu bedienen hat. 

Die Königl. Regierung veranlassen wir demgemäss, die 
Landräthe Ihres Bezirkes unter Zufertigung der von Ihr 
vollzogenen Blanquets zu Leichenpässen, mit der erforder- 
lichen Instruktion, namentlich wegen der nach der Aller- 
höchsten Ordre v. 9. Juni 1833 erforderlichen Benachrichti- 
gung von der erfolgten Ertheilung des Leichenpasses und 
wegen der mit den betreffenden auswärtigen Staats -Regie- 
rungen wegen gegenseitiger Anerkennung der Leichenpässe 
getroffenen^ der Königl. ^Begierung mitgetheilten Vereinba- 
rungen zu versehen, auch me vorstehenden Bestimnrnngeo, 
insoweit sie für das Publicum von allgemeinem Interesse sind, 
durch Ihr Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Berlin, d. 19. Decbr. 1857. Der Minist, d. Geistl. Un- 
ten*, u. Hediz.. Angel, v. Räumer. De» Minister des Innern 

V. Westphalen. 

Schema. Offene Ordre* wegen Beförderung der Leiche 
den von über nach ^ 

(Zwei Thaler Stempel). Die Leiche des (der) am tifh 
in (Sterbeort) an (Krankheit) verstorbenen I 

soll von über nach bdhuEs 

der Beisetzung daselbst befordert werden, l ^« 

Nachdem hierzu unter Beobachtung der desfalls &for- 
derlichen sanitätspolizeilichen Vorsicbtsmaassregeln die 'Ge- 
nehndgung ertheiit worden ist, werden sämmtUcbe, resp. 
Civil- und Militärbehörden des In- (und Aus)-landes, de- 
ren Bezirke durch diesen Leichentransport berührt werden, 
hierdurch beauftragt und beziehungsweise ersucht, denselben 
egen Vorzeigung dieser auf 4 Wochen gültigen offenen 
re uBgekimtert passiren zu lassen. 

den ten 

(L. S.) Königliche Regierimg (Unterschrift) 
Ausgefertigt den ten königlicher Landrath des 

Kreises (L. S.) (Unterschrift). 




Cayenne-Pfeffer betr. 

Bekanntmachung. Die von dem Polizei -Präsidium 
veritigte chemische Untersuchung einiger Proben des in ei- 
ner hiesigen Delikatessenhandlung vorräthigen eingemachten 
Caycnne - Pfeffers aus der Fabrik von Batty und Comp, hat 
ergeben, dass der genannte Pfeffer stark mit Zinnober ge- 
färbt war. Zur Ve^^ütung des Verkaufes von Genussmitteln, 
welche auf solche und ähnliche gesundheitsgefahrliche Weise 
verfälscht sind, brinat das Polizei -Präsidium die Bestimmun- 
gen des %. 345 ad 5 des Strafgesetzbuches: Hit Geldbusse 
bis zu 50 Thlr. oder Gefangniss bis zu 6 Wochen wird der- 
jenige bestraft, wer verfälschte oder verdorbene Getränke 
oder Esswaaren feilhaft, hiedurch mit dem Bemerken in Er- 
innerung, dass es Sache der betreffenden HandelslreibendeA 
ist, von der Reinheit und Unschädlichkeit der von ihnen feil- 
zubietenden Genussmittel genügende Ucberzeugung sich zu 
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verschaffen. Berlin, den 7. Jan. 1858. Königl. PoMsei-Prä- 
sldlum gez. Freih. v. Zedlitz. 

Bayern. 

Generale an sämmtliche kgl. Regierungen, K. d. I. 

(Den Genuss des Pferdefleisches betr.). 

Staats - Ministerium des Innern. 

Durch Ziffer 3 des Ministerial - Ausschrelbens- v. 17. Au- 
gust 1848 Nr. 18,847, den Genuss des Pferdefleisches betr. 
ist angeordnet, dass nach jeweiliger Vornahme der Fleisch-* 
beschau, welche nach Ministerial - Ausschreiben vom 16. Au- 
gust 1849 Nr. 3352 ausschliesslich von den approbirten Thier- 
ärzten zu besorgen ist, zur Sicherung des Publikums der 
Huf eines jeden Pferdeviertels mittelst Einbrennen des Be- 
schauzeichens kennbar zu machen und zu erhallen ist. 

Nach Einvernahme des k. Obermedicinal- Ausschusses 
wird in Erwägung, dass diese Maassregei umständlich und 
zeitraubend ist gleichwohl aber als nicht zweckdienlich sich 
dargestellt hat, Se fragliche in Ziffer 3 des genannten Mini- 
sterial -Ausschreibens enthaltene Bestimmung niemit aufgeho- 
ben, zugleich aber den sämmtUchen Polizeibehörden und 
Thierärzten die fleissige Vornahme der regelmässigen wie 
ausserordentlichen Beschau in den Schlacht- und Verkaufs- 
Localen der Pferdemelzger und namentlich die Herbeiführung 
der grössten Reinlichkeit in denselben zur besonderen Pflicht 
gemacht. München ^ d. 24. December 1857. Auf Seiner Kö- 
niglichen Majestät Allerhöchsten Befehl. Graf von Rei- 
gersberg. 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Mittelfranken. 

(Fortsetzung:.) 

$. 19. Praktische Aerzte können um ärztliche Reisesti- 
pendien nachsuchen und haben zu diesem Zwecke ihr Gesuch 
bis spätestens 20. Juli bei der Kreisregierung einzureichen 
und beizulegen a) eine legalisirte Abschrift des Universitäts- 
Absolutoriums, b) Zeugniss über das ganz oder theilweise be- 
standene Biennium practicum, c) über die Schlussprüfun^, 
d) ein Vermögens- und Leumundszeugniss der Distriktspoh- 
zeibehörde, e) ein Zeugniss über den Besitz der Sprachkennt- 
niss der zu bereisenden Länder. In dem Gesuche ist der 
Ort, wohin zu reisen beabsichtigt ist, und die generelle und 
spezielle Richtung der Studien bestimmt auszudrücken. 

Minist. -EntschliessuDg v. 25. Febr. 1853 Kr.-Amtsbl. 1853 p. 151. 

§. 20. Gesuche um Versetzung entweder im Allgemeinen 
oder auf bestimmte Stellen im Falle der wirklichen Erledi- 
gung sind zulässig und bei der königl. Kreisregierung ein- 
zurcl^ben. 

Midist.. Entschliest. v. 24. März 1835 Kr.-Inlell.-Bl. 1835 p.789. 
MAi8t.-£ntschlie88. v. 25. Okt. 1850 D6U. V.-S. Bd. 30 p.32. 

S. 21. Jeder praktische Arzt kann um Anstellung im 
Stat%dienste nachsuchen entweder im Allgemeinen oder auf 
eine bestimmte Stelle im Falle der wirklichen oder kommen- 
den Erledigung. 

Jedes im Königreiche in Erledigung kommende Physikat 
wird durch das Kreisamtsblatt ausgeschrieben und sind Ge- 
suche mit den Unterstülzungsgrünaen binnen 14 Tagen bei 
der Kreisregierung einzureichen. 

Minist.- Entschliess. v. 4. April 1835 Kr.-Amtsbl. 1835 p.789. 
Minist. -Entschlless. v. 12. Sept. 1848 Kr.-Inteli-Bl. 1848 p. 561. 

S. 22. Im Falle der Requisition bei legaler Abwesenheit 
oder Verhinderung des Gerichtsarztes kann jeder praktische 
Arzt dessen Stelle vertreten. Derselbe wird dann von dem 
Gerichte oder der Polizeibehörde in SpezialVerpflichtung ge- 
nommen und für seine Dienstleistungen werden die Gebühren 
nach der Medizinaltaxe berechnet. Bei andauernder Verhin- 
derung des Gerichtsarztes kann der praktische Arzt auf sein 
Ansuchen zum Physikalverweser durch die Kreisregierung er- 
nannt werden mit dem Funktionsbezuge von täglich 1 fl. und 
den ortsüblichen Gefahrtegeldem bei Geschäftsreisen. 

Allerhöchste Verordnung vom 6. Okt. 1800 DöUlng^. V.-S. Bd. 15. 

p. 394. 
Minist. -Entschlicss. v. 6. Jan. 1849. Kr.-Io(en.-BI. 1849 p. 31. 

(Fortsetzung folgt.) 



An die sämmtlichen Gerichts-Aerzte vonHit- 
t elf ranken. (Instruction zur Abfassung der Physikais- 
Jahresberichte über das Medicinal-und Sanitäts- Wesen im 
Verwallungsjahre.) 

(FortsetxQDg.) 
V. Sanitäts-Polizei. , 

1) Das organische Edict über das Medicinalwesen vom ] 



8. September 180S vertraut den Gerichts- Aerzten die Wahr- 
nehmung alier Gesundheits-Interessen für die 
staatliche Gesellschaft im ganzen Umfaiige der Natur- und 
Cultur- Geschichte des Menschen. Die Gerichts-Aerzte sind 
durch ihre Studien , ihren Beruf und ihre Stellung; die natur- 
kundigen und immer - berufenen Wächter, das den Gemein- 
den ihres Distrietes durch staatliche, gemeindliche oder Pri- 
vat -Institute kein Nachtheii zugehe in der körperlichen und 
geistigen Entwickelung ihrer Bevölkerung und dass die ge- 
sundheitsgemässe Entwickching der Gesellschaft durch äus- 
sere Natur -Gesetze und Ereignisse möglichst wenig gestört 
werde. Es ist nicht möglich, die vielfachen und stets wech- 
selnden Beziehungen und Einflüsse der Aussenwelt wie der 
socialen Lebens- Verhältnisse auf das concreto Leben Einzel- 
ner oder Mehrerer näher zu bezeichnen, aber die Wichtig- 
lieit und Verantwortlichkeit dieser Stellung lässt erwarten, 
dass das Studium der öffentUchen Gesundheitspflege immer 
die wichtigste Aufgabe und deren Förderung das rühmlichste 
Zeugniss für den Gerichts -Arzt sein werde. Es muss dem- 
selben überlassen werden, in welcher Richtung nach den 
concreten Verhältnissen seine Thätigkeit am Dringendsten 
geboten erscheint, zunächst aber sind nach §. 11 lit. i und q 
des organischen Edictcs über das Medicinat - Wesen der ste- 
ten Beachtung und Aufsicht bezüglich der Salubrilät den Ge- 
richts - Aerzten unterstellt, alle öffentlichen Heil- und Pflege- 
Anstalten wie Institute, die Schulhäuser, die Leichenhäuser, 
die Begräbnissplätze, Gefängnisse, die Bade -Anstalten, die 
Verpflegung der armen Waisen und Kostkinder, der Irren, 
die Leichenbeschau, die Apotheken und Material -Handlun- 

8en, der Verkauf von VictuaUen, die gesundhellsgemässe 
eschaflenheit der Wohnungen, die Reinlichkeit der Strassen 
und öflentlichen Orte, der Fabrikbetrieb zur Entfernthaltufig 
der Gefahren für die Gesundheit. Je nach den Vorkommnis- 
sen im Verwaltungsjahre oder nach der Wichtigkeit und Dring- 
lichkeit des Gegenstandes ist über die einzelnen Punkte, so 
weit es in späteren Abschnitten nicht speciell geboten ist, 
eingehend zu berichten. Die Wohnungen nach Lage, ünter- 

Erund, Baumaterial und Einrichtung, dass sie trocken^ dem 
uftwechsel und dem Lichte zugängig sind und die Nahrungs- 
mittel (Brod, Wasser, Fleisch, Bierj, dass sie ausreichend 
und gut sind, müssen als die beiden allgemeinsten Regulato- 
ren der Gesundheit einer Bevölkerung vorzugsweise beachtet 
werden. Es ist anzuzeigen, ob und welche Behinderung die 
Gerichts-Aerzte in dieser Berufs -U^bung fanden oder wenn 
sie von Behörden dabei nicht unterstfitzt wurden. 

(ForlbetzuD^ iolgt.) 
Henogthum Oobivrg. 

Varioloiden betr. 

Wir machen die Einwohner des hiesigen Landes auf die 
am Schluss des Regierungsblattes abgedruckte, vom Herrn 
Ober - Medizinal -Rath Dr. Schiegnitz verfasste, die Va- 
rioloiden betreflcnde Bekanntmachung*), unter Empfehlung 
der in derselben enthaltenen zweckmässigen Regeln zur Ver- 
hütung obiffer Krankheit, hiermit aufmerksam. Coburg, am 
T.Januar lo58. Herzog!. Sachs. Landes -Regierung. Pfitz. 

Die Canälisining Berlins zum Behufe der Beseitigung 
und der Verwerthung der animalischen Auswurfs tofie. 

(FartsetzQDg.) 

Zu diesem Behufe ist an den Senkgruben ein Zeiger angebracht^ 
der den Grad der Füllung derselben anzeigt. Als Desinfec- 
tionsmittel wendet man Metallsalze, vorzugsweise Eisenvitriol 
an. Die Wirkung derselben besieht darin, dass das Eisen des 
Eisenvitriols den Schwefel der Slfnkgase ahsorbirt und damit 
völlig geruchloses Schwefelmetall bildet, während die Schwe- 
felsäure des Eisenvitriol das Ammoniak der Gase bindet. Die 
Wirkung ist eine überraschend günstige und es kann oie 
Verwendung des Eisenvitriols zur Beseitigung von RiechstofTen 
der Art auch bei uns nicht genug empfohlen werden. Für 
eine Senkgrube von 30U Kubikfuss Inhalt reichen 30 Pund 
Eisenvitriol hin. Vor der Anwendung wird derselbe in 90— 
100 Quart warmen Wassers gelöst, mit dem flüssigen Inhalt 
der Grube gemischt und der übrige Theil damit bedeckt. 
Die Kosten dalür betragen circa 12 V2Sgr. und der Düngungs- 
werth wird dadurch vermehrt. — In Paris ist ferner die 
Gesellschaft verpflichtet die Räumung der Grube im Sommer 

*) Unter der nebenanfol^enden Notiz: Varioloiden -Epidemie in 
Coburg mitgetlieUt. D. K. 
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von Abend 10 bfs Morgens 7 und im Winter von Abend 9 
bis Morgens 8 Uhr beendet zu haben. Es müssen ferner die 
Wagen der Gesellschaft nur auf besonderen, von der Präfec- 
tur dazu bestimmten Strassen fahren. Der Wagen und Ge- 
fasse müssen wasserdicht schliessen, es muss eine Laterne 
am Wagen befestigt und auf derselben die Nummer des Wa- 
gens und des Eigenthümers zu lesen sein. Die Nicht- 
beachtung der Vorschriften zieht strenge Strafen, oder 
Concessionsentziehung nach sich. — Dies alles erscheint 
sehr umständlich, greift aber in Paris in allen seinen Ein- 
zelheilen wolil organisirt und völljff eingebürgert in ein- 
ander und wird gestützt und aufrecht gehalten, mehr noch 
als von einer Ihüügen Gesundheitspolizei, durch die augen- 
scheinlichen wohl verstandenen Yoriheile, die es nach allen 
Seiten hin gcwöhrt. — 

Einer der nächstliegenden Vortheile ist der grosse pe- 
cuniäre Nutzen, den sowohl vielfache Gesellschaften, als 
ganz besonders die Stadt Paris selbst daraus zieht. Die Be- 
nutzung der Auswurfs - und AbfailstofTe zu Dungstofien bildet 
in Paris einen seit länger als 80 Jahren betriebenen äusserst 
gewinnbringenden Industriezweig. Die Voiries d'immondices 
benutzen die Abfiille aus den Haushaltungen, die Ueberreste 
der Halle , der Märkte etc. , die Voiries de malieres fecales 
die animalischen AuswurfstolTe. Die, letzterer Art bestanden 
mehrfach an den äussersten Faubourgs, früher lange Zeit 
auch die berüchtigte zu Montfaucon. welche aus sanitätspoli- 
zeilichen Rücksichten genöthigt wurae ihren Betrieb einzustel- 
len. In jüngster Zeit hat sich die Stadt Paris selbst durch 
f rossartige Anlagen diesen Industriezweig und dessen grossen 
ortheile überwiegend selbst zugeeignet. Paris zieht durch 
die VerwerthuniT der Auswurfstoffe eine sehr bedeutende 
Einnahme. Die Grubenreinigungscompagnien sind verpflichtet 
an die Stadt Paris für jeden Kubikmeter ausgehobener Stoffe 
1 Frank 25 Centimes zu bezahlen. Im Jahre l81ö haben die- 
selben 45000 Kubikmeter , 1850 256930 Kubikmeter und ge- 
genwärtig 350C00 Kubikmeter jährlich ausgeleert. Dies er- 
übrigt Itir die Stadt Paris allein jährlich V2 Million Francs. 
Aber diese Summe ist unbedeutend ffegen die Einnahme, 
welche die Stadt aus der unmittelbaren Verwerthung der Stoffe 
zieht. 

Die Stadt Paris hat zu dem Behule der Umwandlung der 
Auswurfstoffe in Dungmaterialien ausgebreitete Werke auf- 
führen lassen. Sie kosten der Stadt Paris über 4 Million Francs 
und ziehen sich von der Abladestätte bei la Vilette dem Ca- 
nal DerOurcq entlang bis zu dem Wäldchen von Bondy. Bei 
la Vilette wird der flüssige Unrath ausgeladen. Die festen 
Stoffe gehen auf dem Canal DeFOurcq nach Bondy. Die Eta- 
blissements bei la VlleUe sind so construirt, dass möglichst 
wenig Gase entweichen können. Sie bestehen aus dem Mit- 
telgebäude und zwei Flügeln. Das erstcre enthält im Erdge- 
schoss 9 parallel laufende gewölbte Galerien von 90 Fuss 
Länge. Die Mauern derselben sind mit Stuck bekleidet, der 
Boden ist mit Asphalt gepflastert und die Bahnen für den 
Wagen, die in denselben hinein zu fahren haben, sind von 
Granit. Unter den Galerien sind 3 Cisternen von 9 Fuss Tiefe, 
welche unter einander nicht communicircn , wovon aber die 
eine der vorderen, die zweite der mittleren, die dritte der 
hinteren Galerie entspricht. Jede dieser Pisternen ist durch 
Scheidewände in 9 /eilen gelheilt, welche durch einander 
entgegenstehende, in ihrer Gesammtrichtung eine krumme 
Linie beschreibende Thüren der Art mit einander communi- 
circn, dass der in die äusserste Zelle geschüttete Unrath ge- 
zwungen ist, den grösstmöglichsten Weg zu durchlaufen, bis 
er die letzte Zelle erreicht. 

(Fortsetzang folgt.) 



▼arioliden- Epidemie ia Coburg. Bei der noch immer hier herr- 
schenden Varioloiden-Epidemie kann es den Bewohnern des Landes 
nicht genug emprohlen werden , dass , um sich selbst durch ein an 
und für sich geringes Opfer am sichersten gegen die Krankheit zu 
schützen , und die Weiterverbreilung derselben zu beschränken , alle 
diejenigen, welche seit den lelzten fünf Jahren sich nicht einer noch- 
maligen Impfung mit Kubpocken-Lymphe unterzogen und darauf gut 
entwickeile Iropfblatlem bekommen haben, sich alsbald nochmals 
wieder impfen (revacciniren) lassen. 

Nach dem Urtheile aller Sachverständigen ist die Varioloiden- 
Epidemie um so sicherer zu beschränken und zu unterdrücken, je 
allgemeiner diese Revaecination ausgeführt wird. 

Näcbstdcm sind diejenigen Kinder, welche überhaupt noch nicht 
geimpft sind, der Impfung zu unterwerfen, was hauptsächlich für 
diejenigen OrlschaAen gilt, in welchen Fälle von Pockenkrankheit 






vorgekommen sind , da es eine bekannte Sache ist , dass die durch 
die frühere Impfung gemilderten raodifieirten Blattern (Varioloiden), 
wenn dieselben auf nicht geimpfte Personen übertragen werden , die 
ächten Henschenblatlern erzeugen, und meistens einen tödllichen 
Ausgang nehmen. 

Die Pockenkrankheit tritt zwar als Erzeugniss einer eigenthüm- 
liehen Lunconstilotion auf; sie wird aber sehr leicht und oft durch 
einen , in den Pusteln reichlich enthaltenen Ansteckungsstof! von ei- 
nem an den Pocken leidenden Menschen auf Andere übertragen. 
Desshalb sind Behufs der möglichsten Zerstörung des Contagiums 
noch besondere Verhahungsregeln zu beobachten, wenn Erkrankun- 
gen an den Pocken sich ereignen. 

Als das sicherste Mittel, die weitere Verbreitung der Varioloi- 
den durch Ansteckung zu verhüten , hat die Erfahrung überall die 
strenge Absonderung des Kranken nachgewiesen, welche für die 
Dauer der Krankheit, so lange als die Schorfe nicht abgefallen sind, 
mit Gewissenhanigkeil zu beobachten ist. Der Kranke selbst wird 
mit den, zu seiner Wartung und Pflege erforderlichen Personen und 
denjenigen seiner Angehörigen, welche sich nicht von ihm trennen 
wollen , von den sämmtlichen übrigen Bewohnern des Hauses in der 
Art abgesondert, dass jede zur Wahrnehmung der körperlichen und 
geistigen Bedürfnisse des Kranken und den Reinigungsmassregeln 
nicht wesentlich nothwendige unmittelbare Verbindung mit demsel- 
ben, sowie jeder unmittelbare Verkehr nach aussen, dadurch verhin- 
dert wird, — Auf dem Lande und in wenig bewohnten Häusern ist 
eine solche Absonderung nicht mit grossen Schwierigkeiten verbun- 
den. Dieselbe braucht sich nicht uu bedingt auf das ganze Hans 
oder auf ganze Wohnungen auszudehnen; vielmehr kann sie auf ei- 
nen Theil der letzteren beschränkt werden, insofern dieser so be- 
schaffen ist, dass er von den übrigen, in demselben Hause befindli- 
chen bewohnten Räumen ganz abgesondert werden kann, und einen 
eigenen , nicht durch bewohnte Zimmer führenden Eingang hat. 

Zur Warnung kann das Zimmer, in welchem der Kranke sich 
befindet, mit einer Tafel bezeichnet werden. 

Um das in dem Krankenzimmer reichlich vorhandene Pockengifl 
zu zerstören, ist es zweckdienlich, das Zimmer öfters auszulüften, 
und ein Flammenfeuer durch dasselbe zu tragen, ferner Räucberan» 
gen am besten mit Chlorgas oder, wenn diess nicht gut zu erlangen 
ist, mit salpetei sauren Dämpfen zu machen. 

Zu den Cblorräucherungen reibt man STheile Kochs^z mit 
2 Theilen Braunstein in einer Schüssel oder auf einem Teller von 
Steingut oder PorceJan zusammen und setzt zu diesem Gemische 
rohe Schwefelsäure, welche vorher mit gleichen Theilen Wassers 
durch langsames Zuschütten verdünnt ist, allmählig so lange hinzu, 
bis sich noch Clüordämpfe entwickeln. Gelinde &wärmung auf ei- 
nem Kohlenbecken befördert die Entwickelung des Chlorgases. Fer- 
ner lässt sich Chlorgas aus Chlorkalk mit Salzsäure Übergossen, ent- 
wickeln; auch ist Cfalorwasser in den Apotheken zu erhallen. 

Salpetersaure Räucherungen bereitet man sich, wenn man auf 
gepulverten, jedoch nicht zu sehr ausgetrockneten reinen Salpeter 
so lange nach und naeli concentrirte Schwefelsäure tröpfelt, bis so 
viel Dampf sich entwickelt, als man für nötbig hält. Für Kranken- 
zimmer haben die salpetersauren Räucherungen den Vorzug, weil 
sie nicht so leicht die Athmungswcrkzeuge belästigen, als die Chlor- 
dämpfe , was sich indess alsbald nach dem Riechen auf Salmiakgeist 
massigen lässt. Cblorräucherungen sind aber wirksamer. — Die 
genaueren Anweisungen zur Anstellung solcher Räucherungen erthei- 
len die behandelnden Aerzte. 

Personen, welche mit dem Kranken in Berührung kommen, 
naüssen sich nach jedem Besuche stark mit Cblorgas durchräuchern, 
die Wärter, so wie die den Kranken umgebenden Angehörigen sich 
öfters mit Chlornatron- oder Chlorkalkauflösung waschen. 

Nach eingetretener Heilung wird der Genesene stark mit Chlor 
durchräuchert uud in einem frischen und wohl gereinigten und durch- 
räucherten Anzüge aus der Quarantäne entlassen. 

Sowohl wälirend der Krankheit, als auch nach der Entlassung 
des Kranken sind alle mit demselben in Berührung gekommenen 
Efiekten wohl zu reinigen. Das Weisszeug wird in Chlorwasser ein- 
geweicht, die Kleider mit Chlor durchräuchert, Wochen lang durch- 
gelüftet, oder einer trockenen Hitze von wenigstens 38° R. ausgesetzt; 
die wollenen Decken mit Chlor durchräuchert, gelüftet und gewalkt, 
die Beltfedem, das Rosshaar ebenfalb mit Chlor durchräuchert und 
ausgelüftet, oder einer starken Hitze ausgesetzt (gekesselt); Stroh 
und Heu verbrannt, das Krankenzimmer stark mit Chlor durchräu- 
chert, der Boden desselben, die Bettstelle u. s. w. mit Clorwasser 
gewaschen, die Wände neu geweisst. 

Sollten sich Todesfälle ereignen , so smd die Leichen in ein 
mit Chlorkalksauflössung getränktes Betttuch einzuhüllen , in wohl 
verpicbte Särge zu legen, dieselben abgesondert aufzustellen; Räuche- 
rungen mit Chlor zu machen, und die Chlorkalk- Auflösung womit 
das Betttuch getränkt wurde, Öfters bis zur Beerdigung der Leiche zu 
erneuern. Die Gruben , in welchen die Leichen versenkt werden, 
müssen 6 Fuss tief sein ; die mit der Leiche in Berührung gekomme- 
nen Personen haben sich, wie die Wärter, sorgfältig zu reinigen, 
und da Erkrankungen an den Varioloiden nach Leichenconducten 
sich ereignet haben, diese bei Sterbefällen an den Pocken zu ver- 
meiden. 

Die Bevölkerungsbewegung in Sachsen. Die Geburts- und Sterbe- 
liste für die Stadt Leipzig pro 1857 mit 2091 Todesfällen und 2437 Ge- 
burten ergibt gegen das Jahr 1856 ein ungünstiges Resultat. Es sind 
im Jahre 1857 229 Todesfälle und nur 28 Geburten mehr als 1856. 
Interessant ist der Verglich mit 1757 und 1657. Vor hundert Jahren 
(im siebeAJährigen Kriege) kamen auf 847 Gebome 2600 Gestorbene,. 
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also 1753 mehr Todle als Geborene. Im Jahre 1657 kamen auf 
389 Todesfälle 408 Geburten. In Bautzen sind im Jahre 1857 535 
Rinder geboren, 107 Paare getraut worden und 482 Personen gestor- 
ben. Die allgemeine Bevölkerungsbewegung in Sachsen ist aus Nr. 
8 — 9 der Zeitschrift des sächsischen statistischen Bureau zu ersehen. 
Dieselbe reicht von 1827 — 1856- Der Ueberschuas der Geburten über 
die Todesfälle ist 1851 am"^ grösstcn , er beträgt nämlich 25621 , am 
kleinsten im Jahre 1829, nämlich 12056. Der dreissigjährige Durch- 
schnitt: der Trauungen 14329, der Geburten 70312, der Todesfälle 
51768. Das an GebuHen reichste Jahr war 1851, nämlich 82801, 
darunter 1057 Zwillinge , 13 Drillinge und 1 Fall Vierlinge. Das Jahr 
1850 hatte die gr5sste Anzahl Zwillinge, 1073, die beiden Fälle 
Vierlinge im Jahre 1847 und 1851 kamen im Regierungsbezirk 
Zwickau vor. 

'^ttermigaverliiltnisse in Interlacken nnd St. OaUen. Wir gemes- 
sen hier eines so herrlichen Winters , wie man sich einen solchen 
kaum zu erinnern weiss. Das Thermometer sinkt während der Nacht 
kaum ein paar Grade unter den Gefrierpunkt, der Himmel ist glanz- 
belle und die Sonne scheint so lieblich nnd warm, wie in den ersten 
Frühlingstagen. Im südlichen Theile des Thaies liegt kein Schnee 
nnd selbst der mittägige Abbang der Gebirge ist davon entblösst bis 
•zu einer Höhe von über 7000 Fuss über dem Meere. — 

Während es- in den höheren Bergthälem des Appenzellerlj^des 
(Säntis) bereits so kalt war, dass sich mehrere Männer die Füsse 
erfroren , brachte dieser Tage ein Bergbesucher von der Ebenalp ei- 
nen ganzen Strauss blühender Frühlingsblumen als: Huflattig, Früh- 
lingsenzian, Bellis etc. Am Wilokirchli ist der Boden weitumher 
schneefrei und so warm und trocken, dass der Rasen bereits zu 
grünen beginnt — eine seltene Erscheinung im Januar bei fast 5000 
Fuss über dem Meere. Letzten Freitag hat man in dem Wald am 
Laseyer den Birkhahn balzen hören, was in gewöhnlichen Jahren 
nie vor März und April der Fall ist. 

YergUtiiag dnreh Terpentiiiftldünate in Folge des Aufenthalies in 
einem frisch gemalten Zimmer. In der Acad^mie des sciences zu 
Paris, wurde von Marchai de Calvi folgender Fall miigetheilt: 

Eine Dame von guter Konstitution und nervös -sanguinischen 
Temperament, welche kürzlich von einem Gelenk- Rheumatismus her- 
geatellt war, hatte Thüren und Fenster ihres ludigen Schlafzimmers 
mit der gewöhnlichen Farbe ans Bleiweiss, Oel und Terpentin strei- 
eben lassen nnd erwachte 3 Stunden , nachdem sie sich niedergelegt 
halte , unter den beunruhigendsten Krankbeitssymptomen. Der her- 
beigerufene Arzt fand: ängstliches, verfallenes und blasses Angesicht, 
dunkle Ränder unter den Augen, erloschene Stimme, Schlaflosig- 
keit, die Gtieder in einem Zustande gänzlicher Erschlaffung, lebhafte 
Schmerzen in allen Gelenken, heftige und anhaltende Unterleibsschmer- 
zen, welche die Kranke eine gekrümmte Stellung einzunehmen 
nöthigte, häufige vergebliche Brechneigung, kurze beschleunigte und 
ängstUcbe Respiration, fadenförmigen, kaum fühlbaren Puls, kalten 
klebrigen Schweiss. Nach diesen Symptomen durfte man an einen 
Anfall asphyktischer Cholera denken, wenn nicht der charakteristische 
Geruch in dem Zimmer vorhanden gewesen wäre und dem Arzte 
selbst den heftigsten Kopfschmerz zugezogen hätte. Wiewohl die 
Kranke sofort aus dem Zimmer entfernt nnd mit geeigneten Mitteln 
behandelt wurde, blieb sie noch sechs und dreissig Stunden in dem 
Zustande der höchsten Schwäche und erst nach acht Tagen war sie 
wieder im Stande das Bett zu verlassen. 

Einer von den mehrfach beobachteten Fällen, die es unentschie- 
den lassen , ob die erwähnten Symptome dem Terpentindl oder dem 
Bleioxyd der Farbe Schuld zu geben sind. 

Altonborg. Seit meinem letzten Berichte ist unter den markt- 
schreierischen Ankündigungen des Meyer'schen Bruslsyrups dem At- 
teste des Dr. Koschate die Bescheinigung der Wirksamkeit des 'er- 
wähnten Syrups Seitens des KönigL Preuss. Kreisphysikus Dr. Lehrs 
in Birnbaum gefolgt. Es wird darin gesagt, dass durch den Syrup: 
„bei allen sonst langwierigen , hartnäckigen und in Bezug auf ihre 
Folgen nicht selten bedenklichen catarrhalischen Schleimhautkrank- 
heiten der Luftröhre und Lungen, andauernder Heiserkeit, Kitzeln 
im Halse, schwerem die Brust gleichsam zersprengenden Husten u. 
s. w. fast ohne Ausnahme sofortige Lindeiung und wo möglich an- 
dauernde Heilung bewirkt wird.** — Anfänglich war es nur ein 
Landwundarzt, der die vmndersamen Wirkungen des Brustsyrups ge- 
gen bösen Husten attestirte, ihm folgt ein prakt. Arzt und diesem 
ein Preussischer Kreisphysicus. Aus dem Mittel gegen den Husten 
ist nun schon ein SpeciAcum gegen bedenkliche Schleimhautkrank- 
heiten geworden. Es liegt nicht wenig Humor in dieser Steigerung 
der Wirkungen und der ärztlichen Rangstufen der Attesürenden. 
Man kann daraus ersehen, wie es nur des rechten Weges bedarf, 
um in einem einfachen nur aus Zucker und Zwiebelsaft bestehenden 
Syrup so wunderbare Wirkungen zu entdecken. Aber die Sache 
hat ahch ihre ernste Seite, besonders in Beziehung auf den Arznei- 
verkehr in den kleineren deutschen Staaten. Und dies ist die Pointe 
meiner Mittheilung. Für jenen Verkehr werden dergleichen Atteste in 
unglaublicher Menge eigens bestellt und gefertigt. Die mitleldealscfaen 
Staaten werden mit einer Unmasse von Geheimmillcln nnd Pscudo- 
arznelmitteln überschwemmt. Was ist aber erst dafür zu erwarten, wenn 
Medicinalbeamte diesem Verkehr durch Atteste begünstigen. Meinem 
Dafürhalten nach sollten die Medizinalbcamtcn aller Staaten sich von 
einer derartigen Begünstigung durchaus fern halten, sie sollten be- 



denken , dass sie sieh in anderen Falle einer Klaate von Levten au* 
gesellen, die aus derartigen Attesten ein Gewerbe machen. Am al- 
lerwenigsten sollte aber in dem voriiegendcn Falle ein Preussischer 
Kreisphysikus ein dem erwähnten gleiches Attest ausstellen, Arznei- 
kräfte der Art in einem Mttt«l entdecken nnd bestätigen, dessen Ver-^ 
kanf von seiner Behörde, nach Prüfung durch die oberste medizini- 
sche Commissian nur ans dem Grunde gestattet worden ist, weil das- 
selbe keine arzneiliche Wirkung besitzt. Es ist dies ein doppelter 
Widerspruch in den sowohl der Arzt zu der obersten wissensckaftll-* 
eben Commission, als der Beamte zu seiner obersten Behörde kommt 
und es möchte der Wunsch gerechtfertigt sein, dass derartige wesent- 
liche Conflicte in einem geordneten Medizinalwesen nicht geduldet 
werden sollten. 



Kritik. Handbuch der gerichtliehen Medicin flir Aerzte und 
Juristen, bearbeitet von Dr. Krahmer, ord. Prof. der HeilmittoUehre 
zu Halle. Zweite umgearb. Aufl. In zwei Abhteil. Braun^chweig» 
bei C. A. Schwetschke u. Sohn. 1857 und 1858 625 S. in 8. 

Das Erscheinen dieser zweiten, vielfach umgearbeiteten Auflage 
des Krahmerschen Handbuches gibt Zeugniss von der günstigen Auf- 
nahme, welche dasselbe geftinden hat. Auf den Inhalt specieller 
einzugehen und namentlich das hervorzuheben, warum die AnstchteB 
des Herrn Verfassers von denen anderer Lehrer der gerichtliches 
Medizin abweichen, müssen wir uns zwar versagen; wir können aber 
nicht umbin, diess Werk eben sowohl Juristen, wie Gerichtsärzten» 
für welche letztere es nicht nur zum Studium, sondern anch zun 
Handgebrauch sich eignet, angelegentlichst zu empfehlen. Neben 
der Berücksichtigung, welche den neuesten die gerichtliche Mediein 
berührenden Fortschritten der einzelnen Dlscipltnen der Arzneiwissen- 
schaft zu Theil geworden ist. darf als ein nicht geringer Vorzug ge- 
rühmt werden , dass der Herr Verfasser dem Leser mit der gesamm» 
ten in- und ausländischen gerichtsärztlichen Literatur, soweit solche 
nur irgend eine Bedeutung beanspruchen darf, bekannt macht, iha 
dadurch vor einseitigen Ansichten bewahrt und zu eigenem Urtbeile 
befähigt. 

PenonalehroBik. PreuMien. Der prakt. Arzt Dr. Springer in 
Breslau den Charakter Sanitätsrath erhalten, dem prakt. Arzt Dn 
Richter ist die interimistische Verwaltung des KreispbysikaU Weis- 
senfeb übertragen worden. 

Niedergelassen: Der prakt. ArztDr. Raffanf in Witty, Dr. 
Wirz in Hennef, Assistenzarzt Dr. Heidemann in Kolberg, Apo- 
theker I. Kl. J. David is hat die Concession zur Führung der Apo- 
theke in Kettwig erhalten. 

Orden: Medizinalrath Dr. Gfrörer zu Hecbtngen das Ehren- 
kreuz 2. Kl. , Kreisphysikus Sanitii sth Dr. Tim pf zu Löwenberg das 
Ehrenkreuz 3. Kl. des Hohenzollerschen Hausordens. 

Gestorben: Geheimer Sanitätsrath Dr. Bongard in Dfisad- 
dorf, Wundarzt Weber in Weissensee. 

Vacant: Die Kreisphysikate zu Nordhausen, Reg. Bez. Erfurt, 
Weissenfeis, Reg. Bez. Merseburg, die Kreisthierarztstelle des Kreises 
Ragnit , mU dem Wohnorte in dem Kirchdorfe Kranpischken. 

In Weferlingen, Kr. Gardelegen wird die Niederlassung eines Dr. 
med., der zugleich Wundarzt und Geburtshelfer sein rouss, dringend 
gewünscht. Der dortige Magistrat ertheilt nähere Auskunft. 

Bayern. Ernannt: Der Leibarzt des König Ludwig Dr. Th. 
Becker zum KÖnigl. Rath; der Dr. med. Berthold zum prakt. Arzt 
in Dachsbacb, Dr. med. F. Sedlmayer zum prakt. Arzt in Ansbach. 

Orden: Hofrath , Mitglied des Obermedizinalansschusses Dr. 
Fischer den Verdienstorden vom heil. Michael I. Kl. 

Verabschiedet: Der Landgerichtsarzt Dr. Frech zu Ansbach. 

Vacant: Die Gerichtsarztstelle zu Ansbach, die prakt. Arzt- 
stelle ZQ Postan. 

SaehMen'fFeinuW'Eitenach. Orden: Geheimer Hofrath Dr. 
R ei mann den KaiserL Russ. Stanislausordcn 2. Kl. 

Mecklenburg' Schwerin. Der Professor Dr. Thierfelder in 
Rostock der Charakter eines Medizinalrath es verlibhen. 
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Preussen. 

Leichenpässe betreffend. 

Mit Bezuff auf eine Verfligung vom 17. und 30. August 
1856 setze ich die kgl. Reg. zur Nachachtung und weiteren 
Mittheilung an die Landräthe und Polizeibehörden Ihres Be- 
zirkes davon in Kenntniss, dass nunmehr auch mit der Kgl. 
Württembergischen Staalsregierung das Abkommen getroffen 
worden ist, dass die von den kompetenten Behörden des ei- 
nen Staates ausgestellten Leichenpässe fllr ausreichend erach- 
tet werden, um den Transport von Leichen auch im Gebiete 
des anderen Staates zu gestatten 

Ich bemerke biebei Behufs der leichteren Uebersicht, 
dass jetzt diese Vereinbarung zwischen der diesseitigen und 
den Regierungen von Oestreich, Sachsen, Bayern, Hannover, 
Württemberg, Kurhessen, Lauenburg, Braunschwelg, Anhalt- 
Dessau und Anhalt -Bemburff besteht. Berlin, den 12. Jan. 
1858. Das Ministerium des Innern. Gez. v. Westphalen. 

An sämmlliche Könlgl. Regierungen. 

Die Aufnahme in das Provlnzial-Hebammen- 
Institut zu Danzig belr. 

Durch unsere Amtsblatts- Verordnungen vom 1 I.März 1856 
und vom 9. Februar v. J. Ist das belheillgle Publikum aus- 
drücklich darauf aufmerksam gemacht worden, dass arme 
Schwangere , welclie Behufs ihrer Entbindung In das hiesige 
Provinzial - Hebammen - Institut aufgenommen werden wollen, 
sich zeitig an die Orts - Polizeibehörde zu wenden haben, 
welche demnächst der Direktion der Anstalt spätestens 14 Tage, 
höchstens aber 4 Wochen vor dem mulhmassllchen Ablauf 
der Schwangerschaft Anzeige macht, die Genehmigung ab- 
wartet und auf Grund derselben flir die Aufzunehmenden ein 
Annahme - Attest ausfcrligt. 

Diese Anordnung Ist, wie die Erfahrung gelehrt hat, 
vielfach unbeachtet geblieben , da namentlich in der jüngsten 
Zelt eine grosse Anzahl schwangerer Personen, ohne das 
vorgeschriebene Attest der Ortspolizeibehörde beizubringen, 
die Aufnahme in das Hebammeninslilut verlangt, resp. durch 
angebliche Hillsbedürfligkeit zu erzwingen versucht hat. Ein 
solches Verfahren widerstreitet aber gänzlich den Zwecken 
der Anstalt und kann zum Nachlheile des letzlern unter kei- 
nen umständen ferner geduldet werden. 

Wir sehen uns deshalb veranlasst, wiederholt darauf 
hinzuweisen, dass fortan jede schwangere Person, welche 
wegen Ihrer Entbindung die Aufnahme in das Hebammen- 
Institut hieselbst, ohne vorherige Beibringung des vorge- 
schriebenen, von der Ortspolizeibehörde ausgestellten An- 
nahmeattestes, verlangt, unnachsichtlich zurückgewiesen wer- 
den wird. 

Danzig, den 7. Dezember 1856. Könlgl. Regierung Ab- 
theilung l. des Innern. e s e 

Bayern. 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Reglerungsbezirke von Mittelfranken. 

(Fortsetzung.) 

S. 23. lieber Ansässigmachung und Verehelichung der 
praktischen Aerzte gelten die Bestimmungen des revidirten 



Ansässiffmachungsgeselzes vom 1. Juli 1834, und sind die 
praktischen Aerzte nicht als Im öffentlichen Dienste und nicht 
als Staatsdienstadspiranten Im Sinne der Ministerialentschlies- 
sung vom 14. Juni 1854 zu betrachten. Indess haben Aerzte, 
welche eine Ehe eingehen, die vom dienstlichen Standpunkte 
aus zu Bedenken Anlass gibt, eine Berücksichtigung Ihrer 
allenfallsigen Anstellungsgesuche nicht zu erwarten und sind 
hierauf von der zur Erledigung des Verehellchungsgesuches 
zuständigen Behörde aufmerksam zu machen. 

Minist.-Entschliess. v. ll.Märzl837 Kr. -InteU.- Blatt. 1837 p.l450. 
Minist. -Entschliess. v. 14. Juni 1854 Kr.-AmlsbL 1854 p.957. 
Minist. -Entschliess. v. 13. Jan. 1857, betr. Regieningsaussehreiben 
v. 2. Jan. 1857. 

%. 25. Praktische Aerzte, welche ohne ansdrückliche 
Erlaubniss Dienste einer auswärtigen Macht annehmen, ver- 
lieren, vorbehaltlich der verwirkten besonderen Strafe (Art. 
306. Ziff. 4. Tbl. L des Strafgesetzbuches) das bayerische 
Staatsbürgerrecht, und das Vermögen solcher darf nur mit 
besonderer könlgl. Erlaubniss verabfolgt werden. 

Minist.-EnUchlie88. vom 10. August 1832 Dölling. V.-S. Bd. 10 p. 333. 

Minist. Entschliess. v. 7. Jan. 1855. 

Verpflichtungen. 

%. 25. Der praktische Arzt ist verpflichtet, jederzeit und 
ohne Unterschied des Standes und der Person die verlangte 
ärztliche Hülfe nach bestem Wissen und Gewissen in Wis- 
senschaft und kunstgerechter Welse und mit den durch die 
Wissenschaft und Erfahrung bewährtesten Mitteln zu leisten 
und das von den Kranken und ihren Angehörigen anvertraute 
Geheimniss treu zu bewahren; soweit nicht gesetzliche und 
reglementäre Vorschriften zur Anzeige an die vorgesetzte Be- 
hörde oder Gerichte verbinden. 

Medizinaledikt v. 8. Sept. 1808 §. 7. 

Minist.- Entschliess. v. 6. Okt. 1856. Kr. -Amtsblatt. 1856 p. 1611. 

§. 26. Dabei besteht für denselben die Verpflichtung 
zur gewissenhaften Befolgung und Einhaltung der bezüglich 
des Sanitätswesens bestehenden Anordnungen namentlicn in 
Ansehung der Pharmacopoe, der Medizinaltaxordnung, der 
Schutzpockenimpfung, der Aufsicht auf medizinische Pfusche- 
freien, der Anzeige über Verwundungen und ähnlicher auf 
eine strafbare Handlung hindeutender Fälle. 

Er hat sich mit dem Inhalte der bayerischen Pharmacopoe 
vertraut zu machen und insbesondere nach Anhang IV. der 
neuen Pharmacopoe vom Jahre 1856 die Bestimmung einzuhal- 
ten über die höchsten Gaben von starkwirkenden Arzneistoi- 
fen fiir die innerliche Anwendung bei Erwachsenen, deren 
üeberschreitung von dem Arzte jedesmal auf dem Recepte 
durch Hinzuliigung des Zeichens (!) zu der verordneten Gabe 
beglaubigt wcTÜcn muss. 
Medizinaledikt v. 8. Scptbr. 1808 §.7. 

(Fortsetzung folgt.) 

An die sämmtllchen Gerichts-Aerztc vonMit- 
t elfranken. (Instruction zur Abfassung der Physikats- 
Jahresberlchte über das Medicinal-und Sanitäts- Wesen im 
Verwaltungsjahre.) 

(Fortsetzung.) 

2) Sämmlliche öffentliche Heil- und Pflege-An- 
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stalten und -Institute, durch welche kranke und hilfs- 
bedürftige Individuen zum Zwecke ärztlicher oder diätetischer 
Pflege aufgenommen und verpflegt werden, sind namentlich 
und in der Ordnung aufzuführen, dass zuerst die reinen nur 
dem Heil -Zwecke gewidmeten Häuser und Institute, dann 
die gemischten Heil- und Pflege -Anstalten, endlich die rei- 
nen Pflege - Anstalten aufgeführt werden. Gleicher Weise 
sind sämmtliche Privat-, Heil- und Pflege -Anstalten aufzu- 
führen, soferne diese die Genehmigung der Kreis - Regierung 
als Anstalten erhalten haben. Es gehören hieher auch die 
Bewahr -Anstalten für Säuglinge, Kinder und Verwahrloste. 
Oeffentiiche Anstalten sind jene, welche unter der Verwaltung 
öffentlicher Behörden stehen. Für die klinischen Institute 
der Universität Erlangen, fiir die Kreis -Irren -Anstalt und 
für das landesherrliche Hospital in Ansbach, als nicht unter 
der unmittelbaren Aufsicht der Physikate stehend, bestehen 
besondere Bestimmungen. Bei der besonderen Behandlung 
jeder dieser Institute sind kurz deren Geschichte, Zweck, 
Einrichtung, Vermögen, Verwaltung, Art der Verpflegung, 
ärztliches und hilfsärztliches Personale, die Bestimmungen 
über die Aufnahme der Kranken und Pfründner, bei Siche- 
rungs - Verbänden die Grösse und Abtheilung der Pflichtbei- 
träge anzugeben. 

Aus dem Berichte der Anslalts-Aerzte bei den öffent- 
lichen Heil- An stalten ist ein summarischer Ausweis 
über den Stand am 1. Oktober und 30. September wie über 
den Zugang im Verwaltungsjahre, den Abgang durch Tod, 
Genesung oder anderweitige Entlassung mit der Zahl der 
Verpflegungs - Tage , der Kosten der Arzneien und der Ver- 
köstigung in Summe und per Kopf anzugeben. Alle diese 
Personalziflem sind nach Geschlechtern und wo ein Siche- 
rungs- Verband besteht nach deren Zahl auszuscheiden. Für 
die Privat-Heilanstalten gelten die Mitlheilungen, wie 
sie durch specielle Regierungs- EntSchliessungen den Vor- 
ständen dieser Anstalten vorgeschrieben und den Physikaten 
bekannt gegeben sind. Ueber die öffentlichen Pflege- 
Anstalten sind mitzutheilen aus den Berichten derAnstalts- 
Aerzte ein summarischer Ausweis über den Stand der Ver- 
pflegten vom 1. Oktober und 30. September und den Zugang 
im Yerwallungsjahre, den Abgang durch Tod, Genesung oder 
anderweitige Entlassung — alle diese PersonalziiTern nach 
Geschlecht ausgeschieden, die Kosten der Verpflegung in 
Summe wie per Tag und per Kopf. 

Von den ambulanten Dienstboten- undKranken- 
Instituten, wozu auch die ambulante Armen-Kran- 
kenpflege gehört, ist von den speciell für die Institute 
besoldeten Aerzten ein summarischer Ausweis über die Zahl 
der behandelten Kranken nach Geschlechtern und Wohnorten 
ausgeschieden zu verlangen und vorzulegen, in allen Fällen 
aber sind die Kosten für Arzneien und die niederärztliche 
Krankenpflege mit der Zahl der Verpflegten summarisch an- 
zugeben, wozu rechtzeitig die Conti der Apotheker und des 
niederärztlichen Personales zu verlangen und zu revidiren 
sind. Zugleich sind durch die Districts- Polizeibehörden die 
Zahl der im Verwaltungsjahre ärztlich momenUn - unterstütz- 
ten Armen zu erheben und nützutheilen, aus weicher Summe 
alle Jene stammen, welche in den Conti der Apotheker und 
des niederärztlichen Personales für die Armen -Krankenpflege 
enthalten sind, soweit sie nicht in öffentlichen Heil- und 
Pflege - Anstalten aufgenommen wurdea Ueber Privat- 
Pflege-Anstalten genügt eine summarische Angabe über 
die Frequenz derselben und sind mitzutheilen die Wahrneh- 
mungen bei den periodischen Besuchen derselben über die 
Einrichtung und die diätetische Pflege in denselben. 

Die Anslalts-Aerzte sind schon durch die Instruction 
üir die praktischen Aerzte vom 24. Februar d. Js. $. 23 an- 

Sewiesen, die wichtigeren und gesicherteren Ergebnisse im 
ienste dieser Institute für die öfilentliche Gesundheilspflege 
und die klinische Hedicin ihren statistischen Berichten über 
die Anstalten anziu-eihen sowie die etwaigen Gebrechen die- 
ser Anstalten. Im gle^i^hen Sinne hat der Gerichtsarzt als 
Aufsichts- Beamter solcher öffentlichen Institute seine W^ahr- 
nehmungen und Erfahrungen wie seine Bethätigung dabei 
vorzutragen. Die Ergebnisse bei der durch Regierungs-Aus- 
schreiben vom 16. Mai d. Js. (Kreis -Amtsblatt S. 713) an- 
geordneten jährlichen Besichtigung der Wohlthätigkeits- An- 
stalten durch die Distriols - Polizeibehörden sind dabei sum- 
marisch und, soweil es nothwendig und in jenem Protocolle 
nicht geschehen ist, detaiilirt vorzutragen. Der Armen- 
Krankenpflege auf dem Lande ist besondere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden und sich zu äussern, ob auf den erhobenen sta- 



tistischen Angaben und auf eigene Vt^ahmehmung eine Aen- 
derung oder Besserung vorzuschlagen wäre. 

Am Schlüsse ist zu berichten, ob und wie viele arme 
Kranke in dem Universitäts-Krankenhausc zu Erlangen oder 
in der Maximilians-Heilanstalt für Augenkranke zu Nürnberg 
im Verwaltungsjahre Aufnahme gefunden haben, nach den zu 
diesen Zwecken von den Armen -Aerzten ausgestellten Zeug- 
nissen. 

(Fortsetzung M^.) 

SaehBen - Meiningen. 

Die Ausfertigung von Todtenscheinen für die 
im Herzogthum sterbenden Königlich Sächsischen und Kur- 
fürstlich Hessischen Unterlhanen. 

In mehreren Bundesstaaten besteht die Anordnung, dass 
beim Ableben von Ausländern Todesscheine in legaler Form 
ausgestellt werden müssen, welche durch das Ministerium 
an die Regierung des Staats, dem der Verstorbene angehörte, 
eingesendet werden. 

Höchster EntSchliessung Seiner Hoheit, des Herzogs, 
gemäss, soll dieser Einrishtung hierseits durch ein recipro- 
cirliches Verfahren entsprochen werden und es wird daher 
hierdurch verordnet: 
dass über das Ableben von Angehörigen deutscher Bun- 
desstaaten im diesseitiffen Territorium stets sofort Todes- 
scheine von den zuständigen Behörden in legaler Form aus- 
zustellen und durch das betreflende Herzogliche Verwal- 
tungsamt, welches denselben das, was ihm sonst über die 
einschlagenden Verhältnisse bekannt ist, beizufügen hat, 

gehörig beglaubigt an das Herzogliche Staatsministerium 
ehufs der weiteren Beförderung an die betreflende Re- 
gierung einzusenden sind. 
Die Ausfertigung dieser Zeugnisse hat ohne alsbaldige 
Aufforderung und kostenfrei zu folgen. 
Meiningen, den 28. December 1857. 
Herzogliches Staatsministerium, Abtheil, des Innern etc. 
Giseke. F. v. Uttenhoven. 

Sachsen - Altenburg. 

Die Arzneitaxe betr. 

Unter dem 10. Dezember d. J. ist vom Königl. Preussi- 
schen Ministerium der geistl. Unterrichts- und Medizinalan- 

felegenheiten eine neue Auflage der Arzneitaxe für das Jahr 
858 veröffentlicht worden, welche auch im Buchhandel (Ber- 
lin, Verlag von Rudolph Gärtner) erschienen ist Es wird 
daher Solches mit der Bemerkung andurch bekannt gemacht, 
dass auch in allen hierländischen Apotheken nach diesen ver- 
änderten Königl. Preussischen Bestimmungen, wiewohl mit 
Senauer Beachtung der wegen Reduktion der Prennigsätze in 
ie Währung des Decimalmünzfusses unter dem 14. Januar 
1841 ergangenen Verordnung, die betreflTenden Droguen und 
Arzneien vom I.Januar 1858 an zu taxiren und zu verkaufen 
sind. Altenburg, den 20. Dezember 1857. Herzogl. Säch- 
sische Landesregierung. H. Schuderoff. 

HerBOgthum Coburg. 

Die thierärztl iche Praxis betr. 

Es ist zu Unserer Kenntniss gelangt, dass die thierärzt- 
liche Praxis von unbefugten Personen im hiesigen Lande aus- 
geübt wird. 

Da jedoch die Ausübung der thierärztlichen Praxis nur 
solchen Personen zusteht, welche nach vorheriger Prüfung 
die Erlaubniss von Uns erlangt haben und sich desshalb zu 
legitimiren im Stande sind, alle solche Personen aber, welche 
ohne Concession die den Thierärzten zustehenden Verrichtun- 
gen gewerbsmässig betreiben, der Untersuchung und 
Strafe nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuchs unter- 
liegen, so wird dieses zur Nachachtung hierdurch bekannt 
Eemacbt. Coburg, den 8. Januar 1858. Herzogl. Sächsische 
andesregierung. P f i t z. 

Hamburg. 

Mit Bezug auf den Ralh und Bürgerschluss vom 21. De- 
zember 1847 werden die hiermit zur Praxis admittirten Aerzte, 
W^undärzte und Hebammen, welche sich bisher noch nicht 

femeldet haben, hiermit aufgefordert, die ihnen zustehenden 
arten, um in Berufsgeschäiten die Thore sperrfrei passiren 
zu können, bei dem Inspector Möller im Accise- Bureau 
auf dem Rathhause (ördersamst in Empfang zu nehmen. 

Hamburg, den 15. Jan. 1858. Verordnete löbliche Käm- 
merei. 
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Die Oanalisinmg Berlins snm BehufB der Beseitigimg 
imd der Verwerthting der animaUsohen AuswurfiBtofie. 

(Fortsetzung.) 

Zwei auf diesem Wege aufgestellte Gitter, sondern 
die festen Bestandtheile von den flüssigen. Alle drei Ci- 
sternen stehen mit einer eisernen Leitungsröhre in Ver- 
bindung, die in dem Damme des Canales Del'Ourcq ent- 
lang geführt inmillen der Werke zu Bondy mündet und 
einen Durchmesser von 30 Centimeter hat. Zwei Dampf- 
maschinen von 10 und 12 Pferdekrait treiben Druck- und 
Saugpumpen und können eben sowohl die Clsternen leeren, 
als Wasser aus dem Canal Del'Ourcq in dieselben filhren. 
Um die schädlichen Gase zu entfernen hat man drei mächtige 
Ventilatoren aufgestellt. Durch drei gusseiserne Röhren, von 
denen je eine in eine der Cisternen einmündet , werden die 
Gase in eine Ventilationskammer gepumpt und von hier aus 
unter den Heerd der Dampfmaschinen geleitet und verbrannt. 
Der Effect ist ein so grosser, dass die Luft der Galerie und 
Cistemenräume eben so rein und athembar ist, als die aus- 
sen befindliche. Der Vorgang der Ausleerung der von Paris 
ankommenden beweglichen Senkgruben ist ausserordentlich 
rasch beendet. Ein Wagen fährt in die Galerie hinein, die 
Thore werden geschlossen, die Fässer werden geöffnet, über 
je eines ein genau auf dieselben passender mit den Zellen 
in Verbindung stehender Schlauch gestülpt, das Fass geneigt, 
entleert, ausgewaschen und wieder aufgeladen. In 4 — 5 Mi- 
nuten fahrt der Wagen mit den entleerten, gereinigten Ton- 
nen zu dem entgegengesetzten Ende wieder hinaus. Die Zel- 
len werden sodann durch die Damptmaschienen mit Wasser 
nachgespült, die flüssigen Stoffe fliessen durch das Leitungs- 
rohr nach Bondy, die festen, auf den Gittern zurückbleiben- 
den, werden desinficirt, in Tonnen gepackt, zu Schiffe nach 
Bondy geluhrl. Jeden Tag gehen auf diesem Weg durch eine 
Cisterne, 700 Kubikmeter Stoffe in das Leitungsrohr. Aus- 
serdem gehen jeden Tag 3 — 4 Schiffe mit 100— 150 Kubik- 
meter fester Stoffe nach Bondy. Am Montag jeder Woche 
wird das Leitungsrohr nach Bondy durch 10 stündiges Arbeiten 
der Pumpen mit Wasser aus dem Canal ganz rein gewaschen. 
Die Voirie in Bondy, die eigentliche Werkstädte liegt inmit- 
ten des Waldes von Bondy. Die zur Aulhahme der Stoffe 
befindlichen Bassins liegen zu zwei Seiten der Strasse. Die- 
selben communiciren mit einander und haben ein verschiede- 
nes Niveau, so dass die hinein geleiteten Stoffe durch Ab- 
setzen von der ablaufenden Flüssigkeit getrennt werden. 
Diese wird in Fabrikräume geleitet und zur Gewinnung von 
Salmiak und der aufgelösten fixen phosphorsauren Verbin- 
dungen benutzt. Die festen Stoffe geben Poudrette und ähn- 
liche nach ihrem Gehalte an Ammoniak, phosphorsauren Er- 
den, Alealien und Magnesiagehalten verschieden zusammen- 
gesetzter und bezahlter Düngstoffe. Der Ertrag derWerke 
ist nahe an 4 Millionen Franken jährlich. Diese 
grossartige und lucrative Industrie ist der deutlichste Beweis 
dafür, dass der Kostenpunkt bei der vorliegenden Frage kein 
Hinderniss flir ihre Lösung abgiebt. — 

Zu erwähnen wäre hier, wenigstens von dem Gesichts- 
punkte der Verwerlhung der Auswurfstoffe die zu ihrer Ver- 
wendung in den Städten des Iranzösischen Flanderns übliche 
Methode. Dort, auch in den mittleren und grossen Städten 
werden die Auswurfstoffe in Tonnen gesammelt und in ge- 
mauerte, kelleriörmige Cistirnen geschüttet. Hier bleiben 
sie sich selbst überlassen und werden im Frühjahre in flüs- 
siger Form über die Felder gegossen. — 

Englands Hauptstädte stehen rücksichtlich der Lösung 
der Frage Paris in jeder Beziehung nach. London, Liverpool, 
Manchester, Edinburg haben auch Ableitungscanäle, Wasser- 
eitungen etc., aber diese und sämmtliche Städte Englands 
bieten bei Lösung der Frage sowohl in ästetischer als in sa- 
nitätlicher Beziehung die grössten Gegensätze. London ist in 
sanitätlicher Beziehung in 10 Kreise getheilt, deren Grade 
von gesund und ungesund auch durch die gleichlaufende Sa- 
lubrität der Strassen, Hauskanäle, Senkgruben bezeichnet wer- 
den kann. Abzugscanäle, Wasserleitungen, venlilirende 
Systeme in den Abtritten, Waterclosets etc. machen den 
ersten Theil gesund, und von Schmutz und Unrath strotzen- 
den Strassen, Höfe, Häuser, den letzten zu einem Heerd von 
Fiebern und Epidemien. Für die Ausgleichung dieser Ge- 

Sensätze wird \xi sanitätspolizeilicher Beziehung das allermin- 
este gethan, dagegen von den Gesundheitsbehörden England 
die scharfsinnigsten und mit statistischen Belegen am reich- 
lichst ausgerüsteten dickleibigen Berichte über die Zweck- 
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mässigkeit und Nothwendigkeit der Lösung der vorliegenden 
Frage abgestattet. Einen solchen Bericht stellen unter andern 
die neuesten prophylaktischen Rathschläge der obersten Ge- 
sundheitsbehörde Englands, die epidemische Cholera betref- 
fend, vor. In demselben werden die allerschlagendsten Bei- 
spiele für die Nothwendigkeit der Reinigung der Strassen, 
Kanäle, Höfe, Gassen u. s. w. gegeben. Es wird darin 
nachgewiesen, dass die ungeheure Sterblichkeit die im Jahre 
1853 in New -Castle am Tyne durch die Cholera erzeugt 
worden war — es waren dort innerhalb weniger Wochen nahe 
an 2000 Menschen der Seuche erlegen, — nur der ünreln- 
lichkeit der dortigen Strassen, Canäle etc. zuzuschreiben 
gewesen sei. Femer wird nachgewiesen, dass die südlichen 
Districte von London (nahezu Vs der Bevölkerung der Haupt- 
stadt) eine vollkommene Probe von dem Einflüsse der Zufuhr 
eines reinen Wassers abgelegt. In diesem Districte waren 
nämlich, während der Epidemie von 1853 — 54, zwei ver- 
schiedene Qualitäten Wasser in Gebrauch, so dass eine gros- 
ser Theil der Bevölkerung leidlich gutes Wasser, ein anderer 
grosser Theil der Bevölkerung aber ein ausnehmend unreines 
Wasser zu trinken hatte, während in jeder anderen Hinsicht 
diese zwei Bevölkerungen unter ganz gleichen socialen und 
sanilätlichen Verhältnissen lebten, indem sie in denselben 
Districten , ja sogar in denselben Strassen untermischt lebten. 
Ein Vergleich der Sterblichkeitsverhältnisse am Ende der Epi- 
demie aber ergab, dass die Sterblichkeil in den Häusern und 
Strassen, die das durch eine Stadtcloake verdorbene Wasser 

getrunken hatten, 31/2 mal so gross gewesen, als die jenes 
istrictes, wovon das bessere Wasser benutzt worden war. 
Aehnliche Beobachtungen hat man in Liverpool und Manche- 
ster im St. Georgsviertel gemacht. In Leicesler hat man 
durch mehrjährige Beobachtunffen festgestellt, dass die Ein- 
wohner jener Districte, die Abzugscanäle, zweckmässig an- 
gelegte Senkgruben besitzen, durchschnittlich 7— 8 Jahr län- 
ger leben, als die Bewohner jener Districte, welche jene Ein- 
richtungen nicht besitzen. Aber die Einrichtungen selbst 
kommen hier trotz dem nicht zum Vollzug. — 

In London, Liverpool, Edinburg sind die Leitungscanäle fast 
durchweg aus Cement und Bruchsteinen gefUgt. Auch die Sohle 
besteht aus solchem Material. In London haben sie eine kreis- 
runde, in London eine konischrunde, in Edinburg eine ovale 
Form. Sie werden aber tiberall in England nicht nur zur 
Aufnahme von Regen- und Schneewassern, sondern auch 
zur Beseitigung sämmtlicher Auswurfstofie benutzt. Dies ist 
der Grund aller Klagen und Uebelstände. London hat eine 
UeberfüUe Wasser zur Benutzung^ die Aeusserung der Fluth, 
die in die Themse hinaufreicht, erleichtert das Auswaschen 
der Leitungscanäle und doch mehren sich von Jahr zu Jahr 
die sich hieraus ergebenden Uebelstände. Nicht sowohl blos im 
Themsewasser haben microscopische Untersuchungen verwe- 
sende Stofie, und analytische Untersuchungen die Zersetzungs- 
producte dieser, Schwelelwasserstoffgas nachgewiesen, son- 
dern man hat auch das Eindringen derselben Stofie in die 
Brunnen verfolgt und wie oben angedeutet die entschieden 
ungünstigen Einflüsse des Genusses solchen Wassers em- 
pfunden. 

Es erklärt sich hieraus auch, warum die Benutzung der 
Auswurfstoffe in den Hauptstädten Englands sehr unbedeutend 
ist. Der Haupitheil dieser geht durch die Abzugscanäle. 
Einige Compagnien verarbeiten zwar die Abfälle der Hallen, 
Märkte, Haushaltungen zu Düngstoffen. Diese Industrie ist 
indessen von sehr geringer Bedeutung und London hat, unter 
grossen ästhetischen wie sanitätlichen Uebelständen, unter 
Verlust von jährlich vielleicht 1/2 Jßll^on Pfund, die Achtlo- 
sigkeit auf eine, in jeder Beziehung so wichtige Frage zu 
entgelten. — 

Wien besitzt ein ausgebreitetes unterirdisches Kanalnetz 
unter seinen Strassen. Einige dieser Kanäle sind sehr alt, 
es sind alte Wallgräben aus dem 13. und 14. Jahrhundert, 
andere stammen aus dem 15. 16. und 17. Jahrhundert, und 
andere gehören der neuesten Zeit an. Sie sind nach ihrem 
Durchmesser in 6 Klassen elngetheilt und haben zusammen 
eine Längenausdehnung von nahe an 17 östreichischen Meilen. 
Per Hauptcanal ist an einzelnen Stellen 25 W. Fuss breit. 
Inzwischen ist dadurch doch die eigentliche Lösung der vor- 
liegenden Frage, d. h. die BeseiÜgung und die Verwerthung 
der Auswurfstoffe in Wien nicht sonderlich gefordert. Man 
hat in Wien bei der Anlage und Benutzung der Kanäle drei 
nicht wieder gut zu machende Fehler begangen. Einmal hat 
man die Kanäle nicht blos zur Beseitigung der atmosphäri- 
schen Niederschläge , sonder n auch zur Aufnahme und Besei- 
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tigung aller AbralU und Auswurfstoffe bestimmt. Dann hat 
man bei der Verwendunff der einzelnen Kanäle und bei ihrer 
Verknüpfung zu einem Systeme nicht nach einem zusammen- 
hängenden, das Niveau und das Gefälle der Kanäle im Auge 
behaltenden Plane verfahren, sondern man hat in der langen 
Reihe von Jahren Kanal an Kanal gelüot und so endlich eine 



Reih e« slagniren der "Behälter an Stelle von lellungsfähigen Ka- 
nälcn erhalten. Zudem ist das Material derselben mangelhaft, 
Ihr Boden nicht gemauert und dadurch sind es Heerde*der t 
Infiltration des Erdreiches und der Erdgeschosse der Gebäude 
mit den verwesenden SloiTen. Der grössle sich unmittelbar 
ilihlbar machende Fehler der Anlage ist die Benutzung des 
Wienflusses und des Alserbaches als Wasserqucllo für zwei 
der Hauptcanäle. Beide, der Wienfluss und der Alserbach 
leiden fast jeden Sommer an Wassermangel. Schon bei ho- 
hem Wasserstande und starker Strömung werden die in den 
Kanälen gehäufltm StoiTe nur mangelhaft und theilweise fort- 

SeführL Im Sommer bei niedrigem Wasserslande häufen sich 
le Stoffe massenweise an und bilden ein meilenlanges Lager 
verwesender und faulender Stoffe unter den Häusern und 
Hauptstrassen Wiens. Die Producte der Verwesung dringen 
thdls durch den losen Boden in das Erdreich, theils steigen 
sie als Gase, durch die mit den Haupt- und Strassenkanälen 
in Verbindung stehenden Hauscanäle in das Innere der Häu- 
ser. Als Folge hiervon müssen die so geschafienen Augias- 
ställe , die der träge Wienfluss und Alserbach nicht zu räu- 
men im Stande ist, durch Menschenhände geräumt werden. 
Der faulende Inhalt derselben wird in den Strassen Wiens 
auf Wagen geladen und durch die Stadt und Vorstädte nach 
dem Stroheck geliihrt und in die Donau geschüttet, um hier 
oft klaflerhoch am Ufer sich anzusammeln und die Umgegend 
weit umher zu verpesten. Die Canalräumer als die Vertreter 
dieser, den Verkehr, die Gesundheit und alle Aesthetik gleich 
verletzenden Arbeit sind die unbeliebtesten Leute Wiens. Sie 
haben allerlei, den gemüthlichen Ingrimm der Wiener aus- 
drückende Spitznamen erhalten. — Die Strassen Wiens 
selbst sind, wenn man die wenigen offenen weiten Strassen 
der Vorstädte, Praterstrasse, Jagerzeil, Rennweg, die Glagis 
und einzelne bevorzugte Theile der inneren Stadt, den Gra- 
ben, hohen Markt, Stephansplatz etc. ausnimmt unsauber und 
schmutzig. — Die Verwerthung der Auswurfstoffe wird in 
Wien, wie eben gesagt, gleichfalls versäumt. Sie ist hier 
vor einigen Jahren begonnen worden, aber ganz ohne Ver- 
ständniss und ohne ausreichende Mittel. — 

(Schlass folgt.) 



Die SbenDAier*scbe Stiftung für verdiente Apotheker- Gehülfen im 
Regierungsbezirlte Dusseldorf. 

§• 1. Zweck der Sliflung ist: verdienten Apotbekergchülfen im 
Regierungsbeziik Düsseldorf eine Anerltcnnung zu gewähren. 

§. 2. Die Anerkennung wird gewährt aus den Zinsen des Ca- 
pitalvermögens und den Jährlichen Beiträgen der Mitglieder. 

§. 3 Mitglied ist jeder Apothekenbesitzer des Regierungsbezir- 
kes Dusseldorf, welcher jährlich im Monate Januar einen Beitrag von 
wenigstens „Einen Thaler'' zahlt. 

§. 4. Die jährlichen Beitriige werden in den ersten zehn Jahren 
zur Hälfte zur Vergrösserung des Capitalverroögens verwandt. 

§. 5. Jedes Mitglied hat die Bcfugniss dem Vorstände einen 
Apothekergehülfen zur Anerkennung vorzuschlagen. Der Vorzuschla- 
gende muss mindestens 3 Jahre bei dem vorschlagenden Milglicdc 
zu dessen vöUiger Zufriedenheit beschänigl gewesen sein und sich 
auch sonst in wissenschaftlicher, bürgerlicher und sittlicher Beziehung 
vortbeilhaft geführt haben. 

§. 6. Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem Stell- 
vertreter desselben, dem Schriftführer, dem Schatzmeister und fünf 
Apothekenbesitzern des Regierungsbezirkes Düsseldorf. 

§. 7. Der Vorstand ergänzt sich selbst durch Wahl und hat 
das Recht noch mehrere Apothekenbesitzer in sich aufzunehmen, je- 
doch haben letztere kein Stimmrecht. 

{. 8. Die Beschlüsse, namentlich auch die von Abänderungen 
und durch Erfahrung sich als nothwendig ergebenden Ergänzungen 
der gegenwärtigen Bestimmungen werden durch Stimmenmehrheit in 
der jährlich abzuhaltenden Versammlung gcfasst. 

§. 9. Die Versammlungen werden von dem Vorsitzenden oder 
dessen Stellvertreter angeregt. 

§. 10. Der Vorsitzende hat das Bcschlussbuch und den Aus- 
weis des Vermögensbestandes in Verwahrung, der Schatzmeister die 
Gelder und Schuldenvcrschreibungen und ist für dieselben verant- 
wortlich. Geldverwcndungen und Anlagen darf er nur nach Be- 
schluss des Vorstandes machen. 



(, 11. Nicht Mitglieder können den Vertammlangeii beiwohne». 
In jedem Kreise des Regierungsbezirkes wird ein Geachäftsfuhrer 
ernannt. — 

Aus Wien. Das Präsidium des k. k. Landgerichte» in Wien hat 
an das Doktorenkollegium der med. Fakultät das AnsucMin gestellt, 
aua seiner Mitte 6 durch entprechende wiaaenscbaniich* und prak- 
tische Tüchtigkeit, sowie dnrch ihren moralischen Charakter bewährte 
Privatärzte dem genannten Präsidium zu empfehlen, welche vom Be- 
ginn des Jahres 1858 die gerichlsärztlichen Funktionen (j^^loch mit 
Ausschluss der gerichtlichen Lelchenobductionen) bei dem k. k. Land- 
gerichte und den k. k. städtisch delegirien Bezirksgerichten zu Wien, 
sowohl in Civil- als in Strafsachen zu versehen hätten, nachdem die 
bisher mit diesen Funktionen betrauten Stadiphysiker naeh dem 
Wunsche der Gemeinde nur bis Ende I85T. nicht aber für die Zu- 
kunft diese Leistungen fortzuführen haben, und nachdem es sich auch 
nicht zweckmässig erwiess , die gerichtsärzilichen Funktionen mit 
öffentlichen Anstellungen im Sanitätswesen in Verbindung zu bringen. 
Da die Funktionen der Gerir^htsärzte vorzugsweise in 2 von einander 
wesentlich verschiedene Gattungen und Amtshandlungen zerfallen, 
nämlich a) die Untersuchung der Dispositionsfahigkcit geisteskranker 
Personen und b) die Untersuchung von Beschädigten in Beziehung 
auf strafgfrichtliche Amtshandlungen , wozu auch insbesondere Unter- 
suchungen weiblicher Personen gehören, welche durch Verbrechen 
oder Vergehen gegen die Sittlichkeit beschädigt wurden oder be- 
schädigt haben , so werden dem Wunsche des Präsidiums entspre- 
chend, für jede dieser Abtheilungen 3 Mitglieder des Doktorenkolle- 
giums nach früherer Berathung eines Comitös und des GeschäAsratbes 
empfohlen und zwar für die erste Abtheilung die Herren Dm. Flech- 
ner , Hauer und Schlager, für die zweite die Herren Drn. Ccssner, 
DoU und Uaschek. Dieser Vorschlag ist von dem Präsidio angenom- 
men; die Genannten sind als Gerichtsärzle vereidet und beginnen 
mit dem Jahre 1858 ihre Funktionen. Ihre Stellung ist jedenfalls 
nur eine zeitweilige und die Entgcltung geschieht dem bestehenden 
Tarife gemäss nach einem zwischen dem Präsidio and den genannten 
Aerzten staltgef^ndenen Uebereinkommen. (K. d. G. f. P.) 



Fersooalehreiiik. Preutten. Ernannt: Den stellvertretenden 
Director der Medicinalabtheilung des Ministeriums der Medicinalange- 
legenheiten Geh. Oberreg ierungsratb Lebnert zum Director der wis- 
senschaftlichen Deputation für das Medicinalwesen. 

Der prakt. Arzt Dr. Schervier zu Aachen zum Badelnspector 
in Burtschcid. 

Versetzt: Der Stabs- und Bat. Arzt Dr. Quehl zom KB«(. 
(Danzig) 5. Landwehrreg. 

Niedergelassen: Wundarzt I. Kl. Schemm in Mandel, As- 
sistenzart Kühne in Saarbrücken, Wundarzt L Kl. Segnitz in 
Haibau. 

Gestorben: Der Stabs- und Bat. Arzt Dr. Hey zu Frank- 
furt a. 0. 

Vacant: Die Stelle eines Assistenzarztes an der ständischen 
Landesirrenanstalt der Kurmark zu Neuruppin mit 500Rtblr. Gebalt, 
ausser freier Wohnung, Heitzung ist zum I.April d. J. zu besetzen. 
Bewerbungsgesuchc an den Director der Anstalt, Dr. Sponholz. 

iitt^erfi. Ernannt: Dr. med. G. Bayer zum prakt. Arzt in 
Fremdingen , Dr. med. J. Gel gel zum prakt. Arzt in Amorbach. 

Versetzt: Der prakt. Dr. C. Müll er klein zum prakt. Arzt 
zu Münnerstadt. 

Gestorben: Der Landgcrichtsphys. Dr Reischer zu Vilsho- 
fen , der Regimentsarzt Dr. B. Bergbauer in Amberg, der prakt. Arzt 
Dr. P. Schmidt zu Prichsenstadt. 

Vacant: Die Stelle der prakt. Aerzte zu Baunach und Prich- 
senstadt. 

Grosskerxogthum Hessen . Orden: Dr. med. Wenzell zu 
Mainz das Ritterkreuz II.KI. des Ludwigordens. 

Apothekenconcession: Gesuche um Ertheilung der Con- 
cesslon zum Betriebe der Apotheke zu Gcmsheim sind binnen 6 Wo- 
chen einzureichen. 

Sachsen- Meiningen. Dem Dr. med. B.Schlegel zu Mei- 
ningen die Erlaubniss zur Ausübung der Heilkunst in ihrem ganzen 
Umfauge. 

Hamburg, Der Apotheker D. Alb recht hat die Apotheke auf 
dem Wilhelmplatz Nr. 2 übernommen. 

Vacant: Im allgemeinen Krankenhause zu Hamburg soll für 
die Irrenabtheilung auf Ein Jahr ein Arzt, der die Abiheilung selbst- 
ständig zu besorgen hat , mit dem Titel Assistenzarzt angestellt wer- 
den. Das Gehalt beträgt neben freier Station 600 Rthlr. und werden 
auch Ausländer zur Bewerbung zugelassen. , 
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Prenssen. 

Aerzte für die Königl. Marine betreffend. 

Der Bedarf an Aerzten flir die Königl. Marine soll künf- 
tig in der Regel aus einjährigen freiwilligen Aerzten ergänzt 
werden, welche bei der Marine einzustellen sind und je nach 
Bedürfniss an Bord in Dienst gestellter Schiffe , beim See- 
Bataillon oder sonst Dienst thun. Diese Aerzte werden nach 
erfüllter Militärdienstpflicht und bewiesener guter Qualification 
entweder als Assistenzärzte bei der Marine angestellt oder, 
wenn sie nicht weiter dienen wollen resp. können, theils zur 
Seewehr, theils zur Landwehr entlassen. 

Es werden daher diejenigen Aerzte, welcher ihre Mili- 
tärpflicht durch einjährigen freiwilligen Dienst als Aerzte bei 
der Königlichen Marine gentigen wollen, und von der De- 
partementsprülungscommission den Berechtigungsschein zum 
einjährigen Dienst erhalten haben, so wie auch den Auswels 
über ahsolvirte Promotion und Staatsprüfungen fiihren kön- 
nen, aufgefordert, sich seiner Zeit unter Einsendung dieser 
Papiere zum Dienstantritt bei der Admiralität zu melden. 

Es wird hiermit bemerkt, dass einstweilen jährlich nur 
zwei einjährige freiwillige Aerzte bei der Marine eingestellt 
werden können. Berlin, den I.Januar 1838. Die Admiralität, 
von Manleuffel. W. Adalbert Prinz von PreuSsen. 
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Bayern. 



Die Kreisirrenanstalt zu Klingenmünster betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs. 

Die* Kreisirrenanstalt zu Klingenmünster Ist nunmehr so 
weit in Stand gesetzt, dass eine Anzahl Irren aus der Kreis- 
armen- und Irrenanstalt zu Frankenthal dorthin verbracht 
und sonstige Geisteskranke in dieselbe aufgenommen werden 
können. Die Statuten dieser Anstalt werden nach vorgängi- 
ger noch einzuholender Genehmigung des hohen Staatsmini- 
sterium des Innern bekannt gemacht werden. 

Nicht aufnahmsfähig in die Anstalt sind: 1) Cretinen, 
Idioten (Blödsinnige von Geburt an; Blödsinnige höchsten 
Grades); 2) Epileptische, es sei denn dass die Epilepsie sich 
erst aus der Seelenstörung herausgebildet hat und Letztere 
die vorwaltende Krankheit Ist; 3) Seelengestörle, welche mit 
äusserlichen im hohen Grade entstellenden und Abscheu er- 
regenden oder ansteckenden üebeln, als offenem Krebse, all- 
gemeiner Syphilis u. s. w. behaltet sind. Für solche Krank- 
heltszustände und Complicalionen besteht die Ablhellung der 
Kreisarmen- und Irrenanstalt zu Frankenthal, welche bisher 
sämmtliche Formen von Seelenstörung aufnahm, als Siechen- 
anstalt fort. ' 

Gesuche um Aufnahme In die Kreisirrenanstalt zu Klin- 
genmünster sind an dortige kgl. Verwaltung entweder direct 
oder durch Vermittelung des königl. Landcommissarlates, in 
welchem der Irre wohnt, zu richten, damit dieselben 
von dieser vt)llständlg Insruirt behufs der Genehmigung 
der Aufnahme der unterfertigten Stelle vorgelegt werden. 
Dem Gesuche sind folgende Nach weise beizulegen: 1) der 
Geburtsschein; 2) die Beurkundung und Beschreibung der 
Geistesstörung durch einen legitimirten Arzt; 3) Im Falle 
dass dieser Arzt nicht zugleich Physikus Ist ein von dem 
Letzleren auf vorgängige lÄtersuchung ausgestelltes und die 
Seelenstörung constaUrendes Zeugniss, welches zugleich fest- 
sleUl, dass die Krankheitsform der Aufnahme nicht entgegen- 



steht; 4) ein von dem kgl. Landcommlssariate beglaubigtes 
und nöthigenfalls berichtigtes oder ergänztes Zeugniss des 
Bürgermeisteramtes über die Heimath, den Civilstand, das 
Religionsbekenntniss , die Familien- und Vermögensverhält- 
nlsse des Aufzunehmenden; 5) Familienrathsbeschluss über 
die Aufnahme und Interrogatorium des kgl. Landrichters mit 
Zeugenverhör über den Geisteszustand des Aufzunehmenden; 
ß) ein von den alimentationspflichtigen Verwandten oder dem 
Vormunde oder gerichtUch ernannten Beistande des Geistes- 
kranken ausgestellter Revers über die Sicherstellung des an 
die Anstalt zu entrichtenden Kostenersatzes; 7) ein Vermö- 
genszeugniss und bei unvermögenden Kranken das Zeugniss 
des Gemeinderathes über die Armuth des Aufzunehmenden 
wie über den Abgang oder die Unvermögenheit der gesetz- 
lich zum Unterhalte verpflichteten Verwandten. In diesem 
Zeugnisse muss angegeben werden : a) ob und welches Ver- 
mögen der Aufzunehmende noch besitzt und welchen Werfli 
dasselbe hat; b) ob Derselbe noch einen Gatten oder eine 
Gattin, Eltern Grosseltern, Kinder oder Enkel hat, deren 
Namen, Alter, Stand, Wohnort und ob und welches Vermö- 
gen oder Einkommen sie haben; c) Auszug aus den Steuer- 
rollen über die öffentUchen Abgaben, welche der Kranke 
und dessen allmentationspflichligen Verwandten entrichten. 

Bezüglich der Aufnahme ganz Vermögensloser wird vor- 
läufig und bis sämmtliche Dislrictsräthe die aus Veranlassung 
des landräthlichen Gutachtens vom 18. Dezember 1856 (S.1604 
des Kreisamlsblattes von 1856) zu stellenden Anträge abge- 
geben haben werden dem Gutachten des Landrathes vom 
0. Juni 1857 gemäss bestimmt, dass die Armenkassen solcher 
Gemeinden, welche zur Führung ihres Haushalles keiner ge- 
wöhnlichen Gleichstellungsumlagen bedürfen, für den aulzu- 
nehmenden armen Gemeindeangehörigen einen Pflegekosten- 
beitrag von 60 fl. zu entrichten haben ; wenn die Gemeinde 
aber bis zu 10 Procent ihrer Steuern an Umlage bedarf, 
40 fl. und wenn sie bis 20 Procent erhebt, 25 fl. Gänzliche 
Freiplätze werden nur selten bei allgemeiner Armuth der 
Gemeinden gestattet werden Cs. LandtagsprotocoU S. 695 des 
Amtsblattes von 1857.) 

Unvermögende Kranke, welche als hellbar aufge- 
nommen werden, sollen In den ersten sechs Monaten gänz- 
lich aus Kreisfonds, ohne irgend einen Beitrag der Gemeinde, 
verpflegt werden, wenn das Aufnahmegesuch In den 
ersten sechs Monaten eingereicht wird. 

Das fiir die Pfleglinge an dBe Kasse der Anstalt zu be- 
zahlende Aversum beträgt flir Angehörige des Kreises in 
der ersten Klasse 450 fl.. In der zweiten Klasse 300 fl.. In 
der dritten Klasse 150 fl. und in der vierten Klasse 120 fl. 
In die vierte Klasse gehören auch jene geringbemittelten 
Pfleglinge, lür welche weder aus dem eigenen Vermögen, 
noch aus demjenigen ihrer alimentationspflichtigen Verwandten 
der Jahresbetrag von 120 fl. ganz aufgebracht werden kann 
und daher je nach den speciellen Verhältnissen entsprechend 
vermindert werden muss, sowie die ganz Unvermögenden, 
flir welche die Gemeinden soweit dieselben es zu thun im 
Stande sind, Pflegekostenbeiträge entrichten. 

Das Aufnahmegesuch hat die Angabe derjenigen Klasse 
zu enthalten. In welche der Irre aufgenommen werden soll. 

Speyer, 21. Dezember 1857. 

Königl. Regier, der Pfalz, K. d. L Hohe. 
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Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Mitteifranken. 

(Fortsetzung.) 

$. 27. Der praktische Arzt ist in allen forensen, niedi- 
cinalpoh'zcilichen und Sanitatsvervvaltungsangelegenheiten dem 
Gerichtsarzte des Distriktes untergeordnet und erhält alle das 
ärzlHche Personale berührenden Verordnungen von dem Ge- 
richtsarzte durch die Distriktspolizeibehörde mittelst Circu- 
lare mitgelhcill. Diese geschehene Mitlheilung haben die 
Aerzte durch eigene Unterschrift zu bescheinigen , und der 
Gerichtsarzt hat für die Befolgung derst^thon zu wachen. 
Verstösst der praktische Arzt gegen diese Verordnungen, 
so erinnert der Gerichlsarzt denselben zuerst und zeigt im 
weiteren üeberlretungsfalle die Sache der kgl. Regierung 
pflichtschuldigst an. 

Medicinaledikt v. 8. Sept. 1858. §.11. lit. a. 

Minist. -Entscbl. v. 6. Okt. 1856. KreisamtsblaU 1856. p. 1611. 

§. 28. üeber jede Wahrnehmung einer epidemischen 
Erkrankung, von endemischen Krankheilen, von Verbreitung 
kontagiöser Krankheiten ist Anzeige an den Gerichtsarzt und 
je nach dem Bedürfnisse und der Aufforderung des Physika- 
tes weitere Vorlage zu machen. 

Medicinaledikt v. 8. Sept. 1808. §.11. lit e. 
Kreisinteliigenzblatt 1841 p. 514. 

§. 29. Der praktische Arzt ist verpflichtet, jede bei 

Ausübung der Berufsgeschäfle wahrgenommene Erkrankung 

an Blaltern binnen 24 Stunden bei Vermeidung einer Strafe 

von 5 fl. dem Physikate zur Anzeige zu bringen. 

Minist. -Entschliess. v. 29. Nov. 1842. Kr.-Inlclligenzbl. 1842. p.613. 

S. 30. Kranke, bei welchen wegen Armulh, unzurei- 
chender häuslicher oder anderer Pflege, oder wegen schwie- 
riger Operationen Hindernisse zur gedeihlichen Krankenpflege 
bestehen, sind aufmerksam zu machen, dass in der medicini- 
schen und chirurgischen Klinik der Universität Erlangen ent- 
weder ganz unentgeldlich (insbesondere bei grösseren Ope- 
rationen) oder gegen einen geringen Ersatz von 12 bis 36 kr. 
täglich deren beste Verpflegung und ärztliche Behandlung er- 
möglicht ist, ebenso, dass Kranke, deren Blindheit oder an- 
dere Augenkrankheit heilbar ist, in der Maximilians - Heilan- 
stalt für arme Augenkranke in Nürnberg, wenn arm, ganz 
unentgeldlicht verpflegt und behandelt, wenn nicht ganz arm, 
unentgeldlich verpflegt werden. In allen diesen Fällen ist 
wegen der gewünschten Aufnahme, NothTülie ausgenommen, 
vorher von den Betheiligten bei den Direktoren der Kliniken 
und dem Direktor der Maxmiliansanstall in Nürnberg weg(m 
der Aufnahme Anfrage zu stellen, eventuell mit Vorlage le- 
galer Armuthszeiiffnisse. 
Kreisamtsblatt 1856. p.749. ' 

$.31. In Fällen, in welchem der praktische Arzt die 
Behandlung einer Verwundung übernimmt, bei welcher Ver- 
dacht oder Gewissheit eines vorgefallenen Duells besteht, 
oder bei welcher er auf sogleich anzustellende Erforschung 
nicht die Ge\^issheit einer anderen Veranlassung erhält, und 
nicht binnen 24 Stunden hiervon bei der Polizeibehörde An- 
zeige erstattet wird, wird vorbehaltlich einer etwa nach 
Art. 87 und 88 Tbl. I. des Slrafgesetzbuches verwirkter Be- 
strafung, disdplinär beahndet und ihm im Wiederholungs- 
falle die Erlaubniss zur Ausübung der Praxis zeilweise oder 
für immer entzogen. 

Minist. -Enlschl. v. 12. Juli 1842. Dölling. V. S. Bd. 30. p.23. 

(Fortsetzung folgt.) 

S achsen - Weimar. 

Die Aufnahme armer Kranker in ein Landes- 
krankenhaus betr. 

Da seit einiger Zeit wieder häufige Fülle vorgekommen 
sind, in, welchen Gemeindevorständo die hinsichtlich der Auf- 
nahme armer Kranken in ein Landeskrankenhaus bestehenden 
Vorschriften unbeColot «roiassen haben, so werden diese hier- 
mit von Neuem zu pünktlicher Nachachltmg mit der Verwar- 
nung bekannt gemacht, dnss Zuwiderhandlungen, deren sich 
Gemeindevorslande fernerhin schuldig machen, mit angemes- 
senen Ordnungsstrafen werden geahndet werden. 

1) In der Regel ist die Aufnahme der fraglichen Kran- 
ken auf dem Grunde eines urschriftlich mit einzusendenden 
Gutachtens des Grossherzoglichen Amlsphysikus von dem be- 
trelTenden Gemeindevorstande durch Vermittelung des Gross- 
herzoglichen Bezirksdirectors bei dem unterzeichneten Staats- 
Ministerium nachzusuchen und mit der Einlieferung des Kran- 



ken bis nach erfolgter Gestattung Anstand zu nehmen. Dem 
Berichte de« Gemeindevorstandes an den Grossherzoglichen 
Bezirksdirector muss immer alsbald eine genaue und zuver- 
lässige Auskunft über die Vermögens- und Familiensverhält- 
nisse des Kranken mittelst schriltlicher Beantwortung der in 
dem, den Gemeindevorständen diessfalls zugefertigten Schema 
enthaltenen Fragen beigefügt werden. 

2) Ausnatunsweise ist es den Gemeindevorständen nach- 
gelassen, in denjenigen Fällen, in welchen, nach dem 
Gutachten des .Amtsphysikus, Gefahr im Verzuge 
liegt, den Aufnahraeantrag, unter Beifügung jenes Gutachtens 
in Urschrift, unmiUeibar an das unterzeichnete Staatsminisle- 




lichst bald nachzubringen. 

3) Die Kranken sind immer in reinlichem Zustande und 
gehörig bekleidet einzuliefern. Es wird hierbei daran erin- 
nert, dass bereits durch die einschlagende Minislerialbekannl- 
machung vom 3. Januar 1856 die betreffenden Gemeindevor- 
stande iür jeden Zuwiderhandlungsfall mit einer Ordnungs- 
strafe von Einem Thaler bedroht worden sind und dass die 
betreffende Gemeindekasse die nachträglich in dem Landes- 
krankenhause zu bewirkende Reinigung zu vergüten, bezüg- 
lich die Kosten der Behufs der Entlassung des Kranken an- 
geschafften Kleidungsstücke zu erstalten hat. 

Schliesslich^ wird auf die Ministerialbekanntmachung vom 
29. Oktober 1855 von Neuem aufmerksam gemacht, nach 
welcher es den Grossherzoglicheii Direktorien der Landes- 
heilanstalten nicht gestaltet ist, in die letzteren ohne vor- 
gängige Genehmigung des unterzeichneten Staalsminislerium 
Kranke aufzunehmen , wenn nicht besonders dringende, oder 
bezüglich des Landeskrankenhauses in Jena solche Fälle vor- 
liegen, in denen die gedachten Direktorien aus Rücksicht auf 
das wissenschaftliche Interesse die Verpflegung aus den zu 
ihrer Verfügung gestellten Mitteln beschliessen. . Weimar, am 
8. Dezember 1857. Grossherzoglich Sächsisches Staalsmini- 
slerium, Departement des Innern. Für den Deparlemenlschef. 
J. von Helldorff. 
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Die Canalisimng Berlins zum Behufe der Beseitigtuig 
und der Verwerthnng der animalischen Answurfstofle. 

(Schluss.) 

Dresden ist in Deutschland in der Verwerthung der ani- 
malischen Auswurfsluffe allen deutschen Städten vorausge- 
gangen. Dort besteht seit länger als 20 Jahren eine Anstalt 
die aus den Auswurfstoffen Dungmiltel, Poudrelte, jetzt Guano 
und Uratdünger bereuet. Sie ist dem Hausbesitzerverein in 
Dresden zu eigen. Diese Anstalt hat bis jetzt an den Cala- 
mitälen gelitten, die über die meisten industriellen Unterneh- 
mungen, die in irgend einer Richtung den Weg bahnen sol- 
len verhiingt sind — die Calamitulen der Experimente und 
des Geldmangels. Ursprünglich zu primitiv , wurde sie dann 
als Geffcnsnlz ein chemisches Laboralorium. Beides ist zweck- 
widrig. Jetzt, in ihrem dritten Stadium, verspricht sie bes- 
sere Erfolge. Sie will monatlich 1000 — TiOO Cenlner säch- 
sischen Guano und eine noch grössere Menge Cloakdünger 
fabriciren. Es möchte die genannte Anstalt iljr nächstes In- 
teresse fördern, wenn sie vermöchte ihren Produkten, nament- 
lich den übel bekannten „Sächsischen Guano" erst Vertrauen 
wieder zu erwerben. 

Nahe ihrem Urzustände ist die Lösung der Frage, der 
Beseititjung und Verwerthung der Auswurfstuffe in Berlin. 
Berlin liört es gern, wenn man von il.in als dem deutschen 
Athen, als der Metropole deuLsdier Intilliunnz und der Stadt 
des Forlsclirilles redet. In der vorlii^genden Frage verdient 
es keine der Bezeichnungen. Sicherlich haben vor mehr als 
2('0ü Jahren die Tempel Corinths und Alhens und die öffent- 
lichen Gebäude und Strassen Roms so unäslheliscl.e Silualio- 
nen, Winkel- und Eckstücke nicht aufzuweisen gehabt haben, als 
unsere Kirchen auf dein Gensdarmmarkte, das Schauspielhaus, 
die Universität, das Brandenburger Thor und eine Menge der 
belebtesten Plätze und Strassen sie bis zum Eckel zur Schau 
stellen. Kur mit der^.unubiumdbaren Nolh wendigkeil, iriit 
^ dem unbegnTfTicT.en Manfrel der erlorderliclien Anslallcn VüSßi 
. ^h diese "tTrisIlle enlschuIdiVen und nur durch langjährige 
' Gewöhnung die Duldung derselben erklären. Unüslbelisch und 
gesundheitswidrig zugleich sind auch die Gossen von Berlin. 
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Als vor zwei Jahren die Wasserleitung im Begriff ihrer Ent- 
stehung war, da träumte mancher von fliessemlem Wasser in 
den Strassen und von geruchlosen Gossen. Der diesjährige 
Sommer hat dargelhan, in welcher Art diese Erwartungen in 
Erfüllung ge<rangen sind. Bis vor Kurzem noch wurden alle 
die Abfallstoffe der Haushaltungen und sunslige verdächtige 
Materien enthaltenden Eimer in die Strassengossen geschüttet. 
Hier faulten und verwesten die Stoffe, gestört nur von den 
Gliedern des Irauriiren und rionden Gewcrhes der Chilloniers. 
In der Verwesung jener Stoffe ist die Quelle unseres widri- 
gen Slrassenodcurs zu suchen. Neuerdings ist das Ausgies- 
sen der obügaten Eimerinltalte wiederholt polizeilich unter- 
sagt worden. Es is:, um dies nachhaltig zu unterdrücken den 
Hausbesitzern die Anlage von Senkküten im Innern der Höfe 
anbefohlen worden. Dieselben sollen aus gemauerte Behäl- 
tern bf^stehen, die, mit den Gossen durch Zungenrinnsleine 
verbunden, am Antang und am Ei;dr dieser mit Melallgiltern 
versehen und als Ausgussort für die, aus den Haushaltungen 
stammenden Abfallsloffe bestimmt sein sollen. Es liegt aber nahe, 
dass dieselben in sanitätlichcr Beziehung ihren Zweck nicht 
erfüllen. In den Senkküten sind die Stoffe gedrängter als in 
den Gossen, sie sind siets mit Flüssigkeiten in Berührung, 
die Faulniss derselben ist energischer und eben so auch die 
Ausdünstung. Man versetzt so Schmutz und Tnralh von den 
Strassen in die Höfe, an Orte also, wo dieselben viel weni- 
ger überwacht, dem Bereiche der menschlichen Wohnungen 
viel näher liegen und durch diese nähere Berührung, durch 
die Nahe der Senkküten an den Mauern und Kellerwohnungen 
den Menschen mehr Gefahr bringen, als ehedem auf der Strasse. 
Eine der grössten sanitätlichen Uebelstände Berlins liegt zu- 
dem in der Stauung der aus den Gossen in die Strassenca- 
näle gekehrten faulenden Stoffe. Bei Oeffnung solcher Cister- 
nen, — denn solche stellen die meisten Strassencanäle vor, 
sie communiziren nur bei ausnehmend starker Ueberflulhung 
der Stadt mit den beiden Graben und auch dann nur auf ihrer 
Oberfläche — erhält jeder Vorübergehende durch die mephi- 
Uschen Ausdünstungen und die eckele Beschaffenheit der 
ausgeschöpften schwarzen iialbverwesten Stoffe die richtigste 
Würdigung ihres Einflusses. Der Boden Berlins besteht 
grösstentheils aus losem Sand. Dieser bietet das beste Mittel 
zur Aufnahme jener stagnirenden faulenden Stoffe. Sie drin- 
gen durcli denselben dann an die Souterrains der Wohnungen 
oder in die Brunnen, oder sie schaffen durch ihre immer wei- 
tere Ausdehnung den Grund und Boden Berlins zu einem 
Heerde von Miasmen und Seuchen. — 

Was endlich den dritten Punkt, die Verwerthung der 
thierischen Auswurfstoffe anbetrifit, so befindet sich Berlin 
mit Paris geradezu im Gegensatze. Dieses hat reinliche, ge- 
ruchlose Höfe und Strassen und zieht aus der Verwerthung 
der Auswurfstoffe eine Revenue von 4V2 Million Francs und 
Berlin verausgabt dafür mehr als 5üOÜ<)iUhlr. und ist wegen 
seines Slrassenaromas berüchtigt. Nach einem halben Jahr- 
hundert wird man dieserhalb unserer Zeit den Vorwurf der 
unveranlwo;*tlichslen Verschwendung machen. Man wird nicht 
zu begreifen im Slande sein, wie wir, während wir doch 
das Verständniss für die Bedeutung und den Werth der Be- 
standtlieile jener Stoffe haben , sie theoretisch und praktisch 
als Grundquellen der Wohlhabenheit, ihre Verwerthung als 
eine Hauptaufgabe der Nationalökonomie erkannt haben, 
um ihrer willen 1000 von Cenlncr Guano aus der Südsee 
kaufen, doch die Faulniss- und Vervvcsungsvorgänge 
nicht beachten konnten, durch welche uns an jenen Stoffen 
jährlich 10(3000 von Rthlrn. verloren gingen und die uns 
obenein in eine Atmosphäre gesundheitswidriger Dünste ein- 
hüllten. Nach der massigsten Schätzung beträgt der Werth 
der Auswurf- und Abfallsloffe, die nach der Ordnung der 
Dinge in Berlin gegenwärl):x für die weitere Benutzung ganz 
verloren geiion, die als Ammoniak in die Atmosphäre oder 
in die Erde, oder das Wasser gehen, oder als uuzerselzle Slick- 
stoffverbindungen in die Gossen, Kanäle oder in die Spree 
geworfen oder geleitet werden, mindestens 3Rlhlr. füi* den 
einzelnen Einwohner von Berlin. Jährlich beträgt dies also 
mehr als eine Million Thlr. Durch zweckmässige und um- 
fassende Einrichtungen konnte man zuversichtlich wenig- 
stens die Hälfte dieser Stoffe in den Kreis der Benutzung 
ziehen. Paris diint als Beweis iür diese Möglichkeit. Und 
in Berlin sind sämmtlich daiür eri'orderiichcn Bedingnisse aus- 
serordentlich viel gürisliger. Wenigstens die Hälfte des Wer- 
ihes dieser Stoffe könnte mjin «Is Erlragswerlh jener Ein- 
richtungen vorhersagen und diese Ertragssummc, 74Milllon 
Thaler ist zugleich die Summe, die thatsächlich | 
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durch die Nichtachtung auf jene Stoffe verloren 
gehl. Für Vi Million Thaler verfaulen und ver- 
wesen in den Strassen, Kanälen, in dem grünen 
und Königsgraben, oder schwimmen faulend in 
der Spree Stoffe, die in anderer Gestalt als Kar- 
toffeln, Roggen, Weizen, als Ochsen-und Hammel- 
fleisch wieder in den Benutzungskreis gezogen 
werden könnten. — 

Wenn es sich nun um Massregeln handeile, die im Slmdoi^ 
sein könnten die angeregten Uebelstände gründlich zu besei- 
tigen, so könnten dieselben nur durch ein umfassendes und 
zusammenhängendes System gewonnen werden. Vor allen 
Dingen ist dalür erforderlich, dass das Wassernetz in Berlin 
ein umfassenderes werde. Diese Nothwendigkeit ist so hand- 
greiflich und mit der Zeit so unabwendbar, dass die Erwä- 
gung und Auslührung, je zeitiger sie beginnt, je grösseren 
Uebclslanden sie auch vorbeugt. Es ist neuerdings die Räu- 
mung der Gräben angeordnet worden, und nur die eintre- 
tende Kälte hat dieselbe unterbrochen. Bei dieser Räumung 
wird man finden, dass der Schlamm und Moder 3 bis 4Fuss, 
stellenweise noch höher liegt. Und doch stellt derselbe nicht 
etwa blos die unverweslen Stoffe selbst vor, sondern derselbe 
besieht, nächst seinen unorganischen Gemengtheilen zum gröss- 
ten Theil aus den kohlenstoffreichen Rückständen der Fäulniss, 
aus Humus; er ist das Zeugniss dafür, dass alle die Gebilde 
denen er früher angehörte bis auf diese schlan»migc schwarze 
Masse verfault und verwest sind und ihre Fäulnissgase in die 
Atmosphäre von Berlin gesendet haben. Nun könnte dafür 
gehallen werden, dass die nicht rasche Strömung der Spree 
uie Ursache dieser Stauung ist; aber dem ist nicht also. Es 
ist sehr na;ürlich, dass eine compacte, zähe Schlammgrund- 
lage von 3 Fuss Höhe der Strömung der Spree Widerstand 
leistet, aber dieser WidersUnd ist nicht die Folge der lang- 
samen Strömung der Spree, diesen Widerstand würden die 
Schlammmassen auch bilden, wenn wir statt der Spree die 
doppelt so rasch strömenden Fluthen des Amazonenstromes 
zur Verlüguhg hätten. Die Ablälle und Auswurfstoffe von 
nahe einer halben Million Menschen alle zusammen in zwei 
Gräben zusammengeieitet und geschichtet werden die Strö- 
mung des raschesten Stromes überwinden. Zudem hat man, 
ausser der steten Klage über den trägen Lauf der Spree nicht 
das Mindeste gethan um demselben abzuhelfen. Man lässt der 
Spree ruhig ihre seeartige Breite; ein einfaches in den See 
an der Fischerbrücke hinreichei.des Wehr, das die beiden 
Arme, die sich hier trennen, in engere Grenzen drängen 
würde, würde diese Leiden Flussarme mit vermehrten Druck 
durch die Milte der Stadt treiben. Gleiche Wirkung würde 
das Einengen der Gräben, besonders des Königsgrabens ha- 
ben. Ferner wäre die Anzahl dieser Gräben und Canäle zu 
vermehren. Es wird auch für den Verkehr der in ungeheu- 
rem Verhältniss sich ausdehnenden nördlichen und nordwest- 
üchen Staütheile , der Mangel an einer Wasserverbindung iür 
dieselben immer empfindliclier. Es wird erforderlich werden, 
durch diesen Stadtheil einen Kanal zu ziehen, der den nord- 
östlichen Theil der Spree mit dem südöstlichen Thelle der- 
selben verbindet. 

In dieses Wasserneiz, dessen äusserste Kreise die bei- 
den Kanäle, dessen mittlere Kreise die beiden Gräben, der 
grüne Graben und der Königsgraben, und dessen innerste 
Kreise aus den beiden Spreearmen zu bestehen hätte, müssten 
planmässig voi theille Strassencanäle münden. Die schon vor- 
handenen wären zu räumen und mit den neu anzulegenden 
in ein entprechendes Niveau zu bringen und zu einem Sy- 
steme von gleiclunässigem Gefälle zu vereinigen. Unter jeder 
Strasse und zwar in der Milte derselben wäre ein Kanal zu 
führen. In diesen wäre nur Schnee- und Regenwasser zu 
leiten. In denselben hätten durch unterirdische Kanäle die 
Dachrinnen zu münden. Alle Gossen und Rinnsteine der 
Strassen wären zu cassiren. Das auf die Strasse unmittelbar 
auffallend Regenwasser, das Schnee wasser, das überflüssigee 
Pmnpenwasser etc. würde durch unmittelbar In die Kanüle füh- 
rende Abzüge, die mit starken Eisengitlern zu schliessen 
sind, geleitet werden müssen. 

Aut allen Plätzen und Hauptverkehrstrassen wären öffent- 
liche L'riniranstalten einzurichten, die sämmtlich durch eine 
in den Slrassencanälen anzubringende Röhrenleilung zusam- 
menhängen und in ein gemeinschaftliches Bassin zu münden 
hätten. Mit dieser Röhrenleitung würde es gestattet sein, die 
im Innern der Häuser anzubringende derartigen Anstalten zu 
vereinigen. Die Hauptleitung wäre behufs ihrer Reinigung mit 
der Wasserleitung zu verbinden. 
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In den Hören wären wasserdichte ausCement und Bruch* 
steinen aufzufiüirende oder bewegliclie, Senkgruben einzu* 
richten. Unter allen Umständen wäre darauf zu achten, die 
festen Auswürfe und Abfallstoffe von den flüssigen zu tren- 
nen und dieselben bei ihrer Ausräumung zu desinficiren. 

Besondere Compagnien wären für die Reinigung der 
Strassen, die Beseitigung der Auswurf- und Abfallstoffe zu 
concessiuniren , zur Pünktlichlieit, Reinlichkeit, Desinficirung 
etc. zu verpflichten und zu überwachen. Alle ausgehobenen 
Stoffe sind in grossartigen und zweckmässig eingerichteten 
Etablissements zu verwerthen. Oertiichkeit und Transport- 
mittel, so wie die, für die Verwerthung der Dungstoffe vor- 
handenen Verhältnisse sind einem solchen Industriezweige 
überaus günstig. Es würde derselbe, von Seiten der Stadt 
Berlin, mit den erforderlichen Geldmitteln, in dem nöthigen 
Umfange und unterstützt durch die erwähnten Massregeln in 
Angriff genommen, nicht sowohl der Gesammtheit der 
Einwohnerschaft Berlins in ästetischer und sa- 
nitätlicher Beziehung grossen Nutzen gewähren, 
sondern auch eine der reichsten Einnahme- 
quellen der Stadt Berlin werden. — 



Wien. Die bei den Tapeten, bezüglich der GiAfarben eingeleitete 
UntersuchoDg von Seiten der Marlitcommission wird, wie wir hören, 
auch auf alle anderen Farbewaaren, die als Material zum Aus- 
malen von Spielzeug oder Conditorwaaren oder auch zum Bedrucken 
oder Färben von Papier ausgedehnt werden. 

Auffallend gross ist die Anzahl der im verflossenen Jahre todt- 
gebornen Kinder. In der Pfarrei Leopoldstadt ist sie 10 mal grösser 
als im vorigen Jahre; sie beträgt 50, während es deren im Jahr 
1836 nur 5 waren. 

Von Seite des Magistrates wird eine allgemeine Untersuchung 
der, seit Errichtung dec Wasserleitung zum grossen Theil sehr ver* 
nachlässigten Hausbrunnen vorgenommen. Es ist dies in Betracht 
der näheren Umstände eine ausserordentlich nothwendigeMassregcl. Die 
Hausbesitzer werden veranlasst die Brunnen in fortwährend gutem 
Stande zu hallen, damit dieselben bei eintretendem Wassermangel 
in den Röhrenbrunnen, wie dieser wiederholt schon eingetreten ist, 
benutzt werden können. 

Ueber die den Professoren der hiesigen medizinischen Facultät 
zur Begutachtung vorgelegte neue Rigorosumordnung erfährt 
man, dass deren Hauptabweichung von der bestehenden provisori- 
schen in der Bestimmung liegt, nach welcher lifinflig nur ^»Doctoren 
der gesammten Heilkunde** promovirt werden sollen, während es 
jetzt jedem , der zwei Prüfungen bestanden hat , freisteht , lediglich 
als „Doctor der Medizin** zu praktiziren. An die Stelle der jetzigen 
sechs, würden nach dem neuen Plan nur zwei Prüfungen treten, für 
welche anstatt etwa 250 fl. dann nur 160 fl. an Gebühren zu ent- 
richten sein wurden. Auch für den Zeitpunkt der Prüfungen ist eine 
Aenderung beantragt, und zwar soll sich der Sludirende schon nach 
dem sechsten Semester einer sogenannten philosophisch-naturhistori- 
schen Prüfung unterziehen, in welcher er aus den drei Reichen der 
Naturgeschichte, der Chemie und Experimentalphysik, welche letz- 
tere einen neuen Lehrgegenstand ausmachen wird, zu befragen wäre. 
Diese Prüfung soll , wie bei den übrigen Rigorosen , welche letztere 
je nach dem Gegenstand entweder am Secirtlsche oder am Kranken- 
bett gemacht werden müssen, öffentlich abgcha.ten werden. Zur 
Prüfung sollen fünf bis sechs Candidaten zugleich zugelassen wer- 
den, und zwischen je zwei Gegenständen ein Zeitraum von acht 
Tagen liegen , so dass das erste Rigorosum ffinf Wochen in Anspruch 
nehmen würde. Den Vortrag der Experimentalphysik soll der aus 
seinen Schriften bekannte Professor Kunezek übernehmen. Die Seu- 
chenlehre, welche bisher nur insofern obli($at war, als das Colle- 
gium frequentjrt werden musste, ist bestimmt ebenfalls Prüfungsge- 
genstand zu werden. 

In der ersten Hälfte dieses Monates wurden von der hiesigen 
Marktcommission 104, auf die öffentliche Gesundheitspflege und den 
Marktverkehr sieh beziehenden Amtsverhandlungen gepflogen. Unter 
andern wurden 53 Parteien wegen MUchverfälschung^ 3 wegen ver- 
dorbenen Obstes, 5 wegen Ueberlrelnng der Fleischergewerbebetriebs- 
vorschriften etc. etc. verurtheilt und 8 Sanitätsbeschauen krankheits- 
verdächtiger Thiere vorgenommen. — 

Die Zahl der im verflossenen Jahre Getrauten betrug 4505 Paare, 
um 188 Paare mehr als im Voijahre, die Zahl der Geburten war 
22455. 1045 mehr als im Vorjahre, Todesfälle waren 19409, 263 
weniger als im Vorjahre. Diese Data der hiesigen Mortalitälsstatislik 
sind indess nicht vollkommen zuverlässig. Man hat sich immer noch 
nicht dazu verstanden, neben den getauften Geborenen auch die un- 
getauflen Todtgebornen und die bald nach der Geburt Verstorbenen 
aufzunehmen. Auch die Angabe der Todesursachen ist ungenau. 
Neben Krankheiten des Herzens und der grossen Gefässe, Lungen- 
entzündung, Tuberkulose etc. findet man noch eine Rubrik Krank- 
heiten der Brusteingeweide mit 94 daran Verstorbenen aufgeführt. — 



Wie man vernimmt soU die Einrichtung getroffen werden, dass 
allmälig in jedem unserer Bezirksämter ein grosses Krankenhaus 
etablirt und aus den allgemeinen Landesfonds unterhalten werden 
soll. — 

Für die Universität Insbruck ist sichere Aussicht durch eine Faeu 1- 
tät für Medizin vervollständigt zu werden. Es gelangte neuerdings 
an den akademischen Senat eine Anfrage von dem Unterrichtsmini- 
sterium, ob und mit welchen Milleln die Errichtung der medizini- 
schen Facultät ausführbar wäre. Nach dem abgegebenen Gutachten 
soll diese auf keine erheblichen Schwierigkeiten stossen. Man will 
dazu sogar schon designirte Personen bezeichnen und hat dabei be- 
sonders bayerische Professoren im Auge. — 

Xlbielien. Nach der soeben erschienenen Nr. 6 des „PoUzeian- 
zelgers von München** und dein damit veröffentlichten Verzeichnisse 
des gesammten Sanitätspersonales, der Sanilätsanstallen und deren 
Attribute in München für 1858,'* befinden sich in hiesiger Hauptstadt 
zur Zeit 108 Civilärzte, 38 Militärärzte , 8 Zahnärzte , 3 Landärzte, 
5 Chirurgen, 2 Magistri chirurgiae, 25 appjobirte Bader, Gebnitshel- 
fer und Badereiinhaber, 2 licentirte Hühneraugenoperateurc, .20 Civil- 
und Militärthierärzto, 60 Hebammen, 13 licentirte Krankenwärter, 3.' 
licentirte Krankenwärterinen , 9 Seelnonnen , 22 Apotheker , 1 phar- 
maceuüsche Utensilien -Handlung, 1 Fabrik künstlicher Mineralwas- 
ser, 4 Molkenanstalten, 26 öffentliche und private Heil-, Pflege- und 
Versorgungsanstalten , darunter 2 Naturheilanstalten und 2 hcilgym- 
nasüsche und orthopädische Anstallen , 9 Kinderbewahranstailen, 
1 Krippenanstalt , 2 Suppenanstalten , 8 Sessellräger , welche an 8 
verschiedenen Plätzen Tragbaren haben. Die ganze Stadt ist in 
20 armen ärztliche Districte und in 12 Todlenbeschau Districte einge- 
thcilt. (A. I. Bl.) 

Ihe amtlieht Oeborts- und BtorbdUste von Berlin ergibt für den 
Monat December v. J. 1790 Geburten (944 K., 846 M.), 285 Trauungen 
und 1078 Todesfälle (568 m., 510 w.) Unter den Geburten waren 
9 Zwillings und 1 Drillingsgeburt. Unehelich wurden geboren 240 
(128 K. und 112M.) Von den Verstorbenen waren 483 unter und 
bis 15 , und 595 über 15 Jahre alt. Im ersten Lebensjahre starben 
einschliesslich der Todtgebornen 309 Kinder. Es starben durch Todt- 
geburt 57, durch Unglücksfälle 10, durch Selbstmord 5, durch 
Krankheit 1096 Menschen. Unter den tödUich abgelaufenen Krank- 
heiten, finden sich insbesondere folgende Fälle: Lebensschwäche 
nach der Geburt 46, während des Zahnens 19, gastrische und ner- 
vöse Fieber 58, Kindbett fi eher 22, Hlmentzündungen 26, häu- 
tige Bräune 25, Entzündungen der Brustorgane 67, Entzündungen 
der Unterleibsorgane 21, Lungenkatarrh 18, Grippe 11, Pocken 19, 
Rose 7 , Schariach 6 , Masern 2 , Stickhusten 1 , Krämpfe 77 , Was- 
sersucht 44, Schlagflnss 36, Lungenlähmung 70, Schwindsucht 212, 
Durchfälle und BrechdurehläUe 11, Cholera 3. Krebs 9, Entkräf- 
tung 67. 



PenenalehroBlk. Preu9t€n. Der Sanitätsrath Dr. Ohrtmann 
in Berlin den Charakter als Geheimer Sanitätsrath, der praktische 
Arzt Dr. Holt hoff, in Berlin den Charakter als Sanitätsrath. Der 
Stabsarzt a. D. Dr. Wolff zu Danzig zum Kreisphysicus des Kreises 

Carthaus ernannt. 

Niedergelassen: Die prakt. Arzte Dr.P. Munk, Dr. Voll- 
mer in Berlin, Dr. Fröhlich in Lobowilz, Reg. Bez. Danzig, Dr. 
M. Schiller in Breslau, Dr. E. Schiller in Pilschen, Dr. Aust 
in Constadt, Dr. Lo witsch in Tarnowitz , Dr. Winkler in Neu- 
stadt a. S., Dr. Lubowsky in Gleiwitz, Dr. Sande in Gleiwitz, 
Dr. Busch in Beuthen, Dr. D ahmen in Jalich; der Zahnarzt G. 
Oenicke in Berlin, die Thierärzte Falkenhain in Werneuchen 
und Lusenski in Leobschülz. Der Apo^eker Jüttn er hat die 
Apotheke von Krause in Gleiwitz, Apotheker Kober die Apotheke 
von Skeide inRatibor, Apotheker Reist die Apotheke von Kobhe 
in Peickelsheim gekauft. 

Orden: Kreiswundarzt Much e zu Oels den rothen Adlerorden 

IV. Kl. 

Gestorben: Kreisphysikus Dr. Pfeiffer zu Wiltich, Kreis- 
wundarzt Thormann in Carthaus, Perl zu Kreulzburg. 

Vacant: Das Kreisphysicat des Kreises Wittich, Regierungs- 

bez. Trier. 

Bayern. Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. K n a p s zu Kaisers- 
lautern zum Cantonsarzt in Dahn. ^ ,^ , 

Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. A. Fuchs nach Rohr. 

Gestorben: Der Bezirkslandgerichtsarzt Dr. L. Stadimayer 

£tt Wasserburg. . ^ « . u v 

Sack9€H'IFeimar, Der AmUphysikus Dr. Schwabe zu Ki- 
senach den Königl. Preusslschen rothen Adlerorden IV. Kl. 

Meeklenhurg- Schwerin, Der Doctor der Medizin H. S of- 
fin g die Concession zur Ausübung der Medicin , Chirurgie und Ge- 

bttrtshülfe. ^ . ,„ . . 

Unrnbura;, Vacant: Die Stelle eines Gehülfs Wundarztes an 

dem allgemeinen Krankenhause. 



Zur Haehriflht Herrn Dr. M— z in Sp— r , wenn irgend ^^%^^^ 
gedrängtere Fassung der Nachrichten. ^' *^' 
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Preuflsen. 

FolizelTerordnung, betreffend die gegen die weitere Ver- 
breitung der HundetoUkrankheit im Usedom - WoUiner 
Kreise zu ergreifenden Massregeln. 

Nachdem die Errahrung gelehrt, dass die in dem Use- 
dom-Wolliner Kreise seit mehreren Jahren grassirende Toll- 
wulh der Hunde durch Anwendung der in den bisherigen 
Sicherheltsvorschrirten begründeten Massregeln nicht hat be- 
seitigt werden können ^ verordnen wir hierdurch unter Hin- 
weisung auf das Edikt wegen ToUwerdens der Hunde vom 
20. Februar 1797 (Amtsblatt von 1815 S. 212) und unsere 
Amtsblaltbekannlmachung vom 3. April 1828 (Amtsblatt von 
1828 S. 118) auf Grund des 8. 11 des Gesetzes über die Po- 
lizeiverwaltung vom 11. März 1«Ö0, was folgt: 

%. 1. Sämmtliche Hundebesilzer in dem Usedom- Wolli- 
ncr Kreise sind verpflichtet, vom Tage der Publikaüon ge- 
genwärtiger Verordnung ab bis auf Weiteres, 
ihre Hunde entweder sicher und fest angeschlossen oder 
eingesperrt zu halten, oder aber mit solchen Maulkörben 
zu versehen, dass dieselben nicht beissen können. 

8. 2. Während der Ausübung der Jagd ist jedoch die 
Abnahme des Maulkorbes auf so lange gestattet, als der auf 
der Jagd mitgenommene Hund zum Apportiren des angeschos- 
senen Wildprets gebraucht wird. 

S. 3. Alle Hunde, welche diesen Anordnungen zuwider 
nicht sicher und fest angeschlossen oder eingesperrt sind, 
oder ohne Maulkorb' betroffen werden, sind von den dazu 
bestellten Aufsebern aufzugreifen und sofort zu tödten. 

S. 4. Ausserdem tritt bei Nichtbeachtung der im S. 1 
und 2 getroffenen Anordnungen eine Geldbusse bis zu lü Tha- 
lern ein, welcher filr den Fall des Unvermögens eine ver- 
hältnissmässige Gerängnlssstrafe subslituirt wird. 

8. 5. Für die Tödlung jeden Hundes wird dem im $• 3 
gedachten Aufseher eine Prämie (Scbiessgeldj von 1 Thhr. 
gewährt und zwar gleichviel ob der Hund durch Schiessger 
wehr oder auf andere Weise getödlet worden. Diese Prä- 
mie, sowie die Kosten der Vergrabung des Hundes ist der 
betreffende Eigenthümer desselben zu bezahlen verpflichtet. 

S. 6. Ausser der Beachtung der VorschriU des S- 1 blei- 
ben die Besitzer von Hunden zur sorgfältigen Aufsicht über 
die letztern verpflichtet. Verabsäumt Jemand diese Aufsicht 
dergestalt, dass er die Entwickelung der Tollkrankheit an 
seinem Hunde gar nicht wahrnimmt oder unbeachtet lässt und 
es dem Hunde gelingt, zu entkommen, so verlällt derselbe, 
gleichviel ob ihm der Hund eigenthümlich gehört oder nicht, 
nach 8. 2 des Edikts vom 20. Februar 1797 in eine Geldstrafe 
von 20 Thlrn. oder im Falle des Unvermögens in eine Frei- 
heitsstrafe von 4 Wochen. 

8- 7. Die Scbulzenämler sind verpflichtet , bei Vermei- 
dung von Disciplinarstrafen sich davon Ueberzeugung zu ver- 
schaffen, dass dem 8- 1 gemäss alle Hunde in ihren Ortschaf- 
ten angeschlossen oder eingesperrt oder mit Maulkörben ver- 
sehen sind, und dem Landruth davon sofort Anzeige zu 
machen. 

Ebenso haben die Ortspolizeiobrigkeiten die Befolgung 
dieser Anordnungen Seitens ihrer Einsassen unausgesetzt zu 
konlrolliren , etwanige Kontraventionen den Umitanden nach 
entweder selbst zu rügen oder aber dem Landralh zur Her- 
beliührung der Bestraiung anzuzeigen, endlich auch innerhalb 



ihrer Ortschaften solche Veranstaltungen zu treffen, dass In 
denselben frei umherlaufende Hunde sofort eingefangen, ge- 
tödtet und vergraben werden. 

Stettin, den 28. Dezember 1857. 

Königl. Regierung, Abtheilung des Innern. 

Bayern. 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Mittelfranken. 

(Fortsetzung.) 

8. 32. Jeder praktische Arzt ist verpflichtet, am Schlüsse 
des Verwaltungsjahres und längstens bis zum 10. Oktober dem 
Physikate milzutheilen : 

a) alle Wahrnehmungen und Erfahrungen aus der Praxis, 
welche zur Aufklärung und Förderung der öffentlichen Ge- 
sundheitspflese geeignet sind: Boden, Luft, Wasser und ihre 
Prozesse, Wohnung, Nahrung, Kleidung, Lebenswelse, Be- 
schäftigung, Sitten und Kulturzustände, soferne dieselben nach 
eigenen Studien oder Erfahrungen EInfluss üben auf den Ge* 
simdheitszustand der Bevölkerung und durch die Verwaltung 
gebessert werden können, sind hier vorzutragen, ferner; 
epidemische, endemische, kontagiöse, sich mehrende und min-^ 
dernde Krankheiten und ihr ursächlicher Zusammenhang. Die 
praktischen Aerzte sind durch ihre Bildung, ihren Beruf imd 
Verbreitung auf dem Lande am meisten geeignet die Verwal- 
tung in diesen wichtigen Interessen der öffentlichen Gesund- 
heitspflege aufzuklären und zu unterstü.zen. 

b) Die wichtigeren und gesicherten Ergebnisse aus der 
ärztlichen Praxis, soferne sie für die Theorie oder Praxis 
der Heilkunde (klinischen Medizin) nützlich und verwendbar 
sind, die merkwürdigen medizinischen und chirurgischen Fälle, 
chirurgische Operationen. 

c) Die vorgenommenen künstlichen Entbindungen im Ver- 
waltungsjahre in summarischer Zusammenstellung von Zangen* 
entbindungen, Wendungen, künstliche Frühgeburt, placenta 
praevia, Zerstückelung und Nachseburtsoperationcn. Der 
tödtliche Ausgang (lir Mutter oder Kind sind anzumerken vund 
die wichtigeren Fälle näher zu beschreiben. 

Diese Miltheilungen haben die Physikale in ihren Jahres- 
berichten im Originale oder getreuem Auszuge aufzunehmen 
und sind besonders geeignet über die wlssenschaltliclie und 
praktische Ausbildung und Thätigkeit Zeugniss zu geben und 
bei der Qualifikation berücksichtigt zu werden. 

In Ermangelung eines Materials zu solchen Miltheilungen 
ist in tcrmino Fehlanzeige an das Physikat zu machen. 

Mcdicinalcdikt v. 8. Sept. 1808. §.11. lil d und e. 
KicisinlclIigonzblaU 1830 p.212. 
Jülinisl.£n:i>clil. v. 31. Dezbr. 1839. §.60 u. 61. 
Dölling. V. S. Bd. 27. p. 13. 

8. 33. Die Aerzte, welche öffentliche Heilanstalten 
(Krankenhäusern, Spitälern) ärztlich lei.en, haben am Schlüsse 
des Vervvaltungsjahres und spätestens bis 10. Oktober an die 
Physikate einzuschicken einen summarischen Aus weis über 
den Stand der Verpflegten am 1. Okiober und 80. September, 
sowie den Zugang im Verwaltuiigsjaiire mit der Zahl der 
Verpflegungstage, den Kosten der Arzneien und der Verkö- 
stigung in Summa und per Kopf und per Tag, ferner des 
Abganges durch Tod, Genesung oder anderweitige Entlas- 
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ming. Alle diese Personalziffem sind nach Geschlechter und 
wo ein Sicherangsverband besteht, nach deren Zahl auszu- 
scheiden. 

Die Aerzte der öffentlichen Pflegeanstalten und 
für ambulante Dienstboten- und Krankeninstitute haben in 
gleichem Termine einzuschicken den summarischen Ausweis 
über den Stand am I.Oktober und 30. September und den 
l^gang im Verwaltungsjahre, den Abgang durch Tod, Gene- 
sung oder anderweitige Entlassung, alle diese PersonalziiTer 
nach Geschlechter und Wohnort ausgeschieden. Für die 
Pflegeanstal len sind die Kosten der Verpflegung per Tag und 
per Kopf und in ambulanten Krankeninsliluten sind die Kosten 
der Arzneien summarisch vorzutragen. 
Die wichtigeren und gesicherten Ergebnisse im Dienste die- 
ser Institute Itir die öffentliche Gesundheitspflege und die kli- 
nische Medizin sind hier anzureihen, sowie die etwaigen Ge- 
brechen der Anstalten. 

Medicinaledikt v. 8. Sept. 1808. §.11. lit. i. 

Minist.tEntschliess. ▼. 31. Dez. 1839 %. 55. Ddll. V.-S. Bd. 27 p. 12. 

Minist. -Entschl. v. 1855 ärzll. Dienst in Krankenanstalten betr. 

(Fortsetzung folgt.) 



An die sämmtlichen Gerichts-Aerzte vonMit- 
t elfranken. (Instruction zur Abfassung der Physikats- 
Jahresberichte über das Medicinal-und Sanitäts- Wesen im 

Verwallungsjahre.) 

(Fortsetzung.) 

3) Die Gerichtsärzte haben alljährlich zu berichten ihre 
Wahrnehmungen über die Behandlung der Kost- und Pfle- 
gekinder, worüber sie sich ffelegentUch theils durch per- 
sönliche Anschauung (bei den imoningstagen , an denen die 
Kosikinder vorzuladen sind), theils durch Midheiluncen der 
praktischen Aerzte Ueberzeugung zu verschaffen und durch 
die Districtspolizeibehörde ein Verzeichniss sämmtlicher Pflege- 
kinder und ihrer Pflegeeltern evident zu halten haben nach 
Regierungsausschreiben vom I.Februar 1856, Kreisamtsblatt 
1856, S.219. 

4) Ueber die Zahl und den Zustand der Geistes- 
kranken im Districte ist sich unter Bezugnahme auf die 
Hihographirten Regierungsausschr. vom T.Januar Nr. 113^/12442 
und vom 79. August 1^ Jf^^^^^/sisH speciell zu äussern 
über die Wahrnehmung bei den periodischen Besuchen der- 
selben, Über deren Verpflegunff, ob neue Kranke dazu ge- 
kommen sind, die muttimasslicne Veranlassung dieser Er- 
krankungen, ob die Kranken frühzeitig in die Kfeisirrenan- 
stalt aufgenommen werden, über Zu- und Abnahme solcher 
Kranker im Vergleiche mit früheren Perioden, sowie etwa 
begünstigende Verhältnisse. 

5) Ueber die Badegelegenheiten im Districte, die 
Flussbäder, öffentlichen und Privatbadeanstalten, deren Ein- 
richtung und Benützung ist zu berichten ob dem Bedürfnisse 
genügt oder wie es zu bessern sei. Wo Mineralquellen vor- 
handen, sind diese topographisch -historisch zu beschreiben, 
die physicalisch- chemische Untersuchung anzugeben im Pa- 
rallele mit ähnlichen Mineralwassern, die physiologisch-the- 
rapeutische Wirkung, Gebrauchsweise und Anwendung bei 
einzelnen Krankheitsformen, die Frequenz der Anstalt, deren 
Einrichtung bezüglich der Bäder, der Wohnungen, des Ti- 
sches, der Anlagen und der Unterhaltung, die BQttel zur He- 
bung des Bades u. s. w. 

6) Ueber den Vollzug der Leichenschau ist zu berichten, 
ob dieselbe nach der höchsten Ministerialentschliessung vom 
6. August 1839 in 9 Artikeln und nach der Instruction iür 
die Leichenbeschauer vom gleichen Tage in 19 Artikel regel- 
mässig ausgeführt und der Zv^eck derselben dadurch erreicht 
wird, welche Controle im Laufe des Jahres über den richti- 

Jen Vollzug geübt und ob die Todtenbeschauregfster der 
eicbenbeschauer gelegentlich revidirt und von dem Gerichls- 
arzte dabei unterschrieben wurden, über die Aufbewahrung 
der Todten bis zum Begräbnisse, über Vornahme der Sectio- 
nen, über Einhaltung der Begräbnissordnung und Beschaffen- 
heit der Grüfte. Wahrnehmungen über nachtheilige und un- 
ordentliche Uebunsen, Aenderungen im- Personale der Lei- 
chenbeschauer und deren Bezirke, Bemerkungen über die 
Persönlichkeit der Leichenbeschauer, über die Bezirkseinthei- 
lungen sind besonders vorzutragen. Hieran sind zu reihen 
besondere Beobachtungen über den Scheintodt, scheintodt-ge- 
borene Kinder und deren Wiederbelebung mit Angabe der 
Hebammen bei ausgezeichneten und wohl constatirten Fällen, 



gelungene Lebensrettungen und Rettungsversuche verunglück- 
ter Personen, über den Zustand, die Aufbewahrung und die 
Benützung der Rettungsapparate. 

7) Die im Laufe des Verwaltungsjahres zur Kenntniss 
gekommenen Pfuschereien und Contraventionen sind sum- 
marisch nach ihrer Zahl und ihren Ergebnissen anzuführen. 
Der Gerichtsarzt hat auch über die nicht zur polizt^lichea 
Behandlung sich eignenden und wahrgenommenen Pibsche- 
reien zu berichten, in wiefeme sie durch das Publikum selbst 
begünstigt werden, was dagegen gethan wurde und wie wei- 
ter vorzukehren wäre. 

(Fortsetzung folgt.) 

SaobseiL 

Studium der Thierheilkunde betr. 

Es ist seit einigen Jahren mehrfach vorgekommen, dass 
Solche, welche als Schüler der hiesigen Thierarzneischule 
aufgenommen zu werden wünschten, wegen unzureichender 
schidwissenschaftUcher Vorbildung haben zurückgewiesen wer- 
den müssen. 

In Betracht nun, dass bei dem gegenwärtigen Umfange 
und Standpunkte der Thierheilkunde dieses Fach nur dann 
mit Mutzen stndirt werden kann, wenn der Schüler Verkennt 
nisse mitbringt, welche über die gewöhnlichste und nothdürf- 
tigste Elementarbildung hinausgehen, so erachtet es die un- 
terzeichnete Königl. Commission für ihre Pflicht, im oigenea 
Interesse derjenigen, welche sich der Thierheilkunde zu 
widmen beabsichtigen, darauf aufmerksam zu machen, dass 
eine gute Realschule die erforderliche Vorbildung für das 
Studium der Thierheilwissenschaft am sichersten gewähre und 
daher zu rathen ist, vor dem Besuche der Thierarzneischule 
den vollständigen Cursus einer Realschule durdizumachen. 

Um aber zugleich denienigen, welche nidit Gelegenheit 
haben, eine Realschule oder eine dieser gleich oder höher 
stehende Schulanstalt zu besuchen, den Weg anzudeuten, wie 
sie sich durch Privatunterricht für das Studium der Thierheil- 
kimde vorbereiten können, macht die unterzeichnete Commis- 
sion hierdurch bekannt, aass wenigstens folgende schuiwis- 
senschafUiche Vorkenntnisse in einer der Aufnahme als Thier- 
arzneischüler vorangehenden Prüfung darzulegen sind: 

1) In der deutschen Sprache: Sicherheit in der Recht- 
schreibung und Uebimg im Anfertigen eines Aufsatzes über 
Gegenstände, welche dem Examinanden näher bekannt sind. 
2) In der lateinischen Sprache : Kenntnisse der Formenlehre 
und Fertigkeit, einfache lateinische Sätze zu verstehen. 8) In 
der Mathematik: a) Arithmetik: die gewöhnlichen Ziffer«*, 
Bruch- und Verhältnissrechnungen, b) Geometrie: einige 
Vorkenntnisse in der Planimetrie. 4) In der Geographie: 
Das Wesentlichste der politischen, physikalischen und mathe- 
matischen Geographie. 5) In der Naturiehre: Die Elemente 
der Physik und Naturbeschreibung, wobei die in mitllereÄ 
Klassen der Realschulen eingeführten Lehrbücher dieser Dis- 
ciplinen als Leitfaden dienen können. 

Gegenwärtige Bekanntmachung ist nach Maassgabe g. 14o 
der Verordnung vom 15. März 1851 in allen «. 21 des Press- 
gesetzes vom 14. desselben Monats bezeichneten ZeitschrilleB 
abzudrucken. 

Dresden, am 22. Dezember 1857. 

Die Königl. Commission flir das Veterinärwesen. Just. 

Baohsen - KeiningeiL 

Veränderung der Arzneitaxe betr. 

Veränderungen in den Einkaufspreisen mehrerer Droguen 
haben entsprechende Veränderungen der Arzrneitaxe noth- 
wendig gemacht, und es werden die letzteren in der Beil. A 
zur Nachachtung veröffentlicht. 

Heiningen, den 5. Januar 1858. 

Herzogliches Staatsministerium, Abiheilung des Innern. 

Giseke. 

Hamburg. 

Da das gelbe Fieber laut amtlicher Bekanntmachunjr zu 
Lissabon gänzlich erloschen ist, setzt E. H. Rath hierdurch 
die Bekanntmachung vom 5. Octbr. 1857, welche Lissabon 
für des gelben Fiebers verdächtig erklärt, ausser Kralt. 

Gegeben in Unserer Rathsversammlung. 

Hamburg, den 22. Januar 1858. 
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BratiokTiBgBgefiäir in Iiohgmben. 

Ani fi. Ociober 1865 waren in BerHn in einer Lohgrube 
6 Menschen erstickt. Der Herganff war kurz folgender. EJne 
Lobtfrube, ein dicbler hölzerner, 9 Fuss tiefer, 6V2 im Ou&d- 
irat breiler, in die £rdo gesenkter Kasten, halle sich durch 
OLAter denselben getretenes Grundwasser gehoben. Um ip 
«ekie frühere Lage gebracht m werden, wurde er angebohrt 
«nd das in den Kasten dringende Grundwasser ausgeschöpft« 
Macbdem dies fast ganz geschehen war, sank der auf dem 
Boden der Grube damit beschäiligende Geselle ganz plötzlich 
lodt zusammen. Sechs zur Hülle eilende Personen theillen, 
hintereinander, dasselbe Loos. Unter den Augen der die 
Grübe umstehenden Genossen wurden sie, kaum auf dem 
Gnmde der Grube angekommen leblos und fielen in sich zu* 
Minmen. Nor mit grosser Mühe und Aufopferung und nicht 
ohne ernstliche Gefahren für die Retter wurden sie herauf- 
jgewunden. Sechs von den sieben blieben Leichen. 

Der plötzliche Tod von sechs Menschen, bei ihrer ge- 
werblichen Beschäfügung , innerhalb des belebtesten Theües 
Berlins, ohne die kleinste Schuld oder Vernachlässigung bei 
dem Betriebe des Gewerbes veranlasste das Königl. Polizel- 
prfisidium von Berlin zur angelegentlichsten Untersuchung und 
Abstellung so unvermutheler und naheliegender Todesursachen. 
Es war <Ue Frage: ob hierzu generelle, den ganzen Lohger- 
bereibetrieb umlassende, oder nur locale, sich auf den Be* 
trieb der Lohgerberei in dem SL'schen Grundstücke beschrün« 
kende Hassregeln erforderlich sein würden. 

Behufs der Entscheidung wurde der Bezirksphysicus Dr. 
Arndt aufgelordert, eine nähere Untersuchung anzustellen 
und sich zugleich über die in sanitälspolizeilicher Beziehung 
«1 ergreifenden Hassregebi gutachtlich zu äussern. Der Fri- 
vatdocent Dr. Sonnenschein erhielt mit dem ähnlichen Auf- 
trage zwei Flaschen der in der Lohgrube verbliebenen Flüs- 
sigaeit zur chemischen Analyse. Dr. Sonnenschein hat 
darüber folgendes Gutachten abgegeben: 

Die Flüssigkeit war gelblich gefärbt, trübe und verbrei- 
tete einen sehr unangenehmen Geruch, in welchem ausser 
den, alter Lohbrühe eigenthümlichen Exhalationen, noch be- 
sonders Schwefelwasserstoff zu erkennen war. Der Geschmack 
war sehr widerlich faulicht, ausserdem eigenthümlich zusam- 
menziehend. Das spec. Gewicht war l,01ü. Beim Kochen 
schäumte dieselbe sehr stark unter Abscheidung eines star- 
ken flockigen Bodensatzes. Durch das Verhalten gegen che-« 
mische ReagenUen erwies sich die Flüssigkeit aht wesentlich 
aus alter Lohbrühe bestehend, zeigte aber folgende, von ei- 
ner normalen Flüssigkeit dieser Art abweichende Eigen- 
schaften : 

1) Eine deutlich alkalische Reaktion. Frische Lohbrühe 
ist durch ihren Gehalt an Essigsäure, Milchsäure etc. stark 
aaoer. Der Gehalt an Säure vermindert sich allerdings durch 
längeres Stehen; diese Umwandlung geht aber nur dann so 
weit, dass ,eine alkalische Reaktion daiür eintritt, wenn durch 
vollständige Fäulniss der anwesenden slickslofniallenden Körper 
Oine Ammuniakbildung stallfiudet. In dem vorliegenden Falle 
war die Lohbrühe erst einige Tage vorher ausgepumpt wor- 
den, und, da i^e wegen des hohen Wasserstandes nicht ab- 
fliessen konnte, seit dieser Zeil auf dem Hofe stagnirend ge- 
bUeben. 

2) Einen starken Gehalt an Schwefelwasserstoff. Dieser 
war, wie oben angegeben, schon durch den Geruch zu er- 
kennen. Genauer wurde derselbe aber daduich nachgewie- 
sen, dass, mit einer Bleilösung getränkte Papierstreiien über 
die Flüssigkeit gehalten, eine braunschwarze Färbung annah- 
men, und dass einTheil derselben, auf Zusatz von Nitroprus- 
sidnatriumlösung vorübergehend violett roih gefärbt wurde. 

3} Einen auffallenden Gehalt an Kohlensäure. Dieser 
wurde dadurch dargethan, dass ein Theil der Flüssigkeit in 
einem, mit einem Gasentwicklungsrohr versehenen Kolben 
erwärmt, ein Gas entwickelte, weiches in Barytwasser gelei- 
tet einen starken Niederschlag von kohlensaurem Baryt her- 
vorbrachte. Da nun diese beiden Gase in geringer Menge 
durch die Fäulniss der Flüssigkeit gebildet sein konnten, war 
es hier nolhwendig, die Menge vei hällnisse derselben festzu- 
stellen. Zu dem Ende wurue ein bestimmtes Volumen der 
Flüssigkeit in einem damit vollständig geiiillten Kolben er- 
wärmt und die sich entwickelnden Gase in ein mit Quecksil- 
ber geiüUies Rohr geleiiet. Duich Kochen wurden dieselben 
nun aus der Flüssigkeit gänzlich ausgetrieben und in dem 
Rohr über Quecksilber aulgefangen. Als nun ein bestimmtes 
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VeluMen einer sdiwaoh saoreii coneentrirten Bleilösung ttber 
die Quecksilbersäule in das Rohr gebracht wurde, bildete 
sich sofort, unter sichllicher Verminderung des Gasvolumen^ 
ein starker schwarzer Niederschlag von Schwerelblei. Nach- 
dem nach längerer Zeit keine Volumenverim'nderung mehr zu 
bemerken, also aller Schwefelwasserstoff absorbirt war, wurde 
das Volumen desselben bestimmt und dann dorch concenirirte 
KaUlauge die Kohlensäure auf ähnliche Weise absorbirt. Nach 
der Reduction auf 760 MflUmeler Barometersland und O^C 
wurden so t3% Schwefelwasserstoff und 12% Kohlensäure 
dem Volumen nach in der Flüssigkeit gefunden. Eine so 
auffallende Menge, dass ihre Entstehung nicht dem gewöhn^ 
liehen Fäubiissprocess , sondern einer anderen Ursache zuge- 
schrieben werden rouss. 

i) Ein ausserordentlich grosser Gehalt an Kalk. Von 
dieser Erde wurden 0,1927o, also über zehnmal mehr, als 
im Spreewasser enthalten ist, gefunden. — 

Unter der, durch alle Umstände gerechtfertigten Voraus- 
setzung, dass diese abnormen Eigenschaften der untersuchten 
Ftössigkeit im ursächlichen Zusammenhange mit dem erwidm^ 
ten Unglücksfalle stehen, lässt sich derselbe auf folgende 
einfache Weise erklären: 

Der Boden auf welchem die verschiedenen, zum Beiriebe 
der Lohgerberei erforderlichen Behälter sich befinden, enthält 
in der Regel die, im Laufe der Zeit angesammelten verschie- 
denen, bei diesem Gewerbe vorkommenden Abgänge. Unter 
diesen befindet sich ausser organischen Uoberresten vorzüg- 
lich kohlensaurer Kalk und Schwefelcalcium, aus welchen der 
häufig zum Enthaaren benutzte Gaskalk grösslentheils besteht. 
Einige Zeit vor dem erwähnten Vorfall, war eine alte Kalk- 
grube zur Erneuerung geleert und unmittelbar vor demselben 
aus dnem Kasten die gebrauchte Lohbrübe ausgepumpt wor- 
den, die aber nicht auf die gewöhnliche Weise abfliessen 
konnte, sondern in den, zwischen den Kästen befindlichen 
Zwischenräumen sich ausammelte und desshalb von den tie- 
fer zum Theil unter den Käslen gelagerten Kalkverbindungen 
abgesperrt blieb. Nach dem Anbohren stieg die unterhalb 
befindliche Flüssigkeit in den Kasten und räumte so der in 
den Zwischenräumen befindlichen und auf sie drückenden 
Flttssigkeitssäule ihre Stelle ein. Jetzt erst konnten die in 
der Lohbrühe enthaltenen Säuren durch Einwirkung auf das 
Schwefelcalcium und auf den kohlensauren Kalk Schwefelwas- 
serstoff und Kohlensäure aus denselben entwickeln. Beide 
Gase werden vermöge des auf ihnen lastenden Druckes durch 
dos Bohrloch in den Kasten getrieben, und, indem sie die 
Luft verdrängen, nehmen sie in Folge ihres hohen spedfi- 
sehen Gewichtes (t,5 und 1,19) den unteren Raum ein. 

Diese Erklärung steht mit der Aussage der Anwesenden 
in Einklang, nach welcher die Entwickelung der Gase plötz- 
lich und kurz nach dem Anbohren des Kastens, nachdem die 
Flüssigkeit schon ungefähr IVa^uss hineingestiegen war, 
durch sprudelndes Aufsteigen von Luftblasen bemerkt wor- 
den , weil jetzt erst der oben erwähnte Prozess vor sich ge- 
hen konnte. 

Im Gegensatz hierzu ist nicht anzunehmen, dass ein so 

Erosses Volumen von Gasen als zur theilweisen Füllung des 
aslens erforderlich ist, schon irüher unter demselben vor- 
handen sein konnte, da nichts einem Entweichen nach irgend 
einer Seite im Wege stand, im Gegentheil der Druck der 
Wassersäule und die schiefe Lage, welche dei' Kasten bei 
seiner Hebung angenommen hatte, dasselbe begünstigen 
musste. Aus dem Kalkgehalte lässt sich die Menge der ent- 
wickelten Gase ebenfalls annäherungsweise berechnen. Bei 
der Annahme, dass diejenige Menge Kalk, welche die unter- 
suchte Flüssigkeit mehr als jede andere Lohbrühe enthält, 
durch die in der Flüssigkeit präexistirenden Säuren gelöst 
worden sei, würde, wenn er als kohlensaurer Kalk voraus- 
gesetzt wird, aus der einem Gubikfuss Flüssigkeit entspre- 
chende Menge derselben, bei normalen Verhältnissen an Tem- 
peratur und Druck 0,51 Cubikfuss Kohlensäure entwickehi. 

(Schiuss folgt.) 



BarUn. Als eine Ergänzung der Instruction für das pharroacen- 
tische Studium vom 29. Mai 1829 ist ein neues Reglement für die 
Candidaten der PDarmacie bei der Königl. Friedricli-Wilhelms-Umver- 
siUt in Berlin erschienen. Seinero Inhalt nach ist dasselbe wesent- 
lich jener Inbtruklion gleich, unterscheidet sich davon durch eine 
zweckmässige Paragrapbirung. — Die derPharmacie Beflissenen ha- 
ben sich bei dem Direclor des pharmaceuüschen Studiums zu melden. 
Der Direclor ist befugt die Candidaten ohne erforderliche Vorkennt- 
nisse zurfiokzuweisen. Die zu den Vorlesungen zugelassenen erhalten 
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einen Anmeldebogeo, auf dem die von ihnen «u besachenden Vor- 
lesangen von dem Director verzeichnet werden» Andere aU diese 
Vorlesungen dürfen die Candidaten, ohne besondere Erlauboiss des 
Direclors nicht besuchen, üeber die erfolgte luscriplion erhallen die- 
selben eine Bescheinigung — den Inscriplionsschein. Die Candidalen 
sind befugt zn der Benutzung der mit der Universität verbundenen 
wissenschaftlichen Anstallen und Sammlungen. In discipiinarischer 
Beziehung sind die Candidalen dem Director des pharmaceu tischen 
Stadiums und dem üniversilÄlsrichter, in straf- und privalrechllicher 
Beziehung den ordentlichen Gerichten unterworfen. Der priviligirle 
Gerichtsstand der Studirenden findet auf sie lieine Anwendung. Da- 
gegen sind sie schuldig den üniversitätsbehörden unbedmgtcn Ge- 
horsam zu leisten. Den Director des pharmaceutischen Studiums ha- 
ben die Candidalen als ihren nächsten Vorgesetzten und Ratbgeber, 
sowie als Mittelbehörde in ihren Beziehungen zur Universilät und 
zur Ortspolizeibehörde zu betrachten. Derselbe ist befugt Disciplinar- 
strafen zu verhängen. Im Verein mit dem UniversiläUrichler ent- 
scheidet er über die Ausschliessung von den Vorlesungen. Bei dem 
Ausscheiden aus der Zahl der Sludirenden behufs der Meldung zum 
Staatsexamen bedürfen die Candidalen eines von dem Direclor aus- 
gesteUten Abgangszeugnis»es , in welchem sämmlliche von dem Abi- 
turienten gehörten Vorlesungen verzeichnet und ein Urtheil über sein 
sittUches Verhallen gegeben wird. — In dieser Weise haben auch 
bisher die Bestimmungen für die disciplinarische Ueberwachung der 
pharmaceoüschen Studirenden bestanden. Sie haben sich in sofern 
ausreichend bewährt, als sie in so humaner und rüclisichisvollcr Weise 
gehandhabt worden sind, dass ihr Vorhandensein den Sludirenden 
kaum bekannt geworden und das pharmaceutische Studium auf hiesi- 
ger Universität thatsächlich immer ein fast ganz uneingeschränkles ge- 
ivesen ist. — Der gegenwärtige Direclor ist der Geheime Medizinal- 
rath Prof. Dr. E. Milscherlich. Wenn im Interesse der Pharmacie der 
Wunsch billig erscheint an die Spitze des pharmaceuUschen Studiums 
einen Apotheker gestellt zu sehen, so dürfte doch die DirecUon niemals 
in würdigere und kundigere Hände kommen als sie es gegeuwäriig ist, 
Herr Prof. Dr. Milscherlich beansprucht mit Recht, sowohl durch seine 
grosse Humaniläl, seinen hohen wissenschafllichen Ruf, ganz besonders 
aber auch durch eine dem pharmaceutischen Fache seil Jahren zugewendete 
Theilnahme, die allgemeinste Verehrung des pharmaceutischen Blandes 
und die weiteste Anerkennung. — Ein Mangel des hiesigen pharmaceuti- 
schen Studiums kann indess nicht übersehen werden. Die Sludirenden 
entbehren die praktische Unterweisung in der Anfertigung der cheniisch- 
pharniaceulischen Präparate. Es ist bei der hiesigen Kgl.Univer»iläl kein 
öffeniliches Laboratorium vorhanden. Selbst für die Uebung in ana- 
lytischen Untersuchungen sind die Studirenden auf die Laboratorien 
derPrivatdocenten angewiesen. Dies ist ein wesentlicher Nach iheil lür 
die pharmaceutische Ausbildung, um so mehr, als im praktischen 
Apothekenbelriebe das private pharmaceutische Laboratorium seine 
Bedeutung als Bildungsstälte immer umfassender einbüssl. Die Con- 
currenz der chemischen Fabriken bat zur Folge , dass der Bezug der 
chemischen Präparate im Wege des Handels lucraliver ist, als die 
Darstellung derselben in den Apolhekerlaboralorien , zumal durch un- 
geübte Arbeiter. Dieser Bezug findet denn auch in zunehmendem 
Maasse statt und ist gar nicht zu controliren. Auf solchem Wege 
ist aber der Staat in Gefahr die Garantie ganz zu verlieren um deren 
Willen er das Apothekenwesen geschaffen hat. Arzneien, nach wis- 
senschafUich-technischen Grundsätzen angefertigt und unter wissen- 
schaniich-lechnischer Controle verabreicht, weiden wohl immer zu 
den Giundzügen eines geordneten Medizinalwescns gehöien. Soll 
dies aber fernerweil bestehen, so wird man nolhwendiger Weise auf 
die ganz veränderte Bedeutung des privalen Apotheker-Laboiatoriums 
Rücksicht nehmen und den Schwerpunkt der bezüglichen, technischen, 
pharmaceutischen Ausbildung der bis jetzt in diesem gesehen worden 
ist, in die Lehrinslilutc legen müssen. — 

Im Jahre 1857 wurden in Berlin geboren 8583 K. und 7958 M., 
zurammen 16551. Es starben 13443 Personen (7018 männl. und 
6425 weibi. Gescbl.) Mithin 3098 mehr geboren als gestorben. 
Unter den Gehörnen waren 1215 männl. und 1179 wcibl., zusammen 
2394 uneheliche Kinder, also unter 6,90 Gehörnen Ein uneheliches 
Kind. Todlgeboren wurden 445 K. und 334 M., zusammen 779 Kin- 
der, darunter uneheliche 110 K. und 84 M., zusammen 194. Mchr- 
geburlen fanden statt: Zwiiling^geburten 202, Drillingsgeburlcn 1. 
Gelraul wurden 4592 Paare. Im Vergleich mit dem Jahre 1856 wur- 
den im Jahre 1857 mehr geboren 1449 Kinder, slaiben mehr 1919 
Personen. Die Bevölkerung vermehrte sich im Jahre 1857 durch 
Ueberschuss der Geburten über die Gestorbenen um 3098, durch 
Ueberschuss der zugezogenen über die abgezogeneu Personen um 
1800, zusammen um 4998 Seelen. Am Jahreshlass 1856 bclief sich 
die Civiibevölkerung Berlins auf 437001 Einwohner, rechnet man da- 
zu die obigen 4998, so ist am Jahresschluss 1857 die hiesige Be- 
völkerung auf 441999 Einwohner anzunehmen. 

Die Gesammizahl der in Berlin im Jahre 1857 zur polizeilichen 
Kennlniss gelangten Cholerafälle belief sich auf 32 (16 m. und 
16 w.), von den 24 mit dem Tode endeten. Das ungünstige Morta- 
hlätsverhällni^s bciulil darin, dass mit wenigen Ausnahmen nur die 
tödlichen Fälle ah Cholera angesprochen werden durften. .Unter den 
Erkrankten befanden sich 26 Erwachsene und 6 Kiiuier. Idach den 
einzeluen Monaden kamen auf Juli 1. auf Aug. 4, auf Sept. 1 , auf 
Octhr. 11, auf Nov. 14 Falle und auf Dec. 1 Fall. 



Patt. In dem Laboratorium unserer Universilät bat eine sehr 
heftige Explosion stattgefunden. Die Folgen davon sind glücklicher» 
weise unei heblich geblieben. Unangenehmer waren die Folgen, die 
durch die Verwirrung und den Schreck der Zuhörer entstanden. Kars 
vor dem Schlüsse der Vorlesung explodirte eine mit Cyanquecksilber 
und Chlorwasserstoflsäure gefüllte Retorte mit grosser Heftigkeit. 
Prozessor Wertheim und dessen Assistent Jnharz wurden dadurch 
verletzt, indess nieht erheblich. Unter den Zuhörern aber verbreitete 
die Explosion eine mehr als gerechtfertigte Verwirrung. Sie drftng» 
ten sich zu dem Ausgange des Hörsales, einige stiessen sogar das 
Fenster, das vom Auditorium auf den Corridor geht durch, am sich 
aus demselben rascher flüchten zu können. Auf diesem raschen 
Rückzuge vor dem ungefährlichen Schlachtfelde der Wissenschaft zer- 
brachen die Musensöhne ein Gefäss mit Schwefelsäure, das auf einem 
vor dem Fenster befindlichen Tische stand. Durch den so entstande- 
nen See von concentrirter Schwefelsäure musslen die Flüchtenden 
hindurch , um von dem Schauplatz des Schreckens zu entkommen. 
Durch die Säure war der Boden schlüpfrig geworden und alle die 
aus dem Fenster Retirirenden fielen der Reihe nach auf ihn nieder. 
Auf diese Weise trugen sieben Zuhörer, vier Mediziner und drei 
Pharmaceuten mehr oder weniger erhebliche Verletzungen und Ver> 
brennungen an den Händen und dem Gesicht davon. Eine grössere 
Anzahl Zuhörer kam mit Beschädigung der Kleider davon. 

Leipiif. H. Auf Anordnung des Königl. Ministerii des Innern 
wird nach der ins Leben getretenen neuen Eintheilung der Medizinal* 
bezirke nun auch die Regulirung der Impfdistricte ins Werk gesetzt. 
Für die Leipziger Rreisdirection ist dieselbe anlangend den VI. und 
Vll. Medizinalbezirk nach Uebereinkommen mit den betreffenden Aerz- 
ten bereits erfolgt ond ins Leben getreten. Im VI. Medizinalbezirk 
sind 14 Impfdistricte mit eben so viel Aerzten, im Vll. Medizinalbe* 
zirk 11 Impldistricte mit 10 Aerzten errichtet worden. 

Begensbnrg. Eine Erscheinung, die, offenbar eine Nachwirkung 
des regenlosen Sommers, jetzt an vielen Orten sich zeigt, ist auch in 
Regensburg eingetreten. Die Brunnen zeigen einen auffallenden Was- 
sermangel. Obwohl Regensburg an einem schiffbaren grossen 
Strome gelegen ist, so hat der Wassermangel In den öffentlichen 
und Privatbrunnen doch schon einen so hohen Grad erreicht, dast 
polizeiliche Massregeln nothwendig werden, in Folge deren eine aU« 
gemeine Untersuchung der Privat brunnen in den Häusern ange- 
ordnet ist. In einem Stadviertel, welches 16 Privatbrunnen zählt, 
gaben nur sieben noch hinreichendes Wasser, die übrigen sind ganz* 
Uch versiegt und ausgetrocknet. 

XeiBingen. Vor hundert Jahren, im Jahr 1757« wnrden hier 15 
Paare getraut, 77 Kinder geboren, 141 Personen beerdigt und 4189 
Personen genossen das heilige Abendmahl. Es wurden demnach da- 
mals 20 Paare weniger getraut, 41 weniger geboren, 45 Personen 
mehr beerdigt und 2884 gingen mehr zum heihgen AbendmahL 



Personalohronik. PreusMen. Dem prakt. Arzt Dr. Grötzner 
den Charakter als Sanitätsrath. 

Niedergelassen: Der prakt. Arzt Dr. Kribben in Brühl. 
Der Apotheker J. Schmelz hat die Concession zur Führung einer 
Apotheke in Neuss erhalten. 

Vacant: Das Physikat des Kreises Witllich, Regier. Bezirk 

Trier. ^, ^ , 

Eine Apotheke in Berlin ist zu verkaufen, nähere Mitlheilnn- 

gen durch das Redaktionsbureau des Archivs. 

Hayern, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. J. Mayr zum Land- 
gerichtsarzt in Eschenbach. 

Versetzt: Der Gerichlsarzt Dr. Zeil 1er auf das Landgerichts- 

physikal Sladtamhof. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Rigauer in Mönchen. 

Vacant: Das Landgcrichtsphysikat Neumarkt und die ärztlichen 
Districte Obernzenn und Schönthal. 

Sachaeft. Gestorben. Der Professor der Medicin, Polizeiarit 

Dr. Wallher zu Leipzig. »t- ^ , j 

KoMtau, Der Brunnencommissar Rottwilzu Niederselters den 

Dienstcharakter als Holkammerralh. 

Hnm/iurg. In der Sitzung des KrankenhauscoUegiums wurde 
Dr. Reye zum Gehölfsirrenarzl gewählt. 

Niedergelassen: Dr. med. Hachmann. 
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Die Abgabe narkotischer Arzneimittel im 
Handverkaufe betr. 

Da das Polizeipräsidium in Erfahrung gebracht hat, dass 
in hiesigen Apotheken das Ribkesche Kinderpulver, welches 
Opium und andere narkotische Bestandlheile enthält, ohne 
ärztliche Verordnung im Handverkäufe gegeben zu werden 
pflegt, so veranlasst Sie das Polizeipräsidium die sämmllichen 
niesigen Aputhekenbesitzer unter Hin Weisung auf f. 2 Tit. II. 
der revidirten Apolhekerordnunff vom 11. Oct. 1801, wodurch 
die Verabfolgung narkotischer Mittel ohne ärztliches Recept 
bei einer Strafe von 5 — 20Rthln verboten Ist, vor dem fer- 
neren Handverkaufe zu verwarnen und eine jede zu Ihrer 
Kei^itniss gelangende Kontravention zur Anzeige zu bringen. 

Berlin, den 26. Januar 1858. 
Königl. Polizeipräsidium I. Abth. gez. Lfldemann. 

An den Kgl. Siadlphyslkus Herrn N. N. 

Bayern. 

(Fortsetzung und Schluss.) 

Instruction für die praktischen Aerzte im 
Regierungsbezirke von Mittelfranken. 

§. 31. Die praktischen Aerzte haben in Ihren dienstlichen 
Schreiben an die Physikate kdne Pustportofreiheit und sind 
deshalb dieselben durch die Ortspolizeibehörde an die Physi- 
kate einzusenden, welche die Schreiben schleunigst zu be- 
(Ordern haben. Die Gerichtsärzle haben Postportofreiheit an 
die praktischen Aerzte, wenn sie die Schreiben vorschrllls- 
massig siegeln und mit R. S. und der Expeditionsnummer 
fiberzeichnen. 

Minist.. Entschliess. v. 19. April 1850. D6lling, V. S. Bd. 28 p.230. 
S. 35. Zur Leichenbeschau sirid die praktischen Aerzte 
vor allen andern Mediztnalpersonen berechtigt, wenn nicht 
der Gerichtsarzt sie übernimmt, sie sind verpflichtet dazu, 
wenn nicht eine andere Medizinalperson (Landärzte, Chirur- 
gen, Bader) sich dazu geeignet findet. Die Vornahme der 
Leidienbeschau hat nach der Instruction flir die Leichenbeschau 
vom 6. August 1839 (Kr.-Intell.-Bl. 1839 Nr. 71) zu gesche- 
hen. Alle Leichen und Kinder vom 6. Schwangerschaftsmonate 
an sind zu beschauen. 

MiolsL-Entschliess. v. 6. August 1830 Kr.*IntelL-BL 1830 p.610 nnd 
Jahrgang 1841 p, 626. 

Minlsl.-Enlschliess. v. 3. Sept. 1840. Dölling. V. S. Bd. 30 p.248. 

MinisL-Entsch. v. 11. MArz 1843. Dölling. V. S. Bd. 30 p.250. 

S. 36. Die Leichen der Justifizirten , Selbs.mörder und 
solcher Todtcn, welche nicht aus eigenen oder ihrer Ver- 
wandten Vermöffen und nicht aus Wohlthätigkelts- oder Sl- 
cherungsverbande begraben werden können, welche heimalh- 
los sind und deren Kosten der Gemeinde zur Last fallen, 
sind in der Zelt vom 25. Oktober bis Mitte März zur Anato- 
mie nach Erlangen abzuliefern, sofern die Leiche an Einem 
Tage dahin gebracht werden kann und nach dem Zeugnisse 
eines Arztes dieses thunllch Ist. Im Umkreise Erlangens von 
3 Stunden sind die Leichen obiger Kategorien auch In den 
Sommermonaten dahin zu bringen. Den Fuhrleuten Ist ein 
amtlicher Lieferschein mitzugeben, welcher auch die Weite 
des Weges angibt und diese haben dagegen den festgesetz- 
ten Lohn von Einem Thaler (Ur jede Heile, und an Trinkgeld 
12 kr. rhn. fllr V4 Melle, 18 kr. iür V2 Meile, 24 kr. iür 



eine ganze Meile and 8 kr. filr jede weitere Melle und 1 fl. 
30 kr. für den Sarg, von dem Cniversllätsquästorat zu em- 
pfangen. 

Markgräfliche Verordnung v. 22. Dez. 1707. 

Regier.-EDliichliess. v. 13. Febr. 1811 und 18. Sept. 1812, v. O.Juli 

1827 und 27. Sept. 1846. 
Kreisintelligenzblatt 1810 p. 244, v. Jahr 1830 p.765, v. Jahr 1842 

p. 572 und vom Jahr 1845 p.75. 
Minist. - Entschl. v. O.Joli 1827. v. 22. Jan. 1835, v. 12. Jan. 1851 

und 21. Juni 1855. 

f. 37. Nach Art IV. der Instruktion flir die Leichenbo- 
schau vom 6. August 1839 haben die praktischen Aerzte das 
Ruhr. 5 des Todtenbeschauscheines (Name und Dauer der 
Krankheit) filr die In Ihrer Behandlung Gestorbenen auszuflU-- 
len und zu unterschreiben. 

Kr.4nlell.*BL 1830 p. 610. 

%. 38. Die Sektion einer Leiche darf nicht vorgenom- 
men werden vor der ersten Leichenbeschau und ehe Keim- 
zeichen des wirklichen Todes wahrgenommen wurden. Bei 
Entdeckung der Spur von einem Verbrechen oder Verdacht 
desselben an der Leiche, ist Anzeige der Polizeibehörde so- 
gleich zu machen und sind die Merkmale zur Herstellung des 
Tbatbestandes unverändert zu lassen. 
Minist.-Entschlle8s. v. 11. Juni 1842, Kr.-Intell..BlaU 1842 p.201. 

S. 39. Die praktischen Aerzte sind durch ihren Eid ver^ 
pflichtet in allen ihren ärztlichen Handlungen, Urtheilen, Gut- 
achten und Zeugnissen nach bestem Wissen und Gewissen zu 
verlahren. 

Die ärztlichen Zeugnisse sind präcis zu stellen mit Un- 
terscheidung des Thatsächlichen , der objektiven und subjek- 
tiven Krankneltserscheinungen, der anamnestischen und gefol- 
gerten Momenten , und das Urtheil Ist Immer durch die vor- 
Jängige Darstellung wissenschalUich zu begründen. Je nach 
er Bestimmung des abzugebenden Zeugnisses Ist dasselbe 
irenauer zu formuliren, immer aber so zu fertigen, dass der 
nhalt desselben verständlich, wissenschaftlich und zur wei- 
teren Geltendmachung brauchbar ist. Wo thunlich, Ist die 
Veranlassung der Zeugnissabgabe anzuheben und dasselbe 
verschlossen atiszuhändlgen. Oberflächliche , unbegründete 
oder falsche Zeu$rnisse unterliegen vorbehaltlich der Einschrel- 
lung nach Art. 394 Tbl. I. des Strafgesetzbuches der discipli- 
naren Ahndung. 
BUDi8t.-£nUchlies8. v. 6. Oktober 1856 Kr.-Intell.-Bl. 1856 p. 1612. 

S. 40. Für Kranke, welche In die Kreisirrcnanstalt Er- 
langen gebracht werden sollen, sind In dem Zeugnisse und 
der Krankengeschichte anzugeben neben dem Namen, Alt^r, 
Familienstand, BeschälUgung des Kranken, welche Gattung 
von Geistesslörung gegeben ist, wann, auf welche Weise 
imd unter welchen Umständen die Krankheit entstanden ist^ 
welche ZuPälle den Paroxysmus begleiten, und welche Acn- 
derung bereits im Verlaufe stattgefunden hat, ob der Kranke 
für sich oder andere gefährliche Handlungen begangen hat, 
welche in der Krankheit begründet sind, die entfernten in- 
neren und äusseren veranlassenden Momente der Geistesstö- 
rung, Erblichkeit, körperliche und geistige Entwicklung \on 
Kindheit an, Erzieiiung, Lebensweise, häusliche Verhältnisse, 
I zulälligo Ereignisse, Hnrnkhelten, endlich welche pharmaceu- 
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tische y maraVscbe und physische Zwangsmittel seltker ge- 
braucht wuriien und «lit welchem Erlbige. 
Kr..Ji}i«U.-BUtt 1849 p. 35Ü Qod ExtrabeUagre. 

S. 4f. Nach den Bestimmungen des preussischen Laod- 
rechts ThI. I. Tit. XII. %. 203 und 204 ist in dem Zeugnisse 
l&r Kranke, welche tesiiren wollen, Namm der KraniiheU, 
deren Charakter, ob sie epidemisch herrschte oder kontagiö- 
äer Nalur sei, insoleme sich tetzleres mit WahrscheiiiiicLkeit 
bestimmen lässt, genau anzugeben. 
Utb. Reg. Aasscbr. v. 6. Mai 1842. 

§. 42. Die praktischen Aerzfe sind verpflichtet zur Ach- 
tung der Rechte und Befugnisse des unterärztlichen undHlifs- 
Bersonals, sowie zur Anzeige über desfalls wahrgenommene 
Feberschreitungen der bestehenden Verordnungen. Deren 
Befugnisse und Verhältnisse aa den praktischen Aerzten re* 
geln die Instruktionen: 

a) für die Landärzte vom 10. Febr. 1812 (Abschn. I. S. 2, 
5. 6, 7, 8, 9, 10 und 11 (Dölling. V.-S. Bd.lö p.87). 

b) Tür die Chirurgen vom 25. Jan. 1823 S. (T, 11, 12 (Döl- 
ling. V.-S. Bd. 15 p.107). 

e) fttr die (chirurgischen) Bader und Magistri chirurgiae vom 
25. Okt. 18:i6 (Kr.-Inlell.-Bl. 1836 p.26l3 und 2617). 

d) nir die (einfachen) Bader die Baderordnung vom 21. Juni 
1843 (Kr.-Inlell.-Bl. 1843 Nr. 68). 

e) für |die Hebammen deren Instruktion vom 7. Jan. 1816 
Abschn. I. und III. 

Miaist.-£Dtscbl. v. 6.0kl. 185« Kr.- Amtsblatt 1856 p. 1611. 

%. 43. Im Falle einer Enlfernung aus dem Bezirke auf 
mehr als 2 Tage ist Anzeige zu machen und Vorsorge lür 
Stellvertretung zu trefTeo. 
Minist -Enlscbl. v. 6. Okt. 1856 Kr.-Anilsblatt 1856 p. 1611. 

%. 44. Die praktischen Aerzte sind verpflichtet zur Wah- 
mmg der CoUegialiiät gegen andere Aerzte und dit^nsllreund- 
Hches Zusammenwirken mit denselben zur Förderung der Sa* 
Bilälszwecke. 

Für Mittelfranken besteht ein durch höchste Ministerial- 
entschliessung vom 26. September 1842 genehmigtor ärztli- 
cher Kreisverein zur Förderung der Wissenschat tlicben und 
kollegialen Interessen. 

Mjnist.-Entschl. v. 6. Okt. 1856 Kr..AmtsblaU 1856 p. 1611. 

%. 45. Die praktischen Aerzle sind verpflichtet zur Fort- 
bildung in der Wissenschall und zu einem allseitig makellosen 
Wandel. 

MiDist.-Entschl. v. 6. Okt. 1856 Kr-Amlsblatt 1856 p. 1611. 

S. 46. Aerzte, welche sieb gegen ihre Verpflichtungen 
verfehlen, haben, vorbehaltlich der etwa gebotenen höheren 
Einschreiiung nach Massgabe des Falles, disciplinare Ahndung, 
und bei Wiederholungen ' oder groben Uebertretungen selbst 
Suspension von der Praxis lür kürzere Zeit oder immer zu 
gewärtigen. 

Die Praxissuspension kann nur von der zur Praxisbewil- 
ligung zustäiidig(*n Kreisregicrung ausgesprochen werden. 

Sonstige disciplinare Einschrei tungen erl'olgen im Inslan- 
zenzuge von den Distrikts- Polizeibehörden benehmllch mit 
dem rhysikate. 

Ansbach, am 24. Februar 1857. 

Königliche Regierung von Mittelfranken^ Kammer des In- 
nern, von Gatschneider^ Präsident. 



An die sämmtlichen Gerichts-Aerzte vonMit- 
telfranken. (Instruction zur Abfassung der Pi.ysika:s- 
Jahresberichte über das Medicinal-und Sanitäts- Wesen im 
Yerwallungsjahre.) ^ 

(FortsetzunsO 

8) Ueber den Zustand der Apotheken und Handapo- 
theken im Districte ist sich auf die alljährlichen Visitatiuns- 
Frotocolie zu beziehen, dass und wann sie geschehen anzu- 
zeigen mit dem summarischen Ergebnisse. Es ist sich hier 
zu äussern. Ob in den Apotheken auch eine Niederlage von 
Geheimmitteln ist, was über deren Wirkung bekannt wurde, 
ob ausser dem speciellen Ordinationsbedürthisse auch noch 
weitere pharmaceutische^ chemische, kosmetische und tech- 
nische Präparate in den Apotheken gefertiget werden, ob die 
Verordnungen über den Verkauf von Geheimmitteln, von 
Gift- und Arznei waaren eingehalten werden, ob keine Com- 
petenzüberschreitung durch Apotheker, Handapothekenbesitzer, 
Aerzte, Landärzte, Chirurgen unn Bader bezüglich der Arz- 
neiverabreichung stattfanden^ ob und welche Hausmittel im 



Volke gebrtachllch sind, bei welchen KranUdCeB, und ob 
Qachtheidffe Folgen dadurch entstanden sind. 

9) lieber die Schutzpockenimpfung ist unter Be- 
zugnahme auf den erstatteten Reckenschallsbericht ansozeigen 
das summarische Ergebniss, wie viele Kinder Impflichtig 
waren, wie Viele freiwillig zur Impfung sich anmeldeten, wie 
Viele davon mit Eriblg öffentlich und privat geimpdt und wie 
Viele vaccinirt wurden. So weit es nicht im Rechenschalt»- 
berichle geschehen, ist über etwaige bemerkenswerthe Wahr- 
nehmungen zu berichten, über die heurige körperliche Ent- 
wickehing der Impftnge^ Erfahrungen über die Schutzkraft 
der Vaccination gegen die Blalteni, über den Einfluss der 
Vaccination auf die körperliche Entwickelung und Gesundheit 
der Geinipt'len und Wiedergeimplten , so wie über das Auf- 
treten der Blatternkrankheit im letzten Jahre. 

(S«hlas8 folgi.) 

fiaohaen. 

Zur Beseitigung entstandener Zweifel findet die unter- 
zeichnete Königl. Comniission veranlasst, hierdurch in Erin- 
nerung zu bringen, dass nach der zur Zeit noch unverändert 
bestehenden Einrichtung für die zur Thier arneischule 
allhier behufs einer ärztlichen Behandlung ge- 
brachten kranken Thiere, ohne Ausnahme, ob solche 
in das Thierspital der Anstalt aufg4!nommen oder nur zu- 
und abgehend (ambulalorlsch) behandelt werden, eigentliche 
Curkosten nie und in keiner Weise, sondern lediglich die haa- 
ren Verlage lilr Verpflegung, Medicamente und für den Huf- 
beschlag, nach den dieslalts mit Berücksichtigung der Markt- 
preise feslgebtellten billigen Sätzen aa bezahlen sind und 
dass Thiere von notorisch armen Viehbesilzern auch ganz un- 
entgeldlich behandelt werden, dass ferner zu Ausstellung der 
fraglichen Rechnungen zur Zeit und bis auf Weiteres aus- 
schliesslich der Administrator der Veterinarapotheke , gegen- 
wärtig der Apotheker Sussdorf, beauilragt ist, sowie end- 
lich, dass der theilweise oder gänzliche Erlass der Futter- 
und Medicinkosten ganz allein dem Dirigenten des Thierspi- 
tals, dermalen dem Professor Dr. Haubner, zusteht. 

Gegenwärtige Bekanntmachung ist in allen g. 21 des Ge- 
setzes vom 14. März 1851 bezeichneten Zeitschritten abzu- 
drucken. 

Dresden, am 29. Januar 1858. 

Die Kgl. Commission lür das Veterinärwesen. Just 

lieoklenburg - Strelits. 

Bekanntmachung, betreffend die einstweilige BeK 
legung der Ortschaften des Pürstenberger Phy^ 
sicats resp. zu dem NeustreKtzer und dem Mirowor Phy^ 
sicale. 

Nach erfolgtem Ableben des D'strictsphysicus Dr. med* 
Blunmer in Fürstenberg sind mit allerhöchster Landesherrli- 
cher Genehmigung von den , gemäss der Bekannimachung der 
GrossherZ(»glichen Landesregierung vom 13. Februar 1819 dem 
bisherigen Fürstenberffer Pl.ysicate beigelegten Ortschaftea 
von Neujahr 1^58 an bis auf Weiteres: 

1) dem Neustrelitzer Physicate die Stadt FQrstenberg, 
mit Einsch.uss des Amtsgebietes, des Bauhofes und dea 
Drogen bei Ftirstenlierg, desgleichen die Sirelitzer Amt9- 
onschalten: Buchhoiz, Neuhof, Bröckentin, Ckimthurei, 
Dabelow, Düsteriorde nebst Theerolen, Gnewitz nebst 
The«Tofen, Godemiorf nebst Theerolen, Grammerlita, 
Menow, Nenhrück, Priepert, Radensee, Schöuhora, Stein- 
lörde und VVokuhl, sowie 

2) dem Mlrower Physicale dIeMirower Amlaartschaf- 
ten Cauew, Nea-Canow, Grünpian, Pelzkuhl, Straseft 
und Wustrew. 

zugetheilt worden. 

Neustn l.tz , den 22. December 1837. 
Gressherzogl. Mecklenb. Landesregierung, v. Bern stör ff: 

Saehaen - Heiningen. 

Die Jahresberichte der Medizinalbeamten betr. 

Die Jahresberichte der Medicinalbeamten, so wie diejeni- 
gen über die Krai.kenanslalten und über Bäder und Heilquel- 
len sind ungesäumt einzusenden. 

Hdningen, den 5. Januar 1858. 

Herzogliches Staatsministerium, Abtheil, des Innern. 
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Bntfokxua«sgoftbr ht Lobgrabau 

(Scblnss.) 

Da nun die fn den Kasten gedrungene Flüssigkeit unge- 
ffihr 63 C. Puss beträgt, so entspricht sie ungefälir 32 C. Fuss 
Kohlensäure Verbreilen sich diese nun gleichlormig bis zur 
llaiuishöhe (ungerahr 5 Fuss) vom Boden des Kaslen , so er- 

fibi sich hieraus , nach Abzug von 1 V2 Puss Flüsslglieit , ein 
ttiigemenge von SV? Fuss Hohe, welches über 40% Kohlen- 
säure enthält. Nun haben aber direkte Versuche mit Thieren 
dargethan, dass LuK, die 29% Kohlensäure enthält, beim 
Einalhmen in 2 Minuten den Tod herbeilüiirt. In dem vor- 
liegenden Falle waren aber die Verhältnisse viel ungünstiger. 
Denn abgesehen davon, dass die Ai beiler beiim Ausschöpten 
sich in einer gebückten Stellung belunden und also in einer 
Biederen Höhe, als angenommen, geathmet haben, war nicht, 
wie bei obiger Berechnung angenommen, nur die Irrespira- 
bele Kohlensäure, sondern ein Gtmeiige dieser mit dem äus- 
serst gifügen Schwelelwasserstoir zugegen und zwar kann 
nach der oben angeiülirten Analyse uiigefuhr eben so viel 
SchwefelwasserstoiT als Kohlensäure angenommen werden, da 
die Flüssigkeit 13 Volumen Procent Schwelet Wasserstoff und 
12 Volumen Procent Kohlensäure absorbirt enthielt. 

Aus dem hier angeiührleu folgt mit sehr grosser Wahr- 
scheinlichkeit : 

1) Dass der Tod der bei dem in den Acten näher be- 
xeichneten Vorlall verunglückten Personen durch Einathmung 
von Schwefelwasserstoff und Kohlensäure erloigt ist. 

2) Dass diese beiden Gase sich hier durch Einwirkung 
saurer Lohbrühe auf ein Gemenge von Schwefelcaicium und 
kohlensaurem Kalk entwickelt haben. 

Schliesslich erlaube ich mir noch die Bemerkung, dass 
bei der lokalen und zufälligen Nalur des hier vorgekommenen 
Unglücks, dieser Fall kaum einen Fingerzeig giebt, wie 
ähnlichen Fällen vorgebeugt werden kann. Am leichtesten 
Hesse sich dieses im Allgemeinen dadurch erreichen, dass 
bei Verwendung solcher Substanzen, welche leicht schädliche 
Gase entwickeln, als Gaskalk, Bückstände von der Sodalab- 
rikalion etc. die grösste Vorsicht ancmpl'ohlen, besonders 
aber darauf gesehen wird, dass, nach denn technischen ße« 
BUtzung die Rückstände nicht auf bewohnten Grundstücken, 
sondern in entlerntere im Freien liegende Gruben abgeladen 
werden : 

Die späteren polizeilichen Massrrgeln sind zum Theil 
durch dieses von Herrn Dr. Sonnenschein abgegebene 
Gutachten bestimmt worden. Gleichv^ohl lässt dasselbe 
einiflen Zweifeln rücksichtlich seiner Motivirung Baum. 
Gaskalk ist allerdings eine reichliche Quelle iür die Entwicke- 
hing von Schwefelwasserstoff und zuweilen auch iür Kohlen- 
säure. Auch hat Bracannot nachgewiesen, dass gebrauchte 
alte Lohbrühe ausser grossen Mengen milchsauer und gerin- 
gerer Menge essigsaurer Kalkerde, ausser milchsaurer Biiter- 

. erde, Kali und Ammoniak ausser noch anwesendem Gerbstoffe 
zuweilen freie Essigsäure enthält. Derartiger Gaskalk und 
saure Lohbrühe werden daher in jedem Falle Schwefelwa sser- 
stoff und Kohlensäure entbinden. Dass aber durch saure 
Lohbrühe und Gaskalk erzeugtes Schwelelwasserstoff und 
Kohlensäure, in dem vorliegenden Falle die Todesursa- 
chen gewesen sein sollten, kann nicht ohne Zweifel entge- 
gengenommen werden. In dem Hofe, worin die Katastrophe 
stattland, war kürzlich eine Kalkgrube ausgeräumt worden. 
Der Boden des Uol'es bestand und besteht noch aus porösen 
Resten von Lohe, überall vermischt mit Kalk, der zum Theil 
noch ätzend ist, grössteittheits aber kohlensaurer Kalk ge- 
worden ist. In solchen Boden vertheilt sich jede Flüssigkeit 
sehr leicht nach allen Richtungen. Auch die ausgeschöpfte 
Lohbrühe muss dies gethan haben. Ware diese nun wirklich 
vordem erheblich sauiT gewesen, so hätte sie bei ihrer Ver- 
theilung und bei ihrer Berührunff mit dem auf der Oberfläche 
des Hole» verbreite:en Kalke diese Säure ganz gewiss an 
den KttHi abgegeben. Dass sich dieselbe trotz des porösen 
Bodens und des hohen Wasserstandes unvermischt, trotz des 
an der Oberfläche verbreiteten, mit Lohe überall vermischten 
Kalkes sauer erhalten und unter der Lohgrube bis circa 6 Fuss 
Tiefe auf unzersetzten Gaskalk getroffen sei und aus diesem 

^ die erwähnte Gase erzeugt habe, ist in hohem Grade un- 
wahrscheinlich, zumal dies Voraussetzungen sind, die 
nicht durch Localunlersuchungen unterstützt worden sind. 
Vergegenwärtigt man sich überdem die Katastrophe selbst, so 
kann kaum angenommen werden, dass, selbst wenn Kohlen- 
säure und Schwefelwasserstoffgas durch saure Lohbrühe und 



Gaakalk erzeugt gewesen sein sollten, dies [noch die Quelle 
der durch die Analyse nachgewiesenen Mengen jener Gase 
hätte sein können. Offenbar war dieser lilnfluss der sauren 
Lohbrühe als Gasentbindungsmittel dann vorüber, wenn cUe- 
selbe alkalisch geworden w ar. Alkalisch war aber die unter- 
suchte Flüssigkeit. In solcher Art muss sie aber auch in 
der Lohgrube enthalten gewesen sein. Die dort befindllcli 
gewesene , bis auf den Boden ausgeschöpile Flüssigkeit war 
aber, nachdem sie schon alkalisch geworden war, während 
des ganzen Vorfalles in dünner Schicht in der Lohgrube aus- 
gebreitet, sie wuide durch das Hineinfallen von 6 Leichen, 
und die ganze Reihe der Bemühungen zn ihrer Rettung so 
viellach durchwühlt und zertrnlen, sodann erst nach einem 
Aufenthalt von einem halben Tage in Flaschen eingelullt 
und erst nach Verlauf eines Uonats untersucht. Es darf 
deshalb gewiss mit Recht angenommen werden, dass wenn 
Kohlensäure und Schwelelwasserstoff durch den chemischen 
Kinfluss der Kssigsäuro der Lohbrühe in Gaskalk wirklich 
erzeugt worden waren, die aus solcher Quelle erzeugten 
Gase in der zur Untersuchung gezogenen Flüssigkeit nicht 
mehr anwesend sein konnten. Aul dem in Rede stehen- 
den Grundstücke wird, wie überhaupt an der enlsprechenden 
Seite des Grabens, seit Jahrhunderten vielleicht die Lohger- 
berei betrieben. Das dahin liegende Ufer ist ein Heerd der 
Ablagerung am'malischer Substanzen und ihrer langsamen Zer- 
setzung durch Fäulniss. In dem vergangenen Jahre, bei dem 
ausseroi dentlich niedrigen Wasserstande konnte man Hunderte 
von unimterbrochenen Gasblasen -Kntwickelungen beobachten« 
Gaskalk wird aber auf jenem Grundstücke nicht mehr ver- 
wendet. Auch tiat dieses ununterbrochene Aufsprudeln der Gas- 
blasen schon immer, lange vor Anwendung des Gaskalkes 
stattgefunden. Es ist daher in hohem Grade wahrscheinlich, 
dass die tödtlichen Gase nicht in Folge einer chemischen 
Einwirkung der sauren Lohbrühe auf Gaskalk, sondern in 
Folge der Fäulniss der im Boden befindlichen organischen 
Bestandtheile entstanden sind. Eben so wahrscheinlich ist es, 
dass die Gase nicht bloss Kohlensäure und Schwelelwasser- 
sioffgas gewesen sind, sondern dass denselben, das auf 
diesem Zersetzungswege gleichfalls aullretende Sumpfgas und 
Kloakengas beigemischt gewesen ist und dass die in der Un- 
tersuchung nachgewiesene Kohlensäure und Schwefelwasserstoff 
erst während der 4 wöchentlichen Aurbewahrung der Flüs- 
sigkeit durch Fäulniss der darin enthaltenen organischen Be- 
standtheile erzeugt worden sind. — 

Der Bezirksphysikus Herr Dr. Arnd hatte die vorer- 
wähnte Analyse mit nachfolgenden Bericht überreicht, 

„Dem Resultat der Untersuchung habe ich nichts beizu- 
iügen, indem mir die Ursache des so tief bedauernswerthen 
Unglückes jetzt wissenschaftlich festgestellt erscheint. Wenn 
ich indess, wie der Dr. Sonnenschein dies Unglück als 
localer und zufälliger Natur bezeichne und gewiss damit ein- 
verstanden mich erkläre, dass Substanzen, welche leicht 
schädliche Gase entwickeln können, nach ihrer technischen 
Verwendung aus dem Bereiche menschlichen Aufenthalts ent- 
fernt werden, so finde ich doch nur die Möglichkeit einer 
Gasentwickelung, wie der in der Analyse ermittelten, bei dem 
Betriebe von Lohgerbereien dadurch recht sehr begünstigt, 
dass Loh- und Kalkgruben Iür Gaskalk dicht neben ein- 
ander liegen, wie auf dem Geholte, Neue Jacobstrasse 
Nr. 2. Ich fände, soweit ich mich nach wiederholter Besich- 
tigung der erwähnten Localität und eingezogener Erkundigung 
über den Betrieb von Lohgert>ereienen unterrichten konnte, zu 
der Ansicht mich veranlasst, dass Iür dieselben kein Nach- 
theil erwächst, wenn jene Gruben nicht dicht neben, sondern 
fern von einander, an ganz verschiedenen Stellen eines 
Grundstückes liegen. Ob vielleicht die Einrichtung von ce- 
mentirten Gruben Iür den Gaskalk die Gefahr eines Unglücke» 
verringern würde, vermag ich nicht zu entscheiden. 

Unter allen Umständi«i angemessen dürile es erscheinen, 
dskss die Lohgerber eindringlichst damit bekai.nt gemacht 
würden, dass schwere Unglücksfälle in ihrem Gesdiän immer- 
hin möghch sind und wie sie sich gegen dieselben zu schützen 
hätten. So wissen z. B. Brunnenmacher, Arbeiter die in 
Gährungsräumen beschäiligt sind, recht gut mit dem Bescheid^ 
was sie zu thun haben, um sich gegen die Geiähr m 
schützen.^^ — 

Auf den Bericht des Königl. Polizeipräsidium an das^ 
Königl. Mhiisterium erging von dem Minister für Handel, Ge- 
werbe etc. folgendes Circular-Rescript an sämmtliche KönigL 
Regierungen und das Königl. PoUzeipräsidium von Berlin: 

„Aus Veranlassung eines stattgehabten Unglücksfalles, wo- 
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durch mehrere Menschen das Leben verloren haben, wird 
die König!« Regierung aaf die Gefahren aufmerlisam gemacht, 
welche bei Anwendung des, in den Gasfabril&en zum Reini- 
gen des Leuchtgases verwendeten Kallies, sogenannten Gas- 
kalkes in den Lohgerbereien unter Umständen entstehen l&ön- 
nen. Dieser Kalk entwickelt bedeutende Mengen Schwefel- 
wasserstofTgas , sobald er mit Säure in Verbindung tritt. Dies 
geschieht, wenn alte abgenutzte Lohbrtthe, weiche liekannt- 
lich mehrere organische Säuren enthält, sich mit Gaskalk 
mischt. Es ist daher, wenn zum Enthaaren der Häute Gas- 
kalk angewendet werden soll — was an und für sich ohne 
Beeinträchtigung der Gesundheit der Arbeiter geschehen kann, 
insofern nur die Gruben im Freien , d. h. nicht in abgeschlos- 
senen Räumen angelegt sind, sodass ein genügender Luft- 
wechsel stattfinden kann — darauf zu halten, dass jede Ver- 
mischung dieser Flüssigkeit mit saurer Lohbrühe vermieden 
werde. Denigemäss ist bei Einrichtung von Gerbereien dahin 
zu sehen, dass die Kalkgruben in gehöriger Entfernung von 
den Lohkasten angelegt und dass Vorrichtungen getroiTen 
werden, welche jene Vermischung zu verhinüern geeignet 
sind. Bei dem Betriebe des Gewerbes darf Gaskalk, nach 
dessen Gebrauch mit abgenutzter saurer Lohbrühe nicht zu- 
sammen geschüttet werden. 

Da sich die Gasanstalten mehr und mehr verbreiten und 
dadurch der Gaskalk mehr Awendung findet, so wird die 
Königl. Regierung veranlasst, bei Ertheilung der landespoli- 
zeilichen &nehmigung für Lohgerbereien demgcmäss geeig- 
nete Bedingungen in die Concession aufzunehmen, auch bleibt 
derselben überlassen, an den Orten, wo Gerbereien bereits 
besteben und muthmassUch Gaskalk zur Anwendung kommt, 
die betreffenden Gewerbetreibenden durch die Orispolizeibe- 
hörden auf die oben erwähnten Gefahren aufmerksam zu ma- 
chen und zur sorgfältigen Vermeidung der nachtheiligen Ver- 
mischung anweisen zu lassen.^^ — 

Dieser Weisung ist das Königl. Polizeipräsidium durch 
eine Bekanntmachung an sämmtliche Lohgerbermeister nach- 
gekommen, worin dieselben auf die Gefahren aufmerksam ge- 
macht werden, die unter Umständen aus der Verwendung des 
Gaskalkes hervorgehen können und denselben zur Pflicht ge- 
macht wird, dafür zu sorgen, dass die Verwendung des Gas- 
Icalkes nur dort geschehe, wo ein genügender Lultwechsel statt- 
finden und woselbst ein Vermischen desselben mit saurer Loh- 
brühe nicht erfolgen kann. 

Indem man hierdurch die betreffenden Gewerbsleute auf 
die bei dem Betriebe der Luhgerberei möglichen Gefahren 
aufmerksam macht, hat man gewiss den bündigsten und 
richtigsten Weg gewählt diesen Gefahren zu begegnen, nur 
hätte, wie schon erwähnt die Verwendung des Gaskalkes 
nickt als alleinige Ursache dieser Geiahren bezeichnet wer- 
den sollen. — 



üeber d«n Tlaehi und leJa BdstwMser veröffentlicht Prof. Runge 
ans Oranienburg in der Landw.Zlg. f.Norddeatvchl. nndttiUeldeolschi. 
die folgenden Unlersochungen : 

M Die Scbädiichiceit des Kötlwassers begründet ein flfichliger Stoff 
von einem höchst unangenehmen, durchdringenden Geruch. Das Wasser 
selbst enthält nur so wenig fesle Stoffe aufgelöst, dass beim Abdam- 
pfen von 1000 Pfd. nur 4 Pfd. feste Sloffc bleiben, die zur Hälfte aus 
verbrennlichcn Stoffen bestehen. Was dann bleibt, ist Kalii. Kali, 
Kieselerde und Eisen. Der Geruch ist durch Siedhitze zu vertreiben, 
was dann fibrig bleibt, ist das eben Angeführte, das, mit FJusswasser 
vermischt, hineingesetzle Fische und Salamander nicht tödlel. Da 
man nun das Wasser im Grossen nicht Sieden kann, um es unschäd- 
lich zu machen, so habe ich, wiewohl vergebens, nach einem wohl- 
feilen Mittel gesucht, es geruchlos zu machen. Alles blieb fruchtlos, 
Schwelclsäure, Salzsäure, Salpetersäure, Chlorkallc, Chlorsoda wur- 
den vergebens angewendet, selbst in solchen Mengen, dass eine An- 
wendung im Grossen nicht einmal thunlich gewesen wäre wegen der 
Kosten. Wenn man jedoch das Wasser durch Torfasche fillrirt, dann 
verliert es den unangenehmen Geruch und nimmt den des Kuh Stal- 
les an. Es gehört aber viel Torfasche dazu, und dann wird auch 
diese Gestanklosmachung nicht auslQhrbar sein wegen der nölhigen 
grossen Gefässe und des Arbeitslohnes. 

Unter diesen verzweifelten Umständen kam mir nun der glOck- 
llcha Gedanke, dass Verhallen dieses Röstwassers zu ungcröstelem 
Flachs oder vielmehr zur Leinpflanze zu prüfen, um es wo möglich 
zu einer neuen Röstung anstatt des reinen Wassers zu verwenden. 
Der Erfolg war über alle Erwartung. Die frisch getrocknete Lein- 
pflanze wurde in ein Glassgefäss fest eingedrückt und mit so viel 
übelriechendem Röslwasser begossen, dass sie bedeckt war, und dann 



bei 20— 22''R. 12 Tage sich selbst fiberlassen. Schon am 2tenTage 
war der Geruch verschwunden, stellte sich aber als Endergebniss der 
neuen Gährang in den letzten Tagen wieder ein. Dies nahm ich filr 
ein Zeichen, dass der Röstvorgang beendet sein müsse. Die Lein- 
pflanze wurde daher gespült und an der Luft getrocknet. Der hol- 
zige Thell war so brüchig wie bei anderem gut gerösteten Flachs, and 
die Faser hatte nichts von ihrer Stärke verloren. 

Eine nun wieder vorgenommene Untersuchung dieses gleichsam 
doppelten Röstwassers ergab Folgendes: Es hatte sich ein starker 
Bodensatz gebildet und das darüber stehende stinkende Wasser er- 
gab bei'm Abdampfen noch weniger festen Rückstand, als das erste 
Mal , nämlich in 1000 Pfund nur 3 Pfund anstatt 4. 

Ich ziehe aus dieser wichtigen Erfahrung den Schluss, dass die- 
ses zweite Röstwasser wiederum als drittes, viertes, fünftes etc. die- 
nen kann, so dass man es nie in die Flüsse laufen lässt, sondern 
Immer wieder anwendet , es nur durch Ruhe Idärt und das verdun- 
stete durch frisches Wasser ersetzt. 

Zwar weiss ich wohl, dass diese meine Versuche noch nicht 
entscheidend und massgebend für*s Arbeiten im Grossen sind, denn 
bei 20 — 22^ R. kann man ohne grosse Kosten für Dampf und Gefässe 
nicht arbeiten , aUein sie scheinen mir sehr der Prüfung im Grossen 
werth zu sein, besonders bei niederen Wärmegraden, nnd bitte ich. 
Eine hohe Verwaltung, diese einem Manne mit gutem WlUen und 
ohne Vorurtheii zu übertragen. Er hat vorzugsweise Im Grossen den 
Zellrunct zu erfoischen, wann unter diesen neuen Umständen der 
Flachs ferüg geröstet ist; denn die Zeit wird eine viel kürzere sein 
als sonst, da das alte stinkende Röstwasser die Leinpflanze viel schnel- 
ler durchdringt, als reines Wasser, und schon gleich von vorn her- 
ein auf den holzigen Theil wirkt, was im blossen Wasser erst bei be- 
ginnender Gährung geschieht. 

Der Xanenbestand der EufeUad'ichen Stiftong zur Unterstützung 
nothleidender Aerzte am letzten December 1856 betrug 51,580 Thlr. in 
geldwcrthen Papieren, 61 Thlr. in Golde und 2832 Thlr. 13Sgr. 11 Pf. 
in Courant. Hierzu kamen im Jahre 1857 : 2175 Thlr. jährliche Bei- 
träge und 2398 Thlr. 12 Sgr. Zinsen. Ausgegeben sind : 1960 Thb*. 
zur Unterstützung von 52 nothleidenden Aerzten und 384 Thlr. 27 Sgr. 
Verwallungskoslen. Kassenbestand ultimo Dezember 1857: 53,080 
Thlr. in geldwerthen Papieren 3622Thlr. 17 Sgr. 11 Pf. im Courant — 
Den Kasseubesland der ärztlichen Witt wen -Unterstütznngsanstalt am 
letzten Dezember 1856 machten aus: 20,000 Thr. in Zinsen tragen- 
den Papieren und 1600 Thlr. 11 Sgr. 9 Pf. in Courant. Hierzu flössen 
im Jahre 1857 : 1143 Thlr. Jährliche Beiträge und 922 Thlr. 15 Sgr. 
Zinsen. Ausgegeben wurden: 1500 Thlr. zur Unterstützung von 60 
dürftigen Witlwen und 11 Thlr. 27 Sgr. Verwaltungs- und sonstige 
nicht zu umgehende Kosten. Kasseubesland ultimo December 1857: 
20.500 Thlr. in geldwerthen Papieren, 3 Thlr. in Gold nnd 1708 Thlr« 
9 Sgr. 3 Pf. in Courant — Die Verminderung der Jahresbeiträge Ifir 
dürftige ärztliche Witlwen und die erhebliche Zunahme der Ansprüche 
hat den unterzeichneten Vorstand veranlasst, auf Aenderung des §. 4 
des Statuts der ärztlichen Wittwen • Unlerstntzungsanstalt bei der vor- 
gesetzten Behörde anzutragen, so dass für die Folge nur ein Drittel 
der Jährl. Beiträge zu capitalisiren , zwei Drittel derselben aber zn 
temporären Unterstützungen und zur Bestreitung der Verwaltungskosten 
zu verwenden sind. Diese Aenderung des Statuts ist allerhöchsten 
Orts unterm 7. Juli v. J. genehmigt. Berlin , den 12. Januar 1857. 

Das Directorium der Hufeland'schen Stiftung zur Unterstützung 
nothleidender Aerzte. Busse. Hörn. Houselle. Müller, v. Stosch. 



Personaldironik. Preussen, Dem prakt. Arzt Dr. Henike zu 
Schlawe ist die Verwaltung der Kreiswundarztstelle des Kreises 
Scblawe übertragen woiden. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Jacobi in Magde« 
bürg, Dr. C. Meurer und Dr. R. Tschepke in Köln, Dr. Rac.hel 
in Borbeck, Dr. Werther in Altendorf, Dr. Gilles in Alten-Es* 
sen, Dr. Hüls mann in Wittlich, Kreis wundarzt 11 ü Her in Oden- 
kirchen Apotheker K. Columbus hat die Apotheke in Kozmin, 
der Apotheker Struwe die Apotheke in Bolkenhain gekauft. Thier^ 
arzt l.KL G. Grases hat sich in Barmen niedergelassen. 

Orden: Oberstabs- und Regimentsarzt Dr. Branco den rothen 
Adlerorden 3. Kl. mit der Schleife, der Geheime Sanitätsrath Dr. 
K n c r den rothen Adlerorden 3. Kl. der Geheime Sanitätsrath Dr. 
Wolff zu Bonn und der Geheime Sanitätsrath Dr. Bartels den ro- 
then Adlerorden 4. KL 

Gestorben: Dr. Quadt zu Putzig, Dr. Drimborn zu Cob- 
lenz , Dr. Günther zu Düsseldori. 

Biiyern. Ernannt: Dr. M. H ay e r zum prakt. Arzt in Schwab- 
hansen ; Gerichtsarzt Dr. Steinheimer wurde vom Magistrat der 
Stadt Bamberg als dirigirender Arzt der Irrenanstalt eingeführt. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Humel in Markbreit. 

Snehsen. Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. G. Adler in 
Waltcrsdorf. 

Mecklenfmrg' Streif i%. Gestorben: Der Districtspbysikns 
Dr. med. B 1 u m n e r in Fürslenberg. 

Suchten-AUenhurg. Niedergelassen: Der prakt. Arzt Dr. 
E. A p e t z in Meuselwitz. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. C. Böttcher in Meuselwitz. 

Hamhurg, Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. K. Etzdorf 
in Hamburg. 
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FrexLBsen. 

Die Abfassung der Recepte betr. 

Bei Gelegenheit der In letzter Zeit vorgenommenen Apo- 
tbekenvisitationen haben sich mehrere milunier wichtige ärzt^ 
liehe Recepte gefunden, welche mit Bleistiß geschrieben wa- 
ren. Da eine dergleichen Schrill in der Regel die, nament- 
lich bei einem Recepte durchaus erforderUcbe Deutlichkeit 
nicht besitzt, auch nicht haltbar ist und leicht verwischt wird, 
was letzteres schon beim Hintragen des Recepts nach der 
Apotheke geschehen kann, so sehen wir uns zur Verhütung 
des auf £ese Art möglicherweise entstehenden Nachtheils 
veranlasst, die Herren Aerzte, Wundärzte und Thierärzte uri- 
seres Departements hierdurch gemessenst aufzufordern , sich 
nur der Tinte bei Abfassung ihrer Recepte zu bedienen und 
dieselben überhaupt recht leserlich und deutlich auf haltbares 
Papier von angemessener Grösse zu schreiben. 

Von etwaigen wider Erwarten noch fernerhin vorkom- 
menden Zuwiderhandlongen haben die Herren Apotheker dem 
PhysJkus ihres Kreises Anzeige zu machen, und ist von dem 
Letzteren darüber an uns zur weitern Veranlassung zu be- 
richten, 

Minden, den 18. Januar 1858. 

Künigl. Regierung. 

Bayern. 

An die sämmtlichen Gerichts-Aerzte vonMit^ 

t elfranken. (Instruction zur Abfassung der Physikats- 

Jahresberichle über das Medicinal-und Sanitäts- Wesen im 

Verwaliungsjahre.) 

(Schlnss.) 

VI. Veterinärwesen. 

Der Zusland des Veterinärwesens im Districte 
ist im Allgemeinen anzuheben, die Wirksamkeit der Thier* 
ärzte und der geprüften Hufbeschlagsschmicde, der Sanitats- 
Zustaiid der landwirlhscbaltlichen Thiere. Vorherrschende 
Thierkrankheilen und Epizootieen in einzelnen Gegenden, 
deren localer Charakter, die physischen, klimatischen und 
sonstigen Gründe dieser Erscheinungen sind vorher zu be- 
zeichhen und dabei insbesondere die Bauart der Ställe, die 
Art der Pflege und Fütterunff , sowie die Ra^e als etwaige 
Ursache zu berücksichtigen. Bei vorhergegangenen speciellen 
Berichten Ist darauf zu beziehen. — Falle von Uebertra- 
ffung thierischer Gifte auf den Menschen durch Milz- 
brand, Rolz, Hui.dswuth sind speclell zu erwähnen. — lieber 
den Zustand der Wasenmeistereien und die Einhaltung 
der Wasennieislerordnung (Kreis-Intelligenzblait 1841, Eixtra- 
beilage zu Nr. 50) ist je nach Befund zu berichten. — Wenn 
Zählungen des Viehstandes Im ganzen Districte erho- 
ben werden, so ist das summarische Verzeichniss derselben 
nach Beilase 28 Tabelle über den Viehstand zu |.84 der In- 
struction über die Abfassung der Verwaltungsberichte vom 
31. December 1839 (Doli. V. S. Bd. 27 S.84) dem Jahresbe- 
richte beizufügen und desshalb hierwegen mit den Landge- 
richten vorgängig in das Benehmen zu treten. 

Dem Jahresberichte sind jedes Mal folgende Tabellen bei- 
zulegen: 1) lieber die Geburten und Sterberalle nach Ge- 
schlecht und Alter. Jeder Piarrbezirk ist in einer eigenen 
Linie vorzutragen durch alle Rubren und alle Rubren sind 



unten zu summiren und der jüngste 5jährige Durchschnitt 
einzutragen. 2) lieber das sämmtliche Medicinalpersonale 
nach dem seither vorgeschriebenen Formulare. Die Reihen- 
folge ist oben Abschnitt II. schon angegeben und ist unter 
Rub. 4 im Familienstande auch die Zahl und das Geschleeht 
der Kinder anzugeben. Die Hufbeschlagsschmiede sind nicht 
mehr aufzunehmen« 8) Ueber künstliche Entbindungen Ist 
die Tabelle nach dem vorgeschriebenen Formulare in allen 
Rubren auszultUlen und wo In einem Rubrum bei einer künst*- 
Ijchen Entbindung Mutter oder Kind im Gebäracte bis 6 Stun- 
den nach Ausslossung der Nachgeburt gestorben sind, i^ 
unter die Uauptzahl die Zahl in Parenthese (M. oder K.) ein- 
zutragen. In der Rubrik Bemerkung ist anzugeben, wanm 
Accouchement forcä oder Kaiserschnitt vorkam und diese Ent- 
bindung im Texte des Berichtes besonders vorzutragen. 4) Die 
Tabelle über die Gestorbenen nach Krankheiten und anderen 
Todesarten, Alter, Geschlecht und Jahreszeiten ist oonform 
jener iür den Verwaltungsbericht und wird hiebei auf die 
Erläuterung durch lith. Regiörungsausschrelben vom 20. Sep- 
tember 1856 Nr. *^^/ii9)5 liingewiesen und dabei weiter beM- 
merkt, dass Kinder im ersten Lebensjahre und unter 3 Jab-i* 
ren als am Zehrfieber gestorben nicht einzutragen sind, son^ 
dem besser unter Darrsucht, wenn sich keine bestimmtere 
Todesursache ergibt. Des grossen Umfangs wegen wird das 
Formulare nicht beigelegt, sondern als bekannt vorausgesetzt. 
5) Die Tabelle über die getrauten Paare verbleibt wie bisher. 
Die seitherigen Tabellen 2, 3, 4 ond 5 unterbleiben mit Ein- 
haltung dieser Instruction zur Abfassung des Jahresberichtes. 
Die Formularien zu diesen Tabellen sind wie bisher von deif 
Brtigerschen Buchdruckerei in Ansbach zu beziehen. 

Schlussbemerkungen. 

In diesem Rahmen und diesen Abschnitten ist der Um-^ 
üang der Gegenstände angedeutet, welche durch die Physi«- 
kats- Jahresberichte gefördert werden sollen und welche zur 
Ordnung und Förderung der Medidnaleinrlchtungen in der 
Sanitätspflege nothwendig sind. Die Anordnung dieser Iih> 
struction ist entlehnl aus dem organischen Edikte über das 
Medicinalwesen vom 8. September 18C8 (Dölling. V.S. Bd. 15 
S. 1) und aus der Instru<;tion über die Verwaltungsberichte 
vom 31. Dezember 1839 Abschnitt VL wie den höchsten Mi«* 
nislerialentsphliessungen vom 27. Juli 1843, vom 5. Dezember 
1851 und 15. August 1852 (Sämmtl. in Dölling. V.S. Bd.27}; 
in welchen nähere Aufklärung über die Behandlung einzelner 
Punkte gefunden werden kann. 

In einem Jahresbericlite und in jedem Districte kann nicht 
über alle Punkte erschöpfend berichtet werden, aber jederzeit 
sollen die hier angeregten Fragen die Gerichtsärzle rege 
halten zu selbstständigen naturliistorischen und ärztlichen 
Stufiien iUr die üiTentlichö Gesundheitspflege zur Benutzung 
der Literatur und jeder Gelegenheit auch von anderen Aerzlen^ 
Naturforschem, Land- und Forstwirthcn , Geometern, Tech- 
nikern in irgend einer Richtung die medizinische Topographie^ 
die Gesundheitspflege und das Medicinalwesen des Districtes 
zu fördern. Zunächst sind die Aerzte des Dis!rictes zur Un- 
terstützung einzuladen unter Hinweisung auf S. 32 der In-^ 
struction lilr die practischcn Aerzte. Mach Jahren iivird zur 
eigenen Befriedigung eine Sammlung von Forschungen, Er- 
fahrungen, statistischen Thatsachen in den Jahresberlchlett 
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niedergelegt sein, welche im amtlichen und ärztlichen Wir- 
ken vielhch aufklären und nützen. Wo einzelne Materien 
l)ereils in Irüheren Jahresberichten entwickelt sind, ist weitere 
Berichterstauung unter Bezugnahme auf die früheren Berichte 
£u unterlassen. V/)n der Form und Ordnung der Jahresbe- 
richte darf nicht abgewichen werden, aber es bleibt gestat- 
tet, noch ausser den in der Instruction verlangten Angaben 
weitere und in allgemeiner dienstlicher Beziehung iitteressante 
Notizen beizulegen, ebenso die ffutachtiichen Anträge und 
Wünsche In den einzelnen Abtheilungen vorzutragen. Auf 
die Richtigkeit der Ziffern ist die ffrösste Sorgfalt zu ver- 
wenden und bei sich zeigenden MIssverhällnissen auf den 
Grund zu sehen. 

Alljährlich am Beginne des Yerwaltungsjahres wird irgend 
ein Gegenstand zur besonderen Besprechung im nächsten Jah- 
resberichte bekannt gegeben. Für den Jahresbericht IS^Vse 
ist es die Kindersterblichkeit auf einem eigenen dem Berichte 
beizulegenden Bogen. Auf Grundlage der absoluten Ziffer 
In Tabelle I. ist für jeden Dislrict das^procentale Yerhältniss 
anzugeben^ wie viele lebend -geborene Kinder im Alter un- 
ter 13 Monaten und wie Viele 13 mit 36 Monate alt in dem 
Verwaltunghjahre gestorben sind, im Vergleiche zu den in 
diesem Jahre lebend-geborenen Kindern, wie sich dieses Re- 
sultat verhält zu dem Durchschnitte im ersten Lebensjahre 
in der Zusammenstellung der Kindersterblichkeit fiir den gan- 
zen Regierungsbezirk und jeden einzelnen Poiizeldistrlct , wie 
sie im heurigen „Intelligenzblatte^^ bei dem Auszuge der 
Fhysicatsjahresberichte für MltleUrankeir pro 18^/55 milgetheilt 
ist. Es ist zu berichten, ob In einzelnen Gemeinden, Stän- 
den, Bevölkerungskat^orien dieses Verhältniss besonders 
ungünstig ist, ob die lundersterblichkeit innerhalb der ersten 
5 Lebensjahre In Zu- und Abnahme Ist, die muthmassliche 
Ursache davon, ob medidnal-polizellich oder sanitäts-polizei- 
Uch dagegen vorgekehrt werden kann und welche Hindernisse 
entgegenstehen. 

Im „ärztlichen Intelligenzblatte'^ wird nach höchster Hl- 
nlsterialentschliessung vom 4. November 1853 jährlich ein 
Auszug und Resumö der Jahresberichte veröffentlicht werden 
und auf jeden Jahresbericht wird eine Entschllessung er- 
folgen. 

Diese Instruction ist dem Jahresberichte pro i8^/sg und 
welter zu Grunde zu legen und Ist deshalb alsbald mit der 
Sammlung der Materlallen hielür zu beginnen und stets fort- 
sufahren, wodurch die Arbeit wesentlich erleichtert wird. 

Ansbach, 16. August 1837. 

Königl. Regierung von Mittelfranken^ K. d. I. 
In Abwesenheit oes kgL Regierungspräsidenten: MuffeL 

Baden. 

Allerhöchst landesherrliche Verordnung, die Prüfungs- 
ordnung für die Kandidaten der Heilkunde betr. 

Friedrich etc. etc. Wir finden uns bewogen auf den 
Antrag Unseres Ministeriums des Innern und nach Anhörung 
Unseres Staalsministeriums über die Prüfung In der Hellkunde 
und die Zulassung zur Ausübung derselben zu verordnen, 
wie folgt: * 

L Allgemeine Bestimmungen. S. 1. Wer die 
Hellkunde im Grossherzogthum ausüben will, muss seine Be- 
fähigung hiezu und zwar lür deren ganzen Umfang den fol- 
genden Vorschriften gemäss nachweisen. E ne Lizenzerthei- 
ning für einen einzelnen Zweig der Hellkunde findet, ausge- 
nommen bei den sogenannten Zahnärzten, rücksichtlich deren 
es zur Zeit bei den bisherigen Bestimmungen verbleibt^ in 
Zukunft nicht mehr statt. 

f. 2. Als befähigt zur Ausübung der Heilkunde gilt nur 
Derjenige, welcher 

1) nach vollendetem Lyzealtiurs, während acht Semestern 
Vorlesungen über sämmtllche in den 8$. 7 bis 12 aufgeführ- 
ten Fächer auf einer In- oder ausländischen Hochschule ge- 
hört und 

2} den Besitz genügender Kenntnisse hierin durch Er- 
stehung einer Prüfung nachgewiesen hat. 

S. 3, Die Prüfung der Kandidaten der Hellkunde findet 
in zwei Abstufungen statt, von welchen die erste als Vor- 
prüfung auf die naturwissenschafliichen Fächf*r sich beschränict, 
die zweite als Hauptprüfung die pathologisch - therapeutischen 
Fächer begreift. 

S. 4. Beide Prüfungen sind in Unserer Residenzstadt 
Karlsruhe und zwar je nach Bedürfniss jährlich ein- oder zwei- 
nal^ im Frühjahr oder Herbste^ vorzunehmen. Die Anmel- 



dungen hiezu haben bei der Sanitätskommission zu gesche- 
hen, welche auch über die Zulassung verHlgt. 

Der Prüiüngsbeginn ist von eben dieser Behörde jeweils 
öffentlich bekannt zu machen und den zugelassenen Kandida- 
ten noch besonders zu eröffnen. 

. S. 5. Am Tase vor Anfang der Prüfung haben die Kan- 
didaten auf dem Sekretariat der Sanitätscommission eine Prü- 
fungstaxe zu hinterlegen, deren Beirag für die Vorprüfung 
auf 40IL und Hir die Hauptprüfung auf 60 fl. festgesetzt wird. 

S. 6. Wer die eine oder die andere Prüfung nicht be- 
steht, kann auf ein Jahr zur Fortsetzung seiner Studien auf 
die Universität zurückgewiesen werden; wer die eine oder 
andere Prüfung zweimal nicht besteht, Ist für immer auszu- 
schliessen. 

U. Vorprüfung. $.7. Die Vorprüfung wird unter 
dem Vorsitz des Direktors der Sanitätscommission von einar 
eigenen Prüfungscommission vorgenommen, deren Mitglieder 
von dem Ministerium des Innern für jede Prüfung besonders 
ernannt werden. 

S. 8. Die Kandidaten können sich der Vorprüfung so- 
gleich nach beendigten vierten Semester ihres Universitäts- 
studiums unterziehan. Der Anmeldung müssen folgende Nadi- 
weise beigelegt sein : 

1) das llaturitätszeugnlss; 

2) die Universiiätszeagnlsse über den fleisslgen Besuch 
dreier Vorlesungen aus dem Lehrkreise der philosophischen 
Facultät gemäss 8. 19 der Verordnung über die Gelehrten- 
schulen vom Sl.Decbr. 1836 (Regierungsbi. 1807 Nr. VUL) 
lind vom I.Novbr. 1839 (Regierungsbi. Nr. XXX); 

3) die Universitätszeugnisse üoer den fleisslgen Besuch 
folgender weiteren Vorlesungen: Botanik, Zoologie, Hinera- 
lof^e, Geognosie, Physik, Chemie mit halbjähriger Uebung 
Im chemischen Laboratorium, Anatomie nebst zwei Kurst» 
Secierübung, Physiologie mit halbjähriger Arbelt im physiolo- 
gischen Institut; 

4) das Universitätssittenzeugniss ; 

5) Die Nachweisung über das Staatsbürgerrecht der Kan- 
didaten. 

S. 9. Die Vorprüfung erstreckt sich auf sämmtllche Im 
S. 8 Ziff. 3 genannte Fächer und Ist theils eine schrIftUche, 
thells eine mündliche. 

S. 10. Nach beendigter Vorprüfung beschUesst die Prü- 
fungscommission auf den Grund koliegialischer Berathung und 
Abstimmung, welche der Kandidaten bestanden sind und 
welche nicht. Das hierüber aufzunehmende Protocoll Ist so- 
fort der Sanitätscommission vorzulegen , welche jeden Kandi- 
daten von dem ihn betreffenden Ergebnisse der Prüfung ur- 
kundlich in Kenntniss zu setzen hat. 

in. Hauptprüfung, f. H- Die Hauptprüfung findet vor 
der Sanitätskommission statt. 

8. 12. Die Kandidaten können sich dieser Prüfung am 
Schhisse des letzten Semesters ihrer Universitäisstudienzelt 
unterziehen. Der Anmeldung müssen folgende Nachwelse bei- 
geschlossen sein: 

1) Die Urkunde darüber, dass der Kandidat die Vorprü- 
fung bestandcm hat; 

2) die Universitätszeugnisse über den nach Erstehung 
der Vorprüfung stattgehabten fleisslgen Besuch von Vorle- 
sungen über allgemeine und spezielle Pathologie und Thera- 
pie, vergleichende pathologische und chirurgische Anatomie, 
Augenheilkunde, Psychiatrie, Chirurgie mit Operationsma- 
schienen- und Verbandlehre, Geburtshilfe, Pharmacie, Arz- 
neilehre, Staatsarznei Wissenschaft, Seuchenlehre der Haas- 
thiere, Geschichte der Arznei wissenschalt, sowie über den 
einjährigen Bes\ich der medizinischen, chirurgischen und ge- 
burtshüiflichen Klinik und praktischen Uebung darin; 

3) das Sittenzeugniss für die nach der Vorprüfung auf 
der Universität zugebrachte Studienzeit. 

%. 13. Die Prüfung besieht theils In schriftlicher und 
mündlicher Beantwortung von Fragen aus den in {• ^12 Ziff. 2 

Senannten Fächern, theils in Auflösung von Aufgaben, die 
em Kandidaten am Krankenbette und an Leichen gestellt 
werden. Bei der mündUchen Prüfung können die Kandidaten 
wiederholt aus der Anatomie und Physiologie examlnirt werden. 
S. 14. Nach beendigter Prüfung beschUesst die Sanitäts- 
kommission auf den Grund koliegialischer Berathung und Ab- 
stimmung, welche der Geprüften mit dem Prädikate „vorzug- 
llch'S „gut", oder „hinlänglich" bestanden sind, und.steUt 
ihnen darüber eine Beurkundung aus. 

Die Namen der Bestandenen sind nach der Reihenfolge 
ihrer BeflUiigung öffentlich bekannt zu machen. 
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IV. Schlnssbeslimmungen. %. 15. Die näheren 
Bestimmungen über die Einrichtung der Vor- und Hauplprü- 
fung wird die von dem Ministerium des Innern auf den Vor* 
schlag der Samlätskommisslon zu erlassende Prüiüngsinslruk- 
lion enthalten. 

%. 16. Im Spätjahre des Jahres 1858 findet die letzte 
medizinische Prüfung nach den bisher bestandenen Bestim- 
mungen slatt. 

riachher tritt sofort die vorstehende Verordnung in Kraft. 
Jedoch findet alsdann auf Diojeni&^en, welche im Späljahr 1858 
bereits mehr als' ein Jahr ihrer UniversitätssludienzeU zurUcli- 
gelegt haben , die Vorschrift des §. 12 , ZiflT. 2 , wonach die 
dort aufgeiiihrten Vorlesungen nach Erstehung der Vorprüfung 
gehört sein müssen, noch nicht in Anwendung. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unserem Slaatsministerium, den 

20. Januar 1858. Friedrich. von Stengel. 

Meoklenburg - StreUta. 

Bekanntmachung, betr. die Gültigkeit der Koni gl. 
Preuss. Arzneitaxe pro 1858 im hiesigen Lande. 

Es wird hiedurch gemeinkündig gemacht, dass die iiir 
die Königl. Preuss. Staaten gemäss dem Publicando des Königl. 
Ministerii der geistl. Unterrichts- und Medicinalangelegenhei- 
ten zu Berlin vom 10. December v. J. unter Berücksichtigung 
der eingetretenen Veränderungen in den Einkaufspreisen meh- 
rerer Droguen und der dadurch nothwendig gewordenen Aen- 
derung in den Taxpreisen der betrefienden Arzneimittel aus- 

fearbeitete neue Auflage der dorlseitigen Arzneitaxe vom 
.Januar dieses Jahres an auch für das hiesige Herzog- 
thum normiren soll. 

Die diesseitigen Apotheker werden desshalb hiedurch 
angewiesen, sich die fragliche neue Auflage der Preussischen 
Arzneitaxe, welche im Verlage des Buchnändlers Rudolph 
Gärtner zu Berlin bereits erschienen, ist ungesäumt zu 
verschaffen und nach den darin enthaltenen Bestimmungen bis 
auf Weiteres zu verfahren. 

Neustrelitz, den 4. Januar 1858. 
Grossherzogl. Mecklenb. Landesregier. v. Bemstorff. 



Die Fookenepidemie bu Berlin im Jahre 1867. 

Van RegienmgM- und MedUmalraih Dr. £. MMler »u Berlin. 

Zur Abwehr der Angriffe, welche neuerlich von ver- 
schiedenen Seilen gegen die Vaccination gerichtet worden 
sind, erscheinen die statistischen Ergebnisse der vorjährigen 
hiesigen Pockenepidemie, wenngleich sie nicht neu sind, son- 
dern eben nur die bisherigen Erfahrungen bestätigen, nicht 
unwichtig. 

Die Gesammtzahl der Pockenerkrankungen, welche poli- 
zeilich gemeldet wurden, belief sich auf 596, von denen in 
den Monaten Januar 14, Februar 10, März 10, April 16, 
Mai Gö, Juni 61, Juli 60, August 32, September 28, Octo- 
ber 46, NovembtT 95 und December 159 sich ereigneten. 
Unter den Erkrankten befanden sich 50,84 pCt. männl. und 49,16 
pCt. weibl. Individuen. Nach dem Lebensalter waren unter 

1 Jahr 34, von 1—2 Jahr 26, von 2— 3 Jahr 18, von 3—4 
Jahr 8, von 4— 5 Jahr 20, von 5— 10 Jahr 25, von 10— 
läJahr 26. von 15— 20 Jahr 36, von 20— 25 Jahr 62, von 
25 -30 Jahr 81, von 30— 35 Jahr 39, von 35— 40 Jahr 53, 
von 40— 45Jahr 52, von 45- 50Jahr 31, von 50— 55Jahr 
15, von 55— 60 Jahr 5, von 60— 65 Jahr 1, von 65—70 
Jahr 1 und ohne Angabe des Alters 64. Mit Bezug auf die 
Vaccination waren von den Erkranklen 375 geimpll, 71 nicht 

feimpft und 150 ohne Angabe. Von den ungeimpften Er- 
raiikten waren: bis 1 Jahr alt 26, von 1 — 2 Jahr 10, von 

2 — 3Jahr 8, von 3 — 4Jahr 3, von 4— 5Jahr 7, von 5 — 
15 Jahr 16 und über 15 Jahr 1. Von denjenigen Erkrankten, 
bei denen die Angabe über die Impfung fehlt, befanden sich 
SO im Aller bis zum fünften Jahr. 

Die Gesammtzahl der PockentodesfUlle belief sich auf 54, 
so dass die Horlalllät der Erkrankten 9,06 pCt. betrug; bei 
den männlichen Erkranklen war sie 9,57 pCt. , bei den weib- 
lichen 8,5.) pCt. Für die einzelnen Monaie betrug die Morta- 
lität der Erkrankten im Januar 7,14, im Februar, im März 
10,00, im April 6,25, im Mal 12,30, im Juni 8,19, im Juli 
8,b3, im August 9,37, im September 17,85, imOciober 8,69, 
im November 11,57 und im December 6,2» pCt. Nach dem 
Lebensalter befanden sich von den Verstorbenen unter 1 Jahr 



17, von 1—2 Jahr 7, von 2— 3 Jahr 4, von 3— 4 Jahr 2, 
von 4 — 5 Jahr 0, von 5 — 10 Jahr 0, von 10 — 15 Jahr 
1, von 15— 20 Jahr 0, von 20— 25 Jahr 3, von 25— 80 
Jahr 4, von 30— 85 Jahr 4, von 35— 40 Jahr 2, von 40 — 
45 Jahr 3, von 45 — 50 Jahr 6, von ,50— 55 Jahr 0, von 
55 — 60 Jahr 1 , über 60 Jahr — . Danach starben von den 
Erkrankten bis 1 Jahr 50 pCt., von 1—2 Jahr 26,92 pCl., 
von 2— 3 Jahr 22,22 pCt., von 3— 4 Jahr 26 pCt., von 4— 
10 Jahr 0, von 10— 15 Jahr 3,84 pCt., von 15 — 20 Jahr 0, 
von 2U— 25 Jahr 4,83 pCl., von 25— 30 Jahr 4,93 pCt., von 
30— 35 Jahr lO,25pCt., von 35— 40 Jahr 3,77 pCl., von 40— 
45 Jahr 5,76 pCt., von 45— 50 Jahr 19,35 pCt., von 50—66 
Jahr 0, von 55— 60 Jahr 20 pCt. und über 60 Jahr 0. 
Vacdnirt waren von den Verstorbenen 17, nicht vaccinirt 16^ 
und bei 21 fehlte die Angabe über Impfung. Es betrug da«- 
her die Mortalität 
der geimpllon Erkrankten 4.05 pCt. 

der ungeimpilen Erkrankten 22,53 „ 

die ohne Angabe über Impfung Erkrankten 14,00 „ 
Von den uiigeimpft Verstorbenen befanden sich im Alter 
bis zum 1 . Jahre 7, von 1 — 2 Jahr 1 « von 2—3 Jahr 2, und 
von 6 — 15 Jahr 6. Von denjenigen Verstorbenen, über de- 
ren Impfung ungewiss ist, waren 17 im Alter unler 4 Jahren. 
Ueber das Verhältniss der Revaccinationen fehlt es an 
vollständigen Angaben. Aus den vorstehenden Zahlen er- 
gibt sich: 

1) Bei Weitem die meisten Erkrankungen ereigneten 
sich in den ersten Lebensjahren, in denen sich die Mehrzahl 
der noch Ungeimpilen befindet. In den Jahren von 5—15, 
welche sich bekanntlich gerade durch ihre Disposition zu 
akuten Exanthemen auszeichnen, waren Pockenerkrankungen 
äusserst selten. Diese wurden wieder häufiger vom 20. bis 
30. Jahre, also mit der zunehmenden Entfernung von dem 
Zeitpunkte der Vaccination zum höheren Lebensalter wurden 
sie seltener, weil hier die Neigung zu akuten Exenthemen 
im Allgemeinen geschwunden ist. 

2) Mit Rücksicht auf die in unserer Bevölkerung äusserst 
geringe Zahl Ungeimpfter, erkrankte verhäluiissmässig eine 
weit grössere Anzahl von diesen, als von den Geimptlten. 

3) Die Sterblichkeit war am bedeutends.en in dem frühe- 
sten Kindesalter, wo die Impfung noch nicht stattgefunden 
hat; sie war, übereinstimmend mit der geringen Krankenzahl 
fast gleich Null von 4 bis zu 20 Jahren, d. h. in dem Lebens- 
alter, welches der Vaccination am nächsten steht; sie wuchs 
dann bis zum 35. Jahre, d. h. mit der grösseren Entfernung 
von dem Zeitpunkte der Impfung. In den höheren Jahren 
war die Zahl der Kranken zu gering, als dass das MortaU- 
tätsverhältniss lür massgebend zu erachten sein dürfte. 

4) Die Sterblichkeit der ungeimpilen Pockenkranken war 
viel bedeutender (22,53 pCt.), als die der geimpften (4,05 pCt.) 



Die Pariser WohlfhAÜgkeitaaiiBtalteiL 

Wir entnehmen einem Aufsatze von H. Blondel , Inspeo- 
teur de l'assistance publique de Paris (veröfTeutlicht in dem 
diessjährlgen Januarhelle iier Annales d*hygi6ne publique) fol- 
gende Zahlen , welche ein Bild von dem Umfange der Pariser 
Wohlthätigkeitsanstalten geben. 

Paris hat 16 Krankenhäuser mif mehr als 7000 Betten 
und 11 Hospize mit mehr als 10,60) Pia. zen für Geisteskranke, 
Idioten« Waisen u. s. w., und dazu iiinf Etablissements d'appro- 
visionnements, nämlich eine Schlächterei, eine Bäckerei, eine 
Kellerei, eine Apotheke und ein Zeugmagazin. An jedem 
Tage sind alte diese Etablissements mit einer Bevölkerung von 
16 bis 18000 Menschen gelullt. In den 16 Krankenhäusern 
befinden sich 67Aerzte, 38 Chirurgen (einschliesslich der 
Expektanten, welche bei dem Centralbureau stalionirt, zu 
Vertretungen verwendet werden), 15 Pharmaceuten , 179EI6- 
ves internes, eine noch grössere, aber unbestimmte Zahl 
von Blives externes, 774 barmherzige Schwestern, Aufseher 
und Aufseherinnen , Wärter und Wärterinnen , und 489 Per- 
sonen, die bei der Verwaltung der einzelnen Häuser ange- 
stellt sind. 

Die Hospize sind zur lebenslänglichen Aufnahme siecher 
und alter Personen besiimmt. Ausnahmsweise haben zwei 
derselben eine besondere Irrenabtheilung. Jedes dieser bei- 
den Häuser hat die Bedeutung einer grossen Stadt, deren 
Lokalbehörde flir sämmtliche Bedürfnisse ihrer Einwohner zu 
sorgen hat. Unter ihrer Bevölkerung finden sich mehr ak 
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20001rrea beiderlei Geschlechts; die übrigen sind Greise^ 
Blinde, GeUhmle, idioUsche Kinder. In den 11 Uaspizea 
füngiren iSAerzle, 3 Chirurgen, 3 Pharmazeuien , 29 luier- 
nen, eine Zahl von Externen, 7ü4 Aimendieaer, 58 Seeisor* 
ger und 4iO bei der Administration beschaitigte Personen. 

Im Jahre Itiöö beliei sich in sämmtiiclien Anstalten die 
Zahl der Verpflegungstage iür Kranke und Dienstleute auf 
6,B(X),000; es vcrui sachte dies eine Ausgabe von 3,ÖOÜ,000 
Kilogramm Brot, 1,082,000 Litres Wein, 1,382,000 Kilogramm 
Fleisch, 1,462,000 Eier, 1,263,000 Litres Milch, 1,9^0,000 
Kilogramm irische Gemüse und Suppenkrauter, 240,000 Litres 
trockne Gemüse, 74,0U0 Kilogramm ii^isch, 2 1,000 Kilogramm Ge- 
flügel u. s. w., und betrug demnach täglich der durclisclmitt- 
licüe Verbrauch 9000 Kilogramm Brot, 4324 Liures Wein, 
3768 Kilogramm Brot. 

Die Zahl der Kranicen, weiche im Laufe eines Jahres 
durch die Krankenhäuser geht, variirt zwischen 90 u. 100,000 ; 
die Durchschnittszahl der innerhalb 24 Stunden aulgenomme- 
nen Kranken beirägt 2ö0 und oit sogar mehr, so dass nicht 
allen Unglücklichen, die die Aul'uahme nachsuchen, sie ge- 
währt werden kann. In die Hospize treten jährlich loOO 
Sieche; eben so gross ist die Auiuahme der Geisteskranken. 

Alle Krankenliäuser , einige Uospize und das Centraiauf- 
nahmsbureau haben ausserdem die Einrichtung uuentgeidUcher 
Konsultationen, wo Verbände gemacht, AizneiverOiduungei^ 
Bandagen, Bademarken u. s. w. gegeben werden, und wo 
mehr als 200,000 Personen Hülle gewährt wird. 

Die Ausgabe beträgt iür die Krankenhäuser 5,560,000 Fr. 
and für die Hospize ö,öOO,000 Fr. 

Ausserdem stehen 17,000 verwaiste oder verlassene Kin- 
der unter derselben Verwaltung, sie werden bis zum 12. Jahre 
onterhalten und anlerrichtet, und bis zu ihrer Majorennität un- 
ter Vormundschall der Verwaltung gehalten. Die Kosten, 
welche sie verursachen, belaufen sich auf mehr als 2,3U0,0U0 
Francs. ' 

Endlich geniesst eine Bevölkerung von 70,000 Individuen, 
theils dauernd, theils voruDergehend der öiTentüchen linier- 
sltttzung in ihren Wohuuugen. 144 Verwalter, eine noch 
grössere Zahl von Kommissären, die Einen, wie die Anderen 
uneutgeldlich , 147 barmherzige Schwestern, 1Ö9 Aerzte und 
60 Beamte widmen ihnen itire Dienste. Die Ausgaben belau- 
fen sich auf 3,700.000 Francs. Ausser dieser buuuue wuiden 
im Jahre 1856 mehr als 500,000 Francs iür die Behandlung 
Kranker in ihren Wohnungen verausgabt. Diese Art der Be- 
handlung, seit wenigen Jahren eingeiührt, kommt inscribir- 
ten Armen und aucü Muihleidenden, die nicht gewöhnlich 
unterstützt werden, zu Gute. Diese Letzteren haben im Jahre 
1856 etwas mehr als die Hälite der Gesammtzahl der behan- 
delten Kranken, 17,tOO von 32,000 ausgemacht und sind zu 
der Zahl der 70,C00 gewöhnlichen Scliützünge der Wohlthä- 
tigkeitsbureaux hinzuzurechnen. — 

Die Gesummtküsten der Wohltliäligkeitsverwaliung haben 
sich im Jahre lbö6 auf 15,600,000 Fi ancs belaufen; sie sind 
gedeckt durch eine gleiche Einnahme, von der ein Fünitel 
(3,600,000 Francs) der Bevenue der eigentlichen Armeuver- 
wallung entspricht, der liest besieht aus 5,400,000 Francs, 
die aus Erstattungen oder gesetzlichen Einnahmen eingehen, 
und aus 6,500,000 Fr., welche unter dem Titel einer Subven- 
tion ans der Munizipalkasse gezahlt wird. 



Wien. O Die Direction des k. k. allgemeinen Krankenhauses 
hat sich geoölhigt gpeschcn in diesen Tagen folgende Kundmachung 
zu verolTenUichen' „Es ist dem Wärterpersonaie zur strengen Pflicht 
gemacht, von Niemanden auf den Krankenzimmern irgend welche« 
gegen Religion oder SiUlichkoit verslossende Ges&nge, Gespräche etc. 
ai duldeo. Wer der Ermahnung der Wärter nicht Folge leistet, ist 
alsobald den Seelsorgern oder Aerztcn anzuzeigen und es wird ge- 
gen ihn in ernster Weise vorgegangen werden." — Leider muss 
eingestanden werden, dass eine solche Maassregcl nothwcndig war. 
Ob sie die eingerissene Unsitte besciligen wird Ist abzuwarten. 

Mit dem ersten Februar dieses Jahres ist auch die neve Vor«> 
tcbrtft, die Aufnahme der Kranken in die hiesigen Militärspitäier be- 
treffende Anordnung ins L^ben getreten. Diese Aufnahme findet ent- 
weder unenlgeldlicb oder gegen Rücklass der ganzen ordinären Ge- 
bühr, wie solche in dem gesunden Zustande von dem Patienten be- 
zogen wird oder endlich auch gegen eine bestimmte VergGligung 
statt. Diese letztere Ist zu den ausserordentlich billigen Salze von 
16 Kr. täglich berechnet, in den höheren Sätzen mit 30 Kr. und IFl. 
bestimmt. 



BerUn. Zur Verhitimg dar Varbreitiuig d«r BypUlia. Die Königl. 
Regierung zu Königsberg bat eine Polizeiverordnung erlassen, die in 
Nr. 1 des Archives mitgelheilt worden ist. In derselben wird in Be- 
zug des Strafmasbes auf §. 306 des Strafgesetzbuches vom U.April 
1851 verwiesen. Ueber die Weite des Strafmaasses dieses Paragra- 
phen befragt, thellen wir denselben mit: §306. Wer die Abspe^ 
rungs- oder Aufsichtsmassregeln oder Einfuhrverbote, welche von der 
Regierung zur Verhütung des Einfübreos oder der Verbreitung einer 
ansteckenden Krankheit angeordnet worden sind, übertritt, wird mit 
Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft, ist in Folge der üebertre- 
tung ein Mensch von der ansteckenden Krankheit ergriffen, so tritt 
Gefängniss von zwei Monaten bis zu drei Jahren ein. 

Eine Königl. Kabinetsordre , welche von der Admiralität bekannt 
gemacht wird, bestimmt über die Bekleidimg der einjährigen freiwilli* 
gen Xuineante. Dieselbe soll bestehen aus dem Frack und alien 
ät)rigen Bekleidungen der Marineassistenzärzte, jedoch ohne EpanleU 
tes. Anstatt der letztem tragen sie einen Ankerknopf nebst goldner 
Schnur an dem iCragen; ausserdem Hut, Säbel mit goldenen Cordons 
resp. Portepee. 

Pesth. Die Thätigkeit der Landesaugenärzte in Ungarn soll auf- 
hören, weil man ihren Wirkungskreis nicht mehr für ausreichend 
halt. Es wird hervorgehoben, dass dieser ohne die erforderlichen 
Anstalten nur untergeordnet sein kann. Man bat aus solchem Grunde 
die Anlage von fünf Heilanstalten für Augenkranke in den 
UaupUtädten der fünf Stadthaltereiabtheilungen beantragt. Diese An- 
stalten sollen auch ins Leben treten, wenn in den einzelnen Kreisen 
schon Spitäler für Augenkranke vorbanden sind und wie erwartet 
wird, soll die Einrichtung jener bald beginnen. 

Aargan. Der Reglern ngsrath von Aargau hat, nachdem von der 
Baudirection erstatteten Berichte über die schon früher zu Tage ge- 
tretene Thermalqnelle in dar Limmat, so wie nach Prüfung des vor- 
läufigen Untersuchungsberichles beschlossen, eine nähere vorzüglich 
geologische Expertise anzuordnen und zwar namentlich auch in der 
Richtung, ob nicht im Interesse der bereits betriebenen Badequetlen 
angemessene Vorkehrungen zu treffen seien. 

Chaoz de Fondt. Der WanermangeU ist hier so arg, dass der 
Municipalrath eine ernste Mahnung an die Hausbesitzer zu richten 
für nölhig fand, um ihnen die strengsten Massregeln gegen Feuers- 
gefahr zu empfehlen. Alle Wäschen sind verboten. Ausser den 
Cisternen, in denen wenig Wasser mehr zu finden ist, läuft nur noch 
eine Quelle „la Ronde." Zu dieser strömen die Lente ans der Um^ 
gcgend zu Dutzenden und bis IVz Stunden her um Fässer und an- 
dere Gefässe gefüllt in die Heimath zu nehmen. Auch In Tessin 
herrscht grosser Wassermangel. In Locarno sind die meisten Brun- 
nen ausgetrocknet, was seit Menschen Gedenken nicht vorgekom- 
men ist. 

Zu Venedig ist die Wassernoth so gross, dass innerhalb kurzer 
Zeit über 70,000 Scheffel Wasser, welches auf Schiffen herange- 
schafft werden mussle, in die zum öffentlichen Bedarf bestimmten 
Cisternen hat geschüttet werden müssen. 



Personalehrmiik. Preu$$en. Dem Dr. Litzen ist die VerwaU 
tnng der Kreischirurgenstelie des Kreises Fisehhausen übertragen 
worden. 

Niedergelassen: Bataillonsarzt Dr. Schmeisser in Görlitz, 
der prakt. Arzt Dr. W oll he im in Berlin, Assistenzarzt Dr. Michel 
in Potsdam, Dr. Hammerschmidt in Remscheid. Dr. H. Müllen 
in Wallrop, Dr. PetrI, Dr Thiele in Münster, Dr. Jung in Kai- 
scrswerth; die Thierärzte I. Kl. Hahn und Wilms in Münster, Apo- 
theker Haus hat die Westhoven'sche Apotheke in Olpe gekauft* 
Dem Apotheker Lange ist die Administration der Roseier'schen Ap<^ 
tbeke in Winterberg, dem Apotheker F. Klein die Administration 
der Sirattman'schen Apotheke in Salzkotten übertragen worden. 

Prämie für Scbutzpockenimpfung : Wundarzt 1. Kl. Reinhardt 
in Parchwitz, Wundärzte Wolschke in Jahmen, Richter In Li«g« 
nitz , Neu mann in Krobsdorf. 

Gestorben: Medizinalrath Dr. v. Trüffel in Münster, Wund- 
arzt LKl. Gurt in Potsdam. 

Vaeant: Die Kreisthierarztstelle des Kreises Halle i. W, 

Bayern. Orden: Oberarzt Dr. L. Feder das Ritlerkreuz des 
Grossh. loscanischen St. Josephsordens. 

SachMen. Gestorben: Stiflsarzt Dr. M. Schilling in 
Dresden. 

Wiirttemherg. Dem Leibarzt Staatsrath v. Ludwig hat der 
Magistrat der Stadt Stuttgart in dankbarer Anerkennung der Leistun- 
gen und Anstrengungen bei der letzten glücklich überslandenen Krank- 
heit Sr. Majestät des Könige das Ehrenbürgerrecht verliehen. 

Obermedizinalralh Dr. v. Jäger feierte das Jubiläum seines 
50jährigcn ärztlichen Wirkungskreises. 

Bilden. Gestorben: Regimentsarzt Dr. Wucherer zu 
Freiburg. 

Mecklenburg -Strelitx. Der Zahnarzt Enterlein lu Neu- 
brandenburg hat die Concesslon zur Ausübung der zahnärztlichen 
Praxis erhalten. 



Znr Kaehrlelit Herrn Krelsphys. Dr. P. in M- 
in einer der nächsten Nummern darauf hinweisen. 



Wir werden 
D. R. 
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FreruNien. 

Den Wechsel der Apothekergehülfen betr. 

Es ist mehrrach zur Sprache gekommen, dass die Apo- 
theker beim Wechsel der Gehüiren mitunter die Yorschrifls- 
mdssige Anzeige an die Kreisphysiker versäumt, und dieselbe, 
auch namentlich bei der Annahme ausländischer Apotheker- 
gehülfen, nicht gemacht haben. 

Wir bringen daher die von uns dieserhalb erlassene Be- 
stimmungen und insbesondere unsere Amtsblattsbckanntma- 
chung vom 21. September 1849 (Amtsblatt 1849, S. 228), 
wonach kein ausländischer Gehttife in eine Preussische Apo- 
potheke eintreten darf, bis er sich der Gehülfen Prüfung von 
einem diesseitigen Kreisphysikus unterzogen hat, in Erinne- 
rung, und sind etwaige fernere Zuwiderhandlungen uns durch 
die Physiker zur weiteren Veranlassung anzuzeigen. 

Minden, den 24. Januar 1858. Königl. Regier. 

Bayern. 

Das Abhalten von ärztlichen Berathungs- und 
Ordinationstagen In auswärtigen Bezirken betref- 
fend. Staatsministerium des Innern. 

Nachdem sich darüber verschiedene Ansichten ergeben 
haben , ob und Inwieweit zur ärztlichen Praxis in Bayern zu- 
gelassene Aerzte diese ihre Praxis über bestimmte Dlstricte 
ninaus ausdehnen dürfen, sieht sich das unterzeichnete Staats- 
minisleriimi veranlasst, hierüber zu bestimmen was folgt 

Jedem zur Praxis zugelassenen Arzte in Bayern ist zwar 
gestattet, überall Im Lande seinem Berufe nachzukommen, 
wohin er zum Beistande gerufen wird; jedoch darf durch die 
Ausübung der Praxis in solchem Umfanae die Pflicht nicht 
vernachlässigt oder verletzt werden, welche jedem Arzte zu- 
nächst bezüglich des Bezirkes obliegt in welchem ihm amtlich 
sein Wohnsitz angewiesen ist. Das öffenUiche Ankündigen, 
dann das Festsetzen bestimmter Berathungs - und Ordinations- 
tage ausserhalb des angewiesenen ärztlichen Bezirkes erscheint 
hiernach im Allgemeinen als unstatthaft und kann nur aus- 
nahmsweise durch die Kreisregierung gestattet werdf>n, wenn 
dringende Motive dalür sprechen und das Interesse des Publi- 
kum und der Sanitätsverwaltung in anderer Weise nicht ge- 
wahrt werden kann. 

Diese Grundsätze sind auch lür die sogenannten Special- 
Mslen in der Art massgebend , dass dieselben gleichfalls nur 
nüt Bewilligung der Kreisregierung ausser den Bezirken, in 
welchen ihr Wohnsitz gelegen, bestimmte Berathungs- und 
Ordinationstage abhalten dürfen, ausserdem aber auf ihre Bei- 
standleistunff in Fällen in denen sie dazu gerufen sind sich 
zu beschränken haben. 

Hiernach ist sich fortan zu achten. 

München, 27. Januar 1858. 
Auf Seiner Königlichen Majestät allerhöchsten Befehl. 
Graf von Relgersberg. 

Die Aufstellung von Physicatsassistenten be- 
treffend. Staatsministerium des Innern. 

Das unterzeichnete Staatsministerium hat die Wahrneh- 
mung gemacht, dass in Bezug auf die Aufstellung von Phy- 
^catoassistenten von der Ansicht ausgegangen wird als läge 
die Befugniss zu solcher Massnahme in der Zuständigkeit der 
Kreisregierungen. Nachdem nun aber nach $. 8 des Edictes 



vom 8. September 1808 über das Medicinalwesen und nach 
der allerhöchsten Verordnung vom 6. Oktober 1809 iür jeden 
Amtsbezirk ein Arzt für die amtlichen Geschäfte allerhöchst 
ernannt wird und im Artikel VIII. der letzterwähnten Ver- 
ordnung noch insbesondere allerhöchste Bestimmung über die 
Aufstellung von Assistenten bei den Physicaten in Städten 
I. Klasse vorbehalten ist , muss jene Ansicht in ihrer allge- 
meinen Auffassung als irrig bezeichnet werden. 

Den kgl. Kreisregierungen obliegt nach Art XI. der Ver- 
ordnung vom 6. Oktober 1809 allerdings für die ungestörte 
Versehung der Physlcatsgeschäfte Vorsorge zu treffen, ins- 
besondere in jenen Fällen, wenn ein Gerichtsarzt legal durch 
Krankheit oder Abwesenheit an der Erfüllung seiner Pflichten 
gehindert ist und wenn sohin eine ProvisionalverfÜgung ver- 
anlasst erscheint. Dagegen kommt den kgl. Krelsre^erun- 
gen nicht zu, ohne besondere allerhöchste Ermächtigung ei- 
nem Gerichtsarzte einen Assistenten beizugeben, weicher 
fortlaufend bestimmte Geschäfte aus dem gerichtsärztlichen 
Geschäftsbereiche stellvertretend, auch wenn der Gerichtsarzt 
nicht legal verhindert ist, verrichten oder nach freier Dispo- 
sition des Gerichtsarztes in einzelnen Fällen die gerichtsärzt- 
Uche Function übemehemn soll. Vielmehr haben die kgl. Re- 
gierungen da, wo die Aufstellung solcher Assistenten zurUn«- 
terstützung der Gerichtsärzte auch ausser den Fällen legaler 
Verhinderung als geboten erscheint, hierüber wohl motivirte 
Vorlage zu machen und hiemach weitere Verfügung zu ge- 
wärtigen. 

Hünchen, 30. Januar 1858. 

Auf Seiner Könlfflichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 
GraT von Relgersberg. 

SaohaeiL 

Die Errichtung von Todtenhallen betr. 

Da die in (.5 des Gesetzes vom 20. Juli 1850, die Ld- 
chenbestattungen und die Einrichtung des Leichendienstes be- 
treffimd — Gesetz- und Verordnungsblatt 1850 16. St. Nr. 52 
S. 183 ff. — vorgeschriebenen Todtenhallen an vielen Orten 
noch immer fehlen, so ergeht an sämmtliche Verwaltungsob- 
rigkeilen und Bezirksärzte des hiesigen Regierungsbezirks 
Verordnung, nunmehr mit aller Energie dalOr zu sorgen, dass 
diesem Mangel nach Massgabe der §|. 7 und 8 in der mit 
dem angezogenen Gesetze gleichzeitig erlassenen Vollziehungs- 
verordnung — ebendaselbst S. 184 ff. — ohne weitem Auf- 
schub allenthalben abgeholfen werde. Zu dem Ende ist den 
Gemeinden, welchen Todtenhallen noch fehlen, namentlich 
auch aufzugeben , dass sie die nöthigen Baurisse und Kosten- 
anschläge in der vorgeschriebenen Masse baldigst vorzulegen 
und nach deren Genehmigung zu Errichtung der Todtenhalle 
un verweilt vorzuschreiten, dazu, wenn irgend thunlich, noch 
im gegenwärtigen Winter die nöthigen Baumaterialen anzu- 
schaffen und anzufahren, mit dem Baue selbst aber im näch- 
sten Frühjahre zu beginnen und denselben baldigst zu vollen- 
den haben. 

Die betreffenden Behörden haben die Befolgung der von 
ihnen in der Sache zu erthellenden Anordnungen gehörig zu 
überwachen und unbegründete Gegenvorstellungen, die etwa 
von einzelnen Gemeinden erhoben werden, unter Hinweisung 
auf die gesetzlichen Bestimmungen thunlichst zur Erledigung 
zu bringen, in Fällen aber, wo aus besonderen Gründen dies 
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nicht möglich sein sollte, deshalb mit thonlichster Beschleu- 
nlgunff das nöthfge anzuzeigen, 

Ueber die Erfolge dieser Verordnung aber ist von den 
Obrigkeiten unter AiiRlgung der Acten jedenfalls im Laufe 
des Monats Juni dieses Jahres Bericht anher zu erstatten. 

Zwickau, den 5. Januar 1858. 

Königl. Kreisdirection. von Friesen. 

Baden. 

Die Stellung der Bezirksstaatsärzte betr. 

Zum Vollzuge des S. 8 der grossberz. Verordnung vom 
21. August d. J. (Regierungsblatt Nr. XXXVI.) wird im Ein- 
versläiidniss mit grossherz. Justizministerium verordnet, wie 
folgt: 

$. 1. Dem Amtsarzte steht die Besorgung aller sanitSts- 

5 olizei liehen Geschäfte im Amtsbezirke zu, wie solche nach 
en bisherigen Gesetzen und Verordnungen dem Physikus 
oblagen. 

S. 2. Ist dem Amtsarzt ein Amtsassistenzarzt beigege- 
ben, so hat dieser im Allgemeinen, in so weit nicht mit Ge- 
nehmigung des Hiiiisteriums des Innern zwischen beiden eine 
bestinunte Geschäflsabthellung getroffen worden ist, die Stel- 
lung eines Gehilfen und bei Abwesenheit oder Verhinderung 
des Amtsarztes dessen Stellvertretung zu übernehmen. 

S. 3. Alle ärztlichen Untersuchungen, Gutachten und 
sonstige ärztliche Funktionen, die bei Ausübung der Rechts- 
pflege im Anusgerichtsbezirke nöthig werden, liegen dem bei 
dem Amtsgerichte angestellten Amisgerichtsarzte ob. 

S. 4. Ist neben dem Amtsgerichtsarzt ein ständiger 
Amtsgerichts -Assistenzarzt bestellt, so hat bei gerichtsärzt- 
lichen Handlungen, zu welchen zwei Gerichtsärzte zugezo- 
gen werden müssen, Ersterer die Funktionen eines gericht- 
fichen Arztes, Letzterer jene eines gerichtlichen Wundarztes 
zu versehen. 

Im Uebrigen hat der Amtsgerichtsassistenzarzt im Falle 
der Abwesenheit oder Verhinderung des Amtsgerichtsarztes 
dessen Stelle zu vertreten. 

%. 5. Der Amtsarzt und Amtsgerichtsarzt, welche am 
gleichen Orte wohnen, sind verbunden, im Falle der Ver- 
hinderung des Einen oder Andern, so ferne nicht für die Ver- 
sehung des Dienstes durch einen besonderen Assistenzarzt 
gesorgt ist, auf Ansuchen die wechselseitige Stellvertretung 
zu übernehmen. 

Letztere tritt in der erwähnten Voraussetzung von Amts- 
wegen ein, wenn einer der beiden Bezirksstaatsärzte stirbt. 

S. 6. Der im Amtsbezirke, iedoch nicht am Amtssitze 
wohnende Gerichtsarzl kann sowohl von dem Amte als von 
dem Amtsarzte jederzeit um Beihülfe in Besorgung einzelner 
sanitälspolizeilicher Geschäfte angegangen und mit Genehmi- 
gung des Ministeriums des Innern und der Justiz auch stän- 
dig mit einem Theile der technischen Sanilätspolizeiverwaltung 
betraut werden. 

In letzterem Falle muss die Geschäflsabtheilung zwischen 
beiden Staatsärzten in der Art eingerichtet werden, dass die 
technische sanitätspollzeillche Leitung und Oberaufsicht über 
den ganzen Amtsbezirk unverkürzt in der Hand des Amts- 
arztes bleibt. 

%. 7. Der im Amtsbezirke wohnende Gerichtsarzt ist 
verbunden, von den ihm darin etwa vorkommenden Erschei- 
nungen, welche in sanitätspolizeilicher Beziehung von Belang 
sind, Kenntniss zu nehmen, und seine Wahrnehmung dem 
Amtsarzte mitztheilen, auch in dringenden Fällen selbstthätig 
einzuschreiten. 

$. 8. Bei wichtigeren sanitätspolizeilichen Anordnungen, 
insbesondere bei Epidemien und Seuchen, ist das Amt belügt, 
sämmtliche Bezirksstaatsärzte zu einer gemeinschaltlichen Be- 
rathung zusammen zu berufen. 

S. 9. Wenn neben dem Amtsgerichtsarzte kein beson- 
derer Assistenzarzt angestellt oder dieser verhindert ist, so 
bat der Amtsarzt die Verpflichtung, auf Ansuchen des im 
Amtsbezirke gelegenen betreffenden Amtsgerichts in allen den- 
jenigen Fällen als Amtsgerichlsarzt mit zu funktioniren , in 
Virelchen die Zuziehung zweier Gerichtsärzte als nöthig erach- 
tet wird. 

Das Ansuchen an den Amtsarzt muss unter der erwähn- 
ten Voraussetzung dann immer stattfinden, wenn beide Staats- 
ärzte an gleichem Orte wohnen. 

Der im Dienste ältere Slaatsarzt hat hierbei immer die 

• 

Funktionen eines gerichtlichen Arztes, der jüngere die eines 
gerichtlichen Wundarztes zu versehen. 

S- 10. Ist der Amtsarzt gemäss S.2 der landesherrlichen 



Verordnung vom 21. August 1857 (Rögferungsblatt Ifr.XXXIV.) 
»igleich ständiger Amtsgerichtsarzt, so sind fllr dessen 6e- 
schäflskreis so wie iür sein Verhältniss zu den übrigen im 
Amt^ezirk etwa noch befindlichen Amtsgerichtsärzten die vor- 
stehenden Bestimmungen zusammen massgebend. 
Karlsruhe, den 22. Dezember 1857. 

GrossherzogL Minister, des Innern, v. Stengel. 
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Beitrag mr Qf gtana der HaasenhaarBOhneider. 
Van Dr. L. Pappenheim in Berlin. 

Die Haare der Haasen und Kaninchen, die zu feineren 
Hutmacherarbeiten verwendet werden, werden von den FeU 
len durch besondere, nicht zu den Filz- und Hutmachern 
gehörige Arbeiter abgeschnitlen. Man nennt die letzlern kurz- 
weg nur Haasenhaarschnelder. So einlach die Technik 
dieses Gewerbes aufden ersten Blick scheint, so komplicirt und 
event. getahrlich ist sie. Nicht alle Gegenden sind gleichmäs- 
sig Sitz dieser Industrie; in Frankfurt a/M. ist sie sehr stark, 
in Berlin schwach vertreten. 

Die Arbeit beifinnt damit, dass von den rohen und 
schmutzigen Fellen die Ohren, Füsse und dergleichen entfernt 
werden. Dann bearbeitet man die Felle mit dem Ritzer^ 
einer messerrörmigen , kleinen gestielten Säge. Dies Instru-* 
ment zerdrückt, zerreibt und zersägt gewissermassen die Ün- 
reinlichkeiten, die im Haare sitzen und lockert dasselbe. 
Während der Arbeiter den Ritzer lührt, bläst er häufig, um 
schmutzige Stellen am Felle zu entdecken, auf dasselbe, und 
hierbei wirbelt der Staub von Schmutz, Blut und von abge- 
brochnen Haarsplizen und Haaren auf, der nicht schnell ge-* 
nug sich zu Buden senkt, sondern genug lange in der Lufl 
schwimmt, um inspirirt werden zu köimen. Die ganze Ope- 
ration macht sehr viel Staub. Die zerdrückten Schmutzmas-* 
ßen , die abgebrochnen Haare entfernt aus dem Felle nun das 
Ausklopfen, das sehr viel Staub veranlasst. Hiernächst 
werden die Haasenfelle mit der Scheere zu gleicher Länge 
beschnitten, „gestutzt^; Kaninchenfelle werden gerupft: 
beide Arbeiten sind für uns ohne Interesse. Der Uaarabfall 
bei denselben wird zu Bett- und dergleichen Füiluncen ver^ 
wendet. Es kommt nun das Beizen der Felle. Die ge«^ 
wohnliche Beize ist eine Lösung von salpetersaorem 
Quecksilberoxydul und Oxyd mit^oder ohne Queck-* 
Silberchlorid. Vielfach wurde früher, und manchmal wird 
auch jetzt noch der Beize arsenige Säure zugesetzt. 
Meist ist freie Salpetersäure in grösserer Menge in der Beize 
vorhanden. Im Norden (Altena) sollen bleihaltige Bei- 
zen im Gebrauch sein. Die Haarschneider machen sich die 
Beize selbst, und nehmen nicht alle gleiche Mengen Queck« 
Silber auf gleiches Gewicht verdünnter Salpetersäure. Auf 
100 Felle nimmt man bei uns Va ^^^' regulinisches 
Quecksilber, in Frankreich soll die Quecksilbermenge be- 
deutender genommen werden. Mit dieser, etwas mit Was- 
ser verdünnten Beize bürstet ein Arbeiter die Felle ein, nach 
dem Striche der Haare und gegen denselben. Mannigfach 
habe ich gesehen, wie bei nicht gewandter Führung der 
Bürste hierbei dem Arbeiter die Beize in's Gesicht spritzte. 
Das nasse Fell kommt nun in die Trockenkammer, die eine 
Communication mit dem Schornsteine und einen besonderen 
kleinen Ofen hat oder auch nur in einem grossen, nicht wei- 
ter ventilirlen Zimmer besteht, das durch einen eisernen Ofen 
von angemessnem Volumen geheizt wird. In der Höhe, w9 
die Felle belestigt werden, ist die Temperatur kaum je höher 
als 50^0. Das getrocknete Fell wird dann auf der 
Fleischseite, um es ein wenig gefiigiger zu macheiiy 
mit einigen Tropfen Wasser angespreng^ von dem wohl auca 
hin una wieder ein Tropfen auf die Haaiseite Tallt, und du» 
entweder einfach ausgeklopft oder geklopft und mit der 
Bürste nach und gegen den Strich der Haare be- 
arbeitet, um diese tüchtig aufzulockern. Hierbei entweich- 
ten als Staub die eingetrockneten Quecksilbersalze, resp. 
die arsenige Säure, welche keine organische Verbindung 
eingegangen haben, und nur auf den Haaren oder an deren 
Basis angetrocknet sind; aber auch Haarspitzen werden ab- 

Sebrochen und mischen sich dem Staube bei. Es folgt nun 
as Schneiden, das gar keine hygienische Bedeutung hat, 
Sar keinen Staub macht : ein vertikal stehendes, meisselartiges 
[esser folgt in schnellen Züffen einem Bleche, das die Haare 
fllr das Messer dicht an das Fell andrückt^ so dass möglichst 
kurze Baarstoppeln zurückbleiben. Der Rücken, der das beste 
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Haar liererl, wird zaerst gesohiriUen , und bleiben die Haare 
desselben als YUess Im Zusammenhange. So geht die Waare 
in den Handel , oder an den Fachbogen oder in die Fachma- 
«üUnen der Uutmacher. 

Die Ateliers der Haarsehneider sind fortwährend voll 
Ton Staob der irerschiedensten Art<» man siebt die Haare mas^ 
Seiihafl in der Luft schwimmen. Dazu riecht man manchmal 
ziemlich stark die Fäuhiiss der noch nicht in Arbeit genom- 
menen Felle. 

Ueber das durchschnittliche Befinden der Haarschneider 
Ist wenig belcannt. Parenl-DuchUteiet aliein scheint bis 
jelzl Siudien iiber das Gewerbe gemacht zu haben. Seine 
Arbeit ist mir leider jetzt nicht zugänglich, und ich bin hin« 
dchllich derselben nur auf das bei Tardien (DicUonnairp 
d^hygiöne publique) angegebene Resultat derselben angewie- 
sen : ,,rupäraUon de la cuupe des poils a lougtemps 

passä puur fort insalubre; mais Parent-DuchAteiet a 
iait sor ce snjet un grand nombre d'observaUons qui Tont 
convaincu de l'innocuil^ de ces poussi^res. Dans un atelier 
de cetle nature qni exislalt il y a quelques ann^es ä Biedere, 
Tingt-cinq ouvriers coupeurs de poils ^taient amoncelds dans 
un lr6s pellt espace; ou ne les renouvelait pas; iis ne quil- 
taient janiais leur atelier que pour doimir^ ce qui ne les 
empöcbait pas d'ötre bien portants et de respircr comme tout 

le monde.*' 

In der Beschreibung, welche Tardieu von der Arbeit der 
Haasenhaerschneider giebt (ArUkel Chapellerie), fehlt ge- 
rade das wichtigste Moment der Arbeil, das Klopfen und 
Bürsten der gebeizten Felle vor dem Schneiden. Der 
Erfahrung vonParent-Duchätelet steht folgende gegen- 
über, die ich zwar nicht selbst gemacht habe, die mir jedoch 
von einem Meister des genannten Gewerkes mitgetheilt wor- 
den ist, der die Thatsache selbsl als Geselle der betreffenden 
Fabrik mitgemacht hat. Ich sehe keinen Grund, an der Wahr- 
haftigkeit dieses (sehr intelligenlenj Mannes, in dessen Fabrik 
ich meine Beobachtungen gemacht habe, zu zweifeln. Für 
gewöhnlich bestreiten bekanntlich alle Fabrikinhaber die event. 
offensive Natur ihres Gewerbes, um so mehr Vertrauen ver- 
dienen sie , wenn sie ohne Suggestivfragen Angaben über die 
Schädlichkeit machen. Herr Z. theilte mir mit: Im Jahre 
1839 arbeiteten in einer süddeutschen Haarschneiderlabiik 
(ich verschweige den mir bekannten Mamen und den Platz) 
rnngePähr 200 Personen , die Mehrzahl derselben befand sich 
schlecbt: sie litten an der ^Haarschneidirkrankheit,'' d. i., 
nach der Angabe meines Gewährsmannes, an Husten, Mager- 
keit, frühzeitigem Altern. Auch in andern Fabriken dessel- 
ben Industriezweiges an diesem und andern Orten war das 
Befinden der Arbeiter schlecht, und „es ist durchschnilllich 
auch jetzt so.^ Im genannten Jahre erkrankten plötzlich schnell 
hintereinander ^3 der gesammlen Arbeitt rzahl; „das Haupt- 

Ämptom war Speichelfluss und abstehendes Zahnfleisch.^^ 
ihr konnte mir mein Gewährsmann, der selbst nicht be- 
fallen wurde, nicht sagen. Dies plötzliche Erkranken wurde 
auf den früher nicht stattgehabten Zusatz von arseniger 
Säure zur Beize bezogen. 

Es schien mir vor Allem nöthig mich über die Verän- 
derungen zu unterrichten, weiche die Haare beim Einwirken 
der vielfi^enannten Beize erfahren. Ich gedachte beiläufig auf 
diesem Wege ein Subslilul der letzten zu finden, was jedoch bis 
jetzt nicht der Fall war. Das Mikroskop lässt als Unter- 
schied zwischen gebeizten und „rohen '^ Haare nur wahrneh-^ 
mt^n, dass erstre auffallend durchsichtiger sind und ihre 
Marksubslanz deutlicher, schärler abgegrenzt- hervortritt; mit 
Schwelelamtnon behandelt erscheinen die gebeizten Haare 
unter dem Mikroskope gleichmässig braun ffeiarbt, dem blos- 
s<'n Auge erscheinen sie schwarz. Mehrmals sah Ich die ge- 
beizten, nn't Schwefelammon behandelten Haare stark auf- 
quellen. Erwärml man die gebeizten Haare mit Salpetersäure 
und bringt man einen blanken Kupferdrabt in die Flüssigkeit, 



Züge. Ein kleines Büschelchen von nur einigen hundert der 
feinen Haascnhaare senügt, um einen Draht von einigen Zol- 
len Länge und IVa Linien Dicke zu verquecksilbern. Nach- 
dem ich so den Oueckslibergehalt der gebeizten, zu den Hut- 
machern kommenden Haare nachgewiesen hatte, kam es mir 
darauf an, zuzusehen, ob das geschorne Fell, das in die 
Leimfabrik gehtj auch Quecksilber iühre. Frappant genug, 
konnte ich in demselben nur so viel des Metalls finden, als 
auf die Haar stoppe In, die auf dem Felle zurück blieben, 



bezogen werden konnte. Entfernte ich diese, so bekam ich 
von dem Felle gar kdn Quecksilber. 

Es nehmen hiernach die Haare der Felle Quecksilber 
in Menge aus der Beize auf. Die Operationen, welche die 
Hutmacher mit den fertigen Haaren vornehmen, sind nicht 
genügend, diesen Quecksilbergehalt aus denselben abzuschei- 
den: es ist das gleichwohl nicht von hygienischer Bedeutung. 
Alles hygienische Interesse dreht sich hier darum , dass beim 
Aulbürsten und Ausklopfen des getrockneten gebeizten Felles 
mit den eingetrockneten un verbundenen Quecksilbersalzen, 
Haarspitzen abgebrochen und inspirirt werden, welche stark 
quecksilberhaltig sind. Es ist unzweifelhail, dass dies Ab- 
brechen nicht massenhaft vorkomme, und dass von den abge- 
brochenen Spitzen vielfach gar Nichts, meist aber nur sehr 
wenige In Mund und Nase kommen. Aber es ist ersichtlich, 
dass dies nach der Ausliihrung der Arbeit, eventuell nach 
dem Lultzugü iin Arbeitsraume variiren muss, und dass in 
manchen Fallen sehr viel dergleichen Quecksllberhaarspilzen 
inspirirt werden, oder auf Mund-, Nasen- und Augenschlelm- 
baut, in den Ohren verweilen können. Gegen diese Even- 
tualität, sowie gegen die allmählige, nur In unendlich klei- 
nen Mengen alltäglich stattfindende, aber im Laufe von Jah- 
ren sich doch summirende Aufnahme von Quecksilber möchte 
ich die Arbeiter geschützt wissen. Die schwere Löslichkeit 
der Quecksilberhaarsubstanzverbindung (bei dem jetzigen 
Stande der Uaarchemie ist nicht zu sagen, mit welcher Sub- 
stanz des Haares die Verbindung statttindet) dispensirt nicht 
vor Entiällung einiger Thätigkeit auf dem beregten Gebiete. 
Wir müssen das Löslichwerden der Verbindung für möglich 
halten, und diese Möglichkeit und die Gewissheit, dass die 
unverbunden eingetrockneten Quecksilbersalze löslich und re^ 
sorbirbar sind, verlangt unsere Thätigkeit. 

Ich habe nur 12 Arbeiter des fraglichen Gewerbes be- 
obachten können, von welcher einer 20 Jahre, andre 14, 
9 Jahre, einzelne erst einige Monate in demselben beschäftigt 
waren. Alle älteren Arbeiter hatten schwarze Zähne, 
besonders schwarze Schneidezähne, fast alle klagten darüber, 
dass ihnen das Zahnfleisch bei der leisesten Berührung blute, 
und dass sie durch den Staub, der bei der Rilzerarbeit sich 
entwickle, vielfach einen langwierigen Husten bekämen. Ich 
habe bei den genannten Arbeitern keine andern Krankheits- 
erscheinungen als die schwarze Färbung, besonders der 
Schneidezahne und atrophisches Zahnfleisch gefunden. Die 
Zahnreihen waren ziemlich vollständig und ziemlich frei von 
Caries. Gleichwohl behaupteten einige Arbeiter, öfter an 
Zahnschmerzen zu leiden. Ich glaube, es liegt nicht zu fem, 
die aulgeführten Erscheinungen auf den Quecksilbergehalt des 
Slaubes beim Klopfen und Bürsten der getrockneten gebeizten 
Felle zu beziehen. 

Die Arbeiter, die ich bei der Ausnihrung dieses Klopfens 
u. s. w. beobachten konnte, blieben mit dem Gesichte dem 
Arbeitsstücke fern genug, um nicht Staub zu inspiriren, auch 
weiss ich, dass das genannte Geschäft meist in den Höfen 
und nur selten in der Werkstatt selbst vorgenommen wird. 
Nicht immer mag das letztre Sachverhältniss stattfinden, und, 
wenn dann in der Woche einige Tausend gebeizte Felle 
in der Werkstatt selbst ausgeklopft und gebürstet werden, 
muss die quecksilberhaltige Staubschicht auf dem Fussboden 
und den umherliegenden andern Arbeitsstücken bedeutend 
genug werden, um auf die verschiedenste Weise massenhaft 
aulgewirbelt und inspirirt werden zu können. 

Nach dem Vorstehenden liegt die Sache nicht ganz so 
glatt, wie sie den französischen Forschern erscheint, und 
möchte ich den Polizeibehörden rathen, zur Verhütung der 
Beschädigung der Haarschneider folgendesin Betracht zu 
ziehen: 

1) Der Zusatz von arseniger Säure zur Beize, wel- 
cher erfahruDgsmässIg völlig überflüssig und nur ein techno- 
logischer mittelalterlicher Zopf ist, kann ohne Störung des Ge- 
werbes verboten werden; überflüssig ist das Verbot nicht, 
weil noch viele Meiste des Gewerbes an alten Vorschriften 
hängen. 

2) Man kann die trocknen gebeizten Felle nicht In ge- 
schlossnem Kasten durch mechanische Vorkehrung auflockern: 
die Felle sind zu steif dazu. Die Arbeit kann aber auch mit 
der Hand so gemacht werden, dass sie kaum schaden kann. 
Sie darf dazu vor Allem niemals in der Werkstatt selbst, 
sondern muss immer Im Freien gemacht werden; so bleibt 
jener der Quecksilberstaub völlig fern. Man sage ferner den 
Arbeitern, dass das genannte Stadium ihrer Arbeit 
das einzig wirklich gefährliche ist, und dass sie 
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gich bei demselben vor Stanbinspiration sehr vorsichtig zu be- 
wahren haben. Sie wissen das bis jetzl nicht, wer- 
den Ihre Arbeit aber sehr gut den Forderungen der Hy- 
ßene einzurichten wissen, wennjhnen die Bedeulsamlielt be- 
innt ist. 

Gegen den blossen Haarstaub , so wie den von einge- 
troclineten Blute u. dgl. Ist für jetzt Nichts anzufangen. Ohne 
alle Bedeutung können auch diese Staubarten, welche die 
Haarscbneider wirlilich In Masse einathmen, selbst für die 
ffesttndeste Constitution nicht sein. Wie mancher Tuber- 
Kulöse mag aber in denselben ein frühes Ende gefunden 
haben I 

BtfliA. Aas den, von dem technischen Eisenbahnvereine des 
Könisi* Preuss. Handelsministerii veröffentlichten „Statistischen Nach- 
richten von den Preussischen Eisenbahnen," Bd. IV., enthaltend die 
Ergebnisse des Jahres 1856, Berlin 1858 bei Ernst und Korn (Gro- 

Jiios'sche Bach- nnd Runstbandlnng) entnehmen wir Über die im 
ahre 1850 auf den Preussischen Eisenbahnen vorgelcom- 
menen Tödtnngen nnd Verletzungen folgendes: Auf den 
18 vorhandenen mit einer Länge von 565,298 Meilen , einer Zahl von 
15810' für die Beförderung der Züge und der Bewachung der Bahn 
angesteUten Beamten , und einer Zahl von 15,617,059 Reisenden, 
welche zusammen 83,292,402 Meilen zurüclilegten , kamen um's Le- 
ben 3 Reisende, 23 Bahnbeamte, 40 Bahnarbeiter, 16fremde Personen« 
die nicht Passagiere waren, 8 Personen durch Selbstmord, zusammen 
90; nnd wurden verletzt 1 Reisender, 46 Bahnbeamte, 38 Bahnarbei- 
ter, 6 fremde Personen, die nicht Passagiere waren, 3 Personen, die 
den Tod freiwillig suchten, zusammen 94. Die Gesammtzahl der Ge- 
tödteten und Verletzten belief sich demnach auf 184. 

Vor einiger Zeit ist in mehreren öffentlichen Blättern die Angabe 
gemacht worden, dass eine hier allgemein bekannte Persönlichkeit, 
der Apfelweinhändler Petsch, berechtigt worden sei, seine 
Apfelweinkaren unter Beiziehung eines Arztes zu üben. Das Gerücht 
hatte darin seinen Grund, dass eine derartige Anordnung dem Ge- 
nannten durch den Staatsanwalt empfohlen worden war. In den letz- 
ten Tagen hat das Erscheinen des Petsch vor den Schranken des 
Criminalgerichtes , unter Anklage der Medizinalpfuscherei , erwiesen, 
dass demselben eine solche Berechtigung nicht zu eigen ist. Der 
Angeklagte haUe neuerdings in zwei Fällen den Apfelwein als Arz- 
nei verordnet. Von dem Staatsan walle wurde, unter Hinweis auf 
das Durchdrung:ensein des Angeklagten von seinem angeblichen Be- 
rufe, welches sich durch die Art seiner Vertheidigung bekundete, die 
Anklage auf Medizinalpfuscherei aufrecht erhalten. Der Vertheidiger 
suchte geltend zu machen, dass in den vorliegenden zwei Fällen die 
behandelnden Aerzte die von Petsch behandelten Patienten bereits 
anfgegeben hätten , daher die Schlussbestimmung des f. 199 des 
Strafges. Platz greife, die dahin lautet: Die Bestimmung (wegen Me- 
dizinalpfascherei) findet keine Anwendung, wenn eine solche Hand- 
lang in einem Falle vorgenommen wird, in welchem zu dem drin- 
gend nöthigen Beistande eine approbirte Medizlnalperson nicht her- 
beigeschafft werden kann. Der Gerichtshof trat der Ansicht des Staats- 
anwaltes bei, er sah in der Verordnung des Apfelweines das Unter- 
nehmen der Heilung einer Krankheit und verurtheilte den Angeklag- 
ten za 20 Tbk. Geldstrafe, eventuell 14 tägiger Gefängnissstrafe. 

iBMl Bügen. In dem S&g«in*sehen LandaalaMureth zu Bergen wur- 
den im Jahre 1857 96 Kranke behandelt. Die Zahl der Verpflegungs- 
tage belief sich auf 5317. Die Verpflegungskosten für jeden einzel- 
nen Kranken betrugen täglich bis zum I.Mai 6Sgr., von da ab 
5 Sgr. 6 Pf. Gehellt wurden 63, gebessert 5, ungeheiU entlassen 2, 
es starben 11. Die durchnittliche Dauer der Kur war auf der medi- 
zinischen Abtheilung 38 Tage, auf der chirurgischen 79ViTag.e 

Arnsberg. Eine zum Schutse der Fisehvemehnmg von unserer 
Regierung eriassene, aber auch in sanitätspoüzeilicher Beziehung heil- 
•ame Maassregel verdient die weiteste Nachahmung. Durch eine Po» 
lizeiverordnnng hat dieselbe: 

Das Fangen und Tödten der Fische und Krebse während der 
nachiolgend bestinynten Schonzeiten in allen öffentlichen und Privat- 
flflssen verboten. 

Die Schonzeit umfasst : a) für die Hechte die Monate März and 
April; b) für die Forellen die Monate October, November, December 
nnd Januar; c) für die Aeschen die Monate März und April; d) für 
die Barben die Monate April , Mai und Juni ; e) für Weissflsche die 
Monate April und Mai; f) für alle übrigen Fische mit Ausnahme der 
Maipieren, sowie für Krebse den Monat Mai; g) das Fangen und 
Tödten der sogenannten Maipieren oder Maigresen ist nur in den 
Monaten Mai und Juni erlaubt. 

Wenn das Fangen der Fische, namentlich der Forellen, nur zn 
dem Zwecke geschieht, um dieselben in ein anderes Wasser zu ver- 
setzen, so ist dasselbe auch während dieser Schonzeiten zwar erlaubt, 
es bedarf dazu jedoch in jedem Falle einer besonderen ortspolizeili- 
chen Genehmigung. Der Verkauf von Fischen und Krebsen aus öf- 
fentlichen und Privatflüssen ist während der beireffenden Schonzeiten 
verboten. Zum Verkauf von solchen Fischen und Krebsen, die in 
Seen , Hähern , Teichen und ähnlichen geschlossenen Gewässern ge- 
fangen sind, bedarf es während der Schonzeiten einer polizeilichen 
Bescheinigung, dass die zum Verkauf gebrachten Fische und Krebse 



in solchen Privatgewässem gelangen sind. Die Anwendung betän- 
bender Köder und Mittel als Cockelkömer, nux vomica. Lauge, Kalk 
u. s. w. zum Fangen von Fischen und Krebsen ist verboten. Die 
Maschenweite der zum Fischfang zn gebrauchenden Netze darf nicht 
unter 1 Quadratzoll betragen. Nur zum Fangen der sogenannten Mai» 

Sieren oder Maigresen (f. 1 11t. f.) können auch enger gemasebte 
[etze gebraucht werden. Die bereits vor dem 1. Januar 1858 ango* 
fertigten Netze von geringerer Maschenweite dürfen, sofern die letz- 
tere wenigstens V4Z0II beträgt, bis zum I.Januar 1863 fortbenutzt 
werden. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe von einem bis 
zu zehn Thalein bestraft. Ist die Contravention zur Nachtzeit began- 
gen , so tritt Geldstrafe nicht unter 5 Thlr. ein. Die Nachtzeit umfasst 
für die Zeit vom 1. October bis 31. März die Stunden von 6 Uhr Ab*endfl 
bis 6 Uhr Morgens , und für die Zeit vom 1. April bis 30. September 
die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens. Rflcksichtlich des 
sogenannten Flachsröstens verbleibt es bei den Bestimmungen der 
Amtsbiattsbekanntmachung vom 16. September 1826 und rücksichtlich 
des Haltens von Enten auf öffentlichen und PrivalflÜssen bei den Be- 
stimmungen der S|. 188 und 189 Thi.I. Tit. 9 des AUgem. Landrechtt. 

Die Bterbeliste von Wim ergiebt für den Januar d. J. 1973 To* 
desfälle. (957 m. 933 w.), todigeboren 83 (48 K. 35 M); 732 Per- 
sonen starben vor dem 1. Jahre, 114 starben im 1. — 4., 44 im 4. — 
10., 80 im 10.— 20., 493 im 20.— 40, 243 im 40.— 60., 240 im 
60. — 80., 36 im 80.— 90. Jahre; 8 wurden über 100 Jahr. 

Es starben an Blattern 18, an Schlagfluss 18, an Herzkrankhei- 
ten 27, an Wassersucht 40, an Typbus 102, an Lungenentzündung 
106 und 485 an andern Lungenkraokheiten. 

Die amtliche Oebuta- und Sttrbeliste von Berlin ergibt lür den 
Monat Januar d. J. 1441 Geburten (730 K. und 711 M.), 297 Traann- 
gen nnd 1214 Todesfälle (647 m. 567 w.) Unter den Geburten 17mal 
Zwillingsgeburten. Unehelich wurden geboren 225 (114 K. IHM.) 
Von den Verstorbenen waren 631 unter und bis 15, und 583 über 
15 Jahre alt. Im ersten Lebensjahre starben einschliesslich der Todt« 
gebomen 421 Kinder. Es starben durch Todtgeburten 78, durch Un- 
glücksÄlle 9 , durch Selbstmord 1 1 , durch Alterschwäche 53 , dareh 
Krankheiten 1063 nnd zwar insbesondere: Lebensschwäche nach der 
Geburt 50 , während des Zahnens 6 , gastrische und nervöse Fieber 
49, im Kindbett 24, Hirnentzündungen 46, häutige Bräune 23, Ent- 
zündungen der Brustorgane 139, Entzündungen der Unterleibsorgane 
19, Lungenkatarrh 23, Grippe 5, Pocken 17, Rosa 6, Scharlach 5, 
Masern 4, Stickhusten 2, Kröpfe 85, Wassersucht 41, Schlagflüsse 
93, Lungenlähmung 54, Schwindsucht und Abzehrang 224, Durch- 
fälle und BrechdurchiäUe 6, Krebs 6. 

Ptnonalehronik. Preu9$en, Ernannt: Oberstabsarzt Dr. Weg- 
ner zum Leibarzt des Prinzen und der Prinzessin Friedrich Wilhelm 
von Preussen. 

Niedergelassen: Die prakt Aerzte Dr. Block in Trier und 
Dr. Bernegau in Rheinberg. Apotheker I. Kl. hat die Kneupersche 
Apotheke in Lahde , Apotheker U. Kl. dfe Witting'sche Apotheke in 
Höxter, der Apotheker Conrath die Scholl*sche Apotheke in Bl»- 
menthal gekauft. 

Orden: Oberarzt Bagetto in Gibraltar in Anerkennung der 
den Verwundeten der Corvette Danzig geleisteten Dienste den Rothen 
Adlerorden IV. Kl. ; Oberstabs- und Regimentsarzt Dr. Nfitten den 
Roth^ Adlerorden IV. Kl. 

Gestorben: Der Generalarzt Dr. Sommer in Breslau, Dr. 
Marbach in Schmiedeberg. Departementsthierarzi Ripke in Posen, 
Dr. Schnikelin Sweichl 

Vacant: Die Kreisthierarztstelle des Camminer und Greiffenber- 
ger Kreises. Bewerbungen innerhalb 6 Wochen bei der Königl. Regier, 
za Stellin. 

Das Königl. Stadtgericht macht dem, seinem gegenwärtigen An* 
fenthaltsorte nach unbekannten Dr. med. Wilhelm Krüger, Sohn 
des zu Blankensee verstorbenen Chirurgen 0. Krüger, bekannt, dasa 
derselbe in einem Testament mit einem Legate von 2000Rthir. be» 
dacht worden ist.' 

Die Stelle eines promovirten prakt. Arates in einem belebten Ort 
ist zu besetzen ; eine Apotheke Beriins verkäuflich, Apothekergehülfen- 
Stellen in Berlin und ausserhalb sind vacant. 

Anlegung einer Apotheke. Es ist beschlossen worden, ei- 
nem geeigneten Apotheker die Concession zur Anlegung and Ver- 
waltung einer Apotheke in dem Flecken Ffirstenwerder, Kreis Prenz- 
lan, zu ertheilen. Bewerber um diese Concession haben ihre Gesuche 
binnen vier Wochen , bis zum 5. April c. , bei uns einzureichen und 
ein vollständiges curriculum vitae, ihre sämmtlichen Lehr- nnd Servir- 
Zeugnisse, ihre Approbation, so wie einen beglaubigten Nachweis 
ihres Vermögens beizufügen. Potsdam , 26. Febr. 1858. Rgl. Reg. 

Bayern, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. von Hösle zum Ge- 
richtsarzt in Memmingen und Dr. Red enb ach er zum prakt Arzt in 
herze nn. 

Unnnover. Orden: Obermedizinalrath Dr. de Leuv in Gräf- 
rath das Ritterkreuz des Ordens Karls 111. 

Sachten. Die durch das Ableben des Dr. Funke nöthig ge- 
wordene Interimsverwallong der Bezirkslhierarztstelle zu Döblen durch 
den Bezirksthicrarzt Zopf ist erledigt. 

Coburg. Dr. med. Friedrich Berger die Erlaubniss zur 
ärztlichen und geburtsbülflichen Praxis mit dem Anweis seines Wohn* 
ortes in Coburg. 
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Preiuaen. 

Das Verhalten der Kreispbysiker bei dem Verkaufe 
von Gebeimmltteln betr. 

Auf die Einffabe v. 7. d. M. eröffne ich Ihnen , dass Sie 
nicht befugt sfna, den Verkauf sogenannter Geheimmitlel in 
Ihrem Amtskreise selbstständig zu inbibiren. Die Circular- 
verHlgung v. 7. Nov. Iö48, auf welche Sie sich berufen, ver- 
pflichtet die Kreisphysiker nur auf die ergehenden Ankündi- 
fangen, oder die ohne vorherige Ankündigung stattfindenden 
ericäufe von Geheiromitteln aufmerksam zu sein und die vor- 
kommenden Uebertretungen zur Rüge zu bringen, nicht 
aber die Ankündigungen oder Verkauf durch eigenes polizei- 
liches Einschreiten, wozu die Kreisphysiker nicht befugt sind, 
zu verhindern. Sie haben Sich daher in Zukunft hienach zu 
achten. 

Berlin, den 27. Februar 1858. 

Der Hinister der gelstl.-, Unterr.- und Medizinalangei. 

Im Auftrage gez. Lehnert. 

An den Kgl. KreisphysiKUs Herrn Dr. N. zu N. 

Bekanntmachung. Die Schutzpockenimpfuug betr. 

Bei der ausserordentlich zunehmenden Verbreitung der 
Menschenpocken, welche glücklicherweise grösstenthells in 
ihrer modifizirten Form aultreten, erachtet das Polizeipräsi- 
dium es für nothwendig wiederholt daran zu erinnern, dass 
die Schutzpockenimprungen der Kinder, sobald diese nach 
ärztlichem Ermessen in impflahigem Alter sich befinden, von 
den betreflTenden Eltern, Vormündern und Pflegern nicht ver- 
absäumt werden. Wenn allerdings die Impfung vor den 
Pockenerkranicungen nicht immer schützt, so steht doch er- 
fahrungsgemäss lest, dass sie fast ohne Ausnahme den ge- 
fährlichen Verlauf dieser Krankheit mildert und ihre Todesge- 
fahr abwendet. Die Sterblichkeit der im vorigen Jahre In 
Berlin an den Pocken erkrankten Personen, welche früher 
geimpft waren, betrug nur 4pCt., die der imgeimpften Er- 
krankten dagegen 22 bis 23 pCt. und die Sterblichkeit soir 
eher Erkrankten, deren Impfung mit Sicherheit nicht anzu- 
nehmen war, 14 pCt. Noch auflallender gestaltet sich der 
Unterschied der Sterblichkeit geimpfter und nicht geimpfter 
Personen bei den Kranken des hiesigen städtischen Pocken- 
lazarethes. Von 200, seit der Erömiung bisher aufgenom- 
menen Kranken waren 193 geimpft und 7 nicht geimpft; von 
jenen starben 4 ; von den 7 nicht geimpften Individuen aber 
starben ö, und hierunter fanden sich insbesondere 4 Kinder 
In den ersten Lebensjahren, welche unter den grässlichsten 
Qualen der Krankheit unterlagen. Diese Thatsachen, welche 
gewiss geeignet sind, die Schutzkraft der Kuhpockenimpfung 
zu bestätigen und die in neuerer Zeit hier und da laut ge- 
wordenen Einwendungen ffegen die Impfung zurückzuweisen, 
mögen allen Denen zur Warnung dienen, welche absichtlich 
oder aus Nachlässigkeit ihre Kinder und Pflegebefohlenen der 
Impfung bisher enizogen haben. 

Aber auch den bereits geimpften und bisher nicht, oder 
wenigstens seit mehreren Jahren revaccinirten Personen wird 
die wiederholte Impfung angelegentlich empfohlen. Zugleich 
ersucht das Polizeipräsidium sammtlicho Mediclnalpersonen, 
ihrerseits zur Förderung der Impfungen und Revacclnationen 
nach Kräften mitzuwirken, und sollten selbst Aerzte die Wirk- 
samkeit der Impfungen bezweifeln, so empfiehlt ihnen das 



Polizeipräsidium, die in dem städtischen Pockenlazarethe ge- 

Senwärtig sich darbietende Gelegenheit zur eigenen Prüfung 
er Sachlage nicht ungenutzt vorübergehen zu lassen. 
Berlin, den 4. März 1858. 

Kgl. Polizeipräsidium. Freih. von Zedlitz 

Bayern. 

Verfertigung zum Verkaufe kosmetischer Mit- 
tel betreffend. Staatsministerium des Handels und deröflent- 
Uchen Arbeiten. 

Dem vormaligen Buchhalter Nickolaus Gagel zu Nürnberg 
wird hiermit entsprechend seiner Bitte die Bewilligung ertheii^ 
nachstehende kosmetische Mittel zu verfertigen und im Um- 
fange des Königreiches zu den angegebenen Preisen zu ver- 
kaufen: 1) Athinson's RosaCold Creem, 2) Pomade glaciaie. 
3) Chinapomade, 4) Eau de Cologne, 5) Cosmetique blond 
et noir, 6) Huile de Macassar, 7) Huile antique de Jasmin, 
8) Huile antique de Reseda und 9) Königsräucherpulver. Die 
Verkaufsankündigung hat sich nicht über die Bezeichnung der 
Mittel und Angabe der Preise auszudehnen etc. etc. etc. 

Hünchen, 19. Januar 1858. 

Auf Seiner Königlichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 

V. d. Pfordten. 

Sachsen. 

Den Hufbeschlag betr. 

Da eine nicht anbedeutende Anzahl von Schmiedegesel- 
len die durch die Verordnung vom 16. April 1856, den Huf- 
beschlag betreffend (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 49), 
eingeführte Prüfong bei der Thlerarznelschuie schon vor dem 
I.Januar d. J., als von welchem Tage an die gedachte Ver- 
ordnung erst in Kraft getreten ist, mit der Censtu* I. bestan- 
den hat, so erscheint es zu genügender Erreichung des 
Zweckes, weldier mit den durch die Generalverordnung der 
Königlichen Krelsdirection vom 16. Februar 1857 (Kreisblatt 
Nr. 29) angeordneten halbjährigen Anzeigen der Verwaltungs- 
obrigkeiten verfolgt wird, nothwendig, dass bei der ersten 
dieser Anzeigen auch diejeniffen Schmiede mit berücksichtigt 
werden, welche bereits vor dem I.Jan, d. J. die mehrberegle 
Prüfung mit der ersten Censur bestanden und vor dem ge- 
nannten Termine als Schmiedemeister sich niedergelassen 
haben« 

Den obgedachten Verwaltungsbehörden wird Solches auf 
Anordnung des Königlichen Ministerii des Innern zur Nach- 
achtung mit dem Bemerken hierdurch bekannt gemacht, dass 
die erste Prüfung der fraglichen Art bei der Thierarzneischule 
am 28. November 1856 stattgefunden hat. 

Leipzig, 18. Februar 1^8. 

Kgl. Krelsdirection. von Burgsdorf f. 

QroBshenogthiun Mecklenburg- Schwerin. 

Die Lungenseuche des Rindviehes betr. 

Friedrich Franz etc. Wir finden Uns veranlasst, dem 
S. 3. Nr. 2 a Unserer Verordnung vom 1 . Julius v. J. , betref- 
fena die Lungenseuchc des Rindviehs, nach hausvertragsmäs- 
siger Communicatlon mit Sr. Kgl. Hoheit dem Grossherzoge 
von Mecklenburg-Strelitz und nach stattgehabter Verhandlung 
mit Unseren getreuen Ständen, nachträglich die Bestimmung 
hinzuzufügen : 
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dass den Besilzern von nur einem Haupte Rindvieh in 
dem dort boziellen Falle der volle Beirag des beregten 
Durclisclinittspreises erstattet werden soll. 
Diese Verordnung ist auch auf die bereits im vorigen 

Jahre zu Hoikendorf undNirgleve in solcher Weise getödteten 

Tagelöhnerkühe anzuwenden. 

Schwerin am 9. Februar 1858. 

Gegeben durch Unser Slaatsministeriuni. 

Friedrich Fcanz. ^ . ^^ „ * 

v. Schröter, v. Brock. 

HerBogthmn Sachsen- Altenbnrg. 

Zufolge höchsten Rescripts vom 30. Januar d. J. ist zwi- 
schen der hiesigen und der Kurfürstlich Hessischen Staatsre- 
gierung mittelst Notenaustausches eine Uebereinkunft wegen 
regelmassiger gegonseiliger und zuar gänzlich kostenfreier 
Mitlheilung von amtlichen Todtenscheinen der in dem 
Gebiete des einen Staates verstorbenen Unterthanen des an- 
dern Staates abgeschlossen worden. 

l£s werden daher die sämmtlichen Pfarrämter des Landes 
hiermit angewiesen, in jedem Falle, wo ein Kurfursllich Hes- 
sischer Unterthan in ihrer Parochie verstirbt, kostenfrei einen 
bezüglichen Todtenschein amtlich auszufertigen und zur Wahr- 
nehmung des weiter Erforderlichen anher einzusenden. 

Allenburg, den 10. Februar 1858. 

Herzoglich Sachs. Konsistorium. F. Lilien er on. 

Henogthiun Cobiirg. 

Vergiftung der Ratten betr. 

Zur thunliclisten Verminderung der in den meisten Häu- 
sern dermalen wieder besonders vermehrten Ratten macht 
sich die Wiederholung der früher bereits mitErfolff mehrfach 
angewandten allgemeinen Vergiltungsmassregel nölhig. 

Wir fordern daher die hiesigen Einwohner zu gleichzei- 
tigem und ausnahmslosen Aufsetzen von Phosphorlatwerge auf. 

Damit das Unternehmen geregelt und unter Anwendung 
ganz frischer und um deswillen vorzugsweise wirksamer Lat- 
werge ausgeliihrt werde , wird Folgendes bestimmt und zur 
allgemeinen Kenntniss gebracht. 

1) Die Aulsetzung des Rattengiftes findet an folgenden 
Taffen statt: Donnerstag, den 21. d. M., Freitag, den 22. 
d. M., Montag, den 25. d. M., Dinstag, den 26. d. M. 

2) Jeder Hausbesitzer übernimmt die Fürsorge dafür, 
dass von seinen sämmtlichen Miethleuten so gut als von ihm 
die Aufstellung des Gilles bewirkt wird. 

In den Canölen der Stadt und in den städtischen Gebäu- 
den erfolgt die GiAaufstellung auf Rechnung der Stadtcasse. 

3) In beiden Apotheken ist frisch bereitete Phosphorlat- 
werge vorräthig. Sie wird in Büchsen zu 6 kr. und an er- 
wachsene Personen, welche ein kleines irdenes Getass mit- 
briny^en, auch in kleineren Portionen bis zu Einem Kreuzer 
herao, abgegeben. 

4) Damit die Allgemeinheit der Ausführung der Massre- 
gel controlirt werden kann, wolle Jeder, der Phosphorlat- 
werge in der Apotheke abholen lasst, ein Zettelchen abgeben 
lassen, welches seinen Namen und die Hausnummer seiner 
Wohnung enthält. 

5) Es ist rathsam, an der Stelle, wo die Aufstellung der 
Phosphorlatwerge beabsichtigt wird, eiidge Tage zuvor Mehl 
auszustreuen. 

Wir sehen uns der HolTnung hin, dass Jedermann zum 
Crelingen des gemeinnützigen Unternehmens eifrigst mitwirken 
werde. 

Coburg, den 1 .Januar 1858. 
Magistrat der Herzogt. Residenzstadt. Oberländer. 

Sohwanborg -SondorshausexL 

Verordnung, die Ausstellung eines Todtensch eines 
beim Ableben eines Auslanders betrefTend vom 26. Januar 
1858. 

In Uebereinstimmung mit der in mehreren anderen Staa- 
ten bestehenden Einrichtung verordnen wir Folgendes: 

S. 1. Die Gcistliclien und alle diejenigen Personen, 
welche zur Ausstellung von Todtenscheinen ermächtigt sind, 
haben, wenn in ihren Bezirken ein Ausländer ohne Hin. er- 
lassung hierländischor Leibeserben verstirbt, bei 5 Thaler 
Strafe, innerhalb vier Wochen nach dem Sterbelalle, unauf- 

Sefordert und unentgeldlich , einen, die Angabe des vollen 
amens, des Alters, Standes oder Gewerbes und des letzten 
Aufenthaltsortes enthaltenden Todtenschein in gehöriger Form 



auszustellen und denselben an die Polizeibehörde des Ortes, 
wo das Ableben erlolgte, abzugeben. 

§. 2. Die Ortspolizeibehörde hat das, was ihr sonst 
über die einschlagenden Verhäimisse des Verstorbenen etwa 
noch bekannt ist, dem Todtenscheine beizufügen und densel- 
ben, mit ihrer Unterschrift und ihrem Amtssiegel versehen, 
baldigst an den Fürstlichen Landrath abzugeben. 

S. 3. Vom Fürstlichen Landrathe ist der Todtenschein 
mit dem Atteste „dass derselbe von der zur Ausstellung be- 
fugten Person ausgestellt sei'' an das Fürstliche Ministerium 
zur Weiterbeförderung kosten- und stempelfrei einzusenden. 

Sondershausen, den 26. Januar 1858. 
(L. S.J Fürsll. Schwarzb. Ministerium. v. Eisner. 

Füntenthum Beoss. 

Ausstellung von Leichenpässen. 

Mit Höchster Genehmigung Sr. Durchlaucht des Fürsten 
wird hierdurch im Anschluss an die Gesetzgebung der Nach- 
barländer wegen des Transports der Leichen im Inhuide, so- 
wie in oder durch das Ausland und wegen der Aussteikiiif 
von Leichenpässen Folgendes verordnet: 

S. 1. Zur Weglührung einer Leiche von dem Sterbe- 
orte behufs der Beerdigung oder Beisetzung an einem, einer 
andern Parochie gehörigen Orte ist die schriftliche Erlaubniss 
der zuständigen Behörde (Lelchenpass) erforderlich. 

§. 2. Die Ausstellung des Leichenpasses hat bei Trans* 
porten von Leichen des Landes durch das Landrathsamt des 
Bezirks zu erfolgen. 

S. 3« Der Transport einer Leiche ist nur unter der 
Voraussetzung statthaft, dass demselben medizinalpolizeiliche 
Bedenken nicht entgegenstehen. Darüber, ob diess der Fall 
sei, hat der Physikus des Bezirks zu kognosziren. 

Dem Gesuche um Ausstellung eines Leichenpasses ist 
daher ein Physikatszeugniss darüber beizuHigen , dass der 
Transport der fraglichen Leiche an und flir sich oder wenig- 
stens unter Anwendung gewisser, begebenden Falls genau 
anzugebender Vorsichtsmassregeln unbedenklich sei. 

f. 4. Beim Transport von Leichen solcher Personen, 
welche an ansteckenden Krankheiten gestorben sindy ist, so- 
weit ein solcher von dem Physicat überhaupt lür zulässig er- 
achtet wird, den sämmtlichen kompetenten Verwaltungsstel- 
len der von der Transportroute betroffenen Staaten rechtzeitig 
Kenntniss zu geben. 

$. 5. Wird eine Leiche Behufs der Beerdigung oder 
Beisetzung an einem andern Orte aus der Parochie des Ster- 
beortes weggeführt, so sind die gesetzlichen oder herkömm- 
lichen Funeralgebühren in der letzteren nur dann zu entrich- 
ten, wenn der Verstorbene dieser als Parochian angehörte^ 
und es steht in solchem Falle, wenn die Funeralgebünren an 
dem Orte nach verschiedenen Klassen erlegt werden, die Wahl 
der Klasse denjenigen zu, welche die Beerdigung zu veran- 
stalten haben. 

Auch wenn der Sterbeort nicht die ordentliche Parochie 
des Verstorbenen war, ist gegen Entrichtung der gesetzU- 
chen oder herkömmlichen Gebühr der Todesfall in das Kir- 
chenbuch des Sterbeorts einzutragen. 

In den Kirchspielen, welche der Leichentransport be* 
rührt, sind, wenn nicht besondere kirchliche Funktionen aus- 
drücklich in Anspnich genommen werden, keinerlei Gebüh- 
ren an Geistliche oder Kirchendiener zu entrichten. 

Gera, den 7. Januar 1858. 

Fürstl. Reuss-Plauische Regier, v. Geldern. 



Bemerkungen 

zu dem, auf Veranlassung des Königl. Preuss. Ministerii der 
Geisti-, Unlerr.- und Mtdioinalangel. ausgearbeiteten Entwurf 
eines neuen Regulatives, betrefTend die sanitütspolizeilichen 
Massregcln gegen ansteckende Krankheilen und cegen bös- 
artige, aui Menschen übertragbare Thierkrankheiten. 

Der in Nr, 7 u. ff. des vorigen Jahrganges des Archives 
milgetheilte Entwurf hat drei Hauptabsclinilie: allgemeine 
Bestimmungen, spccielle Bestimmungen und eine Desin- 
fectionsanweisung. Die allgemeinen Bestimmungen 
sollen sich auf die ansteckenden Krankheiten überhaupt be- 
ziehen: sie sind indess grosscntheils solche, die nur für epi- 
demisch verbreitete, ansteckende Krankheilen Geltung finden. 
Schon der im §. 1 gebrauchte Ausdruck „Ausbruch anstecken- 
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der Krankheften'' deotet daraut hin. Ebenso die In den nächst- 
folgenden SS* enthaltenen Bestimmungen wegen Errichtung 
der Süniliilskommlssionen (8S.«i— 5; und diebesUmmung des 
$.7, wonach die Polizi ibchöi de von dem Vorhandensein ei- 
ner ansteckenden Krankheit der vorgesetzten Behörde Anzeige 
machen soll, üas Alles kann augensciieinlich nur aui Epi- 
demleen bezogen werden, eine Annahme, die durch den %.6^ 
welcher von „solchen Epidemieen*' zu sprechen lortlährt, 
wiewohl bis dahin Epidemieen nicht genannt sind, bestätigt 
wird. Erst die Bestimmungen der dann iolgenden SS; lassen 
sich auf ansteckende Krankheiten überhaupt beziehen. Unstrei- 
tig lag eine grosso Schwierigkell lür Aulsteliung allgemeiner 
Bestimmungen darin, dass es sich um zwei völlig verschie- 
dene Kategorieen ansteckender Krankheiten handelt, die Eine^ 
deren Ansteckung durch örtliche und unmittelbare Ueberlra- 
gung geschieht, und die daher epidemisch nicht aultreten, 
wie Krätze, Syphilis und die aut Menschen übertragbaren 
Thierkrankheiten, und die Andern, deren Kontagien von der 
almosphärisclien Lult getragen werden kann, und wo daher 
eine ipidemische Verbrdlung beobachtet wird, wie bei der 
Cholera, den Pockim und den Nervenfiebern. 

Man kann diese Schwierigkeit am leichtesten beseitigen, 
wenn man zunächst solche allgemeine Bestimmungen aulslelit, 
die unbedenklich lür beide Kategorien passen, wie die Pflicht 
der polizeilichen Meldung, das amtliche Einschreiten der Po- 
bzci, die Hervorziehung der Kommunen zu den erforderlichen 
Mitteln, und wenn man dann am Schlüsse des allgemeinen 
Theiles das Verjähren folgen liisst, welches bei epiaemischer 
Verbreitung ansteckender Krankheiten zu beobachten ist, wo- 
bei dann eben auch die Bestimmungen über Sanitalskommis- 
sionen ihre Stelle tinden werden. 

Mit Bezug auf die Einzelnheiten der allgemeinen Bestim- 
mungen dürite zu bemerken sein: 

Zu S- 3. Die Motive und der Entwurf finden sich über 
die Funktionen der Sahitatskommissionen nicht in Ueberein- 
Btimmung. Die ersteren wollen, dass die Kommissionen der 
Polizeibehörde ralhend zur Seite stehen und die Verwendung 
der requirirten Gelder kontrolliren, jedoch an der Austührung 
der polizeilichen Massregein sich nicht betheiiigen. Der Ent- 
wurf dagegen verlangt Sanitätskommissionen zur Ermittelung 
und Fesistellung der von der Kommune zu beschafienden 
Mittel. Jedenlaüs würde durch den Entwurf den Sanitätskom- 
missionen zu viel eingeräumt werden; sie würde über das 
zu entscheiden haben, was die Polizeibehörde von der Kom- 
mune verlangen darf. Ueber die Ausschliessung der Sani- 
tätskommissionen von der bisher ihnen zugestandenen, aus- 
fuhrenden Wirksamkeit äussern die Motive, es sei erlährungs- 
gemäss unmöglich gewesen, den Kommissionen zugleich eine 
rathgebende und eine ausführende Wirksamkeit zuzugestehen, 
weil sie durch die letztere mit der Polizeibehörde, auf wel- 
cher selbstredend die Verantwortlichkeit tür die Auslührung 
aller sanitätspolizeilichen Massregein ruhen müsse, im Kon- 
flikt gerathen sein würde. DIess ist richlig, wenn man, wie 
diess in S« 6 des Regulativs von 1835 geschehen ist, die 
ausiührende Stellung der Sanitätscummissionen auf sanilätspo- 
Uzeiliche Funktionen ausdehnt. Dagegen ist es wohl mögüch 
und hat sich durch die hiesige vleljiihrige Ertahrung als 
nützlich, ja als unumgänglich nothwendig erwiesen, der Sa- 
nitätskommission die Auslührung, d. h. die BeschaiTung und 
Verwaltung der durch die Epidemieen erforderten, ausseror- 
dentlichen Einrichtungen aller Art zu überlassen. Beispiels- 
weise sind nothwendig: ein Bureau mit den ausreichenden 
Personal zur Führung der Listen etc., Krankenhäuser, Aerzie, 
DesJnfectoren, Desintectiousanstallcn;, Leichenhäuser, Trans- 
portmittel lür die Kranken u. s. w. Wenn die Sanitätskom- 
mission eine ausiührende Behörde nicht sein soll, so läljt die 
Beschaffung, Anordnung und Verwaltung aller dieser Einrich- 
tungen der Polizeibehörde oder dem Grmeindevorstande an- 
heim. Soll ^ie erstere mit den von der Kommune requirir- 
ten Geldnülteln Krankenhäuser verwalten u. s. w. und wie 
die Moiive angeben, von der Sanitätskommission sich kontrol- 
liren lassen? Die dabei unausbleiblichen Inkonvenieuzen wer- 
den durch eine magistralualische Verwaltung iwar vermieden; 
es würde hieraus aber wieder der Nachtheil hervorgehen, 
dass die Polizeibehörde von jeder unmittelbaren Einwirkung 
in die betreffende Verwaltung ausgeschlossen sein würde. 
Das Alles ist erfahrungsgemäss nicht leichter zu beseitigen, 
als durch Uebertragung der Verwaltung an eine Sanitätskom- 
mission, die jedoch nicht, wie der neue Entwurf verlangt^ 
ausser der Polizeibehörde steht, sondern die analog der bis- 
herigen Bestimmung aus der Polizei- und der Kommunalbe- 



hörde zusammengesetzt ist. — Man darf aber nicht die ge- 
sammte Kommission an der Ausführung der Verwaltung Theil 
nehmen lassen, sondern muss dazu einen Ausschuss bestim- 
men, der mindestens aus dem Polizei vorstände, einen Ma- 
gistratsdeputirken und einen Medicinalbeamten besteht. 

Dadurch wird , worauf es doch eben ankommt, die Aus- 
führung auf dem leichtesten und kürzesten Wege ermöglicht 
und jede Kollision vermieden werden. Nur die Berathungen 
über die einzuleitenden Massregeln g( hören vor das Plenum 
der Sanitätskummission. 

Aus dem Gesagten folgt auch, dass die Bildung von Sa- 
nitätskommissionen nur da anwendbar ist, wo eine Köpigl. 
Polizei ver\\ aliung exislirt. Wo dagegen dem Gemeindevor- 
stande ilie Polizei übertragen ist, bedarf es einer besonderen 
Sanitatskominission überhaupt nicht. 

Zu S« 4. Nach der vorstehenden Erörterung scheint es 
nothwendig, dass der Polizeivorstand, und resp. ein zweiter 
Beamter der Polizeibehörde Mitglied der Kommission sei. 

Zu S* 6. Abgesehen davon, dass das Ministerialrescript 
vom 2ö. Februar 1848 einzig und allein auf die Cholera, und 
nicht, wie die Motive des neuen Entwurfs annehmen, auf 
alle anstockende Krankheiten sich bezieht, scheint es noth- 
wendig, ausser den Aerzten auch den Gastwirthen die Ver- 
pflichtung der Meldung ansteckender Krankheiten zu belassen, 
weil durch Gasthäuser ansteckende Krankheiten am leichte- 
sten verbreitet werden (z. B. Rotz), und da ausserdem die 
speclelien Bestimmungen des neuen Ent\^urfes bei Thierkrank- 
heiten auf die Besitzer der Thiere zur Meldung verpflichte, 
so wird auch diese Bestimmung Im allgemeinen Theile er- 
wähnt werden müssen. 

Zu S- 7. Eine amiliche Feststellung ist nur da nöthig, 
wo die Krankheit zwellelhail ist. Nach dem Wortlaute des 
S. 7 könnte es sogar scheinen, als wenn nicht nur die erste, 
sondern auch alle folgende Fälle einer ansteckenden Krank- 
heit conslatirt werden müssten. — Die Bestimmung, durch 
wen die Fesistellung geschehen soll, kann übrigens der 
Verwaltungsbehörde um so mehr überlassen werde, als nicht 
allen, sondern nur den Kreispolizeibehörden Physiker zu Ge- 
bote stehen, und als eben doch in einer grossen Zahl von 
Fällen in Ermangelung des Physikus ein anderer Sachverstän- 
diger wird requirirt werden müssen. 

Die Bestimmung, dass die Bekanntmachung über den 
Ausbruch der Epidemieen dem Ermessen der betreffendeu 
Bezirksregierung überlassen werden solle, scheint im Gesetz 
überflüssig. 

Zu S* 8. Bei der Führung des Krankenjoumales ist die 
Angabe der Religion des Erkrankten nicht so zwecklos, wie 
die Motive des neueren Entwurfs annehmen, weil sie fiir die 
medicinlsche Statistik von Interesse ist. 

Zu S* 9- Das einzig entscheidende Moment für die Frage 
über das Verbleiben eines Kranken in seiner Wohnung ist 
vom polizeilichen Standpunkte aus die Ansteckungsgefahr. 
Der Kranke muss In eine Heilanstalt gebracht werden, wenn 
diess zur Verhütung der Ansteckungsgefahr nothwendig ist. 
Diess gilt eben so sehr bei epidemisch -kontagiösen Krank- 
heiten, wie es die Polizeibehörde ermächtigt, beispielsweise 
Syphilitische, von denen die Verbreitung ihrer Krankheit z\i 
türchten ist (Prostituirte), zwangsweise in Krankenhäuser zu 
bring! n. Der Wille dis FamiUenhauptes kann darüber nicht 
entscheiden. 

Zu S- 10. Es ist unbillig, den Arzt fiir Absonderung 
des Kranken, für Desinlektion u. s. w. verantwortlich zu 
machen. Die Polizeibehörde hat ihre diessfälligen Veriügun- 
gen an die betreffende Partei ergehen zu lassen und diese 
Ist dai:n bei Vermeidung der in §. b06 und S* 307 des Preuss. 
Stralg(>sctzbuches angedrohten Straten zur Nachachtung vcr- 
pflicl.tct. 

Zu §.11, 12 und 13. Die Bestimmungen wegen der 
Desluleciion und der Beerdigung können nicht auf alle an- 
steckende Krankheiten bezogen werden und müssen daher bei 
den einzelnen Krankheiten ihre Sielle finden. 

(Schluss folgi.) 



Deutsches Eoipital in Xonitantmopel. Durch den Jahresbericht des 
in der türkischen Hauptstadt bestehenden evangpelischen deutschen 
Wohllhätigkeilsvercin eihält die „Pr. C.** genauere Mitlheilungen über 
die Lage des von diesem Verein gegründeten „evangelisch-deut- 
schen Hospitals in Kons! an ttnopel,'* aus denen wir das We- 
sentlichste, wie folgt, mittheilen. Wie in allen Hospitälern der tür- 
kischen Hauptstadt, so war auch in diesem während de« abgelaufe- 
nen Jahres die Zahl der Verpflegten eine ungleich geringere gewe- 
sen, als in den vorangegangenen Jahren. Das evangehsch- deutsche 
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Hospital verpflegte im Jahre 1655 280 und im Jahre 1856 296, im 
vorigen Jahre aber nur 150 Kranke. Der Religion nach gehörten von 
den in der Jfingsten Periode Verpflegten 88 der evangelischen, 33 
der römisch-katholischen und 9 der griechisch-orthodoxen Kirche, 
1 der armenisch -katholischen und 1 der armenisch -schismattschen 
Konfession, 14 dem mosaischen Glauben und^dem 2 Islam an. Was 
die NaüonalitAt betrillt, so stellte auch im letztverflossenen Jahre 
Preussen das zahlreichsfe Kontingent , nämlich 22. Daneben stehen 
21 Neapolitaner , 18 türkische Unterthanen, 6 Angehörige der Donau- 
fürstenthümer , 16 Nordamerikaner, 10 Badener, lOBayern, QOester- 
reicher, 9Niederlfinder, 4 Skandinavier, 3 Hanseaten, 3 Dänen, 3 Schwei- 
zer, 3 Wurttemberger, 2 Griechen und je ein Hannoveraner, Engländer, 
Franzose und Belgier verzeichnet. Unter diesen Kranken .wurden 
9 unentgeldlich verpflegt, nämlich 7 Deutsche, 1 Nestorianer, 1 (blin- 
der) Grieche und 5 Kinder. Ausserdem empfingen in oder ausser 
dem Hospital mehr als 60 Kranke unentgeldlich ärztlichen Beistand 
und Medikamente. Der grösste Theil der letzteren Kategorie waren 
Israeliten , welche seit 2 Jahren aus Kertsch in der Krim nach Kon- 
sfantlnopol ausgewandert sind und in Konstantinopel Zuflucht gesucht 
haben. — Unter den Mitgliedern des der Fürsorge für das Hospital 
obliegenden Vereines hat im letzten Jahre ein grosser Wechsel statt- 
gefunden. In der Vereinshste des Jahres standen 260 Mitglieder, 28 
mehr als in der vorjährigen Liste; von jener Zahl sind aber über 
100 bereits wieder ausgeschieden. Im Hospital verpflegt wurden von 
den Mitgliedern selbst wahrend dieses Jahres 33, welche zusammen 
165 Tage im Hospital zubrachten. — Die ökonomischen Verhältnisse 
des Vereins lassen auswärtige Unterstutzungen noch immer in hohem 
Grade wünschen. Um seine Schulden oder wenigstens die Zinsen 
geliehener Kapitalien abttagen zu können, hat der Verein schon im 
letzten t}uartal des Jahres 1856 an die Regierungen aller Landestheile 
Deutschlands das Gesuch um Unterstützung gerichtet. Von 23 zu 
diesem Zweck abgesendeten Bittschriften waren bis jetzt 12 direkt 
oder indirekt und von diesen 10 in günstigem Sinne beantwortet 
worden. 

Königsberg. W. Die Königl. Regierung bringt den Medizinal- 
beamten unsteres Departements das Rescript vom 20. Januar 1853 in 
Erinnerung, nach walchem die Gutachten und AtteaU dar Xadiafaud« 
bMBitia enthalten sollen: 

1) die bestimmte Angabe der Veranlassung zur Ausstellung des 
Attestes, des Zweckes, zu welchem dasselbe gebraucht und der Be- 
hörde , welcher es vorgelegt werden soll ; 

2) die etwaigen Angaben des Kranken oder der Angehörigen 
desselben über seinen Zustand; 

3) bestimmt gesondert von den Angaben zu 2., die eigenen 
thatsäcblichen Wahrnehmungen des Beamten über den Zustand des 
Kranken ; 

4) die aufgefundenen wirklichen Krankheitserscheinungen; 

5) das thatsächlich und wissenschaftlich motivirte Urtheil über 
die Krankheit, über die Zulässigkeit eines Transports, oder einer 
Haft, oder über die sonst gestellten Fragen; 

6) die diensteidliche Versicherung, dass die Mittheiiungen des 
Kranken, oder seiner Angehörigen (ad 2) richtig in das Attest auf- 
genommen sind, dass die eigenen Wahrnehmungen des Ausstellers 
(ad 3. und 4.) überall der Wahrheit gemäss sind, und dass das 
Gutachten auf Grund der eigenen Wahrnehmungen des Ausstellers 
nach dessen bestem Wissen abgegeben ist. 

Ausserdem müssen die Atteste mit vollständigem Datum, voll- 
ständiger Namensunterschrift, insbesondere mit dem Amtacharakter 
des Ausstellers und mit einem Abdruck des Dienstsiegels verseben 

sein. 

Xftnitar. S. Für unsere Stadt Ist eine neue Baupolizeiord- 
nung erlassen worden, welche aus feuer- , bau- oder gesundheits- 
polizeilichen Rücksichten anordnet, dass sofern: „Schlachthäuser, 
Fleischläden, Lackfabriken, Kautschuk-, Wachs-, Stearin-, Wall- 
rathscbmelzereten und Lichtziehereieo, Knochenkochereien, Tbeer- und 
Terpentinkoehereien , Syrapfabriken , Kattun-, Seiden- und WoUen- 
druckereien , Färbereien , Sengereien und Appreturanstalten , Papier- 
vnd Pergamentfabriken . Siegellacklabriken, Holzessigfabriken, Destil- 
liranstalten, Laboratorien zu physikalischen (soll wohl heissen chemi- 
sehen) Präparaten, Darren aller Art, Räncherluunmern , Anlagen zur 
Anfertigung von Schwefelhölzem und Streichschwamm auch in klei- 
nen Quantitäten, Schwefelkammem , Wattenfabrik'en und Bettfeder- 
reinigungsanstalten, Bäcker- und Conditoröfen , Brennöfen für Töpfer, 
Thonpfeifen-, Stein- und (kmentbrennereien , Glühöfen aller Art, 
Schriftgiestereien, Niederlagen von animalischen Substanzen, bei wel- 
chen die Erzeugung einer Fäulniss stattfindet neu angelegt oder ver- 
ändert werden sollen, von dem Besitzer des Grundstückes die Geneh- 
migung hierzu von der Ortspolizeibehörde nachgesucht werden muss. 

Bayreufh« Nach einer Mittheilung der kgl. Regierung von Schwa- 
ben und Neuburg wurde durch rechtskräftigen Bescbluss des kgl. 
Landgerichts Schwabmünchen ein gewisser Johann Jakob Ruedy von 
Geichlingen, Cantons Schaffhausen in der Schweitz wegen medizini- 
scher Pfuschereien polizeilich bestraft, aus dem Landgerichtsbezirke 
Schwabmünchen für immer ausgewiesen und mittelst eines Schubes 
an seine Heimalsbehörde, die Direction der Polizei des Cantons Schaff*- 
hausen, überliefert. 

Da der Genannte ein ganz gefährlicher Pfuscher ist, welcher mit 
«schamloser Frechheit die sich ihm anvertrauenden Krauken um enorme 



Summen prellt, da femer die von ihm in Anwendung gebrachten 
Salben durch ihre scharfe Beschaffenheit leicht den schlimmsten Ein- 
fluss auf die Gesundheit seiner Opfer zu üben vermögen und da die 
Vermuthung besteht, dass Ruedy auch anderwärts sich einfinden 
möchte um seine medicinischen Pfuschereien auszuüben, so sieht sich 
die KönigL Reg. von Oberfranken veranlasst, sämmtliche Districtapo- 
Uzeibehörden von Oberfranken auf diesem medizinischen Pfuscher auf- 
merksam zu machen und auf denselben ein wachsames AugenmcÄ 
zu richten. 



Peraoaalehumlk. PreusMen. Der Kreisphysic. Dr. Heyland zu 
Guben und der prakt. Arzt Dr. Oswald in Berlin den Charakter ab 
Sanitätsralh. 

Ernannt: Der Oberstabs- und Regimentsarzt Dr. Rhenius v. 
8. Husarenregim. z. 29. Infanterieregim. versetzt. Stabs- und Bat.-Arzt 
Dr. Barth z. Oberstabs- und Regimentsarzt des 8. Husarenregim. , 
Assistenzarzt Dr. Ifl z. Stabs- und Bat.-Arzt des 3. Bat. (Mesehede) 
16. Ldw.-Regim.; Assistenzarzt Dr. Schmidt z. Stabs- und Bat.-Anl 
des 1. Bat (Frankftirt) 8. Ldw.-Regim., Assistenzarzt Dr Scheller s. 
Stabs- und Bat.-Arzt des 3. Bat. (Graudenz) 4. Ldw. -Regim. Der 
Charakter Assistenzarzt ist den im Reserve, resp. Landwehrverhältniss 
befindlichen prakt. Aerzten und Wundärzten Dr. Ohm, Dr. Samuel, 
Dr. Mücke, Dr. Sommer, Dr. Münnich, Dr. Wallstab, Dr. 
Brach verliehen worden. 

Der Abschied ist bewilligt dem Assistenzarzt Bange v. 7. Inf.- 
Regim.. Dr. Burkhardt v. 20., Dr. Krcuzwaldt und Dr. Wolf 
V. 148. Ldw.-Regim., den drei letzleren wegen zurückgelegten land- 
wehrpflichtigen Alters und erfüllter gesetzlicher Dienstpflicht. ' ^ 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Bernegau In Rhein- 
berg, Dr. Jung in Kaisers werth , Dr. Berg zu Bonn, Stabsarzt Dr. 
Neumann zu Saariouis, Wundarzt I. Kl. S c h e m m zu Mandel, Thierarzt 
IL Kl. J. Müller zu Wülfrath. Dem Apotheker J. Günther ist die 
Concession zur Führung der Apotheke in Neubfiderich , dem Apothe- 
ker Dorr mann zur Fortführung der Apothek*? zu Beuel ertheilt wor- 
den. In Nr. 8 desArchives ist der Name des Apothekers J. Schütz, 
dem die Concession zur Führung der Apotheke in Neuss ertheilt 
worden ist, durch einen Druckfehler mit J. Schmelz angegeben. 

Orden: Dem Regierungs- und Medizinabath Dr. Brefeld zu 
Breslau und dem Medizinalrath Dr. Pellengahr zu Münster denRo- 
then Adlerorden IV. KL 

Gewählt: Zu dirigirenden Aerzten des städtischen Lazarethes 
zu Danzig wurden Professor Dr. Pohl aus Greifswald und Dr. Stich 
ans Berlin. 

Gestorben: Der Geh. Hofralh Dr. Steinrüek zu Berlin 
Oberarzt Dr. Ho bürg zu Berlin, Apotheker Preuss zu Zirke, Stabs- 
und Bat.-Arzt Dr. Niese zu GreisQu , Kreisthierarzt Matz zu Grei- 
fen berg. 

Die Errichtung einer Apotkeke zu St. Tonis, Kreis Kem- 
pen. Nachdem der Herr Ober-lPräsident der Rheinprovinz die Errich- 
tung einer Apotheke zu St. Tonis, Kreis Kempen, genehmigt hat, for^ 
dem wir diejenigen befähigten Apotheker, welche sich um diese 
Concession zu bewerben wünschen, hierdurch auf, uns ihre Bewer- 
bung unter Beifügung ihrer Approbation, des Lebenslaufes und eines 
Zeugnisses der Ortsbehörde über ihre sittliche und bürgeriiche Füh- 
rung, nebst dem Nachweise des erforderlichen Vermögens zur Anlage, 
binnen zwei Monaten einzureichen. Düsseldorf, den 27. Februar 1858. 
Königl. Regier. 

Bayern. Ernannt: Zu Regimentsärzten die Bat -Aerzte Or 
Loe und Dr. Beck, zu Bataillonsärzten die Unterärzte Dr. Zirn- 
gibl, Dr. M. Kloster und Dr. C. Lösch, zu Unterärzten Dr. C. 
Kunz, Dr. J. Müller und Dr. E. SchiestL 

Versetzt: Der Regimentsarzt Dr. L. Willhalm zum 6. Inf.- 
Regim., die Unterärzte Dr. J. Frank zur Commandantschaft Würz- 
bürg, Dr. F. Albert zum 5. Chevauxlegersregim. , Dr. A. Buchet- 
mann zum 3. reit. Art. Regim., Dr. A. Markhart zum 12.1nf. Re- 
gim., Dr. C. Henke zum 7. Inf. Regim., der prakt. Arzt Dr. H* 
Fischer zum prakt. Arzt jn Remlingen. 

Gestorben. Der Cantonsphysikus Dr. D. George -in Ober- 
moschel. 

Sackien, Gestorben: Medizinalrath Dr. Grein er in Eisen- 
berg, Apotheker Scheidthaner in Weissenberg. 

Baden. Ernannt: Der charakterisirte Regimentsarzt Waller- 
stein zum wirkl. Regimentsarzt. 

Versetzt: Regimentsarzt Dr. Beck vom Art. Regim. zum 
2. Füsel. Bataill. 

Mecklenfturg' Schwerin. M. C. F. Borchert aus Neubran- 
denburg zur Ausübung der Thierarzneikunst für die Dauer seiner 
Ansässigkeit in Waren für befähigt erklärt. 

Aitkali' Bernhurg. Dem Medizinalrath Dr. Würzler In Bem- 
burg die Bitlerinsignien 11. Kl. vom Herzogl. Anhalt-Gesammth.-Orden 
Albrechts des Bären verliehen. 

Hamburg. Der Senat hat den Dr. med. et chir. G. Heibert 
zum ärztlichen Mitgliede des Gesundheitsrathes für die Chirurgie er- 
wählt. 

Zur Kaehrioht. Wir ersuchen unsere geehrten Correspondenten 
uns die Nachrichten in möglichst gedrängter Form zu geben D. R. 
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Redactionsburean bei 0. A. Ziurek, Berlin, Schützenstrasse 33. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verlagshandlung und die Hirschwald'sche Buchhandlung zu Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Junge'schen Universitfitsbnchdruckerei in Erlangen. 



n. Jahrgang. 
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Preusnen. 

Den Transport von G^istoskranken betr. 

Der Provinzial-Irrenheilanatalt m Siegburg sind sowohl 
früher als auch in letzter Zeit mitunter Geisteskranke zuge- 
führt worden, welche zugleich in so hohem Grade körper- 
lich leidend waren, dass ihr Tod in Folge dieses Leidens 
^hon sofflelch bei der Aurnahme, oder doch in den nächsten 
Taffen erfolgte. In andern Fällen mussten solche Kranken, 
aucli wenn sie bei ihrer Untersuchung die gänzliche Hoff- 
nungslosigkeit ihres Gesammtleidens und ihre Ungeeignetheit 
zu einem Kurverfahren auPs Entschiedenste ergab, die Auf- 
DJihme bloss deshalb gestattet werden, w^l sie wegen der 
Gefahr, auf dem Rückwege ihren köjperlichen Leiden zu er- 
liegen, nicht zurückgeschickt werden konnten. 

Zur Verhütung dieser Uebelslände werden die Ortsbehör- 
den hierdurch angewiesen, vor Absendung der Kranken an 
die Heilanstalt durch ein gleichzeitig mit denselben an die 
Anstaltsdirektjon abzulieferndes ärztliches Attest feststellen z« 
lassen, dass der körperliche Zustaoid derselben ihren Trans- 

Sort irestatte und eine baldige Beendigung ihrer Leiden durch 
en Tod nicht befürchten lasse. 

Coblenz , den 12. Februar 1858. 
Der Ober Präsident der Rbeinprovinz, v. Kleist-Retzow. 

Bayern. 

Rexrie-Mittel für die kgl. Gerichtsärzte betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. Durch 
die EntSchliessung vom 15. November 1856 Nr. 3195 bez. 
Betreffs wurde bestimmt dass, weil die bewilligten Beiträge 
JKur Bestreitung der Auslagen für die Regie -Bedüifnisse und 
Literalien durch die kgL Gerichlsärzte die Eigenschaft eines 
Functioosbezuges an sich tragen, nUt Rücksicht auf die Func- 
tionsleistimg bei Personalveränderungen, ausserdem nach 
Quartalen zu verabfolgen seien. 

Es wurde nun Bedenken darüber erhoben, ob die kgl. 
Gerichtsärzte verpflichtet seien, für die Abquiltirung der wirk- 
lich bezogenen Quartalsraten den vorschrillsmässigen Stempel 
zu gebrauchen. Da jedoch über jeden Bezug aus der kgL 
Staatskasse auf den erforderlichen Stempel abquittirt werden 
muss^ so löst sich der angeregte Zweifel hienach in beja- 
hender Weise von selbst. 

Dabei bleibt übrigens den kgL Gerichtsärzten gestattet, 
den Gesaqwtbetrag am Schlüsse des Etatsjahres auf ein Mal 
zu erheben und lür die diessfallsige Quittung auch nur den 
hienach sich ergebenden Stempel in Anwendung zu bringen. 

Lan^lshut, 7. Februar 1858. 

Königliche Regierung von Niederbayern, K. d. h 
V. Schi Icher, kgL Regierungspräsident. 

Räudekrankheit unter den Schafen betr. 

Im Namen Seiner Majestät ' des Königs von Bayern. Die 
anter fertigte kgl. Steile bat wahrgenommen, dass die Räude 
unter den Schafen häufig während längerer Zeit verborgen 
bleibe und Anzeigen erst dann erfolgen, wenn die Krankheit 
oft schon sehr weit um sich gegriffen hat 

Indem desshalb auf die bereits unter den 12. Oktober 
1842 CKreisamtsblalt Seite 1494), unter dem 10. August 1846 
(KreisamtsblaU Seite 1411) und unter dem 29. Juni 1852 
(Kreisamtsblatt Seite 1119) erlassenen Ausschreiben wieder- 



holt aufmerksam gemacht wird, ergeht zugleich die Weisung, 
nach S. 21 der böphsten Ministerialentschliessung vom 27. April 
1835, die Ausbreitung der Räudekrankheit unter den Schafen 
betreffend (Döllinffer's Verordnunfi[ssammlung , Bd. XV. Tbl. IL 
S.705), zu verfahren, welcher lautet: „Schäfer und Schä- 
„fereibesitzer sind schuldig, den Gesundheitszustand ihrer 
^Schafe genau zu beaufsichtigen und bei jeder Spur vorhan- 
„dener oder drohender Räude sogleich und zwar belVermei- 
„dung emer Strafe von 1 iL per Stück und der Haftung für 
„allen Schaden schriftliche Anzeige an die Ortspolizeibehörde 
„zu erstatten. ^^ 

Der Inhalt dieser höchsten Vorschrift ist den sämmtlichen 
Schäfern und Schäfereibesitzern aller Polizeibezirke gegen Er- 
holung der Unterschrift derselben als Bestätigung [richtig ge- 
schehener Insinuation bekannt zu gehen und einzuschärfen. 

München 6. Februar 1858. 

Königliche Regierung von Oberbayem, K. d. L 
Freiherr von Zu -Rhein, Präsident. 

Württemberg. 

Verfügung, betreffend die Vorsichtsmaassregeln bei der 
Färbung der Conditor- und der Kinderspiel* 
waaren. 

Hinsichtlich der Farben für Conditor- und Kinderspiel- 
waaren wird in Gemässheit höchster nach Vernehmung des 
K. Geheimenraths ergangener Entschliessung vom 18. d. M. 
auf den Grund des S. 5 der allgemeinen Gewerbeordnung vom 
5. Aug. 1836 unt^ Aufhebung der Verfittgungen vom 24. April 
1835 (Reg. BlaU S. 198) und vom 24. September 1842 (Reg. 
Blatt S. 530), soweit erstere nicht schon durch den Art. 41 
des Polizeistrafgesetzes ausser Wirksamkeit gesetzt ist, Fol- 
gendes verfügt. 

8. 1. Die an und für sich der Gesundheit schädlichen 
Metall verbindui]gen , insbesondere die Arsen-, Blei- und 
Kupferfarben, gefährliche Erdfarben, und heftig oder giftig 
wirkende thierische oder pflanzliche Färbestoffe dürfen zum 
Färben oder Bemalen geniessbarer Conditorwaaren 
nicht verwendet werden. 

Zu diesen gehören namentlich: Scheelsches oder Schwein- 
furtergrün, Auripigment, Bleiweiss, Massicot, Hennige, Chrom- 
gelb, Chromroth, Grünspan, Braunschweigergrün, Bremer- 
grün und dergleichen Farben von kohlensaurem Baryt, Gum- 
migutt etc. 

Dagegen sind hiezu erlaubt: metallisches Gold und Sil- 
ber (achtes Blattgold und Blattsilber) , reiner Zinnober, Chrom- 
oxyd, die als Färbesloffe gebräuchlichen Eisenverbindungen 
(Berlinerblau, Pariserblau, reines Eisenroth, die Ockerarten), 
die unschädlichen Erdfarben (Kreide, Gyps, weisser Thon, 
reiner Bolus, Schwersnath etc.), Graphit, Thonerdeuitramarin, 
Pflanzen- und Thierkohle, Umbraun, Sepia, Cochenille, sämmt- 
liche Lackfarben, sofern sie von schädlichen metallischen Zu« 
Sätzen frei sind, Indigo, Orseille, Lakmus, Orleans, Curcume, 
Säfte und Auszüge von unschädlichen Pflanzen und Pflanzen- 
stoffen, wie Fernambuc, Gelbholz, Quercitron, Gelbbeeren 
(Avignonkörner) und dergL 

S. 2. Bei Kinderspielwaaren, deren Farbe durch gute 
Oel- oder Harzfirnisse oder auf andere Weise gegen die 
Auflösung im Munde geschützt ist, ist niu* der Gebrauch der 
arsenhaltigen Färbestoffe, z.B. des Scheel'schen oder Schwein- 
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iiirter Grüns, des Aoiipigments (Arsenikgeb^), verboten; 
sind dagegen andere Bindemittel, die sich im Wasser leicht 
auflösen, wie Gummi, Leim n. dergl. angewendet worden, 
80 dürfen ausser den arsenhaltigen auch die schädlichen Blei- 
und Kupferfarben, namentlich Bleiweiss, Mennige, Chromgelb, 
Chromroth, Grünspan, Braunschweiger-, Bremergrün, Bre- 
merzinnober, sowie Gummigutt nicht verwendet werden; er- 
laubt ist übrigens die Benützung von Musivgold, Musivsilber, 
Gold- und Silberschaum und von Broncepulv^n. 

Diese Vorschriften sind auch bei den zu Kinderspielzeug 
bestimmten Traganthwaaren zu beobachten. 

S. 3. Vollkommen lackirte, sowie solche Spielwaaren, welche 
schon wegen ihrer Grösse und der Art ihrer Benützung von 
Kindern nicht zum Munde geführt werden können, Femer 
Malerkästchen (Farbenschachteln), sind von den in $.2 ent- 
haltenen Verboten ausgenommen. 

§. 4 Wird den Vorschriften In %$. 1 und 2 ent|egen- 
gehandelt, so kommen bezüglich der Verfertiger der Waaren 
und der Händler mit solchen die Bestimmungen in Art. 41 
des Polizeistrafgesetzes, wenn aber ein Schaden gestiftet 
worden, die Vorschriften des ^Strafgesetzbuchs zur Anwen- 
dung. 

Von dem Vorfinden verbotswidriger Waaren bei einem 
Händler ist die Bezirkspolizeibehörde des Wohnorts des Ver- 
fertigers, auch wenn Letzterer im Auslande wohnt, Behufs 
weiterer Einschreitung zu benachrichtigen. 

$. 5. Die Polizeibehörden und Oberamtsphysikate haben 
über die genaue Einhaltung dieser Vorschriften zu wachen, 
im Falle eines sich ergebenden Verdachts einer Verfehlung 
eine genaue Untersuchung der Waaren durch einen sachver- 
ständigen Chemiker einzuleiten und nach Maassgabe des Er- 
iimdes das Erforderliche zu verf%en. 

Stuttgart, den 19. Februar 1&8. 

Minist des Innern. Linden. 

SaohBen • Meiningen. 

Den Genuss geistiger Getränke durch Blat-. 
iern- und Varioloiden-Kranke betr. 

Es ist zur Anzeige gekommen, dass im Oberland, na- 
mentlich in der Gegend von Hämmern, Blattern- und Vario- 
loiden-Kranke häimg Rum und andere erhitzende Getränke 
zu dem Zwecke gem'essen, um den Ausbruch des Ausschlages 
zu befördern oder denselben nach dem üblichen Ausdruck 
herauszutreiben. Da dies Verfahren immer die Kranitheit ver- 
schlimmert und häufiff den Tod herbeiführt, so wird hiermit 
nachdrücklich geffen dasselbe gewarnt. 

Meiningen, den 26. Februar 1858. 

Herzog!. Staatsministerium. Giseke. 

Sohwanburg - SondendisiisexL 

Bekanntmachung. Varioliden betr. 

Da neuerer Zeit in hiesiger Stadt und Umgegend meh- 
rere Fälle von Varioliden vorgekommen sind, so wird das 
Publikum darauf aufmerksam gemacht, dass es in hohem Grade 
empfehlenswerth erscheint, so schleunig als möglich an den 
noch nicht geimpften Personen die Pockenimpfung vornehmen 
zu lassen. 

Uebrigens wird noch bemerkt, dass bis jetzt alle Fälle 
der Krankheit gutartig verlaufen sind. 

Die Herren Geistlichen werden aufgefordert, die Listen 
der diesjährigen ImpfUnse binnen 8 Tagen au die betreffen- 
den Herren Bezirksphysiker mitzutheilen und mir anzuzeigen, 
dass dies geschehen. 

Sondershausen , den 17. Februar 1858. 

Fürstl. Schwarzb. Landrath. B. Mämpel. 



Bemerkungen 

zu dem , auf Veranlassung des Königl. Preuss. Ministerii der 
Geistl-, ünterr.- und Medicinalangel. ausgearbeiteten Entwurf 
eines neuen Regulatives, betreffend die sanitätspolizeilichen 
Massregeln gegen ansteckende Krankheiten und gegen bös- 
artige, auf Menschen übertragbare Thierkrankheiten. 

(Schlnss.) 

Mit Bezug auf die speziellen Bestimmungen dürfte zu 
bemerken sein: 

A. Ansteckende Krankheiten. 
1) Cholera. 
Zu $. 14. Warum für Cholerakranke eigene Heilanstal- 



ten «fordert werden sollen ,|twährend fUr Pockenkranke, de- 
ren Kontagiosität viel intensiver ist, besondere Abtheilungen 
der bestehenden Krankenhäuser genügend erachtet werden, 
ist nicht einzusehen. Erfahrungsgemäss ist bei der Cholera 
die Weiterverbreitung nicht zu fürchten, wenn die Kranken 
in vöUig abgesonderten Abtheilungen der Krankenhäuser sich 
befinden. Der neue Entwurf fürchtet überdiess in Privathäu- 
sern keine grosse Gefahr der Ansteckung, da in üeberein- 
stimmung mit dem Minist. Rescript vom 25. Februar 1848 die 
Isolirung oder Bezeichnung der Wohnung durch eine Tafel 
betreffende Bestimmung des S. 26 des alten Regulativs in 
den neuen Entwurf fortgelassen ist. So sehr man übrigens 
der Rücksichtsnahme auf die gegenwärtigen Verkehrsverhält- 
nisse und auf die ünausftthrbarkeit mancher älteren Bestim- 
mungen sich anschliessen muss, so wird doch das neue Ge- 
setz über die Massregeln bei Ausbruch der Cholera in öffent- 
lichen Anstalten sowohl, wie in Privatwohnungen nicht schwei- 
gen dürfen. In öffentlichen Anstalten, insbesondere Gefäng- 
nisse, Hospitälern, Waisenhäusern, Pensionsanstalten und 
selbst Gasthäusern darf man es bei der blossen DesinfekUon 
nicht bewenden lassm, sondern es ist noihwendig, die Kran- 
ken entweder vollständig abgesondert zuhalten, oder sie aus 
der Anstalt zu entfernen. Es sind hier ausserdem die von 
dem Englischen Board of health wegen ihren Erfolgen so 
sehr gerühmte täglichen ärztlichen Visitaüonen durchaus an 
ihrer Stelle. In Privatwohnungen wird man zwar wegen der 
Schwierigkeit der Ausfuhrung und wegen des geringeren 
Grades der Ansteckungsgefahr in der Regel von der Isolirung 
und der zwangweisen Entfernung der ifranken abstehen dür- 
fen, aber für solche ausnahmsweise Fälle, in denen die Zahl 
der Erkrankungen in einzelnen Wohnungen oder Häusern eine 
ausserordentliche Höhe erreicht, und dadurch die Bildung von 
hfektionsheerden veranlasst wird, muss das Gesetz die Po- 
lizeibehörde ermächtigen, die betreffenden Häuser oder Woh- 
nungen gänzlich evakuiren zu lassen, eine Massregel, die in 
England als sehr erfolgreich sich bewährt hat. 

Zu S. 16. Die Desinfection'muss vor und nach der Be- 
erdigung stattfinden. 

Zu S. 18. Bei der Beschaffenheit der meisten Fahrzeuge 
besonders der Fiusskähne und der Flösse würde es den si- 
cheren Tod der ganzen Mannschaft zu Folge haben, wenn sie 
so lange, bis die Krankheit an Bord erloschen ist, auf den 
Fahrzeug verbleiben müsste. In der Regel wird es nothwen- 
dig sein, die Kranken anderweit unterzubringen und auch den 
Gesunden die Entfernung von dem Fahrzeuge zu gestatten. 
Will man die Verschleppung dabei verhindern, so mag man 
sie eine Zeitlang unter Aufsicht stellen. Bei wiederholten 
Erkrankungen auf Einem und demselben Fahrzeuge ist es so- 
gar sanitätspolizeilich nothwendig, die Gesunden auf den Fahr- 
zeugen nicht zu belassen. 

2) Ansteckende Nervenfieber etc. 

Es scheint wünschenswerth , hier auch die ansteckenden 
Augenentzündungen (Blennorrhöen; mit zu nennen. 

Zu S. 20. Die BesUmmung des Entwurfs wegen der Ver- 
pflichtung des Arztes zur Anzeige, ist nicht bestimmt genug. 
Es dürfte angemessen sein, diese Verpflichtung auf den FaU, 
dass mehrfache Erkrankungen gleichzeitig oder nach einander 
in denselben Hause vorkomme, zu beziehen und ausserdem 
von der Aufforderung der Polizeibehörde abhängig zu ma- 
chen, weil anzunehmen ist, dasss dieser die epidemische 
Verbreitung derartiger Krankheiten nicht entgehen wird. 

Zu $. 21. Auch bei diesen Krankheiten können ausser 
der Desinfektion anderweite Massregeln nothwendig werden; 
das Gesetz wird die Polizeibehörde ermächtigen müssen, nach 
ihren Ermessen die für die Cholera bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen hier in Anwendung zu bringen. 

3) Aechte und modificirte Pocken. 

Nicht nur die Varioloiden, sondern auch die Varicellen 
(Windpocken) sind ihrem Wesen nach mit den ächten Pocken 
identisch und nur durch ihren geringeren Intensitätsgrad da- 
von verschieden, sie erfordern daher dieselben Massregeln. 
Da aber der Verlauf der Pockenrälle bei uns mit sehr wenl- 

5en Ausnahmen überaus gutartig ist, und die Krankheit dess- 
alb so häufig verheimlicht wird und verheimlicht werden 
kann, so müssen die sanitätspolizeilichen Massregeln so we- 
nig belästigend, wie irgend mögb'ch sein. Daher ist die von 
dem neuen Entwürfe angenommene Abstellung der Pocken- 
tafeln vor den Häusern zu billigen. Zu erwähnen aber wäre 
die Desinfektion, welche nirgends nöthiger ist, als bei den 
Pocken. Ueber die Absonderung der Kranken in ihren Woh- 
nungen ist nichts gesagt; sie ist aber so weit zu wünschen. 
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ab äe ohne Zwans darchgeführt werden kann, und da wo 
die Lokalität jede Aosonderang von vornheretn anmöglich er- 
scheinen lässt, muss die Polizeibehörde die Kranken In Heil- 
anstalten schicken. In öffentlichen Anstalten jeder Art ist die 
YoUständigste Isolirung oder die Entfernung der Kranken un- 
lungäBgUch nothwendig. 

Zu 8.22. Die Bestimmung: ,,falls die Anzahl der Pocken- 
„kranken an einem Orte äch ungewöhnlich vermehren sollte, 
,,mttssen dieselben, wenn sie nicht in ihren Wohnungen ver- 
^bleiben können, in einer eigen, streng isolirten Röumlich- 
j^eit u. s. w. untergebracht werden^^ scheint nicht ganz kor- 
rekt, weil es für die Unterbringung der Kranken in einer 
Anstalt gieichgttltiff ist, ob viel oder wenig Pockenkranke 
am Orte sind, und vielmehr immer die Ortsbebörde befugt 
sein muss Kranke, die nicht ohne Gefahr der Verbreitung 
Ihrer Krankheit in ihrer Wohnung bleiben können, in Kran- 
kenhäuser zu schicken. 

Zu §• 23. Es lässt sich weder rechtfertigen, noch ist 
es in grösseren Städten ausßihrbar, die Zwangsimpfungen 
nach dem Ermessen der Ortsbehörde auf alle Individuen, 
welche vor länger, als 2 Jahren vaccinirt oder revaccinirt 
sind, auszudehnen. Schon durch die erste Impfung wird er- 
fiihrungsgemäss ein später erfolgender Pockenausbruch ge- 
mildert; die SanitätspoUzei wird sich, gegenüber den ver- 
schiedenen, zum Theil diverffirenden Ansichten der Aerzte 
und des Publikums über die nirlnmg der Vaccine mit der 
Zwangsimpfung der noch Ungeimpiten und mit der Empfeh- 
lung der nevaccinatlon begnügen können und müssen. 

4) Syphilis. 

Zu 8. 25. Wenn die Anzeige eines Falles von Syphilis, 
wie der Entwurf angibt, dem eignen pffichtmässigen Ermes- 
sen des Arztes anheimgestellt werden soll, so wird der Arzt 
flir die unterlassene Anzeige niemals verantwortlich gemacht 
werden können; es ist zweckmässiger statt des eigenen, pflicht- 
mässigen ^messen: sachverständiges Ermessen zu setzen. 

Zu 8- 26. Gewiss liegt es im Interesse der Miiitärdis- 
cipUn, dass syphilitisch -kranke Soldaten nicht von Civilärz- 
ten behandelt werden, aber es ist unbillig und unzweckmäs- 
sig, dem Arzte, der oft nicht einmal weiss, ob der Kranke 
Soldat ist, diese Behandlung bei Strafe zu untersagen. Je- 
denfalls wird ein darauf bezügliches Verbot der Militärbehörde 
an die Soldaten weit passender und wirksamer sein. 

Zu 8« 27. Die Bestimmung, das syphilitisch Kranke, die 
in ihren Wohnungen nicht gründlich geheilt werden können, 
in einer öffentUcben Krankenanstalt unterzubringen sind, ist 
an sich recht gut; vom sanitätspolizeilichen Standpunkte aus 
ist es aber die Vermeidung der Ansteckung, welche den 
Grund abgeben muss, um von Polizeiwegen Jemand zu sei- 
ner Heilung in ein Krankenhaus zu schicken. — Die Be- 
stimmung wegen Zurückweisung syphilitisch Kranker, die die 
Polizei in eine öffentliche Krankenanstalt schickt, scheint 
fiberflüssiff, weil eine solche Zurückweisung, wo die poli- 
zeiliche Nothwendigkeit zum Grunde liegt, überhaupt niemals 
statthaft ist. Zweckmässig dagegen ist die Bestimmung, dass 
dergleichen Kranke, wenn sie sich freiwillig melden, aus 
RüdLsicht auf den Kostenpunkt von einem öffentlichen Kran- 
keidiause nicht zurückgewiesen werden dürfen. Dass unbemit- 
telten syphilitisch Kranken die Kurkosten der Armenpflege zur 
Last fallen, bedurfte keiner Erwähnung, weil es sich nach 
der über die Armenpflege geltenden gesetzlichen Bestimmun- 
gen von selbst versteht. 

5) Krätze. 

Zu 8- 30 gilt dasselbe, was bei Gelegenheit der Syphilis 
gesagt worden ist 

B. Bösartige, auf den Menschen übertrag- 
bare Thierkrankheiten. 

1) Tollkrankheit (Hundswuth). 

Zu 8- 34. Nach der Fassung scheint es, als wenn in 
dem Falle, dass ein toller Hund Menschen gebissen hat, po- 
lizeiliche Anzeige nicht gemacht werden dürfe. 

Zu 8* 39. Wenn Kurversuche an tollen Hunden über- 
haupt verboten sind, so verstehen sich die Ausnahmen Im 
Veterinär -Institute nicht, wie in den Motiven angegeben ist, 
von selbst, sondern müssen ausdrücklich im Gesetze bezeich- 
net werden. 

2) Milzbrand. 

Zu 8> 47. Es ist unbillig und nicht ausreichend, nur 
die Thierärzte, und nicht auch den Eigenthttmer für die Ver- 
nichtung der Abgänge u. s. w. verantwortlich zu machen. 



8) Rotz und Wurm. 

Zu 8* 53. Wenn die polizeilichen Massregeln nicht zu 
spät kommen und darum wirkungslos bleiben sollen, so muss, 
wie in dem alten Regulative die Verpflichtung zur Anzeige 
auch auf die rotzverdächtigen Thiere sich beziehen. 

Zu 8- 58. Ob man die ISigenthfimer zur Zuziehung eines 
Thierarztes verpflichten könne, scheint zweifelhaft und dass 
die Wärter der Pferde mit dem zur Verhütung der An- 
steckung erforderlichen Massregehi bekannt gemacht werden 
sollen, gehört nicht in ein Gesetz, sondern in eine Instruktion. 

C. Desinfektion SV er fahren. 

Die Bestimmungen des Entwurfs passen nicht für alle in 
das neue Regulativ aufgenommenen Krankheiten. Nach der 
Fassung des 8- 61 würde beispielsweise folgen , dass in Räu- 
men, wo Syphilitische sich befinden, dauernd eine Chlorkalk- 
auflösung aufgestellt werden soll u. s. w. Das Gesetz muss 
auch bei der Desinfektion die einzelnen Krankheiten, und be- 
sonders solche, die durch unmittelbare Berührung anstecken, 
von denen unterscheiden, bei denen die Lufl Träger des Kon- 
tagii ist. 

Zu 8- 50. Warum die Ausflihrung der Desinfection der 
Polizeibehörde obliegen soll, ist so wenig begreiflich, wie 
die Bestimmung des 8- 10, nach welcher der Arzt für die 
Desinfektion sorgen soll. Die Polizeibehörde hat die Desin- 
fection anzuordnen und zu kontroUiren, die betheiligte Person 
(allenfalls die Sanitätscommission) haben sie auszuführen; in 
Armuthsfall auf Kommunalkosten : dazu bedarf es keiner be- 
sonderen Bestimmung. 

Zu 8. 68. Zur Desinfektion der Ställe rotzkranker Pferde 
kann die gänzliche Räumung des Fussbodens nothwendig 
werden. 



Berlin, t Die Zahl der im Monate Januar d. J. polizeilich gemel- 
deten Pockenkranken belief sich auf 225, von denen 153 seimpft, 
23 nicht geimpft waren; bei 49 war über die Impfung nichts zu er- 
mitteln. Die Zahl der in demselben Monate an den Pocken Verstor- 
benen betrug 17, darunter 5 Geimpfte, 7 Ungeimpfte und 5fiber de- 
ren Impfung nichts zu ermitteln war. Unter den Verstorbenen be- 
fanden sich 7 Kinder unter 2 Jahren, von denen 1 angeblich geimpft, 
und 6 ungeimpft waren ; femer 1 ungeimpftes Rind im Alter von 5 — 
10 Jahren und 9 Personen zwischen 35 und 55 Jahren , von denen 
4 geimpft , ungeimpft und 5 ohne Angabe über die Impfung waren. 

Dreeden. Der Ständeversammlung ist bei Gelegenheit der Bera- 
thung des Budgets folgender auf die Aufnahme heilbarer Epilep- 
tischer gehender Antrag unterbreitet gewesen. In der Reihe der 
medicinal- polizeilichen Landesanstalten findet sich eine seit längerer 
Zeit fühlbar gewordene Lücke insofern vor, als zur Zeit noeh keine 
Anstalt besteht , welche den Nothständen der an Epilepsie Erkrank- 
ten und Ihrer Umgebungen insbesondere als Heilanstalt, demnächst 
auch als Versorgungsanstalt Abhülfe zu schaffen bestimmt wäre. Ver- 
sorgung können Epileptische dermalen nur in den Irrenversorghänsem 
finden, wenn die Krankheit bereits Blödsinn 'oder sonstige geistige 
Störung bis zu einem gefährlichen Grade veranlasst hat, für heiUähige 
Epileptische bleibt aber die einzige Landesanstalt, das Landeskranken- 
haus, bei seinem geringen Umfange, bei der langen Dauer der dort 
zu bewirkenden Kuren und bei den grossen Störungen, welche Epi- 
leptische in dasselbe bringen, mehrentheils verschlossen. Ebensowe- 
nig können die öffentlichen Krankenhäuser des Landes und Privatan- 
stalten dem in dieser Richtung enstandenen Bedürfnisse genügen. 
Nun gehört aber die Epilepsie 7.u den verwüsten dsten körperlichen 
Leiden, deren Verderblichlieit den Körper früher oder später, doch 
unausbleiblich die geistigen Functionen erschüttert, endlich zerstört, 
und die Zahl jener Bedauernswerthen vermehrt , welche den Irren- 
Versorganstalten verfallen , auch bei engem Zusammenleben Kranker 
mit Gesunden auf letztere sich leicht überträgt. Deshalb macht es 
sich bei dem gänzlichen Mangel einer Anstalt, in welcher Gelegen- 
heit zu rechtzeitiger, metliodischer Heilbehandlung für FäUe erweis- 
lich übertragener, oder sonst in Folge äusserer Umstände, z. B. 
Schreck, erworbener Krankheit, geboten werde, erforderlich, dass 
unter Absehen von einer umfänglicheren Massregel versuchsweise in 
einer nach Bedürfniss bis zur Zahl von 25 Köpfen zu erweiternden 
besonderen Station des Landeslirankenhauses zu Hubertusburg solche 
Epileptische, namentlich des jugendtichcn Alters, Heilbehandlung 
empfangen, welche besonders günstige Aussicht auf Heilung gewäh- 
ren. Zu Auslührung dieser Massregel, welche nur einen Mohrauf- 
wand von ungefähr jährlich 1200 Thh*. veranlassen dürfte, wird, da 
deren Ausdehnung innerhalb der vorgezeigten höchsten Grenze und 
der Zeitpunkt ihres Beginns im Laufe der Finanzperiode noch nicht 
wohl festgestellt werden mag, die Ständeversammlung aufgefordert, 
bei Gelegenheit der Berathung des ordentlichen Budgets unter II. Poa. 
28 die Staatsregierung zu ermächtigen, den bereits um 17 Köpfe ge- 
gen früher erhöhten Etat des Landeskrankenhauses zum Behufe der 
Aufnahme heilbarer Epileptischer um weiter 25 Köpfe da nöthig zu 
überschreiten. 

X&utar. Die unterm 6. August 1846 bekannt gemachten Auf- 
nahmebedingungen für die Provinzialirrenanstalt zu Marsberg haben 
eine theilwelse Abänderung erfahren: 
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Die ProvinzialirrcDanttall zu Marsberg ist zur Aufoal|Bie der heil- 
baren, sowie der gern ein gefährlichen nnd der gfinzlieh hulfs- und 
aufsichtslosen nnbeilbaren Irren beiderlei Geschlechts, znn&chst ans 
der Provinz Westfalen bestimmt, ohne dass, sowie es der Raum ge- 
stattet, die Bewohner anderer Provinzen des Prenssischen Staats oder 
Ausländer von ihr ausgeschlossen sind. 

Da die Srlahrung aller Irrenanstalten gelehrt bat, daas dk Hoff- 
nung auf völlige Wiederherstellung der Kranken mit der längeres 
Dauer der Krankheit rasch und ganz entschieden abnimmt, ^o gilt 
bei der Aufnahme der zu einem Heil versuche für die Anstalt be- 
stimmten Irren als Regel, dass nur solche Kranken, deren Anmel- 
dnngsgesuch innerhalb des ersten Jahres nach ihrer Erkrankung ein- 
geht, in die Heilanstalt aufgenommen werden. 
Die Verpflegungssätze betragen: 

A. Bei der Normalverpflegung: 

a) f Ar unvermögende Kranke der Provinz , bei denen die Zah- 
lung aus Armen-, Gemeinde oder anderen öffentlichen 
Kassen erfolgt 32 Thlr.; 

b) fQr zahlungsfähige Kranke der Provinz 50 Thlr. 

c) ffir Auswärtige 70 Thlr. 

B. Bei Beköstigung am Mitteltische: 

a) für Kranke der Provinz 130 Thlr» 

b) fOr Auswäiüge 225 Thlr.; 

C. Bei Beköstigung am ersten Tische: 

a) für Kranke der Provinz 200 Thlr. ; 

b) für Auswärtige 300 Thlr. 

Die Normalverpflegung (Klasse A.) ist für die ärmere Volksklasse 
berechnet; der Mitteltisch (B.) entspricht dem guten bürgerlichen 
Haushalte ; die erste Beköstigung und Verpflegung (C.) den Bedürf- 
nissen der höheren Stände. 

Für diese Verpflegungsätze werden den Kranken Beköstigung, 
ärztliche Behandlung, Arznei, Wartung, Theilnahmc an den Unter- 
haltungsmittcln , Betten und Reinigung der Bett- und Leibwäsche zu 
Theil. Die unter A. a. bezeichneten Kranken erhalten für den Satz 
von 32 Thlr. auch vollständige Kleidung während alle Uebrigen ihre 
Bekleidung und Leibwäsche selbst zu stellen haben. Auf Verlangen 
wird indess auch bei Kranken der Verpflegungsklasse A. eipe den 
gewöhnlichen Verhältnissen entsprechende Kleidung gegen eine jährl. 
Vergütung von 16 Thlr. 15 Sgr. bei mannt und 14 Thlr. bei weibL 
Irren von der Anstalt besorgt. 

Jeder Kranke muss binnen drei Wochen nach ergangener Auf- 
forderung des Directors aus der Anstalt wieder abgeholl werden. Nach 
Ablauf dieser Frist hat die Anstalt das Recht, den betreffenden Kran- 
ken oder Genesenen auf Kosten des Säumigen in die Heimath zu- 
rückzuschicken. 

Von den am Schlüsse des Jahres 1857 in der Anstalt befindli- 
chen Kranken litten 
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Im Ganzen 241 162 403 

ftehweria. lieber die Bevölkemngabewegnng in Mecklenburg giebt 
der soeben iür 1858 erschienene „Mecklenburgische Staatskalender** 
die erforderliche Nachricht. Im Jahre 1857 wurden 4388 Personen 
mfihi geboreq als Todesfälle vorkamen. Da indess im Laufe des ge- 
dachten Jahres 7221 Personen ausgewandert sind, so haben wir in 
demselben eine Verminderung der Einwohnerzahl um 2833 Personen 
eiUttea« Hiernach würde die Gesammtzahl der Einwohner Mecklen- 
burgs gegenwärtig 539,231 sein. Dies ergiebt auf die Quadralmeile 
ungefähr 2210 Einwohner. Diese Einwohnerzahl vertheilt sich sehr 
ungleich. Die rltterschaAÜchen Güter, welche fast die Hälfte des 
FUchenraums des Landes einnehmen weisen nur 135,860 Seelen nach^ 
das kleinere aber dicht bevölkerte Domanium 204,259, die Städte 
175i087, deren Kämmereigüter 14064. Unter den Geburten kam 
1 VierUngsgeburt und mehrere Drillingsgeburlen vor. Die unehelichen 
Geburten verhielten sich zu den ehelichen wie 1 zu A%. *Im Alter 
von 00 und 100 Jahren starben 55 Personen, 3 Personen waren über 
100 Jahr alt geworden. 

Cansatadt. Es ist in den weitesten Kreisen bekannt, dass die 
seit längerer Zeit und mit nicht unerheblichen Geldopfern ausgefühc» 
ten Bohrungen ohne Ergebnisse geblieben waren und aus diesem 
Grunde und weil man ungünstige Einflüsse dieser Versuche auf den 
Wilhelmsbrunnen befürchtete eingestellt worden sind. Es ist jetzt au- 
ffenscheinlicb , dass diese Befürchtungen unbegründet waren und die 
Schwächung des Wilhelmsbrunnens nur in der Vorbereitung des Phae- 
nomens zu suchen ist, das vor einiger Zeit ans Licht trat. Ganz 
vor. Kurzem ist nämlich in der Nähe des Wilhelmsbrunnens eine 
neue starke Quelle aus dem Boden gebrochen. Man hielt die- 
selbe anfangs für einen aus den Leitungsrohren des Wilhelmsbrun- 
pens kommenden Ausfluss, überzeugte sich aber bald von der Lage 
der Sache. Die neue Quelle, welche belrächtlich reicher an Kohlen- 
säure ist , als der Wilhelmsbninnen ist diesem zugeleitet worden und 



▼ermahrt dessen Wastenn^nge «m «ahe des Pfqi^en der Mheren 
Ausbeute. Der Brunnenverein h^it, wie man veminunt, die AnstaU 
ten getroffen, dass diese für das Bad Cannstadt sehr erfreulkhe Zu- 
wachs schon in der kommenden Saison zur Notzniessong kommen 
wird. 

Oldenburg. R. Die Regierungsvedage , betrefl^d den Entwurf 
eines Gesetzes für das Fürstenthum Bkkenfeld fiber die Verplliehtnng 
zum Tragen der Kosten medizinalpoüzeihcher Masaregeln ist mit ei- 
nem unerheblichen Zusätze von unseren Landtage genehmigt werden. 
Wie man vernimmt soll man in Folge jenes Besehlusses eine voll- 
ständige Umänderung in der Organisation der Handhabung medizinal- 
und sanitätspolizeilicher Verwaltungsmaassregeln verknüpft werden. 

Oinabrftek. In unserer Stadt, in höherem Grade aber noch auf 
dem Lande herrschen in erschreckender Weise die natürlichen Blat- 
tern. Revaccination werden dringend empfohlen nmd In umfassesdor 
Weise ausgeführt. 

Amiberg. S — n. Das hiesige Kgi. AppellatioQ^gerioht nimmt auf 
Grund mehrerer zur Cognition des Gerichtes gelangter Fälle Veran- 
lassung darauf aufmerksam zu machen , dass die Personen der näch^ 
sten Umgebung eines Verstorbenen, namentlich die im Sterbehause 
anwesenden Verwandten oder Hausgenossen , ingleichen die Haus- 
wirthe nach f. 23. Tit. 5. Thl. U. der Allgem. Gefkbtsordnnng ver» 
pflichtet sind, den Todesfall dem betreffenden Gerichte nüadlich oder 
achriniich sofort anzuzeigen. 

Hebamnenuaterrieht in Altenbwpg. Der Untefrieht für Hebammeii 
beginnt in diesem Jahre Mittwochs nach Ostern» den 7. Apiil. Die 
Schülerinnen haben sich an diesem Tage früh 11 Uhr im hiesigea 
Krankenhause anzumelden. Die Bedingungen der Zulassung zum Un- 
terichte sind : 

1) Die Schülerin darf das 40. Lebensjahr nicht fiberschrilten ha- 
ben und muss deshalb im Zweifelsfalle ein Taufoeugniss beibringen. 
2) Sie muss eine taugliche Gesundheit , insbeeondere wohlgebildete 
Hände besitzen. 3) Sie muss gehörig lesen und schreiben können. 
4) Sie muss ihren rechtschaffenen, christlichen und sittlichen Le- 
benswaudel, so wie ihre Familienverhältnisse durch Zeugnisse der 
Gemeindebehörde und des Ortspütrrers nachweisen. 5) Sie darf sieh 
nicht in den letzten Monaten der Schwangersehafl beflnden» darf aneh 
kein säugendes Kind an der Brust haben. 6) Sie mnsa von dem 
Landesgeburtshelfer des Medizinalbezirks, in welchem sie wohnt, ein 
Zeugniss beibringen, dass der Unterricht einer Hebamme für ihren 
Wohnort oder dessen Umgegend ein Bedürfhiss ist. 

Da nur 8 Schülerinnen neu zugelassen werden , so muss mögli- 
cher Weise unter den sich Meldenden eine AusweJil getroffen w^r* 
den und sind daher die Anmeldungsgesnche nebsl Zeugnissen bis 
spätesten^ ^um 24. Mär;^ d. J. ^n mich einzusenden. Di^enigeo 
Frauen ,, welche zum Unterrichte zugelassen werden sollen, erhalten 
schriftliche Aufforderungen zum Erscheinen durch die JLandesgeburts- 
helfer ihres Bezirks* 



PersonaJLchroaik. Preu9$en. Hedizin^lrath Dr. Seerig bei der 
nachgesuchten Entlassung als Mitglied des MediiinalcoUegil der Pro- 
vinz Preussen den Charakter als Geheimer -Medizinalrath, der prakt. 
Arzt Dr. Kletschke zu Beeskow lum Kreisphysikus ernannt. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerste Dr. Funk in Beiiel, Dr» 
Neuenzeit in Wupperfeldt Dem prakt. Ante Dr. Heyne zu Be- 
kam, Reg. Bez. Münster, ist die Concession ^zum Selbstdispensireo 
homöopathischer Arzneien ertheilt worden. Der Apotheker I. KI. C. 
Schmidthals ist als Verwalter der Danner'schen Apotheke zu 
Wesel bestätigt. 

Orden; Oberstabs- und Regimenlsarzt Dr. Kuhn, Assisteaa» 
arzt Dr. Boretins, Assistenzarzt Dr. Toussaint den rothen Adr 
lerorden IV. KL, Kreisthicrarzt Wiebusch zu Bochum das atlgft- 
meine Ehrenzeichen. 

Gestorben: Dr. Wecke in Wermelskirchcn , Dr. Keim zu 
Barby, Wundarzt Knöfel zu Magdeburg, Apotheker Carwin zu 
Croppenstädt , Kreischirurg J. Heckin g in Coblenz. 

Vacant: Ein Arzt, zugleich Geburtshelfer wird gewünscht in 
Heiligenhaus, Kr. Elberfeldt, Armenpraxis OORthlr., ausserdem für 
die drei nächsten Jahre 75 Rthlr. Gehalt. 

Bayern. Ernannt: Dr. med. v* Kern vom prakt. Ajrzt in 
Schwabing. 

Bachsen. Niedergelassen: Dr. med. C. A. Mathesius in 
Burkau, Dr. med. £. J. Patrinns in Zittau, Dr. med. G. Michael 
in Löbau. Der verabschiedete Militärarzt A. J. Molchareck hat die 
Concession zur Ausübung der chirurgischen Civilpraxis in Zittau er- 
halten. Dem med. pract. C. H. Kunath, zeither in Oelzschau ist 
die Ausübung der ärztlichen, wundärztlichen und geburtshülflichen 
Praxis in Rötha und Umgegend gestattet worden. 
Gettorben: Bezirksarzt Hedrich in Plauen. 

Hannover. Gestorben: Wundarzt Koch zu Mandelsloh. 

Vacant: Die Wnndarztstelie zu Mandelsloh, Amts Neustadt a/R. 

Holstein. Die med. Facultät der Universilät Kiel hat die Candi- 
daten der Medizin A. C. Block aus Lauenburg und C. M« Hart- 
mann aus Plön die Doctorwürde verliehen. 



Redactionsbnreau bei 0. A. Ziurek, Berlin, SchUtzenstrasse 33. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verlagshandlung und die Hlrschwald'fiche Buchhandlnng vol Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Junge^schen Univeryitätsbachdrackerei in Erlangen. 
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Preussen. 

Arsenikhaltiges Cochenille-Roth betr. 

Mit Bezugnahme auf unsere Polizeiverordnung vom 4. Ja- 
nuar c. Nr. 1619 A. IV. b. (Amlsblall Nr. 2) bestimmen wir 
nachträglich auf Grund des §.11 des Gesetzes über die Po- 
lizeiverwallung vom 11. März 1850, dass auch das arenikhal- 
tige Cochenille -Rolh unter die daselbst bezeichnelen gütigen 
Farbestofie zu rechnen ist, und dass dasselbe unter der dort 
gestellten Strafandrohung Seitens der Malerialisten und Dro- 
guisten vorsichtig und abgesondert von den übrigen Stoffen 
aufbewahrt werden muss. 

Coblenz , den 24. Februar 1858. Kgl. Regier. 



Die Unterbringung armer Personen bei Pflege- 
eltern betr. 

Im vergangenen Sommer ist in einer Gemeinde unseres 
Regierungsbezirks der Fall vorgekommen, dass aui Veranstal- 
ten des Ortsvorstehers die Verpflegung eines elternlosen 
Knaben vor dem Gemeindehause, im Beisein des Knaben^ 
öffentlich ausgeboten und dem Mindestfordernden zugeschla- 
gen wurde. 

Nachdem dies durch einen Artikel in der Kölnischen 
Zeitung (Nr. 178) und in der Trier'schen Zeitung (Nr. 163) 
zu unserer Kenntniss gekommen war, haben wir den Fall 
sogleich näher untersuchen und auch später wiederholentlich 
unvermuthete Revisionen bei dem Pfleger des Knaben anstellen 
lassen, nach deren Ergebniss wir allerdings das Pflegever- 
hältniss fortbestehen lassen konnten, da der Knabe auf einem 
so ungewöhnlichen Wege in der That einen recht guten Pfle- 
gevater erlangt hat. Wir haben jedoch das regelwidrige und 
rücksichtslose Verfahren des Ortsvorstehers angemessen ge- 
rügt, und nehmen, obwohl nicht zu unserer Kenntniss ge- 
kommen ist, dass auch anderswo in ähnlicher Weise Orts- 
arme untergebracht werden, doch hiermit Veranlassung, den 
Gemeindebeliörden einzuschärfen, dass sie bei Unterbringung 
ihrer Armen vor allen Dingen darauf Bedacht zu nehmen 
haben, solche Pflegeväter zu ermitteln, deren Persönlichkeit 

Smügende Bürgschalt dafür bietet, dass die Pfleglinge bei 
nen wohl aufgehoben sein werden. Die Ausbietung an 
den Mindestfurdernden ist unstatthaft, und wenn es in beson- 
deren Fällen erforderlich erscheint, eine öfl'entliche Aufforde- 
rung zu erlassen, um Personen zu ermitteln, welche bereit 
sind, Pfleglinge der Gemeinde zu übernehmen, so wird die 
Aufforderung nur dahin lauten dürfen, dass solche Personen 
sich innerhalb einer bestimmten Frist unter Angabe ihrer 
Forderung bei dem Orlsvorsteher zu melden haben. Unter 
denen, die sich melden, sind dann die zuverlässigsten 
2u ¥ft^h\en, auch wenn sie nicht die Mindestfordernden sind. 
Trier, den 28. Februar 1858. Kgl. Regier. 

Bayern. 

Die Geburtshilfe für die landwirthschaft.li- 
chen Hausthiere betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. Der 
unterfertigten Stelle ist zur Kennlniss gekommen, dass die 
Geburtshille für landwirlhschaflliche Hausthiere häufig von 
Nichlthierärzlen unbefugter Weise ausgeübt wird. — Nach- 
dem aber unter Hinweisung auf das organische Edict über 
das Veterinärwesen vom I.Februar 181u die Ausübung der 
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Gebiu'tshilfe für landwirthschaflliche Hausthiere lediglich den 
approbirten Thierärzten gestattet ist, so haben die Dlstricts- 
Polizeibehörden gegen jede zur Anzeige kommende thierärzi- 
Uche Pfuscherei geeignet einzuschreiten. 

Die Districtsveterinärärzte sind hievon geeignet zu ver- 
ständigen. 

Bayreuth, 13. Februar 1858. 

Königliche Regierung von Oberfranken , K. d. L 
Freiherr von Podewils, Präsident. 

Sachsen - Heiningen. 

Den Transport von Leichen nach und von dem 
Herzogthum Altenburg betr. 

Nachdem auch mit der Herzoglich Sachsen - Altenburgi- 
schen Regierung eine Vereinbarung dahin getroffen worden, 
dass der Transport von Leichen aus und nach den beider- 
seitigen Landen und durch dieselben gegenseitig auf Grund 
der von den betreffenden competenten Behörden ausgestellten 
Leichenpässe bis auf Weiteres gestattet sein soll, wird diess 
mit höchster Genehmigung hierdurch zur öffentlichen Kennt- 
niss gebracht und verordnet, dass auch hinsichtlich dieser 
Convention die Bestimmungen des %. 7 des Ausschreibens 
vom 12. September 1857 in Anwendung zu bringen sind, mit 
dem Bemerken, dass im Herzogthum Sachsen -Altenburg die 
Ausstellung der Leichenpässe für das Ausland durch die dor- 
tige Herzogl. Landesregierung erfolgt. 

Meiningen, den 30. Januar 1858. 
Hzgl. Staatsministerium. Abtheil, des Innern. Giseke. 

Sohwarzburg - Sondershausen. 

Ministerial- Verordnung, die Staatsprüfung der Me- 
dicin Studir enden betr. — Vom S.März 1858. 

Bei dem grossen Umfange, welchen die Vorbereitungs- 
studien und Uebungen für aen ärztlichen Beruf einnehmen, 
erscheint ein mindestens vierjähriger akademischer Cursus flir 
die Medicin Studirendcn durchaus erforderlich. Indem wir 
daher den Nachweis eines solchen (lir die Zulassung zur 
Staatsprüfung, behufs Erlangung der Approbation als inlän- 
discher Arzt, hiermit zur nächsten Bedingung machen, em- 
pfehlen wir zugleich die in der Beilage A. ersichtlichen Ge- 
genstände als diejenigen der Beachtung, auf welche bei der 
Staatsprüiung selbst, resp. bei Anforderung der bezüglichen 
Nachweise Gewicht gelegt werden wird. 

Sondershausen , den 3. März 1858. 

(L. S.) Fürstl. Schwarzb. Minister, v. E Isner. 

A. 

Logik, Psychologie, Physik, Mineralogie, Botanik, Chemie^ 
Zoologie, Physiologie, Anatomie, allgemeine Patliologie; 
Analyse im chemischen Laboratorium, Arbeilen im physio- 
logischen Institute, Secirübungen, specielle Pathologie und 
Therapie, Arzneimittellehre, Chirurgie, Geburtshülfe; me- 
dicinische, chirurgische, geburtshülfliche Klinik, Klinik der 
Augenheilkunde, der syphilitischen Krankheiten, Uebung 
als Auscultant und Praktikant im Krankenexamen, in der 
Diagnose und Krankenbehandlung, Uebungen in der Chirur- 
gie, Verbandlehre, Geburtshülfe, beziehungsweise an Lei- 
chen und am Phantome; pathologische Anatomie ^ gericht- 
liche Medioin. 
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Die aanitfltg^oliBeiliohe Gontrole des Bieres. 

Bericht über die polizeilich-chemische Unter- 
sachung von 24 in Berlin gebrauten und ver- 
schenkten Bieren. 

Von 0. Ä. Ziurek. 

Binem Königlichen Pdlzei - Präsidium überreiche ich ge- 
horsamst den Bericht über die polizeilich -chemische Unter- 
suchung der mir zu diesem Zwecke übergebenen nachbe- 
nannlen Biere: 

1) Eine Flasche A16 von dem Material- und Wein- 
händler Deiche, Königstr. 11. 

2) Eine Flasche Porler -Bier von dem Weinhändler 
Waga^ Firma: Waga und Jürgenssen, Burgstr. 29. 

3) Eine Flasche acht Bayrisches Bier von dem CafeUer 
F. Flügge, Leipzigerstr. 30. 

4) Eine Flasche acht Bayrisches Bier von dem Cafetier 
A. Beyer, Friedrichsstr. 83. 

5) Eine Flasche acht Bayrisches Bier von dem Cafetier 
J. C. Wagner, Charlottenstr. 36. 

6) Eine Flasche hier gebrautes Bayrisches 2 Bier, aus 
der Brauerei von Ley, Neue Schönhauserstr. 12." 

7) Eine Flasche hier gebrautes Bayrisches Bier aus der 
Brauerei von Hopf, auf dem Tempelhoier Berge. 

8) Eine Flasche hier gebrautes Bayrisches Bier aus der 
Brauerei von Lips, Neue Friedrichsstr. *^3. 

9) Eine Flasche hier gebrautes Bayrisches Bier aus der 
Münchner Brauerei, Johannisstrasse. 

10) Eine Flasche hier gebrautes Bayrisches Bier aus der 
Brauerei von Schwendy, Weinmeisterstr. 9. 

11) Eine Flasche Josty'sches Bier aus der Brauerei von 
Josty, Prenzlauerstr. 59. 

12) Eine Flasche frisches Braunbier aus der Brauerei 
von Schwendy, Weinmeisterstr. 9. 

13) Eine Flasche frisches Weissbier von dem Brauerei- 
besitzer Tietz, Friedrichsstr. 128. 

14) Eine Flasche frisches Weissbier von dem Brauerei-- 
besitzer Richter, Rosenthalerstr. 51. 

15) Eine Flasche Waidschlösschen-Bier von dem Wein- 
händler Markgrafenstr. 48. 

16) Eine Flasche frisches Weissbier von dem Brauerei- 
besitzer Bier, Stralauerstr. 4. 

17) Eine Flasche Auerbach'sches Bier von dem Brauerei- 
besitzer Auerbach, N. Kömgsstr. 42. 

18) Eine Flasche Werder'sches Bier von dem CafeUer 
Niquet, Jägerstrassen Ecke. 

19) Eine Flasche Doppel - Weissbier von dem Schank- 
virth Klein, Louisenstr. 50. 

20) Eine Flasche hier gebrautes (Wagner'sches Bayri- 
sches Bier) von dem Cafetier Assmann, Münzstr. 22. 

21) Eine Flasche Doppel -Weissbier von dem Bier- 
schänker Klitsching, Weinmeisterstr. 10. 

22) Eine Flasche hier gebrautes (Schultheis'sches) Bay- 
risches Bier von dem CafeUer Grober, Königstr. 34. 

23) Eine Flasche hier gebrautes (Lips'sches Bier) von 
dem Cafetier Schaefer, Albrechtstr. 20. 

24) Eine Flasche Doppel -Weissbier von dem Schank- 
wlrth Schmidt, Auguststr. 26. — 

Da bestimmte Anhaltspunkte fiir die polizeilich-chemische 
Untersuchung des Bieres bisher noch nicht vorhanden waren, 
so erforderte es die vorzunehmende Unlersuchung, dass da- 
iilr gewisse Grundzüge aufgestellt wurden. Ich habe diess 
in einer besonderen Abhandlung unternommen, die ich mir 
vorbehalte Einem Königl. Polizei - Präsidium zu überreichen, 
sobald sie im Druck erschienen sein wird. Inzwischen bin 
Ich genölhigt hier die aufgestellten Grundzüge zu erwähnen, 
weil sie maassgebend für die vorgenommene Untersuchung 
waren. 

In der erwähnten Abhandlung war ich gemeint die drei 
Hauptfragen : 

I. Ob die Veranlassung vorliegt das Bier 
einer polizeilich-chemischen Controle zu unter- 
ziehen? 

II. Von welchem Gesichtspunkte die Controle 
zu unternehmen sei? und 

III. Wie diese Controle praktisch zu hand- 
haben sei? 

dahin zu beantworten: 

Ad I. Eine Veranlassung die polizeilich -chemische Un- 



tersuchung des Bieres geschehen zu lassen, ist allerdings 
vorhanden. Sie folfft schon aus der Zusammensetzung des 
Bieres und aus der UnmögUchkeit auf andere Weise der Ver- 
pflichtung der Polizei, das Bier als Genussmittel zu über- 
wachen, zu genügen. Die polizeiliche Controle des Bieres 
wird aber, bei der Wichtigkeit des Bieres als Ersalzmiltel 
des Brandweines für Preussen durch die schlechte Be- 
schaiTenheit des Bieres ganz besonders geboten. — 

Ad II. Die Ueberwachung des Biersud wesens, des Brau- 
betriebes, und die polizeiliche Controle des Biervertriebos 
im Sinne der Bayrischen Bier -Controle ist in Preussen un- 
staithail. In Rücksicht auf die in Preussen vorhandene Ge- 
werbegesetzgebung, in Rücksicht auf die den Königl. Re- 
gierungen, resp. dem Königl. Polizei - Präsidium von Berlin 
gewordenen Dlenstinslruklionen , in Rücksicht auf die Be- 
stimmungen des Neuen Straf- Gesetzbuches und in Rücksicht 
auf das Gesetz über die Polizeiverwaltung ist die polizeiliche 
Controle Aqs Bieres nur so weit geboten und möglich, als 
dadurch das Publikum vor Betrug und die öffentliche 
Gesundheit vor Gefährdung zu schützen ist. — 

Ad HL Die polizeiliche Controle resp. die polizeilich- 
chemische Untersuchung des Bieres hat zu erweisen: 

1) ob ein Bier in betrüglicher Weise verfälscht ist ? 

2) ob ein Bier der Gesundheit nachtheilig ist, weil es 

a) mit ginigen oder gefahrlichen Stoffen verfälscht, oder 

b) weil es verdorben ist. 

Ad III 1. Als ein betrüglicher Weise verfälschtes Bier 
ist ein solches anzusehen, welches von dem Schank- 
wirth in ffewinnsüchtiger Absicht mit Wasser, oder Bitter- 
stoffen, oder Farbemitteln versetzt, trotz des geringeren Ge- 
haltes und Werthes, unter der Firma der Brauerei, aus der 
es bezogen, also unter Erregung eines Irrthums und zum 
Nachtheil des Käufers verkauft wird {%%. 241. 242. 9 des 
Str. Ges. v. 14. April 1851). 

Als ein in betrüglicher Weise verfälschtes Bier ist ferner 
ein solches anzusehen, dem der Brauer in gewinnsüch- 
tiger Absicht statt des Hopfens Bitterstoffe von gerin- 
gerem Werthe, z. B. Wermuth, Quassia, Dreiblalt, Fichlen- 
sprossen etc. zugesetzt hat, und welches nicht unter Aer Be- 
zeichnung Wermuth, Quassla etc. hlety sondern m/t Unter- 
drückung wahrer Thatsachen als Hopfenbier verkauft wird 
(SS. 241 des Str. Ges. v. 14. April 1851). 

Ad HI 2 a. Der Gesundheit nachtheilig , weil mit gif- 
tigen oder gefährlichen Stoffen verfälscht, ist ein Bier, in 
welchem Bitterstoffe wie Picrotoxin, Welper'sches * Biiter, 
Krähenaugen, Coloquinten, Sumpfporst etc. nachgewiesen 
werden (|. 304 des Str. Ges. v. 14. April 1851). 

Ad III 2 b. Der Gesundheit nachtheilig, weil verdorben, 
ist ein Bier, welches durch Umsetzung des Alkohols und des 
Zuckers in Essigsäure, die als Genussmittei erforderliche 
Zusammensetzung verloren hat (S. 345, 5 des Str. Ges. vom 
14. April 1851 und S- 6 ^^ Gesetzes über die Polizei-Ver- 
waltung vom 11. März i8dO). 

Um den hieraus entspringenden Ansprüchen bei der prakti- 
schen Handhabung sicher und leicht genügen zu können, sind 
für die polizeilich - chemische Prüfung erforderlich: eine 

Suantitative Prüfung oder Gehaltsprobe, und, nach 
ieser, in besonderen Fallen, eine qualitative Prüfung. 
Die Gehaltsprobe. Ein an Nähr- und Genussstoffen 
reiches Bier bedarf keiner besseren Empfehlung, es ist nie- 
mals verfälscht. Ein solches Bier, welcties nach seinem Ge- 
halt an Nähr- und Genussstoffen mit dem bezahlten Preise 
übereinstimmt, wendet dadurch ganz ausreichend den Ver- 
dacht der Fälschung von sich ab. Nur solche Biere, die 
einen geringen Gehalt an Nähr- und Genussstoffen zeigen, 
stehen unter dem Verdacht der Fälschung oder Verderbniss. 
Daraus geht hervor, dass die Probe, durch welche der Ge- 
halt des Bieres an den beireffenden Nähr- und Genussstoffen 
nachgewiesen wird, ganz entscheidend iür den weiteren Ver- 
lauf der polizeilich - chemischen Unlersuchung ist. Ein als 
gehaltreich nachgewiesenes Bier macht — mit Ausnahme ganz 
besonderer Fälle — die weitere Prüfung desselben unnötl.ig. 
Die Gehaltsprobe erweist die Unterschiede resp. die betrüg- 
liche Fälschung der Schankbiere und der Brauereibiere. Die- 

{'enigen Biere, die durch die Gehaltsprobe als gering- 
lalUg und mit dem dafür gezahlten Preise nicht überein- 
stimmend erwiesen worden sind, sind dann qualilativ zu 
prüfen: ob ^e betrüglicher Weise mit billigen Bilterstoffm, 
ob sie mit giftigen oder gefähriichen BiUersloffen verifilsch^ 
oder endlich ob sie verdorben sind. — 

Chemisch hat die Gehaltsprobe das Verhäftniss der An^ 
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vesenlieil von Kohlensäure, Alkohol und Malzextrakt nachEu- 
weisen. Ich muss hier erwähnen, dass kh, nach eingehen- 
den Prüfungen, berechtigt zu sein glaube, den diäteiiscben 
Werth des Bieres, den grossen Unlerschied seiner Zusammen- 
aeUung von der des Brandlweines in dem Gehall des Bieres 
an phosphorsauren Verbindungen anzunehmen. Dieser Gehalt 
an phosphorsauren Verbindungen steht im genauen Verhäll- 
nlss zu dem , bei der Bierbereitung verwendeten Malze. Die 
Bestimmung der phosphorsauren Verbindungen m einem Biere 
würde unter allen Umständen dort, wo nicht Versehen im 
Brauprocesse vorlagen, der allersicherste Maassslab iür die 
Prülunff des Werlhes des Bieres iu diateUscher Beziehung und 
als Nahrungsmillel sein. Allein dieser Nachweis der phos- 
phosphorsauren Verbindungen ist trotz der Mühe, die ich 
mir ffeffeben habe, ein möglichst einlaches Veriahren einzu- 
schlagen, immer noch viel zu umständlich, um von mir als 
passend für eine Gehaltsprobe der poUzeilich- chemischen 
Bieruatersuchung vorgeschlagen zu werden. UeberaU dort, 
wo ich die analytisch -chemische Nachweisung der phosphor- 
seuren Verbindungen unternommen habe, habe ich dieselben 
in genauer üebereinstlmmnng mit den, im Biere anwesend 
gefundenen Ouanlitälen von Alkohol und Malzextrakt cDexirln 
und Traubenzucker) zusammengenommen vorgeiunden. £s 
Ist dies der Beweis daiür, dass bei der Bereitung des Bieres 
kein ktinstllcher ZuckerzusaU, keine Kartoffelstärke verwen- 
det und auch nachher demselben kein Alkohol zugesetzt wor- 
den ist. Es geht aber auch daraus hervor, dass, so lange 
man eine Beelnträchligung des diälclischen Werthes des Bie- 
res in dieser Weise nicht zu ftirchten hat, so lange man si- 
cher ist, dass zur Bereitung des Bieres kein Zucker, der gar 
keine phosphorsauren Verbindungen oder keine Kartoff^elsiarke 
(wie bei dem Kartoffelbier), welche ömal weniger phosphor- 
saure Verbindung atb das Malz enthält, die Geualtsprube des 
Bieres ausreichend den Werth des Bieres angiebt, ^enn durch 
dieselbe das Verhältniss des anv^esenden Alkoholes und des 
anwesenden Malzextraktes angegeben wird. 

Nach mehrfacher, pcinücher Prülung und Vergleichung 
der, nach den verschiedenen eroplohlenen Meihoden auszu- 
fÄhrenden Gehaltsproben habe Ich mich Itir die ha ly met- 
rische von Fuchs angewendete Gehaltsprobe entschieden. 
Die Prüfungen, denen ich die verchiedenen Gehaitsproben 
— die chemisch -analytische, die Balling'sche, die optische 
oder SleinheiPsche, die Zennek'sche und die halymetrische — 
unterzogen, bestanden darin, dass ich nach denselben ein 
und dasselbe Bier zweimal untersuchte und dass ich Gemische, 
die von mir künstlich, aber aus ganz genau bestimmten Men- 
gen von Alkohol, Dextrin und Zucker zusammengesetzt wor- 
den waren, dann nach den verschiedenen Gehaitsproben 
prüfte. Hierbei hat die halymetrische Gehaltsprobe die grösste 
Uebereiflstimmung und eine ausserordentlich grosse Sicherheit 
gezeigt. Zugleich Ist die halymetrische Gehalteprobe mit den 
wenigsten Umstanden und Kosten verbunden und am rasche- 
Aen auszuiühren und ausser allem Zweifel die einzige, die 
sich zur Gehallsprobe der polizeilich -chemischen Umersu- 

chung eignet. — 

Oualitätsprobe. Biere, welche nach der, mit ihnen 
vorgenommenen Gehaltsprobe unter dem Verdacht der Fäl- 
schung oder des Verdorbenseins stehen, sind qualitativ zu 
prülen. Die qualitative Prüfung hat nachzuweisen: die An- 
wesenheit gesundheiisgelahrlicher oder betrüglich zugesetzter 
Bitterstoffe und die Anwesenheit der durch Zusetzung des 
Bieres entstandenen Stoflte. 

Auszuführen ist die qualitative Prüfung in Rücksicht auf 
die giftigen Alcalolde oder solcher durch die Analyse nachweis- 
barer giftiger SioiTe durch die chemische Analyse; in 
Rücksicht auf die ungiftigen Bitterstoffe durch den Geschmack 
und die Vergleichung mit reinem Hopfenbiiter; in Rücksicht 
anf die, dnrch Zersetzang des Alcohols und des Zuckers ge- 
bildele Essigsäure durch eine einfache acidimetrische 
Prüfung. 

Durch die chemische Analyse lassen sich mit Si- 
cherheit nur diejenigen Bitterstoffe nachweisen, welche ein 
Alcaloid oder eine andere prägnant sich kundgebende che- 
mische Verbindung enthalten. Die Anwesenheit von Slrych- 
nfn würde für die Verwendung von Ignatlusbobnen (Fabae 
St. Ignatii) oder Ki^henaugen (Nuces vomicae) zeugen. Pi- 
crotoxin im Biere nachgewiesen, würde Iür die Verwendung 
dieser Substanz, oder iür Verwendung von Coccelskörner 
(Semina coccnti) sprechen. Ausser diesen Bitterstoffen ge- 
hört noch Plkrinsalpetersture (Welper'schen Bitler) in die 
Reihe der, durch die chemische Analyse nachweisbaren, mttg- 



licherweise zum Biere verwendeten Bitterstoflle. Als Nach- 
weis für die Alcaloide ist mit gutem Erfolg das von Hera- 
path iür Picrotoxin, für Strychnin von Graham, Hoffmann 
und Otto empfohlene 'Abscheiden der genannten Stoffe durch 
Schütteln mit gereinigter Ttiierkohle und Ausziehen mit Alco- 
hol und Krystallisiren anzuwenden. Picrinsalpetersäure lässt 
sich leicht und sicher, auf die durch Dumoulin empfohlene 
Weise, vermittelst weisser Wolle, die durch Pikrinsalpeter- 
säure dauernd gelb gefärbt wird, entdecken. 

Dass die Möglichkeit vorhanden ist die bezeichneten gif- 
tigen Stoffe dem Biere zuzusetzen, kann nicht geleugnet wer- 
den, um so mehr als einige von ihnen, namentlich reines 
Picrotoxin, in der Vermischung schwer von dem Uopfenbitler 
zu unterscheiden sind. Dass der Geschmack der genannten 
Stoffe dem Geschmack des reinen Hopfenbitters gleicht, ist 
eine Unwahrheit, die nur diejenigen aussprechen und nach- 
schreiben, welche nicht praktische Versuche gemacht haben. 
Pikilnsalpetersänre , Aufgüsse von Krähenaugen, Coloquin- 
ten, Sumpiporst (Sedum palustre) Aloe, Kokelskörner lassen 
sich mit der grössten Sicherheit von Hopfenaufgüssen unter- 
scheiden. Das Strychnin anlangend verzichtet man wohl mit 
Recht auf das Kosten nicht sehr verdünnter Lösungen. Eine 
Frage ist, ob man Ursach hat die Verwendung der bezeich- 
neten giftigen Stoffe zur Bierbereitung im Allgemeinen zn 
fürchten. Dies muss entschieden geleugnet werden. Die 
Verwendung des Hopfens zum Biere geschieht nicht bloss 
seines BilterstofTes wegen; sie hat auch einen technischen 
Zv\eck. £s kann auf diesen hier nur kurz eingegangen 
werden. 

Der technische Zweck des „Hopfens*', d. h. die Anwen- 
dung des Hopfens, besteht darin, dass durch dasselbe die, 
durch das Kochen der Würze coagulirten eiwelsshaltigen Be- 
stanchheile des Malzes, welche noch in der Würze suspen- 
dirt sind, niedergeschlagen werden. Geschieht dies nicht, so 
bleiben die erwähnten eiwelsshaltigen, also stickstoffhaltigen 
Bestandlheile im Biere. Denn durch den Gährungsprocess 
werden dieselben nicht, wie der Kleber, als Hefe entfernt. 
Stickstoffhaltige Bestandtheile im ßiere verringern aber die 
Haltbarkeit des Bieres in hohem Grade. Bei einem Biere 
ohne Haltbarkeit setzt der Brauer, der seine Brauerei nur ir- 
gend umfangreich betreibt, Hab und Gut aufs Spiel. Wo 
das Bier aus Matz gebraut wird, wo nicht, wie in Frankreich 
Zucker und Syrup, oder Stärkemehl zur Erzeugung des Al- 
kohols im Biere zugesetzt wird, da ist die Haltbarkeit des 
Bieres nur durch die möglichst voltetändige Abscheidung der 
stickstoffhaltigen Bestandlheile möglich. 

(Fortsetzung fols^.) 



Wien. © Das Yeneiehnias dei äntUehen Penonalei Id unserer 
Stadt bringt lolgende Zahlen: 545Docloren der Medizin, 76 Militär- 
ärzte, 23 Magister der Chirurgie aus dem Civil- und 6 aus dem Mi- 
litärstande, 115 bärgerliche Wundärzte und Rasieroffizinenbesitzer, 
darunter Boctoren der Medizin , 3 Doctoren der Medizin fungiren 
als Barbierstubenprovisoren bei Wiltwen von Wundärzten, 28 Zahn- 
ärzte , 45 Apotheken und 1270 Hebammen. 

Der allgemeine Kranliheitscbaraliter ist im Vergleiche zu den 
Krankenständen im k. k. allgemeinen Krankenhause, im Bezirkskran- 
kenhause auf der Wieden , im Filialspitale in der Leopoldstadt gfin- 
stiger geworden. Katarrhe der Athmungsorgane sind noch immer 
vorherrschend; Krankheitsformen epidemischen Charakters sind nicht 
vorhanden; der Verlauf der Krankheiten selbst ist vorwiegend gutar- 
tig. InTemesvar, wo bisher nur ein grosses Bürgcrhospital be- 
standen hat, soll ein grossartiges allgemeines Krankenhaus errichtet 
werden. Zur Errichtung hat die Staatsbehörde sich erboten der Ge- 
meinde Termesvar 80,000 Fl., wenn erforderlich, auch mehr zu sehr 
billigen Bedingungen zu leiben. 

Vor dem städtischen Marktcommissariate sind in der vergangnen 
Hälfte des Monates wegen Uebertretung der Markt- und Sa- 
nitätsvorschriften 176 Amtsverhandlungen gepflogen worden und 
dabei nnter anderen 62 Parteien wegen Milchverfälschung verurtheilt 

worden. 

Einer unserer tfiehtigsten Mililäränte der Regimentsarzi Dr. 
Schwarz ist von der tarkiseben Regierang als Vorstand eines Kran- 
kenhauses engagirt worden. 

Wie man vernimmt sollen aneh Verhandlvngen wegen Errichtung 
eines dritten grossen Krankenhauses im Gange sein. Erfor- 
derlieh ist ein solches in hohem Grade. Die Frage ist nor woher die 
Mittel nehmen. Jedermann weist, dass unser städtisehes Budget bia 
zum Möglichen belastet ist und demselben ganz sicher noch sehr be- 
deutende Aasgaben bevorstehen. 

Berlin. Die hiesige Pockenepidemie hat während des zweiten 
Monates d. J. an Ausbreitung zugenommen. Es wurden Im Februar 
363 ErkrankungsfäUe polizeilich gemeldet und es starben an den 
Pocken im Februar 32 Individuen. Unter den Erkrankten befanden 
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sieh 265 Geimpfte , unter diesen 50 Uns^eimpfte , aod 48 über deren 
ImpruDg^ nichts festgestellt werden lionnte. Unter den 32 Poekenver- 
storbenen des Februar waren 10 geimpft, 13 ungeiropft und ohne 
Angabe über die Impfung. Sonach betrug das Mortalitätsverhältniss 
im Februar bei sämmtlichen Ericrankten 8,81 pCt., bei den GcimpAen 
3J7, bei den UngeiropAen 26,00, und bei denen, wo die Impfung 
nicht festzustellen war 18,75. 

Dreidan. Die zweite Kammer beschäftigte sich mit der Berathung 
des Deputationsberichtes über die Forderung von 19,920 Thlr für die 
Medizinisch-Chirurgische Akademie zu Dresden. Die De- 
putation hatte den Antrag gestellt: Die zweite Kammer wolle im 
verein mit der ersten Kammer die hohe Slaatsregierung ersuchen, im 
Laufe der begonnenen Finanzperiode zu prüfen in wieweit durch Auf- 
hebung der Chirurgischen Akademie als primäre BildungsanKtalt lür 
Aerzte, unter Beibehaltung der mit ihr bis jetzt verbunden gewesenen 
allgemeinen klinischen Anstalt und der Entbindungsschule, theils eine 
finanzielle Ersparniss herbeizuführen, theiis mit günstigem Erfolge 
die von der Regierung dem Landtage 1845 — 46 vorgelegte Medizi- 
nalreform vorbereitet werden könne und das Resultat dieser Prülung 
dem nächsten Landtage vorlegen, nach Befinden die Aufbebung der 
in Frage stehenden Anstalt vorbereiten, hierbei aber eine derartige 
Einrichtung im Auge beballen, welche dazu dienen kann, jungen 
Aerzten, welche sich als Militärärzte ausbilden wollen, Gelegenheit 
zu bieten, sich unter Aufsicht des Generalstabsarztes in der Chirurgie 
praktisch vervollkommnen zu können. Die geforderte Summe wurde 
zur Genehmigung empfohlen. Für die Thierarzneischule wurden 
5700 Thlr. für Bezirksmedizinal- und Veterinärbeamte 20170 Thlr. (1400 
mehr als früher) 2500 zu me dizinalpolizeilicben Zweken, 
insbesondere gegen Epidemien und Viehseuchen etc. bewilligt. 

Wie bekannt, widmet unsere Regierung der Thierarzneikunde 
ganz besondere Vorsorge zu. Es ist von derselben der II. Kammer 
ein Gesetzentwurf „die Ausübung derThierarzneikunde" 
betreffend unterbreitet worden, über welchen der Bericht der 
1. Deputation zur Berathung in die Kammer gekommen ist. Unter 
Berücksichtigung einiger nicht erheblicher, von der Deputation vor- 
geschlagener Abänderungen nahm die Kammer §§. 1 — 10 jenes Ent- 
wurfes nur mit Zufügung des Nostizschen Amendements an. Dieses 
bezieht sich auf solche Fälle , in denen Gefahr im Verzuge ist und 
ein Thierarzt nicht zu erlangen ist. Hier soll es auch Laien gestat- 
tet sein die nölhigen Anordnungen zu treffen. Auch erlillen die 
auf die Viehseuchen bezüglichen Bestimmungen eine etwas verän- 
derte Fassung. Nach §.11 sollen fortan solche Thierärzte, welche 
sich mit poUzeilichen und gerichtlichen Arbeiten beschäftigen „Amts- 
thierärzte'* heissen. An dieser Bezeichnung nahm man Anstoss. 
Nachdem indess der Regierungscommissär, Geheimer Regierungsralh 
Just erklärt hatte, dass es sich hier um keine überflüssige Aufzeich- 
nung, sondern um eine höhere, erst nach zweijähiiger Praxis und 
weiterer Prüfung zu erreichende Stufe der Thierheilkunst handele, 
auch die Bezirksthierärzte dann allemal aus den Amtsthierärzlen ge- 
wählt werden würden, acceptirte die Kammer den §.11. Hinsicht- 
lich des §. 14 verlangte die Kammer Aufscbluss darüber ob die Thier- 
ärzte die Verpflichtung hätten, die Medicamente aus den Apotheken 
zu entnehmen. Der Regierungscommissär reservirt für die Thierärzte 
das Recht, Arzneien zu verkaufen, will aber die Gifte als allein aus 
den Apotheken zu beziehen angesehen wissen. §.20 bestimmt, „dass 
auf die Dauer der nächsten drei auf einander folgenden Jahre , vom 
Tage der Bekanntmachung dieses Gesetzes an gerechnet, es denjeni- 
gen Personen , welche sich . ohne gelernte und geprüfte Thierärzte 
zu sein, durch die gewerbliche Ausübung der Thierheilkunde ihren 
Unterhalt verschafft und sich damit bereits vor dem I.Januar 1858 
beschäftigt haben, nachgelassen bleibe, dieses Gewerbe in den 
§§. 27 und 28 angegeben Grenzen fortzusetzen. Der Regierungscom- 
missär motivirte diese Frist ausreichend dadurch, dass man bei der 
Prüfung derartiger Empiriker, denen dann die Praxis ganz unbenom- 
men sein würde , nur auf die Praxis und nicht auf theoretische Aus- 
bildung Rücksicht nehmen werde. Aus solchem Grunde erscheine 
es unthunlich, die für die Empiriker höchst milde Bestimmung einer 
Uebergangäperiode von drei Jahren noch zu erweitern. Es sei der 
Wille der Regierung Quacksalber und untaugliche Subjecte «o bald 
als möglich von der Uebung der Thierheilkunst zu entfernen, taug- 
liche Empiriker würden durch jene milde Prüfung in ihrem Berufe 
nicht gehemmt, sondern nur belestigt werden. Darauf wurde dann 
auch der betreffende Paragraph, so wie die folgenden angenommen 
und das somit angenommene Gesetz, das im Allgemeinen die Be- 
stimmung erfüllen soll, den Betrieb der Thierheilkunde, der minde- 
stens zu einem Dritltheil in den Händen von Schäfern, Schmieden 
etc. ist in geordnete Schranken zu bringen, wird demnächst seine 
Wirksamkeit beginnen. 

Barmstadt. Die Uebersicht der im Jahre 1857 in dem Grossher- 
zoglichen Landeshospital Hofheim verpflegten Kranken ergibt 
folgende Daten. Am Ende des Jahres 1856 betrug die Zahl der Kranken : 
187 Männer, 165 Frauen, zu&ammen 352. Im Laufe des Jahres 1857 
sind zugegangen: 30 Männer, 27 Frauen, zusammen 57. Die Ge- 
saramtsumme der Verpflegten betrug somit 409. Die Summe des 
Abgangs betrug durch Entlassung 34, durch Tod 32, zusammen 66. 
Es verblieben also am Schlüsse des Jahres 1857 in Verpflegung 343. 



Von diesen 343 Kranken leiden an: 1) Schwermolh 7 Männer, 
8 Frauen; 2) Wahnsinn und Tobsucht 16 Männer. 13 Frauen, darun- 
ter zugleich epileptisch 2 Männer; 3) sekundärer Verrücktheit und er- 
worbenem Blödsinn 127 Männer, 120 Frauen, darunter zugleich epi- 
leptisch 8 Männer und 8 Frauen ; 4) angebornem Blödsinn (Idiotie und 
Cretinismus) 16 Männer, 11 Frauen, darunter zugleich epileptisch 
1 Frau ; 5) Verkrüppelung und sonstigen körperlichen Fehlem , ent- 
stellenden Krankheiten, Altersschwäche Männer, 7 Frauen. Die 
Gesammtzahl 175 Männer, 168 Frauen. 

Bern. Nach einem Beschlüsse des Bundesrathes sollen zwei I n- 
struktionäre für den Unterricht im militärischen Sani- 
tätsdienste angestellt werden . Die betreffenden Aerzte werden je mit 
2600 Fr. salarirt. Von ihnen hat einer in französischer, der andere 
in deutscher Sprache zu instruiren. Die Stellen sind zu freier Con- 
currenz ausgeschrieben. 

Einer Notiz des Oekonomen von St. Bernhard zufolge sind in 
dem Hospiz des St. Bernhard jährlich im Durchschnitt 18 — 20,000 
Personen bewirthet und verpflegt worden. Die Mittel zu dieser 
grossartigen Wohllhäligkeilsanstalt schöpft das Kloster zunächst aus 
seinem eigenen Vermögen, sodann aus jährlichen Subsidien der fran- 
zösischen und sardinischen Regierungen und aus freiwilligen Steuern 
wohlhabender Reisenden. Das Kloster erhält aus Deutschland keine 
directe Unterstützung, und doch sind unter den Verpflegten und Be- 
wirtheten ein guter Theil deutscher Landeskinder. Ein Beitrag von 
Seiten deutscher Regierungen fände keine passendere Stätte. 



Perionalchronik. Preusien* Die durch den Tod des Kreischimr- 
gen Grimmel zu Kreuznach vacant gewordenen Amtsgeschäfte sind 
dem prakt. Arzte Dr. Traut wein daselbst übertragen. Der Kreis- 
chirurg Dr. Haak sen. zu Irmenach ist wegen seines vorgerückten 
Alters von der Verwaltung seiner Stelle unter Belassung des etats- 
mässigen Gehalles entbunden und die Geschäfte des Kreischirurgen 
für die Bürgermeistereien Trarbach und Sohrcn dem Dr. Haak jun. 
zu Trarbach, für die Bürgerministerien Zell, Blankenrath und Sen- 
heim dem Dr. Praetor ins zu Alf übertragen worden. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Winkler in Frau- 
stadt, Aronstein in Telgte, Reissmann in Rheine, Lindemann 
in Bleicherode, Herding in Mayen, Schantz in Witten, Gisbert 
in Weeze; Thierarzt 1. Kl. Ruland in Bensberg. Der Apotheker 
I. Kl. Prüssen hat die Schlüter'sche Apotheke in Steinheim gekauft» 

Orden: Dem Arzte Frenerry bei dem Civilhospital in Gibral- 
tar den Rothcn Adlerorden 3. KI. 

Gestorben: Geheimer Medizinalrath Dr. Busch in Berlin, 
Stabsarzt Dietrich zu Marienburg, Dr. Bolimann in S&rheck^ 
Wundarzt Limberg in Telgte, Meyer in Wolbeck, Kreiswnndarzt 
Hecking in Coblenz. 

Vacant: Für einen wohlhabenden Flecken der Rheinprovinz 
wird ein Arzt gesucht der zugleich Geburtshelfer ist. Die Apolheken- 
concession zu St. Tonis, Kreis Kempen ist zu vergeben. Bewerbun- 
gen sind bis zum 27. April an die Königl. Regiea zu Düsseldorf zu 

richten. 

Baden. Ernannt: Der ausserordentliche Professor an der 
Universität Würzburg, Dr. Friedreich zum ordentlichen Professor 
der Arzneiwissenschaft an der Universität Heidelberg. Dem E. Gu- 
t'enberg von Hufingen die Lizenz als Apotheker erlheilt. 

Gestorben: Der pcnsionirte Generalarzt Dr. Fink in Karls- 
ruhe, der pensionirte Physikus Dr. Rau in Achern. 

€rro»ther%ogihum Hessen. Vacant: In einem der frequen- 
testen Theile des Odenwaldes ist eine sehr in Aufnahme siehende 
Wasserheilanstalt zu verkaufen. Auskunft d. d. R. 

Mecklenburg' Strelitx. Gestorben: Der GrossherzgL Leib- 
arzt, Geheimer Medizinalrath Dr. Kortüm zu Neustrelitz. 
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PrenssezL 

Die Taxpreise der Blutegel betr. 
Der Taxpreis eines Blutegels ist flir die Zeit v. I.April 
er. bis ult. Deceniber er. auf 2 Sgr. 8 pf. festgesetzt woroen. 
Berlin, den 23. März 1858. 

Der Minist, der geistl. Unterr.- und Medizinalangel. 

V. Raumer, 



Folizeiverordnung' betreffend dieBeaufsichtigungdes 
Hüttenbetriebes in sanitätspolizeilicher Bezie- 
hung. 

Auf Grund des S. 11 des Gesetzes über die Polizeiver- 
waltung vom 11. März 185^) wird hierdurch von der unter- 
zeichneten Königlichen Regierung in Gemeinschaft mit dem 
unterzeichneten Königlichen Oberbergamte Hir den Umfang 
des Bergaintsbezirks Siegen, soweit derselbe innerhalb des Be- 
zirks der mit unterzeichneten Regierung liegt, in Bezug auf 
die Anstellung \on Aufsehern auf den unter Aufsicht der 
Bergbehörde stehenden Hüttenwerken und die Obliegenheiten 
derselben nachstehende Pulizeiverordnung erlassen. 

%. 1. Die Eigenthümer, beziehungsweise die Repräsen- 
tanten oder Vorsieher sämmllicher Hüttenwerke, namentlich 
der Eisenhütten, Metallhülten, Puddlings- und Walzwerke 
sind verpflichtet, dem Königlichen Bergamte zu Siegen einen 
quallGcirlen Aulseher namhall zu machen, welchem nach er- 
folgter Bestätigung die Beaufsichtigung aes technischen Be- 
triebes auf dem Werke, ttir welches er angestellt ist, so wie 
die Sorge fiir die Sicherheit und Gesundheit der daselbst be- 
schäfligten Arbeiter nach näherer Bestimmung dieser Verord- 
nung obliegt. 

8. 2. Der Aufseher ist iUr die pünktliche Beachtung und 
Ausübung der von ihm übernommenen Functionen der Berg- 
behörde gegei.über persönlich verantwortlich. 

$. 3. Seine Aufsicht erstreckt sich über sämmtliche 
Räume des Hüttenwerks und die darin befindlichen Betriebs- 
apparale und Sicherheitsvorkehrungen. 

Innerhalb dieser Räume hat der Aufseher nicht allein den 
technischen Betrieb zu beaufsichtigen, sondern auch die Be- 
obachtung der in den Concessiunsurkunden oder sonst vor- 
geschriebenen Bedingungen Tür den Betrieb des Werkes pünkt- 
lich zu überwachen. Es liegt ihm l'erner ob, die Arbeiter 
vor den schädlichen Einflüssen der etwa aus den Oefen sich 
entwickelnden Gase und Dämpfe, so wie vor allen anderen 
namentlich durch umgehende Maschinen erwachsenden Gefah- 
ren nach Möglichkeit 2U schützen. 

S. 4. Derselbe hat ein besonderes Augenmerk darauf 
ZU richten, dass die bei der Concessionsertheilung oder an- 
derweitig zur gefahrlosen Abltthruiig der schädlichen Gase 
und Ddinpie angeordneten Vorsichtsmassregeln zur Anwendung 
gebracht werden. Insbesondere ist er in dieser Beziehung 
verpflichtet, auf den Melalliiüiton die Verbindung der Conden- 
satioiiskanäie mit den Giclit^iffiiungen der Oeien, sowie die 
Instandhaltung und zeitige Reinigung derselben unter Beob- 
achtung der nötlilgen Vorsiclitsmassregeln zu überwachen. 

S. 5. Die Mrischineuräuine müssen unter Verschluss ge- 
hallen und der Zutritt zu dmselbv n dar! nur solcLen Arbei- 
l<rn gestatlei werden, welche mit der Handhabung der Ma- 
schinen viTtraui sind und die vurgeschriebcne engaaschlies- 
sendo Kiddung tragen. 



S. 6. Bei Verunglückungen von Arbeitern auf dem Werke 
hat der Aufseher die zur Rettung der Verunglückten nöihi- 
gen Massregeln sofort zu treffen, itir Herbeini l'ung eines Arz- 
tes Sorge zu tragen und dem Berggeschwornen des Reviers 
ohne Verzug die vorgeschriebene Anzeige zu machen. 

S. 7. Zur Vorbeugung von Verunglückungen durch Er- 
stickung bat der Aufseher darüber zu wachen, dass die Ar- 
beitsräume nicht durch die beim Betriebe der Oefen, insbe- 
sondere beim Anblasen derselben sich entwickelnden schädli- 
chen Gasarten angefüllt werden und, sobald er eine derartige 
Anlüllung bemerkt, dafür zu sorgen, dass die Arbeiter die 
mit den Gasen erfüllten Räume sofort verlassen und nicht 
eher wieder betreten, als bis durch Oefi*nen von Thüren und 
Fenstern die Gase entfernt worden sind. Insbesondere hat 
der Aufseher auch darauf zu halten, dass die Arbeiter in ver- 
schlossenen Räumen, welche mit den Oefen oder dem Hütten- 
raume in Verbindung stehen, nicht ihren Aufenthalt nehmen 
oder dort schlafen. 

S. 8. Der Aufseher muss die ihm obliegende Aufsicht 
selbst führen und deshalb auf dem ihm überwiesenen Werke 
während der Belriebszeit stets anwesend sein. 

Sollte derselbe durch Krankheit oder andere dringende 
Verhältnisse zeitweise verhindert sein, die Aufsicht selbst zu 
(Uhren, so muss während der Dauer der Verhinderung ein 
anderer Werkbeamter oder ein zuverlässiger Arbeiter damit 
betraut und vorher zu diesem Zwecke gehörig instruirt, auch 
gleichzeitig dem Berggeschwornen des Reviers Anzeige von 
einer solchen Stellvertretung gemacht werden. 

8. 9. Jeder Aufseher hat ein Arbeiterverzeichniss und 
ein zur Eintragung polizeilicher Verordnungen und Vorschrif- 
ten bestimmtes Hüttenbuch, welchem die gegenwärtige Ver- 
ordnung vorgeheftet sein muss, zu fuhren. Diese Bücher 
sind auf dem Werke selbst aufzubewahren und dem Bergge- 
schwornen des Reviers bei einem jeden Besuche des Werkes 
zur Einsicht und zum Eintragen der nöthigen poUzeilichen 
Anordnungen vorzulegen. 

S. 10. Uebertretungen dieser Polizei verordnunflf werden 
mit einer Geldstrale von 15 Silbergroschen bis 10 Thh*. oder 
verhältnissmässiger Gefängnissstrafe belegt. 

S. 11. Diese Verordnung tritt 4 Wochen nach ihrem Er- 
scheinen im Amtsblatte in Kraft. 
Köln, den 8. März 18ö8. Bonn, den 2l,Novbr. 1857. 
Kgl. Regier. Kgl. Preuss. Rhein. OberbergamL 

Polizei - Verordnung. Die Revision der Impflinge 
betreffend. 

Da die über eine jede Impfung und deren Erfolg durch 
S.53 des Regulativs vom 28. OK:tober 1835 (Gesetzsammlung 
S. 256) angeordnete Bescheinigung über die geschehene Im- 
pfung durch den Impi'arzt nicht ertlieilt werden kann, wenn 
der Impfling zur Revision nichi vorgestellt wird, dies aber 
in neuerer Zeit mehrfach verabsäumt worden Ist, so verord- 
net das Polizeipräsidium auf Grund der %%.6 und 11 des Ge- 
setzes über die PolizeiviTwaltung vom 11. März 1850 »ür den 
engeren Polizeibezirk von Berlin, wie lolgl: 

g. 1. Zur Revision des EriolKes der geschehenen Im- 
pfung müssen die Impflinge dem Arzte, welcher die Impfung 
vollzogen hat, zu der von diesem festgesetzten Zeit wieder 
vorgestellt werden. 
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g. 2. EUeniy Vormünder oder Pflrffer, welche ohne 
ausreichenden Grund df^s vembsSuinen, vi rfallen f n eine Geld- 
sirafe bis zu 10 Thalern oder im Unvermögensfalle In eine 
Gelfingtiisssiraru bis su 14 Tagen. 

Berlin, den 17. März 1858. 

König!. Polizeipräsidium. Freiherr von Zedliiz. 

Bayern. 

Stilistische Erhebungen üb^r die Bewegung 
der Bevölkerung betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs. Die Wahrneh- 
mung, dass Gerichlsarzle die durch Reglerungsausschreiben 
vom 16. d.M. angeordnete Tabelle III. selbststandig dnscliick- 
ten und in dieser TubeHe die bereits gegebenen Erläuterun- 
gen zur Regtstrirung der Todesursachen nicht beachtet wa- 
ren, veranlasst zu nachstehenden Erinnerungen. 

1) Die Tabelle III. ist 2 war durch den Gerichtsarzt aus- 
schUessend zu fertigen aber dabei vorzusehen, dass in den 
Endsummen der Sterbei'alle nach Alter und Geschlecht eine 
Uebereinstimmung dieser Tabelle mit Jriier Nr. I. und 11. be- 
geht. Anstände desshalb sind im Benehmen mit den Districts- 
polizeibehorden innerhalb des Termines zu beieinigen. Die 
Tabelle lll. ist dann nach VnSerzeiclnung des Gei ii hlsarztes 
mit der Tabelle I. und II. durch die Dislrictspoiizeibehörden 
einzusenden. 

2) Bei den Einträgen der Todesursachen In die Tabelle 
III. aus den Angaben In dem Leichenbeschausciuine wird auf 
die Erläuterungen durch das lilhographirte Ausschreiben vom 
25. Februar 1^7 und aul die Insruition zur Ablassuig der 
Physicatsjahresberlchte vom 16. August v. J. (Krelsainlshlatt 
1857, S. 1293) verwiesen, wo der Fertigung dieser Tabelle 

fedaeht Ist. Die Gerichtsärzte haben die Angaben der To- 
esursachen in den Leichenbeschauschelnen vor deren Be- 
nützung tlir die Tabelle lll. mit ärztlicher Kritik zu würdigen. 
^o nach Art. IV. der Instruction lür die Leicheiibeschauer 
vom 6. August 1839 und nach $. 37 der Instruction lür die 
praktischen Aerz«e (Krelsamtsblatt 1807, S.298) die Einträge 
der Todesursachen in die Leichenbeschauscheine von den 
behandeüidcn praktischen Aerzten selbst geschah oder die 
Richtigkeit des Eintrages durch deren Uaterschriit bestätiget 
wurde, Ist ausser iioiorischer Unrichtigkeit keine weitere Kri- 
tik zu versuchen und es ist darauf zu bestehen, dass so weit 
thunlich diese allerhöchste Bestimmung der Hitunterschrilt 
der behandelnden Aerzte bei den Leichenbescliauscheinen 
eingehalten werde. In allen anderen Fällen sind die Bezeich- 
nungen der Todesursachen von hielilr nicht qualiUcirten Lel- 
cbeubeschauern oder nach Angabe der Angehörigen einer 
selbstständigen Kritik zu unterziehen und alle Fälle unsicherer 
und zweifelhafter Todesursache in die Rubrik „unbekannte 
Todesursache'^ zu registriren. Die Leichenbeschauer sind an- 
zuweisen, unsichere Angaben über die letzte Krankheit oder 
Todesursache besser ganz zu unterlassen und dalür die Krank- 
heit oder Todesursache als unbekanni einzusetzen. 
Ansbach, 28. Februar 1858. 

Königl. Regierung von Millelfranken, K. d. I. 
von Gutschneider, Präsident. 

Herzogthum Sachsen- Altenburg, 

Transport von Leichen betr. 

Unter Rückverweis auf die höchste Verordnung vom 
29. Oktober vorigen Jahres, den Leichen. ransport und die 
Ausstellung von Leichenpässen betrefTend, wrrden die Poli- 
zeibehörden des Landes in Gemässheit dieslallsiger höchsicr 
Anordnung davon in Kennlniss gesetzt, dass zwischen der 
hiesigen Slaatsregi«Tung und den Regierungen des Grossher- 
zogthums Sachsen- Weniiar, des Herzogthums Sachsen -Mel- 
nlngen und de*s Fürstenthutns Reuss jüngere Linie Vereinba- 
runjfen wegen gegenseitiger Zulassung und Anerkennung der 
Leichenpüsse abgeschlossen worden sind, dergsalt, dass 
aut Grund diesseitiger von der kompetenten Behörde ausge- 
stellter Leichenpässe Lei/hen aus hiesigem Herzoglhum nach 
den erw.ihnten drei Nachbarländern und durch dieselben, so 
wie au. Grund der von den kompetenten ßei.örden ausgestell- 
ten Grossherzoglich Sächsischen , Herzoglich MeiningenSihen, 
und Fürstlieh Reussischen jüngerer Linie Leiohenp/issen Lei- 
chen aus je.icn resp. Staaten hach dem hiesigen Herzogthume 
und durch dasselbe transportirt werden dürfen. 

Zugleich wird darnul au merksum gc^nacht, dass die 
Ausstellung der Leichenp.isse lür das Ausland im GrosshiT- 
zogthum Sachsen durch tue G<osslierzngllehrn Bezirksdirek- 
.toren^ im Uerzogthum Sachsen - Meiningen durch den Tolizei- 



direklor der Residenzstadt Meiningen und ausserhalb dersel- 
ben durch die Herzoglichen Verwaitunffsämter, im Fttrsten- 
thum Reuss Jüngerer Linie endlich durch die Ftirstlichen 
Landrathsämier zu erfolgen hat. 

Sämmtllche Polizeibehörden haben sich hiernach m 
achten. 

Altenburg, den 8. März 1858. 

Herzogt Sächsische Landesregfenmg. 
H. Schuderoff. 
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Die aanitätspollBeiliche Gontrole des Bieres. 

Bericht über die polizeilich-chemische Unter- 
suchung von 24 in Berlin gebrauten und ver- 
schenkten Bieren. 

(FortsetzoDg.) 

Darauf gründet sich das englische und das bayrische 
Brauverfahren. Durch die Untergahrung bei dem bayrischen 
Biere und durch die Ablagerung in ungeheuren Massen bei 
den englischen Bieren, wird der Kleber als Hefe entiernt. 
Die als Uel'e nicht abscheidbaren feinverthellten , eiweisshal- 
tigen Massen müssen vor der Gahrung abgeschieden werden. 
Ausser dem Uoplenbltter glebt es bis jetzt keinen Stoff, der 
durch seine adstringirenden Bestandtheile die Abscheidung 
dieser El weiss thei leben bewirkte und zugleich einen, der Ge- 
sundheit zuträglichen Bitterstoff enthält. Die Wahl des Ho- 
pl'ens Ist somit nicht ohne Grund durch mehr als 1000 Jahre 
zur Bierbereliung beibehalten worden, es ist eine durch 1000 
Jahre erhärtete Thatsache, dass man nur seitdem man Ho- 
pfen verwendet und sofern man Hopfen verwendet ein halt- 
bares Bier erzeugt. Da die Erzeugung eines solchen Bieres 
Immer umi'assender die Aufgabe des rationellen Brauverfah- 
rens wird, so hat man hiervon den besten und umfassend- 
sten Schutz vor schädlichen Hopfensurrogaten zu erwarten. 
Alle anderen Bitterstoffe verhalten sich bei der Abscheidung 
der eiweisshaltigen Bestandtheile entweder indifferent, wie 
Pikrinsalpetersaure , reines Picrotoxin, Aloe, oder sie ver- 
mehren die Menge der eiweisshaltigen Bestandtheile durch die, 
in ihnen enthaltenen, verringern also unmittelbar die Halt- 
barkeit des Bieres. Fast hefenfreies, acht bayrisches Bier (von 
Beyer) war versetzt mit Krahenaugenabsud den dritten, mit 
Coioquintenabsud schon den zweiten Tag sauer. Ich glaube 
vollkommen berechtigt zu sein anzunehmen, dass die Ver- 
wendung der gedachten Stoffe überall dort, wo das Bier un- 
mittelbar aus Malz gebraut wird ganz zweckwidrig und auf 
den Verlauf des Gährungsprozesses nachthelKg wirkend ist 
und dieserhalb die Anwendung derselben im Allgemeinen fttr 
den Brauereibetrieb nicht zu nlrchten ist. 

Die polizeilich -chemische Untersuchung des Bieres hat 
nur in besonderen, durch die Wirkung des Bieres gerecht- 
fertigten Fällen auf den analytisch - chemischen Nachweis der 
genannien Stoffe einzugehen- — 

Die Geschmaksprobe. Die Unmöglichkeit eine ganze 
Reihe von Bitterstoffen durch die chemische Analyse nachzu- 
weisen, lässt sich ziemlich weit durch die Uebung des Ge- 
schmackes zu Ihrer Unterscheidung wieder aufheben. Durch 
diese Uebung kann man überrascnend sicher die Bitterstoffe 
IHr sich von einander unterscheiden. Schwieriger ist die Un- 
terscheidung In den Mischungen. 

Aber auch das halte Ich ßir möglich. Nothwendig für 
die Geschmacksprobe bei dem Blere, deren Zweck es doch 
ist anderweitiu;e Bitterstoffe von dem Bitterstoff des Hopfens 
zu unterscheiden, eventuell als vorhanden nachzuweisen, halte 
Ich zwei Bedingungen: man hat Rücksicht zu nehmen 
auf die Geschmacksveränderung, welche die Bit- 
terstoffe durch die Bestandtheile des Bieres er- 
leiden und auf die Art des verwendeten Hopfens. 

Ganz bestmders wirkt die Im Biere vorhandene Kohlen- 
säure auf die VtTänderung des bitteren Geschmackes ein. Ein 
und dasselbe Bier schmeckt ohne Kohlensäure ungleich stär- 
ker bitter. Die elgenthümliche relz<mde Wirkung der Koh- 
lensänre auf die Geschmacksnerven macht diese weniger em- 
pfang lieh für den bitteren Geschmack. Aehnlichen aoer un- 
gleich geringeren Einfluss übt Alkohol. Um ein richtiges 
rthelt über die Art und die Intensität des Bittergeschmackes 
zu haben, muss man das Ber durch Kochen von Kohlensäure 
und Alkohol belreien und dann durch Zusatz der verdampf- 
ten Meng'i Wasser auf den früheren Verdünnnngsgrad brin- 
gen. Bei der von mir befolgten Methode machte dies keine * 
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besonderen Umstände. Für den Hl. Versuch der halymetri- 
schen Gehaltsprobe, der ich gefolgt bin, ist es nöUiig das 
Bier von Alkohol and Kohlensaure durch Kochen zu beireien. 
Statt lOOO Gran Bier zu 500 Gran abzudampfen, habe ich gleich 
/ 2000 Gran zu 1000 Gran abgedamplt, die eine UilÜe zur ba- 
lymetrisdien Prüfung, die andere mit ÖOO Gran Wasser ver- 
mischt zur Geschmaclisprobe verwendet. In der auf diese 
Weise von Kohlensaure und Alkohol befreiten Flüssigkeil bie- 
tet sich der Bitterstoff der Unterscheidung viel sicherer. Co- 
loquinlen-, Aloe-, Dreiblatt-, Wermuih-, Fichtensprossen-, Sas- 
salrass- Aufgüsse lassen sich mit grosser Besiimnitbeit von 
Hopfenaufgüssen ,unlerschejden. Schwierig ist Quassia zu 
entdecken. Für sich unterscheiden sich Hopfen und Quas- 
sia sehr deutlich. Quassiaabsud hat neben seinem bitteren 
Geschmacke einen eigenlliümlichen, an den man beim Kochen 
des Quassiahoizes durch den sich dabei eniwii kelnden Ge- 
ruch erinnert wird. Hopfenabsud schmeckt dagegen harzar- 
tig bitler. Maclit man den Quassiaaufguss mit kaltem Wasser, 
so ist der eigcnthümliche flüchtige Geschmack last gar nicht 
wahrzunehmen und zu untersciteiden , wenn man den kalten 
Quassiaaufguss mit Hupienabsud mischt. 

Sehr zu beachten hat man auch die zum Biere verwen- 
dete Art des Hop.ens. Böhmischer und bayrischer Ho- 
pfen untersdieidet sich wesentlich in dem Geschmack von 
märkischem Hopfen. Und zwar ist dieser Unterschied nicht 
durch geringere Bitterkeit dts letzteren, wohl aber durch 
den Mangel an dem eigenlhümlich harzartig-aelherischen Ge- 
schmack verschieden. 

Ich glaube annehmen zu können, dass man durch die 
Geschmacksprobe ausreichend sicher im Stande ist fremdar- 
tige Bitterstoffe im Biere zu en. decken. 

Acidimetrische Probe. Im Wege des Gährungs- 
prozesses wird aus Zucker Alkohol und Kohlensäure. Eine 
Grenze lUr den Gährungsprozess ist nicht vorhanden. Es ist 
die Aufgabe des rationellen Brauverl'ahrens diese zu schaffen. 
Dies gelingt aber auch dem rationellsten Brauveriahren nur 
theilweise. Die eingeleitete Gährung schreitet vor. Zucker 
wird fortschreitend In Alkohol und Kolilensäure verwandelt 
(Nachgährung). Es ist nicht zu vermeiden, dass dabei auch 
Alkohol weiter zertällt und Essigsäure bildet. Fasi jedes 
Bier hat ausser Kohlensaure, saurem phosphorsaurem Kalk, 
freie Essigsäure. B. i den untergährigen Bieren sind das nur 
Spuren , bei den obergährlgen ist die Anwesenheit Ireier Es- 
sigsäure grösser. Aber auch bei diesen ist sie verhältniss- 
massig gering. Sauer wird das Bier durch das Weiiertort- 
schreiten der Umsetzung des Alkohols zu Essigsäure. Sauer 
geworden ist es, wenn der grössle Tleil oder aller Alkohol 
zu Essigsäure verwandelt worden Ist. Ein solches Bier hat 
seine Zusammensetzung geändert, es ist nicht mehr zum Ge- 
nuss geeignet, es ist sein Genuss der Gesundheit nachtheilig. 
Zum Nachweis des Verhältnisses der Essigsäure benutze ich, 
nach der Gehaltsprobe, eine Lösung von kohlensaurem Na- 
tron, von welcher 100 Gran zur Neutralisation des Bieres 
verwendet, in lOOOGran Bier 1 Gran lieie Essigsäure anzi-i- 
gen. Um eine genaue Grenze für diit Hinge der Essigsäure, 
welche im Verliältniss zu dem vorhandenen Alkohol umi Zu.ker 
ein Bier zu einem sauren, verdorbenen, gesundheitsschädli- 
dien macht, anzugeben, werde ich noch grössere Mengen 
von Bier, numentlich im Sommer, untersuchen müssen. Ein- 
mal bestimmt, ist die Handhabung dann in Minuten beendet. 

Nach diesen vorausgeschickten Grundzügen habe ich die 
Untersuchung der mir zu diesem Behuie ttbergebeni^n 24 Biere 
unternommen : 

1) Eine Flasche A\6 von dem Material- und 
Weinbändler Deike, Königsstr. Nr. II. 

Das Bier war von hellgelber Fa^be, klar, wenig mous- 
sirend, fast ganz frei von Hefenresten, von geringem Ho- 
pfengehalt, reinem weinigen Geschmack, frei von Saure. 

Die Gehalisprobe ergab in lO'OTheilen: 1,7 Kohlen- 
säure, 62,6 Malzextrakt. 142 Weingeist, welches 76,3 Alko- 
hol entspricht und 85i>,4 Wasser. 

Ein starkes, ganz vorzügliches Bier, dessen Phosphor- 
Säuregehalt auf das Liter berechnet 1,14 Grmm. in phosphor- 
saurer Kalkerde und f^hosphorsaurer Magnesia ausmacht. — 

Wie schon erwähnt, ist der Nachwels der Phosphor- 
säure, so wichtig er in Rücksicht auf den diäielischen Werth 
der Biere ist, im Wege des analytisch-chemischen Verfahrens 
viel zu umständlich, um in dieser Weise zur polizeilich-che- 
mischen Unt. rsuchung verwendet werden zu können. Es ist 
zu jenem Behuie das Bier abzudampfen, das Extrakt einzu- | 



äschern, die Asche mit Salpetersäure zu digeriren, die auf- 
genommenen phosphorsauren Erden sind durch Ammoniak zu 
lallen, abzufiltnren, mit Essigsäure zu lösen, die PLosphor- 
säure ist als phosphorsaures Bieioxyd durch essigsaures Btei- 
oxyd zu füllen, das Bleioxyd durch Schwefelwasserstoff zu 
ei.t.ernen und die Phosphorsäure an Magnesia zu binden und 
zu bestimmen. Eine solche Prozedur nimmt wenigstens 
8 Tage in Anspruch. Die Methode. Phosphprsäure durch 
eine titrirte Lösung von Eisenchlorid unmiitelbar aus dem 
Biere zu besllmmen, ist ganz unbrauchbar, sie gewährt gar 
keinen festen Anhaltspunkt. Ich habe die Phospnorsäure — 
nach Rücksprache mit Herrn PHofessor H. Rose — auf fol- 
gende Weise bestimmt: Die phosphorsaureKalkerde, in welcher 
Verbindung ausser phosphorsaurer Magnesia die Phosphorsaure im 
Biere vorhanden ist, wurde durch oxalsaures Ammoniak zersetzt, 
die Kalkerdemiihln als oxalsaure Kalkerde gefällt. In der filtrirten 
Lösung des phosphorsauren Ammoniaks, und der phosphorsau- 
ren Magnesia die Phosphorsäure als phosphorsaure Ammo- 
niak-Magnesia gelallt. Wäre es hernach nur erforderlich 
gewesen, den Niederschlag nur zu wägen, so hätte diese 
Methode der Bestimmung der Phosphorsäure, die ausreichend 
genaue Resultate giebt, den grössten Anspruch auch zur 
polizeilich -chemischen Untersuchung verwendet zu werden. 
Aber die Wägung des Niederschlages reicht nicht aus, es ist 
erforderlich entweder vor der Fällung das Bier zu entfärben 
oder den erhaltenen Niederschlag von phosphorsaurer Ammo- 
niak-Magnesia, der dann immer mit organischen Stoffen ver- 
mengt und vermehrt ist, bis zur Zers örung dieser zu glühen. — 
Eine Fälschung obigen Bieres lag nicht vor. 

2) Eine Flasche Porter-Bier von dem Wein- 
händler Waga, Firma: Waga und Jürgenssen, 
Burgslr. 29. 

Das Bier war dunkelbraun, übrigens in schmalen Schichten 
klar, stark moussirend, nicht frei von Hefenresten, von mitt- 
lerem Hopfengehalt und dem eigenthümlichen Geschmack des 
stark gedörrten, halb verkohlten Farbemalzes, nicht Drei von 
Säure. Das Bier war nicht gesundheitsschädlich. 

Gehaltsprobe: In 1000 Theilen, 3,7 Kohlensäure^ 
58,9 Extrakt, 85 Weingeisl, welches entspricht 46,9 Alko- 
hol und 890,5 Wasser. 

Ein stark vergährles Bier von nur mittlerer Güte. Der 
Phosphorsäuregehalt berechnet sich auf das Liter 0,87 Grmm. 
in phosphorsauren Verbindungen. 

3; Eine Flasche acht Bayrisches Bier von 
Flügge, Leipzigerstr. 30. 

Das Bier war braungelb, klar, frei von Hefenresten, 
als bayrisches Bier ziemlich stark moussirend, von starkem, 
den Geschmack beherrschendem reinen Hopfengehalt, nicht 
ganz frei von Säure. 

Die G eh alls probe ergab in i 000 Theilen 2,7 Kohlen- 
säure, 5',0Ex.rakt, 58.0 Weingeist, welches entspricht 
33,2 Alcohol und 915,1 Wasser. 

Es war von den untersuchten acht bayrischen Bieren das 
am meisten verjährte Bier, sein Phosphorsauregehalt berech- 
nete sich auf 0,69 Grnmi. pr. Liter, in phosphorsauren Ver- 
bindungen. Das Bier war weder verfälscht noch gesundheits- 
schädlich. 

4) Accht bayrisches Bier von Beyer, Frie- 
drichsstr. 83. 

Das Bier war von braungelber Farbe, frei von Hefen- 
resten, wenig doch ausreichend moussirend, von starkem 
reinem den Geschmack beherrschendem Hopfengehalte, frei 
von Säure. 

Gehaltsp'robe in 1000 Theilen: 1,9 Kohlensäure, 
55,7 Malzextrakt, 82,0 Weingeist, welches entspricht 45,4 Al- 
kohol und 897,0 Wasser. 

Ein kralliges, gehallreiches Lagerbier, frei von jeder 
Fälschung, Phospltorsiiuregehalt im Liter 0,91 Grmm. in phos- 
phorsaurem Verbindungen. 

5) Eine Flasche acht bayrisches Bier von 
Wagner (Cafetier), Charlottensir. 36. 

Das Bier war dunkel braungelb, klar, frei von Heien- 
resten, wenig moussirend, von starkem, reinem, den Geschmack 
beherrschenden Hoplengehalle, irei von Säure. 

Gehaltsprobe: in iOOO Theilen 2,0 Kohlensäure, 
51,9 Malzextrakt, 6 *,0 Weingeist, welches entspricht 37,6 Al- 
kohol' und 1)08,5 Wasser. 

Eil Bier von minierem Gehalt, frei von Fälschung. 
Phosphorsduregehali 0,75 Grmm. im Liter in phosphorsauren 
Verbindungen. 

6; Hier gebrautes unlergtthriges sogenanntes 
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bayrisches Bier aus der Brauerei von Ley, Neue 
Scnönhauserstr. 12. 

Von Farbe war das Bier licht braungelb, nur mittel- 
mässig von Hefenresten befreit, ausreichend nioussirend, von 
mittlerem den Geschmack nicht beherrschenden Hopfengehalt 
Die hier gebraulcn untergährigen , sogenannten bayrischen 
Biere, werden wie die acht bayrischen Biere nach der un- 
tergährigen Braumethode gebraut. Sie unterscheiden sich 
— besondei^ die mir zur Untersuchung vorgelegenen, im 
Herbst gebrauten, für den Verbrauch im n inier bestimmten, 
leichter gebrauten Biere — von den acht bayrischen Bieren 
durch den geringeren Hopfengehalt und die geringere 
Qualität des verwendeten Hopfens. Die nächste Folge ist 
auch die grössere Anwesenheit von Hefe in den hiesigen 
unlergahrigen Bieren. Die Unterschiede In Rücksicht auf 
ihren diätetischen Werth, ihren Gehalt an Nähr- und 6e- 
nusstofien sind nicht erheblich, so dass eine Vergleichung 
zwischen den hier verschenkten acht bavrischen Bieren und 
den aus hiesigen Brauereien, von den Brauern selbst ver- 
schenkten, untergährigen Bieren, in Rücksicht auf den Ver- 
kaufspreis zu Gunsten dieser letzleren ausiallt. 
Die Gehalts probe des Ley'schen untergährigen Bieres 
ergab in 1000 Theilen 1,9 Kohlensäure, 26,2 Malzextrakt, 
61,0 Weingeist, welches entspricht 34,0 Alkohol und 
937,9 Wasser. 

Das Bier hatte unter den hiesigen untergährigen Bieren 
den grössten Alkoholgehalt. Es war indess ein durchaus 
normal gebrautes gutes Bier, frei von Säure und jeder gesund- 
heitsschädlichen oder anderweitigen Fälschung. Der Phos- 
phorsäuregehalt berechnete sich auf das Liter mit 0,öl Grmm. 
in phosphorsauren Verbindungen. 

(FortsetzQDg folg^.) 



VartUgnxig^ der Iniakton im Oetreide. Es ist bekannt, wie unge- 
heuer bedeutend zuweilen die Vcrheerangen sind, welche die Larve 
des lileincn Rüssellcäfers in den Vocrathen grosser Gelreidemagazine 
anrichlet. Die Versuche mit Itohlensaurem Ammonialt, die vor eini- 
gen Jahren von den Preussischen Intendanturbebörden ausgefQhrt wor- 
den sind , sind ganz erfolglos geblieben. Neuerdings wurde Aetzkalk 
in geringen Quantitäten emprohlen, aber auch dieser wirkt nur örtlich, 
begrenzt und unzureichend. In den Compt. rend. theiit L. Doyire 
folgenden Artikel mit. Die betäubende Wirkung des Aethers auf die 
Infekten ist sicher nichts anderes, als die in der Chirurgie jetzt so 
häufig angewendete Anästhesie, und offenbar gleicher Natur, wie die 
Wirkung des Tabackraucbes und des Terpenlhinöldanipfes. Unter 
diese betäubenden Mittel gehört nach Mi Ine £d ward's Versuchen 
auch der Benzindampf , welcher sich zum Conserviren , sowohl des 
Getreides als naturbistorischer Sammlungen vorzuglich eignet. Am 
allerbesten aber haben sich von allen diesen Mitteln zum Tödten der 
lusekten das Chloroform und der Schwefelkohlenstoff bewährt, mit 
welchen in Algerien Versuche im Grossen angestellt wurden. 2 Grmm. 
Chloroform oder Schwefelkohlenstoff sind auf den metrischen Centner 
Getreide hinreichend, um in 4 — 5 Tagen im Innern hermetisch ver- 
schlossener Silo's alle Insekten, bis auf das Letzte zu tödten. 5 Grmm. 
Schwefelkohlenstoff auf den metrischen Centner Getreide im Innern 
des Silo wohlverlheilt , vertilgen dieselben in 24 Stunden gänzlich, 
so dass eine solche Reinigung in einem Tage vorgenommen werden 
kann. Das Chloroform wirkt etwas langsamer wegen der Dichtigkeit 
•eines Dampfes, in deren Folge es herabsinkt und in den unteren 
Räumen verbleibt. Grössere Quantitäten dieser Mittel bringen eine 
noch schnellere Wirkung hervor. Die Grösse der Getreidemassen 
bildet bei Anwendung dieser Mittel nicht das geringste Hinderniss. 
Ich hatte in Algier 1 1,600 Hectoiiter Gerste auf einmal zu behandeln ; 
die hierzu verwendeten öOVaKilogr. (101 Zollpfund) Schwelelkohten- 
ttoff waren in zwanzig Minuten eingebracht. — Hermetisch geschlos- 
sene Silos eignen sich am besten zu diesem Verfahren. Dasselbe 
ist aber auch bei minder gut verschlossenen Räumen anwendbar, nur 
muss die Dosis des Mittels dann vergrösscrt werden. Oben erwähnte 
Riesenoperation geschah in meinem Keller, an dessen oberem Theile 
so viel leerer Raum übrig gelassen wurde , dass ich Ihn von einem 
Ende bis zum anderen durchwandern konnte. Das Verfahren gelang 
aber auch ganz gut bei Getreidehaufen, die blos mit wasserdichtem 
Segelluch zugedeckt waren, welches rings um den ganzen Haufen 
mit Lehm befestigt war, um die Fugen zu verstopfen. Larven und 
Reime in den Eiern werden eben so gut getödlet, wie die Infekten. 
Die Körner behalten ihre volle Keimkrad. Der üble Geruch des 
Schwefelkohlenstoffes verschwindet bald wieder; nach 2 — 3 tägtgero 
Liegen an der Luft und mehrmaligem llm«ichauftiln blt^ibt keine Spur 
des Geruches zurück. Eben so wenig bleibt am Mehl oder Brot et- 
was zu merken. Das Vieh frisst sogar die Gerste, welche eben von 



der Behandlung ans dem Silo kömmt, ohne dass sieh irgend ein 
Nachtheil zeigt. Ueberbaupt haben mich meine Versuche überzeugt, 
dass der Schwefelko '-»ff weder auf Menschen noch auf Thiere 
eine, seinen anästhes» - "..ifluss überdauernde, physiologische 

Wirkung ausübt. Mt. «^würdig ist die bei dieser Gelegenheit ge- 
machte Erfahrung , dass mit Schwefelkohlenstoff oder Chloroform be- 
handeltes Getreide, nach dem Aufschichten keine Neigung mehr 
zeigt sich zo erhitzen, während das nicht so behandelte Getreide, trotz 
täglichen zweimaligen Wendens nicht aufhörte sieh bis auf 40° C. 
und darüber zu erhitzen. 

Berlin. Von grosser Bedeutung zur Beurtheilung des Einflusses 
der Impfungen und Revaccinaüonen auf die Menschen pockenerkran- 
kungen sind die amtlichen Mitlheilungen des Königl. Militär -Medici- 
nalslabes , in Nr. 13 des gegenwärtigen Jahrganges der Zeitung des 
Vereines für Heilkunde in Preussen, über die vorjährigen Pockener- 
kraii kungen: Es wurden ungeachtet der epidemischen Verbreitung 
dieser Krankheit in der ganzen Armee nur 35 Individuen — der Mehr- 
zahl nach Rekruten , an denen die bei der Preussischen Armee ali- 
gemein eingeführte Revaccinatlon noch nicht halle vollzogen werden 
können, davon befallen, und zwar 10 von Varicellen, 20 von Va^ 
rioloiden und 5 von echten Pocken. 4 Fälle von Varicellen , 14 von 
Varioloiden und 3 von echten Pocken kamen bei Nicht-Revaccinirlen, 
und 4 Fälle von Varicellen, 2 von Varioloiden und 1 Fall von echten 
Pocken bei Revaccinirten vor. Der letztere Fall betraf einen Wehr- 
mann, bei dem die Revaccination in früheren Jahren stallgehabt hatte ; 
die Pocken kamen bei demselben nur in sehr geringer Zahl zum 
Vorschein. 

Von allen FäUen waren nur einzHne erheblich und nur Ein Fall 
endete tödtlich. Dieser betraf einen Soldaten, der noch nicht revac- 
cinirt war. 

Storbsiista Ton Wien fBr den Monat Februar. Es starben in Wien 
im Monat Februar 1614 Personen (865 m. und 729 weibL), lodlge- 
boren wurden 49 Kn. und 30 Md. In dem Alter bis zu einem Jahre 
starben 473; in dem Alter von 1 — 5 Jahren: 143; von 5 — 10 Jah- 
ren: 26; von 10—20: 59; 20—40: 348; 40—60: 234; 60—80: 
218; 80 — 90: 29; in dem Aller über 00; 5- 

An Blattern starben 29, an Typhus 58, an Pneumonie 101, an 
Tuberkulose 317, an Lungenlähmung 131, an Wasserkopf und Frai« 
sen 163, an der Wassersucht 40, an Herzfehlern 26, an Scblagfluss 
12, an Nierenenlartung 11, an der Bräune 11, am Krampfliuslen 7, 
und an den Matern 1 Person. 

Dis amtliehs Osburts • und BtsrbsUste von Berlin ergibt für den 
Monat Februar d. J. 1325 Geburten (666 K., 650 M.), 211 Trauungen 
und 1190 Todesfälle (594 m., 566 w.). Unter den (Aborten waren 
15 mal Zwillingsgeburlen. Unehelich wurden geboren 211 (99 Ko., 
112 M.) Von den Verstorbenen waren 598 unter und bis 15, und 
562 über 15 Jahr alt. Im ersten Lebensjahre starben einschliesslich 
der Todtgebornen 415 Kinder (227 Kn., 118M.) Es starben durch 
Todtgeburt 6t , durch Unglücksfälle 5, durch Selbstmord 7, durch 
Alterschwäche 44, durch Krankheiten 1043 und zwar insbesondere: 
Lebenschwäche nach der Geburt 48, während des Zahnens 3, gast* 
Tische und neröse Fieber 41, im Kindbett 19, Hirnentzün* 
düngen 62, häutige Bräune 13, Entzündungen der Bruslorgane 153, 
Entzündungen der Unterieibsorgane 1 1 , Lungcncatarrh 22 , Pocken 
22, Rose 5, Scharlach 4, Masern 2, Stickhusten 3, Krämpfe 71, 
Wassersuscht 35, Scblagfluss 73, Lungenlähmung 56, Schwindsucht 
und Abzehrung 224. 



Psrsonalchronik. Freussefi. Der Regierungs- and Medizinalrath 
Dr. T r o 1 1 a v. T r e y d e n zu Königsberg i. Pr. den Character als Ge- 
heimer Medizinalrath, der prinzliche Leibarzt Dr. Vehsemeyerin 
Berlin den Charakter als Geheimer Sanitätsrath , der Kreispbysikns Dr. 
Welzel in Glatz den Charakter als Sanitälsrath. Die bisher von 
dem Kreischirurg Heck in g für den linksrheinischen Theil des Krei- 
ses (Koblenz, sowie die für den rechtsrheinischen Theil von dem 
Kreischirurgen Kraus besorgten Geschäfte sind dem prakt. Arzte Dr. 
W al d o r f übertragen worden. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Oberarzt Dr. C. F, 
Scholz, Dr. J. Landsberg, Dr. J* G. Giese, Oberarzt Dr. Hen- 
rici, Dr. A. L. Wallmüllcr in Berlin, Dr. A. Haacke in Trar- 
bach, Dr. Rieckmann in Bonn, Dr. Seligmann in TiegenhoS; 
Dr. Moor SS in Delbrück, Thicrarzl I. KL Krieger in Uohenmölsen* 

Gestorben: Geheime Sanitälsrath Dr. Schmidt in Berlin, Dr. 
Jaworski in Sömmerda, Stabsarzt Dr. Dietrich in Marien wcrder. 

Biyera. Versetzt: Der pract. Arzt Dr. Weber nach RöU 
(Oberpläl/) und der pract. Arzt Dr. Widmann nach Wartenberg. 

Sachsen, Der Hofarzl Dr. A. G. Carus hat den Charakter ei- 
nes Hofratnes IV. Kl. erhalten. 

UoUteitt. Dr. med. et Chirurg. R. Crnse in Woldcnhorn Ist 
zum Pliyvikus des 12. Holsteinischen Physikatsdislrictes ernannt worden. 

UmtSHH. Medizinalrath Dr. W. Zais zu Wiesbaden ist als Mit- 
glied zur zweiten Kammer gewählt worden. 

Smckfshler. S.88, in Nr. 11, amtliche Gebarts- ond Slerbeliste 
von Burhn liess stall Kröpfe „Krämpfe.** 



Redactionsburean bei 0. A. Ziorek, Berlin, Wilhelmslrasse 112. \erlafr von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Dnickschhflea für das Archiv durch die Verlaffshandlune und die Hirüchwahrsche Buchhandlung m Berlin. 

Druck der Adolph Ernsi Juuge'schen UuiversiläUhuchdruckerei in Bk*huigen« 
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Freussen« 



Aerztliche Atteste betr. 

Nach einer Bestimmung des Herrn Ministers der geistl. 
Unterr.- und Medizinalangel. vom 20. Januar 18ö3, sollen die 
amtlichen Atteste und Gutachten der Medizinalbeamten kündig 
jedesmal enthalten: 

1) Die bestimmte Angabe der Veranlassung zur Ausstel- 
lung des Attestes, des Zweckes, zu welchem dasselbe ge- 
braucht und der Behörde, welcher es vorgelegt werden soll; 

2) die etwanigen Angaben des Kranken oder der Ange- 
hörigen desselben über seinen Zustand; 

3) bestimmt gesondert von den Angaben zu 2 die eige- 
nen thatsächlichen Wahrnehmungen des Beamten über den 
Zustand des Kranken; 

4) die aufgefundenen wirklichen Krankheitserscheinungen; 

5) das thatsächlich und wissenschaftlich motivirte Urtheil 
über die Krankheit, über die Zulässigkeit eines Transports 
oder einer Haft oder über die sonst gestellten Fragen; 

6) die diensteidliche Versicherung, dass die Mittheilun- 

Sen des Kranken oder seiner Angehörigen (ad 2) richtig in 
as Attest aufgenommen sind^ dass die eigenen Wahrneh- 
mungen des Ausstellers (ad 3 und 4) überall der Wahrheit 
gemäss sind, und dass das Gutachten auf Grund der eigenen 
Wahrnehmungen des Ausstellers nach dessen bestem Wissen 
abgegeben ist. 

Ausserdem müssen die Atteste mit vollständigem Datum, 
vollständiger Namensunterschrift, insbesondere mit dem Amts- 
charakter des Ausstellers, und mit einem Abdruck des Dienst- 
siegels versehen sein. 

In dieser Beziehung wird in der angeführten Verfügung 
noch nachstehendes angeordnet: 

Die KönigL Regierung hat dle^ sämmtlichen Medizinalbe- 
amten in Ihrem Bezirk zur Nachachtung bekannt zu machen, 
diese Bekanntmachung jährlich zu wiederholen und Ihrer- 
seits mit Strenge und Nachdruck darauf zu halten, dass der 
Vorschrift vollständig genügt werde. 

Um die Königlichen Regierungen hiezu in den Stand zu 
setzen, wird der Herr Justizminister die Gerichtsbehörden an- 
weisen, von allen denjenigen bei ihnen eingehenden ärztli- 
chen Attesten, gegen welche von der Gegenpartei Ausslellun- 
fen gemacht werden, oder in welchen die Gerichte resp. die 
taatsanwaltschaften Unvollständigkeit oder Oberflächlichkeit 
wahrnehmen, oder einen der vorstehend angegebenen Punkte 
vermissen oder endlich Unrichtigkeiten vermuthen, der betref- 
fenden Königlichen Regierung resp. dem Königlichen Polizei- 
Präsidium hierselbst beglaubigte Abschrift mllzutheilen. Die 
Königliche Regierung hat alsdann diese, sowie die auf an- 
derm Wege bei Ihr eingehenden ärztlichen Atteste sorgfältig 
zu prüfen, jeden Verstoss gegen die vorstehend getroflTene 
Anordnung im Disciplinarwege ernstlich zu rügen, nach be- 
finden der Umstände ein Gutachten des Medizinalkollegiums 
der Provinz zu extrahiren, resp. wegen Einleitung der Dis- 
clplinar- Untersuchung an mich zu berichten. 

Da über die Unzuverlässigkeit ärztlicher Atteste vorzugs- 
weise in solchen Fällen geklagt worden, in denen es auf die 
ärztliche Prüfung der Slalthalligkeit der Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe oder einer Schuldhaft ankam und auch ich 
mehrfach wahrgenommen habe, dass in solchen Fällen die 
betreffenden Medizinalbeamten sich von einem unzulässigen 



Mitleid leiten lassen o\ler sich auf den Standpunkt eines Haus- 
arztes stellen, welcher seinem In Freiheit befindlichen Patien- 
ten die angemessenste Lebensordnung vorzuschreiben hat, so 
veranlasse ich die Königl. Regierung, bei dieser Gelegenheit 
die Medizinalbeamten In Ihrem Bezirk vor dergleichen Miss- 
griffen zu warnen. Nicht selten ist In solchen Fällen von 
dem Medizinalbeamten angenommen worden, dass schon die 
Wahrscheinlichkeit eine Verschlimmerung desZu- 
standes eines Arrestaten bei sofortiger Entziehung der Frei- 
heit ein genügender Grund sei, die einstwellige Aussetzung 
der Strafvollstreckung oder der Schuldhaft als nothwendig zu 
bezeichnen. Dies Ist eine ganz unrichtige Annahme. Eine 
Freiheitsstrafe wird fast in allen Fällen einen deprimirenden 
Eindruck auf die Gemüthsstimmung , und, bei nicht besonders 
kräftiger und nicht vollkommen gesunder Körperbeschaffenheit, 
auch für das leibliche Befinden des Bestraften ausüben, mit- 
hin schon vorhandene Krankheitszustände fast jedesmal ver- 
schlimmern. Deshalb kann aber die Vollstreckung einer Frei- 
heitsstrafe oder einer Schuldhaft, während welcher ohnehin 
es dem Gefangenen an ärztlicher Fürsorge niemals fehlt, nicht 
ausgesetzt resp. nicht fllr unstatthaft erklärt werden. Der 
Medizinalbeamte kann die Aussetzung etc. vielmehr nur be- 
antragen, wenn er sich nach ffewissenhafter Untersu- 
chung des Zustandes eines zu Inhaftlrenden ftir überzeugt 
hält, dass von der Haftvollstreckung eine nahe, bedeu- 
tende und nicht wieder gut zu machende Gefahr 
für Leben und Gesundheit des zur Haft zu bringenden 
zu besorgen ist, und wenn er diese Ueberzeugung durch die 
von ihm selbst wahrgenommenen Krankheitserschei- 
nungen und nach den Grundsätzen der Wissenschaft zu mo- 
tivlren im Stande ist. Eine andere Auffassung der Aufgabe 
des Medizinalbeamten gefährdet den Ernst der Strafe und 
lähmt den Arm der Gerechtigkeit und ist daher nicht zu recht- 
fertigen. Dies ist den Medizinalbeamten zur Beherzigung 
dringend zu empfehlen.— 

Durch Erlass des Herrn Ministers der geistlichen, Unter- 
richts- und Medizinalangelegenheiten vom 11. Februar 1856 
Ist die weitere Bestimmung getroffen, dass die amtlichen At- 
teste der Medizinalbeamten in ZiÜEunft jedesmal ausser dem 
vollständigen Datum der Aufstellung auch den Ort und den' 
Tag der Statt gefundenen ärztlichen Untersuchungen enthalten 
müssen und dass die vorstehenden Anordnungen auch auf 
diejenigen Atteste der Medizinalbeamten Anwendung finden, 
welche von ihnen In ihrer Eigenschaft als praktische Aerzte 
zum Gebrauch vor Gerichtsbehörden ausgestellt 
werden. 

Wir weisen die betreffenden Aerzte hierdurch an, sich 
in vorkommenden Fällen strenge hiernach zu achten. 

Aachen, den 17. Februar 1858. 

Kgl. Regier. Abtheil, des Innern. 

Bayern« 

Die Behandlung von Bisswunden toller Hunde be- 
treffend. 

An sämmtliche Gerichtsärzte von Oberbayern. 

Der Königliche Gerichtsarzt Dr. Löe von Dachau bringt 
zur Anzeige was folgt. Ungefähr Mitte Februar 1855 wurde 
ein 20jähriger Bauerbursche von einem wüthenden Hunde 
leicht in die Hand gebissen, worauf bei dem Verletzten nach 
18 wöchentlicher Behandlung eines andern Arztes trotz aller 
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Fürsorge die W«lh zum Ausbruch kam, welcher Krankheit 
der Patient auch erlegen ist. Von demselben tollen 
Hunde und zur nämlichen Zeit war noch ein Knabe 
von Maisbrunn und ein Mädchen von Göppertshausen gebis- 
sen worden, welche von Dr. Löe nach der längst bewährten 
Methode des Dr. Peter Frank ohne Zeitverlust behandelt 
wurden. Diese beiden Verletzten blieben von der 
Hydrophobie verschont. 

Die Behandlungsmethode, welche in P. Franks ,,medizi- 
nischer Polizei'' Bd. IX. S.276. Abschn. II. beschrieben ist, 
besteht in Folgendem. Die Wunden müssen scariiicirt und in 
dieselben sogleich fein gepulverte spanische Fliegen einge- 
streut oder Cantharidentinctur eingeträufelt werden. Darüber 
wird ein Blasenpflaster gelegt, hierauf des anderen Tages 
die gebildete Blase geöffnet und die rttckbleibende Wunde 
täglich mit Digestivsalbe, welcher der vierte Theil spanischen 
Fliegenpulvers beigemengt wird, vorsichtig verbunden und 
acht Tage hindurch in Eiterung erhallen, bei recht reichli- 
cher Eiterung wird blos mit unguentum basilicum verbunden. 

Da Dr. Löe auf diese Weise seit seines 40jährigen 
amtlichen Wirkens bereits gegen 50 Personen, welche von 
wuthverdächtigen oder wütnenden Hunden gebissen wurden, 
mit so vollständigem Erfolge behandelte, dass auch nicht eine 
Einzige von der Wuthkrankheit befallen wurde — Ak ferner 
ausser Peter Frank Viele der ersten medizinischen Autori- 
täten auf die Zweckmässigkeit dieses Verfahrens aufmerksam 
gemacht und hingewiesen haben, so wird dasselbe, welches 
übrigens schon unter dem 8. September 1840 mittelst litho- 
graphirten Ausschreibens den königl. Physikaten emprohlen 
wurde, mit dem Anhange in Erinnerung gebracht, dass von 
vorstehender Entschliessung sämmtliche practische Aerzte 
und Wundärzte zum Zweck der Anwendung dieses erprob- 
ten Verfahrens in vorkommenden Fällen in Kenntniss zu setzen 
seien 

München, 31. Januar 1858. 

Königl. Regier, von Oberbayern. 
Freiherr von Zu-Rhein Präsident. 

Meoklenbnrg- Strelits. 

Die Lungenseuche des Rindviehes betr. 

Georg etc. etc. Finden Uns veranlasst, dem $.3 Nr. 2 a 
Unserer Verordnung vom 1. Juli v. J. betreffend die Lungen- 
seuche des Rindviehes, nach hausvertragsmässiger Couimuni- 
cation mit Seiner Königlichen Hoheit dem Grossberzoge von 
Mecklenburg -Schwerin und nach stattgehabter Verhandlung 
mit Unsern getreuen Ständen, nachträglich die Bestimmung 
hinzuzufügen : 

dass den Besitzern von nur einem Haupt Rindvieh in 

dem dort beziehen Falle der volle Betrag des beregten 

Durchschnittspreises erstattet werden soll. 

Diese Verordnung ist auch auf die bereits im vorigen 
Jahre zu Hoickendorf und Niegleve in solcher Weise getödte- 
ten Tagelöhner-Kühe anzuwenden. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucklem Grossherzoglichen Insiegel. 

NeustreliU; den 9. Febr. 1858. 

Georg. G.H. v.M. ^Bernstorff. 

Saoluien * MeiningeiL 

Varioliden betr. 

Da in mehreren Verwaltungsbezirken des Herzogthums 
Variolidenkranke vorkommen, so macht es sich, um der Wei- 
terverbreitung dieser Krankheit möglichst vorzubeugen, drin- 
gend nothwendig, die noch ungeiuip ten Kinder sobald als 
möglich impfen zu lassen. Es ist denigemüss im Hinblick auf 
die Vorschrift im Artikel 7 des Gest Izes vom 12. Mai 1846, 
wonach bei herrschenden oJer drohenden Blattitrn die Impfung 
zu jeder Jahreszeit vorgenommen >\ erden muss, Vorkehrung 
dahin getroffen worden, dass nicht erst später im Jahre, 
sondern schon jetzt diese Kinder in die Wolihung des Herrn 
Physicus Dr. Schmidt gebracht werden l(onnen, um dort- 
selbst die durch die Nothwendigkeit gebotene Impfung vor- 
zunehmen. Bei Kindern, deren Gesundheitszustand so beschaf- 
fen ist, dass sie der Luft nicht wohl ausgesetzt werden kön- 
nen, ist der Herr Physikus auf desfallsige Anmeldung bereit, 
die Impfung in deren Behausung vorzunehmen, und werden 
alle Eltern noch ungeimpfter Kinder hierdurch aufgefordert, 
diese Kinder an den bezeichneten Ort zu derjenigen Zeit zu 
bringen, welche ihnen durch einen stadtischen Diener noch 
besonders bezeichnet werden wird^ und bei Vermeidung der 



für den Wefgerungsfall gesetzlich angddrohHn Strafe impfen 
KU lassen , und so das Ihrige zur Erhaltung der Oesimoiieit 
ihrer Kinder beizutragen, sich seltet aber von den den säu- 
migen Eltern gesetzlich angedrohten Stnrfen m wahren. 

Aber auch bei den In der Kindheit geimpften Personen, 
selbst wenn die Schutzpocken dem Verlaufe und der Form 
nach als acht sich erwiesen haben, Ist eine wiederholte Im- 
pfung von grossem Nutzen, namentlk^h bei Personen in dem 
Alter von 10 — 20 Jahren, und an diese ergeht die AoiTorde- 
rung, sich alsbald der nochmaUgen Impfung, zu welcher der 
Herr Physikus gerne bereit ist, zu unterziehen. 

Meiningen, den 3. März 1858. 

Der Residenz - Polizei - Director. K r e 1 1. 



Die sanitatspoUaedliohe Controla des Bieres. 

Bericht aber die polizeilich-chemische Unter- 
suchung von 24 In Berlin gebrauten und ver- 
schenkten Bleren. 

(Fortsetzoog.) 

7) Eine Flasche untergährlges Bier aus der 
Brauerei von Hopf auf dem Tempelhofer Berge. 

Das Bier zeigte sich von gelbbrauner Farbe, war klar, 
von Hefe nur mittelmässig frei, ausreichend monssirend, mitt- 
lerem, den Geschmack nicht beherrschendem Hopfengehalt, 
frei von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab In 1000 Thellen 2,0 Kohlen- 
säure, 35,5 Extrakt, 60,0 Weingeist, welches entspricht 33,4 
Alcohol und 929,1 Wasser. 

Das Bier war frei von Fälschung. — 

8) Eine Flasche untergährlges Bier aus der 
Brauerei von Lips. Neue Friedrichsstr. 23. 

Das Bier war dunkelgelbbraun, von Hefenresten ziemlich 
frei, nicht stark, doch ausreichend moussirend, ziemlich 
starkem, den Geschmack doch nicht vollständig beherrschen- 
den Hopfengehalt (ohne das ätherisch harzartige Arom) frei 
von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab In 1000 Thellen 1,8 KoIk 
lensäure, 38,9 Extrakt, .60,0 Weingeist, welches 33,4 Alko- 
hol entspricht und 925,9 Wasser. 

Das Bier war von den hier gebrauten untergihrigen 
Bleren das gehaltreichste an Nähr- und Genussstoffen, es hatte 
den grössten diätetischen Werth. Der Gehalt an Phosphor- 
säure berechnete sich auf das Liter zn 0,63 Grmm. in phos- 
phorsauren Verbindungen. Es war frei von Fälschung. — 

9) Eine Flasche untergährlges Bier aus der 
Münchner Brauerei, Johannisstrasse. 

Das Bier war dunkel braungelb, ausreichend monssirend, 
von Hefe ziemlich frei, sehr stark bitler, ohne Arom und 
ohne den Geschmack zu beherrschen, klar, frei von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in lOOO Thellen: 1,9 Koh- 
lensäure 34,2 Extrakt, 59,7 Weingeist, welches enlq>richt 
33,15 Alcohol und <J30,65 Wasser. 

Es war dies Bier unter den hiesigen untergäbrigen Ble- 
ren das bitterste. Eine Fälschung mit giftigen Bitterstoffen 
war nicht nachzuweisen. Ich bin der Ueberzengung , dass 
Coloquinten, Sumpfporst, Krähenaugen, Fichtensprossen, Saa* 
safrass, Bitterklee, Enzian, Wermuth nicht verwendet wor- 
den sind, glaube vielmehr versichern zu können, dass der 
stark bittere Geschmack, ohne aetherisches harziges Hopfen« 
arom, der Verwendung von nur märkischen Hopfen zuzu- 
schreiben ist. 

10) Eine Flasche untergährlges Bier aus der 
Brauerei von Schwendy, Weinmelstcrstr. 9. 

Von Farbe war das Bier gelbbraun, von Hefenreslen 
ziemlich frei, von mittlerem, den Geschmack nicht beherr- 
schenden Hopfengehalt, klar und frei von Süure. 

Die Gehaltsprobe ergab in lOüO Theilen 1,9 Kohlen- 
säure 35,7 Malzextrakt, 60,0 Weingeist, welches entspricht^ 
33,4 Alcohol und 929 Wasser. 

In Rücksicht seines Gehalts an Mähr - und Gennssstoffen 
stand das vorliegende dem Hopfschen Biere fast ffanz gleich 
und war nur durch einen geringeren Hopfengehait von dem 
verschieden. Es war frei von Fälschung. — 

In Anbetracht des diätetischen Werthes und des Gehal- 
tes an Nähr- und Genussstoffen im Vergleich zu den da- 
lUr geforderten Preisen der hier gebrauten. In den Braue- 
reien selbst verschenkten untergäbrigen, sogenannten bay<- 
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Tischen Biere, wäre somit kein Grand vorhanden, über 
schlechtes oder theures Bier zu klagen. 

Wenn nun doch in Berlin viel schlechtes schaales, selbst 
saures y gesundheitsnachlheiliges, untergähriges Bier ge- 
trunken ^vird} so hat dies in folgenden Ursachen seinen 
Grund. Untergähriges Bier verlangt eine möglichst voll- 
ständige Befreiung von Hefe. Es soll von dieser nur so- 
viel vorhanden sein, als zur Nachgehrang erforderlich Ist. 
Ist diese vollendet, so ist auch dasBier vollendet. Es darl 
bis zum Genuss nichts weiter damit vorgenommen werden. 
Wird dem fertigen Biere, nach vollendeter Nachgährung, 
noch Wasser zugesetzt, so hat dieser Wasserzusetz , nicht 
nur keine technische Begründung, er begreift nicht nur eine 
directe Verringerung des Biervverthes in sich, sondern er veran- 
lasst auch mittelbar das Verderben des Bieres. Der Wasserzusatz 
zu Bayrischem, oder überhaupt untergährigem Biere, ist im 
Verein mit dem hernach unter der Firma des 
Brauers erfolgten Verkaufe des Bieres nicht 
nur ein Betrogt sondern er allein ist auch die 
Veranlassung des so häufig genossenen schlech- 
ten, nachtheiligen, verdorbenen Bieres. Ver- 
mehrt wird in Berlin beides, die Nöthigung zu dem betrü- 
gerischen WassiTZUsatz (und anderen sogenannten Restau- 
ration smitteln, Weinsteinsäure, Potasche, Boda etc.) und das 
Verderben des Bieres durch die grosse in keinem 
Verhältniss zu. dem Consum stehende Anzahl 
der Schanklokale und durch den dadurch bedingten 
geringen Absatz der einzelnen Schankwirthe. 

11) Eine Flasche untergähriges Bier (aus der 
Brauerei von Lips bezogen) von dem Cafetier 
Schaefer, Albrechtstr. 20. 

Das Bier war von gelbbrauner Farbe, klar, wenig mous- 
sirend, bitterem Geschmacke, nicht frei von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen 0,9 Extrakt, 
29,8 Weingeist, 46,0, welches entspricht 25,4 Alcohol und 
843,9 Wasser. 

Das Bier war nicht mit gesundheitsgefährlichen StoiTen ver- 
mischt, erwies aber in Vergleich mit dem Bier aus der 
Brauerei eiJiei batrflglicheA Wassersatz Ton 20 p. G. 

12) Eine Flasche untergähriges Bier (aus der 
Brauerei von Schultheis bezogen) von dem Cafe- 
tier Grober Königsstr. 34. 

DasBier war von ziemlich dunkel gelbbrauner Farbe, klar, 
ausreichend moussirend, von mittlerem Hopfengehalt, frei von 
Säure. 

Die GehaUsprobe ergab in 1000 Theilen: 1,5 Koh- 
lensäure, Weingeist 58,0, welches entspricht 32,2 Alkohol 
und 31,3 Extrakt und 935,0 Wasser. 

Ein Bier von mittlerer Güte, im Vergleich mit dem Bier 
der Brauerei, welches ich entnommen und geprüll habe, einen 
|Tösseren Wassergehalt von 4 p. C. zeigend, welches auf 
Rechnung der Vergährung der StoiTe gebracht werden kann, 
daher ohne betrüglichen Wasserzusatz. — 

13) Eine Flasche untergähriges Bier (aus der 
Brauerei von Wagner bezogen) von dem Cafetier 
Assmann, Münzstr. 22. 

Das Bier war von gelbbrauner Farbe, klar, ausreichend 
moussirend, von mittlerem Hopfengehalt, frei von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen: 1,1 Koh- 
lensäure, Weingeist 52, woh-hes entspricht 28,7 Alcohol, 
24,3 Extrakt und 945,9 Wasser. 

Das Bier zeigte im Vergleich zu dem aus der Brauerei 
oilnommenen Biere einen betrflgUchen Wasserznsatz van IS p. G. 

14) Eine Flasche untergähriges Bier (Wald- 
schlösschen, Brauerei bei Dresden) von dem 
Weinhändler Markgrafenstr. 48. 

Das Bier war von gelbbrauner Farbe, frei von Hefen- 
reMen, ausreichend moussirend, starkem, reinem Hopfenge- 
halt und frei von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen: 2,7 Kohlen- 
säure, Weingeist 70,0, was entspricht 39,1 Alcohol und 
45,5 Extrakt in 912,7 Wasser. 

Hiernach steht das Bier rücksichtlich seines Werthes 
zwischen den acht bayrischen Bieren und den hier gebrauten, 
unlergährigen Bieren mitten inne , ist aber in Rücksicht «uf 
den Preis, in Vergleich mit dem Wcrthe, nicht preiswürdiger 
als die hiesigen, in den Brauereien verschenkten Biere. Es 
war frei von Fälschung. — 

15) Eine Flasche frisches Braunbier aus der 
Braut^rei von Schwendy, Weinmeisterstr. 9. 

Vun Farbe war das Bier dunkelbraun, in dünnen Schichten 
durchscheinend, niciit klar, nicht frei von Hefenresten, von 



eigenlhümüchem brenzUch süsslichem Geschmack, von sehr 
geringem Hopfengehalt, frei von Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Kohlensäure, un- 
wägbare Spuren, Weingeist 5,8, welches entspricht 3,2 Al- 
cohol , 37, 4 Extrakt und 959,4 Wasser. 

Ein Bier von sehr geringem Werthe, sehr geringem 
Hopfen- und Malzgehalte, von welchem Letzteren ein grosser 
Theil durch die zum Behufe der braunen Färbung, absichtlich 
starke Rauchdörrung seines Wertlos an löslichem Zucker 
beraubt wurden ist. Eine Fälschung lag nicht vor. 

16) Eine Flasche Braunbier (aus der Brauerei 
in Werder), sogenanntes Werdersches Bier von 
dem Catetier Niquet, Jäger- und Wallstrassen- 
Ecke. 

Das Bier war von dunkelbrauner Farbe, in dünnen 
Schichten klar, nicht frei von Hefe, nicht frei von Säure, 
von süsslich bitterlichem Geschmack und geringem Hopfen- 
gehalt, stark schäumend. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen: 3,4 Koh- 
lensäure, Weingeist 43,0, welches entspricht 23,2 Alkohol, 
31,4 Extrakt und 942,0 Wasser. 

Ein obergähriges, wenig gehallreiches, hopfenarmes 
Bier. Die Bräunung und der eigenthümUche brenzliche Ge- 
schmack rührt von der starken Dörrung des Malzes. Es war 
frei von Fälschung. 

17) Eine Flasche Josty'sches Bier aus der 
Brauerei von Josly, Prenzlauerstr. 59. 

Das Bier war von hellbrauner Farbe, klar, sehr stark 
moussirend, reinem bitteren Geschmack und, befreit von 
Kohlensäure, fast frei von jeder anderen Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen: Kohlen- 
säure 5,2, Weingeist 47,0, welches entspricht 25,9 Alcohol, 
26,0 Extrakt und 942,9 Wasser. 

Sonach ist das Jostysche Bier ein wenig gehaltreiches 
Bier. Es wird obergähri^ gewonnen, enthält mehr Hopfen 
und weniger Zucker als das Werdersche Bier, auch ist die 
Farbe heller, der Geschmack nicht brenzlicht. Eine Fälschung 
war nicht zu beobachten« 

18) Eine Flasche Auerbach'sches Bier aus der 
Brauerei von Auerbach, Neue Köniffsstr. 42. 

Das Bier war von hellbrauner Farbe, klar, sehr stark 
moussirend, von reinem bitteren Geschmack und fast frei von 
Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen: 5,4 Koh- 
lensäure, Weingeist 41,0, welches entspricht 22,0 Alcohol^ 

24.0 Extrakt und 948,6 Wasser. 

Das Auerbach'sche Bier ist dem Josty'schen ähnlich, von 
grösserem Hopfengehalt als die Braunbiere, aber ge-^ 
ringerem Gebalt als das Jostysche. £s war frei von Fälschung. 

19) Eine Flasche Welssbier aus der Brauerei 
von Bier, Strahlauerstr. 4. 

Das Bier war leichtgelb von Farbe, nicht klar, sehr stark 
schäumend , von geringem Hopfengehalt und nicht frei von 
Säure. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen: 5,9 Koh- 
lensäure, Weingeist 33,4, welches entspricht 18,7 Alcohol, 

57.1 Extrakt und 918,3 Wasser. 

Es war frei von Fälschung, ein gehaltreiches (obwohl 
von den untersuchten Weissbieren das mindest gehaltreiche), 
nahrhaftes Bier. 0,63 Grn. Phosphorsäure - Gehalt im Liter. 

20) Eine Flasche Weissbier aus der Brauerei 
von Richter, Rosenthalerstr. 51. 

Das Bier war von hellgelber Farbe, nicht klar, sehr 
stark moussirend, nicht frei vun Säure, nicht frei von Hefe 
und geringem Hopfengehalt. 

Die GehaUsprobe ergab in 1000 Theilen: 6,0 Kohlen- 
säure, 39,6 Weingeist, welches entspricht 21,5 Alcohol, 
62,7 Extrakt und 909,8 WassiT. 

Es war das gehaltreichste der untersuchten Weissbierc, 
ohne Fälschung, der Gebalt an Pliosphursaure berechnete sich 
im Liter auf 0,69 Grn. in phosphorsauren Verbindungen. 

21) Eine Flasche Weissbier aus der Brauerei 
von Tietz, Friedrichssir. 1^8. 

Das Bier war von gelber Farbe, nicht stark moussirend, 
nicht frei von Hefe und Säure und von geringem Hopfen- 
gehalt. 

Die Gehaltsprobe ergab in 1000 Theilen 6,0 Kohlen- 
säure, 36,0 Weingeist, welches entspricht 20,1 Alcohol, 
59,4 Extrakt und 914,5 Wasser. 

Es war von mittlerem Gehalt, frei von Fälschung. 
Die hier in Berlin unter dem Namen Weissbier ge- 
brauten, obergährigen, hauptsächlich aus Weizenmalz be- 
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reiteten Biere zeicbnen sich, in normalem Zustande dm'ch 
den reichen Gehalt an Kohlensäure und Malzextrakt aus. 
Ihr Weinffeistgehalt ist verhältnissmässig gering. Der Ge- 
balt an freier Säure ziemlich bedeutend. Es ergiebt sich 
dies aus der Braumethode und der benutzten Braumateria- 
lien. Ihr diätetischer Werth wird durch den geringen Ge- 
halt an Weingeist nicht beeinträchtigt. Der Gehalt an 
Phosphorsäure in phosphorsauren Verbindungen berechnet 
sich im Mittel auf 0,65 Gm. iUr das Liter. Dem Weiss- 
biere fehlt zu einem eben so vollkommenen und werth- 
YoUen Biere, wie dem acht bayrischen Biere, nur die Halt- 
barkeit. Diese aber ist mit den von einem Weissbiere 
verlangten Eigenschaften , der fortdauernden Kohlensäure- 
Entwickelung nicht zu vereinen. Das Weissbier ist nur 
Weissbier, sofern es die zur Fortsetzung der Gährung er- 
forderlichen und neben diesen auch die, die Gährung einleiten- 
den Stoffe enthält. Diese Stoffe sind einerseits Zucker und 
dann die Hefe. Aus diesem Grunde wird das Weissbier 
malzreich gebraut und in unausgegohrenem Zustande aus 
den Brauereien an die Schanklocaie abgegeben. 

Der Prozess, den das frische Weissbier bei dem Schank- 
wirth durchzumachen hat, besteht in der Vollendung der 
Gährung. Der geringe Gehalt an Alkohol, der reiche Gehalt an 
Hefe, die dadurch bedingte Fortsetzung der Gährung hat zur 
Folge, dass die weinige Gährung sehr leicht in die saure über- 

ä;eht und das Bier Essig wird. Die Ursache aber, dass 
ies thatsächlich so oft der Fall ist, liegt nicht aliein in 
der eigenthümh'chen Zusammensetzung des Weissbiers, son- 
dern hauptsächlich in der Behandlung, welche demselben 
in den Schanklokalen zu Theil wird. Würden die Schank- 
wirthe das Bier in der Zusammensetzung, wie sie es aus 
den Brauereien erhalten, auf Flaschen fußen und vergähren 
lassen, so würde es sich bei Weitem länger halten. Dies 
geschieht aber in Berlin nnr an 2 — 3 Schanklocalen. In 
allen übrigen wird dem aus den Brauereien erhaltenen 
Biere in gewinnsüchtiger Absiebt Wasser zu- 
gesetzt und dies Wasser als Bier verkauft. 

(Schluss folgt.) 



BeTÖULernngibewAffiing in Belgien. Nach den statietiscl^en MiUbei- 
Inngen des neuesten annuaire de TObservatoire Royal de Braxelles 
wird das Ergebniss der belgischen Volkszählung vom 31. Dezember 
1856 folgen dermassen zusammengesteUt. Gesammt - Bevölkerung 
4,529,460 (192,164 mehr gegen 1846). Davon kommen^uf die.'Provin- 
zen: auf Antwerpen 434,485, auf Brabant 748,840, auf Westflandem 
624,912, auf Ostflandern 776,960, auf Hennegau 769,065, auf Lüttich 
503 662, auf Limburg 191,708, auf Luxemburg 193,753, auf Namur 
286,075 Einwohner. Stellt man städtische und ländliche Bevölkerung 
einander gegenüber, so zählt Antwerpen ländliche 270,766, städtische 
163,719, Brabant ländliche 519,585, städtische 229,255, Westflan- 
dern ländliche 441,830, städtische 183,082, Ostflandern ländliche 
558,642, städtische 218,318, Hennegau ländliche 618,019, städtische 
151,046, Lüttich ländliche 365,254, städtische 138,418, Limburg 
ländliche 159,585, städtische 32,123. Luxemburg ländliche 170,430, 
atädtische 23,323, Namur ländliche 243,989, städüsche 42,086, über- 
haupt ländliche Bevölkerung 3,348,090 (103,401 mehr gegen 1846), 
städtische 1,181,370 (88,863 mehr). Nach Procentsätzen beträgt die 
Zunahme der ländlichen Bevölkerung 0,032 als Ergebniss von 0,042, 
0.054 (mehr), 0,037 (weniger), 0,044 (weniger), 0,080, 0,097, 0,032, 
0,041, 0,084 (mehr), und die der städtischen Bevölkerung 0,081 als 
Ergebniss von 0,118, 0,157 (mehr), 0,007 (weniger), 0,045, 0,060, 
0,155, 0,024, 0,033, 0,097 (mehr), in den einzelnen Provinzen nach 
obiger Reihenfolge. Die städtische Bevölkerung hat also in einem 
beträchtlich stärkeren Verhältniss zugenommen, als die ländliche, na- 
mentlich in, Brabant , wobei noch berücksichtigt werden mag , dass 
die Vorstädte von Brüssel hier mit zur ländlichen Bevölkerung ge^ 
rechnet sind. Die Bevölkerung der Provinzialhauptstädte hat um 
0,13 zugenommen. Die Zahl der Geburten betrug im angegebenen 
Jahre 134,187, die der Todesfälle 97,395, die der Todigeborenen 
6136. Unter den Geburten (die letzteren mitgerechnet) waren 11,176 
illegitime, davon 5322 in den Städten, 5854 auf dem Lande. Die 
Zahl der im Laufe des Jahres geschlossenen Ehen belief sich auf 
32,926, Scheidungen kamen 42 vor. Es kamen also eine Geburt 
auf 33, ein Todesfall auf 46. 1 Heirath auf 13 Einwohner; ferner 
1 Kind weiblichen Geschlechts auf 1,05 Neugeborene mänlichen Ge- 
schlechts, 1 illegitime auf 7,3 legitime Geburten in städtischen Di- 
stricten, auf 17,6 legitime auf dem Lande. — Die Bevölkerung der 
Hauptstadt Brüssel betrug 152,828 Einwohner, darunter 39,000 Fami- 
lien; die Zahl der bewohnten Häuser 16,356 (3632 mehr gegen 1846), 
der unbewohnten 478. Die Bevölkerung der 8 angrenzenden Kom- 
munen betrug 83,127 Einwohner, darunter 19,902 Familien, 12,066 



bewohnte, 619 unbewohnte Häuser. Beides zusammengerechnet giebt 
für den weiteren Bezirk der Hauptstadt 235,955 Einwohner (47,49T 
oder 25 p Ct. mehr). Die Geburten in der eigentlichen Hauptstadt be- 
trugen 27 74 Kinder männlichen, 2779 Rinder weiblichen Geschlechts, 
zusammen 5553. Dir Zahl der TMesfäUe war 4506, davon 2248 
männlichen . 2258 weiblichen Geschlechts. Ehen wurden geschlossen 
1450, Scheidungen kamen vor 20. 

Wien. O Die Donau schifffahrtsacte enthält folgende die Qua- 
rantaineanstalten auf der Donau betreffenden Bestimmungen: 

Die Vo rscbriften für die Quarantaineanstalten auf der Donau sol- 
len in einer Art abgefasst sein, dass sie den sanitätspolizeilichen 
Zweck erreichen können, ohne die SchifOahrt unnöthiger Weise zu 
behindern. 

Insolange der Gesundheitszustand in den der Donau nahe gele- 
genen Gegenden keinen Anlass zu einer Besorgniss giebt, wird die 
Zeitfrist, welche die aus dem Meere kommenden Schiffe seit ihrem 
Einlaufen in den Fluss gebraucht haben, denselben in die durch die 
Reglements vorgeschriebene Observations - und Contumazperiode ein- 
gerechnet werden. 

Die Schiffe, welche die Donau befahren, sollen keiner Quaran- 
tainemassregel unterzogen werden , wenn während der Dauer von 
12 Monaten weder in der europäischen Türkei , noch in den übrigen 
Uferländern des besagten Flusses der Verdacht der Pestkrankheit 
vorbanden ist. Es ist wohl verstanden, dass die aus dem Meere 
kommenden Schiffe dieselbe Begünstigung geniessen werden, sobald 
sie den, nach Maassgabe ihrer Provenienz, durch die Reglements 
vorgeschriebenen Maassregeln unterzogen worden sind. 

Die Regierungen der Uferländer behalten sich im Interesse der 
Schiffiahrt vor, weiter noch alle jene Bestimmungen zu treffen, 
welche ihnen die Erfahrung anreihen sollte, um das Quarantainesy- 
stem so viel als möglich zu vereinfachen. — 

Der Arzneiverkebr der Grenzbewohner, welche gezwungen 
sind ihren Bedarf aus den nahegelegenen ausländischen Apotheken 
zu beziehen, war bisher durch die Bestimmungen des Zolltarifs aus- 
serordentlich beschwerlich. Im Vernehmen mit dem Ministerium des 
Innern und der Finanzen ist in Rücksicht darauf eine Zusatzbestim- 
mung zu dem Zolltarife erlassen worden, nach welcher es gestattet 
ist, kleine Mengen zubereiteter Arzneien zum eigenen Gebrauche über 
die Grenze zollfrei einzuführen. Gleicherweise sollen ArzneicA, welche 
von Grenzbewohnern gegen Reccpte bekannter Aerzte aus den be- 
nachbarten Apotheken geholt werden, von allen Grenzzollämtern ab 
zollfrei behandelt werden. 

Berlin. Die nicht immatrikulationslähigen , angehenden sowohl 
als älteren Studirenden der Pharmacie und Zahnheilkunde bei hiesi- 
ger Königlichen Universität, werden aufgefordert, noch vor Anfang 
des bevorstehenden neuen Semesters, um wegen Beginnen oder Fort- 
setzung ihres Studiums die nöthige Anweisung zu empfangen, unter 
Beibringung der über ihre Schulkenntnisse und resp. Besuch der Vor- 
lesungen sprechenden Zeugnisse bei Unterzeichnetem — Dorotheenstr. 
Nr. 10 — Mittags von 12 bis 1 Uhr sich zu melden. 
Berlin , den 30. März 1858. 

Der Direktor des pharmaceutischen Studiums bei hiesiger Kgl. 

Universität. Mitscherlich. 



Fersonalehronik. PreuM$en, Niedergelassen: Die praet. 
Aerzte Dr. Neu mann in Jodlauken, Dr. Winter in Düsseldorf, Dr. 
Plantz in Uckerroünde, Dr. Lang in Kirchberg, Thierarzt 1. Kl. 
Schmidt in Altenkirchen. Der Apotheker Spov hat die Conces- 
sion zur Fortführung der Blumenboffer'schen Apotheke in Büllingen, 
Kr. Malmedy, erhalten. Der Apotheker Dr. Schreiber hat die 
Krummacber'sche Apotheke zu Bielefeld übernommen. 

Orden: Professor Dr. Loewig an der Universität Breslau den 
rothen Adlerorden IV. Kl. 

Ehrenbezeugung: Die medizinische Facultät der Universität 
Greifswald hat den Medizinalassessor Apotheker Schacht bei Gele- 
genheit der Feier seines 25jährigen Apolhckcnbesitzcs , in Anerken- 
nung seiner vielfachen Verdienste um die Pharmacie das Doctordip- 
lom übersendet. 

Gestorben: Die prakt. Aerzte. Dr. Thalheim zu Berlin, Dr. 
Thibow zu Erfurt und der Tbierarzt LKL Keil zu Erfurt. 

Bayern. Apotheker Dr. Zaubzer wurde als einer der Vertre- 
ter Münchens im Landralbe von Oberbayern gewählt. 

Gestorben: Der pracl. Arzt Dr. Fr. Hertwig in Würzburg. 

Baden. Die Apotheke des kinderlos verstorbenen Apothekers 
J. Horb zu Slockach wird den 21. April c. gerichtlich versteigert. 

€rrossker%ogthum Ue»ien, Ernannt: Der Militärarzt Dr. 
Tenner im Garderegiment Chevaulegers zum Oberarzt in diesem Re- 
giment. 

Versetzt: Der Militärarzt Dr. Gassner vom Lazareth zu 
Friedberg zum 4. Inf. Regim. und der Militärarzt Dr. Fertsch vom 
Lazareth zu Darmstadt zum Lazareth zu Fricdberg. 

Gestorben: Der Oberarzt Dr. Sebastiani zu Offenbach, der 
pens. Stabsarzt Schäfer zu Darmstadt, und der pens. Stabsarzt 
Fries zu Darmstadt. 

Sachsen-Meiningen. Dem Apotheker G. M. Cerutli zu Cam- 
burg ist das Prädicat eines HoCapolbekers ertheilt worden. 
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Betrieb des Kammerjäger-Gewerbes betr. 

Der in der neuesten Zeit zu unserer Kenntniss gekom- 
mene höchst sorglose, den bestehenden Vorschrinen durchaus 
nicht entsprechende Verkehr mit Giften Seitens der sogenann- 
ten Kammerjäger und selbst ganz unberechtigter Personen, 
wodurch mehrfach Unglücksfalle veranlasst wurden, giebt uns 
Veranlassung die wesentlichsten Bestimmungen der Cirkular- 
Verordnung der Königlichen Ministerien des Handels, Gewerbe 
und öffentlichen Arbeiten und der geistlichen, Unterrichts- 
ond Hedizinaiangelegenlieiten vom ll.JuH 1848, betreffend 
den Betrieb des Kammerjäger- Gewerbes, nachstehend zu 
veröffentlichen : 

Wer das Gewerbe eines Kammerjägers betreiben will, 

mnss 

a) ein nicht über vier Wochen altes Zeugniss der Ortspo- 
Ifzeiobrigkelt über seine persönliche Zuverlässigkeit un4 
Unbescholtenheit beibringen, bei deren Prüfuiig mit Rück- 
sicht auf die besonderen Gefahren, welche für das Pub- 
likum durch den Betrieb dieses Gewerbes Seitens unzu- 
verlässiger Personen entstehen können, mit der grössten 
Strenge zu verfahren ist, und 

b) durch eine Prüfung vor dem Kreisphysikus den Nach- 
weis führen , dass er mit den bei der Ausübung des Ge- 
werbes anzuwendenden Giflsloffen, namentlich dem Ar- 
senik, sowohl ihren äussern Merkmalen, als ihren inne- 
ren Eigenschaften und Wirkungen nach, mit den Vor- 
schriften wegen der Bereitung der Giftmittel, und mit 
dem Verfahren bei deren Legung genau bekannt ist. 
Nur auf Grund dieses Nachweises und des zu a. gedach- 
ten Zeugnisses darf die polizeiliche Erlaubniss zum Setriebe 
des Kammerjäger - Gewerbes , und zwar in den Städten von 
der Ortspolizeibehörde, und auf dem Lande von dem Land- 
ratlie ertheilt werden. 

Bei dem Beiriebe des Gewerbes selbst haben die Kam- 
merjäger die nachstehenden in die Konzession ausdrücklich 
mil aufzunehmenden Vorsebriiten zu beobachten: 

1) Die anzuwendenden Giftstoffe dürfen nur aus konzes- 
sionirten Apotheken, und, soweit sie in Arsenik bestehen, 
nur im präparirten Zustande, mit Kienross und Saftgrün ge- 
mischt*^), entnommen werden. 

2) Die Giftstoffe müssen in verschlossenen Räumen und 
unter Beobachtung der den Apothekern für diesen Zweck ge- 

5 ebenen Vorschriften aulbewahrt werden, und die Büchsen, 
eren die Kammerjäger sich zum Aufbewahren und zum 
Transporte der Gifte bedienen, von fester, nicht leicht zer- 
brechlicher Masse, wohl verschlossen, und mit der Aufschrift : 
,,Gjft,^* so wie mit drei Kreuzen (f f f) bezeichnet sein. 

3) Alle Giftstoffe dürfen nur in augenfällig als unge- 
niessbar sich darstellenden Mischungen und Formen, welche 
keine Verwechselung mit Nahrungsmitteln für Menschen und 
Hausthiere zulassen, geführt und angewandt werden, sie 
müssen vielmehr ein vom Genüsse abschreckendes Ansehn, 
Geruch und Geschmack haben. Andere Mischungen als das 
Ztt L erwähnte Arsenikpräparat dürfen nur mit Genehmigung 
der Kreis-Hedizinalbebörde angewendet werden. 

4) Beim Auslegen des Giftes zur Vertilgung des Unge- 

T - -- 

*) Die angedeutete Mischung besteht aus 24 Thl. weissen Arsenik, 
1 Tbl. frisch geglOhten Kienrass und IThl. Saftgrün. D. R. 



ziefers muss stets mit der gehörigen Vorsicht verfahren wer- 
den, damit Menschen oder Hausthiere keinen Schaden neh- 
men können. 

5) Die Kammerjäger dürfen das Gift nur selbst auslegen, 
und unter keiner Bedkigung dem Käufer zum Selbstgebrauch 
überlassen. 

6) Die Nichtbeachtung der vorstehenden Vorschriften zu 
1 bis 5 hat den Verlust der ertheilten Erlaubniss zum Ge- 
werbebelriebe zur Folge. 

Die vorstehenden Vorschriften unter 1 — 6 sind auch für 
den Betrieb des Kammerjäger- Gewerbes im Umherziehen zur 
Anwendung zu bringen. 

Wir geben sämmtlichen Polizeibehörden nun auf, sich 
streng nach diesen Bestimmungen zu richten, das Verfahren 
der Kammerjäger überall sorgrältig zu überwachen, und 
sich durch öftere Revisionen ihrer Giuvorräthe, nöthigenfalls 
unter Zuziehung des Königl. Kreisphysikus, die Ueberzeu- 
gung zu verschaffen, dass den vorstehenden Vorschriften 
volle Rechnung getragen werde. 

Alle Verstösse ge^en diese Anordnungen sind sofort den 
Polizeianwalten resp. kompetenten Gerichtsbehörden zur ge- 
setzlichen Bestrafung anzuzeigen; — eben so ist auf Grund 
des §. 177 der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 gegen 
alle Jene vorzugehen, welche sich ohne Berechtigung mit 
dem Gewerbe eines Kammerjägers befassen. Wenn aber aus 
Handlungen oder Unterlassungen des Inhabers der Konzession 
eines Kammerjägers der Mangel der erforderlichen und bei 
Erthellung derselben vorausgesetzten Eigenschaften klar er- 
hellet, so ist uns allemall, wenn nicht durch richterlichen 
Spruch bereits auf Entziehung der Gewerbebefugniss erkannt 
wurde, von dem Falle Mittheilung zu machen, damit nach 
Massgabe der Umstände die Rücknahme der Konzession (nach 

5. 71 der Gewerbeordnung) durch uns erfolgen könne. 

Breslau, den 20. März 1858. 

Kgl. Regier. Abtheii. des Innern, gez. v. Götz. 

Bayern. 

Leichenbeschauscheine betr. 
Im Namen Seiner Majestät des Königs. Durch die An- 
ordnung alljährlicher statistischer Erhebungen über die Be- 
wegung der Bevölkerung werden die Einsendungen von Po- 
Sulationslisten durch die Pfarrämter an diePhysJkate entbehr- 
ch. Die vierteljährigen Einsendungen der Leichenbeschau- 
scheine von den Pfarrämtern an die Physikate nach Art. IX. 
der allerhöchsten Verordnung über die Leichenbeschau vom 

6. August 1832 (Kreizintelligenzblatt 1839 S. 610) hat aber 
fortzubestehen. 

Jeder Leichenbeschauschein ist mit einer fortlaufenden 
Nummer, Nr. 1 Anläng Oktobers (heuer Anfang Januars) be- 
ginnend und mit der letzten Nummer Ende Septembers schlies- 
send zu versehen und sind vor der Uebersendung an die Phy- 
sikate etwaige Irrungen in den Leichenbeschauscheinen über 
Namen, Alter, Stand des Verstorbenen zu corrigiren, so 
dass die Leichenbeschauscheine nach Zahl und Inhalt mit den 
amtlichen Sfcrberegistern übereinstimmend sind. 

Diese Leichenbeschauscheine sind das Material zur Fer- 
tigung der Tabelle 111. der statistischen Erhebungen durch 
die Gerichtsärzte. 

Der Termin zum Einlaufe der Physikalsjahresberichte an 
die unterfertigte Stelle wird zur besseren Benützung derTa- 
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bellen I., II. und HI. der statistischen Erhebungen Ifir diesen 
Bericht bis zum 80. November verlängert. 
Ansbach, den 19. März 1868. 

König!. Regierung von Mittelfranken, K. d. I. 
Bei Verhinderung des kgl. Regierungs- Präsidenten: 

von nornberg. 



Die Anzeige über Aufstellung von Chirurgen 
und Badern betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs. Die Wahrneh- 
mung, dass in einzelnen Pollzeidistricten seit Jahren Chlrur- 
fen, Magistri Chirurgiae und Bader aufgestellt wurden ohne 
ievon nach den allerhöchsten Verordnungen vom 1. Dezem- 
ber 1826 §.56 (Reg. -Blatt 1826 S.l086j und vom 28. Juni 
1836 (Reg.-Blalt 1836 S.385) in dem Regier.-Ausschreiben v. 
7. November 1830 (Kreis -Intelligenzblatt 1830 S. 1744) und 
20. April 1857 (Kreisamtsblatt 1857 S. 531) Anzeige zu er- 
statten und resp. Bestätigung zu erwirken, veranlasst die 
unterfertigte Stelle anzuordnen, für alle gegenwärtig aufge- 
stellten dhirurgen, Magistri Chirurgiae und Bader, für welche 
Dieses noch nicht geschehen ist, die Anzeige und resp. Be- 
stätigung innerhalb 4 Wochen zu veranlassen. Es sind die 
Veranlassung und Zeit der Aufstellung, wie die Approbations- 
Zeugnisse der betreffenden Medicinalpersonen, auch der stell- 
vertretenden Geschällsitilu'er in beglaubigter Abschrift vorzu- 
legen. Der Schematismus des nieoerärztlichen Medicinal-Per- 
sonales in Nr. 1 1 des heurigen Kreisamtsblattes, soweit er die 
Chirurgen, Magistn Chirurgiae und die Bader älterer und 
neuerer Ordnung betrifft, ist hiebei zu Grunde zu legen. 

Ansbach, 21. März 1858. 

Königl. Regierung von Miltelfranken, K. d. L 

von Hornberg. 

Baohsen. 

Den Hufbeschlag betr. 

Seiten der Unterbehörden, von welchen nach Maassgabe 
der Generalverordnungen der Königlichen Kreisdirection vom 
16. Februar vorigen und 18. Februar dieses Jahres (Kreisbl. 
Nr. 29 und beziehentlich Nr. 25) über die Niederlassung von 
Schmiedemeistern, welche bei der Hufbeschlagprüfung in der 
Thierarzneischule die 1 . Censur erhalten haben, an das KönigL 
Ministerium des Innern unmittelbar Anzeigen zu erstatten 
sind, werden nach einer Anher gelangten Mittheilung des 
Letzteren in der neueren Zeit vielfach auch Vacatscheine ein- 
gereicht. 

Da dies weder vorgeschrieben, noch an und filr sich 
nothwendig ist, so werden die sämmtlichen Verwaltungsob- 
rigkeitcn des hiesigen Regierungsbezirks dessen hierdurch 
mit der Anweisung beschieden, die Einreichung von Vacat- 
scheinen künftig zu unterlassen. 

Leipzig, den 20. März 185^ 

Königl. Kreisdirection. von Burgsdorf f. 

Fürstenthum Waldeok. 

Gesetz, die Abänderung des Rekrutirungsgesetzes vom 
6. April 1850 in Beziehung auf die Bestimmungen wegen der 
ilir immer resp. nur einstweilen zum Kriegsdienste unbrauch- 
bar machenden Geistes- und Körpergebrechen be- 
treffend. 

Wir, Georg Victor etc. verordnen mit ständischer 
Zustimmung, was folgt: 

An die Stelle der Anlagen 1 und 2 des Rekrutfrungsge- 
selzes vom 6. April 1850 treten fortan die hierunter abge- 
druckten Verzeichnisse 1. und II. 

Gegeben , Arolsen , am 10. März 1858. 

Georg Vieler. In Vertretung: 
Vl^inlerberg. L. Klapp. C. Bauer. 

L Verzeichn iss 

derjenigen Krankheiten und Gebrechen, welche flir immer 
zum Kriegsd ienste unbrauchbar nach. 

A. Allgemeine Krankheilszustände und Gesundheitsmängel, 
welche überhaupt zum Kriegsdienste unbrauchbar machen. 

1) Sehr zarler in seiner Entwickelunff zurückgebliebener 
Körperbau mit schwachen Knochen und Muskeln und grosser 
Reizbarkeit des Geiässsystems, insofern Hebung dieses Zu- 
standes nicht durch weitere Entwickelung zu erwarten steht. 

2) Ausgeprägte, entwickelte, allgemeine Krankheits- 



anlagen, Dyskrasien und Kachexieen und die davon 
abhängigen chronischen Krankheiten; also chronische Gicht, 
ScropheTsucht , Rachitis, veraltete Syphilis, entschiedene 
phthisische Anlage und Consumtionskrankheiten (Zehrungen) 
aller Art; ferner ausgebreitete, trockne oder nasse Flechten 
und andere chronische Hautausschläge, chronische Wasser- 
sucht, chronische Gelbsucht^ allgemeiner stinkender Schweiss, 
veraltete Geschwüre und Fisteln , Scirrhus und Krebs , dys- 
krasische Knochenauftreibungen, Knochenfrass und Knochen- 
brand. 

3) Als unheilbar erkannte Krankheitszustände inne- 
rer wichtiger Organe. 

4) Psycliische Krankheiten, als Blödsinn, Wahn- 
sinn, Melancholie und Tobsucht. 

5) Chronische Nervenkrankheiten, als Epilepsie, 
Starrsucht, Nachtwandeln, Gliederzittem, allgemeine und par- 
tielle Lähmungen. 

6) Unheilbare Missbildungen und Verunstal- 
tungen. 

7) Bedeutender Substanzverlust und grosse Ver- 
narbungen, wodurch die Muskel- und Gelenkbewegung 
gehindert und der Druck der Bekleidung, des Gepäcks und 
der Waffen unerträglich wird. 

8) Bedeutende Balg-, Fleisch-, Lymph- und verhärtete 
Drüsen- Geschwülste, ferner Pulsadergeschwülste und be- 
deutende variköse Erweiterung der Venen, besonders an den 
untern Gliedmassen. 

6. Besondere Gesundheitsmängel. 

a) Am Kopfe. 

1) Lange bestehender unheilbarer Kopfgrind; Sub- 
stanzverlust an den Schädelknochen, welcher das Tragen 
der Kopfbedeckung behindert. Kahlköpfigkeit in dem 
Grade, dass der grösste Theil des Kopfs entblösst und welche 
nicht in Folge kürzlich stattgehabter Krankheiten entstanden, 
die Regeneration des Haarwuchses also nicht zu erwarten ist 

2) Verlust der Sehkraft an einem oder an beiden 
Auffen, Kurzsichtigkeit in dem Grade, dass das Sehen 
und Erkennen von Personen in der Entrernunff von 10 Schrit- 
ten dadurch unmöglich wird. Chronische habituelle Ent- 
zündung der Augen oder Augenlider. Umkehrung des 
Augenlids nach aussen oder innen (Ectropium und En- 
tropium), Lähmung der Augenlider (Ptosis), Hasen- 
auge (Lagophthalmos). Tag- und Nachtblindheit 
Thränenfistel. 

3) Taubheit, bedeutende Schwerhörigkeit und 
übelriechender Ohren fluss. 

4) Verlust der Nase oder Verunstaltung dersel- 
ben durch Caries oder fressende Flechte. Verwachsung 
der Nasenhöhlen, wodurch das Athmen durch die Nase 
erschwert wird. Nasen- und Rachenpolypen. 

5) Fehlendes Zäpfchen. Grosse Hasenscharte, 
Wolfsrachen und fehlender Gaumen. Lippenkrebs. 
Geschwülste, Scirrhositäten und bösartige Geschwüre 
an der Zunge und in der Mundhöhle, bedeutende Ver- 
wachsung der Lippen. Beträchtlicher Substanz ver- 
tust an der Zunge. Speichelfisteln. Stummheit und 
Slimmlosigkeit, bedeutendes Stammeln und ganz un- 
verständliche Sprache. Verlust aller untern oder 
Obern Schneide-, Augen- und ersten Backenzähne. Stin- 
kender Athem zumal in Folge von Lungenkrankheiten. 



(Schlass folgt.) 
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Die sanitfttopoliaeiliohe Gontrole des Bieres. 
Bericht über die polizeilich-chemische Unter- 
suchung von 24 in Berlin gebrauten und ver- 
schenkten Bieren. 

(Schluss.) 

Es wird hierdurch aber nicht nur ein Betrog geübt, son- 
dern es ist dies auch der Grund des raschen Verder- 
bens der Weissbier e. Aus einer Tonne (welche nach 
dem in den hiesigen Weissbierbrauereien eingeführten Ge- 
brauch elwas mehr als 100 Quart enthält) macht der Schank- 
wirth 115— l'^OQuarl Ganz- oder Doppelbier, und 130—140 
Ouart Halbbier. Nirgend anders wird Betrug so olTenkundlg 
und umfassend geübt. Nach der geringsten Berechnung wer- 
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den jährlich 280,000 Quart Wasser als Weissbier verkauft. 
Nur aus dieser Betrugsindustrie erklärt sich die Existenz der 
unverhältnissmässig grossen Anzahl von Bierschanklocalen 
(1379 oder circa 1 auf 320 Einwohner) in Berlin. 

22) Eine Flasche Weissbier (Doppel) von dem 
Schankwirth Schmidt, Auguststr. 26. 

Die Gehaltsprobe ergab in lOOOTheilen: ö,2Kohlen- 
aSure, Weingeist 30,0, welches entspricht 19y7Alcohol, 46,3 
Exlract, 928,8 Wasser. 

Es erwies sich ein betrfigGcher Wanersuati tm IS— lIpGt. 

23) Eine Flasche Weissbier (Doppel) von dem 
Schankwirth Klein, Louisenstr. öO. 

Die Gehaltsprobe ergab in lOOOTheilen 5,7 Kohlensäure, 
Weingeist 36,5, welches entspricht 20,0 Alcohol, 49,6 Ex- 
tract und 924,7 Wasser. 

Es erwies sich eüi fcetrflglicker Waisercasati tm 11—1 1 pCt. 

24) Eine Flasche Weissbier (Doppel) von dem 
Schankwirtk Klitschning, Weinmeisterstr. 10. 

Die Gehaltsprobe ergab in lOOOTheilen 5,2 Kohlensäure, 
29,5 Weingeist , welches entspricht 19,5Alcöhol, 43,2 Ex- 
trakt und 932,1 Wasser. 

Es erwies sich eia betriglicber Wasserzasati vta 18— l9pGt. 



Zisameastelliaff tier iitemchtei Biere aaek den fiehalt aa 
Kaileisinre, Alctkal lal Extract. 



Kamen der Biere and ihrer Be- 
znssqnellen. 



Gehalt in 1000 Theilen Bier, 
an an an an 

Kohlen- absoluten Malz- Wasser, 
s&nre. AlcohoL extract. 



AI^, von dem Weinhändler Deiche, 
Königssir. 11 

Porter, von dem Weinhändler 
Waga, Firma Waga et Jür- 
genssen Burgstr. 29 

Aecht bayrisches Bier von dem 
Restaurateur Flügge, Leipzi- 
gerstr. 30 2,7 

Aecht bayrisches Bier von dem Re- 
staurateur Beyer, Friedrichsstr.81 1,9 

Aecht bayrisches Bier von dem Re- 
staurateur Wagner, Charlotten-* 
Str. 36 2,0 

Untergähriges , sogen, bayrisches 
Bier, aus der Brauerei vonLey, 
Neue Friedrichssir. 12 1,9 

Untergähriges, so^en. bayrisches 
Bier, aus der Brauerei von Hopf, 
Tempelhofer Berg 2,0 

Untergähriges, sogen, bayrisches 
Bier, aus der Brauerei von dem 
Hünchener Brauhaus, Johan- 
nisstr. 

Untergähriges, sogen, bayrisches 
Bier aus der Brauerei von Ups, 
Neue Friedrichsstr. 23 

Untergähriges, sogen, bayrisches 
Bier, aus der Brauerei von 
Schwendy, Weinmeisterstr. 9 .1,9 

Untergähriges, sogen, bayrisches 
Bier (ans der Lips'schen Braue- 
rei) von dem Cafetier Schae- 
fer, Albrechtsstr. 20 0,9 

Untergähriges, sogen, bayrisches 
Bier (aus der SchuUheiss'schen 
Brauerei) von dem Caietler 
Grobe, Königsstr.34 

Untergähriges, sogen, bayrisches 
Bier (aus der Wagnerischen 
Brauerei) von dem Catelier Ass- 
mann, Münzstr. 22 

Waldschlösschen Bier (Wald- 
schlöss'sche Brauerei bei Dres- 
den) von dem Weinhändier, 
Harkgrafenstr. 48 2,7 

Frisches Braunbier, aus der Braue- 
rei von Schwendy, Weinmei- 
sterstr. 9 0,0 



1,7 76,3 62,6 859,4 



3,7 46,9 58,9 890,5 



32,2 60,0 915,1 
46,4 56,7 897,0 



87,6 51,9 908,5 



34,0 26,2 937,9 



33,4 35,5 929,1 



1,9 33,15 34,2 930,65 



1,8 83,4 88,9 925,9 



33,4 35,7 929,0 



25,4 29,8 943,9 



1,5 32,2 31,3 935,0 



1,1 28,7 24,3 945,9 



39,1 45,6 912,7 



8,2 37,4 859,4 



23,2 


31,4 


942,0 


25,9 


26,0 


942,9 


22,0 


24,0 


948,6 


18,7 


57,1 


918,3 


20,1 


59,4 


914,5 


21,5 


62,7 


909,8 


19.7 

• 


46,3 


928,8 


20,0 


49,6 


924,7 


19,5 


43,2 


932,1 



Gehalt in 1000 Theilen Bier, 
an an an an 

Namen der Biere nnd ihrer Be- Kohlen- absoluten Malz- VIT aster. 
zngsqneUen. , tftnre. Alcohol. extract. 

Werder'sches Bier (Brauerei bei 

Werder) von dem Fleischwaa- 

renhandler Niquet, Wall- und 

Jägerstrassenecke 3,4 

Josty'sches Bier (Brauerei von 

Josty, Prenzlauersir. 59 5,2 

Auerbach*sches Bier (aus der 

Brauerei von Auerbach) Neue 

Königstr. 42 5,4 

Weissbier aus der Brauerei von 

Bier, Stralauerstr. 4 5,9 

Weissbier aus der Brauerei von 

Tietz, Friedrichsstr. 128 6,0 

Weissbier aus der Brauerei von 

Richter, Rosenthalerstr. 51 6,0 
Weissbier von dem Schankwirth 

wirth Schmidt, Augustr.26 5,2 
Weissbier von dem Schankwirth 

Klein, Louisenstr. 50 5,7 

Weissbier von dem Schankwirth 

Klitschning, Weinmeisterstr. 10 5,2 

In Rücksicht auf die, in den vorgenommenen Untersu- 
chungen dargelegten Ergebnisse und auf Grund der, mir er- 
forderlich gewesenen umlassenden Erkundigungen, sowohl 
ttber den Braubelrieb, als die Behandlung und den Verkauf 
des Bieres in den Schanklokalen erlaube ich mir gehorsamst 
folgende Haassreffeln anheimzustellen: 

1) Die Anzahl der Schanklokale, insbesondere die der Kel- 
lerwirthe, ist möglichst zu beschränken. 

2) Das Bier ist derselben Controle zu unterziehen, welcher 
alle übrigen Nahrungsmittel und Getränke: Brod^ Fleisch, 
Milch etc. unterworlen sind. 

3) Wie die polizeiliche Ueberwachung aller anderen Nali- 
rungsmittel und Getränke hätte die Ueberwachung des 
Bieres den Zweck zu verfolgen, dem betrüglichen Ver- 
kehre und der Bereitung, wie dem Verkauf gesundheits- 
schädlichen Bieres zu begegnen. 

4) In Bezug auf den Brauereibetrieb wäre die Ueberwachung 
in ähnlicher Weise zu handhaben, wie gegenwärtig die 
Ueberwachung der Bäckereien. Es wäre das Bier der 
Brauereien zeitweilig auf seinen Werth zu prüfen und 
dieser, gleich der Brodtaxe, im Vergleich zu dem Ver- 
kaufspreise des Bieres, zu veröffentlichen. Wie erwähnt, 
würden sich bei dieser Prüfung auch jene Biere erge- 
ben, welche im Verdachte einer Fälschung stehen. Jene 
Brauereibesitzer, welche ausser dem Vertrieb des Bie- 
res an die Schankwirthe, auch den Ausschank des Bie- 
res an Gäste betreiben, wären ausserdem wie jene zu 
behandeln. 

5) Auch in den Schanklocalen wäre das verschenkte Bier 
zeitweilig auf seinen Werlh zu prüfen imd dieser im 
Vergleich mit dem Preise zu veröffentlichen. Bei dieser 
Prütüng würde sich ergeben: ob die untersuchten Biere 
betrüglicherweise verfälscht, ob sie gesundheitsnachthei- 
lig, oder ob sie verkaursmhig sind. Die betrügliche 
Fälschung der Biere mit Wasser, Färbemittel etc. wäre 
zu behandeln, wie die Verisilschung der Milch. Bemerkt 
muss dabei werden, dass die betrügliche Fälschung des 
Bieres weit sicherer und in bestimmleren Verhältnissen 
nachzuweisen ist, als jene der Milch durch den Milch- 
messer. Verdorbenes Bier wäre zu behandeln, wie an- 
derweitige zum Verkauf ausgestellte verdorbene Nah- 
rungsmittel. — 



Epiiootien. Der Verlauf der ThierkraDkheiten ist den Winter 
hindurch in Mittel- und Norddeutftchland ein überaus günstiger ge- 
wesen. Kranklieitcn mit epidemischen Charatiter sind auf sehr kleine 
Kreise beschränkt geblieben. Dagegen ist im Königreiche Polen, 
im Flusiigebiete der Weichsel die Viehseuche den ganzen 
Winter fiber nicht unterdrückt worden und wenn sie auch nicht 
in grosser Ausdehnung herrschend gewesen ist, so hat sie doch 
durch den Umstand, dass sie sich im Laufe des Januars bis auf 
12 Heilen der preussischen Grenze näherte, die ganze Wachsamkeit 
der betrefTenden preussischen Sanitätsbehörden in den östlichen 
Grenzbezirken erfordert. Gegenwärtig ist sie in Polen bis auf 4 in den 
Kreisen Lomza, Radom und Radzyn gelegenen OrtscbaAen unter» 
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drückt. Aach in G«lizien hält die Seuche noch fortwährend an. Sie 
ist neuerdings heftiger im Przemysler Kreise ausgebrochen, so dass 
sich die Krakauer Landesregierung veranlasst fand, die Contumar- 
massregeln zu verschärfen, wonach das Vieh ans dem Lemberger 
Stadthaltereibezirke nur über Miroczyn, Krosno und Dukla nach dem 
Krakauer Gebiete getrieben werden darf. In den Kreisen Pnemysl 
und Sanek sind die Wege abgesperrt. In allem Uebrigen sollen die 
Vorschriften vom 23. Mai 1857 befolgt werden. Leider hält man in 
Oestreich diese Vorschriften durchaus nicht mit der erforderhchen 
Energie aufrecht, ja es ist sogar in den hierauf bezüglichen Verband- 
lungen zwischen den angrenzenden östreichischen und preussischen 
obersten Verwaltungsbehörden auf die Unmöglichkeit der strengen 
Durchführung jener Massregeln hingedeutet worden. — Die Longen- 
seuche die im Sommer des vergangenen Jahres in den Nord- und 
Ostseeländern einen sehr heftigen epidemischen Verlauf genommen, 
ist dort fast ganz getilgt. In den Niederlanden, Hannover, Olden- 
burg, Mecklenburg, in den Preussischen Ostseeländern kommen ge- 
genwärtig nur vereinzelte Fälle vor. In Holstein (Norderdithmarschen) 
war die Lungenseuche im vorigen Jahr mit grosser Helügkeit aufge- 
treten. Damals waren auch demgemässe sanitätspolizeiüche Absper- 
mngsmassregeln gegen die Schleswigs chen Grenzen getroffen wor- 
den. Seitdem hat die Seuche vollständig aufgehört, die Absperrungs- 
massregeln aber sind trotzdem bestehen geblieben und lügen dem 
holsteinischen Landmann und Viehzüchter dadurch grossen Schaden 
zu, dass sie ihn von den vielfach benutzten Gras weiden in Eiderstedt 
und von den frequenten Ausfuhrplätzen abschneiden. Die Vertreter 
der Landschaftscommune beabsichtigen sich über diese völlig nutz- 
lose Beeinträchtigung zu beschweren. In den preussischen Provin- 
zen Sachsen, Schlesien, in der Mark Brandenburg ist die Lun- 
genseuche gleichfalls nur in vereinzelten Orten hin und wieder aber 
mit grosser Heftigkeit, z. B. in GoUwilz bei Brandenburg aulgetre- 
ten. Auch die östlichen Grenzen Preussens, die Regierungsbezirke 
Posen, Bromberg, Marienwerder, welche sonst von Epizooüen am 
meisten zu leiden haben, sind gegenwärtig fast ganz davon beireit. 
In Bischofswerder, und in Jamidnik^ Kreis Löbau , Regierungsbezirk 
Marien werder herrscht rotzverdächtige Druse , im Kreise Büto w , Re- 
gier. Bez. Cöslin im Buker Kreise, Reg. Bezirk Posen unter den 
Schafen, die Pocken. Hartnäckig herrscht die Räude unter den Pfer- 
den in dem Kojeteincr Bezirk in Mähren. Sie ist dort schon seit 
Monden verbreitet, obwohl befohlen ist alle behafteten Thiere zu 

tödten. . ^ ^ ^• 

KieL Holstein ist in Beziehung auf ärztliches Personal 
reichlich versehen. In fast jedem grösseren Kirchdorfe befindet sich 
ein promovirter Arzt, zuweilen sind darin auch zwei und mehrere. 
Es prakUziren in Holstein 278 Aerzte ; auf 1880 Einwohner kommt ein 
Arzt. In Kiel sind mit Einschluss der Professoren der medizinischen 
Fakultät 31, in Altena 54, in Rendsburg 17 Aerzte. In Schle«.wig 
ist die Anzahl der Aerzte geringer. Es sind deren dort 150 und 
kömmt somit auf 2600 Einwohner ein Arzt. In der Stadt Schleswig 
sind 19, in Flensburg 16, in Hadcrsleben 8 Aerzte. 

Für die Pharmaceuten, welche von Ostern ab auf unserer 
Universität Medicin studiren wollen, steht eine neue Verordnung in 
Aussicht, nach welcher sie sich bei ihrer Aufnahme einem sogenann- 
ten philosophischen Examen zu unterwerfen haben werden. 

Mit Beginn des Sommers soll auch mit dem Bau der drei ver- 
einigten Hospitäler in der Brunswieck angelangen werden. Es 
wäre dies sehr erfreulich , wenn es nur wahr wäre. Unsere öffentU- 
chen Krankenanstalten laboriren an grossen Missständen , vor aUem 
die Entbindungsanstalt in der Fleethörn. Ihre Veriegung ist em drm- 
gendes Bedürfniss. r^ u 

Haanover. Von Seiten unserer Regierung ist die Genehmigung 
zur Einrichtung einer neuen Irrenanstalt für 450 ^^^^^ beantragt 
worden. Die Kosten des Baues und der gesammten Einrichtung 
sind auf 400,000 Rthlr. veranschlagt. Der Bau soll in 4 Jahren vol- 
lendet sein und die Stände für jedes dieser 100,000 RtWr» genehmi- 
gen. Der dem Bauplane zu Grunde liegende Idee zufolge «oll die 
projectirte Anstalt eine gemischte Heil- und Pflegeanslalt werden. 
Es soll dabei eine Trennung der Kranken nach Geschlechtem und 
nach den Krankheitsformen stattfinden. Sie ist für 250 Männer und 
200 Frauen berechnet. An der ganzen Einrichtung und dem voll- 
ständigen Beherrschen aller Eventualitäten erkennt man sehr deutlich 
den intelligenten Schöpfer. -— Die Motive für die Anlage sind klar 
und entscheidend. Die Hildesheimer Irrenheilanstait ist mehr als 
überfallt. Es müssen eine grosse Anzahl von Aulhahmsgesuchen 
unberücksichtigt bleiben. Gewichtigere Gründe gibt es wohl kaum 
um solchen Gesuchen zu genügen. Die Vergrösserung der Hildes- 
heimer Anstalt die in ihrer jetzigen Ausdehnung schon die grösste 
derartige Anstalt in Deutschland ist, in dem Verhällniss, dass sie 
dem vorhandenen Bedürfniss entsprechen würde, wird nicht empfoh- 
len. Ende des Jahres 1856 wurde eine Zählung der gesammten im 
Königreich vorhandenen Irren veranlasst. Von den 3084 gezählten 
Gemütbskranken befinden sich nur 640 in der Hildesheimer Anstalt. 

S — n. 

Hamburg* Unsere Sanitätsanstalten wollen durchaus den An- 
forderungen nicht mehr genügen, die von einer Bevölkerung in dem Um- 
fange der unsrigen gemacht werden können. Da und dort machen 
sich Bedürfnisse fühlbar und es bedarf in derXhat eines so allgemei- 
nen und entscheidenden Hindernisses als des Geldmangels, um sie unbe- 



rücksichtigi zu lassen. Namentlich leidet unser allgemeines Km- 
kenhaus unter der Ungunst dieser Einflüsse. Im vergangenen Herbste, 
nachdem der damalige Oberarzt gestorben war, sollte eine vollstän- 
dige Reorganisation jenes Institut eingeleitet, die Irrenstation von der 
inneren Station getrennt und einem besonderen Oberarzte zugeordnet 
werden. Dies ist nun bis jetzt nicht geschehen. Gegenwärtig und 
wahrscheinlich auf Veranlassung des neuen sehr umsichtigen und 
tüchtigen Oberarztes wird die Angelegenheit wieder angeregt und ein 
diesfaUsiger Plan zur Vorlage für die Bürgerschaft vorbereitet, ^ie 
immer so laufen auch in dieser Sache Privatmolive unter, inzwischen 
ist zu erwarten die Bürgerschaft werde diesmal die Trennung billigen 
und die Mittel für einen selbstständigen Oberarzt und Gehülfsarzt der 
Irrenstation bewilligen. R. 

Bremen. Seitens der Administration unseres Krankenha Il- 
ses war der Antrag gestellt worden die Unterhaltungskosten für 
die Anstalt, deren Bedürfniss von Jahr zu Jahr zugenommen ha- 
ben , entsprechend zu erhöhen. Die hiesige Bürgerschaft hat in ihrer 
letzten Sitzung auf diesen Antrag sich aber ablehnend entschieden. 
Sie war der Ansicht unter den obwaltenden Umständen mit dem An- 
trage der Inspection und Administration des Krankenhauses, für den 
Unterhalt dieses jähriich 5000 Rthlr. zu bewilligen, sich niebl einver- 
standen erklären zu Itdnnen. Es werden auf die nächstfolgenden 
drei Jahre je 4000 Rthlr. bevdlligt und der Administration anheim ge- 
geben die Nothwendigkeit jenes geforderten Betrages in weiteren Be- 
richten näher zu begründen. Damit sind die so gerechtfertigten 
Wünsche einer Erweiterung der genannten Krankenanstalt wiederum 
auf drei Jabre vertagt. 0. 

Frankftirt a. X. Die Mortalitätsstatistik unserer Stadt bie- 
tet keine günstigen Data. Nach der erschienenen statistischen Mitthei- 
lung über den Civilstand der Stadt Frankfurt betrug die Zahl der im 
vergangenen Jabre Verstorbenen 1342, die der Gebornen 1301. Un- 
eheliche Geburten fanden 203 statt, 76 von einheimischen und 127 
von fremden Müttern. 

Jena. Auf Veranlassung des Professor Dr. Leubuscher ist hier 
ein Gesundheitspflegeverein für Studirende gebildet und 
von der Staatsregierung sanktionirt worden. Er wird mit dem näch- 
sten Semester ins Leben treten. Sein Zweck ist kostenfreie ärztliche 
Behandlung und Verpflegung der Studirenden in Krankheitsfällen. 
Der Fonds wird durch geringe Beiträge der Studirenden gebildet. — 

KÖthen. Die herzogliche Regierung hat über die Angelegenheit 
wegen Beschäftigung der Kinder in Fabriken in definitiver 
Weise entschieden. Sie hat dabei den Grundsatz als massgebend 
gewählt : dass Kinder, bevor sie das zwölfte Jahr zurückgelegt haben 
überhaupt in Fabriken nicht verwendet werden dürfen. Ausserdem 
rauss der Nachweis geführt werden, dass dieselben den nöthigen 
Schulunterricht empfangen haben. Auch werden von den Localitälen 
in wel chen die Kinder beschäftigt sind, verlangt, dass sie keinen 
die Gesundheit gefährdenden Einfluss üben und die den Kindern über- 
tragene Arbeit den Kräften der Kinder und dem Alter angemessen 
ist Die Beaufsichtigung soll consequent und streng durchgeführt 

werden. 

Dresden. Nach dem Beispiele von Leipzig soll auch hier auf 
Anordnung des Stadlrathes, in dessen Händen die Ausübung der 
Sanitäts- und Marktpolizei sich befindet, eine Controle der in dtt 
Stadt gebrachten Milch stattfinden. Bei Vermischung der Milch mit 
Wasser oder andern Substanzen tritt Confiscation der Milch und 
' Geldstrafe bis zu 5 Thir. oder verhaltnissmässiges Gelangniss ein. In 
Wiederholungsfällen soll die Bekanntmachung des Namens der fal- 
schenden Verkäufer erfolgen. 



Personalehronik. Preussem. Ernannt: Der praktische Arzt 
Dr. Espent zu Spandow zum Kreisphysikus des Osthavelländischen 
Kreisea. Die zur Eriedigung gekommene Stelle als Departements- 
Thierarzt im Regierungsbezirk Posen ist dem bisherigen Kreisthierarzt 
A. Rüffert zu Kosten verliehen und demselben auch die Verwal- 
tung der Kreisthierarztstelle des Kreises Posen übertragen worden; 
der prakt Arzt Dr. L Herding zu Mayen zum Districtsarzte für die 
Eifelgemeinden der Bürgermeisterei Mayen, der prakt. Arzt Dr. Mayer 
zum Impfarzt der Stadt Coblenz; der Thierarzt LKl. Heinrich zum 
Kreisthierarzt des Kreises Nordhausen. 

Niedergelassen: Die prakt Aerzte Dr. Schönbeck, Dr. 
Huhn in Danzig, Regimentsarzt Dr. Barth in Paderborn, Stabsarzt 
Dr. Ife in Meschede, der Thierarzt I. Kl. C. A. Schmidt in Alten- 
kirchen auf Wittow. 

V a c a n t : Die Kreisthierarztstelle des Kosten-Schrimmer-Bezirkes, 

Reg. Bez. Posen. 

Bayern. Ernannt: Dr. Wertheimer zum prakt. Arzt für 

den Bezirk Baunach. ..... 

Gestorben: Der Königl. Regierungs- und Kreismedizmalrath 

Dr. C. Lipl zu München. 

Sachsen. Dem Wundarzt und med. cand. C. A. Bchrnauer^ 
Just ist bei seinem Umzüge von Bernstadt nach Döbeln die Fort- 
setzung der wundärztlichen Praxis in Döbeln gestattet worden. 

Gro9Mher%ogthum Hessen. Dem prakt Arzt Dr. R. Hirsch ist 
der Charakter als Medizinalrath ertheilt worden. 

Gestorben: Der pens. Physikatsarzt Dr. Buch zu Langen und 
der Pension. Kreiswundarzt Dr. C. Vol mar zu Oflenbach. 
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ledicinalgesetzgebnng nnd AfTentlicIien Gesnndbeitspflege 

für Aerzte, Apotheker und Beamte. 

Heransgegeben von Dr. E. MÜLLER, Reg.- nnd Medic.-Rath im Königl. Polizei -Präsidinm zu Berlin nnd 0. A. ZIUREK« Apotheker. 



Inlialt. Amtliche Bekanntmachungen: Preussen: Streitigkeiten der Apotheken - Visitatoren , Annahme von Pflegekindern; 
Bayern: Correspondenz zwischen den Bezirksuntersuchnngsrichtem ; S€u:hsen - Altenburg : Leichenpfisse ; Mecklenburg-Schwerini 
Todtenscheine ; Fürstenihum Waldeck : Die Abfinderang des Rekratlrongsgesetzes. — Wissenschaftliche Abhandlungen: 
Die Heilquellen von Krankenheil zu Tölz in Oberbayem, mitgetheilt von der Redaction. — Notizen und Correspondenz- 
Nachrichten: Bleivergiftung der Spitzenarbeiter, BOhring'sche Filter , Wien. — Personalchronik. — Zur Nachricht. 



FreossexL 

Streitigkeiten zwischen den Apotheken-Vi- 
sltatoren und den Apothekern über das Yisita- 
tions-Geschäft betr. 

Die an die Königl. Regierungen unterm 13. März 1820 
erlassene, die Apotheken -Visitationen betreffende Cirkular- 
verfüffung bestimmt am Scbluss des $.6^ dass Streitigkeiten 
zwischen den Apotheken- Visitatoren und den Apothekern 
über das Visitations- Geschäft, wenn sie erheblich sind, dem 
MedicinalcoUegium der Provinz zur Entscheidung vorgelegt 
werden sollen. Diese Bestimmung ist in einigen Fällen da- 
hin aufgefasst, dass die Königlichen Hedicinalcollegien in Be- 
treff der Apoihekenvisitationen hinsichtlich der von den Vi- 
sltatoren erhobenen Monita und der von den Königl. Regie- 
rungen erlassenen Visitationsbescheide eine Beschwerdeinstanz 
bilden, demgemäss über derartige von den Apothekern bei 
ihnen oder dem betreffenden Herrn Oberpräsidenten ange- 
brachte Bescbwerdenentscheidungen zu treffen und die etwa 
erforderliche AusAihrung der leizteren dem Herrn Oberpräsi- 
denten zu überlassen häen. 

Um dieser den bestehenden Ressortverhältnissen nicht 
entsprechenden Auffassung für die Zukunft vorzubeugen, er- 
läutere ich die aedachte Bestimmung dahin, dass die König- 
lichen MedicinalKollegien Beschweraen über Apothekenvisi- 
tationen nicht anzunehmen, sondern, wenn sie gegen das 
Verfahren bei der Visitation gerichtet sind, an die betreffende 
Königl. Regierung und wenn sie deren Visitationsbescheide 
angehen, an micn abzugeben und Entscheidung darüber auch 
dann zu treffen haben, wenn sie dazu von n^ aufgefordert 
werden. 

Ev. (Tit.) ersuche ich erffebenst, gefälligst hienach bei 
dem hiesigen Kgl. Medizinalcoßegium in vorkommenden Fäl- 
len verfahren und die Kgl. Regierungen der Provinz, so wie 
das hiesige Kgl. Polizeipräsidium von diesem Erlass in Kennt- 
niss setzen zu wollen. 

Berlin , den 10. April 1858. 
Hinist, d. G.-, U.- u. Mediz. Angel, gez. v. Raum er. 

An des Kgl. Staatsministers und Oberpräsidenten Herrn 
Fl Ott well Exellenz zu Potsdam. 



Die Annahme von Pflegekindern betr. 

Nachstehende Polzeiverordnung : 

Publicandum. 

Durch die Allerhöchste Cabinetsordre vom 30. Juni 1840, 
publicirt im Amtsblatte von 1840, Nr. 45, ist angeordnet, dass 
innerhalb des engeren Polizeibezirks von Berlin die entgeld- 
Uche Annahme von Pflegekindern unter vier Jahren von po- 
lizeilicher Genehmigung abhängig sein soll. Zugleich ist zur 
besonderen Fürsorge für solche Kinder hierselbst ein Verein 
zusammengetreten und bestätigt, welcher die Verpflegung 
derselben Dcaufsichtigt und zu dem Ende in jedem Polizei- 
Revier einen Ablheilungsvorsilzenden hat. Um die bisher 
sehr wohllhälig gewesene Controle dieses Vereins mehr, als 
jetzt der Fall, zu sichern, wird hierdurch unler Aufhebung 
des früheren Publicandums vom 16. Dezember 1840 (Intelli- 
genzbiatt von 1846, Nr. 105) Folgendes verordnet: 

§. 1. Diejenigen Personen, welche für Geld fremde, 
noch nicht vier Jahre alte Kinder in Pflege nehmen wollen, 
müssen dazu polizeiliche Erlaubniss nachsuchen. 

S. 2. Diese wird nur solchen verheiratheten oder ledi- 



gen Frauen ertheilt, von welchen, nach ihren persönlichen 
Verhältnissen und nach der Beschaffenheit ihrer Wohnungen, 
eine Verwahrlosung des Pflegekindes nicht zu besorgen ist. 

S. 3. Die Erlaubniss muss vor einem etwaigen Woh- 
nungswechsel aufs Neue nachgesucht werden und wird, im 
Falle einer üblen Behandlung des Kindes oder bei einer dem- 
selben nacblheiligen Veränderung der Umstände zurücltge- 
nommen. 

$. 4. Zur Begutachtung der Gesuche um die Erlaubniss 
zur Annahme von Pflegekindern bedient sich das Polizeiprä- 
sidium des oben gedachten Vereins. 

%. 5. Allen durch Erkennungskarten legitimirten Mit- 
gliedern dieses Vereins haben diejenigen Personen, welche 
um eine solche Erlaubniss eingekommen sind, oder die be- 
reits ein Kind in Pflege haben, Zutritt in ihre Wohnungen 
zu gestatten, auf alle, das Pflegekind betreffende Fragen Aus- 
kunft zu ertheilen und dieses auf jedesmaliges Erfordern vor- 
zuzeigen. 

S. 6. Die an den Revier- Polizei -Commissarius zu lei- 
stenden. Meldungen, von der Annahme oder dem Abgange 
eines solchen Pflegekindes, muss die Pflegemutter jedes Mal 
zuvor bei dem Abtheilungsvorsitzenden des Vereins in ihrem 
Revier zur Visirung vorlegen und es darf ohne dessen Visa 
keine Meldung im rolizeibüreau angenommen werden. 

8. 7. Contraventionen gegen die Bestimmungen in S§. 5 
und 6 werden mit einer Geldstrafe bis zu 5 Thalern oder 
verhältnissmässigem Gefängniss belegt. Wer Pflegekinder 
ohne die erforderliche Erlaubniss des Polizeipräsidiums an- 
nimmt, oder sie bei einem Wohnungswechsel ohne Erneue- 
rung dieser Erlaubniss behält, wird nach %. 177 der Allge- 
meinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 bestraft« 

Berlin, den 8. März 1847. 

Königl. Polizeipräsidium, (gez.) von Puttkammer, 
wird hierdurch zur Nachachtung wiederholt zur öffentUchen 
Kenntniss gebracht. 

Berlin, den 24. März 1858. 

Königl. Polizeipräsidium. 
Frhr. von Zfedlitz. 

BayexiL 

(Die Correspondenz zwischen den ständigen Bezirks- 
untersuchungsrichtern bei Landgerichten und den 
Landgerichtsärzten betr.) 

Staatsministerien der Justiz und des Innern. Der kgl. 
Regierung wird die Beilage des Berichtes vom 1. Dezember 
V. J. mit folgenden Eröffnungen zurückgegeben. Es steht 
den kgl. Bezirksuntersuchungsrichtern, welche nach $.26 
der Dienstesinstruklion für die Landgerichte vom 23. Septbr. 
V. J. ihre Geschäfte selbstsländig erledigen, unzweifelhaft zu, 
in unmittelbare Correspondenz mit allen kgl. Landgerichts- 
ärzten in Dienstessachen zu treten und ebenso sind die kgl. 
Landgerithtsärzte verpflichtet, in Sachen, welche zur Zustän- 
digkeit des Bezirksuntersuchungsrichters gehören sich an den 
kgl. Bezirksuntersuchungsrichter des betreffenden Sprengeis 
zu wenden. Da den kgl. Landgerichtsärzien keine Boten und 
Diener zur Verlügung sieben, so haben sie, wo nicht Ge- 
fahr auf dem Verzuge ist, der Poslverbindungen sich zu be- 
dienen oder durch den Landgerichtsdiener mit den Amtspa- 
keten die Spedition bewirken zu lassen. Bei Gefahr auf dem 
Verzuge unterliegt indessen die Abordnung eigener Boten 
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keinem Bedenken. Zugleich sind aber die kgl. Landgeridits- 
ärzte yertHUiden, in allen Fällen, wo die Kennfialss von Vor- 
fallen oder von der Sachlage auch für die Polizeibehörde 
von Belang oder sogar deren Thätigkeit in irgend einer Be- 
ssiehung veranlasst erscheint , unverzüglich auch dem betref- 
fenden kgl. Landgerichte gesonderte Mittheilung zu machen. 
München, 9. März 1858. 

Auf Seiner KSnigL Majf allt allerhöchston Befehl 

V. Ringelmann. Graf v. Relgersberg. 

Sachsen - Altenbiir g. 

Leicbenpässe betr. 

Unter Rückverweis auf die höchste Verordnung vom 
29. Octofoer v. J. , den Leichentransport und die Ausstellung 
von Leichenpässen betreffend, werden die PoHzefbehörden 
des Landes in Gemässheit diessfaltsiger höchster Anordnung 
davon in Kenntnis? gesetzt, dass zwischen der hiesigen und 
der Königl. Preussischen Staatsregierung eine Vereinbarung 
wegen gegenseitiger Zulassung und Anerkennung der Lei- 
chenpässe abgeschlossen worden ist, dergestalt, dass auf 
Grund diesseiligcr von der kompetenten Benörde ausgestell* 
ter Lefchenpässe Leichen aus dem Königreich Preussen nach 
dem hiesigen Herzogthum und durch dasselbe transportJrt 
werden dürfen. 

Zugleich wird darauf aufmerksam gemacht, dass die 
Ausstellunff der Leichenpässe für das Ausland im Königreich 
Preussen aurch die Königl. Landräthe, welche sich hierzu 
von den Königlichen Regierungen vollzogener Blanquets zu 
bedienen haben, zu erfolgen hat. 

Ahenburg, den 17. März 1858. 

Herzogl. Sächsische Landesregier. H. Schuderoff. 
HecUeiiburg- Schwerin. 

Todtenscheine betr. 

Friedrich Franz et<c. Zwischen den mehrsten Staa- 
ten besteht die Ueblichkeit, dass über das Ableben der in 
ihnen verstorbenen gegenseiUgen Unterthanen Todtenscheine 
ausgefertigt und der betreffenden Regierung zur weiteren 
Veranlassung zugestellt werden. Diese Gegenseitigkeit ist 
auch zwischen Unserem Lande, Frankreich, Dänemark, Schwe- 
den und Norwegen durch Verträge und Un.sere, in dem offi- 
ciellen ViTochenblatte bekannt geroachten Verfügungen vom 
18. April 1836, 29. Julius 1846 und 6. Octobcr 1847 ausdrück- 
lich lestgestellt worden. 

Um derselben iedoch noch eine weitere Ordnung zu ge- 
ben, weisen Wir hierdurch alle Geistlichen Unseres Landes 
an, so oft in ihrer Parochie ein Ausländer ohne Hinterlas- 
sung inländischer Leibeserben verstorben ist, einen Todten- 
schein anzufertigen. Derselbe ist auf einen ganzen Bogen 
zu schreiben, mit dem Kirchonsiegel zu beglaubigen, und 
muss eine thunlichst genaue Bezeichnung df s Verstorbenen 
nach dessen vollem Namen, Alter, Stande, Gewerbe, Natio- 
nalität und auswärtiger Heimath, dcssgleichcn dessen letzten 
Aufenthaltsort enthalten) so weit dem GeistUchen diese Ver- 
hältnisse vorliegen. 

Diesen Todtenschein hat der Gnstliche, längstens bin- 
nen vierzehn Tagen nach der Anmeldung des Todesfalles, 
bei der Obrigkeit des letzten Aufenthaltsortes des Verstorbe- 
nen einzureichen. Die letztere hat die Ausstellung desselben 
zu beglaubigen, demselben dasjenige beizunjgen, was ihr 
etwa noch von den persönlichen und Vermögensverhöllnis- 
sen des Verstorbenen bekannt und flir die Heimatbsbehörde 
von Interesse ist, und den also beglaubigten und vervollslän- 
difften, mit ihrer Unterschrilt und Siegel versehenen Todten- 
schein spätestens binnen vier Wochen bei Unserem Ministe- 
rium der auswärtigen Angelegenheiten zu der etwa nöthigen 
weiteren Beglaul)igung und Einsendung an die betreffende 
Regierung einzureichen. 

Gegeben durch Unsere Ministerien, Abtheilung fllr geist- 
liche Angelegenheiten und des Innern. 

Schwerin, am 12. März 1858. 



Friedrich Franz. 



Furstenthtun Waldeck. 



V. Schröter. 



Gesetz, die Abänderung des Rekrutirungsgesetzes vom 
6. April 1850 in Beziehung auf die Bestimmungen wegen der 
filr immer resp. nur einstweilen zum Kriegsdienste unbrauch- 



bar machenden Geistes- und Körpergebrechen be- 
treffond, 

(Schloss.) 

b) Am Halse. 

Steifer und sehr gekrümmter Hals und Nacken und 
davon abhängige Unbeweglichkeit des Kopfs (Capol 
obstlffliro}, Kropf, wobei das Alhemkolen durch lelcbtea 
Druck darauf erschwert wird. 

c) Am Rumpfe. 

1) Organische Fehler der Brustorgane, der 
' Lungen, des Herzens, der grossen Blutgelasse. Astbma. Er- 
hebliche Krümmung des Rückgrats, Steifigkeit desselben, 
Missbildungen der Wirbelsäule, des Brustiuistens uhik doa 
Beckens. 

2) Periodischer oder habitueller Bluthusten, Blut- 
brechen und auf chronisclier AfEsetion der Urinwerk zeuge 
bombendes Blut harnen. 

3) Eindringefide Fisteln an der Brost und am Uii4er-» 
leibe, Urin- und Mastdarmfisteln« Brüche (Hernien) aller 
Art. Scirrhöse Entartung der Hoden und Samen- 
stränge (Sarcocete), Wasserbruch (Hydrocele), Krampf- 
aderbruch (Cirsocele), Mastdarmvorfall. Unwille 
kührlicher Abgang des Koths. Bedeutende, mU pe- 
riodischem starken Blutverlust oder Verschwärung verbun- 
dene Hämorrhoidalknoten. Beschwerlicnes oder 
unwillkührliches Harnlassen. SteinbeschwerdoB. 
Stfikturen der Harnröhre. Verhärtung und Anschwoll 
lung der Prostata. 

d) An den Gliedmasen. 

1) Mangel, Missbildung, Krftmmung, Verlänge- 
rung oder Verkürzung, Schwinden und Lähmung eines 
Gheds, sofern durch das eine oder andere die militärischen 
Dienstverrlchtungen gehindert werden. 

2) Steifheit der grösseren Gelenke. Gelenkge- 
schwulst. Glied schwamm. Gelenk Wassersucht 

3) Knochenauftreibungen aus Innern Ursachen und aii*- 
dere KnochenauArdbungen, wenn diese die Bewegung hindern. 

4) Derartige Erschlaffung der Gelenkbänder, 
dass schon auf gewöhnliche Bewegung Verrenkung des Glieds 
entstehen kann. 

5) Fehler an den A^rmen, wodurch die freie Bewegung 
der Hände oder Finger, und Fehler an den Beinen, wodurch 
das Gehen erschwert wird, also auC hindernde Weise ver- 
wachsene Finger, verwachsene Zehen, stark einwärts ge<- 
krümmte Kniee, starke Säbelbeine, fest auf dem Knochen 
sitzende, die Beweglichkeit der Gelenke hindernde Ueberbeine^ 
grosse zur Entzündung geneigte Frostbeulen, Coxalgie, Hini- 
ken, Klumpfuss, wirklicher Plattfuss, welcher sich durch 
das Hervorragen und den tiefern Stand des Innern Knöchels, 
durch eine mehr oder weniger bedeutende Aushöhlung unter 
dem äussern Knöchel, durch geringere Wölbung des in der 
Gegend der Knöchel , also in der Fusswurzel breiteren und 
flacheren Fussrückens, so dass der Fuss hier seine grösste 
Breite hat, und dadurch charakterisirt und vom s. g. Yoll- 
fuss unterscheidet, dass diejenige Aushöhlung, welche steh 
beim normalen Bau von der Innern und untern Seite des In- 
nern Knöchels bis zum ersten Mittelfussknochen erstreckt, 
nicht allein ausgeflillt, sondern im Gegentheil erhaben und 
fast bogenförmig hervorragend ist, so dass man mit der Fin- 
gerspitze nicht unter die Fusssohle dringen kann. 

6) Veraltete und solche Fussgeschwüre, welche 
nach zeitweise erfolgter Heilung leicht wieder aufbrechen. 

Grosse Kramp fad er knoten an den Füssen und 
Schenkeln. 

7) Habituelle, zumal stinkende, fliessende Fuss- 
schwel sse von der Art, dass dadurch Wundsein auf, zwi*- 
sehen oder unter den Zehen oder an der Sohle bewirkt wird. 

II. Verzeichniss 

derjenigen Mängel und Krankheitszustände, welche zum 
Kriegsdienst nur einstweilen unbrauchbar machen. 

1) Zarter Körperbau und damit verbundene Körperschwäche 
wegen noch nicht vollendeten Wachsthums und noch nicht 
erlangter körperlicher Ausbildung , welche jedoch durch fort- 
schreitende EntWickelung zu erwarten ist. 

2) Aus kürzlich tiberstandenen Krankheiten zurückge- 
bliebene Schwäche. 
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S) Fehler 9 deren 'Beseftfgunfit von dör Zeit zu en^rten 
$tehi; z« B« Lage der Hoden im Bßuchringey durch kürzlich 
staitgehsÄte Krankheiten bewirkter Mangel der Kopfhaare 

4) KörperUche Fehler und Kraohheiten^ deren Ausganff 
in Genesung erwartet werden kann, oder deren Heilung durch 
Arzneimittel oder chirurgische Operationen leicht zu bewir- 
ken ist. 

Dahin gdiören unter anderen: 

a) Innere, zumal acute Krankheiten bis zu erfolgter voll* 
ständiger Wiederherstellung. 

b) Nicht habituelle und nicht anf Dyskrasie beruhende 
Entzündungen der Augen und AugenHder. 

c) Nicht veralteter Kopfgrind. 
i) Nicht veraltete Syphilis. 

e) Geringer Grad von Melancholie. 



\/ 



Die Heilquellen von Krankenheil zu Tdlz in 

Oberbsyem. 



Die oft überraschende Wirkung der Krankcnheiler Mine- 
ralquellen bei veralteteten syphiUlischen Uebeln, bei scrophu- 
lösen Anschwellungen, Flechten, veralteten Blasencatarrhen, 
chronischen Leiden der weiblichen Genitalien, bei Hypertrophie 
des Uterus und zuweilen selbst bei sonst fltr unheilbar ge- 
haltenen Stockungen und Verhärtungen haben dieselben in aus- 
serordentlich kurzer Zeit zu einem vielfach angewendeten 
Heilmittel gemacht. Die in der angedeuteten Richtung dop- 

Seit willkommenen Erfolge und die rasche Aufnahme der 
rankenheiler Mineralquellen sind Thatsachen, die sich gegen- 
seitig bedingt haben. Ihrer Zusammensetzung nach enthalten 
die Quellen Jod, als Jodnatrium, doppelt kohlensaures und schwe- 
felsaures Natron, schwefelsaures Kali, doppelt kohlensaure 
Magnesia , Chlomatrium, doppelt kohlensaure Kalkerde, Thon- 
erde, Kieselerde, ausserdem freie Kohlensaure und, nament-^ 
Heb die ältere Bernhardsquelle und die neue Annaqoelle 
Scbwefelwasserstofr. Die älteren Quellen sind von Fresenius, 
Barth und Wittstein, die neue Annaqueüe im Auftrage der 
königl. Bayrischen Regierung von Buchner in München ana- 
lyairt worden. Die quantitative Zusammensetzung der erste- 
leii ist bekannt, die letztere enthält eine viel bedeutendere 
Menge Schwefelwasserstoffgas. Ihr Wasser ist klar, riechi 
stark nach Schwefelwasserstoff, perlt beim Ausgiessen nicht, 
wohl aber setzen sich nach einiger Zeit an den Wänden der 
Gefilsse Gasbläschen ab, die aus Kohlensäure und Schwefel- 
wasserstoiT bestehen. Bei längerem Stehen an der Luft oder 
beim Abdampfen trübt es sich in geringem Maasse, indem 
sich Schwefel ausscheidet. Buchner fand die Temperatur des 
Wassers an der Quelle + 7°R., während der Stollen, worin 
dieselbe entsprinfft + 9*'R. zeigte. Das spec. Gewicht des 
Wassers ist l,0l>Ö7. Die quanlilalive Zusammensetzung fand 
Buchner folgender Art: In 1 Liter waren enthalten: 

SBhwefetwasserst^ffgas 0,010080 Grm. oder 7,226 CG. 

irefe Kohlensäure 0,083032 „ 

Jodnatrium 0,001126 „ 

Chlornatrium 0,030265 „ 

sichwefeUaures Kali 0,021785 „ 

schwefelsaures Natron 0,;^ 93372 „ 

doppelt kohlensaures Natron 0,194570 j, 

icrppeM kohlensaure Kaikerde 0,249638 ,> 

doppelt kohlensaure Magnesia 0,239765 ,, 

Thonerde O001200 „ 

Kieselerde 0,007500 >, 

in Summa an festen Bestandlhl. : 1,039221 „ 

Ausserdem waren darin in sehr geringer, ihrer quanti- 
taliven Anwesenheit nach nicht bestimmten Mengen enthal- 
ten: Bromnatrium, borsaures Natron, phosphorsaure Kalkerile, 
kohlensaures Eisenoxydul, kohlensaures Hanganoxydul, koh- 
leasaures Ammoo und sehr geringe Mengen organischer Sub- 
stanzen. 

Es sind dies eine Reihe vorzüglicher Beilmiltel, deren 
günstiger Einfiuss erhöht wird durch die Mischungsverhält- 
nisse, in denen sie anwesend sind. Ganz besonderen günsti- 
gen Erfolg bot der Gebrauch der Krankenheiler Quellen oft 
gerade dort, wo vordem grosse Mengen Jod als Jodkalium 
genommen und ohne das gewünschte Heilergebniss geblieben 
waren. Man hätte füglich sich mit dieser Thatsache begnü- 
gen oder doch die erziehen günstigen Erfolge durch deuEin- 



flass der vorhandenen geringen Jodmenge in Wechselwirkung 
mit den, ausser dieser noch vorhandenen anderen Agentien, 
unter denen ohne Zweifel Schwefelwasserstoff mit der wich- 
tigste ist, erklären sollen. Statt dessen suchte man von vie- 
len Seiten den Heilerfolg der Tölzer Quellen allein in dem 
relativen Jodgehaite derselben; man meinte, nach den Ergeb- 
nissen denselben grösser annehmen zu müssen, als er nach 
den Analysen darin enthalten angegeben ist und unternahm 
in Rücksicht hierauf, wohl auch, weil das Erscheinen der 
Jodreaction ein bekannter leicht auszuführender Versuch ist, 
vielfach: den Jodgehall durch die chemische Expertise nach* 
zuweisen. Aber eben diese schien die vorgefasste Meinung 
eines relativ grösseren Jodgehaltes za unterstützen, wenig*« 
stens wurden wiederholt intensivere Jodreactionen erhalten, 
als sie es nach den normalen quantitativen Gewichlsverhättnis- 
sen der angegebenen Jodverbindung hätten sein können. Ver- 
suche mit derartigen Ergebnissen sind am Brnnnenorle selbst 
und auch in Berlin gemacht worden. Bei der Eigenlhümtiohr* 
keH der Zusammensetzung und Wirkung der Krankenheiler 
Wasser waren die dadurch sich ergebenden Zweifel doppelt 
peinlich und der Wunsch des Besitzers von Krankenheil die 
schwebenden Bedenken officiell beseitigt zu sehen, war eben 
so gerechtfertigt, als die, vom königl. Bayrischen Ministerium 
des innern veranlasste Sendung des Professor Dr. PettenkoEar 
zum Zweck der Untersuchung der Krankenheiler Quellen ein 
Act von aligemeinem Interesse. 

Dr. Pettenkofer hat mit gewohnter Gründlichkeit sich 
seines Auftrages entledigt. Die wesentlichen Ergebnisse sei- 
nes hierauf bezüglichen, an die Regierung abgegebenen Gut^ 
achtens sind folgende: 

Es wird durch dieselben bestätigt, dass die 
Krankenheiler Quellen in der Thatdiejenigen 
Mengen Jod als Jodnatrium (0,0126 Gran Jodnat- 
rium in IPfd. Wasser) enthalten, welche durch 
die Analyse von Fresenius, Barth und Wittstein 
in denselben angegeben worden sind. 

Um in dem Krankenheiler Wasser eine, die- 
sem Jodgehalte entsprechende normale Jodre- 
action zu erhalten, und wenn pnan dabei Sal- 
petersäure verwendet, hat man sich reiner, 
von Judsäure freier Salpetersäure zu bedienen. 
Die beobachteten scheinbaren Widersprüche 
bei den Jodreactionen des Krankenheiler Was^ 
sers, die erhaltenen intensiveren Jodreactio- 
nen haben in der Verwendung einer unreinen 
Jodsäure enthaltenden Salpetersäure ihren 
Grund. 
Durch diese Ergebnisse und die Constatirong der Thtt-< 
Sache, dass unter lO, aus den Apotheken Münchens entnom- 
menen Salpetersäuren 7 Jodsäure enthielten und nur 3 sich frei 
davon erwiesen, ja sogar die zum Behufe der anzustellenden 
Versuche im Bruiinenhause vorräthige Salpetersäure Jodsäure 
enthielt, waren damit alle Bedenke«, soweit sie die Zu- 
sammensetzung der Mineralquellen überhaupt belrafen, voil^ 
ständig erledigt. Es konnte nur noch dl« Frage sein : ob 
auch hinsichtlich des versendeten Wassers sich die erwähn->- 
ten Ergebnisse bestätigten und ob auch an andereit Orten die 
als Bedingung der unsicheren Jodreactionen nachgewiesene 
Verunreinigung der Salpetersäure mit Jodsäure statlundet. 

Zu diesem Behufe sind die versendeten Krankenheller 
Mineralquellen von Ziurek quantitativ undf qualÜAtiv untersuch! 
worden. Die Ergebnisse dieser Untersuehunsf, soweit sie sieh 
auf die vorliegende Frage beziehen , sind folgende : 

Es wird dtirch dieselben im Aligemeinen die Zusam- 
mensetzung der untersuchten versendeten Krankenheiler Mi-' 
neratquellen als qualitativ und quantitativ übereinstimmend 
mit den angelührten Analysen von Fresenius, Barth und 
WiUslein bestätigt. 20(XX)Gran der Bernhardsquelie erga- 
ben 16/i61 Gran Rückstand und war also rücksichtlfch ihrer 
eine geringe Differenz vorhanden. 

Es werden insonders aber die angegebenen quantita- 
tiven Verhältnisse des Jodnatriums bestätigt. 

Femer wird erwähnt, dass das aus einer hiesigen 
Bmnnenhandlung entnommene Wasser alle diejenigen 
normalen Merkmale zeigte, die es nach der Natur der in 
den erwähnten Analysen als seine Bestandtheile angege- 
benen Stoffe und nach dem dort bezeichneten Verhältnisse 
ihrer quantitativen Anwesenheit zu zeigen hatte ^ dass In- 
sonders das uneingedampi'te Wasser stets nur eine der an- 
gegebenen Jodmenge entsprechende Jodreaction zeigte. 
Hervorgehoben wird noch auf Grund der Untersuchung, 
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dass auch hier die verkäufliche Salpetersäure höchst selten 
ganz frei voa Jodsäure ist und es wird dieserhalb empfoh- 
len zum Zwecke der hervorzubringenden Jodreaction statt 
der Salpetersäure sich der verdünnten Schwefelsäure und 
geringen Menge frischen reinen Chlorwassers unter den 
erforderlichen y jedem bekannten Catttclen zu bedienen. 



BleiTergiltimg der Spitieiuurbeitar. Wie dringend noth wendig es 
ist, die Verwendang gesuDdheitsgefftbrlicher Substanzen zu techni- 
schen Zwecicen streng zu überwachen, liefert ein vor Kurzem wie- 
derum in Brüssel vorgel^ommener FaU von Bleivergiftung den augen- 
sebeinllcbsten Beweis. Ein bei der sogenannten Bleiche Brüsseler 
Spitzen beschäftigtes Mädchen, welches schon längere Zeit über Kopf- 
weh geklagt hatte, mnsste, da die Schmerzen unerträglich wurden, 
in das Hospital gebracht werden und starb dort unter den fürchter- 
lichslen Qualen. Da die Symptome einer Vergiftung vorlagen, so 
machte man die Obduction und untersuchte die inneren Organe che- 
misch. Hierbei erwiesen sich beträchtliche Mengen Blei, besonders 
im Gehirn und in der Leber. Nachforschungen, die man in Folge 
dessen ansteUte ergaben, dass sämmtliche Spitzenarbeiterinnen, na- 
mentlich aber die bei der sogenannten Bleiche beschäfUgten mehr 
oder weniger die Symptome der Bleivergiftung zeigten. Die Opera- 
tion des Bleichens besteht darin, dass der Grundstoff behufs der Er- 
zeugung einer möglichst rein weissen Farbe mit trocknem kohlen- 
sauren Bleioxyd (Blei weiss) bestreut und anhaltend geklopft wird. 
Das Gefährliche dieser Ausführung leuchtet ein und es gehört eine 
grosse AchUosigkeit der Sanitätsbehörden dazu, um eine solche ver- 
derbliche Handhabung jenes Industriezweiges bestehen zu lassen. 

BÜ]iriiig*Mhe Filtar. „Herr Bühring, ein in London lebender 
Deutscher (hierselbst Great-CoUege Street, Camden Town wohnhaft), 
hat eine Erfindung gemacht, auf die ich mir erlauben möchte, ihre 
Aufmerksamkeit hinzulenken. Er hat nämlich Mittel und Wege er- 
sonnen, die Holzkohle plastisch zu machen und demgemäss zu ver- 
arbeiten. Die Bedeutung dieser Erfindung ist nicht leicht zu über- 
schätzen. Schop jetzt, wo nach dem eigenen Zugeständniss des Fr- 
ilnders die ganze Angelegenheit noch in den Kinderschuhen steckt, 
liegen überraschende Resultate vor. Herr Bühring hat sich bis Dato 
auf eine vierfache Anwendung und zwar auf Fabricatlon 1) von Guss- 
formen, 2) von Schmelztiegeln, 3) von Kohlenplalten für die galva- 
nischen Batlerieen und 4) von Wasserfillern beschränkt. Ich sah 
z. B. Gussformen zu Messinghähnen. So viel ich weiss, werden bis 
jetzt alle derartigen Dinge in einen eigenthümlich präparirten Sand 
gegossen, in den man zuvor die erforderliche Form hineingedrückt 
hat. Jeder einzelner Gegenstand der gegossen werden soll, erfordert 
demnach die Anfertigung (d. h. den Abdruck in Sand) einer entspre- 
chenden Form. Diese Mühewaltung wird durch die Bühring'schen 
Kohlen - Gussformen erspart; dieselbe Form kann immer wieder ge- 
braucht werden. Was die Schmelztiegel und galvanischen Platten 
(von Kohle) angeht, so empfehlen sie sich durch ihre ganz unver- 
hältnissmässige Billigkeit. Jeder weiss , wie kostspielig jene grossen 
Graphitstücke sind, die sich allein zur Anfertigung umfangreicher 
Tiegel und Platten eignen. Herr Bühring liefert beides zu weniger 
denn 25 pCt. der bisher üblichen Preise. Selbst die grossen Schmelz- 
tiegel, die in einer bekannten hiesigen Fabrik aus einem Gemisch 
von gewöhnlicher Tiegelmasse und Kohlenpulver gemacht werden, 
kommen, trotz selbstverständlich geringeren Werthes, wesentlich 
theurer zu stehen. Die besondere Aufmerksamkeit Ihrer Leser aber 
möchte ich auf die KohleniUter hinlenken , deren äusserste praktische 
Verwendung ich selbst erprobt habe. Ueberall, wo die Bodenbe- 
schaffenheit ein schlechtes Trinkwasser liefert, sollten diese Filter 
als eine Unenlbehrlichkeit im Haushalt angesehen werden. Die gOi* 
wohnlichen Filtrirapparate sind zu gross und zu theuer und werden 
um so kostspieliger, als das Kohlenpulver nach einiger Zeit seine 
reinigende Kraft verliert und durch neues ersetzt werden muss. Die 
Bühring'schen Filter bestehen einfach in einer grösseren oder kleine- 
ren Kohlenkugel, die, wenn sie endlich den Dienst versagt, durch 
Ausbrennen wieder brauchbar gemacht wird. Armeen, besonders 
solche, die, wie die engUsche in heissen und wasserarmen Gegen- 
den lange Märsche auszuführen haben, können sich, meiner besten 
Ueberzeugung nach, die hohe Bedeutung dieser Erfindung nicht ent- 
gehen lassen. Ich höre, dass dem Herzog von Cambridge die Sache 
vorgelegt werden soll. Die Kohlönkugel mit dem darin befestigten 
Gnmmischlauch dürfte für das Militär kaum minder wichtig werden, 
als der Brodbeutel oder die Feldflasche. Lässt sich doch mit Hülfe 
dieser Kugel aus jeder eclden Pfütze das klarste Wasser trinken. 
Der Soldat bückt sich, wirft die Kugel ins Wasser und saugt so- 
fort aus dem Schlauch ein gesundes und Altrirtes Wasser." 

Wien. Q Das ärztliche Personal im Krankenhause auf der Wie- 
den ist nun vollständig organisirt. Der Minister des Innern bat den 
Dr. Fr. Lorinser als Primarwundarzt bestätigt. Die Dr. G. Leit- 
ner, P. Dienstl, quiescirler Bergcameralpbysikus , C. Oettinger 
sind zu Primarärzten und Dr. E. Quiquerez zum pathologischen 
Prosector der Anstalt ernannt worden. — 



Das Marktcommissariat von welchem« die Marktpolizei gehand- 
habt wird und welches, wie die Verwaltung der Schlachthäuser, der 
Versorgungshäuser, wie das Ceroentirnngsamt, das Stadtphysikat und 
das Infektionspersonal dem Magistrate von Wien untergeordnet ist, 
besteht aus 46 Beamten. Die beiden Schlachthäuser werden verwal* 
tet durch 2Directoren, 25 Aufseher und Wärter. Die Vei'sorgungs- 
bäuser zählen 29 Beamte und Aerzte ; das Stadtphysikat besteht aus 
3 Doctoren und das Infectionspersonal aus 6 Aerzten und 10 Dienern. 

Vor Kurzem veranstalteten die Reconvalescenten der hiesigen 
neuen Irrenanstalt ans Brfindlfelde ein Concert. Einer derselben hielt 
vor dem Beginn an denDirector der Anstalt, Medizinalrath Dr. Riedl 
zu dessen Namensfeier das Concert bestimmt worden war, eine in- 
nige ergreifende Dankrede. Ein anderer früherer Patient der Anstalt 
trug mit Virtuosität eine Ernst'sche Elegie auf der Violine vor. Die 
Musik übt einen tiefgehenden ordnenden Einflnss auf das chaotische 
Seelenleben der Irren. Das Concert wurde übrigens von vielen her- 
vorragenden Künstlern Wiens unterstützt und es ist gewiss kein ge- 
ringer Ruhm für diese ihre künstlerischen Talente einem solchen 
Zwecke zu widmen. — 

Ein seltenes Fest , sein fünfzigjähriges Doctorjubiläum feierte vor 
einigen Tagen der Carlsbader Brunnenarzt Dr. A. Meissner. Die 
Prager medizinische Facultät hat den Jubilar feierlich beglückwünscht, 
eben so die sämmüichen Karlsbader Brunnen ärzte. Ein anderer un- 
serer weitbekanntesten Brunnenärzte Dr. Heidler ist in Anerkennung 
seiner ausgezeichneten und langjährigen Dienste als Brunnenarzt in 
Marienbad in den Adelsstand mit den Namen und Prädikat: „Edler 
von Heilborn" erhoben worden. — 



Personalehronik. Preussen- Oherstabs- und Regimentsarzt Dr. 
Robs den Charakter als Geheimer Sanitätsrath , den prakt. Aerzten 
und Bezirksphysikern zu Berlin Dr. Koblan^k und Dr. Sieb er den 
Charakter als Sanitätsrath verliehen. 

Ernannt: Der pract. Arzt Dr. Wachs zu Wittenberg zum 
zweiten Hebammenlehrer an der dortigen Hebammenleliranstalt. Dem 
prakt. Arzte Dr. Hartmann sind die districtsärztlichen Verrichtungen 
im Dlstricte Schweich übertragen. Dr. Holzhausen, Oberarzt des 
mediz. chir. Friedrich- Wilhelms -Instituts zum Stabs- und Bat, Arzt 
des 3- Bat. 12. Landw. Regim. Dr. Sticke, Unterarzt des Garde-Art. 
Regim. zum Assistenzarzt ernannt. Den im Reserveverhältniss be- 
findlichen pract. Aerzten und Wundärzten: Dr. Pissin vom 20., Dr. 
D ahmen und Dr. Boehmen vom 25. Landw. Regim. der Charakter 
als Assistenzarzt verliehen. Dr. Nisle Oberstabs- und Regim. Arzt 
des 5. Kür. Regim. mit Pension, Lingner Assistenzarzt des 3. Art. 
Regim. mit Pension nebst Aussicht auf Anstellung im Civildienst, 
Labinski, Assistenzarzt des 7. Art. Regim. mit Pension der Ab- 
schied bewilligt. 

Abschied: Dr. Schmeisser SUbs- und Bat. Arzt des l.Bat. 
6. Landw. Regim* unter dem gesetzlichen Vorbehalt entlassen. Dr. 
Deetz Oberarzt des mediz. Chirurg. Friedrich- Wilhelm -Instituts als 
Stabsarzt der Abschied bewilligt. 

Niedergelassen: Die prakt Aerzte Dr. Zybell zu Neustadt 
a. W. Dr. Sonderland zu Körzerich, Dr. Getzel in Schmiede- 
berg, Dr. Bürger in Sömmerda, Thierarzt Blanchen zu Finster- 
walde. Der Apotheker Meyer hat die Ritter'sche Apotheke in Stet- 
tin, Apotheker Ruh bäum die Riedel'sche Apotheke in Stettin, Apo- 
theker Faulstich die Ruhbaum*sche Apotheke zu Garz a. 0. ge- 
kauft. 

Orden: Geheimer Sanitätsrath Dr. Bicking zu Berlin den ro- 
tben Adlerorden 111. Kl. mit der Schleife; der prakt Arzt Dr. Proske 
SU Leobschütz den rothen Adlerorden [V. Kl. 

Gestorben: Dr. Seutrup zu Wesel. 

Vacant: Eine Apotheke in Berlin mit 10000 Rthlr. Anzahlung, 
eine Apotheke in Schlesien mit 14000 Rthh-. Anzahlung sind veiw 
käuflich. 

Bayern. Ernannt: Zu Assistenten bei dem Königl. Polizei- 
Physikate zu München, Dr. G.^Martios und Dr. M. Schmeicher, 
Dr. C. Merk zum prakt. Arzte in Markbreit, Dr. G. Beyer zum 
prakt. Arzte in Batzenhofen, Landgerichts Göggingen. 

Gestorben: Der pract. Arzt Dr. J. Schäfer zu Grossostheim. 

Mnnnover. Ernannt: Dr. med. Isermeyer zum Landphy- 
sikus für die Aemter Freiburg und Osten unter Bestimmung seines 
Wohnsitzes in Freiburg. 

Die Niederlassung gestattet. Den Dr. med. A. Fenk- 
ner in Osterode, Bitter in Göttingen, H. Dunker in Kirchweder, 
F. von Bremen in Stade. 

Mecklenburg-Schwerin, Den erbetenen Abschied be- 
willigt: Dem Assistenzarzt des Dragoner Regim. Dr. Voss. 

Sachsen 'AUenfturg. Gestorben: Der Compag. Chirurg L 
Krebs in Altenburg. 



Zur Haehrioht. H. Kr. Phys. Dr. H. in B. Unseren Dank für die 
Mittheilung : die Waisen in Oberschlesien betr. 

H. Dr. M. in N. Wir werden den Fall nächstens hervorheben. 

H. Ap. R. in S. Wir vermissen seit 2 Monaten die Zusendung 
Ihrer Zeitschrift. D- Red. 



Redactionsbnreau bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmstrasse 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Dmckschriflen für das Archiv durch die Verlagshandinng und die Hirschwald'sche Buchhandlang zu Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Jange'schen UoiyersiUtsbuchdruckerei in Erlangen. 
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ledicinalgesetzgebnng nnd Afrentlichen Gesundheitspflege 

für Aerzte, Apotheker und Beamte. 

Herausgegeben von Dr. E. MÜLLER, Reg.- nnd Medic.-Rath im KAnigl. Polizei -Prftsidlnm zu Berlin nnd 0. A. ZIUREK, Apotheker. 

Ty^hüit - Amtliche Bekanntmachungen: Pireussen: Die Applieation des Katheders, Transport von Personen vrelche an Pocken 
leiden; Bayern: Statistik der Taubstummen; Sachsen: Combinimng des lU. und IV. Medixinalbezirks ; Württemberg: Die Er- 
mächtigung zur Ansflbung der Wundanneikunde ; Mecklenburg ^ Schwerin: Schutzpockenimpfanstalt. — Wissenschaftliche 
Abhandinngen; lieber die Etablirung von Schiffslasarethen bei der Prenssischen Marine von Dr. Steinberg. — Notizen 
und C orr es pondenz-N achrichten: Frische Schntzpockenlymphe , Kunst hundert Jahre alt zn werden, Wien, Schlesien, 
Oldenburg, Altenburg, Culm, Ballenstedt, Mortalitfitsverhiltnisse der Herzogthttmer Bremen und Verden, Hamburg. — Persona 1- 
chronik. — Bibliographie. — Zur Nachricht. 



Die Gebühren für die Application des Kathe- 
ters betr. 

Dem Königl. Stadtgericht wird auf die Anfragen vom 
22. März d. J. erwiedert, dass das Wort >,einfach<< in dem 
Satze: 

(ttr die einfache Application des Katheters in die Eosta- 

chische Trompete, 
in dem Rescript vom 9. April 1838 so zu verstehen ist, dass 
die Application des Katheters in das andere Ohr als eine 
zweite, Rir sich bestehende, selbstständige Operation gilt, die 
nicht als eine Wiederholung der Application in das erste Ohr 
anzusehen und daher mit dem vollen Sostrum und nicht mit 
der Hälfte desselben zu honorlren ist. 

BerUn, den 15. April 1858. 

Der Minister der Geistl., Unterr.* und Mediz. AngeL 

Im Auftrage: Lehnert. 

An das Königl Stad^rerlcht zu N. 

Transport von Personen, welche an Pocken 
leiden betr. 

Polizeiverordnung. Da zum Transport von Personen, 
welche an Pocken teiden, nicht selten öffenlliche Fuhrwerke 
benutzt worden rind, so verordnet das Polizdjpräsidium auf 
Grund der SS- 8 luid 1 1 des Gesetzes über die Polizeiverwal- 
tnng vom 11. März 1850 filr den engeren Polizeibezirk von 
Berttn: 

Die Benutzunff öflimtlicher Fuhrwerke zum Transport 
Pockenkranker wird, bei Vermeldung einer Geldstrafe bis zu 
10 Thir. und im Unvermögensfalle einer GePängnissstrafe bis 
zu 14 Tagen, untersagt. Die Polizeiverordnung vom 3. Octo- 
ber 1860 (Berliner IntelUgenzblatt Nr. 119) ist aufgehoben. 

BerUn, den 13. April 1858. 

Königl Polizeipräsidium. Freiherr v. Zedlitz. 



(Die Statistik der Taubstummen, Blinden und Ir- 
ren betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs. In Folge höch- 
ster EntSchliessung des Slaatsministerium des Innern, dann 
Jenes des Handels und der Öffentlichen Arbeiten vom 13. l 
M. werden die obengenannten Behörden beauftragt, den Stand 
der Blinden und Taubstummen, sowie der in Privatpflege be- 
findlichen Irren nach den in nebenstehender Beilage folgen- 
den Formularen aufnehmen zu lassen, wobei die Blinden nicht 
wie bei der Erhebung vom Jahre 1840 mit den Taubstummen 
zusammenzufassen, sondern In einer eigenen Liste vorzutra- 

Jen sind. Die Ermittelung dieser Krankheitszustände ist von 
en Gerichtsärzten im Benehmen mit den Districtspolizei- 
behörden und unter geeigneter Mltvrirkung derselben im Mo- 
nate April l. J. auszuführen und das Ergebniss der einzelnen 
Polizeldistricte bis zum 8. Mai l.J. unfehäar anher vorzulegen. 
Ansbach, 23. März 1858. 

Königl. Regierung von Mittelfraiiken, K. d. I. 
von Gutschneider, Präsident. 

Sachsen. 

Die Combinirung des HI. und IV. Medizinalbe- 
zirks betr. 



Nachdem die durch den Tod des Bezirksarztes Dr. Oeh- 
1er in Crimmitschau erlediffte Bezirksarztstelle in dem die 
Amtsbezirke Crimmitschau, Werdau und Remse umfassenden 
bisherigen UI. Medicinalbezirke eingezogen und der letztere 
mit dem aus den Amtsbezirken Zwickau, Kirchberg und Wil- 
denfels gebildeten bisherigen IV. Medicinalbezirke vereinigt 
und der Bezirksarzt Dr. Carl Gottlieb Dittmann in Zwickau 
als Bezirksarzt für den neuen, die obengenannten sechs Ge- 
richtsämter umfassenden Medicinalbezirk von dem hiesigen 
Gerichtsamte am 1. dieses Monats verpflichtet worden ist, so 
wird solches, sowie, dass nach Anordnung des Königlichen 
Ministeriums des Innern bis zu künftiger definitiven Feststel- 
lunff der medizinalpolizeiUchen Bezirkseintheilung der neuge- 
bildete Bezirk im amtlichen Verkehre als 

„combinirter IH./IV. Medlzinalbezlrk*^ 
bezeichnet und aufgeführt werden soll, hiermit zur öffent- 
lichen Kenntniss gebracht. 
Gegenwärtige Bekanntmachung ist in den betreffenden 
Amtsblättern abzudrucken. 

Zwickau, am 20. März 1858. 

Königl. Krelsdirection. 

von Friesen. Schmiedel 

Wfirttembeirip« 

Königl Verordnung, betreffend die Ermächtigung zur 
Ausübunff der Wundarzneikunde. 

Wilhelm etc. Hinsichtlich der Berechtiguuff zur Aus- 
übung der Wundarzneikunde verordnen Wir, nach Anhörung 
Unseres Geheimen Rathes, unter Abänderung der SS* iC 
17 , 24, 25 und 26 der Königl Verordnung vom 14. October 
1830. betreffend die Abstufungen in der Ermächtigung zur 
AusÜDunff der Wundarzneikunde, und der SS- H ^"i^^ 13 der 
Königl Verordnung vom 13. Februar 1839 , betreffend die 
Prüfungen in der inneren Heilkunde und höheren Wundarznei- 
kunde, wie folgt: 

S. 1. Die Ermächtigung zur Ausübung der Wundarznei- 
kunde in ihrem ganzen Umfang ist in Zukunft durch die 
gleichzeitig oder früher erworbene Ermächtigung zur Aus- 
übung der inneren Heilkunde bedingt. 

S. 2. Eine Ermächtigung zur Ausübung der Wundarz- 
neilrande unter Beschränkung auf die Befugnisse der dritten 
Abtheilung findet künftig nicht mehr Statt. 

S. 3. Die Bestimmungen treten mit dem I.Juli 1859 in 
Kraft, von welchem Zeitpunkte an Prüfunffen Behufs der Er- 
mächtigung zu alleiniger Ausübung der Wundarzneikunde mit 
den Befugnissen der Wundärzte erster Abtbeilung und zur 
Praxis der Wundarzte dritter Abtheilung nicht mehr vorge- 
nommen werden. 

S. 4. Den bereits crmächtiglen Wundärzten I. und IH. 
Abtheilung bleiben ihre seitherigen Befugnisse vorbehalten. 

Unser Minister des Innern ist mit der Volhdehung die- 
ser Verordnung beauftragt. 

Gegeben , Stuttgart den 24. März 1858. 

Wilhelm. 

Der Minister des Innern: Auf Befehl des Königs, 

Linden. der Chef des Geheimen Cabinets: 

Maucler. 
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Meoklenbnrg - SohwerüL 

Edict zur Aufbringung der durch die Unterdrückung der 
Lungenseuche des Rindviehes zu Hoikendorf und Nie-* 
gleve verursachten Kosten. 

Friedrich Franz etc. Die Unterdrückung der in dem 
I^aufe des vorigen Jahres zu Hoikendorf und Niegleve zum 
Ausbruche gekommenen Lungenseuche des Rindviehes hat ei- 
nen Kostenaufwand verursacht, welcher theils zu der Entschä- 
digung für das daselbst getödtete Rindvieh, theils zu der Be- 
streitung der entslandenen Nebenausgaben erforderlich ist. 

Der Betrag der gedachten Kosten soll , nach den %%, 8, 
4 Unserer Verordnung vom 1, Julius v. J., betreffend die 
LuBgenseuche des Rindviehes, durch eine verhältnissmässige 
Abgabe von allem Rindvieh beider Landestheile nach der Kopf- 
zaU aufgebracht werden. Wir finden Uns hierdurch veran- 
lasst, nach stattgehabter hausvertragsmässiger Ccunmunication 
mit Sr. Königl. Hoheit dem Grossherzoge von Mecklenburg- 
Strelitz, im Einvernehmen mit dem Engeren Ausschusse der 
Ritter- und Landschaft, das Nachstehende zu verordnen: 

8. 1. Von jedem Haupt Rindvieh, welches innerhalb der 
nächsten vierzehn Tage, von dem Tage der Publication dieser 
Verordnung an, mindestens ein halbes Jahr alt ist, ist eine 
Abgabe von l^a Schilling Courant zu erlesen. 

%, 2. Diese Abgabe soll sofort, und zwar in Unseren 
Domainen von den Beamten, in den ritterscbaftlichen, Klöster-, 
Rostocker Districts-, Kämmerci- und Oeconomiegütern von 
den Gutsobrigkeiten, in UnsereQ Städten und den zu Stadt- 
recht liegenden Gütern von den Magistraten, erhoben werden. 

g. 3. Alle genannten Behörden haben die Aufkunft der 

fedachten Abgabe, binnen drei Wochen nach dem Tage der 
ubiication dieser Verordnung, mit genauen Verzeichnissen, 
zu dem Zwecke ihrer * bestimmungsmassigen Verwendung an 
die Landkassen nach Rostock einzusenden. 

S. 4. Für jedes nicht angegebene und in den Verzeich- 
nissen nicht aufgeführte Stück Vieh soll nach Befinden solcher 
Defraudation die lUnflache Steuer zur Strafe entrichtet werden. 
Gegeben durch Unser Staatsministerium. 
Schwerin, am 23. März 1858. 

Friedrich Franz. 

V. Schröter, v. Brock. 



Schutzpocken-Impfanstalt betr. 
Es wird hierdurch 9ur öffentlichen Kenntniss gebracht, 
dass die hiesige Schutzpocken-Impfanstalt noch bis auf Wei- 
teres in Bestand bleibt und deren Leitung, nach dem inzwi- 
schen erfolgten Ableben des Doctors Daniel, dem Kreischinir- 
gas Vollbrecht hieselbst einstweilen übertragen worden ist. 
Schwerin , am 2. April 1858. 
GrossherzogUch Mecklenburgisches Ministerium, Abtheil. 

für Medizinalangelegenheiten. 

V. Schröter. 



lieber die Etablirong von Schifblazarefhen bei der 

FreuBsischen Marine. 

Va» Dr. Steinberg, Oberstabsarzt der Marine tmdDecement 

der Admiralitäi. 

Da die snefahrenden Nationen, insbesondere England, 
Holland und Frankreich ihre Schiffslazarethe nach ganz ver- 
schiedenen Grundsätzen einrichten, so wurde in der Preussi- 
schen Marine bis jetzt gezögert, bestimmte Grundsatze in die- 
ser Beziehung ieslzustellen ; auf den Fregatten „Gefion^^ und 
„Thetis^^ wurde der Raum, welcher früher von den Dänen, 
resp. Engländern fiir die Kranken benutzt war, auch bei uns 
* für das Lazareth beibehallen. 

Bevor nun die Grundsätze mitgetheilt werden, welche in 
unserer Marine zur Anwendung kommen, scheint es zur Be- 
leuchtung dieser Frage zweckdienlich, die Gründe voranzu- 
schicken, weshalb die Englische, Niederländische und Fran- 
zösische Flolte für einen und denselben Zweck, ganz ver- 
schiedene Einrichtungen getroffen haben. 

Die Englischen Instructionen über Krankenpflege bestim- 
men, dass alle Kriegsfahrzeuge ihre Kranken an Landlaza- 
rethe absenden sollen, sobald sie dazu Gelegenheit haben. 
Jeder Kranke wird, wenn er ausgeschifft und binnen kurzer 
Zeit nicht hergestellt ist, aus der ScIiifTsrolle gestrichen und 
eventuell durch Requisition eines anderen Hairosen etc. er- 



setzt. Nach seiner Genesung wird er einem andern Fahrzeug 
überwiesen. 

Diesen Bestimmungen liegt dl^ Auffassung zu Grunde, 
das$ der Kranke am Bord, weil er Tür den Dienst nutzlos 
im Seegefecht sogar lästig ist, als Ballast zu betrachten sei 
und entfernt werden müsse. Diese Auffassung entspringt aas 
dem Grundsätze, dass jedes KHegsfabrzeag #!i)e stets tum 
Gefecht gerügtete Festung sei, in welcher jedes Individuum 
seinen Platz ausliillen, (mit Nelsons Worten) , jeder Mann 
seine Pflicht thuen,^ — mithin gesund sein müsse. 

Dieser Grundsatz ist aber nur in England ausfährbar 
wegen der zahlreichen Fahrzeuge, Häfen und Colonieen ; denn 
wenn z. 6. ein Fahrzeug von London nach dem Mittehneere 
segelt, so kann es seine Kranken eventuell in Portsmouth, 
Plymouth, Kork, Gibraltar, Port Mahon, Malta und an das 
Lazaretbschiff abgeben, welches stets an der griechischen 
Küsle ankert. Bis Ostindien können ferner Kranke in Accen- 
sion, Sierra Leone, St. Helena, am Cap der gute« Hoff- 
nung und in verschiedenen oslindisohen Häfen abgegeben 
werden. 

Unter solchen Umständen brauchen die Englischen Fahr- 
zeuge allerdings keine dauernden Schiffslazarethe, sondern 
nur temporaire Lagerstellen für solche Kranke, welche bis 
zur Ankunft des Fahrzeuges in einem Englischen Hafen oder 
einer ihrer Colonieen vorübergehend am Bord behandelt wer- 
den müssen. Diese temporaire Lagerstellen bestehen aus 
Zelten von Segeltuch und werden an einem beliebigen Orte 
der Batterie aufgeschlagen. 

Die Niederländische und Nordamerikanische Flotte dage- 
gen, welche nicht so viele auswärtige Häfen und Colonieen, 
mithin auch nicht so viele Lazarethe nat, muss nach anderen 
Grundsätzen verfahren: Sie lässt ihre Kranken am Bord be« 
handeln und, um deren Herstellung zu besdileunigen, resp. 
ihre Kralle so schnell als möglich dem Scbiffsdienste wieder 
zu geben, sind feste Lazarethe aus Holz gebaut, weiche nrit 
allen erforderlichen Hülfsmittehn zur Krankenpfloflre ausgestat- 
tet sind und selbst Einrichtungen zu wannen Bädern auf grös- 
seren Schiffen nicht fehlen lassen. Da aber solche stehende 
Lazarethe in der Batterie nicht eiabiirt werden lönnen, ohne 
die Wehrkraft des Fahrzeuges zu schwächen, insofern einige 
Geschütze nicht benutzt werden könnten, so werden diese 
Lazarethe im Zwischendeck gebaut und zwar im vorderen 
Theile desselben, damit die banken wrder beim Ankerlich- 
ten, noch beim Zuankerffehen , weöer bei den Exercitien am 
Geschütz, noch beim KTarmacben zum Gefecht eine Störung 
leiden. 

Diese BlnHditmig der Schiffslaz«rethe erscheini filr die 
maritimen Verhältnisse der Niederländischen und Nordamerl*- 
kanische Flotte die zweckentsprechendste, obgleich vom dies- 
seitigen Standpunkte gegen die La^e des Lazareths dfe Ein- 
wendung zu machen ist, dass im Zwischendeck wenig liobl 
und Luftwechsel stattfindet. Wenn indessen vom Zwischen- 
deck nach der Batterie runde Fensler angebracht würden und 
auch die hölzerne Wand, welche das Lazareth vom Zwischen- 
deck trennt, an seinem obem Theile mtt Fenstern versehen 
würde, so könnte unter den voihandenen Umständen genü- 
gendes Licht gewonnen werden. Ebenso ist auch Luftwech- 
sel zu erhalten, wenn eine Lücke ausgeschnitten würde, 
welche das Herabführen eines Windseffels vom Deck aus ge- 
stattet. Ausserdem würde zur BefBrnerung des Luftwechsels 
zweckmässig sein, eine Röhre vom Fussboden des Lazarelhe 
und zwar an seinem vordersten Theile nach der Batterie za 
leiten. Durch solche Verbesserungen würde das Lazareth all 
Zweckmässigkeit wesentlich gewinnen. 

Frankreich, welches ebenso wie Holland und Nordame- 
rika nur wenige auswärtige Lazarethe, resp. Colonieen be~ 
sitzt und daher auch gezwungen ist, die Kranken Grundsatz- 
lieh am Bord behandeln zu müssen, hat auch die Einrichtung 
fesler Lazarethe von Holz als nolhwendig anerkannt. Um 
aber einerseits den Krauken Licht und Luftwechsel im grös- 
seren Masse zu gewähren, werden diese Lazarelhe in der 
Balterie etablirt, — und um andererseits die Wehrkraft des 
Fahrzeuges während des Gefechts nicht zu schwächen, sind 
diese Lazarethe so eingerichtet, dass ihre Wände abgenom- 
men und Iransportirt werden können. Grundsätzlich, resp. 
reglemenlsmässig (cfr. Fonssagrives Trait6 d'hygiöne navale 
pag. 86) ist der vorderste Raum beider Seilen der Batterie 
für das Lazareth angewiesen. 

Aber die Nachtheile, welche die Lage des Lazareths an 
diesem Platze herbeiführen, sind jedenfalls grösser, als die^ 
welche die Lage im Zwischendeck mit sich führen, denn: 
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a) die Lage des Appartements Im vordersten Theile der Bat- 
terie und die dadurch entstehende Verderbniss der Luft 
im Lazareth ist häufig Gegenstand der Klage gewesen; 

b) die Ankerketten, welche durch das LaKaretb laufen, ver- 
ursachen ein Gerassel, -welches für Schwer "-» resp« Ner- 
venfieberkranke sehr nachtbeiliff ist; 

c) die Unmöglichkeit, die Ankerklüsen dicht tu machen, 
veranlasst das Eindringen des Seewassers , der Feuch- 
tigkeit und Kalte, In das Lazareth ^ was bei catarrhall- 
scben , rheumalischen und Wechselfieberkranken zu häu- 
figen Recidiven Veranlassung gM)t; 

d) die Störung der Nachtruhe der Kranken durch die Mann- 
schaft auf Deck kann eine schleunige Herstellung dersel- 
ben nicht begönstigen. 

Da aber ein Schiffslazareth , welches den Anforderungen 
am nächsten kommt, nicht blos Lioht und LuR, sondern auch : 

1) Schutz gegen Feuchtigkeit und Kälte gewähren soll, weil 
die am Bord vorherrschenden Krankheiten (catarrhalfsche, 
rheumatische Wechselfieber} in einem trockenen, warmen 
Räume am schnellsten hergestellt werden, 

2) die Separirung der kranken von den gesunden Mannschaf- 
ten erleichtern soll, weil es bei contagiösen Krankheiten 
aus sanitälspolizeilichen Rücksichten von Wichtigkeit ist, 

so kann vom diesseitigen Standpunkte nur ausgesprochen 
werden, dass In Erwägung unserer klimatischen und Hafen- 
verhältnisse, welche selbst nicht einmal beim Liegen der 
Fahrzeuge auf Rheden (Neufahrwasser) den sofortigen Trans- 

Eort von Schwerkranken . nach den Landlazarethen unter allen 
umständen gestatten^ mithin nothwendig machen, dass das 
Lazareth genügenden Schutz gegen Kälte und Feuchtigkeit 
gewährt; In Erwägung ferner, dass ein Lazareth im Zwi- 
schendeck die Separirung der Kranken eher ermöglicht, als 
in der Batterie, nnd dass auch der Schiffsdienst beim Anker- 
lichten nnd Zuankergehen, bei den ExercUien am Geschütz 
und beim Klarmachen zum Gefecht durch diese Lage des La- 
aareths am wenigsten gestört wird; In Erwägung dieser 
Gründe muss anerkannt werden, dass die Schiffslazarethe im 
vordiNTSten Theile des Zwischendecks, ebenso wie auf Nieder«^ 
ländischen und Nordamerikanischen Schiffen, den geeignete- 
slen PiatK erhallen. 

Bien^cb sind die Gr^ndsätze über Etablirung von Schiffs- 
lazarelhien in unserer Murine durch nachstehenden Erbiss fest- 
gestellt; 

Die SchifTslazarethe sotten bis auf Weiteres nach fol- 

- genden Grundsätzen eingerichtet werden: 

Auf allen Schiffen und Kriegsfahrzeugen , deren rävm- 
Itche Verhältnisse es ffeslalten, jedenfalls aber auf allen 
Schiffen der I., II. und III. Klasse nach der Eesatzungsstärke 
sollen Schiffslazarethe Ar 3pCi Kranke eingerichtet wer- 
den. Der Platz für diese Lazarclhe ist der vorderste Raum 

' des Zwischendecks, auf Linienschiffen jedoch der vorderste 
Raum der zweiten Batterie. Diese Lazarethe werden nicht 
aus Segeltuch, sondern aus Bretterwände gemaclit, die 86 
einzurichten sind, dass sie nöthfgenMIs leicht weggencuB- 
men, eventuell zusammengeschoben werden können. Zur 
Hervorbringung des erforderlichen Luftwechsels sind ent- 
sprechende Vorkehrungen, resp. für Windsegel und Röh- 

. ren zu treffen. Das Licht wird durch Einrichtung von 
Decks- und Seitenlichtern gewonnen, sowie auch durch 
Fenster am obersten Theile der Bretterwand^ welche das 
Zwischendeck vom Lazareth trennt. Der Fussboden erhält 
einen Oelfirnissanstrich, um das Scheuern zu vermeiden. 

Wenn diese dauernden Lazarethe wegen steigender 
Krankenzahi am Bord eines Fahrzeuges nicht ausreichen, 
oder wenn in den Sommermonaten oder im warmen Ciima 
die Temperatur der Lult im Lazareth 16'' R. übersteigt, so 
sollen auf allen Fahrzeugen, welche eine verdeckte Batte- 
rie haben., an einem passenden Platze provisorische 
Lazarethe aus Segeltuch gemacht werden, um den Kran- 
ken eine kühlere, luftigere Lagerung zu gewähren. Hinter 
einem solcheti Segelluchverschlage müssen aber jederzeit 
solche Kranke placirt werden, be^ denen es hauptsächlich 
auf Wechsel der Lul\ ankommt (Typhus, brandige Ge- 
schwüre, Skorbut, Amputationswunden elc.) oder welche 
an Krankheiten leiden, die mit häufigen oder übeh*iechen- 
Ausleerungen verbunden sind. 

Der vorstehende Erlass soll zunächst auf Sr. Majestät 
Corvelte „Arcona^^ Anwendung finden und auf die bereits 
vorhandenen Schiffe nur da Rückwirkung haben ^ wo es 



vom königlichen Statlons - Commando besonders beantragt 
wird. 

Berlin, den 25. März 1858. 

Die Admiralität: 
(gez.) von ManteuffeL W. Adalbert, Prinz von Preussen. 
An das Königl. Commando der Marine- Station der Ost- 
see zu Danzig. 



FriMlM Sehatipoelmilyiiiph«. Der König!. Kreisphysikus Dr. Brann 
zu We weil Dgbofen hat der Königl. Regierong so Dusseldorf angezeigt, 
dass er sich frisebe SchuUpoekenlyiuphe verschafft und mit derseU^en 
Weiierimpfungen vorgenommen hat, sowie dass er bereit sei, den 
Behörden und Implärzten auf Verlangen davon mitzulbeilen. 

,4>io Kunst hundert lahr in leben, nie Icrank zu werden und 
jede abzehrende Kranliheit als Lungensucht, Schwindsucht, Auszeh- 
rung, Blularmulh, Bleichsucht, oder welchen Namen dieses weitver- 
breitete Uebel sonst fuhren mag, wofern das letzte Stadium der 
Krankheit noch nicht eingetreten, gründlich zu heilen nnd den ge- 
schwächtesten weiblichen als männlichen Organismus in kürzester 
Z^ anf den höchsten Grad von Kraft za bringen und zwar ohne 
aUe Medicin** etc. etc. 

Unter diesem Titel wird eine von dem Königl. Preussischea 
Kreisphysikns Dr. Schuster zu Weissenfeis empfohlene Schrift des 
Dr. Bohrend ausgeboten. Wiederholt schon sind wir ersucht 
worden: „Den Kreisphysikns Dr. Schuster auf die Ungehörigkeit 
einer soleben Empfehlung aufmerksam zu machen.** Es scheint 
uns erforderlich zu erwähnen, dass der Krelspbysikus Dr. Schnster 
in Weissenfels, von dem die Empfehlung der „Kunst hundert Jahr« 
za leben** ausgegangen ist» seit Ende des vergangenen Jahres gestor^ 
ben ist. 

Wien. Im Ministerium des Innern ist man eifrig bemüht 
Projecte und Massregein zu fördern, deren Zweck eine verbesserte sa« 
nitätliehe Ordnung der Dinge ist. So wurde vor Kurzem eine 'Revi- 
sion der seit dem Jahre 1841 bestehenden Regolamento disciplinare 
angeordnet, um eine den gegenwärtigen Verhältnissen besonders in 
sanitätlicher Beziehung Rechnung tragende Lagunenordnung für 
Venedig abzufassen. Es soll eine aus Sachverständigen und pro- 
vinzialen und monicipalen Abgeordneten bestehende Commission zu« 
sammentreten , die bestehende provisorische Vorschrift einer Prüfting 
unterziehen und nach Umständen einen neuen Entwurf vorbereiten. 
Auch hat das Ministerium des Innern den Bau einer Irrenheilan- 
stalt auf der Insel St. Ctementi bei Venedig angeordnet. Die Irren* 
anstalt ist für weibliche Irren bestimmt und soU in drei Jahren be- 
endigt sein. 

Ana Schlesien. In dem Kreise Oels und den angrenzenden Krei- 
sen herrscht eine so ausgebreitete Masern-Epidemie, dass in 
vielen Dörfern die Schulen geschlossen worden sind. Auch hier In 
Oels fehlen in einzelnen Klassen 36 — 50 an Masern erkrankte schul- 
pflichtige Kinder. Bei dem Umfange der Krankheit kann nur der 
geringste Theit der Erkrankten ärztlicher Hülfe sich bedienen. Um 
so mehr muss der günstige Einfluss einer kurzen in populärer Sprach« 
in dem hiesigen Kreisblalt von dem Kreisphysikns Dr. Bunke über 
das diätetische Verhalten der Maserkranken veröflentlicli» 
ten Aufsatzes gerühmt werden. Die trefflichen Verhallungsregeln, die 
in den meisten FäUen für die Behandlung ausreichen, haben gewiss 
manchem Rinde das Leben gerettet. 

Auch die Pocken haben sieh in mehreren Orten des Kreiset 
bemerkbar gemacht, umfassender sollen sie im Licguitzer Reg. Bez. 
in Lauban aufgetreten sein. M. 

Oldenburg. Binnen Kurzem wird die hier in Wehnen gegrün- 
dete neue Irrenheilanstalt der Benutzung übergeben werden. Der 
Bau derselben wurde im Jahre 185S begonnen und ist bis jetzt mit 
einem Kostenaufwande von über 130000 Rthlr. , ungerechnet der Ko- 
sten f&r den Ankauf der Grundstücke des Inventanums, hergerichtet 
worden. Es wird damit einem viel empAindenen Bedürfniss abgehol- 
fen. Die Zahl der Geisteskranken ist in unserem Herzogthoroe ver- 
hältnissmässig sehr bedeutend. Ob man ein Recht hat dies den» 
Mangel einer IrrenheilanstaA zuzuschreiben, ist indess doch sehr die 
Frage. Die neue Anstalt ist für eine Anzahl von 80 Kranken einge- 
richtet und steht auch Auswärtigen offen. Das in dem Gesetzblatt 
veröffentlichte Statut der Anstalt enthält eine ausführliche Dar- 
legung des Zweckes und der Mittel derselben , so wie die Be- 
stimmungen über deren Benutzung, über Aufnahme, Entlassung und 
über ökonomische Einrichtungen. 

Altenbnrg. Unser Landtag hat den §. 4 des Gesetzentwurfes, die 
Einführung eines allgemeinen Landesgewichtes betr., welcher §. sich 
auf das Medizinalgewicht bezieht, ohne weitere Discussion an- 
genommen. Der betreffende Theil des §. lautet: „Wegen Einfüh- 
rung der Landesgcwichtseinbeit auch für das Medizinaigewicht und 
wegen Eintheilung des letztern wird besondere Bestimmung im Ver- 
ordnungswege erfolgen. Bis dahin bewendet es bei den beslehendea 
Vorschriften.** Die Motive dazn waren folgende: .,Von der in §.4 
ausgesprochenen Regel, dass neben dem Landesgewicht ein anderes 
Gewicht nicht bestehen soll, war zur Zeit noch in Bezug auf das 
Medizinaigewicht eine Ausnahme zu machen. Die auch in dem an- 
gezogenen Königl« Preussischcn Gesetze vom 17. Mai 1856 noch aus- 
gesetzte Identiffzirung desselben mit dem allgemeinen Landesgewichte 
setzt nämlich die vorherige Umarbeitung der Pharmacopoe voraus. 
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Slelie de. MedizinaigewicK I^JT/"'^^"^?^^ "•<"" «»»er an die 

feren. fügte dem noch^^hinzuL" e. Z ''"'''*".:'"''•'''• »«' R«^ 
nwn m den Apotheken dann «!L '''• T" ■*">•' '«»««he, daas 
medizinwcher VoSnen .'onr™ .•' r''«»**''* "'» Anweidung 
dere von Gegen.tCen "'»elcbe In M*l'" Handverkauf. Inabeson? 
Ien.lnd, handelt, derneu einznffihr.^H'''"''".?"'''" "»«»>« »>ei"z4h. 
Whte. «ch zu bedienen haben weJdei" •"««"»«"•n Landesge- 

lelle"?^Rr«k''i•n.nT.^"h^''"^•"»«•" Schwestern ge- 
rienwerder toiendUffenüLA '"^ ^'' ^'^"'^^ ««»«•"»; zu Sit 
ten: Die von den b.™heS„ Set *"?""* "Tf' '^»«"»gen erhj- 
Aufopferung nnd Lieb^gSe Ä.?™ .'?. *^?'"' '^' chrlatücher 
Jahre 259 Individuen zum Theü „n!!?^^?,?"^'''^' ''•' ^ verflossenen 
nnd Verpflegung «„ahn „ *" !"'«'"StH''che. «rzüiche Behandlunr 

.«s der insÄnS?: 2oZhZ, 'Zf'J''"''' <><'"1"Ä 
Jahresschlug»« in der Pfleie vprf.Lk- ■ ^* «^gegangen und 40 am 

»ang der geübten Birhe«gkSbrin~"'- i° ^'^^^"""^ ^''*"'*" 
.«ungen hierdurch zur ölTeXhen Refnuiiri: *" erfolgreichen Lei- 
te. iJ'BSÄdt1enSJi!Ji'!i^^'**'r*"^*^™»« «»« Wochenmwk- 

Wochenmarkt«,lf„g JSSföhr. wordt*'"? ^T^' .•."•"" «" »^e 
«illfenommenen. die Sani ist. n^^^- J"'' *»**"* "»>« die darin 
mit. weil ich .urErfthrung we'^^.V'^'.''**'"'?"«»"^'' l^n"^g<^ 
nang pö.Mrcr Städte recht "LSfit JJ,*.'" S "f"**' Marklord- 
gcelzlichen StrafbeatimmunÄe«* Verk°„f ^^'^i l^«"*««^ "»«« 
dorbener Con.umlion»artlk«l «»jT *^ Verkauf« verftLchler und ver- 
kehr Anwendun? Ceäem ^r" K •''^«"l Wochenmarktsv«. 
•der der Gcondheit nMÄwTotnt« «'«'..yrt"'' eckelhafler 
der Waare und einer Strafe tri -ÄTn'S.ä ''"'"•""'•" 

Kürten. 4430MSdchen) d.Ster Tcdf^K *"'"."«^"'** »277 (4847 
Mädchen). Die Zahl kr T«i!L •odlgeboren 46« (275 Knaben 101 

1,11 Knaben auf i ^ich« On!h^?T" v''*'™» <'«h" «b« «pC«.. 

.Her Geburten, «der e1ä'u„ehÄtf*f4T:hÄ^^ «•^^^'- 
Gestorben sind 7844 tAnmiZT^ > \,}h^ eHehche Geburten. 

Geborene daher l4M-aiÄr'^'v^^ '*'''»'•) Pe«onen. Mehr 
Dem Ubea,ül»r -^b' y^iTJ'^^'u^T ü"^"'"' 118 Geborene! 
4«« oder fast fl p(5 bi, tZ^''i'r iT'' f** Todesfälle : todlgeboren 
weibl.) oder fwt 41pCt Tom •,J'^"«^M\"'"^ «'*'"'»• «"d «04 
1251 weibL) Aber 3lpC,*.'°"h d.m^^r'^J' ^^^^ (^238 mannl.' 
892 weibl.) 22pCt. '^ ■ ""'' **'"• «•J*'»'« m* (882 minnl. 
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Stab«, und Bat Arzt de« 2 R.. < * Z ''^^=^=====» 
ger A... Arzt de. 8. Inf. Re^ B«ff"*'''- /***• *""»»»»• Gr o e- 

deberg. Dr.^|iVhV°n B^^C^n«."'; ^""«k» toSchmi- 
Br«ck in Bromberg DrV.tj<l «"«,***' *" Samoczin, Dr. 
Gierach in Luni!«,?.* n i. **'*" "* Münster; WundJrzte I KI 
Kratz hat Sie KÄcheAÄr" S ^''«»■»«•fe>dt. IJotheS 
«beker I. Kl. R. Boiefst di^r * '".""go»««' gekauft. Dem Apo! 

Ehrenzeichen. 'orster zn Luckau das AUgemeine 

v!cV*„?*°k"'w''«'*'' « Ascheberg. 
Wohn.itzi-'dem^^--är^^^^^^^^ 

in zÄ':;m*B«i'rk.«z; d?sV:^'".rM'';: ^- «• »"»•«"» 

!^C/''" ÄkerÄSe'lVÄat"^'''- 

dB. WHMk«nz"d'«^Au'h5tSch!nT!!;'"'.if'' ^'"««"«»ad In Bahmea 
Bären. «nnaJUchen Ge.ammthau.ordens Albrecht des 

n.ch1;^^(AJ?rd1ä.)°wtd!„^'«r''''"P«*"«°» '• «•'""•» d. i. 
fahrt in'er,ter C Jflte ^ *'***" ^*"** »«•»«'»» geg«> freie üeber- 




aommenen Zählung betJL* d?i^ S?''' *•? '*"«•" '•»''es vorg«. 
incl. der Vorstädte IfloÄedinn'"*''?""''' Hamburgs 
131,575 (und zwar «mo mf«^? k ^r**" '^»•»««en auf die Stadt 

anf die VorldTV "forg SSs (8573 «»S"? "**'!."*''• »«-«'»'S 
»Bd auf St. Pauli 18860 rMTn^.«!'* i"?""*- »"<* 1*712 weibL) 
Die Gesammtzahl dwTewohl "5°"'k "»^ »»»»« ^«»D Bewohn«. 
W0.401 Seelen. Bewohner de. hamburgischen Staites betT^i 

i:r^ßj^h^^^^^^^^^^ b^eträgt ge. 

fi£or. S S^hStÄe? ?i?^m'^'- B^JoTlt 
übrigen in der SUdrund den Vo«tfd^*"**J' * '" Moorburi. die 
nicht promovirte prakUsdie Ae«i«^ w ";« '^•?*' »••' H««nbuVg 5 
n.KI.. 11 WundäSzte lU Kl. «Td 4 aÄ^ '' "' " '^°'""«'« 



'tnoaalehraiiik. A-/«««.^ v 
•or Professor Dr. Möller Mm i.dW«!rV J^^ Modizlnalasses. 
ilnalcoUeginms zu K»ntob«e ~^!f'S^'^ ""** "«•««*d de. Medi- 

dlzinal...T„or de.Ä^Sfe«1S- Äa'kf A^'n»"^ fT «- 
zn Lntzerath zum Krei«nh»Ji2i.. 5' ^ Pf «»• Arzt Dr. Do II mann 
Dr. Sehnlze z" NoSm^zu»^ ^*^. ^^**^' 8««l«««r.Ä 
kauzen. der pract. A«t d" 2ieh^-^^S?*^^" ^ *^«e» Nord- 
•icn. de. Krfi.e. WeU.enfcJ nlr nr" y**'"«"«« "»• Krei.phy. 
hat die Stelle al. Di«lrict,ar^Vd., r« *>'• T'antwein in Creuznach 
felsheim freiwiuj nSel7it Ld ^f?*'!??'"!«"***"«"«» »»«» Hut 
del der Wundarzt er.?er K^Se Th.^!^ '" f'S »«'•ge'meisterei Man- 
(fir die Bürgermei.tereTÄuhe^^''S^"^^^'»'P'' Schemm und 
liu. Daniel Schröder taMfln^r.m ^"°*'*"* "J?**"" Kla«.e Ju- 
nanni worden. Dr. Jun^nifkpl r ?»em zum Di«trict.arzte er- 
gleicher Eigenschaft znm Vj //'«o«™ * **" "• Armeecorps, in 
Ober.t,b. . und RegimenUam de. 20 Y.ff B*"*"'- ?'' ««»>«« 1 e 
n. Armeecorps mit Migorsrane ernann? n V* ?""» Gen- Arzt des 
Garnisonsarzt in Coblenz SL^^ObmUbs und B*/"! Oberstabs- „nd 
Reg. Dr. Bitkow Stab.- nnd rfü- " R*«^' ^"* ''"'n 20. Inf. 

nung zum OberstJL.mt mi? ÄaSn "'^«r™' "\ '^>''*" •""« Kme«: 
C^bUnz^ve^eUn^D^ T^Lfa^;^ -^ 



l>en(Mh«' Staatsanuiknad« 

C^.^^. Di.S.m.e«äu.chnngen. Fnmkfurt .. M. Hedler. 
K^ri's.S..''- Mdtr „"iTvJS' '"' '""'*'*'°"« '"" Strafcnrtatte.. 

''^ÄJLeS:' D'e"s«S"Ä4rr '"""'^' '- '•" ^•»«'"*" 

"CCk.'Äai.dt""""» ""* *• 8ehwefelq.d,e von Obkdi. 

'fZ: * '^■' «'"•*•»""' «»•' »»«««k- 3.Aofl. T^wiUchet 

'Ä. (thiu^i) Änt" u-g^Tbr «*• «-^ «-^«. 

Ä^' •'•'•' ^« •»*' Nah^ng^attoL Eri«.gen. Fe«lta«.d 
*SSlf ' ^* ^ ®*""^ *" ZeUengettngniM zn MoaUi. Stettin. 

Isrteui '^;mX"'""ieiSJ"''*""»« ** '^'*"«•-- 

Ä^'/^it^r^» "^' '""••^-- '«^•"- Ge«>We»Sohn. 
MüM'teT'Ä^""''"''""»" •'■^ *^**«»'« Genos.ewch.lten. 



«72 Sgr. für den MittagsUsch vergütet — 

«mn^hf'lT *«"*?" ?."''' J"°ge Aerzte zur Ableistung ihrer Mili 
lärpflicht auf der Marine Gelegenheit zn interessanten Seerrisen «nd-^' 
Die Freiwilligen erballen während der Reise diesdbe Verrfin!^^ m ' 
den Miltagstisch wie die Seekadetten ; faUs die Rriw läniS ZliS' 
aU bis zum Ablauf der freiwUUgen DiensUeit so i«Un .^f^ V^ 
zu ihrer Rückkehr in den Gen«!, de. Ge&^ei'Äenzlre.''* 

Die RedacÜon. 
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Bescheid vom 13. Februar 1858 — betreffend die An- 
wendbarkeit des S. 34 des Armen- Gesetzes vom Sl.Dezber. 
1842, auf beieits verausgabte Yerpflegungsko- 
sten, beziehungsweise auf Transportkosten. 

Nach näherer Prüfung der Sachlage kann die Beschwerde, 
welche der Magistrat unterm 7. September v. J. darüber ge- 
flihrt hat, dass in der Streitsache der Stadtgemeinden A. und 
B., wegen Erstattung der Kosten des Transports des zu A. 
erkrankten Steinsetzers C. von der dortigen Königl. Regier, 
mittelst Resoluts entschieden worden, nicht für begründet 
erachtet werden. 

Der Magistrat behauptet zunächst, dass der §.34 des 
' Armengesetzes vom 31. Dezember 1842 die Landespolizeibe- 
hörde nur solche Streitigkeiten zwischen verschiedenün Ar- 
menverbänden zu entscheiden ermächtige, weiche die künf- 
tige Verpflegung eines Armen, nicht aber, wie im vor- 
liegenden Falle, die Erstattung bereits verausgabter 
Verpflegungskosten zum Gegenstände haben. Diese Ansicht 
ist nicht gerechtfertigt. Denn der S.34 des gedachten Ge- 
setzes hat die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen ver- 
schiedenen Armenverbänden schlechthin der Landespolizeibe- 
börde zugewiesen, ohne eine solche Unterscheidung zu tref- 
fen, welche auch, wie die Materialen des Gesetzes ergeben, 
gar nicht beabsichtigt worden ist. In den diesseitigen Reskrip- 
ten vom 2. September 1843 , vom 8. Januar 1844 und vom 
26. Februar 1844 ist auch bereits naher entwickelt worden, 
dass jede Art von Streitigkeilen zwischen verschiedenen Ar- 
menverbänden, sie mögen die gegenwärtig erforderliche Ver- 
pflegung eines Armen oder den Ersatz bereits verwendeter 
kosten der Armenpflege betreffen, der Cognition der Regie- 
rungen nach Massgabe des S. 34 1. c. unterworfen sei. An 
diesem bisher stets befolgten, dem Wortsinne wie der Ab- 
sicht des Gesetzes entsprechenden Grundsatze muss auch fer- 
ner festgehalten werden, wenngleich in den Gründen des von 
dem Magistrat bezogenen Urteis des Königl. Obertribunals 
vom 2. Juni 1856 eine abweichende Ansicht ausgesprochen ist. 

Der zweite Grund, auf den der Magistrat seine Ansicht 
stützt, dass die Regierung zum Erlasse des Resoluts vom 
13. Juli V. J. gesetzlich nicht befugt gewesen, ist der, dass 
es sich um Transportkosten, d. h. um solche Kosten handele, 
welche nicht unter die Bestimmungen des Gesetzes v. 31. De- 
zember 1842 fallen. Auch dieser Grund ist nicht durchgrei- 
fend. Die Ausführung des qu. Resoluts ergiebt, dass die in 
Rede stehenden Kosten lediglich im Interesse der öf- 
fentlichen Armenpflege verwendet worden sind. Der 
zur Fürsorge verpflichtete Armenverband hat nicht nur die 
eigentliche Verpflegung zu leisten, sondern auch die Ueber- 
nanme des Armen, wenn derselbe sich auswärts aufhält, zu 
bewirken und die Kosten der Uebemahme zu tragen. Es ge- 
hören also die Kosten des hierzu erforderlichen Transportes 
zu den Kosten der Armenpflege, über deren Traguiig oder 
Erstattung bei obwaltendem Streit mithin die Königl. Regie- 
rung zu entscheiden hat. 

Es muss hiernach bei dem Resolute vom 13. Juli v. J. 



sein Bewenden behalten, geffen welches den Rechtsweg zu 
beschreiten dem Magistrat unbenommen bleibt. 

Berlin, am 13. Februar 1858. 

Der Minister des Innern, von Westphalen. 

An den Magistrat zu N. 

Debit der Arzneiwaaren betr. 

Auf Grund des 8. 11 des Gesetzes über die Polizeiver- 
waltung vom 11. März 1850 bestimmen wir hiermit fbr den 
ganzen Umfang unseres Departements, dass die in dem Ver- 
zeichniss A. des Reskripts der Königl. Ministerien der Justiz, 
der geistlichen Angelegenheiten und des Ministerii fiir Han- 
del, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 29. Juli 1857 
(Gesetzsammlung Nr. 45), den Debit der Arzneiwaaren be- 
treffend, aufgelührten Präparate lud Arzneiformen, deren 
Debit den Apothekern ausschliesslich erlaubt ist, überhaupt 
nicht und die In den Verzeichnissen B. und C. genannten 
einfachen Stoffe, deren Verkauf den Nichtapothekern unter 
resp. einem bürgerlichen Pfunde und unter zwei Lothen nicht 

Sestattet ist, nicht in kleinern als in den in dem erwähnten 
eskript angegebenen Quantitäten abgefasst in den Verkaufs- 
lokalen der Nichtapotheker gehalten werden dürfen. Jede 
Kontravention gegen die Beslimmunffen dieser Polizeiverord- 
nung zieht eine Strafe bis zu 5 Rthir nach sich. 
Königsberg, den 29. März 1858. 

Königl. Regierung. 

Bftyem. 

Die Auswahl von Hebammenzöglingen betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. Da noch 
immer die lUr die Auswahl von Hebammen ZögUngen gege- 
benen Vorschriften theilweise ausser Acht gelassen oder un- 
vollständig vollzogen werden, so ergehen zur Vermeidung 
von unpassenden, mangelhalten oder verzögerten Vl^ahlen und 
Vorschlägen an sämmtliche Disirictspolizeibehörden und Phy- 
sikate von Oberbayern nachstdiende Erläuterungen imd Erin- 
nerungen. 

I. Vor allem ist darauf zu sehen , (höchster Ministerial- 
erlass vom 19. April 1842), dass fiir jeden erledigten Heb- 
ammendistrict, falls dessen Vt^iederbesetzung nicht nach vor- 
gängiger Genehmigung der unterfertigten Stelle zu unterblei- 
ben hat, alsbald von den betreffenden Gemeinden eine Neu- 
wahl getroffen werde, damit die Ergebnisse derselben nebst 
den 'erforderlichen Zeugnissen geraume Zeit vor Eröffnung 
des Hebammenlehrcurses, welcher regelmässig am 1. August 

I'eden Jahres beginnt, noch geprüft und beschieden werden 
Lönnen; als äusserster Termin dieser Vorlage wird der 
15. Juni bestimmt. 

II. Die zu wählende Hebamme soll alle jene Eigen- 
schaflen besitzen, welche in $• 3 des Hebammenedictes vom 
7. Januar 18 1 6 vorgeschrieben sind; sie darf nicht unter 20 
und nicht über 36 Jahre alt sein, soll einen sittlichen und un- 
bescholtenen Charakter haben, gehörig lesen, schreiben und 
etwas rechnen können, geistige Bildungsrahigkeit und die er- 
forderliche Körperbeschaffenbeit und Gesundheit besitzen. 
Desshalb hat die Candidatin neben dem Wahlzeugnisse der 
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Gemeinden, denen die Wahl zusteht, auch nooh ein Zeug- 
niss über ihr Alter, ein Zeugniss über ihre Schulkenntnisse, 
ein ZeutfOiss der Polizeibehörde und des Pfarrers über ihren 
Leumund und sittlichen Wandel, endlich über ihre Körperbe- 
schaffenheit und Gesundheit ein Zeugniss des Gerichtsarztes 
beizubringen. Letzterer hat sich ausser von der körperlichen 
Tüchtigkeit und Gesundheit der Hebammen -Candidalin auch 
(höchster Minislerialerlass vom 6. Dezember 1855, Kreisamts- 
blait 1856 S. 1) yon der Fassungs- und BildungsFähigkeit 
sowie von den Kenntnissen derselben im fertigen Lesen, 
Schreiben, und etwas Rechnen durch eigene Versuche zu 
überzeugen und das Ergebniss in seinem Zeugnisse eigens 
anzuführen. Die unterfertigte kgl. Stelle wird auf den Grund 
aller dieser wie bereits oben erwähnt längstens bis zum 
15. Juni vorzulegenden Zeugnisse die Genehmigung oder Ab- 
weisung verfügen und im ersteren Falle dieselben seiner 
Zeit, d. i. vor Eröffnung des Lehrcurses, an die Direction 
der Hebammenschule gelangen lassen, im lelzteren Falle 
aber sogleich an die Behörde zurückschicken. 

m. Als Sustentations - und Unterrichtskosten während 
der Schulzeit sind nach allerhöchster Verordnung vom 13. Mai 
1818 120 fl. bestimmt und sind dieselben nicht von den ein- 
zelnen betreffenden Gemeinden aufzubringen, sondern nach 
dem Districtsrathsgesetze vom 28. Hai 1852 §. 27 als Districts- 
lasl zu behandeln. Diese Summe ist vor Eröffnung des Lehr- 
curses unfehlbar ar\ die Direction der Hebammenschule ein- 
zusenden und der Schülerin ein der Entfernung entsprechen- 
des Reisegeld auf die Hand zu geben. Es sieht zu erwarten, 
dass der genaue Vollzug obiger allerhöchster Beslimmung alle 
Nebenrücksichten, welche sonst bei der Wahl von Hebammen 
hin und wieder geleitet haben, schwinden machen und die 
Wahl auf die würdigste Candidatin lenken werde. 

IV. Ein besonderes Augenmerk ist noch darauf zu rich- 
ten^ dass bei der Wahl von Hebammen nicht Privatcontracte 
zwischen Gemeinden und Hebammen abgeschlossen werden, 
wonach Letztere auf ihre taxgemässe Bezahlung itir ihre 
tlienste Verzicht leisten, da derartige die Subsistenz der Heb- 
ammen schmälernde Vereinbarungen auch im allgemeinen In- 
teresse unzulässig sind. Die Gemeinden sind vielmehr mög- 
lichst zu veranlassen, zeitig ihrer Hebamme durch freiwillige 
Concurrenz etwas ati Geld, Getreide, Holz, freier Wohnung 
n. s. w. zuzuwenden, theils um die Subsistenz der Hebamme 
möglichst sicher zu stellen, theils um ihr die Möglichkeit 
Arme unentgeldlich zu bedienen zu verschaffen. (Erlass vom 
6. Dezember 1854, Krdisamisblatt S. 1G78.) 

München, 12. April 1858. 

Königl. Regierung von Oberbayern, K. d. L 
Freiherr von Zu-Rhein, Präsident. 

Meoklenburg- Schwerin. 

Die Ablieferung menschlicher Leichname 
an das anatomische Institut der LandesuTtiversi- 
tät Rostock betr. 

Da die Bestimmungen der landesherrlichen Verordnun- 

Ben vom 18. September 1838 und 20. Januar 1842 wegen Ab- 
eferung menschlicher Leichname an das anatomische Institut 
der Landesuniversilät zn Rostock in neuester Zeit mehrfach 
unbeachtet geblieben sind und dadurch der anatomische Un- 
terricht auf der Landesuniversität wesentlich beeinträchtigt 
worden ist; so werden alle zuständigen Behörden, nament- 
lich die Amts- und Sladtotrigkeiten, hierdurch erinnert, den 
Vorschriften dieser Verordnungen fortan gehörig zu genügen. 
Schwerin am 7. April 1858. 
Grossherzogl. Mecklenburgisches Ministerium, Abtheilung 

für Unterrichtsangelegenheiten. 

V. Schröter. 

Mecklenburg - StrelitB. 

Edict zur Aufbringung der durch die Unterdrückung der 
Lungenseuche des Rindviehes zu Hoikendorf und Nie- 
gleve verursachten Kosten. 

Georg etc. Die Unterdrückung der im Laufe des vorigen 
Jahres zu Hoikendorf und Niegleve im Grossherzogthum 
Mecklenburg-Schwerin zum Ausbruche gekommenen Lungen- 
seuche des Rindviehes hat einen Kostenaufwand verursacht, 
welcher theils zu der Entschädigung für das daselbst getöd- 
lete Rindvieh, theils zu der Bestreitung der entstandenen Ne^ 
benausgaben erforderlich ist. 

Der Betrag der gedachten Kosten soll , nach den S$. 3, 
4 Unserer Verordnung vom I.Julius v. J., betreffend die 
Lungenseuche des Rindviehes, durch eine verhältnissmässige 



Abgabe von allem Rindvieh beider Laodestbeile nach der Kopf- 
zahl aufgebracht werden. Wir finden Uns hierdurch veran- 
fasst, nach stattgehabter hausvertragsmässiger Communication 
mit Sr. Königl. Hoheit dem Grossherzoge von Mecklenburg- 
Schwerin, im Einvernehmen mit dem Engeren Ausschüsse 
Unserer getreuen Ritter- und Landschafl, das Nachstehende 
zu verordnen: 

S. 1. Von jedem Haupt Rindvieh, wekhes innerhiilh der 
nächsten vierzehn Tage, von dem Tage der Pubiication dieser 
Verordnung an, mindestens ein halbes Jahr alt ist, ist eine 
Abgabe von 1^4 Schilling Courant zu erlegen. 

f. 2. Diese Abgabe soll sofort, und zwar in Unseren 
Domainen von den Beamten, in den ritterschaftlichen Kämmerei- 
und Oeconomiegütern von den Gutsobrigkeiten, in Unseren 
Städten und den zu Stadtrecht liegenden Gütern von den Ma- 
gistraten, erhoben werden« 

$. 3. Alle genannten Behörden haben die Aufkunfl der 
gedachten Abgabe, binnen vier Wochen nach dem Tage der 
rublication dieser Verordnung, mit genauen Verzeichnissen, 
zu dem Zwecke ihrer bestimmungsmässigen Verwendung an 
die Landkassen nach Rostock einzusenden. 

8. 4. Für jedes nicht angegebene und in den Verzeich- 
nissen nicht aufgeführte Stück vieh soll nach Befinden solcher 
Defraudation die fliniTache Steuer zur Strafe entrichtet werden. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und 
beigedruckten Grossherzoglichen Regierungssiegel. 

Neustrelitz, den 28. März 1858. 

Georg, 6. H. v. M. 
(L. S.) V. Bemstorff. 

Hamburg. 

Bekanntmachung. Bei der vom Gesundheitsrathe vorge- 
nommenen Revision der Arzneitaxe sind abermals mehrere 
Veränderungen und Zusätze nöthig geworden, und ist in die- 
ser Veranlassung diesmal ein neuer Abdruck der ganzen Taxe 
und des neu redigirten Vorworts zu derselben verfügt worden. 

Nachdem der Druck nunmehr vollendet ist, wird das 
Publicum von der geschehenen Pubiication der hamburgischen 
Arzneitaxe von 18o8, nach welcher sich zu richten die Apo- 
theker hierdurch verpflichtet werden, in Kentiiniss gesetzt. 

Abdrücke dieser Arzeneitaxe [sind bei dem Rathsbuch*- 
drucker zu bekommen. 

Gegeben in Unserer Rathsversammlung. 

Hamburg, den 12. April 1858. 

Die Apothekergehülfen , welche am I.April, d. J. in die 
hiesigen Olfizinen eintraten, oder eine hiesige Stelle mit einer 
anderen vertauschten, haben, unter Vorzeigung ihrer sämmt- 
lichen Zeugnisse, am Sonnabend, den 17. April, Abends 
6 Uhr, im Stadihause zur Verpflichtung sich zu melden, so 
wie die neu eintretenden Lehrlinge an demselben Tage, 
Morgens 9 Uhr, bei dem Unterzeichneten zur Prüfung sich 
einzufinden haben. 
Dr. W. Sonder, pharm. Mitglied des Gesundheitsrathes. 



Die Typhus -Waisen in Oberscblesien. 

„Ein wahrhaftes Schauergemälde entwirft der Kreisphy- 
sikus des Kreises Beuthen in Oberschlesien, Dr. Heer, ton 
der Lage, in welcher sich die dortigen Waisenkinder befin- 
den. Diese bemttleidenswerthen Geschöpfe — schreibt der 
genannte Beamte — suchen, bedeckt mit schmutzigen Lum- 
pen, die oft nicht ausreichen, ihre Blosse zu decken, noch 
weniger ihnen Schutz gegen die Ungunst der Witterung zu 

Sewähren, Nachts ein schauerliches und gefährliches Lager in 
er glimmenden Asche der Zinkhüttenrösche, und bei Tage in 
den Nachbarhäusern ihrer Schlupfwinkel Nahrung für ihren, 
durch Hunger, Kälte und Schmutz siech gewordenen jungen 
Körper. BAasslos ist aber das Elend dieser Unglücklichen, 
wenn Krankheit sie ereilt; wer reicht dem verlassenen kran- 
ken Kinde, das einem polizeilichen Verbot zuwider in der 
staubigen dunstigen Rösche aus Mitleid geduldet werden muss, 
einen Trunk Wasser? Der Theihnehmer seines Elends sucht 
während des Tages Nabrung fär sich ausserhalb des Raumes 
und schläft während der Nacht einen betäubenden todtonähn- 
lichen Schlaf. Das Aechzen seines leidenden Nachbars ruft 
ihn nicht wach, ihm die verdorrte Zunge zu netzen. Man- 
cher dieser Unglücklichen wird von dem im Röschenraum 
sich anhäufenden Kohlengas erstickt, viele derselben werden 
durch Anbrennen ihrer Xumpen auf dem Körper furchtbar 
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T^rbrannt. Man sage nicht, dieM Elenden fühlen ihr Unglück 
nicht, sie haben sich an ihr Elend gewöhnt. Hier den Ge- 

Senbevveis: Im vei^flossenert Jahre wurde ich nach einer 
inkhütte gerufen , weil daselbst ein Knabe von etwa 10 Jah- 
ren im Röschenraum erstickt sei. Ich land wenig Leben mehr 
in ihm, doch gelang es, ihn völlig zur Besinnung zurückzu- 
fahren. Das erste Wort des Erwachenden war: „HelaGoUl 
mein Gott, ich lebe noch! Mein Gott, warum habt ihr mich 
nicht sterben lassen? dann halte mein Elend sein Ende er- 
reicht." Die Sprache des Kindes unmittelbar nach dem Er- 
wachen aus belaubten, sinnlosen Zustande, tiug zu sehr den 
Stempel der ganzen furchtbaren Wahrheit, um erheuchelt zu 
sein. Vor nicht langer Zeit sland ich am Sterbelager eines 
10jährigen Mädchens, welchem, als es in der Rösche einer 
Zinkhütte schlief, die Kleider am Leibe verbrannt waren. 
Bedeckt von grausenerregenden Brandwunden, lag das arme 
Wesen auf blossem Stroh nackt bei scharfem Frostwetter im 
Hausilur der elenden Hütte seiner sogenannten Pflegemutter, 
weil das kleine Zimmer keinen Raum für dasselbe hatie. Man 
sage nicht, die Schilderung dieser Jammerscenen sei zu grell, 
sie ist vielmehr viel zu matt, um der Wirklichkeit zu glei- 
chen oder ihr nahe zu kommen.-* 

Dieser, seinem wesentlichen Inhalte nach aus dem Beu- 
thener Kröisblatte stammende Artikel ist von einer grossen 
Anzahl deutscher Blätter, von einigen mit übel verhehlter Be- 
friedigung, wiedergegeben worden. Wir ersuchen diese, sich 
ftr die öfTentUche Gesundheitspflege Preussens so interessi- 
renden Blätter auch folgende amtliche Nachrichten autzu- 
nehmen. 

lieber die Unterhaltung , Verpflegung und Erziehung der 
oberschlesischen Typhuswaisen haben die Minister der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen 
dem Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Juni 18öl gemäss der 
Landesvertretung eine Denkschrift vorgelegt, in welcher über 
die Verwaltung der Typhuswaisenanstaiten im Jahre 1857 
nähere Miltheilungen gemacht werden. Letztere sind auch, 
nachdem erst vor Kurzem der von mehreren Mitgliedern 
des Herrenhauses über jene Anstalten erstattete Bericht mit- 

«etheilt worden ist, von besonderem Interesse, da sie neueren 
ftiums und vollständiger sind , als jene Privatmittheilungen. 

Nach der erwähnten Denkschrift befanden sich am Schlüsse 
des Jahres 1857 in der katholischen Bewahr- und Pflegean- 
stalt zu Rybnik 53 Mädchen , in den katholischen landwirth- 
fschaftüchen Anstalten zu Altdorf 100 Mädchen, Czwiklitz 61, 
Poppelau 83 und Chwallowitz 82 Knaben , in den evangeli- 
schen Anstalten zu Altdorf und Warschowitz als Pensionäre 
resp. 8 und 12, bei Familien in Miederschlesien 364 katho- 
lische, 14 evangelische und 6 jüdische, in Blinden- und 
Taubstummenanstalten 3 Waisen, so dass die Gesammtzahl 
der Typhuswaisen 786 betrug und gegen das Vorjahr eine 
Verminderung derselben um '^82 eingetreten war. 

Der Gesundheitszustand der Waisen war im Jahre 1857 
ein erfreulicher; Epidemien namentlich haben nicht geherrscht. 
Es starben in den katholischen Anstalten 6 Kinder, in den 
evangelischen lEind, von den Kindern in Familien gleich- 
falls 1, und kam sonach im Durchschnitt nur 1 Todeställ un- 
ter je 100 Kindern vor, während im Jahre 1856 die Morta- 
lität etwa 2 pCt. der in Pflege befindlichen Waisen erreichte. 
Die grössere Sterblichkeit in den AnsUllten findet in dem Um- 
stände Erklärung, dass daselbst die schwächsten und der 
Pflege am meisten bedürfenden Kinder zurückgehalten wor- 
den sind. Die Lazaretheinrichtungen in den Anstalten sind 
wohlgeordnet. 

Als Bewahr- und Pflegeanstalt besteht nur noch dieje- 
nige zu Rybnik. Da die Zahl der Pfleglinge bereits auf 53 
gesunken ist, so hat man das Lehrer- und Pflegerpersonal er- 
heblich vermindert, und die Anstalt selbst wird bald aufge- 
löst werden können. Ausser den 4 oben genannten katholi- 
schen landwirthschaniichen Anstalten bestand noch eine solche 
Anstalt zu Birtultau; dieselbe ist zum I.Juli v. J. aufgelöst 
worden. Der Niessbrauch an dem Domänen - Restgute Birtul- 
tau steht der Verwaltung der Waisenanstallen zu. Zur Ver- 
werthung desselben ist das Vorwerk an den landwirlhschaft- 
lichen Cenlralverein der Provinz lür eine Pacht von jährlich 
400 Thalern unter Abtretung des Inventars zum Taxpreise 
verpachtet worden. Der Verein hat auf dem Gute eine Acker- 
bauschule errichtet, und sich verpflichtet, hauptsächlich Zög- 
linge der Waisenansialten als Ackerbauschüler aufzunehmen, 
wie denn auch die gegenwärtigen Schüler sämmtlich Typhus- 
Waisen sind. In den tandwirthschaiUichen Waisenanstalten 
wird neben der landwirthschaftlfchen AosMIduag iler Bcknl- 



und Religionsunterricht mit gutem Erfolge ertheilt- Die zur 
Landwirthschaft iti Beziehung st^enden Werl»tätten für Tisch- 
ler, Stellmacher, Schuhmacher und Schneider sind in vollem 
Betriebe, auch wird die Obst- und Bieneinzucht auf allen^ 
Anstalten gelehrt. — Ueber die moralische Führung der 
Waisen kann nur Gutes berichtet werden. 

Von 141 Waisen» welche nach Vollendung des 16. Le- 
bensjahres die Anstalten verlassen haben, sind seitens des 
ein- für allemal gebildeten Versorguogskomit^'s bei Dienst- 
herrschaften untergebracht 87, zu den Angehörigen entlassen 
45, zu Handwerken übergegangen 8, den Armenverbänden 
übergeben 4, als den Anstallen entlaufen gestrichen 2. Da 
in einigen Monaten wiederum mehrere Knaben nach vollen- 
detem 16. Lebensjahre entlassen, und in der Pflegeanstalt zu 
Rybnik nur Mädchen untergebracht werden, weshalb ein Zu- 
gang bei den landwirthschaftUchen Anstalten für Knaben nicht 
weiter stattfindet, so gelangt gegen Mitte dieses Jahres aber- 
mals eine solche Anstalt zur Auflösung. Hierzu ist Czwiklitz 
ausersehen, und schweben bereits Verhandlungen wegen 
Verwendung des Landguts zur Einrichtung einer Bessernngs- 
anstatt lür jugendliche Verbrecher katholischer Konfession. 

In Anerkennung der löblichen Leistungen, welche die 
^ Vorsteher und Lehrer der aufgelösten Anstalten an den Tag 
gelegt haben, hat die Verwaltung für die anderweite ange- 
messene Unterbringung dieser Beamten Sorge getragen. 
Durch ihre Vermittelung ist es gelungen, den Vorstenern ein 
sorgenfreies Unterkommen zu verschafien, was für die noch 
fungirenden Lehrer ein neuer Sporn zu gewissenhafter Pflicht- 
erfüllung sein wird. 

Auch über die evangelischen Waisen in den A.nstalten 
des Centralausschusses für die innere Mission der evangeli- 
schen Kirche zu Warschowitz und des rheinisch -westtäli- 
schen Diakonissenvereins zu Altdorf kann nur Erfreuliches 
berichtet werden. 

Für die in Familien untergebrachten Waisen waren durch 
gänzliche oder theilweise Verzichtleistung mehrerer Pflege- 
eltern auf Penslonsffeld im Jahre 1856 16,753 Thlr. 19 Sgr. 
gespart. Aus dem Jahre 1857 sind 366 Thlr. 1 1 Sgr. hinzu- 
getreten, so dass die Gesammtersparniss sich auf 17.120 Thlr. 
beläuft. Davon sind 5941 Thlr. 13 Sgr.' bei den Vormund- 
schallsgerichten deponirt, und ll,178Thb-. 17 Sgr. befinden 
sich in den Sparkassen. 

Die Erziehung hat im Wesentlichen dieselben Resultate 
ergeben, wie in den früheren Jahren. Zwar ist manches Er- 
freuliche über die getreue Pflichterfüllung hingebender Pfle- 
geeltern und über das Gedeihen der unter ihrer Obhut ste- 
henden Kinder zu berichten. Aber immer, heisst es in der 
erwähnten Denkschrift, bleibt es zu beklagen, dass sich 
diese Erziehungsmethode in der Hauptsache nicht bewährt 
hat. Zur Aufnahme einer grösseren Anzahl in königliche 
Anstalten hat sich die Verwaltung aus den früher erörterten 
Gründen nicht entschliessen können. Die Uebersiedelung in 
Anstalten ist daher auf drei, als moralisch gute Kinder i)e- 
kannte Waisen beschränkt worden, welche entweder ihre 
Pflegeeltern durch den Tod verloren hatten, oder deren Er- 
ziehung vernachlässigt war. Hiermit wird auch* ferner fort- 
gefahren werden, wenn sich in einzelnen Fällen Veranlassung 
darbietet, doch kann dies, um neue Uebelstände und Nach- 
theile zu vermeiden, eben nur in beschränktem Masse ge- 
schehen. 

Die Wirthschaitserträge haben auch im vergangenen 
Jahre den Erwartungen nicht entsprochen, indem nach Ab- 
rechnung der von den Landgütern roppelau und Birtultau ab- 
geworfenen Ueberschüsse von 300 Thalern fUr Chwallowitz 
und Czwiklitz noch 1650 Thlr. als Zuschüsse nothwendig 
waren. Das Landgut zu Altdorf hat sich ohne Beihilfe er* 
halten. Das abermals ungünstige Resultat ist vorzugsweise 
durch die lang auhultende Dürre und zum Theil dadurch her- 
beigelührt, dass auch die Winterung erheblich gelitten hatte. 

Ueber die Finanzlage des Typhuswaisenfonds giebt die 
Denkschriit folgende Daten: Bis Ende 1857 betrug die 6e- 
sammteiimahme 61 0/207 Thlr., die Ausgabe 595,356 Thlr.^ 
danach der Bestand 14,851 Thlr. Von dem Staatszuschusse 
600,0U0 Thlr. sind bis Ende 1857 gezahlt 508,834 Thlr. 21 Sgr. 
10 Pf., sonach noch zu zahlen 91,165 Thlr. 8. Sgr. 2 Pf. Dazu 
treten der Kassenbestand und der Werth des Grundeigen- 
thums und der Inventarien. Bei dieser günstigen Finanzlage 
wird in der Denkschrift wiederholt die Erwartung ausge- 
sprochen, dass am Sciihisse der EF^ebungsperfode ein nicht 
unbedeoteiMler Uebersch«ss vorbanden sein wlni. 
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Volkflbewegang in Fraakreioh. 

(Boadin in den Annales d'Hygitee publique April 1858). 
Von 1817 an, seit welchem Jahre man die Civllstandsregister 
als regelmässig ffefllhrt annehmen kann, bis zum Jahre 1853 
einschliesslich, betrug die mittlere Jänrliche Zunahme der 
Bevöll&erung von Frankreich 155,929 Individuen , eine Zahl 
welche zu der mittleren Volkszdil dieses Zeitraums von 
33,212,000 sich verhfilt wie 1 zu 213. Wenn eine solche 
Zunahme andauerte, so würde sich in 148 Jahren die Bevöl- 
kerung Frankreichs verdoppelt haben; diese Zunahme aber 
yariirte zu verschiedenen Zeiten sehr bedeutend, sie betrug 

von 1841 bis 1845 1 auf 180 
1846 bis 1850 1 auf 350 

1851 1 auf 208 

1852 1 auf 250 
1852 1 auf 256 

Im Jahre 1854 ereignete sich eine seit dem Anfange des 
19. Jahrhunderts nicht vorgekommene Tbatsache, die der 
Abnahme der Bevölkerung um 69,318 Individuen, veran- 
lasst durch den Ueberschuss der Todesflille über die Ge- 
burten. Als Ursachen einer so aussergewöhnlichen Sterb- 
lichkeit waren die Cholera, welche ungefähr 150,000 Men- 
schen hinwegra&te, und die Theuerung anzusehen. Die letz- 
tere hat im Jahre 1847 107,000 Todesfälle zur Folge gehabt; 
im Jahre 1854 dürfte diese Zahl sich nicht so hoch belaufen, 
sondern etwa 60000 betragen haben. Dazu kommen end- 
lich noch die Verluste durch den Krieg im Orient und in der 
Ostsee 

Die Zahl der Heirathen belief sich auf 270,896; Eine 
Heirath auf 133 Einwohner. Das Verhältniss der Geburten 
zu den Heirathen betrug 3,15 zu 1. 

Die Zahl der Geburten, ausschliesslich der Todtgeburten, 
betrug 963,239 und verhielt sich zur Bnwohnerzahl über- 
haupt ^wie 1 zu 39, im Seinedepartement wie 1 zu 31, in 
der städtisQhen Bevölkerung wie 1 zu 35 und in der ländli- 
chen Bevölkerung wie 1 zu 41. 

Auf 100 Gehörne kamen durchschnittlich 7,59 UneheUche; 
diess Verhältniss differirte in den einzelnen Departements 
dergestalt, dass im Seinedepartement 27,21; im Departement 
Basses - Alpes nur 1,93 Uneheliche auf 100 Geborne kamen. 

Die Zahl der männlichen Neugebornen verhielt sich zu 
der weiblichen in ganz Frankreich, wie 105,38 zu 100; aber 
auch hierin dlfferiren die einzelnen Departements sehr an- 
sehnlich; die grösste Zahl männlicher Neugebomer lüm auf 
das Departement Gers mit 116,21; während in zwei Depar- 
tements, Dordogne und Tarn, die Zahl der männlichen sogar 
weniger als die der weiblichen Neugebornen betrug; dort 
9i,69, hier 99,16. Diess seltene Facktum hat in der Dor- 
dogne bereits Ein Mal stattgehabt. Ob die Gründe dieser 
Differenzen in der Beschäftigung, in dem Lebensalter der 
Eltern oder worin sonst liegen, ist zur Zeit nicht nachzu- 
preisen 

Die Zahl der Todesfälle belief sich auf 1,032^7; das 
Verhältniss derselben, ausschliesslich der Todtgebomen, zur 
Bevölkerung wie 1 zu 36. Speciell kam 1 Todesfall im Seine- 
departement auf 29 , in der städtischen Bevölkerung auf 29 
und in der ländlichen Bevölkerung auf 40 Einwohner. 

Ein Vergleich Frankreichs mit Algier ergibt, dass im 
Jahre 1854 aut 1000 Einwohner dort 27,6 Todesfälle, und 
hier bei der französischen Bevölkerung auf 1000 Einwohner 
54,5 Todesßlle kamen. 

Auf 100 Geburten kamen in ganz Frankreich im Jahre 
1854 107,50 Todesfälle. 

Was die Sterblichkeit der ehelichen und der unehelichen 
Kinder betrifft, so starben 

von 10,000 von 10,000 
der Ersteren: der Letzteren : 
durch Todtgeburt 380 677 

von der Geburt bis zum 
ersten Jahr 1228 2734 
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BfillB. Die Zahl der im Monate Hftrz zu Berlin als poelLen* 
krank gemeldete Personen belief sich auf 805; davon waren 
659 seimpft, 105 nicht geimpft nnd bei 41 war über die Imprang 
nichts festzustellen. Die Zahl der in denselben Monat an den Pocken 
Verstorbenen betrug 60, von denen 16 gimpft, 36 nicht geimpft und 
41 ohne Angabe über die Impfung waren. Die ungeimften Erkrank* 
ten waren > mit Ausnahme zweier Erwachsener, sftmmtlieh Kinder 
unter 10 Jahren; die Todesftlle Uogeimpfter betrafen nur Kinder, von 
denen die Mehrzahl, 35, noch im ersten Lebensjahre sich befand. 
Die TodesiäUe Geimpfter betrafen mit Ausnahme Eines Kindes nur 
Personen im AlXhr von mehr als 20 Jahren. 

Kürzlich Ist in einer der Apotheken Berlins bei der Abgabe ei- 
ner Arznei eine Verwechselung vorgekommen. Obwohl der Patient, 
der die falsche Arznei genommen, gestorben war, so hatte, nach 
dem Urtheile des behandelnden Arztes die fälschlich genommene 
Arznei darauf keinen Einfluss geübt Traurigere Folgen hatte ein in 
K. vorgekommener Fall, wo ein Lehrling statt eines ans: radic. ipe- 
cac. pulv. gr. z. verordneten Brechmittels, 10 Gran pulvis ipecacuanhae 
opiatus verabreichte. Das Klnd^ welches dasselbe genommen, ist ge- 
storben. Wir werden Gelegenheit haben , den Fall noch näher zu 
besprechen und wollen daher hier nur hervorheben, dass sich dabei, 
wie schon zum Oefleren Zweifel über die Person des zu Bestrafenden 
geltend gemacht haben. Solche Zweifel sind aber nach Lage der 
vorhandenen Stratbestimmungen ganz unmotivirt. Nach dem neuen 
Strafgesetzbuche für die Preussischen Staaten trifit das richterliche 
Strafurtheil immer denjenigen, der die Ueberiretung oder das Verge- 
hen begangen hat. Die weitverbreitete Ansicht, dass bei Versehen 
der Gehülfen und Lehrlinge diese straflos seien und nur der Princi- 
pal bestraft würde, ist völlig grundlos. In solchen Fällen wird viel- 
mehr der Principal nur dann bestraft, wenn ihn selbst eine Vernach- 
lässigung zur Last fällt , das strafrechtliche Urtheil trifft denjenigen, 
der das Versehen begangen hat. 



PenoBBleliroBik. Preussen. Niedergelassen: Die prakt 
Aerzte Dr. Kali scher, Dr. Asch^, Dr. Hartmann, Dr. Boehr, Dr. 
Michel, Dr. Senator in Berlin, Dr. Meyer in Rawicz, Dr. 
Kirchgaesser in Coblenz, Dr. Hab scheid in Niedersgegen , Dr. 
Nath in Freienwalde a. 0.« Dr. Weinreich in Heiligenstadt, Wund- 
ärzte I. KL Schwarts in Schoemberg, Born in Berlin. Apotheker 
Brun hat die Kadursche Apotheke in Wigandsthal gekauft, Apothe- 
ker R. Winter ist zum Administrator der Richter'schen Apotheke 
zu Pinne ernannt worden. 

Orden: Der prakt. Arzt Dr. Fr ick zu Tangermünde den Ro' 
then Adlerorden IV. Kl. 

Gestorben: Geheimer Medizinalrath Prof. Dr. Job. M üll e r. 
Geheimer Sanitätsrath Dr. Wall m üll er zu Berlin, Dr. Lindner 
in Cüstrin. 

Vacant: In Kobyllin , Grossh, Posen, wird die Niederlassung 
eines zweiten promovirten Arztes gewünscht. Anträge an den dorti- 
gen Magistrat. 

Bayern, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. F. Kellner zum 
Landgerichtsarzt in Burghausen; der prakt. Arzt Dr. J. Reiser zum 
Landgerichtsarzt In Vohenstrauss , Dr. med. A. Pro gel zum prakt. 
Arzt zu Schleishelm. 

Versetzt: Der Gerichtsarzt Dr. A. Hug nach Freising, der 
Landgerichtsarzt Dr. G. Seh äffer nach Ansbach. 

Orden: K. Leibarzt und geheime Rath, Prof. Dr. von Gietl 
das Comthurkreuz des kgl. Verdienstordens der bayr. Krone. 

Gestorben: Gerichtsarzt Dr. M. P e i s c h e r zu Naabbnrg, Ge- 
richtsarzt, K. Rath Dr. R. Ei reiner zu Vilshofen. 

Sachten • Meiningen, Ernannt: Thierarzt A. G e 1 1 i n g zum 
Verweser der Stelle des Amtsthierarztes zu Salzungen. 

Sachsen' AUenburg, Ernannt: Dr. med. et chlr. E. F. 
Apetz zum Assistenzarzt bei dem Herzogl. Kontingente. 

Anhalt - Üeaeau - KSthen, Ernannt: Oberiandesgerichtsrath 
Dr. Schub ring in Dessau zum juristischen Mitgliede der Physikats- 
prüfungscommlsslon. Letztere hat am 2. Febr. d. J. sich constituirt 
und besteht aus folgenden Personen : Oberreglemngsraih von Braun- 
behrens V orsitzender , Oberlandesgcrichtsr ath Dr. S c h u b r i n g, 
Reglerungsmedizinalrath Dr. Fränkel, sämmtlich aus Dessau, Kreis- 
physikus Hofrath Dr. von Brunn, Mitglied des Herzog!. Medizinsl- 
collegii, aus Köthen und Medizinalassessor Reissner aus Dessao. 

Nateau, Ernannt: Oberlieutnant Baumann zum Brunnen- 
verwalter zu Weilbach. 

Waläeek. Ernannt: Compagniechirurg Dr. A. Langenbeck 
zu Mengeringhausen zum Compagniechirurgen. 



Zur Haehrieht H. Med. R. Dr. Fr. in D. Wir danken für die 
Zusendung und sehen weiteren Mittheilungen entgegen. 

H. Kr. Ph. Dr. P. in M. Wir werden ihren Vorschlag In Erwä- 
gung ziehen. 

H. Dr. L. In M. Ersuchen wir sich unmittelbar an den Magistrat 
in R. zu wenden. D. Red. 
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Preuasen. 

Polizeiverordnung der Kgl. Regier, zu Coblenz wegen 
Aafbewahrang der Gifte und andrer heftig wirkender 
Stoffe*). 

Mit Genehmigung des Kgl. Hinisterii der Hedizinalanffel 
machen w|r darauf aufmerksam , dass die In den SS* 4 und 5 
der Allerhöchsten Kab. Ordre vom 5. October 1846, welche 
der sechsten Ausgabe der Landespbarmacopoe vorgedruckt ist, 
enthaltenen Bestimmungen auch für Malerialisten und Drogui- 
sten massgebend sind. Demnach sind die in der Tab. B. auf- 
geführten direkte GiRe, namentlich: Acidum bydrocyanicum 
(Blausäure), Arsenicum album (weisser Arsenik), Hydrarg. 
amydato - bichlor. (weisser Ouecksilberpräcipitat), Hydr. bich- 
loratum corros. (Quecksilbersublimat), Hydr. bijodatum rub- 
rum (rothes Doppeltjodquecksilber), Hydr. oxydatum nibr. 
(rolhes Ouecksilberpräcipitat), Liqu. Hydr. bichlor. corr. (Auf- 
lösung von Quecksilbersublimat), Liqu. Hydr. nitr. (Auflösung 
von salpetersaurem Quecksilber), Oleum Amygdal. amar. aeth. 
(ather. Bittermandelöl) , Solutio arsenical (Arseniklösung), 
Strychn. nitr. (salpetersaur. Strychnin), Veralrium (Veratrin), 
in einem wohlverschlossenen, von allen anderen Arzneimit- 
teln, resp. Waaren, getrennten Orte aufzubewahren. 

ike in der Tab. C. aufgeltihrten hefUff wirkenden Sub- 
stanzen , soweit es dem Materialisten und Droguisten erlaubt 
ist, splche nach der Verordnung vom 29. Juli 1857 (Gesetz- 
sammlung S. 654) zu fuhren, müssen von allen übrigen Arz- 
neimitteln, resp. Waaren getrennt aufbewahrt werden, na- 
mentlich: Acid. nitr. fum. (rauchende Salpetersäure), Acid. 
sulph. crud. und reciif. (rohe und gerein. Schwefelsaure), 
Arg. nitr. fus. (salpetcrsaures Silber, Höllenstein), Auro- 
Natrinm chloratum (salzsaures Cblomatrium) , Cantharides 
(spanische Fliegen), Colocynthis (Coloquinten) , Cupr. acet. 
(essigsaures Kupfer), Cupr. sulph. piu*. und venal. (rei- 
nes und käufl. schwefelsaures Kupfer), Chloroform, Euphor- 
bium, Folia Belladonn. (Blätter der Tollkirsche), Fol. Digital. 
(Fingerhutblätter), Fol. Hyosc. (Bilsenkrauiblätler), Fol. Stra- 
mon. (Stechapfelblätter), Fol. Toxicodendr. (GiRsumachblätter), 
Herb. Aconit. (Eisenhutkraut), Herb. Con. macul. (Schierlings- 
kraut), Herb. Gratiol. (Gotiesgnadenkraut), Herb. Sabin. (Blat- 
ter des Sadebaums), Hydr. chlorat. mit. (Calomel), Jodum 
(Jod), Kalium jodat. (Jodkalium), Kreosotum, Lithargyrum 
(Bleiglätte), Morphium et präparata (Morphium und dessen 
Präparate), Minium (Mennige), Nuces vomicae (Krähenaugen), 
Oleum Crotonis (Krotonöl), Ol. Sabinae (Sadebaumöl) , OL 
Sinapis (Senfol), Opium, Phosphorus, Plimib. acet. crud. und 
dep. (Bleizucker, roher und gereinigter), Radix Belladonn. 
(Wurzel der Tollkirsche), Rad. Helleb. alb. (weisse Niess- 
vmrzel), Scammonium, Semen SabadiU. (Sabadillsaamen), 
Semen Stramon. (Stechapfelsaamen), Zincum chlorat. (Chlor- 
zink), Zinc. sulphur. (Zinkvitriol). 

Ausser diesen in der Tab. C. aufgeführten heftig wirken- 
den Mitteln müssen auch alle giftigen Farbestoffe von den 
Materialisten und Droguisten vorsichtig und abgesondert von 

*) Ein Nachtrag zu dieser durch ein Versehen erst jetzt hier ab- 
gedruckten Verordnung, weicher das arsenikhaltige Gochenille- 
roth betrim, ist bereiU in Mr. 14 des Archivs mitgetheiit 
worden. • 
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den übrigen Stoffen aufbewahrt werden, namentlich: das ar- 
seniksaure Kupferoxyd (Mineralgrün, Scbweinfurter Grün), 
der Schwefelarsenik (Operment, l&uschgeib. Realgar, Rubin- 
schwefel, Preussischgelb, Cbinesischgelb), das essigsaure Ku- 
pferoxyd (Grünspan), das kohlensaure Kupferoxyd (Bergblau, 
Englisch-, Hamburger-, Kasseler-, Bremer- und Neuwieder- 
blau), das basische Chlorkupfer (oraunschweiger - und Frie- 
sisdigrün), das basisch kohlensaure Kupferoxyd (Bremergrün, 
Berggrün , Oelgrün , Mineralgrün , Spangrün , Webergrün), 
das weinsteinsaure Kupferoxyd (Auersbergergrün), das we- 
sentlich arseniksaure Kupferoxyd (Wienergrün , Neugrüo, 
Schwedischgrün , Kaisergrün , Nieuwiedergrün , Papageiffrün, 
Patentgrün), das gelbe und rothe Bleioxyd (Massicot, Mine- 
ralgelb), das kohlensaure Bleioxydhydrat (Bleiwei^s, Schiefer- 
weiss, Maler- oder Silberweiss) , das chromsaure Bleioxyd 
(Pariser -, Leipziger-, Golhaer-, (Kölner-, Königs - oder Neu- 
elb), das Bleioxyd mit Chorblei (Kasseler-, Veroneser-, 
Uneralgelb) , das antimonsaure Bleioxyd (Neapelgelb), das 
basisch-chromsaure Bleioxyd (Chromroth), die Gemische von 
chromsaurem Bleioxyd mit Kupfer Verbindungen (grüner Zinno- 
ber, Myrthen- und Amerikanischgrün), das basische Chlor- 
wismuth (Wismuihweiss). 

Im Falle der Zuwiderhandlung ffegen die vorstehenden 
Bestimmungen tritt, soweit nicht die Vorschrift sub Nr. 7 der 
Allerhöchsten Kab. Ordre v. 5. Oct. 1846 (Gesetzs. S. 509) 
oder die Vorschriilen des Strafgesetzbuchs Platz greifen, eine 
Geldstrafe bis zu dem Betrage von 10 Thalern ein, wie wir 
hiermit auf Grund des iAi des Gresetzes über die Polizei- 
verwallung vom 11. März 1850 verordnen. 

(Koblenz, den 4. Januar 1858. KönigL Regier. 

Baysnu 

(Die Erstattung von ärztlichen Jahresberich- 
ten beireffend.) 

I. Die Erstattung von Jahresberichten derPhysikate be- 
treffend. 

Staatsministerium des Innern. In richtiger Erkennung 
der Wichtigkeit eines alljährlichen Rückblickes auf die Thä- 
Ugkeit im Sanitätsdienste, dann einer gleichmässigen Erhe- 
bung und Zusammenfassung der bei solchem Rückblicke sich 
ergebenden Resultate, hat die Mehrzahl der Kreisregierungen 
in neuerer Zeit Anordnungen über die Erstattung gerichts- 
ärztlicher Jahresberichte erlassen. 

Das unterzeichnete Staatsministerium anerkennt gerne 
den biedurch bethätigten Eifer für Sammlung des Materiales, 
welches in allen Theilen des Landes aus der Thaügkeit des 
^esammten Sanitätspersonales zu gewinnen ist, um sodana 
iür die Wissenschait und Praxis möglichst erfolgreich benützt 
werden zu können; nicht weniger anerkennt es, dass die kgL 
Gerichtsärzte und viele praktischen Aerzte nach den bisheri-» 
gen Wahrnehmungen mit Eifer und Umsicht der Erstattung 
von Jahresberichten sich unterzogen: da indess die königL 
Kreisregicrungen bei ihren bezügUchen Anordniuigen nicnt 
völlig gleichmassige Anforderungen stellten, sondern theils 
formell, theils materiell abweichende Normen gaben, so ist 
ein Zusammenfassen der verschiedenen Berichte in ein Gan- 
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zes ausserordentlich erschwert, ja in manchen nicht unwe- 
sentlichen Beziehungen geradezu unmöglich und hiemach die 
Darstellung eines getreuen Gesammlbildes der Thätigkeit im 
Sanitätsdienste und des Zjistandes des Sanitätswesen für das 
ganze Königrejch nicht ausführbar. 

Um diesem Missstande abzuhelfen hat das unterzeichnete 
Staatsministerium beschlossen, für die Erstattung der ärztli- 
chen Jahresberichte allgemeine Vorschriften zu erlassen und 
}n der Anlage zunächst ein Schema Torzuzeichnen , welches 
von 18^758 die kgl. Gerichtsärzte bei ihren Jahresberichten 
festzuhalten hiemit verpflichtet werden. Zu diesem Schema 
wird Folgendes bemerkt: 

1) Die medicinische Topographie der Physikatsbezirke 
soll gesondert innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren 
hergestellt und bezüglich derselben in den fortlaufenden Jah- 
resberichten nur dasjenige ergänzend und berichtigend nach- 
getragen werden, was zur Evidenthaltung der Kenntniss des 
wirklichen Bestandes nothwendig ist. Ueber die Herstellung 
einer medizinisch-topographischen Schilderung der Physikats- 
bezirke wird weitere Anordnung erfolgen. 

2) Gleiches gilt in Ansehung derEthnog raphie, welche 
in ihren stabil -bleibenden Daten der Topographie anzureihen 
und bezüglich welcher in die Jahresberichte nur die jeweili- 
gen Nachträge und Ergänzungen oder Veränderungen aufzu- 
nehmen sind. Hieher gehört insbesondere die Bewegung des 
Bevölkerun^sstandes, wofür das anliegende Formular Lit. b. 
(Tabelle Aj genau einzuhalten ist. Ebenso gehört hierher 
jene Tabelle, welche am 15. Juli 1856 bezüglich der Consta- 
iirnng des Ergebnisses der ärztUchen Visitation der Conscri- 
birten vorgezeichnet wurde. 

3) Die Uebersicht des Hedizinalpersonales ist 
nach der Anlage c. (Tabelle B) herzustellen. Dabei ist darauf 
zu achten, dass die bezüglichen Vorträge genau mit denjeni- 
gen übereinstimmen, welche behufs der Herstellung der ärzt- 
uchen Schematismen gemacht werden. Wenn in einem Jahre 

Segen die Vorträge im Jahresberichte des Vorjahres Verän- 
erungen bezüglich des Hedizinalpersonales sich nicht erga- 
ben haben, so genügt die Anführung dieses Umstandes. Die 
Aeusserungen über Qualification, Beiragen und Wirken sind 
nach den eigens hierüber ergehenden Normen zu bemessen; 
besondere Anlässe, verdienstliche Handlungen, hervorragende 
Leistungen Einzelner, sowie etwaige Klagen und insbesondere 
Bemerkungen darüber, ob ein Arzt ein Specialfach, z. B. 
Chirurgie, Geburtshilfe, gar nicht oder hervorragend ausübe, 
sind im Contexte des Berichtes eigens aurzunehmen. 

4) Aerztliche, chirurgische und geburtshilf- 
liche Heilkunde. In dieser Abtheilung sollten die Ge- 
richtsärzle ein treues Bild ihrer eigenen, wie der Beobach- 
tung und Erfahrung der übrigen Aerzte des Bezirkes über 
die Fluctuationen der Krankheiten im Allgemeinen und einzel- 
ner Krankheiten im Besonderen zu geben bemüht sein; über 
vorgekommene En- und Epidemieen, wobei das ätiologische 
Moment besonders in das Auge gefasst werden muss, dann 
über wichtigere Fälle aus der Praxis sich verbreiten und hie- 
bei insbesondere Alles beachten und hervorheben, was theo- 
retisch oder praktisch das staatliche Interesse für öffentliche 
Gesundheitspflege zu fördern geeignet erscheint. Der Aus- 
übung der Geburtshilfe ist in dieser Abtheilung einlässlirhe 
Beachtung zu widmen. Endlich ist sich hier auch über die 
Thätigkeit etwa im Bezirke vorhandener Aerzle zu äussern, 
welche der Homöopathie, Hydropathie, Heilgymnastik etc. 
huldigen. 

5) Sanitätsanstalten. Hier sind solche Anstalten, 
welche theils dem Heilzwecke und theils der Wohlthätigkeit 
dienen, wie Dieses nicht selten in sogenannten Pfründe- und 
Spitalanstaltcn an kleineren Orten der Fall ist, zunächst nur 
in ersterer Beziehung — als Krankenanstalten — in Betracht 
zu ziehen und numerisch aufzuführen, dann einzeln im All- 
gemeinen nacli Fundirung, Einrichtung, Vermögen, Verwal- 
tung, dann speciell nach Art der Krankenpflege und Behand- 
lung etc. zu schildern. Es Ist die Zahl der Krankenfrequenz, 
die durchschnittliche Krankheitsdauer, die Zahl der Genese- 
nen und der Gestorbenen, der durchschnittliche Cur - und He- 
dicamentenkostenbetrag für jede einzelne Anstalt anzugeben. 
Anstalten für Behandlung specieller Krankheiten, z. b. von 
Irren, Blinden etc., haben die Gerichtsärzte nur insoferne in 
ihren Bericht aufzunehmen, als für solche Anstalten nicht 
eine directe Berichterstattung der betreffenden Aerzte an die 
Kreisregierung anderweitig angeordnet ist. Gleiches gilt be- 
züglich der Heilbäder. 

6) Gerichtliche Medizin. In diese Abtheilung ge- 



hören insbesondere auch die gewaltsamen Todesarten, tödt- 

liche Unglücksrälle und Selbstmorde, welche Letztere nach 

Alter, Gesdilecht, Stand, Art und muthmasslichem Anlasse 
aufzuführen sind. 

7) Sanitätspolizei. Der Umfang dieser Abtheilung 
ist der ausgedehnteste, weil er alle Richtungen umfasst in 
denen der Gerichtsarzt von Amtswegen und ohne eine An- 
regung abwarten zu dürfen im ganzen Umfange seines Bezir- 
kes und unter allen Verhältnissen das staatliche Interesse an 
der Sanität der Einzelnen, wie der Gesammtheit zu vertre- 
ten und zu fördern berufen ist. In dem Jahresberichte muss 
der Gerichtsarzt in dieser Abtheilung in numerischer und 
sonstiger Beziehung ein möglichst getreues und vollständiges 
Bild der hierher gehörigen Gegenstände und Verhältnisse, 
dann seiner bezüglichen Thätigkeit, der sie fördernden oder 
hindernden Ursachen und Einflüsse und des gewonnenen Er- 
gebnisses darzustellen bemüht sein. 

8) Sanitätsdienst in Bezuj? auf Wohlthätigkeit. 
Die Thätigkeit der Aerzle und der Gerichtsärzte insbesondere 
auf diesem Gebiete muss im Jahresberichte ihre Stelle ausge- 
schieden finden, da sie dem ärztlichen Stande eine besondere 
Weihe veHeiht, deren Rückwirkung auf alle übrigen Zweige 
der ärztUchen Thätigkeit unverkennbar ist, und da der Arzt 
bei seinen DienstesToistungen in dieser Sphäre und in der 
Sanitätspolizei am Meisten volle Hingebung (Ür seinen Beruf 
und innige Vertrautheit mit den Anforderungen einer prophy- 
laktischen Gesundheitspflege zu bewähren Gelegenheit hat. 

9) Veterinärwesen. Hier kommt iür die Darstellung 
des Personalstandes die unter Lit. d. (Tabelle G) angeßigtc 
Uebersicht in Anwendung. 

10) Bei jeder einzelnen Abtheilung ist den königl. Ge- 
richtsärzten eigens Veranlassung gegeben, ihre bezüglichen 
Wünsche und Anträge anzufügen; wenn Dieselben etwa 
am Schlüsse des Berichtes einen Rückblick über den Ge- 
sammtinhalt nehmen, so wird Dieses als ein Beleg dafür er- 
scheinen, dass nicht bloss die formelle Erfüllung einer Dien- 
stesvorschrift, sondern eine materielle Förderung des Sani- 
tätsinteresses angestrebt wurde. 

11) Damit die Gerichtsärzte nicht auf ihre eigenen Wahr- 
nehmungen beschränkt und um so sicherer in die Lage ge- 
setzt sind, den Sanitätsjahresbericht erschöpfend zu erstatten, 
werden die sämnillichen praktischen Aerzte eine gleichmäs- 
sige Vorschrift darüber erhalten, in welchem Maasse und in 
welcher Form sie fortan über ihre Betheiligung an der Wah- 
rung der Sanitälsinteressen mit den vorgesetzten Gerichtsärz- 
ten durch Jahresberichte sich in Verkehr zu halten haben. 
Bei der Benützung dieses Materiales haben die Gerichtsärzte 
in ähnlicher Weise zu verfahren, wie es bei Erstattung des 
Cholerahauptberichtes von Seite der allerhöchst niedergesetzten 
Commission geschehen ist; diese ärztlichen Berichte sind dem 
gerichtsärztlichen Berichte beizulegen. 

12) Hiedurch und da ohnehin in dem Jahresberichte nur 
ein Material zu behandeln ist, welches jeder Gerichtsarzt 
schon nach den bisher giltigen Bestimmungen und um den 
dienstlichen Anforderungen nicht bloss formell genügen zu 
können, sich vollständig eigen machen muss, wird die Er- 
stattung der Jahresberichte keine Ueberlastung zur Folge ha- 
ben, zumal wenn die kgl. Gerichtsärzte sich angelegen sein 
lassen, schon während des Jahres entsprechende Vormerkun- 
gen zu machen, dazu auch die praktischen Aorzte anzuregen 
und das unterärztliche Personale aller Kategorit^en zu instrui- 
ren und anzuhalten und bezüglich der zu machenden periodi- 
schen Vorlagen und forllaufenden Rapporte Ordnung, Treue 
und Vollständigkeit zu be<»bachten. 

13) Die ärztlichen Jahresberichte sollen nicht etwa bloss 
zur Ergänzung der Amtsacten und als Material für Anordnun- 
gen etc. bezüglich des Sanitätswesens dienen, sondern sie 
sollen, soweit sie irgend theoretisch oder praktisch iur den 
ärztlichen Dienst Wichtiges enthalten, in geeigneter Weise 
mit dem Namen der Berichterstatter veröffentlichet und zu ei- 
nem Gemeingule des bayrischen Sanitätspersonales gemacht 
werden. Hiernach ergeht auch besondere Verlügung wegen 
Behandlung der Physikatsberichte bei den Kreisregierungen. 

14) Anlangend die Zeit für die Erstattung der ärztlichen 
Jahresberichte, so wird hiemit bestimmt, dass dieselben den 
Zeilraum vom ersten Okiober bis letzten September zu um- 
fassen haben und bis Ende Novembers jeden Jahres von sämmt- 
lichen Physikaten eingesendet sein müssen. 

HIenach ist das Weitere zu verlügen. 
München, 21. April 1858. 
Auf Sr. Kgl. Hajest.^Allerh. Befehl. Graf v. Reigersberg. 
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Henogttram Colnirg. 

Schntzpockenlmpfang betr. 

Die regelmässige Schutzpodcenimprung im hiesigen Her- 
zogthume v/irA mit dem I.Mai d. J. ihren Anfang nehmen. 

Es werden deshalb die Eltern und Pflegeeltern ImpflTdhi- 
ger Kinder angewiesen, sowohl die aus früheren Jahren we- 
gen Krankheil oder Schwächlichkeit zurückgestellten Kinder, 
als auch die vom 21. April vorigen bis zum 20. April d. J. 
geborenen Kinder zu der, von den Kanzeln näher bekannt 
zu machenden, betreffenden Zeit an die bestimmten Orte zur 
Impfung zu bringen, sowie die geimpften Kinder acht Tage 
nach geschehener Impfung, zum Behuf der vorzunehmenden 
Besichliffung der Impfblaltern , nochmals dahin zu schaffen. 

In Yerhinderungsrallen ist das Ausbleiben der Impflinge 
am Tage und Orte der Impfung dem Impfarzte gehörig anzu- 
zeigen. 

Eltern, welche mit den impfpflichtigen Kindern ohne ge- 
nügende Entschuldigung am Tage der Schutzpockenimpfung 
oder am Tage der Besichtigung der Impfblatlern nicht er- 
scheinen, sind als Widerspenstiffe mit Geld- oder einer an- 
deren Strafe unnachsichtlich zu belegen. Eine gleiche Strafe 
trifil diejenigen Eltern, welche das Abimpfen von ihren Kin- 
dern nicht gestatten wollen, sowie diejenigen, welche ihre 
Kinder von einem anderen Arzte als dem Physikus haben 
impfen lassen, es aber verabsäumen, den dessfailsigen Impf- 
schein am Tage der aligemeinen Impfung dem Physikus zur 
Unterschrift vorzulegen. 

Von den Herzoglichen Parochieen sind die vorschrills- 
mässigen Geburtslisten der vom 21. April 1857 bis zum 
20. April 18ö8 geborenen Kinder seiner Zeit sofort an die 
betreffenden Behörden einzusenden. 

Die Ortspolizeibehörden, insbesondere die Schultheissen, 
haben die Verpflichtung, zum Behuf der Förderung des Impf- 

{reschäfts, sowie der Erhaltung der Ordnung, sowohl der 
mpfung als auch der acht Tage darauf eintretenden Besich- 
tigung der Impflinge beizuwohnen. 
Coburg, am 21. April 1858. 

Herzogl. Sachs. Landesregier. Pfitz. 



Statifltik des stadtisohen Fookenlasarethes su Berlixi. 

Von der Statistik der Pockenerkrankungen und der Pocken- 
mortalität und insbesondere ihres Verhältnisses zur Vaccina- 
tion lassen sich neue Aufschlüsse nicht erwarten, sondern nur 
die Bestätigung dessen, was die Hehrzahl der Aerzte bereits 
als gültig angenommen hat. Doch ist jene Statistik kein 
fruchtloses Bemühen-, denn den Aiiffriffen, welche die Vac- 
dnation neuerlich von Aerzten una Nichtärzten vielfach er- 
fahren hat, gegenüber bedarf es der Zahlen. Indem wir diese 
mit Bezug auf die Ergebnisse des städtischen Pockenlazare- 
thes zu Berlin nachstehend mittheilen, glauben wir aber auch 
jedes weiteren Kommentars über den Einfluss der Vaccine 
auf die Variola überhoben zu sein. 

Das Lazareth wurde, wegen UeberiüDung der Pocken- 
station der Cbarite, am 28.Decbr. 1857 eröffnet und am 
31. März 1858, als in der Charit^ weitere Räumlichkeiten 
zur Aufnahme Pockenkranker disponibel gemacht waren, ge- 
schlossen. Die Zahl der Kranken, welche in dem Lazareth 
Aufnahme fanden, belief sich auf 112männl. 

und llOweibl. 

zusammen 222. ' 
Die Zahl der Verstorbenen belief sich 

auf 3 männl. 
und 8weibl. 

zusammen 11. 
Sonach betrug die Sterblichkeit 

der männl. Erkrankten 2,67 pCt. 
der weibl. „ 7,27 ^ 



sämmtl. Erkrankten 4,9äpCt. 

Die Altersverhältnisse der Erkrankten und Gestorbenen 
haben wir mit Rücksicht auf d.e Vaccination in der folgen- 
den Tabelle zusammengestellt : 



Lebensalter. 



Geimpfte. Ungeimpfte. 



Summa. 
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33,33 

75,00 
50,00 



4,34 

6,52 

11,11 



Summa : 212| 5 | 2,35 |10 1 6 | 60,00 |222|11 | 4,95. 

Es ergibt sich hieraus für die geimpften Kranken eine 
Sterblichkeit von 2,35 pCt., f&r die ungeimpflen Kranken eine 
Sterblichkeit von 60pCt., und ist insbesondere noch zu be- 
merken, dass bei sämmtlichen Geimpften vor dem 30. Jahre 
überhaupt keine Sterblichkeit stattfano, während von den un- 
geimpften sechs Kindern fünf starben. 

Unter den Geimpften befanden sich nur 9Revaccinirte; 
es starb davon Einer im Alter von 50 Jahren,, welcher be- 
reits vor 30 Jahren revaccinirt worden war. 

Ferner befanden sich unter den Erkrankten vier Indivi- 
duen im Alter von 18 — 24 Jahren, welche nach Ausweis der 
vorhandenen älteren Narben bereits früher die Menschen- 
pocken überstanden hatten; darunter waren 3 früher geimpft, 

1 nicht geimpft. Sie genasen sämmtlich. 

Eine Klassifikation der Kranken, je nachdem sie an Va- 
riola, Variolois oder Varicella litten, zeigte sich nicht durch- 
führbar, weil die mannichfachsten Abstufungen der verschie- 
denen Formen und der Verbreitung des Exanthemes, wie des 
Grades der Erkrankung überhaupt vorkamen. Es lässt sich 
nur im Allgemeinen sagen, dass 101 Kranke an stärkeren 
und 121 Kranke an leichterem Grade des Exanthemes litten. 
Bei den nicht Geimpften zeigte sich stets der stärkste Grad 
desselben; unter den Revaccinirten hatten 5, welche vor, 
resp. 3, 6, 28 und 30 Jahren revaccinirt worden waren, 
starkes Exanthem, und 4, welche vor resp. 10, 13, 17 und 
30 Jahren revaccinirt waren, leichtes Exanthemen ; von denen, 
welche ältere Henschenpockennarben an sich trugen, hatten 

2 ein leichtes und 2 ein starkes Exanthemen. 

Bei den Einmal Vaccinirten fanden sich die verschieden- 
sten Abstufungen des Exanthems. Es waren unter ihnen 
zwei Kinder, welche etwa 14 Tage vor ihrer Erkrankung 
mit Erfolg geimpft waren und an sehr leichten Pockenexan- 
them litten, und Ein Kind, welches am 8. Tage nach regel- 
mässig verlaufender Vaccination von einem sehr bedeutenden, 
mit lebensffeftlhrUchen Symptomen begleitenden Exanthem be- 
fallen wurde, iedoch ebenfalls genass. 

Die Todesfälle ereigneten sich 6 Mal in der ersten Woche 
der Krankheit, meist nach entzündlichen AfTectionen der] Re- 
spirationsorgane , 3 Mal in der zweitei\ Woche nach typhösen 
Erscheinungen, und 2 Mal in der dritten Woche und zwar 
bei Einem Kranken, der bereits mit ausgebreitetem Dekubitus 
und Typhussymptomen zum Lazareth kam, und bei Einer 
Kranken, welche nach überstandenen Pocken abortirte und 
im Wochenbett an Lungenentzündung erkrankte. 



üeber Lnftwaehsel. Professor Dr. Pettenkofer hat in dem 
chemischen Hörsäle zo Mönchen einen Vortrag über Luftwechsel ge* 
ballen. Es ist bekannt, wie lückenhaft und ohne jede principielle 
Begrflnduns unser Wissen auf diesem Felde ist. Jeder Beilrag da- 
her, der die rein empirische Handhabung der davon abhängenden 
Massregeln von wissenschaftlich und experimentell motivirlen Thatsa- 
eben abhängig zu machen geeignet ist, wird wie jener doppelt wiU* 
kommen sein. Um ein Maass für die Ventilalion zu finden, nimmt 
Pettenkofer an : die Menge der zuströmenden frischen Luft müsse die 
Menge der autgealbmeten Luft in dem Grade übersteigen, als der 
Koblensfinregehalt der Letzteren grösser ist als die Diflerenz im Koh- 
lensäuregehalle zwischen freier Luft und einer notorisch guten Zim- 
merluft, d. i. -^ := 200. 3/ioC. M. beträgt die kohlensäurehalUge Liift, 
welche ein Mensch in einer Stunde ausalhmct. Dagegen zeigten die 
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myitalltan K«a ^riiMnt<i 60 CL M. tmum T-mH aIa R A<ifirfnt«« ma» KAnf 
und per Stande ; 0^3 : 60 ist aber dasselbe Verhällniss wie 1 : 200. 
Um nun zu messen , ob in gewöhnlieben Wohnzimmern eine wirk- 
liche LnAbewegnng stattfindet, beobachtete Pettenkofer in wie viel 
Zeit eine bestimmte Menge von Rohlensftare allmälig verdQnnt und 
fortgeschafll wird nnd diese Zeit war allerding« eine grosse oder die 
Laflbewegung eine sehr geringe. Denn beim Lüften wird die schlechte 
Luft nicht einfach von der reinen Lnft hinausgeschoben, sondern 
beide mischen sich fortwährend und die schlechtere wird nur allmä- 
lig verbessert. Dazu aber bedarf es je nach dem Raame einer tau- 
sendfachen Menge. Den grdssten Einflass dabei hat die Differenz der 
Zimmertemperatar und der Temperatur der freien Luft. In einem 
Zimmer von 15 Fuss Länge und Höhe und 14 Fass Breite findet je 
nach Verschiedenheit der Heizung, Oeflhung der Thüren und Ver- 
stopfung aller Ritze in einer Stunde ein Luftwechsel von 95—54, im 
Minimum bis zu 22 C. M. statt. Obgleich wir 60 C. M. oder 2400 C. 
Fuss brauchen, so ist dieses doch eine sehr geringe Quantität, da 
bei geöffneten Wänden in derselben Zeit 3330 Mtd mehr Luft hin- 
durcbgeströmt wäre. Die mittlere Geschwindigkeit der Luftbewegung, 
welche im Freien 10 Fuss beträgt, sinkt in diesem Falle trotz einer 
Ventilation von 60 C. M. per Stunde im geschlossenen Zimmer auf 
y3 Linie für die Secunde herab. Soweit massigen wir sie. — 

Bericht fibor die Yerwaltong des Uiniiehin Laiaretha an OreUk- 
wald Ar daa Jahr 1857. 

I. Zahl der Kranken : 

a) am Schluss des Jahres 1856 blieben Bestand . 90 

b) aufgenommen wurden 1857 573 

Davon fielen anheim der medicinischen Abtheilnng 306 
M it > n chirurgischen „ 357 
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n. Die Zahl der Verpflegungstage belief sich auf 26,727 
und die durchschnittliche Zahl dar Kranken 
täglich auf 73V4. 

III. Freilage wurden vergeben: 

a) von den klinischen Lehrern .... 3018 

b) von der Königl. Regierung .... 912 
Hiervon genossen Kranke: 

1) ganze Freistellen .... 70, 

2) halbe „ .... 9, 

3) viertel „ .... 6, 

4) dreiviertel „ .... 3. 

IV. Die Zahl der Kranken, wofür der etatsmässige Satz von 
9 Sgr. resp. von 8 Sgr. täglich gezahlt werden musste , be- 
trug 575. 

a) zur Hälfte 9, 

b) zu dreiviertel Theilen ... 6, 
' c) zum vierten Theil 3. 

Der etatsmässige Verpflegungssatz für jeden einzelnen Kranken 
betrug täglich 4 Sgr. 6 Pf. 

V. Erfolg der Behandlung: 

a) geheilt wurden auf d. med. Abihl. 297 auf d. chir. Abthl. 222 

b) gebess. wurden „ „ „ „ 7 „ „ „ „ 21 

c) ungeheilt entlass. „ „ „ 2 „ „ „ „ 5 

d) gestorben sind „ „ „ „ 22 „ „ „ „ 19 
Davon kamen dem Tode) . 

nahe in die Anstalt I 

e) in BchandL bheben auf d. „ 30 „ „ „ „ 38 

VI. Die Durchschnittliche Dauer der Kur betrug: 

a) auf der medizinischen Abtheilung . . Z2% 

b) auf der chirurgischen „ . . 45^^ 
Greifswald, d. I.März 1858. 

Die Direction des klinischen Lazareths. 
Dr. Barde leben. Dr. Niemeyer. StempeL 

Der Pfuscher Xruiy-Atherr. Ein gewisser Krusy, angeblich Med. 
Dr. in Gais, Canton Appenzell, macht in den Öffentl. Blättern be- 
kannt, dass er bereit sei allen Bruchleidenden auf frankirte Briefe 
gratis seinen Rath und seine langjährigen Erfahrungen mitzutheilen, 
ans welchen hervorgehe, dass alle zurückgehenden Brüche auch ge* 
heilt werden können. Den sich an ihn Wendenden überschickt er 
sodann ein Stück einfaches Harzpflaster nebst gedruckter Gebrauchs- 
anweisung , wofür er sich 3 fl. 30 kr. bezahlen lässt. Da das ganze 
Verfahren auf Täuschung des Publicums abgesehen ist, so erscheinen 
die Bekanntmachungen des Krusy als unstatthaft, wonach die betref- 
fenden Polizeibehörden vorkommenden Falles das Geeignete zu ver^ 
fügen haben. 

Landshut, 25. März 1858. 

Königl. Regierung von Niederbayern, K. d. I. 

Get&ngnlssweaen in Preusaen. Nachdem im Landarmenhause zu 
Tapiau, im Kasernengebäude zu Anklam, im Militairlazarethgebäude 
zu Königsberg in der Neumark, im Schulgebätide zu Lcschnitz, in 
der Burg zu Gommem, im Lazaretbgebäude zu Pyritz und im Steuer- 
amtsgebäude zu Altdarom Hülfsstrafgefängnisse eingerichtet worden^ 
ist die Herstellung von Centralgefängnissen in Angriff genommen 
oder projektirt, und zwar für die Provinz Brandenburg und einen 
Theil der Provinz Sachsen durch einen Ncubeu in Kottbus für 250 
Männer und 50 Frauen, und im Gewehrfabrikgebäude zu Potsdam für 
550 Männer und 170 Frauen ; für die Provinz Preussen durch den 
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Ausbau eines Flügels im Schlossgebände zu Ragnit für 240 Gefangene, 
so wie durch einen Neaba« in Dirsehau ««ter Mitverwendung eines 
verfügbaren Poslgrundslücks für 500 Männer und 100 Weiber; für 
Schlesien durch Einrichtung eines Theiles des fiflheren Klosiergebäu- 
des zu Trebnitz und durch einen Neubau in Oppeln ; für Posen durch 
Einiiofatung der ft^eren Inquisitoriatsgebäude zu Kozmin und Frau* 
Stadt, und für Westfalen durch Vergrösserung des Getängttiases in 
Hamm für 404 Gefangene. Die Gebäude in Kozmin und Fraustadt 
sind bereits vollendet« Die Beendigung der Bauten zu Kotbtus, Rag^ 
nit und Hamm steht im laufenden Jahre bevor. Für die Baukosten 
des letzteren sind 40 Thlr. auf dem Justizetat ausgebracht. 

BteriMllate von Wien vom 16.— 31. März. Es starben vom 16.— 
31. März 1026 Personen, 545 m, 481 w., todtgeboren wurden 42, 
16 Kn. und 26 Md.; 301 starben in dem Alter von der Geburt bii 
zum ersten Jahre, 101 vom 1.— 5., 20 vom 5.— 10., 47 vom 10— -20., 
250 vom 20.— -40., 117 vom 40.— 60., 132 vom 60.— 80., 15 vom 
80.— 90., 1 über 90. An Blattern starben 11, an Pneumonie 74, an 
Tuberculose 218, an Typhus 31, an Apoplexie 7. an Herzfehlern 14, 
an Wasserkopf und Fraisen 112, an der Bräune 8, an Dysenterie 5, 
an Rothlanf und Scbariach je 1 Person. 

Die amtliche Geburts« und Sterbeliita von Berlin ergibt für den 
Monat März d. J. 1441 GeboHen (752 Kn. 689 Md.), 201 Trauungen 
und 1259 Todesfälle (655 m. , 604 w.) Unter den Geburten waren 
18 Zwillings - und 2 Drillingsgeburten. Unehelich wurden geboren 
219 (104 Kn. und 115 Md.) Von den Verstorbenen waren 622 unter 
und bis 15 Jahr alt, 637 über 15 Jahr alt. Im ersten Lebensjahre 
starben einschliesslich der Todlgebomen 429 Kinder (250 Kn., 179 Md.) 
Es starben durch Todgeburt 91, durch Unglücksfälle 20, durch Selbst- 
mord 13, durch Alterschwäche 60, durch Krankheiten 1075, und 
zwar insbesondere : durch Lebensschwäohe nach der Geburt 37, wäh- 
rend des Zahnens 8, durch gastrische nnd nervöse Fieber 
30, im Kindbett 11, durch Gehirnentzündung 66, häutige Bräune 
15, Entzündungen der Brustorgane 117, Entzündungen der Unter- 
leibsorgane 19, Lungenkatarrh 15 , Pocken 58, Rose 1, Scharlachs, 
Stickhusten 2, Krämpfe 77, Wassersucht 39, Schlagfluss 75, Lun- 
genlähmung 55 , Schwindsucht und Abzehrung 282 u. s. w. 

Fersonalehronik. Preussen. Die Verwaltung des Kreisphysika- 
tes , Pr. Eylau , ist während der Krankheit des Kreisphysikus Dr. 
Schmidt dem Kreisphysikus Dr. Weis e in Bartenstein übertragen. 

Impfprämien: In Anerkennung des Eifers und der Thätig- 
keit der Impfärzte sind von Seiten des Ministers der etc. Medizinal- 
angel. deu Kreispbysikern : Dr. Mecklenburg zu D. Crone, Dr. 
Leistner zu Culm, Dr. Adler zu Schlocbau, Dr. Eich mann zu 
Flatow; den Kreiswundärzten: Blechschmidt zu Rehden , Na- 
pierski zu Czersk, Sauer zu Garnsee und Reiss zu Neumark, 
so wie den Wundärzten Dombrowski zu Gruppe und Steinbarth 
zu Stuhm Geldprämien, den Wundärzten L Kl. Wunsch zu Haan 
und Weyland zu Sonnenborn die Impfmedaille zuerkannt worden. 

Kliniken: Dem Dr. L. Meyer ist von Seiten des Ministers 
der etc. MedizinalangeL gestattet worden, an Stelle des Geh. Medlz. 
Rath Dr. ideler die psychiatrische Klinik in der Charit^ zu halten. 

ifayerfi. Ernannt: Der ausserordentl. Professor Dr. Müller 
zu Würzburg zum ordentlichen Professor der vergleichenden und to- 
pographischen Anatomie an genannter Universität, Dr. 0. Diruf zum 
prakt. Arzt in Kissingen. 

Gestorben: Der Landgerichtsarzt Dr. J. Baumgärtner zu 
Illertissen und Dr. A. Casanova zu Tegernsee. 

Sachsen, Von Seiten der Königl. Regierungsbehörde zu Leip- 
zig wird mit Genehmigung des König! Minist, des Innern den naeh- 
genannten Bezirksärzten: Professor Dr. Sonnenkalb in Leipzig, Dr. 
Möckel in Pegau, Dr. Martins in Würzen, Dr. Königsdorfer 
in Oschatz, femer den Wundärzten: Jurran in Penig, Lohrmann 
in Regis, Nitzsche in Pegau, Kandier in Döbeln, Wagner in 
Würzen, den med. prakt. Kuntze in Frohburg, Janke in Lunzenau 
und Schützenmeister in Wlederau, welche sich um die Ver- 
breitung der Schutz^ockenimpfung durch vorzüglichen Elfer und er- 
folgreiche Thätigkeit verdient gemacht haben, die besondere Aner- 
kennung ausgesprochen. 

Hannover, Niedergelassen: Apotheker Fraas in Han- 
nover. , 

MecklenburgSchtüerin, Dem Dr. med. C. W. v. Zehen der 
die Concession zur Ausübung der unbeschränkten media, und chir. 
Praxis. 

Mecklenburg'Strelit%, Ernannt: Der Medizinalrath Dr. med. 
M. H an ins in Veranlassung seines 50jährigen Doctorjubiläums zum 
Obermedizinalrath. 

FursUnthum Reuss, Ernannt: Zu Impfärzten des landräth- 
lichen Bezirkes Gera für den 1. District Chirurg Köhler zu Gera, für 
den II. Distr. Dr. med. Behr zu Gera, für den 111. Dislr. Dr. med. 
Busch zu Gera, für den IV. und VI iL Dislr. Chirurg Rother zu 
Gera, für den V. und VL Dislr. Medizinalralh Dr. Sturm in Kost- 
rilz, für den Vll. Dislr. Chirurg Theinemann in Kleinaga, für den 
IX. Dislr. Physik. Geh. Hofralh Dr. Moria g sen. und Vizephysikus 
Dr. Mortag jun. in Gera. 

Fursienthum Waldeck, Ernannt: Dr. E. Kreusler zu 
Arolsen und Dr. A. Leonhard zu Mengeringhausen zn Compagnie- 
chinirgen. 
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TreuBaesu 

Administration vonApotheken durch Auslän^ 
der betr. 

Der Königl. Regierung eröffne ich auf den Bericbt vom 
— , dass, da die Administration von Apotiieken nur appro- 
birten und zur selbstständigen Ausübung Area Gewerbes in 
Prevssen berechifgten Apothekern übertragen werden darf, 
es in der Regel nickt nulftssfg ist, Ausländer, auch wenn sie 
die Slaatoprülungen in Prevssen absolvid heben, mit einer 
eolchen Admleistratien zu betrauen. Sollte es in besondenan 
Fällen wünschenswerth sein, eine Ausnabane hieven zu ffe^ 
statten, so Ist dazu in Gemässheit des g. 18 der allgem. Ge- 
werbeordnung veod 17. Jan. 1845 meine Geneiniigang eiozii- 
holen. 

Berlin , den 24. April 1868. 

Der Minister der geistl.-, Unlerr.- und Med. Aegel. 

Im Auftrage (gez.) Lehn ort. 
An die Kgl. Regler, zu N. 



Aufforderung zur Impfung betr. 

Das Polizeipräsi£um hat mit Rücksicht auf die gegen«- 
würtige Pockenepidemie und unler Hinweisung auf die Gefahr, 
weldier ungimpfte Individuen ausffesetit sind, dtaurch Bekannt 
nflchung vom 4. v. M., Eltern, Vormünder und Pfleger drin* 
gend autgefordert, die Impfung ihrer Kinder und Pflegebe- 
fohlnen nicht zu verabsäumen, und bat zugleich die Revac- 
eiestien bereits geimpfter Individuen angeletgentUch empfoh* 
len. Es bat dies den Erfolg gehallt, «hiss seitdem eine sehr 
grosse Zahl Kinder und Erwachsener in dem Kgl. ImpAnsU- 
tute und von hiesigen Aerzten geimpft und beziehungsweise 
reveccinirt worden Ist 

Dessenungeachtet fehlt es auch jetzt nicht an Erkranken* 
gen ungeimpflter Kinder, und es hat sich sogar Un Laufe des 
vorigen Monats deren Zahl auf 105, von denen 39 mit dem 
Tode geendigt haben, belaufen, während andererseits von 78 
ie demselben Zeiträume erkrankten geia^>fte& Kindern nur 1 
gestorben ist. 

Das Polizeipräsidium wiederholt daher nochmals auf das 
dringendste die Aufforderung zur Impfttng der bisher unge- 
impiien Kinder. Nicht minder empfiehlt oisselbe von Neuem 
die Revaccination bereits geimpfter Individuen. Ihr Einfluss 
auf die* Pockenerkranknnii^n Ittsst sich ntobt überzeugender 
darthun, als durch die Resultate, welche in der Königlich 
Preussischen Armee erzielt worden sind. Nach den amtlichen 
Berichten des Militär-Hedizinalstabes erkrankten während des 
Jahres 1857, in welchem bereits an vielen Orten des Staa- 
tes die Menschenpocken epidemisch herrschten, in der gan- 
zen Armee, wo ein jeder Rekrut bald nach seinem Eintritte 
revacclnlrl wird, nur 35 Individuen, und zwar der Mehrzahl 
nath Rekruten, an denen die Revaccination noch nicht hatte 
vollzogen werden können. Nur ein einziger Fall bei einem 
Manne, der noch nicht revaccinirt war, endete lödlich. 

Indem das Polizeipräsidium auch sein Ersuchen an die 
Herren Aerate und Wundärzte wiederholt, in Ihrem Wirkungs- 



kreise nach Kräften die Impfungen und Revaccinatiohen zu 
fördern, bemerkt dasselbe, dass in dem Köttigl. Indpfhistitute 
künftighin nicht nur in den bisherigen Terminen, sondern 
auch an jedem Sonnabende , Nachmittags von 4 Ute* ab , ge- 
impft und revaccinirt werden wird, und dass, wofern das 
Bedflrfniss es erheischen sollte, auch noch anderweite Impf- 
termiine daselbst angeset^ werden soRen. 

Berlin, den 27. April 1858. 

Königliches Polizeipräsidium. 
Freih. v. Zedlitz. 



Rotz- und Wurmkrankheit betr. 

Bekanntmachung. Die poHzefliche Bekaimtmacfaung voai 
29. April 1865 : 

„Um die Verbreitung der Rotz - und Wurmkrankheft ttn<^ 
ter den Pferden möglichst zu beschränken, wird den Thier- 
ärzten im Anschluss an das, durch die Allerhöchsle Cabinets- 
ordre vom 8. August 1835 (Gesetzsammlung 1835 S.239u. f.) 
genehmigte Regulative, die sanltätspolizeirichen Vorschriften 
bei ansteckenden Krankheiten betreffend, folgendes gleich- 
massiere und gründliche Verfahren bei der Untersuchung sol- 
cher Pferde, welche mit Rotz- und Wurmkrankheit behaftet 
oder derselben verdächtig sind, zur Pflicht gemacht: 

1) Die Thterärzte haben solche Pferde, welche mit rotz- 
und Wurmkranken Pferden in Berührung gekommen und da- 
durch verdächtig geworden sind, wiedernoR und so oft ztt 
untersuchen, bis die Krankheit offenbar geworden, oder die 
Gesundheit der Thiere ausser Zweifel gesetzt ist 

2) Die Untersuchungen müssen möglichst bei Sonnen- 
licht und mit Hülfe eines Spiegels, zur helleren Beleuchtung 
der höheren Theile der Nasenhöhle, vorgenommen werden. 

3) Die Thierärzte haben ein Verzeichniss aller, nach 
obiger Bestimmung von ihnen uniersuchten Pferde anzulegeil 
und in demselben, ausser dem allgemeinen Zustande des 
Pferdes, insbesondere die Beschaffenheit der Nasenschleim- 
haut und der Ausflüsse aus derselben, der Ganachendrüsen 
und der Haut genau anzugeben. 

4) Bei jeder folgenden Untersuchung eines Pferdes sind 
die seit der letzten Untersuchung eingetretenen Veränderun- 
gen in dem Zustande desselben in die betreffenden Rubriken 
einzutragen. 

5) Nach den Ergebnissen dieser Liste ist entweder die 
Absperrung, resp. Tödtung der betreffenden Thiere anzuord- 
nen, oder 4 wenn diese aufgehört haben, verdächtig zu sein, 
die freie Disposition dem Eigenlhümer zu gestalten. 

Berün, den 29. April 1855. 

Königl. Polizeipräsidium, 
(gez.) Lüdemann 
wird hiermit republicirt. 

BerUn, deü I.Mai 1858. 

Königl Polizeipräsidium. 
Freih. v. Zedlitz. 
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Bayern. 

(Die Erstattung von ärztlichen Jahresberich- 
ten betreffend.) 

(Fortsetzung.) 

Beilagen ad Nr. 16,579. 
a) Schema flir die Jahresberichte der Gerichtsärzte. 

I. Topographisch-statistische Beschreibung 
'des Physikatsbezirkes; — Nachträc^e und Berichtigungen zur 
medizinisch -topographischen Schilderung des Bezirkes. 

II. Ethnographische Schilderung; — Nachträge 
und Berichtigungen zu der mit der Topographie des Bezirkes 
gelieferten Ethnographie; — Jahrcsstand der Bevölkerung 
nach Zahl und Geschlecht; Geburten und Sterberälle; — sa- 
nitätliche Entwickelung. 

III. Medizinal-Personale^ nämlich 1) promovirte 
Aerzte, Landärzte, Magistri chirurgiae, Chirurgen, Bader äl- 
terer Ordnung, vor 1843, und neuerer Ordnung j nach 1843 

Sebtidet, Zahnärzte und sonstige Specialisten , Apotheker, 
ebammen; Qualification dieses Personales in wissenschaft- 
licher und praktischer Beziehung, dann in Hinsicht auf das 
Benehmen gegen das Publikum, wie gegen Fachgenossen und 
auf das allgemeine Verhaken; Veränderungen in diesem Per- 
sonale; — 2) Prüfung des niederärzllichen Personales und 
der Candidaten für ärziliche Hilfsdienste; Ergebnisse dieser 
Prüfungen; — 3) Verhallen und Wirken von Aerzten nach 
dem Systeme der Homöopathie, Hydropathie etc.; — 4; Schluss- 
folgerungen bezüglich der Sanitätsverwaltung. 

IV. Aerztiiche, chirurgische und geburts- 
hilfliche Heilkunde, insbesondere 1) herrschender Krank- 
beitscharakter mit Aeusserung über die wahrscheinliche Ur- 
sache, sowie darüber, was etwa für die Sanitätspflege daraus 
zu folgern sei; — 2) epidemische, endemische und contagiöse 
Krankheiten nach Charakter, Verlauf, Intensität, Therapie, 
Ursachen und Polgerungen iHr dieSanitälspflege; — 3) theo- 
retisch - oder prak(is(;h-wichtigere Fälle in ärztlicher, chirur- 
gischer oder geburtshilflicher Praxis; künstliche Entbindun- 
gen; — 4) Schlussfolgerungen aus dem Vortrage. 

y. Sanitätsanstalten zur localen, districtiven oder 
provinzialen Krankenpflege; — zur Behandlung kranker Dienst- 
boten und Gesellen oder Armer in Privat- und Vereinsan- 
stalten; — zur Behandlung von Krankheiten und Gebrechen 
3)ecieller Art, wie für Blinde, Taubstumme, Kretinen etc.; — 
eilbäder, deren Frequenz, ärztliche Leitung, Wirksamkeit 
und Ruf; — heilgymnastische und orthopädische Anstalten; — 
Wünsche und Vorschläge bezüglich solcher Anstalten. 

VI. Gerichtliche Medizin: Zahl und Art der me- 
dizinisch - polizeilichen und gerichtlich - medizinischen Fälle 
überhaupt; — specielle Anführung des Wesentlichen von be- 
sonders wichtigen und seltenen Fällen ; — Wünsche und An- 
träge in dieser Beziehung. 

VII. Sanitätspolizei: Zustand der Wohnurgen und 
Schulhäuser — insbesondere auch in Bezug auf Aborte und 
Kloaken ; — der öfl*entllchcn Plätze und Strassen, der Kanäle, 
Brunnen und Wasserleitungen; — der Gefängnisse, Leichen- 
häuser, Begräbnissplütze und Sihiacl Ihäuser; — der Nah- 
rungsmittel; vorherrschende Ernährungsweise der Kinder, Be- 
handlung derselben; — Vorsorge lür Scheinlodle, Verun- 
glückte, Irre, Epileptische, Unheilbare, Arbeitsuniähige und 
mit ansteckenden Krankheiten Behaitete; — Bestand von 
Fluss - und sonstigen Reinigungsbädern , von Turnansialten ; 

— Leichenbeschauulstricte, Besetzung derselben , Wirken der 
Leichenschauer; — Apotheken, Handapotheken und Pispen- 
siranstallen nach Zahl und Visitationsbelund; — P.uscheiei in 
ärztlicher, chirurgischer und geburtshilflicler Beziehung, Ver- 
kauf von Geheimmitteln, Güten, Arzneiwaaren; Hui<smittel, 
Art und Anwendung derselben bei dim Volke; sogenanne 
Wunder- und sympaihrtische Curen; — Vaccination und Re- 
vaccinatlon; — getroOene sanitätspolizeilUhe Verügungen, 
Siim der Bevölkerung lür Beachiung derselben und lür Sa- 
nilatspflege überhaupt; — Wiinsche und Antrüge in diesen 
Beziehungen. 

VIII. Sanitätsdienst in Bezug auf Wohlthlitfg. 
kelt: armenarzt liehe Districte lür ambulante Arnienpraxis; 

— ärztliche Tl.ätigkeit in den Armenpflegschaiten; — Aimen- 
pfleganstalten und deren Braulsichiigung und Zuslai.d in sa- 
niiäilicher Beziehung; — Zahl der einlach und doppelt Ver- 
waisten, Vorsorge lür deren Gesundheitspflege in Waisen- 
häusern oder sonst; — Kinderbewahranstat.en; — Zahl der 
Kostklnder und Vorsorge für deren Gesundheit; Wünsche und 
Vorschläge in diesen Beziehungen. 



Df. Veterinärwesen: Zahl der Thierärzte, Huf- 
schmiede, Wasenmeister, Vieh- und Fleischbeschauer; — Be- 
tragen und Wirken derselben; — vorherrschende Krankhei- 
ten und Epizootieen unter den Hausthieren; Ursachen und 
Charakter derselben; — Geltung der Vorschriften gegen Fem- 
haltung von Seuchen und Beschädigungen durch Tbiere; — 
Pfuschereien im Veterinärwesen; — Zustand der Wasenstät- 
ten; — bezügliche Wünsche und Anträge, 

(Fortsetzung folgt.) 

Henofi^um Anhalt -Deflsaa-Köthen. 

Regulativ. Die Physikatsprüfung der Aerzte be- 
trefTend. 

%. 1. Die Anstellung als Polizei- und Gerichtsarzt, so- 
wie die Befähigung, auf Erfordern der Gerichtsbehörden den 
angestellten Gerichtsarzt zu vertreten, setzt in der Regel das 
Bestehen der Physikatsprüfung vor cler inländischen Prttfungs- 
behörde voraus, (cf. Gesetz Nr. 306. §. 2. alin. 2.) 

S. 2. Zu der PhysikatsprüKing dürfen nur ' solch e*Doc- 
toren der Medizin, Chirurgie und Geburtshilfe zugelassen 
werden, welche bei den ärztlichen Prüfungen wenigstens die 
zweite Censur erhalten haben, seit mindestens 5 Jahren ap- 
probirt sind und in gutem moralischen Rufe stehen. Ueber 
die Zulassung entscheidet die Herzogliche Regierung, von 
welcher die Examinationscommission (S.3) mit der Vornahme 
der Physikatsprüfung in jedem einzelnen Falle beauftragt 
wird. 

§. 3. Die Prüfungscommission besteht: 

1) aus dem Dirigenten der Regierung, Abiheilung des 
Innern, als Vorsitzendem, 

2) dem Regierungsmedizinalrath , 

3) einem ärztlichen HitgUede des Medizinalcollegii und 

4) dem pharmazeutischen Medizinalassessor. 

Wegen Zuziehung eines juristischen Hitgliedes (eines 
Oberlandesgerichtsrathes oder des Oberstaatsanwaltes) hat das 
Ministerium nach Befinden das Weitere anzuordnen. 

8. 4. Die Physikatsprüfung zerfällt in einen praktischen, 
einen schrifUichen und einen mündlichen Theil. 

%. 5. Die praktische Prüfung bestehet : 

a) in der Besichtigung und Oeflhung eines Leichnams in 
Form einer Legalsektion, 

b) in einer Gemütbszustandsuntersuchung. 

Bei den vorstehend genannten Verrichtungen, die unter 
Oberaufsicht des Regierungsmedizinalrathes geschehen, wird 
von den zu Prüfenden der Befund sofort zu Protokoll diktirt, 
das motivirte Gutachten aber der schriftlichen Einrdchung 
vorbehalten. 

S. 6. Zum Behufe der schriftlichen Prüfung wird dem 
Kandidaten ein aus dem Fache der Sanitätspolizei zu wählen- 
des Thema übergeben, welches derselbe binnen 12 Wochen 
zu bearbeiten hat. 

S. 7. Die mündliche Prüfung erstreckt sich über das 

Sanze Gebiet der forensischen Meoizin und soll hauptsächlich 
azu dienen, die Vertrautheit des Kandidaten mit der bezüg- 
lichen Straf- und Polizeigesetzgebung des Herzoglhums zu 
erkunden. 

S. 8. Ueber den Ausfall der gesammten Prüfung wird 
von der Commission Bericht an die Herzogliche Regierung, 
erstattet, welche nach Befinden dem Kandidaten entweder die 
Approbation ertheilt, oder denselben für immer oder nur auf 
eine gewisse Zeit abweist 

$. 9. An Prüfungsgebühren werden ausser den baaren 
Auslagen der Prülungscommission 5 Thaler erhoben, welche 
in die Bureaukasse der' Herzoglichen Regierung fliessen. 
Dessau, den 5. Mai 1857. 

Herzogl. Anhaltisches Staatsministerium. 

Henogthtim Axihalt-Bemburg. 

Die Schaafpockenimpfung betr. 

Wir Alexander Carl etc. und Friedrike etc. ver- 
ordnen zur Herstellung einer Gleichmässigkeit in den Sanl- 
läismaassrcgeln beim Ausbruche der Schaalpocken auf Antrag 
Unseres Staatsministeriums, wie folgt: 

S. 1. Die Bestimmungen des landesherrlichen Edicts ▼• 
110. April 1817, die Schulzpockenimpfung der Schaafe betr.. 
Werden aufgehoben. 

S. 2. Die Schaalbesilzer sind verpflichtef, den Ausbruch 
von Pocken oder die ausgelührle Pockenimpfung unter ihren 
Schaafen sofort der Ortspulizeiverwaltung anzuzeigen« 
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g. 3. Die OrlffDoIiseiverwalUing aiims von dieser Anseige 
die angrenzenden Ortschaften und das Kreisamt sofort In 
Kenntniss setzen. 

%. 4. Die Schaare der Ortschaft, unter denen die Pocken 
ausgebrochen oder geimpft, sowie die gesunden Schaafe der 
angrenzenden Ortschatten dürfen nur bis zu 200 Schritten von 
der Grenze weiden, so dass zwischen den beiderseitigen 
Schaafen ein wddefreier Raum von 400 Schritten hergestellt 
wird. Ueber diese Abgrenzungen hat das Kreisamt das Wei- 
tere anzuordnen. 

S. 5. Die Aufhebung dieser Trennung der Weideplätze 
erfolgt sechs Wochen nach völlig erloschener Krankheit. 

g. 6. Sobald die Pocken unter den Schaafen einer Ge- 
meinde ausgebrochen oder durch Impfung entstanden sind, 
ist jeder Verkauf oder Tausch selbst der anscheinend gesun- 
den Schaafe bis zur Zeit, wo die Krankheit völlig aufgehört 
bat, verboten. 

$: 7. Contraventionen gegen die Bestimmungen der 
gg. 2, 4, 5 und 6 werden mit einer Strafe von ^fünf bis zu 
fünfziff Thalern belegt. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Herzoglichen Insiegel. 

Hoym, am 22. April 1858. 
A. Carl, H. z. Anhalt. (L. S.) Friedrike, H. z. Anhalt. 

«. Im Auftrage: Hagemann. 



Bettungsprämie und Oebühran des Antes als saoh- 
▼eratSndiger Zeuge vor Gericht. 

Von Dr. W<xxmann in Breslau. 

Seit zwei Jahren* erlässt das Königl. Polizeipräsidium in 
Breslau beim Beginn strengerer Kälte im Polizei- und Frem- 
denblatte eine Warnung vor dem vorzeitigen Schtiessen der 
Ofenklappen und macht darauf aufmerksam, dass im Fall da- 
durch verursachten Unglücks, besonders wenn ein Menschen- 
leben dabei verloren geht, der Urheber des Unglücks mit 
der Strafe bedroht wird, welche gegen Tödtung aus Fahr- 
lässigkeit im Gesetz ausgesprochen ist. Die Frage nach der 
Natur des Kohlenoxydgases und nach den Bedingungen unter 
welchen dasselbe eine töiitliche Einwirkung auf den mensch- 
lichen Organismus auszuüben pflegt, hat damit eine kriminal- 
rechlUcbe Bedeutung gewonnen. Den folgenden Fall aber 
theile ich nicht um dieser Willen mit, sondern weil er be- 
weist, dass ein praktischer Arzt in die La^e kommen kann 
unter Umständen mehrere Stunden lang sich mit Wiederbe- 
lebungsanstrengungen zu beschäftigen «und demnach auf die 
ausgesetzte Prämie zu verzichten, wenn ermittelt ist, dass 
der Verunglückte nur von Kohlenoxydgas betäubt und nicht 
wirklich scheintodt war; dass derselbe Arzt hinterher noch 
SU weitläufigen, zeilraubenden, gerichtlichen Verhandtungen 
zugezogen werden kann, an deren Ende der Staat ihm durch 
die zuständige Behörde zu erkennen geben lässl: du thatest 
nichts wie deine Schuldigkeit und darfst nun unangefochten 
dich im Besitze deiner Approbation glücklich- fühlen. Die 
Sache verhält sich, wie folgt. Zwei junge Leute, ein Rie- 
mergesell und ein Lakirer, die in eip<!m Zimmer zusammen- 

Sewohnt, wurden eines Tages In früher Morgenstunde in dem 
ette nebeneinander von Kohlengas betäubt gefunden. Ich 
wurde, hfrtzugerufen und leistete Beiden meine Hülfe. Der 
Eine wurde nach ungefähr dreistündigen Bemühungen wieder 
vollkommen wohl, der Andere starb am .Abend desselben 
Tages im hiesigen „barmherzigen Brüderspital *^ wohin er der 
besseren Abwarlung wegen gebracht worden war. Die Aus- 
sage des Genesenen, dass er fünf Stunden nach Erlöschen 
des Feuers die Klappe des Ofens geschlossen habe, wurde 
die Veranlassung, dass man ihn in Untersuchung zog. Ich 
wurde gerichtlicher Seils aufgefordert, einem Obduktionster- 
min beizuwohnen und von dem damit beaultragten Referen- 
darius darüber vernommen, ob nicht irgend eine andere To- 
desursache vielleicht zu vermuthen wäre. Einige Tage darauf 
erhielt ich eine Vorladung vor die I. Drputatfon des Königl. 
Stadtgerichtes um als Zeuge in dieser Sache vernommen zu 
werden. Der Tirmin war auf O^/ii Uhr anberaumt; ind(*ssen 
hatte ich 3y2 Stunde lang Zeit im Vursaai über den W.rth 
verlorener Vormiitagsstunden nachzudenken. Gegen 12 Uhr 
erst wurde ich aufgerufen. Ich glaubte nun, der Vorladung 
gemäss ; nur als Zeuge über Thatsachen bekunden zu müs- 



sen. Der inquirirende Richter aber veranlasste mich von 
vornherein und der Vertheidiger des Angeklagten, sowie der 
Staatsanwalt dazwischen zur Beantwortung folgender Fragen: 
1) woran ich erkannt hätte, dass die Todesursache des Sta- 
bengenossen des Angeklagten eine Kohlenoxydgasvergiftung 
und nicht eine andere gewesen sei? 2) weiches die eigen- 
thümlichen Wirkungen des Gases seien? 3) ob dem Ofen 
auch dann eine das Leben ffeßbrdende Menge des Gases 
entströmen könne, wenn die iTlappe nicht geschlossen würde 
und ob Erfahrungen darüber vorlägen? Uenug. man wird 
zugeben, dass ich diese und ähnliche Fragen nicht in meiner 
Eigenschaft als Zeuge beantworten konnte , sondern dieselben 
als Sachverstandiger beantworten musste, ich halbe ein mo- 
tivirles mündUches Gutachten abgegeben, wie man es von 
einem gerichtlichen oder Polizeiphysikus hätte verlangen 
müssen« Da nun in der Preussischen Medizinallaxe sich am 
Schlüsse der für gerichtliche Aerzte festgesetzten Gebühren- 
norm folgender Passus beCndet: „wenn ein nicht gerichtlicher 
Arzt oder Wundarzt die Stelle eines Kreis - oder gerichtlichen 
Wundarztes versieht, so kommen ihm auch dieselben Gebüh- 
ren zu, welche dieser letzlere erhalten haben wUfde'% so 
habe ich mir erlaubt dem Königlichen Stadtgericht Tür beide 
Termine zu liquidiren. Hierauf empGng ich den Bescheid, 
dass ich als Zeuge vorgeladen worden sei und Zeugen, in- 
sofern sie zu den eximiiten Personen gehörten, auf Zeugen- 
gebUhren keinen Anspruch machen dürlten. Hierbei habe ich 
lür meine Person »mich beruhigt, in der Hoffnung auf die- 
sem Wege zu erfahren, wie Andere darüber denken und zu 
welchem Zwecke jenen angeführten Passus der Medizinaitaxe 
ferner zu verwenden sei? 
Breslau, im April. 

■ 

Bemerkung der Redaktion. Die Redaktion ist der 
Ansicht, dass es dem Herrn Einsender, wenn er sich an die 
höhere Medizinal-, resp. Justizinstanz gewendet hätte, ge- 
lungen sein würde , seinen Anspruch auf die Rettungsprämio 
und auf die ihm seiner Eigenschaft als Sachverständiger zu- 
stehenden Gebühren anerkannt zu sehen. 



Die BmzmenwSMer Berlins. 

Von Dr. L. Pi^fpenheim und Beurksphysicus Dr. Schulz 

in Berlin. 

Die Brunnenwässer sind eine der natürlichen Quellen In* 
nerhalb derer dem animalischen Leben sprocesse die für den- 
selben erforderlichen anorganischen Stoffe zur Wechselwir^ 
kung und Aneignung gebeten werden. Aus dem Verhallniss 
der Anwesenheit dieser Stoffe im Wasser, im Verein mit den 
in den Nahrungsmitteln enlhaltenen Mengen derselben, resul- 
tirt der Begriff: der normnlen Trink- und Speisewässer. Ein 
Mangel der erforderten Bestandtheile, oder das Vorhandensein 
solcher Stoffe, welche dem Lebensprocesse nachtheilig sind, 

giebt den Begriff: der anomalen Trink- und Speisewässer, 
urch die Dauer und Stetigkeit des Einflusses wird die rela- 
tive Einwirkung der Brunnenwässer aul den Gesundheitszu- 
stand der Anwohner erhöht 

Die Brunnenwässer sind femer als die Träger der aus 
den unterliegenden Bodenschichten gelösten Bestandtheile, 
durch die quali- und quanlitativen Verhältnisse dieser der 
Spiegel der Schichtenlage und Beschaffenheit des Bodens und, 
insofern aus der Wechselwirkung dieser mit der Atmosphäre 
eine der Hauptquellen der klimalischen Verhältnisse sich er- 

äiebt auch als typos für diese ein Moment von grosser Be- 
eulung. 

Endlich geben die Brunnenwässer durch das Vorhanden- 
sein solcher S.offe in denselben, welche sich als die Pro- 
dukte des animalischen Lebensprocesses zu erkennen geben, 
den Gradmesser iür die Fortschritte und die Ausdehnung der 
umwohnenden Bevölkerung und das Eindringen der durch 
diese ausgeschiedenen Stoffe in den Boden. 

In diesen allgemeinen Richlungen ist die Wichtigkeit der 
Brunnenwässer überhaupt und ihre besondere Bedeutung als 
Moment der Salubriiät und Mortalität zu suchen. Diese 
Wichtigkeit ist auch kaum irgendwo in Zweifel gezogen wor- 
den. Nur ist sie bis jetzt, bei. der Si-hwierigkeit «lex Fest- 
stellung irgend welch« r motivirter, normaler Grundzüge und 
bei der NOihwendi^keit umfassender UniersucLungen überwie- 
gend eine doctrinare gehliehen. 

In Berlin hat das Polizeipräsidium im Hinblick auf die 
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abm angenihrl«! sanftätspollzeHichen UommUe den Bnuinan- 
wisseni fieriin» grosse AufmerksaialLell logfeweMtetr Im rm* 
«Bfenen Jahre ist Dr. Pappenhelm, wetehar tidi null der 
Cfltersttchiiog von BroaneDwässera schon jahrelang beachMUgl 
halte imkI der die Schwierigkeit der umfaaseaden Wasserana** 
lysen nach einer charakteristischen Methode tm tereinfachen 
bemüht war« durch das PoUseiprisIdiMi veraniesst wordeii: 
nach vorheriger Rücksprache mit dem Geheimen Mediainalnrth 
Professor Dr. Mitscherlich 20 Berliner BrunnenwasMT 
cheaiisch zu «itersuQh^a. — 

Besaltate ler Daiersaehaig 20 Berilaer Bramieawifser 
von Dr. L» Papjpenheim. 

Ich hebe vckm 3. Mai bis aum 22. Augnsl d. J. anranaig 
BerUner Brunnenwässer auf ihren Gehali an Chlor, Kalk, 
reducirenden Gasen, Eisen und Schwefelsfinre untersucht 
Diese Studie war unCeraommen worden um der Directton dte 
Grundlage au weiteren, specielleren Uatersuchuagen ttber die 
Beziehungen zu gewähren, die vielleichl zwischen den ver-^ 
schiedenen epidemiologischen Bgenthümlichkeiten verschie- 
dener Theile Berlins in der in denselben vorberrsclienden 
Trinkwasserbeschaffenheit existiren. 

Da die Brunnenwässer erfahrungsgemess in Hirer chemi^ 
scheu Ziisammeisetaung , abgesehen von anderen Ursachen, 
auch nach dem Weiler variiren, ganz besonders der Wechsel 
von Trockenheit und längerem Regen darauf von Einflnss ist, 
so ist die Zeit, während welcher die Untersnchungen vorge*- 
nommen worden sind, ihrer gleichmässigen Trookenbeft we* 
gen, als eine sehr günstige zu bezeichnen. 

(FortsaAiung folgt.) 
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BerUm. Die Zahl der im Monat April d.J. gemeldeten Pocken- 
erkrankangen betrag 825, von deaen 728 gvhnpft, 80 nicht ge- 
impft waren;' bei 17 war über die Iropfung Dicht« zu ermitteln. Die 
Zahl der in demselben Monate an den Pocken Verstorbenen betrag 
62, von denen 41 geimpft und 21 nicht geimpft waren. 

BtatiatUc dar Xettafn- und Flurmaeieftndlrenden auf den daatwhan 
Valvaialtataa Im Sommer 1857 und im Winter IS^^s^ betrag die 
Anzahl der Mediziner, höheren Chirurgen und Fharmaceuten vor ei- 
nem Jahr 2390, im Sommer 2415, im laufenden Semester ist sie 
2417. Obenan steht BerUn mit 306; dann (olgitn Wünburg mit 280,. 
Leipzig mit 227, München mit 194, Giessen mit 168, Göttingen mit 
158, Tübingen mit 134, Erlangen mit 128, Breslau mit 126, Greila- 
wald mit 109, Heidelberg mit 107, Königsberg mit 96, Bonn mit 88, 
Marburg mit 81, Freiburg mit 55, Jena mil 53, Halle mit 40, Ro- 
stock mit 35, Kiel mit 10. Die Mitlelzahl ist 127, welche von den 
erstgenannten 8 ÜDiversitäten überschritten ifird. Das Verbältniss der 
Ausländer zu den Inländern ist am günstigsten in Würzbarg, wo es 
66Proc6Bt beträgt; dann folgen Heidelberg mit 47, Göttingen mit 42, 
Borlin mit 25, Leipzig und Jena mit 22, Marburg mit 19» München 
mit 18, Giessen mit 16, Halle mit 12, Tübingen mit 11, Kiel mit 
10, Erlangen mil 8, Königsberg mit 7, Breslau mit 6, Bonn mit 5, 
' Freiburg und Greifswald mit 3 , Rostock mit 2 Procent. 

YersenduBg ehemiaeher und phannaoantiseher Mtpnrate. Um den 
Fabrikanten chemisober und pharmacentiseher Präparate, s#wie den 
Droguisten ynannehmlicbkeiten bei Versendung Jener Fabrikate nach 
Rttssland zu ersparen, machen wir darauf aufmerksam, daas nener^ 
dings die Einfuhr von einer grossen Menge Arznei- und Apotlieker- 
waaren gänzlich verboten ist. Man sieht russischer Seite die einhei- 
mische Chemie als fähig an, den Bedürfnissen des Inlandes an ge- 
nannten Fabrikaten zu befriedigen. Wenn dies bis jetzt nicht ge- 
schehen sei, so trage nur die Concnrrenz des Auslandes daran Schuld, 
desshalb müsse diese abgewendet werden. Wie unhaltbar eine solche 
Moiivirung ist, leuchtet von selbst ein. Für Deutsehe, namentlich 
Berliner Fabrikanten, erwachsen daraus nicht unbedeutende Verluste. 

Auf der Königl. Preussischcn Ostbahn darf die Versendung che- 
mischer Präparate in kleinen Quantitäten fflr die Folge nur an nach- 
stehenden Tagen stattfinden: 1) in der Richtung Königsberg bis 
Frankfurt: von Königsberg bis incl. Gfildenboden Jeden Sonnabend, 
von Elbing bis incl. Miasteczno Jeden Sonnlag, von Schneidemfihl 
bis incL Lebus jeden Montag; 2) in der Richtung Frankfurt- Königs- 
berg: von Frankfurt bis incl. Driesen jeden Donnerstag, von Kreuz 
bis incl. Pelplin jeden Freitag, von Dirschau bis incl. Kobbelbude 
jeden Sonnabend; 3) in der Richtung Danzig- Dirschau jeden Sönur 
abend; 4) in der Richtung Dirschau -Danzig jeden Montag. 



fitntsek« Eanfttal In Lendan. Das deotoehe fiotpflal in Lnndon, 
dessen segensreiche Wirksamkeit binreidien4 bekannt ist, bereitet 
einen Aufruf an alle Deutschen vor, um sie zu einer Unterstützung 
dieses Instituts aufzufordern. Die freiwilligen Beiträge reichen eben 
nur mit genauer Noth aus, um die 3500 Pfd. jähdicher Unterstützungs- 
kosten aufzubringen, vnd das Cornit^ sieht keine Möglichkeit wt 
rtoh, die drückende Schuldenlast von 1500 Pfd., weiche dnrefa ntt« 
nmg^gUch nothwendig gewordene Neubauten und RepariMren anl» 
standen ist , abzufragen. Sa hat daher bescUosaen , im Mai det 
kommenden Jahres einen grossen Basar zum besten des Hospititls in 
London zu veranstalten, und bittet, wie vor zehn Jahren, um Bei> 
träge deutscher Kunst und deutschen Fleisses und um Geschenke 
afler Art, wie die Liebe sie an <fie Hand giebt, sei es an Porzellan, 
Glas, Kisenarbeiten , Zeichnungen, weibUchen Handarbeiten u.s.w. 

Für Gegenstände, welche nicht zn umfangreich sind, übernimmt 
die Redaction des Arehlves die Veimitlainng der Uebcrsendung. — « 

VMsfrafsn auf dar ITniwnüftt Bottoek. In Gemftsdielt des |. it 
dsa am 26. Mars 1838 kndesberrlidi bestätigten und am 7. Septem- 
ber 1842 abgeänderten Regulativs für die Stellung vwk Preisfragen 
an die Studirenden auf dar Landesunivarsitüt zu Raatook wird bekannt 
gemacht : 

1. Einer Arbeit über die vorjährige Aufgabe der philosophischen 
Facuhät: 

Chemische Untersuchung des Ostseewassers in der Kähe der 
• Mecklenburgischen Küste, mit Berücksichtigung aller Umstände, 
welche auf den wechselnden Salagehalt vnn Einflnss sein 
können , 
ist der volle Geldpreis luerkannt worden. 
Der Verfasser derselben ist 

der Studiosus chemiae Dr. August Welsmann ans 
Frankfurt a. M. 
Für das nächste Jahr sind folgende Preisfragen gestellt. 
Von der medicinischen Facullät: 
JEa mOgan naah dem Standpnttkle hestigor WtoseMabaA die 
Grundzüge der senMottBche» Ldve vom PWse entwickelt und die 
Früchte nachgewiesen werden, welche aus ihr für die theoretische 
und practische Medicin erwachsen. Vorangeachickt werde ein histo- 
rischer Abriss vom Ursprünge und Fortgange dieser Lehre.** 
Rostock ,31. März 1858. 

Reetor und ConsiÜum lier Universität. 



Panonalehrenlk. Freuwten. Die pract. Aerzte Dr. Gnerike 
an Landsberg a/W. und Dr. L. Posner zu Berlin haben den Charak- 
ter ab Santtätsrath erhalten. 

Ernannt: Der prakt Arzt Dr. Rosbach zum Physikns^des 
Stadtkreises Trier, der Thierarzt Rueck zum Kreisthierarzt iür die 
Kreise Ahrweiler und Adenau, Stabsarzt Dr. Dietrich zum Stabs» 
und Garnisonsarzt in Minden, der Marineassistenzarzt Dr. Günther 
znm Stabsarzt und Marinearzt 2. Kl. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Otto in Stettin, Dr. 
Liebmeister in GrcifswaU, Dr. Brehme in Erfurt, Dr. Bilert 
und Dr. Blume in Münster, Dr. Geller in Ahrweiler, Dr. Weber* 
in Bonn, Dr. Krautkausen in Odenkirchen, Dr. Winter in Velr 
pert, Dr. Hammerschmied in Elberfeldt, Thierarzt 1. Kl. Grebin 
in Wirsitz. Apotheker Kayser hat die Seume'sche Apotheke zn 
Mflhlhausen, Apotheker Albers die Strassburg'sche Apotheke in 
Kerpen gekaafl. 

Der prakt. Arat Dv. Bergson in Berlin hat für eine Abhandlang 
über die Bronchial - Neuralgien von der Sezione medica della Societa 
d'lncorraggiomento di Scienze in Mailand den dafür auageaetaten Preis 
erhalten. > 

Gestorben: Kreisphysikus Dr. Brosius in Steinfurt , Dr. 
Brüggemann zu Hopsten, Kreiswundarzt Haye in Elbing, Rreis- 
wundarzt Lisch e in Wittenberge, Stabs- und Bat. Arzt Dr. Hell- 
berg in Berlin. 

Vaoant: Das Kreispbysikat des Kreises Steinfurt, Reg. Bes. 
Münster. In Alt-Ruppin wu-d dieNiederlassung eines Arztea dringttid 
gewünscht. 

Sachsen.' Gestorben; Wundarzt C. Schlad'ilz in Leipzig. 

Hannover, Vacant: Die Stelle eines Arztes, »Wundarztes 
und Geburtshelfers in Bissendorf, Amts Schiedehausen. 

SckmHimbur/('8onderihaH$en. Dem Dr. med. C. Klemm Ist 
die Erlaubniss zur Ausübung der inneren und äusseren Heilkunde 
ertheilt und Keula als Wohnsitz angewiesen worden. 

KeuMM, Gestorben. Bataill. Arzt Dr. Soaatag in Gera. 

Uesatn-Uomhurg. Ernannt: Der KönigL Preuas. Stabsarst 
Dr. Deetz von Berlin zum Medizinalrath in Homburg. 



Zur Baohrieht H. Medlz. Ra(h Dr. E. in L. Wir werden sehr 
gern die Vorschläge acceptiren und dieselben, wenn dies nur irgend 
unser Raum gestattet, autnehmen. 

H. Apotheker F. B. in W. Wir werden Gelegenbeft .haben hi 
einer der nächsten Nr. des Archives Ihrem Wunsche, das Medizinal* 
gewicht betr. entgegen zu kommen. 

H. Dr. S. in S. Ersuchen wir sich in der uns berichteten An» 
gelegenheit an die Regierung zn K. zu wenden. D. R. 



Redaclionsbureau bei 0. A. Ziurek, Berlin, WilÜelmsIrasse 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckfcehriflcn für das Archiv durch die Verlagshandlung nnd die Hirschw^ld'sche Buchhandlung n Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Junge'schen UniTersil&Ubnchdruckerei in Erlangen. 
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Hedtcinalgesetzgebnng und Offen tlichen Gesandheitspflege 

ftlr Aerste, Apotheker und Beamte. 

HeransfegebcD von Dr. E. UOJXER, Ref.> end Medle.>Ralh im Kanigl. Polizei -PrUidioni in Berlin und 0. A. ZIUREK, Apotheker. 



mtliche BekinDtmachnngen : Pfeutsen: Die Verziinnng kupferner GeKiie, die Anwendiuig'deB He diz inaige wieb- 
lei im Handverkanfe , die Venneidongen der VergUtaag mit Wasiencbierling ; Bayern: Die Entsltuog von inilichen Jahreibe- 
richten; Sachaen: Wnthkranfce Thiere. ' — Wiasenscbaftliche Abhandlnngen: Die BniQneawiHer Berlini von Dr. L. 
Pappenkeim oad Dr. Schnlz in Berlin. — Nolisen und CorreipondeDi-Nackrichten : GesundheiUpflege der Fariienar- 
beiter, Impferfolge , 8chle»Liclier Verein lor Heilnng enner Augenkränker. — Kritik: Hörn. Prenssiiche Hediiisalgesctie. — 
PerioDalcbronib. — Znr Nachriebt. 



Frevsami. 
Die Verzinnung^ kupferner Gefässe betr. 
Auf den Bericht vom — er>yledre ich der K. Regierung, 
dass mit Rücksicht auf die Bemerkung derselben und weil 
eine chemische Einwirkung kohlensauren Wassers auf die 
Verzinnung kupferner Geschirre Überhaupt nicht zu befürch- 
ten ist, eine Ausdehnung des Verbots verzinnter kupferner 
Geschirre in Apotheken auf die zur Bereitung künstlicher 
Ulneralwässer zu benutzenden Geschb-re anzuordnen, keine 
Veranlassung vorliegt. 

Berlin, den ?4. Hai 18Ö8. 
' Der Hinist, d. Gestl.-, Unterr.- u. Hed. Ang. 

Im Auftrage Lehnert. 
Ao die K. Regierung zu N. 

Die Anwendung des Hedlzinalgewicblea für 
den Handverkauf betr. 

Ew. Wohlgeb. erwiedre Ich auf die Vorstellung vom 14. 
d. H., dass das gegenwärtig geltende Hedlztnalgewlcht bis 
zu dem Zeilpunkt, mit welcbem die Bestimmung In S- 4 des 
Gesetzes vom 17, Hai 1856, die Einlühmng eines neuen 
Landesgewichts betr., in Kraft tritt, sowohl für die Receptur, 
als auch für den Handverkauf in den ApoÜieken beizube- 
hallen ist. 

Beriln, den 17. Hai 1858. 

Der Hinist, d. Geistl.-, Unterr.- u. Med. Ang. 
TOn Raum er. 
An die Apolhekenbesltzer Herren Hedizlnalassessor Dr. 
Schacht nnd Vogt*). 



Die Vermeidung der Ver,glftungen mit Was- 
serschierling betr. 

Nachfolgende Polizeiverordnung: 

Auf Grund des $. 11 des Gesetzes vom 11. HSrz 18&0 
über die Polizeiverwaitung verordnet das Königl. Polizeiprä- 
sidium Itir den engeren Folizeitpezirk Berlins, unter Aufhe- 
bung der Verordnung vom 24. Harz 1806 und der darauf 
Bezug habenden Beiunntmachung vom 3. Hai 1850 (Berliner 
Intelligenzblatt vom Jahre 1850, Nr. 115), was folgt: Znr 
Vermeldong von Vergiftungen, welche durch den Genuss des 
Wasserschierlings herbeigeführt werden können, sind Holz- 
händler, Zimmerleute und jeder andere, welcher Holzlager 
aof den hiesigen Gewässern hält, oder die Aufsicht darüBra' 
Rihrt , bei Vermeidung einer Geldstrafe bis zu 5 Thlra, oder 
Im Unvermögens falle verhältnissmässiger GefSngnisssIrafe — 
sofern nicht nach den bestehenden Strafgesetzen eine höhere 
Strafe verwirkt Ist — verpflichtet, das Holz, ehe solches 
zum Gebrauch ausgeschwemmt wira, von dem auf demselben 
etwa befindlichen Wasserschierling zu reinigen und letzterea 
dergestalt zu vertilgen, dass er von Niemand In Besitz und 
Gebrauch genommen werden kann. 
Berlin, den 18. Hai 1853. 

Königl. Folizelpräsidion). 
wird hierdurch repuhllcirt. 

Berlin, den I.Hai 1858. 

Königl. Polizeipräsidium. Freiherr v. Zedlltz. 



*) Obiger Beicheid lit den Herren Apothekern HediiinalaiteiMr 
Dr. Sebaebt und Vogt tn Berlin, welche aicb an daaKgl. 



Hediz. UtniiteriDm mit der Frage gewendel: „ob die preoati- 
■chen Apolbeker vom 1. Jnll c. ab, ■leb beim HeodTerkantB 
des nenen Landetgemchle* bedienen mOHten. oder ob ei ih- 
nen geilaltel «ei, bis rar ginilicben AnAebang dea bitberigan 
lUediiinalge wieblet, da« lelitere Back im Handverkanft ansa- 



(Die Erstattung von ärztlichen Jahresberichten betreffend.) Zu Nr.21 und 22 des Archlves. 
(Foriaetznng.) 
b. Tabelle A. ad 16,579. 
Ue her Gebarten und SterbefSlle nach Alter und Geschlecht Im Bezirke N. im Jahre 18 — 
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0. Tabelie B. ad 16^79. 
lieber das Mediclnalpersonale im Bezirke N. pro 18— 



Wduort. 



Vor- u. Zu- 



Taff, Monat n. 
\nme, Fami-ll J«!i^f 



lieDfltand. 



Seil wann 



proinovirt 

resp. 
approbirl. 



im 
Bealrke 

IhäUg. 



Fixe Bezüge 

aus Staats- 

Districts- 

Gemeinde« 

Casseii. 



OualificaUon a. Conduite 



HD 

Berufe. 



in morali- 

scher und 

sonstiger 

Beziehung. 



Bemerkuugen. 



a) Praktische Aerzte. 

b) Landfirzte. 

c) Chirurgen. 

d) Zahnärzte, Augenärzte etc. 

e) Homöopathen etc. 

f) Bader älterer Ordnung. 

«) Bader neuerer Ordnung. 
) Apotheker. 
I) Hebammen. 



Wohnort. 



d. Tabelle C. ad 16,579. 
lieber das Veterinär-Personale im Bezirke N. pro 18-~ 



a) Veterinärärzte. 

b) Hofbeschlagschmiede. 

c) mit einzelnen thierärzt- 
lichen Functionen Be- 
traute. 

d) Wasenmeister. 



Vor- und Zu- 
name, Famil- 
ienstand. 



Seit wann 
im Berufe. 



Fixe Bezüge aus 



eigenen 
Anwesen. 



Staats -Di- 

slricts-etc. 

Casseo. 



Oualification 

im 

Berufe. 



Conduite in 

moralischer 

und sonstiger 

Beziehung. 



Benerkimgeii. 



(FoHietxoDe; folgt.) 



Sachsen. 

An sämmtl. Polizeiobrigkeiten des Leipziger Regier. Bezirkes. 

Wuthkranke Thiere betr. 

Im Bereiche des hiesigen Regierungsbezirkes sind neuer- 
dings wiederholt Fälle des Ausbruchs der Wuthkrankheit bei 
Thieren vorgekommen. 

Die Königl. Kreisdirection findet Sich hierdurch nicht nur 
veranlasst, sämmtlicben Polizeiobrigkeiten ihres Verwaltungs- 
bezirkes beim Eintreten derartiger Falle die ungesäumte An- 
ordnung der diesfalls in dem Inandate vom 2. April 1796 ge- 
troffenen Vorkehrungen wiederholt einzuschärfen , sondern 
erachtet auch für nothwendig, dass nicht allein, wie es nach 
der Ministerialverordnung vom 9. Februar 1839 ohnehin schon 
zu geschehen hat, von jedem durch den Biss wuthkranker 
Thiere verursachten Todesfälle, sondern überhaupt von jedem 
Falle des Ausbruchs der Wuthkrankheit bei Thieren^ auch 
wenn es sich vorläufig hierbei nur um einen Verdacht han- 
delt, Anzeige Anher erstattet werde. 

Die Polizeibehörden des hiesigen Regierungsbezirkes ha- 
ben hiernach das Erforderliche zu besorgen. 
Leipziff , am 28. April 1858. 

Königl. Kreisdirection, von Burgsdorf f. 



1 



Die Brunnenwässer Berlins. 

(FortsetzQDg.) 



Chlor und Eisen gedachte ich in den Wässern maass- 
analytisch zu bestimmen; die Anwesenheit des Schwefelwas- 
serstoffes sollte durch Blei erkannt, durch freies Jod gemes- 
sen werden; andere reducirende Gase sollten in ihrer Exi- 
stenz durch Einleiten in siedende Chlorgoldlösung festgestellt . 
werden ; Kalk und Schwefelsäure itir welche eine gute maass- 



analytische Methode noch nicht exisUrt, sollten durch Oxal- 
säure und Baryt gewichtsanalytisch bestimmt werden. Hier- 
bei wird bemerkt, dass ich auf die Nothwendigkdt^ Gewichts- 
bestimmungen der Schwefelsäure in den Bereich dieser Vor- 
studie zu ziehen, erst im Verlaufe derselben aufmerksam 
wurde, als ich ein sehr abweichendes Verhalten einiger mit 
Salzsäure behandelnden Wässer hiesiger Brunnen gegen Chior- 
baryum gefunden hatte. Es finden sich daher unter den 20 
Brunnen nur 8, in welchen die Schwefelsäure bestimmt wor- 
den ist. 

Die maassanalytische Bestimmung des Chlors mit litrirt^ 
Silberlösung und einfach chromsauren Kali als Indicator war 
bei den hiesigen Wässern, wie bei allen die ich bisher aus 
Brunnen untersucht habe, vollkommen brauchbar. Ich kann 
diese Gelegenheit nicht vorüber gehen lassen ohne anzufüh- 
ren, dass ich bei früh^en Chlorbestimmungen mich des dop- 
pelt chromSauren Salzes bedient und die Veränderung des 
erst käsigen Niederschlages in einen feinpulvrigen als Indi- 
cator bönulzt habe. Herr Medizinalralh Dr. Mohr in Coblenz, 
dem ich «Hese neue Chlorbesiimmungsmethode vor nun bald 
2 Jahren mittheilte und der seiner Ireundlichen Antwort ge- 
mäss dieselbe gleichzeitig mit mir gefunden hatte, bedient 
sich des neutralen chromsauren Kalis und dies ist entschie- 
den besser, da man dabei aus der Farbenyeränderung der 
Lösung urtheilen kann, ohne das Absetzen des Niederschla- 
ges abwarten zu müssen. Herr Dr. Mohr wird dies mein 
ParUcipiren an der Auffindung der neuen Chlorbesümmung, 
das er in seinem Lehrbuch der Titrirmethode anzuführen ver- 
ffessen hat, bei Gelegenheit wohl einmal anführen. 

Leider erwies sich die Maassanalyse zur Eisenbeslimmung 
hier als unbrauchbar. Ich fällte in dem zu untersuchenden Was- 
ser mit Ammon oder Natron, filtrirte ab, wusch aus, leitete 
zur Reduction des Eisenoxyds Schwefelwasserstoff durch die 
saure Lösung, bis dieselbe stark danach roch, kochte auf 
zur Verjagung des überschüssigen Gases, Hess in geschlossen 
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neu Kottn erkalteii und tiirlrie daim niH Ctwnaeleon. Kon- 
sftint erhielt ich hier gans onffewöhniich hohe Eisenzahlen, 
die mit der Schwäche der Färbung voUlioininen in Wider* 
spmch standen, weiche durch Rhodanlcalium in dem mit Chlor- 
wasserstoff eingedampften Wasser, das nachtraglich noch mit 
Salpetersäure behandelt worden war, hervorgeruren wurde. 
Es wurde mir sehr wahrscheinlich, dass die organischen 
Stoffe , welche der Niederschlag enthielt, den das Aleali in 
dem BniMienwasser hervorgemien, lür sich auch Chamaeleon 
ra entiärben vermochten, also im Sinne des vorhandenen Ei- 
senoxyduls wirkend, die Zahlen des letzteren grösser er- 
scheinen lassen mussten als sie es wirklich waren. Dies Sach- 
verhältniss wurde zur Gewissheit, als der Niederschlag ge- 
trocknet und geglüht und dann in saurer Lösung durch Schwe- 
felwasserstoff reduzirt wurde. Hierbei ergaben sich ange- 
messene kleine Chamaeleonverbrauchszahlen. Diese aber 
waren Ar ein Litre nicht gross genug, um zuverlässige 
Schlüsse gewähren zu können und da ausserdem dies Ver- 
fahren einer Filtration, Trocknung, Glühung erforderte, ehe 
ich zur maassanalytischen Bestimmung gelangen konnte, da 
dasselbe femer eine Umänderung meines Arbeitsplans dadurch 
herbeiführen musste, dass ich iür die EisenbesUmmung allein 
mindestens 3 — 4 Litres Wasser zu nehmen hatte, die ein Fil- 
ter passiren mussten, gab ich die quantitative Eisenbestim- 
mung auf und stellte nur seine Anwesenheit, unter Berück- 
sichtigung der stärkeren oder schwächeren Reaktion auf Schwe- 
felcyankalium fest. 

Das Einleiten des aus dem Wasser durch Kochen ent- 
wickelten Gases in siedend heisse Chlorgoldlösung bezieht 
äch auf reduzirende Gase, die nicht Schweielwassersioff wa- 
ren. Ich habe derartige Gase in meinem früheren Wohn- 
orte (Kosten) sehr reichlich in den Brunnenwässern, hier 
aber nicht gefunden. 

Alle Kalk- und Schwefelsäurebestimmungen sind mit 
Sorgfalt gemacht. Niemals ist das Befeuchten des geglühten 
Oxalsäuren Kalkes mit kohlensauren Ammon und vollständiges 
Austrocluien des kohlensauren Kalkes vor dem Wiegen un- 
terlassen worden. Da oxalsaures Ammon aus Eisenlösungen 
auch Eisen ausfüllt, wurde da, wo ein Brunnenwasser sich 
schon ohne Eindampfung eisenhaltig gegen Rhodankalium be- 
wies, das Elsen zwar aus der saizsauren und mit Salmiak 
versetzten, neutralisirten Lösung entltmt, ehe zur Ausfallung 
des Kalkes geschritten wurde. Wo nur Spuren von Eisen 
sich kundgaben', geschah dies nicht, und in diesem Falle 
zeigte der geglühte kohlensaure Kalk auch diese Eisenspu- 
ren, die ich jedoch so extrem unbedeutend fand, dass ich 
dieselben von dem Kalksalze nicht erst in Abzug brachte; 
mit verdünnter Salpetersäure erwärmt, färbte sich nach dem 
Erkalten die Lösung des Kalksalzes durch Schwelelcyankalium 
nur schlvach lichtrosenroth. 

Beim Erwärmen des Brunnenwassers mit Chlorwasser- 
stoff zum Zweck des Ausiällens der Schwefelsäure durch 
Chlorbaryum habe ich niemals in den 8 Fällen der beigelüg- 
ten Tabelle eine Ausscheidung von Kieselsäure bemerkt, 
die bei einer in der Tabelle nicht angelührten Probe von 
Spreewasser (entnommen von einer Pumpe an der Fischer- 
brücke auf dem Fischmarktplatz) am 20. August sehr stark 
eintrat ohne dennoch bedeutend genug zu sein, um von 
1 Litre gewogen werden zu können. Das Spreewasser war 
zuvor klar fiitrirt worden. 

Nach diesen nothwendigen Anführungen gehe ich zur 
Betrachtung der Zahlenresuitule der Tabelle Über. 

Dieselbe ergiebt sich hinsichtlich des Chlorgehaltes: 
Schwankungen zwischen 0,U56— 0,266 Gramme pro 
Litre. 

Die Lokalität der Brunnen reiht sieh vom Minimum mm 
Maximum an Chlor vorschreitend folgendermassen auf: 

1) Eichhornstrasse und Stralauerstrasse. 

2) Jägerstrasse und Oberwallstrassenecke. 

3) Königsstrasse 34 und Albrechtsstrasse 16. 

4) Wilhelmstrasse, Oranienburgerslrasse , Leipzigerstr. 
vor dem Kriegsministerium. 

ö) Friedrichsstrasse 229, Sebastianstresse am Louisen- 
kirchhof, Töpfers Hotel. 

6) Rosenthalerstrasse, Brüderstrasse, Neue Promenade. 

7) Neue Königs^rasse, Commandaiitenstrasse. 

8) Dessauerstrasse. 

9) Friedrichstrasse 35. 

10) Charlotten- und Leipzigerstrassenecke. 

Im Allgemeinen zeigen die Brunnen einen um 
so grösseren Chlorgehalt, je mehr sie sich von 



dem Ufer eines Spreearmes oder Kanales entfer- 
nen und erreicht die Verschiedenheit den extre- 
men Grad des Ein- und mehr als Vierfachen. Füh- 
ren die Chlormetalle, wie wahrscheinlich, auch Jod, so ist 
diese extreme Verschiedenheit kaum ohne alle ätiologische 
Bedeutsamkeit. Inwiefern eben auch die Chlormetalle gern 
andere, sonst schwer oder unlösliche Substanzen in Lösung 
bringen, ist ihr starkes Vorherrschen in einzelnen Lokalitäten 
auch von Bedeutung. 

Das Chlor scheint aus den Schichten zu stammen, auf 
welche die Stadt gebaut ist; die chlorftthrenden Schichten 
liegen aber tieler als einige Fuss, denn ich habe den schwar- 
zen humosen Sand, der im Hofe meines Wohnhauses einige 
Fuss tief herausgegraben war, an Chlor, Schwefelsäure, 
Phosphorsäure extrem arm und reich nur an Humussäure ge-. 
funden, die denselben an kohlensaures Wasser gar nicht, 
dagegen in grosser Menge an ammoniakalisches abgab. Ich 
werde auf diese ThatSache bei Gelegenheit der Mittheilung 
meiner Studien über die organischen Bestandtheile der Brun- 
nenwasser zurückkommen. 

Das Wasser unserer Brunnen scheint ein Filtrat des 
Spreewassers zu sein, das eben durch chlorreiche Schichten 
fiitrirt. 

Diese Schichten scheinen nicht gleichmässig gyp- 
sig zu sein: der Chlorgehalt ist am stärksten bei dem von 
der Spree soweit entfernten Wasser von Nr. 20 (Hotel de 
France), die Schwefelsäure aber ist am stärksten in Nr. 18, 
der dem flicssenden Wasser näher liegt. Auch der Brun- 
nen in Töpfers Hotel (Karlsstrasse) ist reicher an Schwerel- 
säure als der vom Wasser entfernten, vor dem Kriegsministe- 
rium. Will man die Schwefelsäure von einem anderen Ge- 
halte als dem Gypse herleiten, so gilt über die Gleichmässlg- 
keit der Vertheilung dasselbe. 

Der Schwefelsäuregebalt variirt in den 7Fäl- 
len der Tabelle zwischen 0,014Grm. proLiter und 
0,175 Grm. Das ist eine sehr frappante Verschiedenheit, 
und es ist nicht wahrscheinUch, dass dieselbe ätiologisch 
ohne alle Bedeutung bliebe. ^ 

Das schwefelsaure Salz des Wassers, höchst wahrschein- 
lich Gyps, wird in manchen Brunnen Berlins durch die or- 
ffanischen Bestandtheile reducirt, und durch Einwirkung der 
Kohlensäure wird Schwefelwasserstoff frd. Dies ist seit län- 
gerer Zeit bei dem Brunnen Eichhornstrasse 1 (ein 'ganz 
neues Haus) der Fall, dessen Wasser mit titrirter Jodlösung 
und Stärke gemessen 0,(X)5 Grm. SchwefelwasserstoiT aufwies. 
Der Brunnen, Friedrichsstrasse 35, hat vorübergehende Schwe- 
felwasserstoflentwickelung. Vor dem Regen, am 17. August, 
.war dieselbe stark, am 19. (nach dreitägigem Regen) fand 
ich nur ungewisse Spuren. Diese SchwefelwasserstofTbildung 
ist hygienisch von unzweifelhalter Bedeutung, nur beziehe 
ich dieselbe weniger auf den Fall, da das Wasser schon durch 
starke EntwickeTung zurückslösst, als auf den, da es erst 
Spuren des Gases enthält: im ersten Falle trinkt das Wasser 
Niemand, im letzteren wohl Mancher, und vielleicht haben 
diese SchwefelwasserstoiTspuren die gastrischen , typhösen 
Siörungen zu vertreten, die in der Trockenheit so gern vor- 
kommen. Dieser Punkt bedarf einiger Ueberwachung durch 
die Sanitätspolizei. 

Der Kalkgehalt variirt zwischen 0,102 Grm. 
ro Liter und 0,430 Grm., also zwischen dem Ein- und 
ierfachen. Die Stralaucr und Eichhornstrasse sind es 
hier, wie beim Chlor, welche dem fliessenden Wasser am 
nächsten, auch die niedrigsten Zahlen haben, welche betreffs 
des Kallies, wie beim Chlor, auch die interessante Erschei- 
nung fast absoluter Gleichheit zeigen: nämlich Chlor in bei- 
den 0,056 pro Litre, Kalk in der Eichhomstrasse 0,104, in der 
Stralauerstrasse 0,102 Grm. Der vom fliessenden Wasser 
weit entfcrnle Brunnen vor dem Hotel de France hat, wie 
hohe Chlorzahl auch hohen Kalkgehalt. Aber die Gypsnester 
in den Schieiiten vermögen dem Wasser auch stellenweise 
schon bei geringer Entfernung vom Flusse mit der Schwe- 
felsäure einen stärkeren Kalkgehalt zu geben, wie Friedrich - 
Strasse 35. Ja es scheint der Kalkgebalt unserer Brunnen- 
wässer in bedeutender Abhängigkeit voin Gyps zu sein, da 
im Gegensatze zu dem genannten Brunnen der in der Brüder- 
strasse neben niedriger Schwefelsäure auch schwachen Kalk- 
gehalt zeigt, während die chlorärmeren Brunnen Nr. 13 und 
14 bei höherem Schwefelsäuregehalte sofort auch viel höhe- 
ren Kalkgehalt zeigen; in anderen Brunnen tritt dies mehr in 
den Hintergrund. Diejenigen Brunnenwässer, die ich stärkre 
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eineiiff te , Wessen auch in der Thai viel Gyps fallen , obgleich 
die Flüssiffkeit stark mit Salzsäure angesäuert war« 

Am kalkreichsten ist der Brunnen der Dessauerstrasse. 
Dies scheint sich auf Brunnen dieser Gegend überhaupt su 
beziehen und die von mir beobachtete Thatsache zu erklären, 
dass die Brunnen dieses Yierlels, ganz besonders die der 
' Schönebergerstrasse nach wenigen Stunden Regen schon sich 
trüben , wälirend andere entferntere Brunnen noch völlig kla- 
res Wasser geben. Hygienische Bedeutung bat dieser Kalk- 
gehaltverschiedenheit wonl schwerlich. Neben dem Kalk kom- 
men namhallte M a f; n es ia mengen in unsern Wässern vor. 
Ich habe dieselbe wohl aus mehreren Brunnen nach der Ab- 
scheidung des Kalkgehaltes als phosphorsaure Ammonmagne- 
sia ausgefällt, aber nicht gewogen. 

Durchweg führen die untersuchten Brunnen Eisen, aber 
die Menge variirt in hohem Grade. Einzelne Wässer, wie 
das Friedrichstrasse 229, geben nach dem Erwärmen mit 
reiner Salpetersäure, erkaltet, mit Schwerelcyankalium eine 
ganz gesättigt rothe Färbung, ohne dass es hierzu einer 
Einengung bedürfte; andere musste ich von 200 CG. auf 20 — 
30 — oOOC. bringen um ein lichtes Rosenroth zu bekommen. 
In der Tabelle ist dies mit ,,starke^ oder „schwache^' Spur 
bezeichnet. — 

(Fortsetsun^ folgt.) 



Ute zur öffenUlchen Kenntoist um dadorcb Anlasf zu geben , dase 
zu Gunsten der an Augenfibeln leidenden Armen von gedachter An- 
stalt in geeigneten Fällen Gebranch gemacht und auch fernerwelt 
durch Beiträge dem Vereine die nölbigen Mittel zu seinem Fgrtwir- 
ken gewährt wurden. 

Aufmerksam wird dabei aneh darauf gemacht, dass die aufzuneh- 
menden Kranken vorher angemeldet werden rafissen. 



OesimdlLeitspflege dar Farbenarbeiter. A. Che vallier schildert in 
dem Aprilhcfle der Annales d'hygiene publique die Gefahren, von 
denen die Gesundheit der Arbeiter, welche feine Farben zu- 
bereiten, betroflfen wird. Diese Arbeiter, täglich 13 Stunden lang 
stehend vor einem Tische, gegen welchen der Arbeiter sich in der 
Höhe des Magens stützt, mit Zerreiben der Farben beschäftigt, 
sind hauptsächlich durch den Staub der grossen Quantitäten von koh- 
lensaurem Blei, welche sie verreiben, und durch den Staub der Far- 
ben , welche sie durchsieben , gefährdet. Sie arbeiten gewöhnlich in 
engen , schlecht gelüfteten Lokalen , und suchen zwar durch Taschen- 
tücher vor dem Staube sich zu schützen; wie unvollkommen aber 
dieser Schutz ist , sieht man , wenn sie das Taschentuch entfernen, 
denn das Gesicht ist mit Farbstaub bedeckt, und beim Schnauben 
der Nase ergibt sich, dass die Substanzen, die sie pulverisirt haben, 
auch eingeathmet worden sind. Die Krankheiten, an denen diese 
Arbeiter leiden, sind Durchfälle, Koliken, Magenfibel, Erbrechen, 
Schmerzen in den Armen und Beinen; die Erkrankungen sind von 
längerer oder kürzerer Dauer , oft sehr schwer und langwierig. 

Chcvallier empfiehlt als Schutzmittel: 

1) die Werkstätten zu lüften und nicht mit Arbeiter zu fiber- 
fOllen; 

2) zum Durchsieben nur mit Deckeln versehene Siebe zu be- 
nutzen ; 

3) giftige Substanzen in abgesonderten Räumen zu reiben und 
zu sieben; 

4) den Arbeitern Wasser zu Gebote zu stellen, damit sie sich 
vor der Mahlzeit und ehe sie die Arbeit verlassen , Hände und Ge- 
sicht reinigen; 

5) die Arbeitszeit abzukürzen. 

Impforfolgo. Den * vorliegenden amtlichen Impflisten zufolge 
sind im Reg. Bezirk Harlenwerder von den für das vergangene Jahr 
in den Impflisten eingetragenen 23162 Individuen 20526 mit Erfolg 
geimpn worden. 

Im Reg. Bezirk Düsseldorf sind in die Iropflisten aufgenommen 
worden 40536 Individuen. Hiervon gehen ab 6214, welche vor der 
Impfung gestorben, todtgeboren und ausgewandert sind Es blieben 
zu impfen 34322. Mit Erfolg wurden hiervon geimpft 32382. 

Sebleiiicher TereiiL nur Heilong armer Augeakranker. Aus dem 
Jahresbericht des genannten Vereines geht hervor, dass in dem sechs- 
jährigen Bestehen desselben 6288 Augenkranke behandelt worden 
sind, worunter sich 170 am grauen Staar Operirte befinden. 

Diese sehr bedeutende Anzahl der in Behandlung gewesenen 
Augenkranken spricht dafür, dass die von dem Verein errichtete 
Anstalt für die Provinz Schlesien eine grosse Wohlthat ist. 

Im Jahre 1857 kamen 1631 Augenkranke in ärztliche Behand- 
lung, Davon besuchten 1458 ambulaiorisch die Heilanstalt und 
173 Kranke wurden in die Anstalt selbst aufgenommen. Von den 
1631 Aogenkranken wurden 1196 geheilt, 215 gebessert, 98 unheil- 
bar entlassen, 43 blieben fort, 79 sind gegenwärtig noch in Knr. 

Unter den Operationen die verrichtet wurden, war die des grauen 
Staars 45 mal (35 mal mit dem besten , 2 mal mit nicht ganz voll- 
ständigen, 8 mal mit ungünstigem Erfolge, die Aosschneidung eines 
Theiles des Iris wurde 34 mal , die Abtragung der Lidränder 12 mal 
ausgeführt. 

Die Königl. Regierung zu Liegnitz bringt diese günstigen Resnl- 



Kritik. Das Prenssische Medizinal wesen. Aas amtlichen Quel- 
len dargestellt von Dr. Wilhelm Hörn, Geheimer Medizinal- und 
vortragender Rath im K. Ministerium der Geistl.-, Unterr.- und Med. 
Ang. u. s. w. Zweiler (specieller) Theil. Berlin, 1858, bei August 
HirsChwald. 557. gr. 8. 

Mit dem Erscheinen dieses zweiten Theiles ist eine Sammlung 
vollendet, deren Zuverlässigkeit und Selbstständigkeit durch die 
amtliche Stellung des Herrn Verfassers verbürgt wird , und deren An- 
ordnung überall höchst zweckmässig ist. Durch das dem zweiten 
Theile angehängte Sachregister wird überdiess der Gebrauch dessel- 
ben wesentlich erleichtert. 

Wir dürfen , wie diess bereits amtlich von dem Herrn Chef des 
Pr. Medizinalwesens geschehen ist, diess Werk allen Pr. Medizinalbe- 
amten empfehlen. Es wird dasselbe aber auch Nichtbeamteten Aerz- 
ten, sowie vielen Medicin alpers onen des Auslandes als eine treue 
Darstellung des gegenwärtigen Zustandes des Pr. Medicinalwesens 
gewiss willkommen sein. 



PeraonaltihroBüc. FreuiMen, Niedergelassen: Die prakt. 
Aerzte Dr. Kemtz in Erfurt, Dr. Faupel in Warburg, Dr. Teil hi 
Cöln , Dr. B r a n d in Kavelaer , Dr. H i 11 m a n n in Heinsberg , Dr. 
Halfter in Storkow, Dr. Gärber in Beuthen o. 8., Dr. Hammer- 
schmidt in Elberfeldt; der Thierarzt I. Kl. Digmann in Denna. 
Der Apotheker 1. Kl. Zi cgier hat die Apotheke in Borgholzhausen 
übernommen, der Apotheker Klein die Strattmann*sche Apotheke 
in Salzkotten gekauft. 

Orden: Der prakt. Arzt Dr. Tuerstig zu Neusatz im Kreise 
F r e i s t a d t den rothen Adierorden IV. Kl. 

Gestorben: Kreiswandarzt Zorn in Wassenberg, Leue in 
Danzig, Thierarzt Schüler in Eupen. 

Bnyerti, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. Weiss zum Land- 
gerichtsarzt in Neumarkt a. R. und Dr. Schönleitner zum Land- 
gerichtsarzt in Tittmonlg. 

Versetzt: Die Landgerichtsärzte Dr. L. Martin nach Was- 
serburg, Dr. Ott nach Neuulm, Dr. Jo ebner nach Mindeiheim. 
Die Erlaubniss zur freien Praxis erhielten Regim. Arzt hu Zech'm 
Sendung und Dr. Esterhammer zu Planegg. 

Sachsen. Dem Dr. med. Frey er in Bnrgstädt die Function ei- 
nes Impfarztes auch im VI. Distrikt des IV. Medizinalbezkrkes über- 
tragen. 

Hannover, Vacant: Die Stelle eines Arztes in der Stadt 
Springe. 

Die Entlassung bewilligt: Dem Oberarzt Dr. KöUner 
vom Gardebnsarenregiment. 

Gestorben: Dr. med. Varges in Springe. 

Oldenburg, Ernannt: Zum Director der Irrcnheilanstalt Me- 
dizinalrath Dr. Kelp, zum Assistenzarzt Dr. von Harbou. Der 
Physikus Meyer in Neuenburg zum Physikus des Kreises Olden- 
burg und Mitglied des Medizinalcollegii, Physikus Dr. Teppen hörn 
in Kloppenburg zum Physikus des Kreises Neuenburg. Die genann- 
ten Pbysici sind zu Obergerichtsärzten für die Kreise Oldenburg und 
Varel designirt. 

Versetzt: Dr. med. H o 11 m a n n von Z wischenahr nach Neuen- 
burg, Dr. Müller nach Zwischenahr. 

SächstMche Herxogthümer, Vacant: Die Administration ei- 
ner Apotheke ist sogleich oder zu Michaelis anzutreten. 

Aassau. Ernannt: Dr. Frickhöfer zum Medizinalaceessi- 
sten in Langen seh walbach. 

Die Entlassung bewilligt: {Dem Medizinalaecesslst Dr. 
Genth zu Langenschwalbach. 

Die Prüfung bestanden: Die Medizinalassistenten Dr. Hess 
zu Strüht, Dr. Thilenius zu Soden, Dr. Vogler zu Ems, Win- 
nen zu Eppstefn, Schmelzeis zu Uflngen, Thierarzt Brachel zu 
Niederiahnstein ; die Candldaten der Heilkunde Dr. F. Pagen Ste- 
cher von Wiesbaden, C. Hey mann von Dietz, Dr. F. Bau mann 
von Wiesbaden, Dr. F. Schenk von Nastätten, P. Christ von 
Loreh, der Candidat der Pharmacle Cr atz von Eltville. 

Schwar%burg ' Rud^kisiadt. Dr. med. A. Strubel in Leate- 
berg die Erlaubniss zur Ausübung der medizin. Praxis. 

Uamfßurg. Die Concession zur Apotheke in Moorfleth nebst 
Concessionen zu Dispensirstuben in Ochsenwärder , AUermöhe und 
Billwärder ist vacant. Bewerber werden aufgefordert ihre Adressen 
bei der Landherrenschaft der Marschlande (hohe Bleichen Nr. 22) in 
Hamburg einzureichen. 

Zur Vaohricht. H. Geh. Med. Rath Dr. F. In V. Unsem erge- 
benen Dank für die Mitlheilung. D. Red.. 
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Preusseiu 

Die Handels- and Fakturenbücher der Apothe- 
ker betr. 

Der Königl. Regierung erwledre ich auf den Bericht — , 
dass ich das von derselben eingeflihrte Verfahren bei den 
Apothekenrevisfonen die Handeis- und Fakturenbücher der 
Apotheker Behufs Beuriheilung der Bezugsquellen und der 
Einkaufspreise der Waaren, sowie des Laufs der Geschäfls- 
fllhrung durch die Revisionen einsehen zu lassen, für ange- 
messen nicht erachten kann. 

Es ist Aufgabe der Revisoren, durch eigne Anschauung 
und sachgemässe Prüfung aller Waarenbestände zu ermitteln, 
ob der Apotheker seine PfBcfat, so^olil rohe als auch zube- 
reitete Arzneimittel nur in möglichiit bester Beschidrenhelt 
und Güte vorrSthig zu halten, gewissenhaft nachgekommen 
ist. Hierbei wird das etwaige Vorfinden unzulässiger, ge-'-^ 
lingefer Sorten von Droguen, sei es im ganzen oder ver- 
kleinerten Zustande, die Absicht des Apothekers, aus dem 
Deblt wohlfeilerer Arzneien unerlaubten Gewinn zu ziehen, 
mit mehr Wahrheit erkennen lassen, als das zeitraubende 
Durchmustern von Jahre hindurch autgesammeiten Rechnun- 

fen. Ueber den ordnungsmässigen^ Geschäftsbetrieb aber 
ünnen die Revisoren schon aus der BeschafTeilheit sSmmlli- 
cher innerer Einrichtungen einer Apotheke hinlänglichen Atxf- 
i^Eluä«! einlangen, da die Art der Verwaltung den wesientlfch- 
sten EhiflhiSs auf den allgemeinen Zustand der Apotheke aus- 
üben muss. Der Einsicht in die Handelsbücher dbr Apothe- 
kenbesitzer bedarf es hierzu nicht und kann die Gestattung 
derselben den Apothekern Im Interesse der Mediidnalpolizei 
'Hiebt zugemuthet f^erden. Demgemdss kann Ich dem Antrage 
d(dr Kdra'gl. Regierung, den Apothekern die Vorlegung der 
Fakturenbücher nebst den Ori^nalwaarem-eiihnungen bei den 
Apothekenrdvisionen aufzugeben, und der eventuellen An- 
wendung von Zwangsmitteln zur Durcbftihrung dieser H&ss- 
regel meine Zustimmung nicht ertheilen. 
Berlin, 17. Mai 1858. 

Der Minist, d. geisll.-, Unterr.- und Med. Ang. 
Im Auftrage: Lehnert* 
An die Kgl Regier, zu IJ. 

Gerichtliche Gebühren der Aerzte'betr. 

Unter Hinweisung auf die Amisblattsbekannlmachung vom 
9. April 1854, S. 119 machen wir die Aerzte und Wundärzte 
wiederholt darauf aufmerksam, dass die Licpiidationen hin- 
sichtlich der auf den Kriminalfonds anzuweisenden Gebühren 
nach dem im Amtsblatt pro 1851 S.32 abgedruckten Schema 
aufgestellt und dass in allen Fällen, wo der liquidirende Arzt 
oder Wundarzt ausnahmsweise auf einen höheren, als 
den aus dem Kriminalfonds nur zulässigen fiscalischen Satz 
Anspruch machen zu können fflaubt, jedesmal die besonderen 
Motive einer höhern Taxe in der Bemerkungskolonne der Li- 
quidation angeführt werden müssen, indem grundsätzlich nur 
die niedrigsten Sätze der überhaupt zulässigen Gebühren an- 
gewiesen werden können. Bei Liquidationen Tür Atteste über 
den Gesundheits - oder Krankheitszustand oder eine Verletzung 
muss in der vierten Kolonne des Formulars ausdrücklich an- 



gegeben werden, ob die Untersuchung In oder ausserhalb 
der Wohnung des Arztes geschehen, also ob Nr. 7 oder Nr.8 
V. A der im Amtsblatt pro 1816 S. 238 abgedruckten Taxe 
Anwendung findet. Für die Folge werden oiejenigen Liqul*- 
dationen, welche nicht genau den aufgestellten Erfordernissen 
entsprechen, zurückgewiesen oder die Üquidirten höhern Sätze 
ohne Weiteres reduzirt werden. 

Wir bringen bei dieser Gelegenheit auch in Erinnerung, 
dass sowohl von den Wundärzten, wie den Krelsphysikem 
und allen sonstiffen gerichtlichen Aerzten bei auswärtigen ge- 
richAlichen Gescnäften, für deren Verrichtung am Vrohnorte 
des Beamten besondere Gebühren passiren, für alle Tage der 
Abwesenheit vom Wohnorte Diäten berechnet werden können, 
faUs diese mehr als jene Gebühren betragen. 
Aachen, den 4. Mal 1858. 
KönigL Regierung, Abtheilung fllr die Verwaltung 
der Steuern, Domainen und Forsten. 

Die mit Sachsen-Altenburg bestehende Ver* 
einbarung über Lelchenpässenetr. 

Im Verfolg meiner Verfügung vom 12. Januar d. J. wird 
die Königl. Regierung zur Nachachtung und weiteren Mltthet- 
lung an die Landräthö und Polizeibehörden Ihres Bezirks hier- 
durch in Kenntniss gesetzt, dass nunmehr auch mit der Her- 
zoglich Sachsen - altenburgisöhen Regierung das Abkommen 
getroffen worden ist, dass die von den kompetenten Behörden 
des einen Staates ausgestellten Leichenpässe für ausreichend 
erachtet werden, um den Transport von Leichen auch im 
Gebiete des andern Staates zü gestatten. 
Berlin, den 17. März 1858. 

Der Hinister des Innern, von Westphalen. 

An sämmtliche Königl. Regierungen und an das Polizei- 
präsidium zu Berlin. 

Bayern. • 

(Die Erstattung von ärztlichen Jahresberich- 
ten betr. Zu Nr. 21, 22 und 23 des Archlves. 

(Fortsetzung.) 

n. Nr. 10,685. (Die Herstellung medidniscber Topogra- 
phieen und Ethnographieen betr.) 

Staatsministerium des Innern. Unter Bezugnahme auf die 
am Heutigen ergangene Verfügung wegen Erstattung der Jah- 
resberichte durch die Physikate wird in Ansehung der Her- 
stellung* von medizinisch - topographischen und ettinographi- 
schen Beschreibungen der Physikatsbezirke, welche als sta- 
bile Grundlage der Jahresberichte erscheinen, hiemit welter 
bestimmt was folgt: 

1) Binnen drei Jahren sollen für sämmtliche Physikats- 
bezirke medizinisch -topographische und ethnographische Be- 
schreibungen hergestellt werden. 

2) Diese Beschreibungen haben insbesondere Folgendes 
zu umfassen: 

A. In topographischer Hinsicht: Lage des Bezir- 
kes nach den geographischen Länge- und Breitegraden, dann 
i nach der Höhe über der Meeresfläche; — natürliche und po^ 
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Utische Gräiuen; — KUma des Bezirkes nadi der herrschen- 
den Temperatur^ nach herrschenden Winden, Regen. Nebeln, 
Schnee und Hagel; Wechsel der Jahreszeiten und des KUma 
in denselben; — Zeit der Saat und Aerndte; — geognostische 
Beschaffenheit des Bodens im Allgemeinen; Gebirgsbildung; 
Bodengattung nach Ober- und Unterlage; Quellen, Bidie, 
FIttsso, Teiche, Siimpfe und Moore; Ueberschwemmungen; — 
Bodencultur; Yertheilung des Landes in Oedung, Wald, Wie- 
sen, Feld und Gärten; Fruchtbarkeit des Bodras; — Natur- 
erzeugnisse von medizinischer Bedeutung, wie Mineralwässer, 
officineUe Pflanzen, Mineralien etc. 

B. In ethnographischer Hinsicht: Charakteristi- 
sches in der physischen und intetlecluellen Constitution der 
Bezirksbevölkerung; Yertheilung der Bevölkerung im Bezirke; 
Verhältniss der Zahlen der Geschlechter, der Altersklassen, 
der Verehelichten, Yerwitlibten und Unverheirathelen; — 
Wohnungsverhältnisse im Allgemeinen und insbesondere be- 
züglich auf Yereinödung oder Zusammensiedelung, auf Zu- 
dichtwohnen, auf Bauaniago und Baumaterial, auf Heitzmate- 
rial und Feuerungs weise; auf Höhe der Fenster, Beschaffen- 
heit der Fussböden, Lage der Aborte und Dungstäiten an 
den Wohnhäusern; — Kleidungsweise nach Yerschiedenheit 
von Geschlecht , Stand, Alter und Jahreszeit; Stoff und Mode 
in Kleidung; — Nahrungs weise, ob vorherrschend vom Pflan- 
zen- oder Thierreiche, reichlich oder ärmlich; Bereilungs- 
weise der Speisen; Getränke, natürliche und künstlich -er- 
zeugte; Ernährung der Kinder im ersten Lebensjahre; — 
Beschäftigung der Bewohner; Yerwendung der Jugend zu 
schwerer oder sonst ungeeigneter Arbeit; Fabrik- und ähn- 
liche Arbeit; Zeileintheüung lUrRuhe und Arbeit; — Lager- 
stätten, deren Beschaffenheit und iocale Unterbringung; — 
Wohlsland, Yerhällniss der Wohlhabenden, Reichen und Ar- 
men; Reinlichkeit in und ausser den Häusern; an Wäsche 
und Kleidung; Neigung zum Baden; — Yergnügungen, Feste, 
besondere tinwohnlieiten; — eheliches Leben, gewöhnliche 
Zeit der Eingehung desselben; Hang zur Ehelosigkeit; Frucht- 
barkeit; Geschlechtsausschweifung; Achtsamkeit bei Schwan- 
geren und Wöchnerinnen; — geistige Constitution der Be- 
völkerung; Neigung zu höherer Ausbildung; Yerharren an 
der Heimalh und il^em Leben; religiöse Haltung desYolkes; 
Hang zu MysUcismus, Schwärmerei, Aberglauben. Es ist hie- 
bei selbstverständlich y dass in der Regel die Gerichlsärzte 
nur einen Theil dieser Aui'gabe nach eigenen Beobachtungen 
lösen können, dass sie also sachgemäss darauf angewiesen 
sind, den übrigen Theil des benöihigten Materiales aus den 
bereits veröffentlichten wissenschaftlichen Arbeiten, sowie 
aus anderen ihnen zugänglichen Quellen zusammenzustellen. 

3; In allen diesen Beziehungen soll besonderer Bedacht 
darauf genommen werden, dass die topographische und ethno- 
graphische Schilderung dem Arzte jene Momente möglichst se- 
treuund vollständig biete, welche ihm für eine gründliche Lö- 
sung seiner Berufsaufgabe als Arzt und als Organ der Saniläts- 
verwallung dienlich sein können. Hiernach sollen die Gerichts- 
ärzte nicht unterlassen^ bei der Herstellung dieser Bezirks- 
beschreibung am passenden Orte stets diejenigen Beobach- 
tungen und Folgerungen ärztlichen Belanges einzuschalten, 
weiche sich ihnen bei der objecüven Sachbehandlung ver- 
gegenwärtigen. 

4) Das unterzeichnete Staatsministerium beabsichtigt mit- 
telst dieser Yorarbeiten das Material iür eine medizinische 
Topographie und Ethnographie des Landes zu sammebi und 
in solcher Weise die Absicht zu verwirklichen, welche schon 
den bezügticlien Bestimmungen des Medizinaledictes vom 
8. September 1808 zu Grunde lag. Wenn hiebei von der 
Wieucrciniütirung der früher vorgeschriebenen Thermometer-, 
Baruaicler- und Witterungsbeobachtungen durch die Gerichts- 
ärzas, wie von der Evidenthallung von Listen hierüber Um- 
gang genommen wurde, so geschah Dieses in der Yoraus- 
seizung, dass gleichwohl in den verschiedenen Landestheilen 
Geiichisarzte, wie schon bisher, auch diesem Gegenstande 
Ihre Au.merksamkeit soweit wenigstens werden zuwenden, 
dass sie eniweder selbst sich die wichtigeren desfallsigen 
Wahrnehmungen notiren oder Andere, wie Apotheker, Leh- 
rer etc., hiezu veranlassen und solches Material zu benützen 
bemüht sein werden. 

Die kgl. Regierungen, K. d. L, haben nunmehr wegen 
Inangriffnahme dieser Arbeiten und wegen Einholung dersel- 
ben innerhalb eines Zeitraumes von 6 Jahren das Erforder- 
liche zu verlügen, hienach aber unter steter Anlührung der 
Quellen eine medizinische Topographie und Ethnographie des 
Kieises bearbeiten zu lassen und solche bis zum Ablaufe 



des Jahres 1861 mit den Yorlagen der Gerichtsärzte einzu- 
senden. 

München, 21. April 1858. 

Auf Seiner Königl. Majestät Allerhöchsten Befehl. 
Graf von Reigersberg. 

(FortfetzuDg folgt.) 

BaohaexL 

Die deutschen Wohltbätigkeitsverelne in Con- 
stantinopel betr. 

Nach dem Ministerium des Innern zugegangenen offiziel- 
len Mitheilungen bestehen in Constantinopel unter dem Na- 
mem „Evangelisch - Deutscher WohlthätigHeitsverein^^ und 
Deutscher Wohlthätigkelts- (Hilfs-) Yerein" zwei, von dort 
lebenden Deutschen gebildete Gesellschaften, deren nächster 
Zweck dahin geht, unbemittelten deutschen Landsleuten, ohne 
Unterschied der Confession, in Krankheitsrällen die ihnen in 
den türkischen und übrigen Spitälern der Stadt Constanlino- 

6el versagte Cur und Yerpflegung, nach Befinden unentgeld- 
ch, in ihren Hospitälern zu Theil werden zu lassen. Die 
Wirksamkeit dieser Gesellschaften hat sich bisher als eine 
sehr segensreiche erwiesen, und viele Deutsche, darunter 
auch Sachsen und insbesondere sächsische HandwerksgehiUen^ 
welche auf der Reise in Constantinopel erkrankten, haben be- 
reits auf diese Weise, fem von der Heimath, in den Anstal- 
ten dieser beiden Yereine Unterkommen, Yerpflegung und 
ärztliche Hilfe gefunden. 

Bei der von Jahr zu Jahr sich mehrenden Zahl der in 
Constantinopel sich aufhaltenden und Hilfe suchenden Deut- 
schen langen indess die eigenen, in freiwilligen Beiträgen 
bestehenden Mittel jener Yereine nicht aus, um den sich ge- 
stellten wohlthätigen Zwecken nach dem Bedürfnisse zu ge- 
nügen. Dieselben haben sich daher genöthigt gesehen, die 
deutsche Nation zur Unterstützung anzurufen und die Regie- 
rungen der Staaten Deutschlands mit dem Gesuche um Ge- 
stattung von Sammlungen anzugehen. 

Wie nun diesem Antrag berei ts von mehreren Regierunr 

5en entsprochen worden ist, so findet Sich das Ministerium 
es Innern bewogen, die an edle Menschenfreunde im deut- 
schen Yaterlande und insbesondere auch in Sachsen gerich- 
tete Bitte der gedachten Yereine um Theilnahme und iJnter- 
stützunff hierdurch zur öffentlichen Kenntniss zu bringen und 
zur wohlwollenden Berüci(slchtigung, insbesondere auch durch 
Yeranstaltung von Sammlungen in engeren Krisen, denen 
einzelne Ortsbehörden oder Privatpersonen sich zu unterzie- 
hen vielleicht geneigt sein dürden. anffelegentlichst zu em- 
pfehlen. Die den deutschen Wohlthätigkeitsvereinen in Con- 
stantinopel zugedachten Geldbeträge können bei den Kreis- 
directionen und Amtshauptmannschallen, welche hiermit An- 
weisung erhalten, sich der Annahme dieser milden Gaben und 
deren WeiterbeiÖrderung an das Ministerium des Innern zu 
unterziehen, eingezahlt oder eingeliefert werden und sollen, 
wenn und soweit der Geber nicht etwas anderes ausdrücklich 
bestimmt, beiden Yereinen nach gleichen Theilen zufliessen. 
Ueber das Ergebniss der Sammlung wird seiner Zeit beson- 
dere öffentliche Bekanntmachunff erfolgen. 

Gegenwärtige Bekanntmachung ist in allen S- 21 des 
Pressgesetzes vom 14. März 1851 bezeichneten Zeitschriften 
nach Maassffabe $. 14 b der Ausführungsverordnung vom 15. 
desselben Monats abzudrucken. 

Dresden, am 13. April 1858. 

Ministerium des Innern. 
Freih. von Beust. 

Baohsen - MeiniBgeiL 

Die Hundswuth betr. 

Schon im März d. J., zeigte der Grossherzogl. S. Be- 
zirksdirector in Dermbach dem Herzog!. Yerwallungsamt in 
Salzungen an, dass nach den zahirelchen in der Gegend von 
Dermbach vorgekommenen Fällen der Hundswuth eine seu- 
chenartige Yerbreilung dieser Krankheit in der nächsten Zu- 
kunft zu befürchten sei. Darauf kamen in diesem und dem 
vorigen Monat in Liebenstein, Etimarshausen, Möhra, Sal- 
zungen, Altenbreitungen, Farnbach, wülhfge oder wuthver- 
dächtlge Hunde zur Beobachtung, und in Wasungen biss e\n 
Hund dieser Art eine Anzahl von Kühen, bei welchen die 
Wuth auch wirklich zum Ausbruch gelangte. In den Amts- 
bezirken Salzungen und Wasungen wurden auch mehrere 
Menschen durch jene Hunde verietzt, ohne dass jedoch bis- 
her Erkrankungen die Folge gewesen wären. 
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Diese Umrtiinde veranlasMn uns, zu geiaoster AttUdil über 
4ie Hunde und sorgrälUge Beacbtuag und schleunige Anmel* 
dung aller bei denselben sich zeigenden Krankheiten aurzu- 
fordern^ die Vorschriften der Anoninungen vom 9. November 
1836 und vom 2. Hai 1839 über gemeinschädliche und an- 
steckende KranUbeilen der Menschen und Thiere in Erinne- 
rung zu bringen und einzuschärfen und eine schon friUier 
bekannt gemachte Belehrung über Entstehung und Zeichen 
der ToUwuth bei Hunden und andern Hausthieren in der Bei- 
tage A abermals zu veröflentiichen. 
Meiningen, den 19. Mai 1858. 
Herzogl. Staatsminist., Ablheil. des Innern. Giseke. 

Henogthtim Cobxurg. 

Beerdigung von Personen, welche an epide- 
nischen, ansteckenden Krankheiten sterben betr. 

Die Verordnung vom 4. Januar 1812 Band 13 S. 215 der 
Gesetzsammlung ertheilt unter Anderem den Geistlichen die 
Anweisung, allen Personen, welche an epidemischen, anstecken- 
den Krankheiten sterben, keine öffentliche Leichenbegängnisse 
zu verstatten, sondern für die Beerdigung derselben in der 
Stille ^u sorgen. Da diese Verordnung nicht allenthalben 
gehörig befolgt worden ist, so wird dieselbe zur Beachtung 
Siermit in Erinnerung gebracht. 

Coburg, den 7. Mai 1858. 

Herzogl. Sachs. Landesregierung. Ffitz. 

Ffiratenthtim Beusa. 

Schutzpockenimpfung betr. 
Nachdem in Gemässneit %. 4 der mittelst höchster Ver- 
ordnung vom 20. Januar 1857 publizirten Impfordnung, die 
bisher mit Impfdislricten betrauten Chirurgen 2. Klasse von 
der Impfpraxis gänzlich ausgeschlossen, von Fürstlicher Re- 
gierung aber die bisher als Implarzte zugelassenen Chirurgen 
I.Klasse in dieser Eigenschaft beibehalten und mehrere neue 
Impfärzte mit Genehmigung der Fürstlichen Regierung ernannt 
und verpflichtet worden sind, so gestalten sich die Impfdi- 
stirikte des landräthlichen Bezirkes Gera wie folgt*) : 

Indem dless andurch zur öffentlichen Kennlniss gebracht, 
wird^ werden zugleich 
i) alle diejenigen, welche nach der ImpfordiHing zu Impfen 
nicht befiigt sind, darauf aufmerksam gemacht, dass 
nach S. 5 derselben jede unbefugte Impfung mit 5 Tlilr. 
Geld- oder verhältnissmässiger Geßngnissstrafe geahn- 
det werden soll. 
Ingleichen werden 
2) die Herren GeistUchen unter Hinweis auf S. 7 der Impf- 
ordnung ersucht, die jährlichen Impflisten von nun an 
bis zum 31. Januar jeden Jahres anher einzureichen und 
die dazu erforderlichen Formularbocen vorher unter An- 
* zeiffo des Bedarfs auf der landräthQchen Kanzlei abholen 
zu lassen. 
Gera, den 8. April 18S58. 

Fürstl. Reuss-Pl. Landrathsamt Dr. Kressner. 
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Die Bmzinenwfieser BerliiiB**). 

(Fortsetzung.) 



Der Brunnen in der Albrechtsstrasse 16 a (Nr. 10) war 
mir als ein solcher bezeichnet worden, der von einer be- 
nachbarten Gerberei mit Lohe imprägnirt werden sollte 
und deshalb untrinkbar sei. Ich fand das Wasser schon 
beim Eiitfliessen in die Flasche trübe; als ich es nach 
Hause brachte und unserähr 1 Viertelstunde stehen Hess, fand 
ich am Boden des Gelasses einen fast 1 Linie hohen Boden- 
satz, der zwar roth wie Gerberlohe war, aber nicht eine 
Spur von dieser iührte, sondern sich ganz in Salzsäure löste 
und aus Eisenoxyd und kohlensaurem Kalk bestand. 

Die Tabelle hat keine Rubrik liir Salpetersäure. Ich 
führe aber an, dass ich einige der verzeichneten Brunnen- 
wässer auf diese Säure hin wenigstens qualitativ erforscht 
habe, und unter anderen bei Brunnen Nr. 14 schon die stärkste 
ReakUon auf Sälpetersäure bekam als ich 200 CC. auf 20 CC. 

*) Die Distrikte Dnd Namen der Iropfarzte sind in der Personal- 
chronik von Nr 21 des Archives angegeben. D. R. 

**) Durch einen Irrlham sind in Nr. 22 dieser Zci^^ng die Herren 
Dr. Papponhcim und Bezirksphysikus Dr. s<^''ul(z, deren 
hierauf bezügliche Arbeiten hier nur mitget^eiit werden, 
als die Verfasser des Aufsatzes genannt worden. 



einengle. Die PriUmig geschah durch schwefelsaures Elsen- 
oxydul und Schwefelsäure. — 

Einzelne Wässer haben eine leichte TrQbung gezeigt 
Dieae schwand nicht beim Erwärmen des Wassers mit Salz» 
säure; in dem Falle Nr. 18 sdieint dieselbe von einer Spur 
Schwefel gestammt zu haben, die sich aus dem Schwefelwas- 
serstoff abgeschieden halte, welcher letztere einige Tage vor 
dem Regen in dem Wasser bemerkt worden war; in dem 
Falle Nr. 15 sowie In andern hiesigen Brunnenwässern, bei 
welchen Ich nur den Versuch über dUe Ursache ihrer Trü- 
bung gemacht habe, stammte dieselbe weder von Schwefel, 
noch von ausgeschiedenen unlöslichen Salzen, sondern aller 
Wahrscheinlichkeit nach von mikroskopischen Pflanzen. Ich 
habe die betreffenden Wässer nicht miboskopisch untersudit, 
werde dies aber im weiteren Verfolge meiner Arbeilen thun. 
Dass das Wasser unserer Brunnen, aas wohl eben nur filtrir* 
tes, durch verschieden dicke Schichten durchsickerndes Spree- 
wasser ist, von dieser Quelle her eine zur Trübung geeig- 
nete Menge von mikroskopischen Pflanzen und Thieren be- 
ziehen könne, die In den Filterschichten nicht vollständig zu- 
rückbleiben, geht daraus hervor, dass das Spreewasser, wel- 
ches ich aus der Pumpe auf der Fischerbrücke entnahm, nach 
wenigen Miouten konstant die Papierfilter verstopfte, durch 
die ich es laufen liess; gleichzeitig setzten sich grosse 
Mengen schnell sich grünfärbender kleiner 
Kryptogamen auf dem Filtrum ab; Ich musste um schnell 
zu filtriren, die Filter sehr häufig wechseln. Die Trübung 
des Wassers schwand durch Salzsäure auch beim Erwärmen 
nicht, liess sich aber durch gutes Filterpapier entfernen. 

Dieser Punkt scheint einige ätiologische Bedeutsamkeit 
elnzuschliessen : wir überkommen aus dem steilen- 
weise ganz mit Kryptogamen und Infusorien über- 
nuten Wasser der Spree wflhread ihres Laufes durch 
die Stadt eben so wie aus hlherea Spreestellen Zu- 
fluss in unsere Brunnen und dieser Zufluss bringt uns aus 

{'enen einen Theil der kleinen Thiere und Pflanzen und ihrer 
^eichen: indirekt wirken so alle Verunreinifirungen des Flus- 
ses , welche jenen organischen Bildungen Nährstoffe zufiihren, 
schädlich auf unsere Brunnen. Viele der fraglichen organl- 
schen Bildungen müssen sich nothwendig unter dem Einflüsse 
der Jahreszeit und Temperatur befinden, können also im 
Wasser der Spree nur unter gewissen Umständen sich In 
Hasse anhäufen und dann in die Brunnen kommen; zu andern 
Zeiten können sie nicht vegetiren oder mindestens nicht zahl- 
reich genug werden, um in die Brimnen in bemerkbarer und 
zum Influiren auf unsere Gesundheit erforderlicher Zahl ge- 
langen zu können. So bildet sich ein genius epidemicus 
verschieden nach den atmosphärischen Verhältnissen, aber 
nur äusserst indirekt von demselben ausgehend. Halte ich 
zu dieser Betrachlunff, die mehr als den Werth einer Hypo- 
these haben dürfte, die chemisch nothwendige und durch die 
Erfahrung an dem Brunnen, Friedrichstrasse 35, (Tabelle 
Nr. 18) bestätigte Thatsache, dass die organischen Bildungen 
der Erdschichten (gleichviel ob die todten, oder die leben- 
den, dort überiiaupt lebenden oder beim Durchsickern des 
Wassers dort nur sitzen gebliebenen mikroskopischen Bildun- 

Sen) den schwefelsauren Kalk zu Schwefelcalcium reduziren, 
ieses durch Kohlensäure zersetzt und so Schwefelwasserstoff 
frei wird, dass diese gerährilche Metamorphose, wie eben 
der qu. Brunnen beweist, nicht konstant (wie im Brun- 
nen Nr. 9) sondern nur unter gewissen Umständen 
stattfindet: so ergibt sich, dass aucn so sich ein genius epi- 
demicus, nach der Zeit verschieden, von den Brunnen aus 
bilden könne. Beide Momente, die AnfUllung der Brunnen 
mit mikroscopischen organischen Bildungen und das AuRre- 
ten der Schwefelwasscrstoflbildung können von einer Be- 
schaffenheit der atmosphärischen Verhältnisse ausgehen : Dürre; 
walirsciieinlich , ja mehr als dies, ist es dabei, dass Som- 
merdürre der EntWickelung beider gerährlicher Brunnen- 
verunderungen günstiger ist als Winter trockenh ei t, da 
jene di6 Multiplikation des organischen Lebens Im Flusse 
ganz unzweifelhall mehr begünstigen muss als diese. 
Diese beiden Momente: 

1) das Hineinkommen belebter oder gestorbener organischer 
Bildungen aus dem Flusse, wo sie unter gewissen Um- 
ständen unendlich massenhaft auftreten, In die Brunnen; 

2) das mit diesem Umstände, oder mit dem Vorbandensein 
der organischen Stoffe In den Erdschichten überhaupt 
zusammenhängende Auftreten von so kleinen Schwefel- 
wasserstuffmengen im Brunnenwasser, dass die Menschen 
durch ihre Geruchs- und Geschmacksorgane noch nicht 
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von der Gefahr attertiri werden, nnd das Wasaer de^ 

halb noch trinken , 
scheinen mir zunächst als die bedeutsamsten Eif enthiimlich- 
keilen der Berliner Brunnenwässer bezeichnet werden zu miks^ 
sen. Eine bedeutende Anzahl der an einem Flasse geleg«-* 
neu Städte befindet sich genau in demselben Falle wie E^ 
lin, und desshalb hat eine Fortsetzung meiner Untersuchungen 
Bach dieser Seite hin mehr als lokales Interesse. 

Jede andere Recherche der Brunnenwässer von Berlin 
scheint mir dieser vor der Hand untergeordnet werden 
zu müssen; die Fortsetzung meiner Studien bekommt aber^ 
wenn ich diese Richtung einschlagen soll, einen gemischt* 
ten Charakter: es müssen dieselben neben den cheml- 
sdien auch mikroskopische sein. Noch ist dte Jahreszeit dazu 

äeeignet, die Infiltrirung der mikroskopischen Organismen in 
ie Brunnen zu studiren und so wenigstens die all^em^en 
Conturen diestf Erscheinung zu entwerfen, die bis jetzt voii 
den Naturforschem in sofern vernachlässigt worden ist, als 
man die qa. Bildungen in den Brunnen gar nkbt auf eine an- 
dere Quelle als eben auf die Brunnen bezogen hat, während 
Ich dieselbe aus den Flüssen herleite und nur ihre Multipli- 
kation in den Brunnen zueebe. 

Neben diesen ndkrosKopischen Studien, und neben dem 
Nachspüren nach kleinen Mengen Schwefelwasserstoff ge- 
denke ich bei den weiteren Arbeiten nur den quantitati- 
ven Verhältnissen des Chlors, der Salpetersäure, des 
Ammoniaks und soweit es zur Zeit thunlich, den organi- 
schen Stoffen meine Thäligkeit zuzuwenden. — 

Zum Schlüsse muss ich, was oben nicht geschehen, noch 
anführen, dass ich das Wasser aus sämmtlichen Brunnen in 
eigner Person entnommen, dass ich dasselbe immer auf dem 
Uirzesten Wege nach Hause gebracht und, wenn nicht, wie 
Im Brunnen Nr. 10 und Nr. 4 ein Absetzeniassen nothwendfg 
war, sofort in Arbeit nahm. Der Transport des Wassers ge- 
schah in einer luftcHcbt schliessenden Flasche; die in Arbeit 
genommene Quantität war gewöhnlich 3 Litres, hin und wie- 
der 6 Litres ; die maassanalytischen Chlorbestimmungen wurden 
für jedes Wasser 3 mal, selten nur 2 mal, niemals nur Imid 
gemacht; wo das Geringste von einem Niederschlage, der ge- 
wogen werden sollte, verloren ging, wurde die Untersuchung 
an andrem Wasser desselben Brunnens gemacht. Die Pla- 
tinschale, in welcher ich glühte und wog, wurde im Laufe 
der Untersuchung sehr häufig auf Ihr Gewicht geprüft und 
die geringste Veränderung in Rechnung gezogen. Ich glaube 
hiernach meine Zahlen als richtig bezeichnen zu dürfen; mn 
so bedauerlicher wäre es mir, wenn irgend Jemand bei Wie- 
cterholung der Gewicbtsbestimmungen in andern Wetterver- 
hältnissen durch etwas abweichende Zahlen sich dazu veran- 
lasst fUhlte, meine Arbeiten als incorrekt zu bezdcbnen: dte 
4)hemische Zusamnensetzunff des Brunnenwassers wechselt^ 
wie die der sogenannten Mineralquellen, sowohl nach den 
almosphärlsohen LJmständen, als nach dem, ja doch einer Er- 
schöpfung unterliegenden Gehalte der unteilrdlscben Schichten, 
^relcbem letzteren Umstände jedoch därch iftannlgfache andere 
Terhältnisse in seiner Einwirkung auf die Chemie der Was«' 
iser hin und wieder entgegen gewirU wird. 

(Fortsetsnns folgt.) 



EmpfolklAAM Weric. Da das in dem Verlage von Ang. Hirsch« 
wald hierseibst von dem Geheimen Medizinal« und vortragenden 
Ratbe im Ministerinm der goistUehen, Unleniohts* und Medizinalange- 
legenbeilen Dr. Hörn heraasgegebene Werk „das Preussiscbe Mch 
dizinaiwesen** auf amtlichen Quellen beruht und sowohl wegen sei-* 
ner Zoverlftssigkeit und Vollständigkeit, als auch wegen der, nach 
Materien geordneten, sehr zweckmässigen und übersichtlichen Zu- 
sammenstellung zum praetischen Gebrauch ffir Medizinalbeamte vor* 
ffiglich geeignet ist, so wird dasselbe, auf Veranlassung Sr. Excel« 
lenz, des Herrn Ministers der geistlichen, Unterriehts* und Medizinal* 
angelegenheiten, den hiesigen Medizinalbeamten hierdurch zur An* 
scbafiuDg empfohlen. 

Berlin, den 6. Mai 1858. 

Königl. Polizeipräsidium. Freiherr von Zedlitz. 

Ueber die Ausübung der Heilkunst sn Constantinopel entwirft G. 
Naranzi in der daselbst seit April 1857 monallich erscheinenden 
und von der Kaiserl. Gesellschaft der Medizin herausgegebenen „Ga- 
zette m^dicale d'Orient** (1857, April und Mai) folgendes Bild. Mo- 
ral, Gastfreundschaft, CoUegialität und Bildung sind dort unbekannte 
Dinge , und auch die , welche mit edleren Gefühlen und Anschauun- 



gni gekonmen tkid, gefaeH in den illgenieln«fi Ton lyal« i 

Hindernissen , welche dem Aufkommen Jedes Janfl^en Arzt I 

sen Städten sich entgegenstellen . gesellen sieh hier die 1& J 

keit der verlangten Sprachkenntaisse, die geaeUi^e Z^split 
dasVorurtheli von der Geschicklichkeit nur der ao Jahren | 

teren Aerzte bei. Der Arzt kommt mit einem Gemisch i 

Aerzte und Empiriker am Krankenbette zusammen , -w^elc 
•uhon um^ ihre Unwissenheit nicht verrathen za müssen, ^ei j 
den iteueii Ankömmling zn beseitigen, unter dem Vorwar 
er das Klima nieht kenne- In dieser Lage kommen man« i 
europäische Aerzte auf den Ausweg , unter den Schutz dei I 
ker sich zu stellen und in einer der Apotheken za erwartec 
selbst nach einem Arzte verlangt wird. Dies hat aber nur i 
folg, wenn der Apotheker, welcher selbst die HeilkOnde ai 
pflegt, auf die Behandlung des fragliohen Kranken verzieh i 
wenn nicht ein anderer College noch wartet nnd hevorzu I 
Auf eine Bevölkerung von 900,000 Einwohner kommen nnr j 
movirte Aerzte, welche sämmtlieh In der die angesehenste eur i 
Bevölkerung von 50,000 Menschen hegenden Vorstadt Pera ^ i 
Eine Ansiedelung in einer anderen Gegend der Stadt "wurde unbe i 
Vorurtheile gegen die Tüchügkeit des Arztes erwecken. Vo i 
150 sind etwa % beschäftigte Praktiker, und eine kaum ß-«! 
Anzahl sind als Lehrer der verschiedenen Schulen ang-esCei 
allen Schichten der Bevölkerung herrscht entschiedenes Voi 
für den Missbranch der Blutentleemngen. Bei den Tfirken 
werden verschiedene Aerzte durcheinander gebraucht und iliri 
schrinen abwechselnd befolgt. Von dem europäischen Arzt 
leicht Appellation statt zu dem einheimischen empirischen Heilrr:\ 
deren es verschiedene Classen für eigene Krankheitsgruppen 
und unter denen alte Weiber einen hohen Rang* einnehmen. 

Medi iin i s eh a Freiafragen. Das ComU4 für Balneologie in <l 
k. Gesellsehafl der Aerzte in Wien hat die Stellangr foJg-ender J 
aufgäbe beschlossen: Es ist nach eigenen Beobachtungen zu fac! 
men, was die warmen, natfirlichen, alkalisdien Schwefelquelle i 
die Diagnostik nnd Therapeutik syphiliUscher Krankheitsformen leii 

Auf die Lösung dieser Frage ist als Preis die grosse goh\ 
Medaille des Comitls gesetzt, und nach Massgabe der einlanfeni 
Arbeiten kann ein Accessit in der silbernen Medaille des ComI 
stattfinden. Die Antworten sind in der fiblichen Welse versieg 
und mit einem Motto versehen bis zum 10. Janaar 1859 an den Sei 
retir des Comil^s, Hen>n Dr. Fle ebner (Leseloemle d. k. k. Ges. 
Aerzte , im Gebäude der k. k. Akademie der Wisaenscfaanen am Va 
versitätsplatze) einzusenden. Die Abhandlungen bleiben Eigenibat 
der Verfasser , und ffir die im Jahrbuche des Comit^s abzudntcken 
den Arbeiten wird das Honorar von 4 Stück kaiserlichen Pucafen it 
Gold für den Druckbogen zugesichert. Es wird eine strenge wissen^ 
sehaftlicbe und möglichst präcise Darstellung der Tbatsac&ea tigeaer 
Beobachtungen und der Folgerungen daraus gewQnschl; historische 
und literarische Berufungen wären anszuschliessen. Die 2oerkennnng 
findet bis zum Schlüsse des Monates Januar 1859 statt 

SämmÜiche Redactionep med. Zeitschriden werden freundlichst 
ersBcht, diese Preisfrage in ihren Blättern zu veröffentlichen. 



PenenalehitttSk. PreuMtem. Ernannt: Der prad. Arzt Dr 
Glede zum Kreisphysikus des Kreises Heilsberg, der Kreisphysikos 
Sanitätsralh Dr. K u n z e aus Rybnik commissarisch zum 1. Badesrtf 
in Reinerz, der Thierarzt Neiihardt zum Kreislbierarzt des Kreiiei 
Pleschen. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Marschall in Maries- 
bürg, Dr. Hoppe in Otlenstein: Dr. C. Wolff io Bonn, Wundam 
I. Kl. Labinski in Brünen, Wundarzt Bleib treu in Daisboi]^ 
Zannarzt Hofmeister in Stargardt in Pommern. Apotheker S c h d» 
duve hat die Bolle'sche Apotheke in Schwiebus, Apotheker Zerii- 
kow die Warneko'scbe' Ap6Cheke iö GefeU geküuft 

Orden: Der Wundarzt I. Kl. Legab zu Bojanowo im Kretie 
Kröben den Rothen Adlerorden IV. Kl. 

Gestorben: Gebeimer Medizinalrath und ProfeMor der Aas- 
tomie Dr. Schlemm zu Berlin , Geheimer Medizinalrath nnd Diree- 
tor der Irrenanstalt zu Siegburg Dr. M. Jacobi. 

Bayern, Ernannt; Dr. med. B. Schelle zum prälct. Arzt 
hu Eggstädt, Dr. med. St Öhr zum prakt. Arzt in Uettingen. 

Sachsen. Der Apothekergehülfe B. Z i e s c h 11 n g aas Zittau «iirf 
aufgefordert steh bei dem Königl. Gerichlsamt in Woücenttein aber 
eine gegen ihn eingegangene Anzeige zu verantworten. 

Hamburgs Vacant: Die Stelle eines Oberarztes der Irren« 
Station des allgemeinen Krankenhauses. Freie Wohnung ond ein 
jährliches Gehalt von 7000 Ort Mark , dabei muss aber aur Privatpra- 
xis Verzicht geleistet werden. Meldungen bis zom 30. Juni d. J. bei 
Herrn J. C Sohle, Deicbstrasse 56 in Hambar^f. 



Zur Haehrieht. Herrn Kreisphys. Dr. M. in C-f . Wenn wir die 
uns mitgetheilten Ucbelstände zur Sprache bringen sollen , so sind 
dazu doch nähere Angaben erforderlich. 

Herrn. Dr. M — 1 in S — f — t. Derartige Mlltheilangen werden ujjg 
stets sehr willkommen sein. D. R. 



Redactionsburean bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmstrasse 112. Verlag: von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verlagshandlung und die Hirschwald'sche Buchhandlung zu Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Junge'schen Universitätsbuchdruckerei in Erlangen. 
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Preussen. 

Den Verkauf des ostindischen Pflanzenpapie- 
res betr. 

Auf die Anfrage vom 8. d. II. erwiedre ich Ihnen, dass 
gegen den Verkauf des s. g. Ostindischen Pflanzenpapieres 
nicnts zu erinnern ist. 

Berlin, den 21. Mai 1858. 

Der Minist, d. geistl., Unterr.- u. Mediz. - Ang. 
Im Auftrage: Lehnert. 
An die Droguenwaarenhändler Herrn N. N. Wohlgebo- 
ren hier. Abschrift hfevon zur Nachricht. 
Berlin, den 21. Mai 1858. 

Der Minist, d. geistl., Unterr.- und Mediz. -Ang. 

Im Auftrage: Lehnert. 
An das K. Polizeipräsidium hier. 

S&yem. 

(Die Erstattung von ärztlichen Jahresberich- 
ten betr. Zu Nr. 21, 22, 23 und 24 des Archives. 

(Fortsetzung.) 

III. Nr. 10,625. (Jahresberichte der mit Func- 
tionen betrauten und der praktischen Aerzte be- 
treffend.) 

Staatsministerium des Innern. Aus den Vorlagen meh- 
rerer Kreisregierungen über ärztliche Jahresberichte hat das 
unterzeichnete Staatsminislerium mit grosser Befriedigung ent- 
nommen , dass vielfach auch praktische Aerzte in Städten und 
auf dem Lande eifrig bemüht sind, das Material, welches sie 
Dir Förderung der medizinischen Wissenschaft wie Praxis und 
der Sanitätsverwaltung in Ausübung ihres Berufes ermitteln, 
durch alljährliche gedrängte Darlegung übersichtlich zu fixiren 
und durch Vorlage solcher Ausarbeitungen an die betreffen- 
den Physilcate eine weitere Benützung derselben möglich zu 
machen. 

Leider ist aber bisher von den Aerzten bei den fragli- 
chen Arbeiten nicht von gleichen Grundsätzen ausgegangen 
und nicht gleichmässig verfahren worden , auch haben nicht 
alle Aerzte gleichen Elfer filr solche Arbeiten entwickelt. 
Die bisher eingekommenen Berichte gestatten daher eine si- 
chere Vergleichung und Zusammenstellung nicht und ermög- 
lichen daher auch nicht die Darstellung eines erschöpfenden 
Bildes über den Stand des Sanitätswesens in den verschiede- 
nen Bezirken. Das unterzeichnete Staatsministerium beab- 
sichtigt nun in beiden Beziehungen eine Nachhilfe und ver- 
fügt hiernach was folgt: 

1) Jeder Arzt, welchem die Behandlung in Heil- oder 
Pflegeanstalten, sowie in Gefängnissen anvertraut ist, gleich- 
viel ob diese einen gemeindlichen, districtiven oder staatli- 
chen Charakter haben, ist zur Erstattung von Jahresberichten 
verpflichtet 



2) Gleiche Verpflichtung obliegt jenen Aerzten , welche 
sei es besoldet oder unbesoldet in gemeindlichem oder staat- 
lichem Auftrage bestimmte Kategorien der Bevölkerung wie 
Arme, Arbeiter in öffentlichen oder Privatanstalten, z. B. in 
Bergwerken, Salinen, Forsten, grösseren Fabriken etc. zu 
behandeln haben. 

3) Diese Berichte sind nach dem beiliegenden Schema zu 
arbeiten und alljährlich bis Ende Oktobers an die nächst-vor- 
gesetzte Behörde der betreffenden Anstalt etc., sohln an dea 
betreffenden Gerichtsarzt oder an die einschlägige Kreisre- 
gierung einzusenden. 

4) Da die betreffenden Aerzte bei Ertstattung dieser Be- 
richte hinlängliche Gelegenheit haben, sich über die in dem 
Schema für praktische Aerzte überhaupt aufgestellten ander- 
weitigen Fragen auszusprechen, so ist denselben eine son- 
stige Berichterstattung nicht auferlegt. 

5) Sollte wider Erwarten Einer oder der Andere der be- 
zeichneten Aerzte obiger Verpflichtung nicht nachkommen, so 
ist gegen den Säumigen die disciplinäre Einschreitung zu 
veranlassen und nach Umständen das Geeignete zur Entfer- 
nung solcher Aerzte aus ihren Functionen einzuleiten. 

6) Im Sanitätsdienste angestellte Aerzte, welchen zu- 
gleich Functionen der bezeichneten Art übertragen und die 
nicht schon speciell zur Erstattung von Jahresberichten über 
ihren Dienstbereich verpflichtet sind, sohin nicht in Verbin- 
dung mit Letzlerem zugleich den Ausweis über ihren func- 
tionsweisen Wirkungskreis liefern können, haben Dieses [in 
gesonderter Vorlage zu thun. 

7) Was die nur mit Privatpraxis beschäftigten Aerzte 
betrifft, so haben bisher mehrfach auch solche Aerzte Jah- 
resberichte erstattet und hierin eine willkommene Gelegen- 
heit gefunden, von ihrer wissenschaftlichen, dem Wohle ihrer 
Mitmenschen gewidmeten Thätigkeit der Staatsregierung Kennt- 
niss zu verschaffen. Das unterzeichnete Staatsministeriimi 
erachtet für angemessen, den praktischen Aerzten zwar eine 
Verpflichtung zu solcher Berichterstattung nicht aufzuerlegen, 
denselben aber nicht nur diese Creieffenheit zur Darlegung 
ihrer Erfahrungen, Beobachtungen und Wünsche offen zu las- 
sen, sondern zugleich den urundsalz auszusprechen, dass 
fortan Aerzte, welche jene Gelegenheit nicht benützen als 
Solche angesehen werden sollen, die auf Anstellung im Staats- 
dienste und auf Betrauung mit Functionen im gemeindlichen 
oder disti*ictiven Sanitätsdienste einen Anspruch nicht machen. 

8) Damit auch die hiernach von praktischen Aerzten ein- 
kommenden Berichte das gleicharllge Material möglichst gleich- 
artig behandeln, soll das anliegende Schema zu Grunde ge- 
legt werden. Hiebei sollen die Aerzte von dem Gesichts- 
punkte ausgehen, das nicht beabsichtigt sei, ihre Zeit für die 
Darlegung aller einzelnen Momente im Detail in Anspruch 
zu nehmen oder irgend eine (lontrole über die Ausdehnung 
ihrer Praxis zu üben; doch sollten sie bemüht sein, dasjenige 
getreu anzuftibren, was geeignet ist ein richtiges Urtheil über 
den Bestand des Sanitätswesens und über die bezüglichen 
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wichtigeren Vorkommnisse zu begründen. Insbesondere sol- 
len sie auch allenfallsige Wünsche und Anträge geeigneten 
Ortes vorbringen und soweit es ihnen möglich ist zweckmäs- 
sige Mittel zur Erllillung bezeichnen. 

9) Von 1857/Ö8 an sollen diese Normen eingehalten und 
die betreffenden Berichte jeweils mit Ende Oktobers von den 
praktischen Aerzlen den betreffenden Gerichtsärzti^n vorgelegt 
werden. Eine Abtheilung nach verschiedenen Pbysikatsbe- 
zirken in welchen ein praktischer Arzt etwa gleichzeitig thä- 
tig ist, findet nicht Statt , sondern der Gesammlbericht geht 
an denjenigen Gerichtsarzt in dessen Bezirk der praktische 
Arzt seinen Wohnsitz hat. Dagegen sind die einem prakti- 
schen Arzte etwa nach Ziffer 1 und 2 dieser Verfügung ob- 
liegenden Berichte demjenigen Gerichtsarzte zu übergeben, in 
dessen Bezirke die bezügliche Anstalt etc. gelegen ist 

10) Die Erstattung von Anzeigen, wie sie den prakti- 
schen Aerzten durch die bestehenden Verordnungen z. B. 
über Epidemieen, Verwundungen etc. obliegt, ist durch ge- 
genwärtige Vorschriften nicht erlassen und hat sohin auch 
noch ferner zu geschehen. 

11) Wenn Militärärzte, welche Civilpraxis ausüben, be- 
züglich dieser Letzteren den Gerichtsärzten gleichmässig wie 
die praktischen Aerzte Berichte übergeben, so soll hievon 
den betreffenden Militärbehörden rühmend Kenntniss gegeben 
werden. 

Das unterzeichnete Staatsministerium vertraut, dass die 
Aerzte, die ihnen im Vollzüge dieser Anordnungen dargebo- 
tene Gelegenheit, dem staatlichen Interesse für den Sanitäts- 
dienst, der medicinischen Wissenschaft und Praxis zu nützen 
und Beweise ihres Eifers fttr Fortbildung in ihrem Berufe zu 
Uefern, gerne und ausdauernd benutzen werden. In diesem 
Vertrauen ist den k. Gerichtsärzten die Vorlage dieser Be- 
ichte zur Pflicht gemacht, den kgl. Kreisregierungen aber 
wird aufgetrasen, das in den Berichten gebotene irgend wich- 
tigere Material stets mit Nennung des Namens des Berichter- 
statters in dem medizinischen Jahresberichte für den Regie- 
runffsbezirk zu benützen und die Berichte selbst mit einzu- 
senden, damit auch die geeignete Verwerlhung jenes Mate- 
riales durch die Literatur eingeleitet und sonach die Achtung 
und das Vertrauen des Publicum fttr den ärztlichen Stand er- 
höhet, der anderweiliff sich mehr und mehr hervordrängen- 
den Geringschätzung des ärztlichen Berufes aber ein kräiuger 
Damm gesetzt werde. 

Hiernach ist das Weitere zu verfügen. 

München, 21. April 1868. 

Auf Seiner Königl. Majestät Allerhöchsten Befehl. 
Graf von Reigersberg. 

(Sehlnw folgt) 

Bftohifliii 

Die Anzeige vorkommender Erkrankungsfälle 
an Blattern betr. 

Da bei den im hiesigen Beziiiie immer noch vorkom^ 
menden Erkrankungen theils an Varioliden, theils an voll- 
kommenen Blattern wiederholt wahrzunehmen gewesen ist, 
dass die in %.H des Mandats vom 22. März 1826 vorffe- 
scbriebene Anzeige von derariigen Krankheitsrällen ungeachtet 
der Einscbärfunff dieser Vorschrift durch die Generalverord- 
nung vom 12. März 1842 gar nicht oder doch zu spät an den 
Bezfrksarzt gelangt ist, so findet Sich die unterzeichnete 
Kreisdireclion veranlasst^ die gedachte Bestimmung hierdurch 
abermals in Erinnerung zu bringen. 

Nach derselben ist von dem Ausbruche natürlicher Blat- 
tern bei &Thlr. Geldbusse von der Obrigkeit, welcher wie- 
derum die Gerichtspersonen bei ebenmässiger Strafe dalür 
verantwortlich sind , sofort und spätestens innerhalb drei Ta- 
gen nach deren Erscheinen sowohl dem Bfzirksarzte, als 
auch dem Amtshauptmanne Nachricht zu geben. Da von der 
sofortigen Ersiatluiig dieser Anzeigen das Einschreiten des 
Bezirksarztes alihängt, und wenn sie erst nach längerer Zeit 
erfolgt, dadurch nicht nur die drngend wünschenswrrthe Be- 
obachtung der eingetretenen 'Erkrankungsfälle, sondern auch 
die geeignc^len Vorkehrungen zur tliunlichsten Vrrhinderung 
der Weit er Verbreitung verzögert und nach Befinden gerade- 
hin unmöglioh gemacht weraen, so versieht Sich die unter* 
zeicbnele Kmsdireclion zu di*n Obrigkeiten des hiesigen Be- 
zirks, dass sie obiire Vorschrift, welche übrigens, da die Ge- 
fahr contagiöser Mittheilung der Pocken bei den sogenannten 
VarioUden so gut als bei den vollkommenen Blattern vorhan- 



den ist, auch auf jene zu erstrecken ist, sorgflUtig im Auge 
behalten und die ihnen untergebenen Ortsgerichtspersonen 
unter Uinweisung auf die eventuell unnachsichtlich einzutrei- 
bende mandatmässige Strafe mit wiederholter Anweisung ver- 
sehen werden. 

Die Amtshauptmannschaften aber und Bezirksärzte wer- 
den aufgefordert, auch ihrerseits thunllchst dahin zu wirken, 
dass der gedachten Vorschrill gebührend nachgegangen werde. 

Insbesondere wird den Bezirksärzlen anheimgegeben, die 
in ihren Bezirken befindlichen Medizinalpersonen anzuhalten, 
auch ihrerseits, vorgekommene Erkrankungen an nalürlichen 
Blatlcrn einschliesslich Varioliden sofort anzuzeigen. 

Leipzig, am 17. Mai 1858. 

Königl. Kreisdirection. von Burgsdorf f. 
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Die Bmxmenwfiaser Berlixia. 
(Fortsetzoog.) 



Damit, meiner Anftihrung über die wechselnde Beschaf- 
fenheit der Brunnenwasser sich unter Beweis befinde (was 
eigentlich gar nicht nöthig ist, da bei den Mineralquellen die- 
ser Wechsel erwiesen ist, und derselbe sich iür die Brun- 
nen fast von selbst versteht) fttse ich noch eine kleine Ta- 
belle bei, die sich aut Schwankungen zweier Brunnen an 
Kosten (Provinz Posen) im (Chlorgehalte bezieht 




1) Grundstück der J. 



» 



2) Südseite des Markt- 
pbitzes zu Kosten 



7> 

n 



9 



n 



«Vta Ö6 
i»/456 

«AÖ6 
»/iiö5 

V, 56 
*%66 



nach langer Trocken- 
heit 
nach abwechselndem 

WeUer 

einige Ta^e trocken 

nach lang kerrschen- 

dem Ostwinde 



n 



Ostwind seit einigen 

Tagen nachgelassen 

nach wechsehidem 

Wetter 



0,182 Gr. 

0,203 , 
0,189 „ 

0,301 ^ 
0,280 „ 

0,315 n 
0,322 „ 



Um endücb zu zeigen, wie auf verhältnissmissig kleinem 
Terrain die Beschaffenheit der Brunnen in Berlin (wie in Ko^ 
sten) variire, Hige ich noch eine Tabelle über den Chlorffe- 
hall einiger Brunnen der hiesigen Louisenstadt und ihrer Um- 
gegend bei : 




proLitre, 



1) Töpfers Hotel 

2) Haus Louisenstr, 63 
3j Oeffc^niliche Brunnen 

der Philipjpslr« 
4) Oeffeutl. Brunnen, 

Louisenplatz 
6} Offfunll. Brunnen, 

Louisen - Schuh- 

mannsslrassenecke 
6) Mariensir. an der 

Cunditorei 
T) Doruthecnstr. aip der 

ArtilleriewcTkstadt 

8) Allirechlsstr. 16a 

9) OefTentl. Brunnen, 
Ecke der Karls- u. 
Friedrichsstr. 



Vsö7 



9 
19 



•/,57 



8 



/,67 



Vs" Ö7 



nicht notirt 



1» 



Regen u. Schnee 



Sehn 



ee 



0,102 Gr. 
0,161 „ 

0,126« 

0,070^1) 

0,106. 

0,102 „ 

0,084 .2) 
0,077 ,, 

0,098 y, 



1) Diese tuffallend kleine Zahl onlw den varhlltnltsiijtolg gros- 
sen der andern Lonisenslädlscben bexlchl sich waürscüemücll 
aar eine EinKickcning des nahen Pankewassers. ^ . „ . 

2) Diese kleine Zahl fladei Ihre ErklArang In dar Htha de« Haopt- 
armet der Spree. 
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Es eiUhäli 1 Litre Wasser , graoromen aus deo bezefchneten Brunnen in Grammen. 



IBBI 



Ort des Brunnens. 



3X3Z: 



Datum der 
Wasser- 
entnahme. 



Welter. 



1) Oeffentlicher Brunnen in der 
WUhelmslr. vor dem Hause Nr. 89. 

2) Privatbrunnen in dem Hause 
von HofTmanu und Eberhard, Ja- 
gerstr. 

3) Privalbrunnen . Fricdrichsstr. 
Nr. 229 

4) Privatbrannen. Königsstrasse 
Nr. 34 I 

5) Privatbrunnen, neue Prome- 
nade 2 

6) Dessauerstr., Br. 1720 

7) Privatbrunnen, Neue Königsstr. 
Nr. 60 

8) Privatbrunnen, Gommandan- 
taistr. Nr. 63 

9) Privatbrunnen , Bchhomstr. 
JXr.i 

10) Privatbrunnen, Albrechtsstr. 
Hr. 16 

11) Privatbmnnen, Oranlenbur- 
gerstr. Nr. 48 

12) Ocffenll. Brunnen IV55 Seba- 
stianstrasse 

13) Oeffentl. Br., 1733, Leipzl- 
gerstr. 

14) Privalbrunnen, Wilhelmstr. 
Nr. 41 

15) Oeffentl Brunnen, Ecke der 
Stralauersir. und Potsdamgasse 

16) Privatbrunnen, Töplers H6tel 

17) „ Brüdcrstr. 40 

18) » Friedrichstr. 3ö 






3. Mai 1867 



18. 



» 



» 



19) Oeffentl. Brunnen, Rosentha- 
terslr. ^U 

20) Oeffentlicher Bronnen, Bche, 
Gharlotten- nnd Leipzigerstr. v. d. 
HAlel de France 



23., 

9. Juni 

7. Juli 
9. „ 



» 



» 



» 



15.» 
16.» 
10.Ang. „ 
11. Mai 
12.Aog.„ 
13. 



}} 



f> 



15. 
15. 

16. 

17. 
18. 

19. 
21. 

22. 



» 



» 



» » 



» » 



y> 



trocken 



Aussehen 

des 
Wassers. 



Chlor. 



klar 



» 



» 



» 



» 



» 



n 



R^enfag 
2 Tg. Rg. 



3 Tg. Rg. 
trocken 



n 



sehr trübe 



etwas 

gelblich 

ganz 

trübe 

Uar 



» 



» 



leichte 

Trübung 

sehr klar 

leicht ge- 
trilbt 

klar 



0,091 

0,070 

0,112 

0,077 

0,126 
0,161 

0,140 

0,140 

0,056 

0,077 

0,091 

0,106 

0,091 

0,094 

0,056 
0,106 
0,119 

0.224 
0,119 

0,266 



Kalk. 



Reducirende 
Gase. 



Schwe- 
fel- 
säure. 



Eisen. 



0,171 

0,169 

0,263 
nicht 
best. 

0,179 
6,430 

0,233 
0,372 

0,104 
nicht 
best. 

0,208 

0;265 

0,211 

0,196 

0,102 
0,239 
0,168 

0,316 
0,199 

0,SOS 



» 



nicht 
best. 



n 



» 



0,005 
Schwefel- 
wasserstoff 



» 






ungew. Spr. 
v. Schwefel- 
wasserstoff. 



w 






» 



» 



» 



0,062 
0,058 

Spuren 
0,066 
0,014 



0,176 
0,052 



0,093 



Spuren 



starke 
Spuren 



» 



91 

Spuren 



Be- 
merkungen. 



Enthält einen dicken 
Bodensatz 



Spuren 



starke 
Spuren 



Spuren 



starke 
Spuren 

ungewiss 

schwache 
Spuren 



von Eisen- 

ojcyd und 

Kalk 



(Fortsetcoag folglO 



Daa K edüinalwenen in Oldenburg. 

Von MedUmälraih Dr. Ktlp m Wehkm. 

Gc^en November dieses Jahres tritt die neue grössten- 
tfaeils der Hannoverschen nach gebildete Gerichtsorganfsation 
— mit Schwur-, Ober- und Amtsgerichten — ins Leben, 
« wodurch auch eine Aenderung des Organismas des Hedizi- 
nnlwesens herbeigelUbrt wird. Bisher bestanden im Herzog-^ 
tlnim 7 Kreisphysica!e und eben so viel Kreischirargi^nsteilen 
iif den 7 Landgerichtskreisen. Diese werden jelzt auf 3 Ob'er^ 

Serichtskreise beschränkt und in jedem derselben sich 
n Obergerichtsarzt und zwei Amtsfirzie b^^finden, welche in 
die Functionen der Kreispbyci und Kreiscbirurgcn treten, und 
fast dieselben Instructionen eriialten, nur dass ihr Geschäfts- 
kreis ein grösserer wird. Nach dem Vorschlag des Medld- 
nalcollegiuros sollen demgemäss auch die Stella dieser Me- 
ditinalbeamten besser dotfrt werden, so dass die Oberärzte 
einen Gehalt von 4rO— 600Rthlr. und die Amtsärzte von 10 
— 200R,hlr. beziehen. Seilher betrug der Gel alt der Ply- 
sici 200— 300Rthir., der der Kreischirurgen iOORlhlr. Si- 
cherem Vernehmen ist. Aussicht vorhandrn, dass diese Vor- 
schläge von Seilen der Slaatsregierungen genehmigt werden, 
weiche sie dem versammelten Landtag zur Eewilligung der 
Gelder vorzulegen hat. Im Herzoglhum sind Oldenburg, 
Vechla und Varel die Städte, wo die Obergerichte ihren Sitz 
nehmen werden. Ein Obergerichtskreis enthält etwa 70,« 00 
Einwohner und mehr. 

Die Ernennungen derMedizfnalpersonen werden näehstms 
erfolgen. Es sei noch bemerkt, dass im Grossherzoglhum 



Oldenburg seit einer Reihe von < Jahren' kdne blossen Chirur- 
gen angestellt werden, sondern nur Aerzle, welche zur Aus* 
ilbung der gesammten Heilkunde concessionirt werden« 
Bn Fortschritt, dessen sich unser Land schon lange zu er^ 
iVeuen hat, während man in vielen grossen Siaaten erst jetzt 
beginnt das unglückselige Institut der Chirurgen abzuschaflfen. 
Die Irronheilanstalt zu Wehnen ist am 15. März eröffnete. 
Diese fttr 80 heilbare Irren eingerichtete Anstalt liegt in einer 
redenden ruhigen Gegend, etwa eine Stunde von der StadI 
Oldenburg entfernt. Sie besitzt ein schönes Lustholz, ireff*- 
liehe von dem bekannten Hofgärtner Bosse geschaflTene Gar^ 
tenanlagen und einen fliessenden Bach an der Grenze, des' 
Areals, welcher die ganze Anstalt mit frischem Wasser ver- 
sorgt. Die innere Einrichtung ilir die Pensionäre ist splen- 
did zo nennen. Die Aufnafamegpsuche mehren sich sehr; eine 
baldige AnÜHIung der Anstatt ist mft Sicherheit vorausznse^ 
hen. Nach der letzten Zählung von 1858 belauft sich die 
Zahl der Geisteskranken im H^rzogthum auf 717, so dass 
ein Geisteskranker auf 320 Einwohner kommt. In welchen 
Momenten diese bedeutende Frequenz zu suchen ist, ob vor- 
zugsweise in dem bisherigen Mangel einer Heilanstalt, oder 
in der hier verbreiteten Disposition zn psychischen Schwiehe- 
znständen, ist noch nicht zur Klarheit gediehen, wahrsch<Binll€Kf 
liegt j(*ne in beidrn Momenten zugleich. Die Zahl der ge^ 
borenrn 6lddsti:nigen belauft sich nämlich auf 336, fast die 
H^Ude der Gesammisumme der Irren. — Ausser der neuen 
HtilanstatI besitzt Oldenburg noch eine alte Pflegeanstalt im 
Kloster Blankenburg, welche etwa 90 Pfleglinge enthält. Dies 
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alle unzweckmässi^ eingerichtete Gebäude errährt jetzt einen 
den beschränkten Miltetn nach zweckmässigen Umbau , wo- 
durch für die Kranken bedeutende Vorthcile erwachsen. — 



Bia Xoflten dM PrensiiBolien MedismalwMen. In dem Staalihaus- 
haltsetat für das Jahr 1858 sind die Kosten der Verwaltung des Me- 
dizinalwesens folgendermassen ausgeworfen. Für das Ministerium, 
von welchem zugleich die geistlichen und Unterrichtsangelegenheitcn 
versehen werden 109,150 Rthlr., lür die Provinzialmediztnalbehörden 
36,800 Rthlr. , für die Kreismedizinalbeamten 130,475 Rthlr., für Un- 
terrichts-, Heil- und Wohllhätigkeitsanstaltcn 1 19,960 Rlhlr., für son- 
stige Ausgaben für medizinalpolizeiliche Zwecke 18,280 Rthlr. Ais 
einmalige Ausgaben sind aufgeführt: für die Unterhaltung und Ver- 
pflegung der Typhuswaisen in Oberschlesien, die achte Rate 23,000 
Reichsthaler. 

XortalitAtsstatiftik von München des Etatsjabres 1856/57, Aus 
den , im Aerztlichen Intell. Blatt veröffentlichten amtlichen Nachrichten 
entnehmen wir folgende Data über die Mortalitätsstatisl'ik Münchens: 
München hatte nach der Zählung im Jahre 1857 132,1 12 Einwohner. 
Getraut wurden im Jahre 2856/57 1400 Personen, Die Zahl der Ge- 
burten betrug 4591 (2381 Kn. 2210 Md.) ; davon waren eheliche Ge- 
buiten 2337 (1217 Kn. 1120 Md.), uneheliche Geburten 2254 
(1164 Kn. 1090 Md.) Es starben 4156 Personen (2195 m. 1961 w., 
2162 Kinder, 1994 Erwachsene). Bis zum ersten Jahre starben 1821, 
vom 1.— 5. J. 288; v. 5.— 10. J. 86; v. 10.— 20. J. 135; v. 20.— 
30.J. 341; V. 30.— 40.J. 308; v. 40.— 50.J. 273; v. 50. — 60.J. 
264; V. 60.— 70.J. 327; v. 70.— 80. J. 262; v. 80.— 90.J. 101; 
über 90 J. 10. — Den Krankheiten nach waren Todigeboren 266; 
es starben an Schwäche und Unreife 425, Gelbsucht 32, Bildungs- 
fehler 5, Schweres Zahnen 3, Aphthen 65, Abzehrung und Atrophie 
1136, Typhus 334, Kindbettfieber 37, Friesel 1, Entzündungen 232, 
Croup 45, Rothlauf 3, Blattern 1, Scharlach 3. Durchfall 105, Ruhr 
8, Keuchhusten 50, Skropheln 14, Knochenfrass 7, Rhachitis6, Scor- 
but 4, Gicht 5, Steinkrankheit 1, Bleivergiftung 2, Säuferwahnsinn 5, 
Syphilis 2, Vereiterungen und Pyämie 30, Uraemie 2, Wassersüch- 
ten 246, Brigtsche Krankheit 20, Verhärtungen und Krebs 117, 
Brand 52, Organische Krankheiten IUI, Blutungen 27, Schlagfluss 
189, Lungenoedem 62, Krämpfe 124, Starrkrampf 11, Ileus 3, Her- 
nien 5, Künstliche Entbindungen 3, Chirurgische Operationen 1, 
Alterschwäche 226, Selbstmorde waren 14, durch Unglücksfälle star- 
ben 44, Hinrichtungen waren 5, Todtgefundcn wurden 5. — 

• 
Dtr Penonalbestand der Heil- imd Pflegeanatalt sa EUdeaheim im 
Jahre 1857 stellt sich lolgendermassen heraus: Bestand am 1, Ja- 
nuar 1857 = 364 Männer, 273 Frauen = 637, Zugang bis ult. Dec. 
1857 = 91 Männer, 55 Frauen c» 146, Summa der Verpflegten = 
455 Männer , 328 Frauen == 783. Es verlicssen die Anstalt : a) Ge- 
heilt 31 Männer, 21 Frauen = 52 , b) Gebessert 20 Männer, 4Frauen 
= 24 , c) Ungebessert 2 Frauen = 2, d) Simulanten 2 Männer r= 2. 
Im Ganzen 53 Männer, 27 Frauen = 80. Gestorben sind 35 Männer, 
20 Frauen = 55, Summa des Abgangs 88. Männer, 47 Frauen = 
135. Es blieb Bestand am 31. December 1857: 367 Männer, 281 
Frauen -=^ 6481 Wegen Mangels an Raum mussten 32 Aufnabmoge- 
sttche abgelehnt werden. 

Yergiftang durch Cigarren. Angeregt durch einen, vermittelst 
einer Cigarre stattgefundenen Vergiftungsfall in Genua hat Professor 
BuDsen in Heidelberg über die Frage: ob die Vergiftung durch eine 
mit arseniger Säure imprägnirte Cigarre möglich ist, obemiseh ana- 
lytische Untersuchungen angestellt. Nach mebriachen Versuchen, 
welche im dortigen chemischen Laboratorium durch Dr. Riesig vor- 
genommen wurden, ergiebt sich, dass die Menge arseniger Säure, 
welche von der imbibirten Cirgarre in die Mundhöhle gelangen kann, 
nicht ganz 1,66 Gran beträgt, und die Menge, welche aus der mit 
dem Gifte in fester Form gefüllten Cigarre durch die eingesogenen 
Dämpfe in den Mund gelangen kann 0,13 wiegt. Bnnsen sieht es 
indess für kaum möglich an, dass ein Mensch bei gesunden Sinnen 
wirklich Gefahr läuft, auf diese Weise verginet zu werden. Man em* 
pflndet bei dem Rauchen einer solchen Cigarre einen so eckelhaAen- 
Geschmack, dass gewiss Jedermann dieselbe schon nach den ersten 
Zügen wegwerfen werde und nach 10 Zügen würden sich immer nur 
eine Menge arseniger Säure resorbiren lassen, die 60 — 70 mal kleiner 
ist als die kleinste tödtUche Dosis. 

Di» SterboUtta rm Wien weist im April 2114 Personen (1150 m. 
ood 955 w.) als gestorben nach. Den Krankheiten nach starben an 
Toberculose 474, an Lungenentzündung 157, an Typhus 59, an Blat- 
tern 19, Scharlach 7, Wasserkopf und Fraisen 258, an Herzfehlern 
29, an Apoplexie 16, an Krampfhusten 18, an Lungenemphysem 11, 
an Scorbut 8, an der Ruhr 6, an Lungengangrän 2, an Diabetes 1, 
an acuter Leberatrophie 1. 

Bia amtliehe Oeburti - und Sterbelisto toh Berlia ergibt für den 
Mooat April d. J. 1263 Geburten (651 Kn. 612 Md.), 663 Trauungen 



und 1089 Todesfälle (588 m. 501 w.) Unter den Geburten waren 14 
Zwilüngsgeburten. Unehelich wurden geboren 193 (88 Kn. 105 Md.) 
Von den Verstorbenen waren 522 unter und bis 15, und 567 über 
18 Jahr all. Im ersten Lebensjahre starben einschliesslich der Todl- 
gebornen 324 Kinder (177 Kn. 147 MdL) Es starben durch Todlge- 
burt 59, durch Unglücksfälle 12, durch Selbstmord 8, durch Aller- 
schwäche 48, durch Krankheiten 962 und zwar insbesondere: durch 
Lebensschwäche nach der Geburt 23 , während des Zahnens 5 , durch 
gastrische und nervöse Fieber 24, im Kindbett 8, durch Ge- 
hirnentzündung 82, häutige Bräune 13, Entzündungen der Brustor- 
gane 87, Entzündungen der Unterleibsorgane 13, Lungencatarrh 11, 
Pocken 61, Rose 4, Scharlach 2, Krämpfe 76, Wassersucht 40, 
Schlagfluss 58, Lungenlähmung 36, Schwindsucht und Abzebrnnr 
273 u. Si w. 

Dresden. Noch einmal hat das Damoclesschwert über dem Fortbe- 
stehen unserer Chirurgisch-medizinischen Akademie ge- 
schwebt. Bekanntlich hat die II. Kammer beschlossen : Im Verein mit der 
I. Kammer die hohe Staatsregiening zu ersuchen , im Laufe der be- 
gonnenen Finanzperiode zu prüfen, in wieweit durch Aufliebung der 
medizinisch- chirurgischen Akademie als primäre Bildungsanstalt für 
Aerzte , unter Beibehaltung der mit ihr bis jetzt verbunden gewesenen 
allgemeinen klinischen Anstalt und der Entbindungsschule theils eine 
finanzielle Ersparniss herbeizuführen, theils mit günstigem Erfolge 
die von der Regierung dem Landtage vorgelegte Medizinalreform vor- 
bereitet werden könne. Die Deputation der I.Kammer hat sich nach 
ihrer, in der letzten Sitzung zur Debatte gekommenen Resolution für 
den Antrag der II. Kammer ausgesprochen. Sie hat die maassge- 
benden Bestimmungen über den Berufskreis der Aerzte zweiter Klasse 
nicht für zweckmässig gehalten, wie überhaupt die Trennung der Aerzte 
in zwei Klassen hervorgehoben, dass schon jetzt die Mehrzahl der 
Aerzte zweiter Klasse und ein Drittlheil der Wundärzte auf der Uni- 
versität gebildet werden und besonders geltend gemacht, dass die 
Freqenz der Akademie in fortwährender Abnahme begriffen ist. In 
gleichem Sinne sprachen sich auch die bedeutenderen Abgeordneten 
aus und es wird die Regierung wohl kaum umhin können diesem so 
allgemein ausgedrückten Urtheile nachzugeben» G. 



Personalohronik. Preusaen. Kreisphysikus Dr. Brisken und 
der prakt. Arzt Dr. von Guerard zu Elberfeldt den Charakter als 
Sanitätsrath ; der Oberstabs- und Regimentsarzt vom Garde- Dragoner- 
regiment Dr. Müller den Rang eines Minors erhalten. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte T>t, von Chamlsso, 
Dr. Rosenthal, Dr. Sander, Dr. Wolter, Dr. Jaschkowitz in 
Berlin, Dr. Levison in Cöln, Dr. Rebhahn in Potsdam. 

Orden: Der Wirklich Geheimer Obermedizinalrath Dr. Schön- 
lein das Commandeurkreuz des Grossherz. Badenschen Ordens des 
Zähringer Löwen, der Sanitätsrath Dr. Eulen bürg das Ritterkreuz 
II. Kl. des Königl. Bayrischen Verdienstordens vom heil. Michael, 
der 1 ausserordenüichcr Professor an der Universität Berlin Dr. von 
Gräfe den Kaiserl. Russ. Annenorden U. KL 

Gestorben: Dr. Grünenthal in Alt-Ruppin, Dr. Giese zu 
Goch, Kreiswundarzt Schmitz zu Beuel, Wundarzt Ritter zu 
Naugardt. 

Bayern, Ernannt: Der erste Assistent der mediz. Klinik In 
Würzburg Dr. C. Schmidt zum prakt. Arzt in Waizenbach, Dr. A. 
Mohr zum prakt. Arzt in Wörth. 

Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. J. Weigand nach Steinach, 
der prakt. Arzt Dr. A. Hartmann nach Frammertbach. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. M. Mayer in Fürth. 

Hannover, Ernannt: Der Obermedizinalrath Dr. Kauf- 
mann und der Hofmedicus Dr. Weber in Hannover zu Geheimen 
Obermedizinalräthen, der Hofmedicus Dr. Gerke in Göttingen, der 
Sanitätsrath Dr. Mensching und der Sanitätsrath Dr. Müller in 
Hannover zu Medizinalräthen ; der Assistenzarzt bei cler Heil- und 
Pflegeanstalt in HUdesheim Dr. Meyer, der Land- nnd Stadtphysi- 
cus Dr. Rosenbach in Munden, Dr. Halle in Ahlden, Dr. Loh- 
mann und Dr. Vogelsang in Hannover. Dr. Lüning in Emden, 
Dr. Dawosky in Celle zu Sanitätsräthen ; den Bergchirurg. Rover 
in Clausthal, Bergchirurg Rath in Cellerfeldt, den Bergchimrg Dr, 
Klapproth in RIausthal zu Oberbergcbirurgen, dem Zahnarzt Sieck 
das Prädikat Hofzahnarzt und dem Pferdearzt Haut man den Titel 
Obermarstallithierarzt verliehen. 

Orden: Das Ritterkreuz des KönigL Guelphenordens verliehen: 
Dem Hofrath Dr. Tiedemann zu Stade, Medizinalrath Dr. Lange n- 
beck zu Bremervörde, Assistenzarzt Dr. Oelker vom Leib regimente. 



Zur Haehrieht. H. L. Phys. Dr. L. in C— l die erwähnte Verfü- 
gung wird in einer der nächsten Nr. des Archives veröffentlicht wer- 
den, die Bemerkungen, sobald es irgend unser Raum gestattet. D. R. 
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Preii880iL 

Den Verkauf des Flieffenpapieres betr. 

Bekanntmachung. Die nacbstehende poUzeilidie Bekannt- 
machung: 

Das Königl. Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten hat, unter Aufhebung der Circular- 
yerRlgungen vom 26. December 1827 und 26. März 1838, ge- 
nehmigt, dass der Verkauf des sogenannten FUeffenpapieres, 
sowie einer Kobalt- oder FUegensteinauflösung als Fliegen- 
vertilgungsmiltel den Apolhekenbesitzem unter den, beim 
GiRverkaufe geltenden Bestimmungen gestattet werde, jedoch 
unter der Festsetzung, dass das in Kode stehende Fliegen- 
papier mittelst eines aufgedrückten Stempels als »>giftig^ be- 
zeldinet werden muss. Den Kaufieuten und allen anderen 
Gewerbtreibenden , ausser den Apothekern, bleibt der Debit 
des Fliegenpapiers und der genannten arsenikhaltigen Wasser 
untersagt. 

Berlin, den 3. November 1851. 

KönigL Polizeipräsidium, (gez.) v. Hinkeldey. 



wird hierdurch mit dem Bemerken repubUcirt, dass lieber- 
tretungen derselben nach der Bestimmung des %. 34ö ad 2. 
des Strafgesetzbuches geahndet werden. 

KönigL Polizeipräsidium. Freiherr v. Zedlitz. 

Bayern. 

(Die Erstattung von ärztlichen Jahresberich- 
ten betr.) Zu Nr. 21, 22, 23, 24, und 25 des Archives 

(Schluss.) 

Beilagen ad Nr. 10,625. 

a) Schema für die Jahresberichte der mit Functionen in 
Heil- oder Pflegeanstalten betrauten Aerzte ($• 1 — 6 des er- 
wähnten Erlasses). 

Zweck, Lage, dann bauliche und räumliche Verhältnisse 
der betreffenden Anstalt oder äussere Gestaltung und Umfang 
der Corporation, deren ärztliche Behandlung anvertraut Ist; 
— Uebersicht über die Personalbewegung nach folgendea 
Schema: 
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erläuternde Bemerkungen zu diesem Schema; — Charakter 
der Krankheiten; besonders interessante Krankheitsfälle; — 
wahrgenommene Krankheitsursachen; — Rückschlüsse auf die 

gieciellen Verhaltnisse der Behandelten; — Vorschläge zur 
ntfernung oder Hinderung der Krankheitsursachen ; — finan- 
zielle Verhältnisse der Anstalt oder der Vereiniffung; — Art 
der Verpflegung und Warte der Kranken; — aurchscbnittli- 
cher Betrag der Arzneikosten Tür einen Kranken — dann der 
Heil- und Pflegekosten; bezügliche Wünsche und Vorschläge 
vom ärztlichen Standpunkte. 

b) Schema fiir die Jahresberichte der praktischen Aerzte 
als Solcher ($. 7 und ff. des Erlasses). 

I. Aeusserung über das niederärztliche Me- 
dizinalpersonale, übßT Tüchtigkeit, Thätigkeit und Qua- 
lification der Landarzte, Chirurgen, Bader, Apotheker, Heb- 
ammen; über vorgekommene besonders -hervorragende Lei- 
stungen oder auffallende Berufs- oder sonstige Ausschreitun- 
gen dieses Personales; — über da) Verhäilniss zu anderen 
Coliegea vom Bezirke oder von dor Nachbarschaft. 



n. Aerztliche, chirurgische und geburtshilf- 
liche Heilkunde: herrschender Krankheitscnarakter, seine 
wahrscheinlichen Ursachen und Folgen im Vergleiche zum 
Vorjahre; — Charakter, Verlauf, Intensität und Behandlung 
epidemischer, endemischer und contagiöser Krankheiten; — 
theoretisch- oder praktisch -wichtigere Falle in der ärztli- 
chen, chirurgischen und geburtshilfUchen Praxis. 

UL Sanitätspolizei: Wahrnehmungen über Beach- 
tung der sanitalspolizeilichen Anordnungen in Bezug auf Bau- 
und Wohnungspolizei, Strassen und öffentliche Plätze, Lei- 
chenhäuser etc., überhaupt möglichste Ergänzung des in die- 
ser Abtheilung des gerichtsärztlichen Jahresberichtes zu be- 
handelnden Materiales. 

IV. Sanitätsdienst in Bezug auf Wohlthätig- 
keit: wie ist das Verhältniss der Armenpraxis zur bezahl- 
ten ärztlichen Dienstesleistung gestaltet? — wie äussert sich 
die Thätigkeit der Gemeinde und Armenpflege, dann der Di- 
stricte für ärztliche Behandlung armer Kranker und deren 
Verpflegung, dann von Kostkindern, Verwaisten etc.? — 
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welches Ist der Zustand der Armenhäuser, Kinderbewahran- 
stalten etc.? 

Y. VeterfnSrwesen: Angabe der Wahrnehmungen 
bezUgUch des thierärztlichen Peronales, der Beschlagschmiede, 
Wasenmeisler etc.; — bezüglich der Krankheiten an Haus- 
Ihieren, der Vorsorge gegen Seuchen und gegen Beschädi- 
gungen durch Thiere. 

Kecklenbiirg - Strelits. 

Den unerlaubten Handel mit Arzneiwaaren 
betreffend. 

Georff etc. In Veranlassung mehrracher Beschwerden 
der Apotheker des hiesigen Landes über den von Kaufleuten, 
Materiallslen und anderen Personen noch immer vielfach be- 
triebenen uncriaublen Handel mit Arzneimilteln finden Wir 
Uns bewogen, das Machstehende in Erinnerung zu bringen: 

I. Mach den Bestimmungen in §.32 Unserer Medizinal- 
ordnung vom G.Mai 1840 ist es den Kaufleuten und Ma- 
terialisten, welche nur Kleinliandel treiben, bei einer 
Geldstrafe von 10 Thlr. Gold neben Confiscalion der Waare 
für jeden Contraventionsfall, gänzlich verboten, diejenl- 

fen Droguen, — sie mögen für Menschen oder für Thiere 
estimmt sein, — welche bloss als Arzneimittel zu gebrau- 
chen und die auf dem sub lit. A. abgedruckten Verzeichnisse 
angeführt sind, als Handelsartikel zu führen. 

Es dürfen daher ausser den concessfonir!en Apothekern 
und denjenigen Personen, welche in Grundlage einer büstan^ 
denen Prüfung von Unserer Landesregierung besonders dazu 
concessionirt sind, weder Kaufleutö noch andere Personen 
mit Arzneiwaaren handeln, mögen dieselben iür die Gesund- 
heits- oder die Schönheitspflege bestimmt sein und ist daher 
auch der Handel mit Pflastern, Pillen, Tropfen, Salzen, Au- 
genwässern und dergleichen durchaus untersagt. 

U. In demselben Umfange, in welchem der Verkauf 
von Arzneiwaaren untersagt ist, ist auch das Feilbieten 
derselben In den Zeitungen oder durch sonstige Anzeigen 
unerlaubt. So wie deshalb 

1) den Kaufleuten und Materialisten und Allen, welche sonst 
unbefugten Handel mit Arzneiwaaren zu treiben versuchen 
mögtcn, bei Vermeidung der in $. 40 Unserer Medicinal- 
ordnung festgeselzten Strafe verboten ist, solche Waaren, 
welche sie nicht verkaufen dürfen, in den Zeitungen 
oder durch sonstige Anzeigen feil zu bieten, so ist es 

2) auch den verantwortlichen Redacteuren der in Unserm 
Lande erscheinenden periodischen Druckschriilen bei Ver- 
meidung gleicher Strafe untersagt, durch die Aufnahme 
derartiger Feiibietungen auswärtiger Fabrikanten oder 
Verkäufer, durch welche ein unerlaubter Verkauf solcher 
Waaren verkündigt oder eingeleitet wird, den beregten 
Contraveniionen Beistand zu leisten. 

In Gemässheit des Vorstehenden befehlen Wir allen ob- 
rigkeitlichen Behörden, die es angeht, hiermit so ernstlichst 
als gnädigst, die Befolgung der obigen Vorschriften auf das 
Sorgfaltigste zu überwachen, zur Ermittelung der Contraven- 
tionen von Zeit zu Zeit zweckdienliche Nachforschungen an- 
zustellen und gegen die Conlravenienten nach Vorschrift des 
S. 32 Unserer Medizinalordnung mit gebührender Strenge zu 
verfahren. 

An dem geschieht Unser gnädigster Wille. Urkundlich 
unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Grossherzoglichen Regierungsinsiegel. 

Neustrelilz, den 30. März 1858. 

Georg, G. H. v. M. 
(L. S.) V. BemstorfF. 

Anlage A. 

Verzelchniss der Waaren, womit Kaufleute und Materia- 
listen, welche nur Kleinhandel treiben, nicht handeln dürfen. 

Aloe. Althee- Wurzel (Rad. ahhaeae). Stinkender Asand 
(Asa foetida). Bärluppen- oder gelbes Streupulver, Bärlap- 

Sensaamen (Sem. lycopodii). Baldrianwurzel (Rad. valerianae). 
lertram Wurzel (Rad. pyrethrl). Bitter- oder englisches Satz 
(Magnesia sulphurica oder Sal amarum, oder Sal anglicum). 
Bleizucker (Piumbum aceticum oder Saccharum Saturni). 
Brechweinstein (Turt. emet. oder stibiatus). Calmuswurzel 
(Rad. calami arom.). Campher (Camphora). Chamillenblu- 
men (Flores chamomlllao vulg.). Cascarillenrinde (Corlex 
cascarlllae). Chinarinde (Cortex chinae fuscus, flavus und 
ruber oder cort. peruvianus). Cockelskörner (Cocculi Indici). 
Coloquinlhen (Colocynthides). Columbowurzel (Rad. (3olumbo). 
Cremor Tartari oder Tartarus depuratus. Elemiharz (Elemi). 



Enzianwurzel (Rad. gentian.). Fliederblumen (Flores Sam- 
buci). Fliegenslein (Regulas arsenici oder cobaltumj. Glau- 
bersalz (Natrum sulphuricum oder Sal: mirabile Glauben). HofT- 
mannsche Tropfen (Spiritus sulphurico-aethcrcus oder Liquor 
anodynus mineralis Hofmanni). Jalappenhurz (Resina jalapae). 
Jalappenwurzel (Rad. jalapae). Isländisches Moos (Liehen Is- 
landicus oder Muscus Islandicus). Kellerholzkörner (Semen 
coccognidli). Krähenaucen (Nuces vonucae). Lakritzensaft 
(Succus liquiritiae oder Extractum liqulr.). Weisse Magnesia 
(Magnesia carbonica oder alba). Weisse gebrannte Magnesia 
(Magnesia usta oder calcinata). Manna. Myrrhe. Operment 
(Auripigmentum). Opium oder Mohnsaft. PlefTermünzöl (Ol. 
aethereum menthae piperitae). Rother Präcipitat (Uydrargy- 
rum oxydatum rubrum oder Mercurius praecipitatus ruber). 
Weisser Präcipitat (Hydrargyrum ammonialo-muriaticum oder 
Mercurius praecipitatus albus). Sublimat (Hydrargyrum muria- 
ticum corrosivum oder Mercurius sublimuius;. (}uassiahoi& 
(Lignum quassiae). Quassiarinde (Cortex qua^jsiae). Queck- 
silber (Hydrargyrum oder Mercurius vivus). Uealgar (Risl- 
gallum). Rhabarberwurzel (Rad. rhabarbari oder rhei). Sa- 
badillsaamen (Semen sabadillae). Sauerkleesalz (Sal Aceto- 
sellae oder Oxalium). Senncsblälter (Folia sennae). Sima- 
rubarjnde (Cortex Simarubae). Spanische Fliegen (Cantiiari- 
des). Sternanies (Semen Am'sl stellati). Süssholz (Rad. li- 
quiritiae). Veilchenwurzel (Rad. Iridis Florentinae). Weisser 
Arsenik (Arsenicum album). Wohlverleihblumen (Flores ar- 
nicae). Wurmsaamen (Semen Cynae). 

Ferner gehören hierher alle ausschliesslich zum 
Arzneigebrauche dienende rohe und zubereitete Waaren 
und die Gifte, wenn selbige auch nicht besonders hier ge- 
nannt sind, namentlich auch Harlemeröl, Opodeldoc, Riga- 
scher Balsam, Jenasche Tropfen, Obstructionspillen , Pflaster 
aller Art, Saiep, Kropfpulver, Mittel zur Vertreibung der 
Sommer- und Leberflecken, zur Färbung der Haare, Zahn- 
tincturen, Zahnpulver, Salben, Kräuterthee's, Brustsyrups 
u. s. w. 
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Die BrazmenwSflser Berlixifl. 

(Fortsetzung.) 



Der Bericht über die von Dr. Pappenheim unternom- 
menen Untersuchung der Berliner Brunnenwässer kam in der 
Conferenz der Berliner Bezirksphysiker zur Berathung. Es 
wurde beschlossen : denselben dem Bezirkspliysikus Dr. S c h u Iz 
zu einem besonderen Vortrage zu überweisen und letzterem 
ausserdem aus jedem Medizinalbezirke 2 als schlecht bekannte 
Brunnenwässer zugehen zu lassen. — 

Bericht, betreffend die darch Dr. Pappenhein untemonneneD Unter- 
snchuig von 20 Berliner Bmnuenwässer von Bezirkspliysikns 

Dr. Schulz. 

Dr. Pappenheim hat im Auftrage des Kdnigl. Polizei- 
prfisidii 20 hiesige Brunnen chemisch untersucht, und in ei- 
ner Denkschrift die Resultate seiner Analysen und darauf ge- 
gründete allgemeine Schlüsse über die Bedeutsamkeit der 
Berliner Brunnenwässer für die Gesundheit der Bewohner 
Berlins niedergelegl. 

Diese Arbeit lasst sich aus 3 Gesichtspunkten befrachten: 

1) in Bezug auf die darin enthaltenen Resultate der 
chemischen Analyse; 

2) in Bezug auf die Schlüsse über die VITirkungen 
des Berliner Brunnenwassers auf die Gesundheit 
der Bewohner Berlins; und 

3) in Bezug auf die Zweckmässigkeit und Ange« 
messenheit solcher Untersuchungen im Allge- 
meinen. 

Eine eingehende Beurtheilung der in der Arbeit des Dr. 
Pappenheim gegebenen Resultate seiner chemischen Un- 
tersuchung der Brunnenwasser, kann nur von einem gewieg- 
ten Chemiker erwartet werden, desshalb muss ich mich in 
dieser Beziehung auf einige allgemeine Bemerkungen be- 
schränken. 

Der Verfasser leitet seine Untersuchung mit der Bemer- 
kung ein, dass die chemische Zusammensetzung der Brun- 
nenwasser „auch nach dem Wetter variire**, ganz besonders 
den Wechsel von Trockenheit und langem Regen speigele 
und dass daher dieser Sommer wegen seiner „gleichmässigen 
Trockenheit^' den Untersuebungen sehr günstig gewesen sei. 
Dass das meteorische Wasser auf die Wässer der Brunnen 
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unter Umständen dnwirken könne, ist nicht zu bestreiten. 
Es wird den Brunnen aber nur Wasser zufüliren aus den 
Oberen Erdschichlen^ beziehungsweise aus den AuCschüitun- 
gen^ auf welche leider hier zu wenig Betracht genommen 
wird. Dagegen liegt die Uaupiqueile des Brunnenwassers^ 
wie seiner chemischen Zusammensetzung, in dem sogenann- 
ten Grundwasser und den Erdschichten, durch welche dieses 
gebt. Dieses aber ist nicht unbedingt abhangig von der 
^gteichmassigen Trockenheit^, welclie besser „Kcgenlosig- 
keJt'^ genannt sein würde. Dies gesteht der Veitusser auch 
selber dadurch zu^ dass er den Gehalt des Brunnenwassers 
an Ini'usorien und vegetabilischen Organismen von dem Fluss- 
wasser ableitet, ausserdem aber das Brunnenwasser geradezu 
ein Fil rat des Spreevvassers nennt. 

Während des verflossenen Sommers hat neben einem 
sehr niedrigen Wasserstande in der Spree mit dem dadurch 
bedingten niedrigen Stande des Grundwassers ein grosser 
Regenmangel geherrscht. Uan würde durch Letzleres be- 
rechtigt sein, anzunehmen, dass die hiesigen Brunnenwasser 
in diesem Sommer weniger entliaiten haben von den in den 
oberen Erdschichten sich ündenden SloiTen, als in regenrei- 
chen Jahren, wenn man überhaupt zugiebt, dass durch das 
meteorische Wasser unter allen Umständen dieBcstaud- 
thelie der oberen Erdschichten den Brunnen zugeiührt wer- 
den. Dies ist aber nicht zulässig. Es ist vielmehr notLwen- 
dig, die BodeubeschaiTenheit mii in Betiacht zu ziehen. Es 
ist eine Erlahrung, dass sandiger Boden, selbst ganz unrei- 
nes Wasser läutert. Die hiesigen Wasserwerke lielern den 
Beweis dalür, wozu kommt, dass nach Chadwicks Versuchen 
vollständig mit Fdkaimassen geschwängertes Wasser durch 
Drainröhren so rein und klar gewoimen ward, dass man es 
trinken konnte. 

Alle unsere Brunnen sind Drainanstalten vergleichbar, 
und diejenigen, welche in sandigem Buden lief genug gele- 
gen, und zweckmässig gedeckt sind, werden von dem me- 
teorischen Wasser nicht in der Weise iufluenzirt werden, 
dass ihnen dadurch schädliche StuiTe von den oberen Schich- 
ten zufliessen. Nur Brunnen, weiche durch grosse Aufschüt- 
tungen hindurch gesenkt, oder flacliiiegend, oder in moori- 
ffen oder sumpfigen Buden gegraben sind, können diesen 
Einflüssen ausgesetzt sein. Daher kann nicht zugegeben 
werden, dass die Regennoth des letzten Sommers aui alle 
unsere Brunnen eingewirkt habe. Welche Beschaffenheit aber 
der Boden hat, durch den die von dem Dr. Pappenheim 
untersuchten Brunnen geseoki sind, erhellet aus der Schrift 
nicht. Die drainartige Matur unserer Brunnen macht die An- 
nahme unzulässig, dass die in denselben etwa vorgel'undenen 
niederen thierischen und pflanzlichen Organismen aus der 
Spree stammen. Sie müssen ihren Ursprung von wo anders 
her nehmen. Nun ist es aber bekannt, dass dergleichen nie- 
dere Organismen entstehen können an Orten, an denen alles 
Licht ausgeschlossen ist, solern nur die Luil Zutritt hat, wie 
das Vorkomnien der Rhyzopoden in Felsenklüften lief in den 
Bergwerken darlhut. Die Luil aber hat Zutritt zu allen un- 
seren Brunnenwassern, denn sonst würden alle unsere Pumpen 
nicht gehen. 

Dass das Wasser unserer Brunnen noch andere Onellen 
haben muss, als das über Berlin fallende meteorische Wasser, 
folgt aus der Menge dieses und dem Bedürfniss. Die Flache 
Berlins intra muros beträgt nach meinen Messungen 142272792 
Quadratluss; die mittlere Menge der meteorischen Nieder- 
schläge belauft sich im Jahre nach Dove (Bericht über die 
zur Bekanntmachung geeigneten Verhandlungen der Königl. 
Preuss. Akademie der Wissenschaften in Brrlin v. d. Jahre 
1854 pag. 25) auf 22 Zoll = 1,8:3 Fuss. Mithin fällt auf 
•BerUn im Jahre eine Wassermenge von 'i603ö92ü9,36 Kubik- 
fuss. Nur die Civiieinwohner inira muros gerectmet, welche 
403729 betragen, kommen auf Joden G37.24 Kubikfuss 
Wasser im Jahre, also 1,75 Kubikfuss pro Tag. Boudin 
berechnet für jeden £inv\ohner von Paris einen täglichen 
Wasserbedarf von 69 Lilres, das sind etwa 2,2 Kubikfuss. 
Mithin würde alles meteorische Wasser hier kaum hinreichen, 
das Bedürfniss der Bewohner zu befriedigen, wenn die Brun- 
nen keine anderen ergiebigeren Zuflüsse hätten, selbst dann 
nicht, wenn gar nichts durch Verdunstung u. s. w. verloren 

ging- 

Nach Anderson und Baumgftrtner ist die Ver- 
dunstung und der Niederschlag nach den Breitengraden ver- 
schieden, und stehen beide zu der Breite in umgekehrtem 
VerhSltniss ; es beträgt nämlich 



unter 10 20 30 40 50 00 70 80 00 "^ Breite 
der Nieder- 1 

eclilaer 73 69 50 47 35 25 19 14 12 11 [Wiener 
dieVor- ( Zoll 

duosluDcr 06,6 63,6 45,5 44,9 34,4 25,7 19,4 15,3 13,1 12,4) 

Hiernach steht zu Berlin die Verdunstung dem Nieder- 
schlage last gleich, mithin kann das zu Berlin lallende Wasser 
auf die Brunnen keinen erheblichen Einfluss üben , uiso auch 
seine chemische Beschaffenheit nicht wescntiich alteriren. 

Der Verfasser giebt in einer beigefügten Tabelle den 
Gehalt der Brunnen an Xhlor, Kalk, Schwefelsäure und 
SchwefelwasserstoflT und bemerkt ausserdem das Vorkommen 
von Magnesia und Eisen. Er hat aber nicht versucht anzu- 
geben, in welcher Weise diese SlofTe mit einander verbun- 
den vorkommen, obwolii dies lür die weiteren Schlüsse nicht 
ohne Wichtigkeit ist. Er hat sich der sogenannten Titrirme- 
thode bedient, welche auch vollkommen ausreicht, wenn 
es sich, wie in dieser, von dem Verfasser selber als nur 
„vorläufige^' bezeichnete Untersuchung nur im Allgemeinen 
um die Feststellung der vorhandenen StoiTe handelt. 
Soll aber die Tiliirmethode zu tiefer gehenden Untersuchungen 
angewendet werden, so kann dies nur unter der, bd einer 
vorlauhgen Untersuchung nicht vorauszuselzendtn Bedingung 
geschehen 9 dass sie mit einer minutiösen Sorgfalt ausgelührt 
wird. — 

Anlangend die Schlüsse auf die Wirkungen der Berliner 
Brunnenwasser, so gestattet im Aligemeinen das aus 
den Analysen gezogene Resultat solche nicht. Chlor, welches 
nicht an eine Base gebunden ist, wirkt anders als wenn in 
Verbindung mit Basen, und diese Verbindungen mit Basen 
haben wiederum sehr verschiedene Wirkungen. Chlor mit 
Natrium verbunden, unser Kochsalz, hat andere Wirkungen 
als Chlorcalcium. Ebenso verhält es sich mit den übrigen 
angegebenen Stoffen, unter denen Natron vermisst wird, ob- 
wohl man annehmen muss, dass es in unseren Brunnen auch 
vorkommen muss, auch vorkommt, da es selbst in dem 
Wasser der hiesigen Wasserwerke gefunden worden ist. 

Das stärkste und schwächste Vorkommen der genannten 
Stoffe verhallen sich nach dem Verfasser in folgender Weise: 
Es kommen auf 1 Litre = 34^24 Preuss. Unzen =: 0^7335 
Berliner Quart d. h. etwa gleich V33 Kubikfuss Wasser. 



Chlor im Majdmum 0,266 Gramm 

Kalk „ 0,430 

Schwefelsäure y, 0, 1 75 

Schwefelwasserstoff ,> 0,005 

Chlor im Minimum 0,056 Gramm 

Kalk „ 0,102 

Schwefelsäure „ 0,014 

Schwefelwasserstoff „ Spur 









4,36772 Gran 
7,0606 
2,8735 
0,0821 

0,9195 Gran 

1,67484 

0,32988 
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Von diesen Mengen wird ein schädlicher Einfluss auf die 
Gesundheit nicht behauptet werden können. 

(Fortsetzung folgt.) 



BerSIkeruigsbewegmig im Henogthnm Altenbvrg im Jahre 1867. 
Ans den in den letzten Monaten den Jalires 1657 aufgenommenen 
BevöllterungsHsteD haben sich folgende Resultate ergeben. Die An- 
zahl der im Jahre 1857 getrauten Personen betrag 2110, 218 mehr 
als im Jahre 1850. Die Zahl der Gehörnen betrug 5186 (2045 Rn. 
2541 Md.). 406 mehr als im Jahre 1856; darunter befanden sich 842 
uneheliche Geburten, 69 mehr als im Jahre 1850; 120 Zwillinge, 10 
mehr als im Jahre 1850. Die Zahl der Gestorbenen betrug 4100, 320 
mehr als im Jahre 1850, darunter 3t Selbstmorde, 4 weniger als 
im Jahre 1850. — Von der gesammten, im Verhältnisse zum 
Jahre 1850 um 409 auf 133,593 gestiegenen Bevölkerung des Herzog- 
thums, unter welcher sieh 78 Blinde, 80 Taubstumme befiuden, kom- 
men 89770 auf das Land und 43823 auf die Städte. 

Die Mitglieder dea arxtliclieii Vereinea ia Hambiurg richten folgende 
beachlenswertbe Bekanntmachung an das Publikum Hamburgs: Die 
zunehmende Ausdehnung der Bevölkerung in der Sla/lt und Umge- 
gend macht den Aerzlen eine immer genauere Benutzung der Zeit 
zur Nolhwendigkeil. Sie sehen sich daher veranlasst, um im Inter- 
esse der Kranken eine zweckmässige Einlheilung der Zeil, nach dem 
Bedürfniss der einzelnen, schwereren oder leichteren Erkrankungen, 
sowie nach der Entfernung der Wohnungen von einander treffen za 
können, den dringenden Wunsch an das Publikum zu richten: „die 
Aufforderung zu einem ärztlichen Besuche in allen gewöhnlichen 
Fällen frOh Morgens oder Tags zuvor an den Arzt gehingen zn 
lasten**. — 

L«lptlg. In Folge einer Gcriohtsverbandlung , Aber die ich mir 
erlauben werde ansföhrlieher zu berichten, weil sie ein charakteristi- 
sches Bild unserer, die Medizinalpfuscherei betreffenden Gesetzgebung 
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bietet, Ut endlich die mehr aU bekannte Schrift des Lanrentins „der 
persönliche Schutz** auf Anordnung des MinisterU des Innern mit 
Beschlag belegt worden. Die genannte Schrift hat 22 Auflagen er- 
lebt und ich hatte mich überzeugt, dass, wenn diese Auflagen, nicht 
bloss auf dem Titelblatt stehen, alle ihren Absatz der obscönen 
und trivialen Darstellung der geschlechtlichen Organe zu verdanken 
haben. Wie manches moralische und geschlechtliche Unheil mögen 
diese 22 Auflagen verschuldet haben ! Es ist im Interesse der Sittlich- 
keit und der Sanitätspolizei: derartiger scandalöser Literatur ein Ende 
zu machen und nur zu wünschen, dass andere Regierung dem Ver- 
fahren des Sächsischen Ministerii folgen möchten. N. 



Kritik: Handbuch der Sanitätspolizei nach eigenen Untersuchungen. 
Bearbeitet von Dr. Louis Pappenheim. Erster Band A — 6. 
Berlin. 1858. Bei Aug. Hirschwald. 712 S. in gr. 8. 

Ungeachtet des wohlgeordneten Medizinalwesens, dessen die 
deutschen Staaten ohne Ausnahme sich erfreuen, darf man sich nicht 
verhehlen, dass die deutsche Sanitätspolizei nicht gleichmässig mit 
den grossen individuellen Leistungen der Neuzeit fortgeschritten ist. 
Die vorhandenen Lehrbücher der Sanitälspolizei und der öffentlichen 
Gesundheitspflege lassen sich nicht freisprechen von dem Mangel, 
dass sie diejenigen Theile der Industrie, welche fiir die öffentliche 
Gesundheitspflege von Wichtigkeit sind, nicht überall speciell genug 
berücksichtigt haben. Jeder Medizinalbeamler — wenn sein Wirken 
grosse, fabrikreiche Orte nmfasst — hat gewiss nicht selten in der 
Lage sich befunden, erforderliche Belehrungen vergebens in jenen 
Büchern gesucht zu haben. Die Annales d*hygiene puplique, Tardieu 
und zuletzt technologische Schriften haben zu Hülfe kommen müssen, 
wenn der Medizinalbeamte so glücklich ist, unter Verhältnissen zu 
leben, welche diese Hülfsmittel ihm zugänglich machen. Die grös- 
sere Zahl unserer Medizinalbeamten aber hat wohl diesen Mangel 
schmerzlich empfinden müssen. Um so mehr freuen wir uns, in 
Pappenheim's Handbuch ein Werk anzutreffen, dass in der That 
jedem Arzte und Medizinalbeamten ein treuer und unentbehrlicher 
Rathgeber bei seinen sanitätspolizeilichen Arbeiten und bei der, 
auch in der ärztlichen Praxis unvermeidliche Beurtheilung schädlicher 
Einflüsse von Gewerben etc. sein wird, und das wir darum nicht 
dringend genug empfehlen können. 

Einer der grössten Vorzüge dieses Werkes ist die monographi- 
sche Aufmerksamkeit, welche der Herr Verf. dem technologischen 
Theile gewidmet hat. Ueberall ist er bemüht gewesen , selbst zu 
sehen , und alles Wissenswerthcste hat er selbst gesehen und unter- 
sucht Vermöge eigner chemischer Untersuchungen ist er im Stande 
gewesen , die für die Sanitätspolizei wichügen Punkte einer jeden In- 
dustrie scharf zu bezeichnen und die Wege anzugeben, welche die 
Praxis zur Verhütung von Schaden zu betreten hat. Dieser Vorzug 
ergibt sich beispielsweise, wenn man den Artikel Gasbeleuchtung da- 
mit vergleicht, was andere Lehrbücher darüber bringen. Der Leser 
wird durch eine chemische Exposition auf den zur sanitätspolizeilichen 
Beurtheilung nothwendigen Standpunkt gesetzt, es werden ihm neue 
quantitative Analysen und das technologisch Wissenswerthe vollständig 
gegeben, während alle hygienischen Momente scharf hervorgehoben sind. 
Dabei ist speciell auf den Gaskalk eingegangen, ein Produkt dpr Gas- 
fabrikaüon, das, wiewohl es gerade für die SanitÄtspoüzei das 
wichtigste Moment in diesem ganzen Thema ist, bisher bei den hy- 
gienischen Forschem eine specieUe Berücksichtigung nicht gefunden 
hat Aehnlich verhält es sich bei den Artikeln Blei, Bergbau, Blei- 
chen und anderen , bei denen es um Technologie sich handelt. -- 
Auf einzelne Industriezweige lenkt der Herr Verf. zuerst die speciel- 
lere Aufmerksamkeit der Sanitälspolizei, z. B. auf die Bereitung des 
Apfelweines, dessen Alkoholgehalt bestimmt und dessen Untersu- 
chung auch auf etwaige Arzneizusätze gerichtet ist — Ueber das 
Emailliren der Eisengeschirre, Thonwaaren u. s. w. werden die An- 
sichten anderer Lehrbücher berichtigt. Die Schriftgiesserei erfreut 
sich einer so gründlichen Behandlung, wie derselben schwerlich in 
irgend einem anderen med. Lehrbuche zu Theil geworden ist. Die 
Artikel Gyps, Blutiiandel, Borsten, Bleichen geben neue Aufschlüsse 
und das, was über die Kautschukindustrie, Dungerfabriken, Eisenin- 
dustrie u. a. gesagt wird, ist wenigstens in der deutschen Literatur 
neu* Ganz neu sind die Untersuchungen über den Arsenikverbrauch 
in den Glashütten, worüber bei Tardieu nichts als die Aeusserung: 
Enfln dans les crystalleries, oü Ton fait usage de Tarsenic, les ouv- 
riers se trouvent expos^s aux graves inconvönlents des vapeurs arse- 
nlcales*' sich findet — Die Beleuchtung des industriellen Abdecker- 
wesens ist für Deutschland neu. Neu und orginell sind auch des 
Verf. Aufflissungen in den Arlilceln Apothekerwesen, Giftpflanzen, Ge- 
treide, Findelanstalten, Bordellwesen u. s. w. 

Eine vorzugsweise Sorgfalt ist ferner der Lebcnsmittelverßlschung 
zugewendet Auch hier steht der Herr Verf. überall auf dem Boden 
eigner chemischer Untersuchungen, und es ist dabei zugleich, na- 
mentlich den französischen Arbeiten gegenüber, wohl anzuerkennen, 
dass mit Vermeidung jeder Einmischung in die Handelspolizei, nur 
soweit die Sanilätspolizci dabei intcressirt, diese Verfälschung abge- 
bandelt worden sind. In gleicher Weise ist der Verf. pathologischen 
Erörterungen stets fremd geblieben. 



Es würde uns sicher zu weit führen , wollten wir alle Einzeln- 
heiten, die wir für bemerkenswerlh halten, hervorheben. Wir er- 
wähnen daher nur noch, dass überall unpraktische Rathsehl&ge 
— eine Klippe, an der sanitätspolizeiliche Arbeiten und selbst amt- 
liche Erlasse gar oft scheitern — sorgfältig vermieden, und dass auf 
die vorhandene Gesetzgebung der Deutschen Staaten und, wo et 
von Interesse war, auch des Auslandes, gebührende Rücksicht ge- 
nommen ist. — Die lexikalische Form erleichtert wesentlich den Ge- 
brauch. — Das Erscheinen des zweiten Bandes steht in den näch- 
sten Monaten bevor, und wird dadurch ein Werk, welches deutschem 
Fleisse und deutscher Wissenschaft wahrhaft zur Ehre gereicht, vol- 
lendet sein. 

Die Ausstattung lässt nichts zu wünschen übrig. 



PerionalehroBik. Preutten. Ernannt: Der prakt Arzt Dr. 
Dotter zu Altenahr zum Districtsarzt IQr die Bürgermeisterei Aiten- 
ahr und der Wundarzt LKl. Dahmann zu Flammersfeld zum Di- 
strictsarzt für die Bürgermeisterei Flammersfeld. Der Kreisphysikut 
Dr. P r e y zu Cöslin den Charakter als Sanitätsrath. Dr. M a s s al i e n, 
Oberstabs - und Gamisonarzt in Posen, als Oberstabs- und Regim. 
Arzt zum 5. Kür. Regim., Dr. Roland, Stabs- und Bat Arzt dei 
4. Jägerbat. , unter Ernennung zum Oberstabsarzt mit Hauptm. Rang« 
als Gamisonarzt nach Posen versetzt Dr. Nichte rl ein, Assistenz- 
arzt vom 15. Infant. Regim. , zum Stabs - und Bat Arzt des 2. Bat. 
15. Landw. Regim., Dr. Häring, Assistenzarzt vom 5. Jägerbat., 
zum Stabs- und Bat. Arzt des 1. Bat 6. Ldw. Regim., ernannt Die 
Unterärzte Dr. Hirschfeldt vom 18., Dr. Winkler vom 6., Dr. 
Eiler t vom 13., Dr. Benninghaus vom 30.. Dr. Schwahn vom 
14., Dr. Waldmann vom 15. Inf. Regim., Dr. Tibnrtius vom 
2. Kür. Regim., Dr. Kutter vom 18., Dr. Klingner vom 21., Dr. 
Rothe vom 35., Dr. Ewald vom 40. Inf. Regim., Dr. Wallmül- 
ler vom Garde-Art.-Regim. , Dr. Kirchner vom 22*. Dr. Schirks, 
vom 27. Inf. Regim. , zu Assistenzärzten ernannt Den im Reserve- 
resp. Landwehrverhältniss befindlichen praktischen Aerzten und Wund- 
ärzten: Dr. Korn vom 1,, Dr. Meissner vom 20. Landw. Regim. 
Dr. Zybell vom Ldw. Bat 35. Inf. Reg., Dr. Roh de vom 26.. Dr. 
Haun vom 31., Dr. Sachs vom 7., Dr. Beyersdorff vom 22.» 
Dr. S kutsch vom 23., Dr. Reck mann, Dr Seh lautmann vom 
13., Dr. Wiefei vom 16., Dr. Brand vom 17., Dr. Stabel vom 
29. Landw. Regim. der Charakter als Assistenzarzt verliehen. Dr. 
Deetz, Stabs- und Gamisonsarzt in Wesel, Scholz, Assistenzarzt 
vom 22. Inf. Regim., Vogler, Ass. Arzt vom 8. Art. Regim., Klein- 
schmidt, Dr. O.Steinrück vom 20. Landw. Regim., enteren dreien 
mit Pension, der Abschied bewilligt. 

Niedergelassen: Die prakt Aerzte Dr. Wllke in Branden- 
burg, Dr. Weickert zu Peitz, Dr. D. Müller zu Miedermendig, Dr. 
Schöneberg in Deutz, Dr. Vogel zu Bonn, Dr. Hartmann zu 
Schweich, Dr. Schmeisser in Potsdam, Dr. Michel in Berlin, 
Dr. Roquette in Rheden, Dr. Gisbertz in Goch. Dr. Pistor in 
Lobberich. Der Apotheker Mehl zu Tiegenhof hat seine Apotheke 
an den Apotheker Knigge verkauft und der Apotheker I. KL H. 
Winkler die Concession zur Führung der Apotheke in Burscheidt 
erhalten. 

Orden: Der Geheime Sanitätsrath Dr. C. W. Mayer zu Berlin 
hat den Reihen Adlerorden IV. KL erhalten. 

Auszeichnung: Dr. J. Bergson zu Berlin ist von der So- 
cieta d'lncorragiamento dl Science, Lottere ed Art! in Mailand zum 
correspondirenden Blitgliede ernannt worden*). 

Bayern, Ernannt: Dr. med. F. Schmidt zum prakt Arzt 
in Holbegnenberg und der prakt. Arzt Dr. F. Frank als Cantonsant 
zu Obermoschet 

Gestorben: Der Landgerichtsarzt Dr. A. Mfinzenthaler in 
Vorchheim und der prakt Arzt Dr. Chr. Muck in Würzburg. 

Saekten, Ernannt: Freiherr ö Byrn provisorisch zumBade- 
commissär bei der Badeanstalt zu Elster. 

Hannover. Ernannt: Zu Oberärzten Dr. Dyes bei dem 
Garde- Cürass -Regim, der Assistenzarzt Dr. Termin bei dem 7. Inf. 
Regim.; zu Assislenzärzten Dr. med. Kastendiek, Dr. med. Fr. 
Hogrewe, Dr. med. £. Bodenmeyer. 

KurAessen. Eine Apotheke in der ResidenzsUdt Kassel Ut am 

freier Hand zu verkaufen. 

BraunseAwefg. Der Leibzahnarzt des Herzogs von Braunscbwcig» 
Professor Dr. H artig zu Braunschweig hat den Königl. Preussischen 
Ruthen Adlerorden Ul. KL erhalten. 



Zar Hachrieht Herrn Reg. u. M.R. Dr.N. in P^^'^^i»«»^,^' 
die uns gegebenen Nachrichten in einer der nächsten Nr. d. Arcbivet 

zu erwarten. 



•) In der Bexelchnung der Abhandlauff fttr welche Herr Dr. Ber gson ta 

^ Berlin den Von de? SodeU d'lncorrafirUmento etc.^ l"!?*!^!*" nSÄSSdS 

ten Preis erhalten hat, ist In Nr. M des Archives ein »i«»«»? »e»«"*!^ 

Druckfehler eu berichtigen, statt Bronchlid- Neuralgien ist so lesen Brar 

ohial -Neuralgien. 



Redactionsbureau bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmstrasse 112. Verlag von Ferdinand Enkc in Erlangen. 
Druckschriften fUr das Archiv durch die Verlagshsndlung und die Hirschwald'sche Buchhandlung tu Berlin. 

Druck der Adolph Ernst JuDge'schen UniveniUUbuchdruckerei in Erlangen. 
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Prenaaen. 

PoUzeiverordnung. Die Bereitang und den Debit 
Jkttnstlicher Mineralwässer belr. 

Auf Grund des S. 11 des Gesetzes vom 11. März 1850 
wird für den ganaen Umfang unseres Verwallnnffsbezirks nach- 
stehende, die Bereitung und den Debit künslUcher Mineral- 
wässer betreffende PoUzeiverordnung hierdurch erlassen: 

S. !• Die Anlegung und derlBetrieb einer Anstalt zur 
Bereitung künstlicher Mineralwässer setzt eine unsererseits 
zu ertheilende C<tncession voraus, welcher das gesetzliche 
Publikationsverfahren vorausgehen muss. 

S. 2. Die Concession wird nur Apothekern oder solchen 
Personen ertheilt, welche in einer besonderen Prüfung die 
dafUr erforderlichen physiltalischen und chemischen Kenntnisse 
nachgewiesen haben. 

S. 3. Vor Erthellung derselben wird durch eine von 
uns zu bestellende y aus dem Regierungsmedizinalrathe und 
einem geeigneten Apotheker bestehende Commission unter- 
sucht, ob die Anstalt mit den nölhigen Apparaten versehen 
und zweckmässig eingerichtet sei. 

g. 2. Auch unterliegt eine solche Anstalt regelmässigen 
Revisionen durch dieselbe Commission. 

%. 5. Verkäufer von künslHchen Mineralwässern dürfen 
ihre Yorräthe nur von solchen Anstalten des Inlandes und 
des deutschen Zollverbandes beziehen, welche in ähnlicher 
Weise von ihren Behörden beaufsichligt werden, oder sich 
durch vorzügliche Leistungen das besondere Vertrauen der 
Regierung erworben haben und sich hierüber durch glaubhafte 
Atteste auszuweisen vermögen. 

8. 6. Es ist nur der Verkauf solcher Kruken und Fla- 
schen mit künstlichen Mineralwässern gestattet, welche mit 
Etiquetten versehen sind, auf welchen der Name des Mineral- 
wassers und der seines Verfertigers, so wie des Wohnortes 
desselben angegeben ist. 

Wer ohne Concession künstliche Mineralwässer gewerbs- 
mässig bereitet , wird nach $. 177 der Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 mit Geldbusse bis zu 200ThIr., oder Ge- 
ifengnlsis bis zu drei Monaten bestraft. Andere Uebertretun- 
gen dieser Polizeiverordnung aber werden mit Geldbusse bis 
zu lOThlr. und im Falle -des Unvermögens mit verhältniss- 
mässlger Gefänprnissstrafe bestraft und haben nach Befinden 

?emäss des 8. 71 seq. der Gewerbeordnung vom 17. Januar 
845 die Entziehung der Concession zur Folge. 

Minden , den 24. April 1858. KönigL Regierung. 

Bayern« 

Die Schutzpockenimpfung betr. 
Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. Da 
die Zeit des jährlich vorzunehmenden impfungsgeschäiles her- 
anrückt lind die in den Vorjahren gemeldeten Ergebnisse hin 
■und wieder Mangel, theils in der Ausltihrung, theils in den 
•Erfolgen desselben, erblicken liessen, so ergehen zur Ver- 
meidung fernerer Uebelstände an sämmlliche kgl. Gerichts- 
ärzte von Oberbayern nachstehende Erinnerungen. 

1) Vor Allem ist die Herstellung der Liste der zu Im- 
•pfenden genau und vorschriftsmässig zu veranlassen und hie- 



bet auf ein richtiges Verzeichniss derjenigen Bedacht zu neh- 
men, welche a) im Voijahre und noch nicht zum dritten Male 
erfolglos und b) vor 5 Jahren nur mit dem Erfolge einer Pu- 
stel geimpft worden waren . weil Diese nach den allerhöch- 
sten Verordnungen vom 20. Semptember 1839 und 17. De- 
zember 1852 wiederholt zu impfen sind. 

2) Um günstige Erfolge flir die Impfung zu gewinnen 
ist unstreitig das Abimpfen von Arm zu Arm die sicherste 
Methode. Die sämmtlichen Gerichtsärzte haben desshalb Sorffe 
zu tragen, dass es nirgends an guten Mutterimpflingen fehle. 
Zu diesem Behufe und um alle unnöthigen Kosten fttr den 
Transport der Mutterimpflinge und die Abimpfuhg zu erspa- 
ren ist es am Zweckmässigsten, die bereits geimpften und 
dem Sitze der folgenden Impfstalion nahewohnenden Mutter- 
iropflinge zur Controle dahin zu bestellen , wo die Impfung 
der nächstfolgenden Station vorgenommen wird. Hiedurch 
wird der Transport unnöthig und die Auswahl der Mutter- 
impflinge erleichtert. 

3) Stets sollen aber die sämmtlichen Gerichtsärzte bei 
Gelegenheit der Controle sich einigen Vorrath vom Impfstoff 
in Haarröhrchen zurichten, um davon sowohl bei ausseror- 
dentlichen Gelegenhellen von Vaccination oder Revaccination 
oder überhaupt in Ermangelung guter Mutterimpffinge Ge- 
brauch zu machen. « 

4) Die sämmtlichen Gerichtsärzte haben auf alle Weise 
den guten Erfolg der Impfung zu sichern, daher a) nur gu- 
ten und rechtzeitigen Impfstoff zu wählen, b) sich von der 
vollkommenen Gesundheit des Multerimpfllnges und wo mög- 
lich auch dessen Eltern zu überzeugen, c) hinreichend viele 
(wenigstens vier auf jedem Arme) Einstiche zu machen und 
d) die Impfwunden nur auf reine, trockene Hautstellen zu ma- 
chen und zu sorgen, dass sie nicht sofort abgewischt oder 
abgerieben werden. Sollte (]|e Impfung dessenungeachtet fehl- 
schlagen, so kann dieselbe, falls die Eltern keine Einwen- 
dung dagegen erheben, an den Coniroltagen sogleich wieder- 
holt werden, um sich noch im laufenden Jahre von der wirk- 
lichen Erfolglosigkeit zu vergewissern. , 

5) Die Revaccination soll auf alle Weise, theils durch 
Belehrung, theils durch Ermahnung und Aufmunteruiig in Gang 
gebracht werden und sind die resp. Pfarrer und Schullehrer 
zur angelegentlichen Empfehlung dieser wohlthätigen Massre- 

äel, namentlich bei Entlassung aus der Feiertagsschule, wie- 
erholt aufzufordern. 

Die gelungene Durchßihrung der Revaccination in ausge- 
dehntem Masse wird den sämmtlichen königl. Gerichtsärzten 
zu besonderer Würdigung und Anerkennung angerechnet 
werden. Bezüglich der Tabelle der Revaccinirten , welche 
dem allgemeinen Impfconspecte anzureihen ist, soll angege- 
ben werden, wie viele \) mit Erfolg, 2) ohne Erfolg und 
3) mit unbekanntem Erfolge revaccinirt wurden; in der An- 
merkung kann die Zahl Jener bezeichnet werden, bei wel- 
chen die RevaccinBtiun nur einen unbedeutenden oder unvoll- 
kommenen Erfolg hatte. 

München, 26. März 1858. 

Königl. Regier, von Oberbayern, K. d. I. 
Freiherr von Zu-Rhein, Präsident 
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Die Revaecinatlon betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königes. In Folge Mini- 
sterialrescriples vom 23. März 1836 bezeichneten Betreffs wird 
sämmtlicben Gerichtsärzten und praktischen Aerzten beson- 
ders anempfohlen^ es ihrerseits nicht an Eifer und BemübMg 
feilten zu lassen, der Revaccination die grösstmöglichste Aus- 
dehnung zu verschaffen. Die aufgeslelUen Gericlttsärzte sind 
fiu deren unentgoliiichem Vollzuge bezüglich jener Individuen 
verpflichtet, weiche dieselbe von dem amtUchen Arzte zu evat- 
pfangen wünschen und sich zu dem Ende entweder bei der 
ordentlichen Jahresimpfung an den treffenden Impfstalionen 
einfinden y oder an besonderen öffentlich fNiszuschreibenden 
Revaccinationstagen an dem Physikatssilze erscheinen. Es ist 
dabei Sorge zu tragen, dass wie zur Vaccinalion so auch 
zur Revaccination nur bewährte Lymphe benutzt werde. 

Jene revaccinirten Individuen, welche sich einer Controle 
nicht zu unterwerfen gedenken, sind mit den Kriterien der 
Wirksamkeit der Impfung bekannt zu machen und so in den 
Stand zu setzen, den Effect oder Nichttffect der Revaccina- 
tion zu ihrer eigenen Beruhigung zu beurtheiien und an den 
Arzt darüber zu berichten. Solche Personen, bei weichen 
die Revaccination nicht mit vollkommen gutem Erfolge ge- 
ballet, sind zu veranlassen, sich das nächste Jahr abermals 
der Wiederimpfung zu unterwerfen und so fort bis ein voll- 
Ständiger Erl'olg erreicht ist. — Jährlich hat jeder Arzt dem 
Fhysikus und dieser mitlelst des Hauptberichies der königl. 
Kreisregierung die Zahl und Resultate bewirkter Revacclna- 
tionen anzuzeigen. 

Die Gerichtsärzte haben allen berechtigten Aerzten die 
Förderung der Wiederimpfung in ihrer Privatpraxis nachdrück- 
lichst zu empfehlen. Die für Entziehungsanstalten und andere 
Communitäten aufgestellten Aerzte haben dieselben, sobald 
aie verlangt wird, unweigerlich vorzunehmen. In keinem 
Falle aber darf desfalls ein Zwang stattfinden, so fern nicht 
in Erziehungshäusern und anderen ähnlichen öffentlichen An- 
stalten bei dem Ausbruche der natürlichen Blattern in den- 
selben die Revaccination als eine zur Verhütung weiterer 
Ansteckung nothwendige polizeiliche Sicherheitsmassregel er- 
kannt und an^ordnet werden sollte. 
Landshut, den 1. April 1858. 
Königl. Regierung von Niederbayern, K. d. L 
v. Schi Ich er, kgl. Regierungspräsident. 

Den Verkauf von sogenannten Geheimmitteln 
beireffend. 

Staalsministerium des Innern. Nach Ziffer 4 und 7 des 
Ifinisterialausschreibens vom 9. Juli i^bß müssen die Taxen 
für Prüfung der kosmetischen Mittel und Erprobung der so- 
genannten Geheimmittel ohne Rücksicht darauf, ob die Be- 
willigung zu deren Verkauf ertheill wird oder nicht, entrich- 
tet und jeder Zeit vor Aushändigung der betreffenden Ent- 
schliessung eingehoben werden. Wenn nun aber ein nur 
zeitweise in Bayern sich aufliaitender Ausländer die Erledi- 
gung seines Gesuches um die Erlaubniss zum Verkauie kos- 
metischer Mittel oder von Geheimmiiteln nicht abwartet, son- 
dern noch vorher das Land wieder verlässt ohne irgend welche 
Sicherheit bezüglich der Einlösung der durch sein Gesuch 
veranlassten Veriiigung bestellt zu haben , so entstehen hier- 
aus den betreffenden Behörden lediglich weitwendiffe Corre- 
spondenzen und entgehen möglicher Weise den mit der Unter- 
suchung der Mittel betrauten Organen die gebührenden Ent- 
schädigungen für Aufwand an Rcagenlit n und Mühewaltung. 
Gleiches Könnte bei solchen Gesucl.en nicht ansässiger Inlän- 
der eintreten, wenn diese etwa vor der Gesuchserledigung 
auswandern. 

Mit Rücksicht hierauf ergeht hiemlt der Auftrag, fortan 
bei der Aufnahme von Gesuchen, welcLe dunh Personen der 
vorbezeichneten Kategorieen gestellt sind, suiort auf der Si- 
cherheitsleislung lur Zahlung der erv^aihsciuhn Taxen und 
zwar nach deren höchstem Betrage en weder durch Deponi- 
rung der betreffenden Summe oder durch Bürgschaftsbestel- 
lung zu bestehen und überhaupt bei der Behandlung solcher 
Gesuche möglichst darauf Bedacht zu nehmen , dass auch die 
Einhebung der erwachsenden Kosten ohne Weitwendigkeit er- 
folgen könne. 

München, den T.Hai 1858. 

Aur Seiner Königlichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 

Graf von Reigersberg. 

Heriogthiun Coburg. 
Gesetz über die Organisation der Verwaltungs- 



beh^p^en im Herzogthnm Xobura:, VMi 17. Juni 
1858. 

Wir 8rf»3t etc. haben b«»schlossen und verordnen mit 
Zustimmung des Landtags Unsere» Uerzogthums Coburgs was 
folgt: 

S. 1. Durch das vorliegende Gesetz wird die Organisa- 
tion und der GeschäHskreis der Behörden im Bereich 



i. der inneren Verwaltung. 



der geiiHkfaen ind i^Eulv«rv«iJbiig» . 

III. der Finanzverwaltung 
geregelt. 

9. 2. L Innere Verwaltung. Die innere Verwaltung 
(Administration) umfasst von den Reglerungssacben im enge- 
ren Sinne namentlich folgende: 

etc. III. Die Gesundeitspotizel mit Inbegriff der 
Prüfung der Aerzte, Chirurgen und Apotheker, der Revision der 
Apotheken und der mit Apolhekerwaaren handelnden Kaufr 
leute, der Feststellung der Apotkekertaxe , der Beseitigung 
medizinischer und chirurgischer Pfuscher und Olilätenbändler, 
mit der Beftigniss zujr Wegnahme ihrer Arznelmiltel, Instru- 
mente, Bücher und Reiceplensammlungen, der Verhinderung 
des Verkaufs vermischter oder der Gesundheit nacbtheiliger 
Lebensmittel und nach Befinden der VernichtMng derselben, etc. 

Verordnung, die Ausführung der Strafprocess- 
ordnung iiir die Herzogthümer Coburg «id Gotha imd der 
mit derselben in Verbindung stehenden Gesetze betreflbndL 
vom 12. Juni 1858. 

Wir Ernst ete. haben beschlossen und verordnen vraa 
folgt etc.: 

II. S.9. Der Amtsphysikos am Sitze des Krefsgerichts M 
zugleich der Gericbtsarzt für diese Behörde; derselbe ist da- 
her in allen den Geschfiitskreis des Kreisgerichts berühren- 
den, eine Mitwirkung des Gerichtsarzts erheischenden Fälle», 
gleichviel, ob dieselben in dem Bezirke des am Sitze des 
Kreisgerichts befindlichen Einzolgerichts , oder in den Bezir- 
ken anderer Einzelgerichte sich ereignen, der Regel nach 
zuzuziehen. Es wird jedoch dadurch die Befugnfss des Krei»- 
gerichts, lilr einzelne Falle einen andern Amtsphysikus mit 
Auftrag zu verseben oder den Physikus des einen Einzelge- 
richtsbezirks auch in einem andern Bezirke zuzuziehen, nicht 
avsgeschlossen eto. 
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Wuthkrankheit betr. 

Nach einer vorliegenden Bekanntmachung ist die Wuttn- 
krankheit unter den Hunden in mehreren Ortschaiten des Her- 
zoglhums Meiningen ausgebrochen. 

Da nun zu besorgen stehet, dass unter den herrschenden 
Witterungsverhältnissen auch im hiesigen Lande Fälle von 
Hundswuth sich ereignen können, so werden alle Besitzer 
von Hunden aufgefordert, gehörige Aufmerksamkeit auf ihre 
Hunde zu richten, und bei sich zeigendem Verdachte ihrer 
Erkrankung an der Wuth, in welcher Beziehung die beifol- 

fende, bereits früher publicirte Belehrung*) über die Entste7 
ung und die Kennzeichen der Tollwuth bei Hunden und an- 
deren Hausthieren wieder abgedruckt wird, — die nöthigen 
Vorsichtsmassregeln zu ergreifen. 

Zugleich werden die Polizeibehörden angewiesen, bei 
vorkommenden Fällen die erforderlichen Veriiigungen nach 
Massgabe der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zu ,tref- 
ien, damit allen Unglücksfällen möglichst vorgebeugt werde, 
Coburg, den lö. Juni 1858. 

Herzogl. Sachs. Landesregierung. Pfit& 
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Die BroxmenwtoBer Berlina. 

(Fortsetzung^ und Schluss.) 

Der Verschiedenheit des Chlorgehaltes gesteht der Ver- 
fasser eine ätiologische Bedeutung zu, besonders wenn es 
mit Jod vergesetlschaftet auftreten sollte. Er siebl aber nicht 
an, welche. Qilor, als solches, wirkt desinucirend und in 
seiner Verbindung mit Natriun bedürfen wfr desselben m 
allen unseren Speisen. Man wird ihm abo iieine nichlhe^ 
lige ätiologische Bedeutung beilegen können. Von der Ab- 
wesenheit des Jods w#Uen Einige das Entstdiea der KK^pAe 



*) Die Mcedeoteie Oelebraag werden mvt iM Anance mi^^aliM* 

Die Red. 
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sbMleir; inait wHrde also, wenn et* näcbgewjeseir v/^Mj 
dasselbe ebenralls otme Weiteres nfcht 2u ^ihtihten haben. 

Dem wcrb^elndcn Gehalt an Schwefelsäure legt der Ver- 
fasser , aber ebenfalls ohne nähere Angabe, efne allologische 
Bedeutung bei. Sie kommt wahrscheinlich mit Kalk verbunden, 
als schwefelsaurer Kalk d. b. Gyps vor. In dieser Fonn ist 
sie sehr schwer löslich, wird aber von Liebig empfohlen pls 
DesinfectionsmiUel von Stoffen, die Ammoniak erzeugen, weil 
in diesem Falle das flüchtige kohlensaure Ammoniak in nicht 
flüchliftts schwefelsatires Ammoniak übergebt, iBdem sich 
der Kalk des Gypses mit der KobTensäure m» Ammoniafcs zu 
kohlensaurem Kaik verbindiet. Airf einem Terrain, auf wel- 
diem die vielen thierischen Abgänge Gelegenheit zu reich- 
licher Bildung von kohlensaurem Ammoniak geben, könnte 
demnach das Vorhandensein von schwefelsaurem Kalk iiQ 
Wasser nur erwünscht sein. 

Der Verschiedenheil im Kalkgehalt des Wassers legt der 
Verfasser keine ätiologische Bedeutung bei, und man kann dies um 
so weniger, als der Kalk nach Liebig ebenfalls für die thierische 
Oekondinie wichlig ist, bei seinem F^len int Wasser aber 
ersetzt wird durch sein Vorhandensein in den übrigen Nah** 
ruogsstoffen. 

Ein grosses Gewicht legt der Verfasser auf das Vorr 
Jbaudensein von SchwefelwassersluiT. Die nachlbeiligen Wir- 
JMingen desselben sind bekannt, aber die Menge, in der er 
(vorhanden sein rouss, um nariitheillg zu werden, ist höher 
ftu greifen afs der Verfasser sie angiebt. Wir senden alljahr» 
tiefa sehr viele Kranke in Bäder, welche weit mehr dieses 
Wassers cnlhalten, als die Analyse der Berliner Brunnen ge- 
geben hat, und wir senden sie nicht hin, um sie krank zu 
iMclieii, sondern dpmit sie genesen. Ausserdem ist Schwe- 
felwasserstoiF nur von. zwei Brunnen angegeben, bei denen 
eine Bestimmung der Bodenverhältnisse wüns4:henswerth ge- 
'Wesen wäre. Beide Brunnen sind überdies eisenhaltig ge-* 
Wesen und es muss bei der s^ossen Verwandtschatt des 
Schwefels zum Eisen unentschieden bleiben^ ob der aufge- 
fundene Schwefelwasserstoff nicht vielleicht das Product der 
Zerselzung^ von Schwei'eleisen sei, welches irgendwie dem 
Wasser mechanisch beigemengt war. Freilich kann Schwe- 
felwasserstoff sich auch erzeugen bei der Zersetzung von 
€yps, wenn nicht Ammoniak genug vorhanden ist, um die 
Schwefelsäure zu binden. Dies scheint bei dem Brunnen in 
der Friedrichsstrasse 35 der Fall gewesen zu sein. Denn 
nach einem dreitägigen Regen war der Schwefelwasserstoff 
bis auf eine Spur verschwunden. Man hat aber le^tgesteiU, 
das» dus Regen Wasser, welclies auf grosse volkreiche Städte 
niederßltt, nicht unerhebliche Mengen von Ammoniak enl^ 
hält. Diese Hessen die Enstehung des Schwetelwasserstoffes 
picht zu, weil sie die von dem Gypse muthniasslich stamr 
ipende Schwefelsäure banden. 

Nächst dem legt der Verfasser deu niederen vegetabir 
Kscben und animaUschen Organismen in den Brunnenwässern 
-ein grosses Gewicht bei und wünscht desshaU) diese darauf 
untersuchen zu können. Däss unter diesen Organismen auch 
sbl6he vorkommen, welche deletäre Wirkungen auszuüben Im 
Slande seien, ist schon von Andern behauptet worden, ob- 
wohl die Angabe von Clermus, dass die Sporen von Ha- 
ferbrand in sehr kurzer Zeit Frösche zu tödten vermögen 
durch ihren Uebergang aus den Luftwegen in das Blut, we- 
ffen der Grössenverhältnlsse dieser Sporen und der Bluise- 
lasse im hohen Grade unwahrscheinlich ist. Der von dem 
Verfasser mehr theoretisch und hypothetisch angenommene 
Uebergang dieser Organismen oder ihrer Reste aus den Flüs- 
aen in die Brunnen ist schon oben zurückgewiesen worden 
und ebenso ist das Eindringen dieser Körper aus den oberen 
Erdschichten nach den beigebrachten Gründen nicht überall 
anzunehmen. 

Ausserdem ist nachgewiesen, dass fast beständig In der 
Luft solche kleine Organismen in grösserer oder geringerer 
Menge vorhanden sind, die wir zum Theil, und zwar ohne 
bekannte oder nachgewiesene Nachtheile, einathmen. Die 
Masse der so in den menschlichen Körper eingeiührlen Or- 

fanismen wird schwerlich der nachstehen, welche mit dem 
rinkwasser eingeführt werden können. Dies aber kann nur 
in Betracht kommen, denn in dem gekochten Wasser wer- 
den sie ihre vorausgesetzten nachlbeiligen Wirkungen nicht 
entfalten können. Man hat nun zwar in den Luftwegen von 
Thieren Pilz- und Schimmelbildungen gefunden, man hat 
aber nie dergleichen im Magen entdeckt. Es würde also erst 
der Beweis geführt werden mü.ssen, dass diese niederen thie- 
rischen und pflanzlichen Organismen an sich und als solche 



idfUge eigensohiften hätten, da fast jeder Anhalt fehlt, in^ 
dem das Cisternenwasser in allen wärmeren Gegenden der* 
maassen von Infusorien wimmelt, dass man sie ndt grosser 
Leicfatiffkeit entdecken kann, ohne dass der Genuss von sot« 
chem Wasser den Bewohnern jener Gegenden schadet. 

Hiemuch erscheinen alle Schlüsse des Verfassers, welche 
das Berliner Brunnenwasser als ein «für die Gesundheit der 
Bew<rfiner BepHns nachiheiiiges oder auch nur bedenkliches 
enicheinen lassen können, aus den Resultaten der Analyse 
wenigstens nicht gerechtfertigt, vielmehr kann man der An- 
sicht sein, dass gerade dem Gehalte der Berliner Brunnen«* 
Wässer an anorganischen Stoffen der im Ganzen, und beson«» 
ders im Vergleiche zu andern und namentlich zu den auf den 
Gebrauch von Wässern aus Wasserleitungen angewiesenen 
Städten sehr befriedigende Gesundheilszusland der Bewohner 
Berlin^ zuzuschreiben ist, zumal die Wohnungsverhältnisse 
hier viel ungünsUger liegen als an jenen Orten. 

Die allgemeine Frage nach der Zweckmässigkeit und 
Aneemessenheit derartiger Untersuchungen muss nach diesem 
Allen verneiflit werden, sofern die Untersuchungen nielii 
tiefer eingehen; zu bejahen ist sie aber, wenn <fle Unter«* 
suchungen die Verbindungen berücksichligen , In welchen die 
verschiedenen in dem Brunnenwasser vorhandenen Stoflb auf-« 
treten und wenn sie die Art und dieNalur der in ihnen etwa 
sich findenden organischen Bildungen angehen. 

Der Bauplnutzen solcher eingehenden . Unt^suchungen 
wird aber der sein, dass man durch eine Wiederholung der<4 
selben nach einer Reihe von Jahren aus der Vergl^chung 
der Analysen die Frage wird unterscheiden können: 
in wieweit die Bewohnung der Fläche und alle mit der- 
selben verbundenen und durch Kultur und Luxus bedingten 
Veränderungen des Bodens auf das Trinkwasser in den. 
Brunnen oacfaiheilig und verderbend wirken» 
Hiernach scheint es nidit unangemessen vor der Hand neeh 
weitere 20 Brunnen der chemischen Untersuchung zu unter«* 
weri'en und die Resultate derselben mit der Analyse des hie- 
sigen Schlossbrunnens zu vergleichen. 



So weit der Bericht des Bezirksphysikus Dr. Schulz, welrr 
eher so wie der Bericht des Dr. Pappenheim aus den betref- 
fenden Verhandlungen mitgethellt worden ist. Wir fttifen dem 
noch hinzu. Die Idee des Dr. Pappenhelm: die Seh wie* 
rigkeit der Brunnenwässeruntersuchungen und die darauf zu 
basirenden Schlüsse über ihren relativen Werth in sanitätli- 
cher und diätetischer Hinsicht durch die Erlangung einer 
praktischen Handhabe, durch die Vereinbchung der Untere 
sttchung, durch die Beschränkung derselben auf die Untere 
suchung und Constatirung der hervorragenden und wichUge^ 
ren St^e zu beseitigen Ist ohne Zweüel eine glücklich ge-^ 
wählte Grundlage für jene Untersuchungen überhaupt und 
verdient die entschiedenste Anerkennung. Die Auslührung 
aber, die von Dr. Pappenheim unternommene Beschaffung 
jener Handhabe, entspricht den Anforderungen an eine solche 
nicht vollständig. 

Es wird die Angabe des Gesammtrückstanstandes der Brun-«- 
nenwässer an festen Bestandtheilen vermisst. Denn dieser ist 
dies als allgemeiner Anhalt iür die Beurtheilung derBrunnai- 
wässerbestandtheile gar nicht zu entbehren. Ferner kommt den 
Alcalisaizen der Brunnenwässer als normalen Bestandtheilen 
Zweifels ohne grosse Bedeutung zu. Gleichen Einfluss hat 
die Kohlensäure. Beide sind in den vorliegenden Untersu- 
chungen nicht bestimmt. Und doch sind, auch abgesehen 
von ihrer eigenen Bedeutung, ohne den Nachweis ihres Vor- 
handenseins oder ihrer Abwesenheit sichere Schlüsse auf die 
chemische Anordnung der übrigen Bcslandtheile der Brun- 
nenwässer gar nicht möglich. Ei dlith ist eine Bestimmung 
der Salpetersäure und der Amnioivr-ibindungen, wo sie in 
den Brunnenwässern vorkommen, ^nr nicht zu umgehen. 

Anlangend die auf Grund der erhaltenen Untersu- 
chungsergebnisse gefolgerten Schlüsse des Dr. Pappen- 
heim, so werden dieselben durch die eben angeführte Ab^ 
Wesenheit der Bestimmung an Ales II Verbindungen, an Kohlen- 
säure etc. unsicher. Ganz besonders macht sich dies aber tu 
Rücksicht auf die zwei, vonDr. Pappen heim hervorgehobe- 
nen bedeutsamsten Eigenthümllcbkeiten der Berliner Brunnenwäs* 
ser : auf das Hineinkommen organischer Bildungen in die Brunnen 
und die daraus rcsultireude Schwefelwasserstoflt)ildung geltend. 
Der Schluss, dass der nachgewiesene Schwefelwasserstoff durch 
den reduzirenden Einfluss organischer Wesen in den Brunnenwäs- 
sern aus dem schwefelsauren Kalke vorbereitet werde, ist ohne 
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BerücksichUgung der anderweitigen Beslandtheile gtr nicht 
anfirecht zu erhalten. Auch spricht die Tbalsache dagegen, 
dass unter den untersuchten Brunnen nur einer deutlich diese 
bedeutsamste Eigenthümlichkeit der Berliner Brunnen ffezeigt 
hat, wahrend man doch annehmen muss, dass, wenn die an- 

feiUhrten Ursachen, d. h. das Vorhandensein von schwefelsaurem 
alk und von organischem Wesen dafilr die wirIcUchen Ursachen 
wären, dies weit allgemeiner hätte vorkommen müssen. Bei al- 
len übrigen Brunnen Berlins stellt sich, wie die Nachforschun- 
gen erseben haben, dasVerhältniss schwefelwasserstoffTreier zu 
schweielwasserstoffhaltigen Brunnen noch weit günstiger als bei 
den untersuchten. Dann ist die Annahme, dass die Schwefel- 
säure an Kalk gebunden in den Berliner Brunnenwässern prä- 
existire, nicht zu entscheiden, so lange nicht auch über das 
Verhältniss der zu gleichen Zeit anwesenden Alcallmengen 
entschieden ist. Es versteht sich nach den einfachsten che- 
mischen Grundsätzen von selbst, inwierem sich dies bedingt 
Endlich aber wird die Annahme, dass Schwefelwasserstoff 
durch den reduzirenden Einfluss organischer Wasser aus 
schwefelsaurem Kalk entstanden ist^ dadurch ganz precär, 
dass die Anwesenheit solcher organischer Wesen in den Brun- 
nenwässern durch nichts nachgewiesen worden, sondern eben 
eine Annahme ist — 



MortditttMtatistik au dm HerMgtliiiiii BMhiOi-lI^iiiiagMi 1S57. 
Nseli amüiciien Ermittelansen betrag die Zahl der im Jahre 1857 
Geborenen 560t, 505 mehr als 1856, damnler 1U7 uneheliche, 130 
mehr als 1856. Getraute Ehepaare waren 1281, 138 mehr als 1856. 
Die Zahl der Gestorbenen betrug 4025, 370 mehr als 1856. Es star- 
ben vor vollendetem I.Lebensjahre 923, v, 1. — 2. J. 284; v. 3. — 5.J. 
119; V. 5.— 7. J. 66; v. 7.— .lO.J. 48; v. 10.— 14. J. 44; v. 14.— 20. 
J. 80; V. 20— 25. J. 81; ▼. 25.— 30. 67; v. 30.— 35. J. 102; v. 35. 
— 40. J. 121; V. 40. — 45.J. 118; v. 45. — 50. J. 145; v. 50— 55. J. 
183; V. 55.-<-60.J. 214; v. 60.— 65.J. 259; v. 65.— 70. J. 301; ▼. 
7. 70.— 75. J. 271; v. 75.— 80. J. 198; v. 80.— 85. J. 115; nach dem 
85. und vor vollendetem 90. J. 42; nach dem 90- J. 7. — in den 
Monaten Januar, Februar, März starben 1207; April, Mai, Juni 947; 
Juli, August, September 788 ; October, November, December 1083. — 
An Altersschwäche starben 617, durch Selbstmord 20, durch Un- 
giacksfälle 44, bei der Niederkunft und im Rindbett 43, an Pocken 
16» innere hitzige Krankheiten 915, durch innere langwierige Krank- 
heiten 1538, durch schnell tödlüche Krankheiten, Blut-, Stick- und 
SchlagflOsse 473; durch äussere Rranliheiten und Schäden 83, an 
nicht bestimmten Krankheiten 130. — 

Diese ganz umfassend gehandhabte Mortalitätsstatistik würde 
noch ungleich grösseren Werth haben, wenn dieselbe nach einem 
wissenschaftlich motivirten Krankhftitsschema ausgeführt worden wäre. 
Die Mortalitätsstatistik Deutschlands wird so lange ohne einheitliches 
Zusammenwirken und ohne grosse Ergebnisse bleiben, bis nicht dieresp. 
Regierungen sich ober ein allgemeines einznffihrendes Krankheits- 
schema, nach welchen jene zu bandhaben ist, einigen werden. Wir 
werden ein solches stelig anregen und ersuchen die betreffenden Me- 
dizinaibeamten uns durch ihren Einfiuss zu unterstfitzen. D. R. 

Nach dem Beschlüsse der XXXIII. Yerianwnlimg dentaehar Vatar* 
londier und Aante in Bonn soll die XXXIV. Versammlung in der 
grossherzogl. badischen Residenzstadt Karlsruhe abgehalten wer- 
den. Die unterzeichneten GeschäAsffihrer haben dazu die gnädigste 
Genehmigung Sr. k. H. des Grossherzogs erhalten , und den Anfang 
der Versammlung auf den 16. September 1858 festgesetzt. Indem sie 
dazu alle Gelehrte und Freunde der betreffenden Wissenschaft im In- 
and Auslände ergebenst einladen, versprechen sie, später ein Pro- 
gramm über die nähern Bestimmungen zu veröffentlichen. 

An alle verehrliche Zeitungsredactionen ergeht die ergebenste 
Bitte, diese Bekanntmachung durch Aufnahme in ihre Spalten mög- 
lichst zu verbretten. 

Karlsruhe, den 10. April 1858. 
Die Geschäftsführer der XXXIV. Versammlung deutscher Naturforscher 

und Aerzte. 
Dr. W. Kisenlohr, Dr. Robert Volz, 

Hofrath und Professor, Medizinalrath und Amtsarzt. 

Hohes Alter. In LIntel, Kreis Wicdcnbrflek Reg. Bez. Minden 
starb am 24. Febr. d. J. der Leibzöcbter Eggerling, weicher den 
24. Septbr. 1740 geboren war, milbin das höchstsellene Alter von 
108 Jahren und 5 Monaten erreicht hatte. 

Aus Bayern. Der Landralh von Oberbayern bringt die Universi- 
tät München in nicht geringe Verlegenheil. Durch ein Gesetz von 
1826 wurde der Aufwand Ifir Irrenhäuser als Krcislast erklärt 
und der Landralh weigerte sich schon voriges Jahr die Summe von 
32000 0. zu genehmigen, welche ohne seinen Willen aus den Krcis- 
milteln für Oberbayern auf die Errichtung einer Irrenanslall in den 
Räumen des ehemaligen Klosters Indersdorf verwendet worden waren. 



Aach bei der die^ährigen Versammlung, wo neue Miftgliedor «Intr** 
ten, wurde dieser Zankapfel wieder aufgenommen und das rechli- 
kundige Milglied, Prof. Pötzl, ersucht. Im Einvernehmen mit der ju- 
ristischen Facullät zu Mönchen ein juristisches Gutachten darüber ab» 
zufassen, ob der Processweg gegen die Regierung beschritten wer- 
den könne oder nicht M — g. 

Berlin. Um den, von verschiedenster Seite neuerdings an uns 
ergehenden, das in den Preussischen Apotheken zu ge- 
brauchende Gewicht betreffenden Anfragen entgegen zu kom* 
men, erwähnen wir: 

1) dass, bis zu dem Zeitpunkte, mit welchem die Bestimmung 
in §.4 des Gesetzes vom 17. Mai 1850 in Kraft tritt, das gegenwär> 
tig geltende Medizinalgewicht das gesetzlich gültige bleibt ; 

2) dass , aus demselben Grunde , es dem Apotheker gestattet ist 
im Handverkaufe das Medizinalgewicht zu gebrauchen; 

3) dass aber, fiberall dort, wo von den Apothekern im Hand- 
verkaufe oder bei ihren Nebengeschälten ein anderes, als das Medi- 
zinalgewicht angewendet wird, dies daa neu einzuführende Landesga- 
wicht sein mass. 



PtraonalchroBlk. Freastem. Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. 
Bebrends zum zweiten Arzt bei der Schntzpockenanstalt zu Bres- 
lau. Nach Niederlegung des Impfgeschäftes für die Kirchspiele Del- 
brück und Westenholz Seitens des Dr. Kottmann ist selbes dem 
Dr. med. Weglau in Delbrück übertragen worden. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Burchard in Heiis- 
berg, Dr. Eltzb acher in Münster, Dr. Schrey in Viersen, Dr. 
Buesgen in Wickrath, Dr. Thelen In Eilendorf, Dr. Erbe ia 
Kartbaus, Dr. Nathnsius in Alt-Ruppin, Wundarzt I. Kl. Reichoi 
in Colbretz. Der Apotheker I. Kl. Herr hat die Loosesche Apotheke 
in Sternberg gekauft; der Apotheker R. Ziegler hat die ConcessioB 
zur Fortführung der Apotheke in Bergholzhausen erhalten. 

Gestorben: Kreisphysikus Dr Krummacher zu Ledde, die 
Kreiswundärzte Schmidt in Heilsberg und Klee mann in Stolp, 
Dr. Kampmann in Bielefeld und Dr. de Leuw in Gräfrath. 

Vacant: Durch den Tod des Geh. Med. Rath Dr. Jacobi 
die wichtige Stelle eines Directors der rheinischen Provinzialirrea- 
heilanstalt, welche mit 1800 Rthlr. Besoldung, freier Wohnung und 
Garten. Feuerung und Beleuchtung dotirt ist. Bewerber haben sich 
an den Vorsitzenden der Verwaltungscommission von Mo eil er in 
Cöln zu wenden. Das Kreisphysikat zn Tecklenburg, Regier. Bezirk 
Münster. 

Bayern. Ernannt: Dr. med. 0. Sehuster mm praet. Afit 
in Fremdingen. 

Entlassen: Unterarzt Dr. N. Kuisl in Wfirzbarg auf sein An«* 

suchen. 

Hannover. Die Landphysikatsgeschäfte im Amtsbezirke Papen- 
burg sind dem Landpbysikus Sanitätsrath Dr. Drüding übertragen. 

Vacant: Für den Amtsbezirk Hümmling zu Ludmillendoif 
wird ein Thierarzt gesucht. 

Groeekerxogthum Heeren. Ernannt: Den praet. Arzt Dr. C. 
Stammler zu Alsfeld zum Kreiswundarzt für den Medicinalbezirk 
Alsfeld, den praet. Arzt Dr. Ernst Vix aus Gicssen zum ersten As- 
sislenzarzt bei dem Landeshospital Hoftieim, den praet. Arzt Dr. C. 
> Hofmann zu Michelstadt zum Kreiswundarzt für die Medizinalbezirke 
Erbach und Becrfelden mit dem Amtssitze zu Michelstadt; den prakt. 
Arzt Dr. F. J. Strubel zu Gross- Steinbeim zum Kreiswondarzt für 
den Medizinalbezirk Höchst mit dem Amtsitze zn Neustadt, den prakt 
Arzt Dr. Gh. Lorenz zu Laulerbach zum Kreiswundarzt für den Ma- 
dizinalbezirk Lauterbach, den Kreiswundarzt Ob. Bern ins zu Allen- 
Stadt zum Kreiswundarzt für den Medizinalbezirk Alsfeld mit dem 
Wohnsitze zu Romrod und den Wundarzt V. Orlemann zu Oslho- 
fen zum Kreiswundarzt für den Medizinalbezirk Altenstadt. 

Meckleuburg-Streliix. Ernannt: Dr. med. von Zehender 
In Neustreliiz zum Assessor cum voto bei dem GrossherzogL Medizi- 

nalcollegium. 

Naäiau. Ernannt: Graf von Bismark zum Director der 
Badeanstalten von Ems. Die Dienstenllassong bewilligt dem Mcdizl- 
nalaccessisten Dr. med. Rullmaun zu Wiesbaden. 

Sacksen-Meiningen. Dr. med. E. Weiser und Dr. med. A. 
Buzer haben die Erlaubniss zur Ausübung der gesammten Heilkunde 
erhalten, ersterer mit Anweisung seines Wohnsitzes in der Stadt Pos- 
nek. Der Apotheker C. Gollner hat die Approbation zur selbst- 
ständigen Ausübung der Apothekerkunst erhalten. 

Sachten • AUenharg. Ernannt: Der Thierarzt Wiedemann 
aus MeuselwiU zum Bezirksthierarzt für den Gerichtsamlsbezirk Luka 
und der Thierarzt Doberneker aus Langenleuba- Niederhain zum 
Bezirksthierarzt für den Gerichtsamlsbezirk Kahla, beide provisorisch. 

Reute. Dr. med. C. Schmeisser in Langenburg die Erlaub- 
niss zur Uebung der Wundarzneikunde erhalten. 

fFatdeek. Dr. med. L Beck die Erlaubniss zur Ausübung der 
gesammten Heilkunde und Adorf zum Wohnsitz. 

Zur Vaehricht. Herrn M. R. Dr. W in Str. Sehr wiU- 

kommen! ^- ^• 
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Freussen. 

CircularTerrügung vom 14. Juni 1858 — betreffend die 
Stempelpflichtigkeit der Atteste der Apotheken- 
besitzer über die Lehr- und Seryirzeit der Lehr- 
linge und Gehillfen. 

Nach VorscKrifc der Circularverltlgung vom 14. April 1823 
(von Kamptz Annalen, Bd. 7 S. 406 urid Hom Medizinalweseti, 
Bd. II. S. 255) sollen die Atteste der Apothekenbesitzer aber 
die Lehr- und Servirzeit der Lehrlinge und Gehülfen von 
dem betreffenden Kreisphysikus dahin bestätigt werden^ dass 
der Lehrling oder Gehülle während der im Attest angege- 
benen Zeit wirKlich in der Lehre gestanden oder als ordent- 
licher Gehülfe servirt habe. Von mehreren Seilen ist ange- 
fragt, ob diese amtliche Bescheinigung des Kreisphysikus als 
istempelpflichtig- zu erachten ' sei. Diese Frage muss beiaht 
werden ) weil dergleichon Atteste amtliche Zeugnisse in Pri- 
vatangelegenheiten sind, mithin nach der Position ,,AtIeste*' 
im Tarif zum Stempelgesetz vom 7. MSrz 1822 den Stempel 
von ISSgr. erfordern und efneAusiiahmebestlmmung, wo- 
durch die. Befreiung von der .Stempelabgabe für derartige At- 
'teste bcg^ündl^t werden könnte, nicht besteht. 

Die Kömgliche Re^erung veranlasse icb^ diese Veritt- 

Smg .durch Ihr Amtsblatt bekannt ;u machen und die Apo- 
ekefrbesitzer bei Gelegenheit der Apothekenvisitationen wie- 
derholt darauf hinweisen zu lassen ;^ g^gen diejenigen Kreis^ 
e physiker aber, welche, ohne auf dlie Verwendung des Stem- 
sls'zu halten y die gedachten Atteste ausgestellt haben, nach 
assgabe der Allerhöchsten Ordre vom 28. Oktober 1836 — 
G. S. S.308 — zu verfahren. 

Berlin, den 14. Jünl 1858. 
Der Minister der geistl., Unterrichts- und Hedizinfilangel. 
An sammtL Königl. Regler. ^ exkl. Liegnitz. 

Boyantr ' 

Den ärztlichen Schematismus betr. 

Staatsministerfum des Innern. Die Berichte, welche von 
einigen Kreisregierungen zur Aufklärung der Differenzen er- 
stattet worden sind, welche sich zwfsehen deir Uebersichten 
über die Krankenanstalten in den ärztlichen Schematismen, 
dann dem bezüglichen Inhalte der Jahresberichte über das 
'Armenwesen ergaben, haben entnehmen la^en, dass jene 
Differenzen ihren Grund Insbesondere darin hatten, dass die 
Angabe in den ärztlichen Schematismbn von den Pbysfkaten, 
Jene in den Jahresberichten Über das Armenwesen aber von 
llen Disirictspolfzcibehörden ausgingen, dann dass in Bezug 
auf den Begriff der Krankenanstalten verschiedene Ansichten 
obwalteten. 

Wenn nun auch immerhin die Anordnungen, auf deren 
<}rund die fraglichen Uobersichten herzustellen waren, eine 
Zahlendifferenz als erklärlich erscheinen lassen , so darf doch 
Letztere nicht darin bestehen, dass die Zahl der fundirten 
Krankenanstalten im Jahresberichte über das Armenwesen 
höher angegeben ist als Jene aller Krankenanstalten im ärzt- 
lichen Schematismus. Um solche auffallende Differenzen für 
die Zukunft ferne zu halten wird Folgende? bestimmt. 

1) Statt der Ausscheidung der Krankenanstalten in all- 



gemeine, locale und disirfctive sind fortan im ärztlichen Sche- 
matismus die Krankenanstalten nur in locale und districtive 
zu theilen. 

2) als local sind alle diejenigen Krankenanstalten zu be- 
trachten, deren Sustentation aus örtUcben Mitteln fliesst und 
die desshalb zunächst auch der gemeindlichen Verwaltung 
übergeben sind; dabei macht es keinen Unterschied, ob die 
Sustentation aus örtlichen Stiflungsmitteln, oder aus Gemeinde- 
Umlagen^ oder aus Zuschüssen der Gemelndefonds, oder aus 
Pflichtbeiträgen einzelner Bevölkerungsklassen gedeckt wird. 

3) Als districtiv erscheinen alle übrigen , nicht aus Lo- 
calmitteln erhaltenen Krankenanstalten. 

4) Gemeindliche Krankenstuben, welche nicht ständig 
zur Aornahme von Kranken veriügbar und eingerichtet gehal- 
ten werden, sondern nur vorsorglich fiir den Fall einer auf- 
tretenden Epidemie als Krankenlocale bezeichnet sind, solleti 
aus der Uebersicht der Krankenansialten weggelassen werden. 

5) Gleichet gilt bezüglich der an einzelnen Orten, na- 
mentlich in grösseren Städten, bestehenden Privatanstalten 
zur ärztlichen Behandlung von Augenleiden, Kinderkrankhef- 
ten, Verkrümmungen etc., insoweit nicht solche Anstalten 
mit den Rechten einer juristischen Persönlichkeit ausgestattet 
sind, in welchem Falle sie je nach der Hauptquelle ihrer 
Fonds und ihrem Verwaltungsnexus entweder als locale oder 
als districtive Krankenanstalten aufzunehmen wären. 

6) Sogenannte Spitäler oder Pfründhäuser, welche nicht 
zur Aufnahme und ärztlichen Behandlung von Kranken, son- 
dern zurAbnahrung alter, verarmter oder gebrechlicher Orts- 
angehöriger dienen, sind nicht als Krankenanstalten aufzu- 
nehmen, wenn auch in solchen Häusern eine stete ärztliche 
Behandlung ihrer Bewohner in Aeren gewöhnlichen Localen 
oder in einem eigenen Krankenzimmer Statt flndet. ' 

7) Wo eine ursprünglich filr einen bestimmten Ort er- 
richtete Krankenanstalt durch besonderes Uebereinkommen 
mit anderen Gemeinden oder einem ganzen Dfstricte auch 
den Angehörigen Letzterer gleichmässig und ständig wie den 
eigenen Ortseinwohnern — wenn auch gegen besondere Lei^ 
stungen — geölTnet wird, ist eine solche Anstalt als distric- 
tive und nicht als locale in das Verzeichniss aufzunehmen. 

8) Da die Gerichtsärzte durch das Medizinaledict vom 
8. September 1808 verpflichtet sind, über alle in ihren Be- 
zirken befindliche Krankenanstalten die Aufsicht zu (Uhren, so 
sind sie Insbesoadero in der Lage, über Zahl und Art sdcher 
Anstalten genauen Aufsekluss zu geben. Es erscheint daher 
als angemessen, dass die bezüglichen Aufschlüsse nicht ein- 
seitig von den Districtspolizeibehörden, sondern von Polizei- 
behörde und Physika gemeinsam festgestellt werden. 

Hiernach haben die kgl. Regierungen Anweisung zu er- 
lassen und Sorge zu tragen, dass derselben fortan genau 
nachgekommen werde. 

München, 20. Mai 1858. 

Auf Seiner Königl. Majestät Allerhöchsten Befehl. 
Gnl von Reigersberg. 

Die Hette'schen Augenheilmittel betr. 
Staatsministerium des Innern. Oeffentllche Blätter (z. B. 
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Nr. 122 des bayerischen Landboten) enthalten ein Ausschrei- 
ben des J. P. Helle zu Regensburg, worin dieser ^^elnen Aa- 
genbalsam und ein starlcendes Augenwasser^^ für verschiedene 
Augenleiden mit dem Beilligen angekündiget, dass diese Mit- 
tel von einem kgl. Medicinalausschusse chemisch untersuchi 
und als heilsam befunden worden seien. Apotheker zu Mün- 
chen, Nürnberg, Lindau, Freising, Burghausen, Weiden, Rol- 
tenburg, sowie Hette in Regensburg selbst sollen diese Mit- 
tel verabreichen. 

Wenn nun auch früher der Absatz der fraglichen Mütel 
bedingungsweise gestattet war, so ist doch deren Verkauf 
durch die allerhöchste Verordnung vom 13. Mai 1838 ^^den 
Verkauf von Geheimmittcln betreff^nd'^ ausdrücklich auf so 
lange verboten worden, als die Besitzer nicht ein Privilegium 
erworben haben würden. Da dieser letzleren Bestimmung 
bisher für die Heite'schen Geheimmiltel nicht genügt wurde, 
so erscheint deren Ankündigung überhaupt und noch mehr in 
lier hier vorliegenden Weise ^ dann aber auch deren Verkauf 
in Apotheken und durch Hette selbst als verordnungswidrig. 

Im Einverständnisse mit dem kgl. Staatsministerium des 
Handels und der öffentlichen Arbeiten ergeht daher hiemil der 
Auftrag, zur Wahrung des Vollzuges der allerhöchsten Ver- 
ordnung vom 13. Mai 1838 das Erforderliche wegen dieser 
Hetle'schen Augenmittel einzuleiten und fortan jeder bezügli- 
chen Ankündigung derselben presspolizeilich sofort entgegen 
zu treten. 

München, 15. Mai 1858. 

Aul Seiner Königl. Majestät Allerhöchsten Befehl 
Graf von neigersberg. 

Die Verfertigung optischer Instrumente betr. 

Staatsministerium des Handels und der öOentlichen Ar- 
beiten. Nach Ziff. 4 üerMinisterialentschliessung vom 24. Sep- 
tember 1853 „die Verfertigung opiischer Instrumente betr.'^ 
Ist behufs der Erlangung einer Licenz zum Beiriebe der Op- 
tik wenigstens der Nachweis allseitiger Befähigung zur Her- 
stellung vollkommen entsprechender Brillengläser erforderlich. 

Die Herstellung entsprechender Brillengläser setzt aber 
eine hinreichende Kenntniss aus der Physiologie und Analomie 
des Auges, die mathematische Berechnung und Ausiührung 
einfacher Linsen verschiedener Art, Kenntnisse fn der Beur- 
theilung des Glases, der Richtigkeit der Schleifschüsseln, Fer- 
tigkeit in der Herstellung der Sclileifschüsselmodelle, Kennt- 
niss der Haschineminrichtung, Gewandtheit im Sortiren der 
fertigen Gläser und Aehnliches voraus. Diese Kenntnisse 
können nur durch ein mehrjähriges Serviren bei einem Opti- 
ker erworben werden. Das unterzeichnete kgl. Staaismfniste- 
rium sieht sich zur vollständigen Erreichung der mit der 
Normaiiventschliessung vom 24. September 1853 angestrebten 
Zwecke zu der Anordnung veranlasst, dass den Gesuchen um 
Zulassung zur Prülung iür den Betrieb der OpJk der Nach- 
weis darüber beigebracht werden muss, dass der Bewerber 
wenigstens drei Jahre bei einem Optiker in wirklicher Arbeit 
zugebracht hat. 

Die Prüfungscommissionen sind anzuweisen, bei Beur- 
theilung der Befähigung mit gewissenhailer SIrenge zu ver- 
fahren und bei jeder ungenügenden Befähigung in dem Einen 
oder Anderen der oben bezeichneten Punk.e die Zurückwei- 
sung des Bewerbers auszusprechen. Hienach ist das Weitere 
zu verfügen. 

München, II. Mai 1858. 

Auf Seiner Königlichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 



TBnflnsB des elngeathmeten Kolüeiurtaiibas mof die 

Gesundlieit der Arbeiter. 

Dr. Vernois bespricht in dem Aprilhefte der Annales 
d'hygiene publique den Einfluss des Stauoes auf die Gesund- 
heit der Arbeiter. Er unterscheidet zaiächst die einzelnen 
Gewerbe, je nachdem sie mit animalisckem, vegetabilischem, 
mineralischen oder gemischten Slaube zu Ihun haben und 
fordert zu genaueren Untersuchungen bei Jedem der einzel- 
nen Gewerbe auf. Er selbst macht den Aniang mit Unter- 
suchungen über den Gesundheitszustand der Charbonniers und 
anderer Arbeiter, die dem Kohlenstaube ausgesetzt sind und 
wirft die Frage auf, ob es g«*gründel ist, dass die Charbon- 
niers und die Kupfer- oder Bronzeibrmer (Mouleurs) unter 
dem Einflüsse des Kohlenstaubes auf die Respirationsorgane 



tuberkulös oder asthmatisch werden. Zu diesem Behufe sind 
in Erwägung geiiommen worden: Beschaffenheit des Stau- 
bes; A-ller, Geschlecht, Konstitution, Antecedentien , Zeit der 
stattgehabten Beschäftigung, Art der letzteren; Beschaffenheit 
der Werksiälte, der Wohnung, ob die Arbeit im Freien oder 
in einer Werkstätte geschieht; Einwirkung des Staubes auf 
ein :er mehrere besondere Theile der Haut , auf die Nägel 
und Haare, auf die Sinnesorgane, -auf die grossen Funkiionen 
der Innervation, der Brnähruug, der Respiration, der Cir- 
culalion, der Oeneration; Jahreszeit der Beobachtung und 
endlich in den Fällen , wo ' die Ursache auf unbeslreitbare 
Weise auf die ganze Konstitution zu wirken schien, Analyse 
des Blutes, deis Dritis und des Seh weisses. 

Die Hinsichts der Charbonniers gewonnenen Resultate 
sind lolgende: 

1) Unier 255 Charbonniers , die man zufällig und aus 
allen Stadttheilen von Paris auswählte, waren nur 23 krank, 

4 daruner emphysematös und 3 phthisisch; von 217 Frauen 
waren 9 krank, darunter Ekie empbysemalös; von 276 Kin- 
dern waren ö Krank. Es waren mithin unter ä02 Individuen 
37 krank und nur bei 8 derselben waren die Erkrankungen 
von Bedeutung. 

Es gibt also das Gewerbe des Charbonnier's oder die 
beständige Ein\\irkung von Kohlenstaub auf die Athmungs- 
organe nicht Veranlassung tut habituellen Enlwicklung der 
Lungenschwindsucht oder des Emphysems. 

2) Von 255 Wohnungen waren 196 ungünstig mit Bezug 
auf die Räumlichkeit, das Licht und 93 besonders mit Bezug 
auf Feuchtigkeit. Und dessen ungeachtet wurden Männer, 
Frauen und Kinder fast alle gesund angetroffen. 

• Es bleiben also bei den Charbonnier's die Bedingungen, 
welche sonst zur Entwicklung der Phthisis und Skropheln bei- 
tragen, ohne Wirkung. 

3) Bei 255 Charbonniers varilrte die Arbeitszeit von 1 — 
10 Jahr bei 170 und von 10— 30 Jahren bei 75. Die Fälle 
von Emphysem und Phthisis ereigneten sich bei 2 nach 9 Jähe- 
ren, l>ei 2 nach 10 Jahren, bei 1 nach 14 Jahren und bei 1 
nach 18 Jahren und bei 1 nach 25 Jahren. Es hat also die 
Länge der Arbeitszeit keinen Einfluss auf die Entwicklung 
dieser Krankheiten ausgeübt, weil von Einer Kategorie von 
170 Individuen nur 2, von der zweiten von 75 Individuen nur 

5 erttriffen waren, und weil unter denen, die 20 — 30 Jahre 
im Kohlenslaidie arbeiteten, sogar nur ein Einziger an Em- 
physem litt. 

4) Die Untersuchung des Lebensalters hat 175 Personen 
vom 20 bis 40 Jahre und 80 vom 4U bis 60 Jahre ergeben ; 
die Fälle von Emphysem und Phthisis verhielten sich nach 
dem Aller, wie folgt: 3 Phthisen zwischen 36 und 48 Jahren, 
1 Emphysem im 44 und 3 im 50 Jahre. 

Es hat also auch das Lebensalter kein ausnahmsweise^ 
Resultat ergeben, denn das Emphysem kommt in der Regel 
gegen das 45 bis 50 Jahr vor, und die Phlhisis in allen Le^ 
bensaltern; da letztere häufiger vor als nach dem 30 und 
40 Lebensjahre ist, so könnte man sosar glauben, dass der 
Ausbruch der Tuberkeln durch den Kohlenstaub verzögert 
worden sei. 

5) Die Ansammlung schwarzer Massen, welche in den 
Lungen mancher EmphysematOsen gefunden werden, sind 
nicht die Ursache ^ sondern die Wirkung des Emphysems. 
Man hat sie bei Charbonniers, die an Tuberkeln gesiorben 
sind, in keiner Welse gefunden. 

Man musa also zur Zeit andere, als die bisherigen Be- 
weise daltlr , dass das Einathmen des Kohlenstaubes Emphy- 
sem und PhtIJsis veranlassen, abwarten. 

Wenn aber die Kohle bei äusserer Applikation, bei ha- 
bitueller Anhäufung auf den Schleimhäuten der Luftwege und 
innerlich In grossen Gaben genommen, nicht schädlich ist, 
könnte man vielleicht sogar auf das Gegentheil schliessen, 
nämlich^ dass sie der Gesundheit zuträglich ist und gewfsser- 
massen dazu dient, die Digestion und folglich die ganze Oeko- 
nomie in gutem Zustande zu erhalten. Bei anderen Gewer- 
ben, Schuhmachern, Webern u. s. w., wo die Wohnungen 
in der Regel gleich schlecht sind, sieht man Phlhisis und 
Skropheln herrschen. Die Charbonniers sind im Allgemeinen 
davon frei. Kennt man aber die erhaltende Einwirkung der 
Kohle auf diejenigen organischen Stolfe, welche in Gährung 
überzugehen geeignet sind, auf die schon vorhandenen slin-» 
kenden Gase u. s. w., so irrt man vielleicht nicht, wenn man 
einer mit Kohlenstaub geschwängerten Luft einen wohlthäti- 
gen Einfluss auf die darin Lebenden zuschreibt und ihr we- 
nigstens die Macht zutraut, die anderweiten üblen Einflüsse, 
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^enen das Leben der Charbonnfers ausgesetzt Ist'^ zu tieu- 
traUsIren. 

Ueber die Bronzearbeftcr Cmouleurs cn bronce), die sich 
ausschliesslich des Kohlenstaubes bedienen , gelangt Dr. Ver^ 
DOis durch seine Untersuchungen zu folgenden Schlüssen: 

Es sind unter ihnen zwei Klassen zu unterscheiden: 
i) diejenigen, welche in einer geschlossenen, nicht venlilir- 
len Werkstätle, und diejentgen, welche, so zu sagen, In freier 
Luft arbeiten. Die Ersleren sind mehrfachen andrrwelten Ver^ 
iiSilnissen, die auf die Respirationsweffe einwirken, ausge- 
setzt Der feine Sand , dessen sie sicli , wenn auch nur )n 
Seringen Mengen, bedienen, gehört seiner Natur nach zu den 
ie Bronchiai- Schleimhäute reltzenden Körpern; auch der 
Mangel frischer Lufl und der Ventilation u. s. w. kann Ur- 
sache verschiedener Krankheiten sein. Und doch sind diese 
verliälinissmüssig selten und wenn man Lungenemphysem an- 
triflt, so Ist es natürlicher, sie dem Lebensalter zuzuschrei- 
ben, als der Länge der Arbeit und den Kohlenstaubeblaire- 
rungen. Hier, wie bei den Charhonnlers sind die letzteren 
die Wirkung, nicht die Ursache. Das Emphysem beginnt sich 
zu entwickeln, sei es durch individuelle rrädisposition , sei 
es unter dem Einfluss der ungünstigen Verhältnisse des nicht 
ventilirlen Lokales, und dann tritt als mechanische Folge die 
Ablagerung des Kohlen mol^ules ein, wie diess auch mit je- 
dem Staube der Fall sein würde. Die Bronzearbelier, vrelche, 
-80 m sagen, in freier Lufl arbeiten, sfnd nicht krank oder 
werden es nur zufällig, sie leiden an keiner besonderen 
KrankheiL — Wollte man also behaupten« dass die mit Koh- 
lenstaub ausgelUhrle Bronzearbelt die Ursache der Entwicli- 
luntf des Emphysems und der chronischen Bronchitis ist, so 
inüsste diess wenigstens durch weitere Untersuchungen er^ 
wiesen werden. 

Schliesslich kommt Dr. Vernols auf die Arbelfer, welche 
bei den Köhlern die Kohlen auf Wagen, fn Säcke und auf 
'Schiffe laden und einen Tbeil des Jahres eine mit Kohlenstaub 
stark geschwängerte Luft einathmen müssen. Bei 'iO dieser 
Personen, die 8-^12 Jahr lang das Geschäft betrh^bcm, fand 
sich keine Störung in den Funktionen der Respirationsorgane 
md keine Spur von Emphjsem. Die Unschädlichkeit des 
iKohlenslaubs nnter diesen Umstanden ist leicht begreififdi, 
denn die Arbeit g<^schieht in freier Luft, auf dem Lande, in 
'Wäldern und mit Uulerbrechungen. 



KiolitezisteiiB der KupHnrikoMk. 

Dr. de Pletra Santa zu Parts, M6dlcin fpar quartier) 
de S. M. TEmpereur, Mddicin des Madelonnettps veröffent- 
licht Im dicssiahrigerf Aprilhefte der Annales d'Hygiöne pub- 
lique seine Untersuchungen über die Nicbtexistenz der 
Kupferkolik, wozu sldi ihm als Arzt des Geßinirnlsses 
•Madelonnettes, in welehem sich eine Werkstätte von Knpfer- 
drehern befindet, die Gelegenheit bot. Der wesentliche Inhalt 
Ihr Mitlheilungen ist folgender: 

"Wenn von Einigen die schrecklichsten Wirkungen der 
Kupferarbeiter, von Anderen das Wohlbefinden der Arbeiter 
^ffeschlldert wird, so hat diess nach Pletra Santa seinen 
^mnd darin, d«ss man von den zufälligen oder begleitenden 
Umständen sich nicht Rechenschaft abgelegt hat, es sind diess 
namentlich : 

i ) Die Mischungen andrer Metalle, wie des Blefs, Zfnk's, 
Arsenik's etc. mit dem Kupfer; 

2) die herrschende Krankheitsconstitullon ; 

3) die Unsauberkelt der Arbeiter, welche in der Erzeu^ 
gong krankhafter Zustände eine grosse Rolle spielt; 

4) der Einfluss der Witterung auf den In voller Tmnsspl- 
tiition befindlichen Körper; 

5) das Geräusch der Hammer, um gewisse Phänomene 
von Taubheit zu erklären; 

6) der fast konstante Missbrauch geistiger Getränke als 
flttup.ursache von Lähmungen und Zittern. 

In dem genannten Gefängnisse sind in einem nicVt ge- 
räumigen Zimmer gewöhnlich 12 Arbeiter beim Kupferdrehen 
beschäftigt, man bemerkt gegen die Lichtstrahlen leichten 
Kupferstaub fliegen. Dennoch haben bei der sorgfältigsten 
Nachfrage nach- dem Gesundheitszuslande der Arbeiter sich 
diese niemals über irgend eine besondere Trübung desselben 
beklagt; der Werkmeister, 60 Jahr alt, seit seiner Kindheit 
bei dieser Arbeit, hat nie Unbequemlichltellen empfunden und 
alle Gefangenen, die er unter seiner Aufsicht gehabt hat, 



sind nicht schwach und leidend gewesen, sondern haben stets 
mehr Brot verlangt. Man darf diess auch nicht der Macht 
der Gewohnheit zuschreiben, denn die Mehrzahl kam zum 
ersten Male zu dieser Beschälligung. Wahrend der 13 mo- 
natlichen Choleraepidemie von 1853—1854 lieferte die Werk- 
stätte nur 5 Kranke, von denen 4 an Gastricismus und Diar- 
rhöe, 1 an leichter Ruhr litt. Seil dem Jahre 1850 sind nur 
2 gestorben, Einer an Tuberkulose, der Andere an einer 
Gehirnaflektion. 

Man darf demnach wohl behaupten, dass das Einathmen 
von Kupferstaub keine Krankheit erzeugt. Anders ist es, 
wenn der Kupierstaub mit Nahrungsmitteln genossen wird. In 
drei Fällen halten Gefangene ihre Suppen stehen lassen und 
dann sie, mit einer deutlichen Lage Kuprerstaub bedeckt, ge- 
nossen; es stellten sich danach leichte Kolikbeschwerden ein, 
die jedoch bald aufliörten und nicht einmal das Einstellen der 
Arbelt nothwendig machten. Wenn auch nicht nachweisbar 
ist, ob hier das Kupier irgend eine chemische Verbindung 
eingegangen oder ob es als fremder Körper die Schleimhaut 
des Magens und Darms gereizt hat, so erklaren sich doch dar- 
aus die leichten Erkrankungen unreinlicher Personen, welche 
mit ungewaschenen Händen ihr Brot verzehren. 

In den Werkstätten von Imphy (Nicore) ist zuverlässig 
festgestellt : 

1) dass fn den Ateliers, wo das Kupfer gegossen wird, 
nie ein kranker Arbeiter gewesen ist ; 

2) dass dagegen in dem Lokale, In welchem man sich 
mit d(*n Verbindungen des Kupfers mit Zink, Blei und Zinn 
beschänigt, Personen von hefUgcm Koptschmerzen und Fieber 
befallen sind; 

3) dass bei denen, welche Kupfer aller Art kalt verar- 
beiten, von Zeit zu Zeit leichte Kollken, aber nie ernstliche 
Krankheiten vorgekommen sind. 

So abweichend übrigens die Ansichten über die unmit- 
telbare Einwirkung des Kupfers sein mögen, so Ist doch nicht 
die Absorbtion desselben zu bestreuen; man findet Kupfer im 
Urin, in der Epidermis der Hände und in den. Haaren, welche 
eine grünliche Farbe annehmen; ja man hat es durch. che- 
mische Untersuchung in den Knochen der Leichen und in 
der Erde der Kirchhöfe, wo jene beerdigt waren, deutlich 
nachgewiesen. 

Corrigan hat in allen Fällen chronischer Vergitlung, 
einen schönen purpurrothen Rand am Zahnfleisch der Schneide- 
und Hundszähne beider Kinnladen wahrgenommen. Im Ge- 
füngnlss Madelonnettes ist diess nicht beobachtet, sondern nur 
bei Einzelnen eine stärkere Röthung der Ränder des Zahn^ 
fleisches. Uebrigens fand sich gewöhnlich an den Zähnen 
eine dicke Schicht Weinstein. 

Von den während des Jahres 1855 — 1856 in der Ku- 
pferwerkstätte der in Madelonnettes arbeitenden Gefangenen 
sind 16 ImLazareth gewesen; davon litien 5 an Indisposition, 
4 an gastrischen Störungen, 2 an ephemeren Fiebern, 3 an 
Zahnschmerzen, 1 an leichtem typhösem Fieber und 1 an Blut- 
spucken. 

Schliesslich stellte Pietra Santa folgende Sätze ab po*> 
sitiv auf: 

1) Ein Individuum kann ohne erhebliche Störung seiner 
Gesundheit in einer mit Kupferstaub gelullten Atmosphäre ar- 
beiten. 

2) Der Genuss des Kupferstaubes veranlasst einige leichte 
Zufalle. 

3) Die Kupferkolik, sowie sie von den Schriflstellem des 
18. Jahrhunderts und noch später von Biondet, Michel Levy, 
Corrigan u. A. beschrieben ist, existirt nicht. 

4) Die von diesen Gewährsmännern dafür angesproche- 
nen Erscheinungen sind anderen Ursachen« welche gleichzeitig 
auf den Orgaidsmus eingt^wirkt haben, zuzuschreiben. 

5) Der roihe Rand des Zahnfleisches, den Corrigan flir 
ein eigentl.ümllches Zeichen der Kupfervergiilung halt, kommt 
nicht so allgemein, wie Corrigan annimmt, vor. 



Ttnetora aatiByphiUtiea. Dr. med. 'Heinrich Förster in Rcndnitt 
bei Leipzig bietet in auswärtigen Zeilnngen gegen syphilitische Krank- 
heilen jeder Art und gegen freie £ins<>ndong von 2 Friedrichsdor die 
rfibmiichst bekannle Tinctura antisyphililica zum Kauf aus. 

Wir können nicht umhin dieses, in den gewöhnlichen markt* 
schreieriscben Formen veröflenllicbtc Anerbieten, als von einem deut- 
schen Arzte ausgehend und auch um dessenwillen zu missbilligen» 
weil nach den Bestimmungen von 1823 und 1830 pharmaceutische Mi- 
schungen und Präparate in Sachsen nur von Apothekern verkauft 
werden dürfen. 
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Av&Mllimg yoa PhyilVatMiriitemaritwi. Die K^l. Polizeidirection 
von München hat durch Aufstellung von zwei Physikatsassistenzirztcn 
die sehr lobenswerlhe Einrichtung^ getroffen, dass von nun an im Po- 
lizeigebfinde zn jeder Zeit, bei Tag and Nacht, für vorlcommende Un- 
glüclEsfftlle ärztliche Hfilfe bereit ist nnd sofort erlangt werden kann. 

WieiL O Giftiges Putzpnlver. Wie leicht Unvorsichtigkeit 
und Unkenntniss eine Vergiftung herbeirühren können, nnd wie es 
anderseits wieder oft schwer wird, die Ursachen einer solchen za 
ermitteln, geht aus folgenden Miltheilungen des Apothekers Fuchs her- 
vor, die er als Ergebnisse seiner Untersuchungen, welche in sani- 
tätspolizeilicher Beziehung interessant sind, in der Sectionsprfi- 
fnng für Pharmakologie vortrug. So wurde ihm z. B. eine Flasche 
mit einer Flüssigkeit zur Untersuchung gebracht, deren sich ein Kell- 
ner zum Putzen der Essbestecke, insbesondere der Esslöffel bedient 
hatte; sie erwies sich als salpetersaure Quecksiiberlösung in sehr 
concentrirtem Zustande. Ferner wurde ihm zur chemischen Untersn- 
ebung ein Pulver zugewiesen, welches zum Putzen silberner oder 
versilberter (plattirter) Leuchter und Essbestecke, sowie anderer 
ähnlicher Gegenstände verwendet wurde, mit dem Bemerken, dass 
sich mehre Familien desselben mit besonderer Vorliebe bedienen« 
Die Untersuchung stellte es als gepulverte Kreide dar, welcher in 
3 Qutch. ungefähr Va Qutch. Zinnamalgam beigemengt war. Erstcre 
Flüssigkeit war demnach ein intensives Gift, aber auch dem Pulver 
konnte man die giftigen Eigenschaften nicht abstreiten; denn gerade 
das Quecksilber ist es, welches sich an die mit dem Pulver behan- 
delten Gegenstände als Amalgam anlegt, dadurch wohl den letzteren 
ein schönes silberähnliches Ansehen giebt, beim Gebrauch aber sich 
leicht abwetzt, bei Speisegeräthen sich unfehlbar mit den Nahrungs- 
mitteln mengt und bei fortgesetztem Gebrauch gewiss giftige Folgen 
nach sich zieht, welche eben durch ihr langsames Auftreten schwie- 
riger und oft zu spät erkannt werden. Ein anderes von Fuchs un- 
tersuchtes, ebenfalls giftiges Putzpnlver enthielt Kreide, Eisen- 
oxyd und Bleioxyd. Bei dieser Gelegenheit erwähnt Herr Fuchs ei- 
nes in einem Journal veröffentlichten Falles von langsamer, tödlÜcber 
Vergiftung durch Brausepulver, welche von einem Kaufmann be- 
zogen und längere Zeit von einem mit chronischen Leiden behafteten 
Patienten gebraucht wurden , und wo die Vergiftung durch den Um- 
stand bedingt wurde, dass die Weinsteinsäure bleihaltig war, wie 
eine zu spät angestellte Analyse erwiesen hat. 

Stuttgart In die Reihe der Mineralbäder und Heilanstalten« 
welche in der Nähe unserer Residenz im lieblichen Neckarthaie um 
und in Cannstadt und Berg liegen, ist ein neues Glied eingefü(;t wor- 
den, welches in balneotecbniscber und sanitätlicher Richtung grosses 
Interesse gewährt. Am Fusse des Hügels, auf dem die kronprinzb'che 
Villa liegt, wurden fünf Quellen erbobrt, welche den bekannten sa- 
linischen Eisensäuerling zu Tage bringen. Dies gab Veranlassung 
ein grossarliges Badeetablisscment zu begründen, welches schon jetzt 
so wohlthätigen Einfluss auf die Residenz ausübt, dass an günstigen 
Tagen mehrere tausend Bäder hier genommen werden. Das neue 
Stuttgarter Mineralbad hat darum auch schon über die Gren- 
zen unseres engeren Vaterlandes Anerkennung und Ruf erhalten. 
Auswärtige Sanitätsbeamte haben Einsicht von dieser grossartigen 
Badeanstalt genommen und sich in jeder Beziehung günstig über die 
getroffenen Einrichtungen ausgesprochen. Auch fremde Regierungen 
haben Kenntniss von dem Plane dazu genommen. Dieser ist in der 
That grossartig. Ein 26,000 Quadratfuss umfassendes Schwimmbad, 
naturwarme Bassinbäder von der einfachsten Einrichtung und mit 
fürstlichem Luxus umgeben, warme Mineralbäder, deren Wasser um 
die Zersetzung zu verhindern, mit Dampf erhitzt wird, Eisenschlamm- 
bäder ans dem ockerigen Niederschlage der Quellen bereitet, Dampf- 
bäder der verschiedensten Art und der neuesten Constructionen, Al- 
les dies vereinigt sich hier. Einen besonderen Vorzug besitzt die 
Trinkquelle, sie ist die wärmste (17° R.) von allen Quellen in und um 
Cannstadt und Berg. Dieserhalb wird sie bei Krankheiten der Ath- 
mungs- und Verdauungsorgane mit entschiedenem Vorthcile auch in 
Verbindung mit trefflichen Molken benützt. Die anderweitigen Anla- 
gen, Gebäude entsprechen diesen balneotechnischen Einrichtungen und 
legen zu gleicher Zelt für die Energie und Genialität der Schöpfer das 
rühmlichste Zeugniss ab. S — m. 

Vmekod. Bei der letzten Rekrutirung in Böhmen hat die Militär- 
eommission die traurige Beobachtung machen müssen, dass nament- 
lich die früher so kräftige Gebirgsbevölkerung hier nicht einmal mehr 
die nölhige Anzahl an diensttauglichen Individuen zu stellen im Stande 
ist. Die Ursache dieser Uebelstände, von denen die Nichtgcstellung 
der erforderlichen Dienstmannschaften eigentlich nur das äussere Phä- 
nomen und keineswegs das grösste Unheil ist, haben ihren Grund 
kaum in irgend etwas anderem, als den über alle Begriffe schlech- 
ten Nahrungsverhältnissen und auch in dem Mangel aller 
öffentlichenGesundheitspflege. Man vernimmt, dass auf 
Anregung eines höheren Finanzbeamten eine Verbesserung der Sani- 
tätspolizei in den Östreichischen Staaten zu erwarten steht und dass 
die Grundzüge des betreffenden Planes demnächst in einer Druck- 
schrift, erscheinen sollen. P. 

Prag. Von Seiten unseres Stadtrathes wurde eine Verordnung 
öffentlich bekannt gemacht, welche die Beaufsichtigung des 



Milchverkaufes in der Stadt Prag betrifft. Dnrch dieselbe wird 
der Galaktometcr als Maassstab für die Erkennung einer guten, resp. 
einer verfälschten Milch eingeführt und die betreffenden Strafen für 
die Ueberschreitung eines gewissen Verdünnungsgrades der Milch 
bestimmt. |{. 

Kiel. Der Bau neuer Krankenhäuser, der im vorigen 
Herbste nahe bevorstand, ist immer noch nicht begonnen. Die Ent- 
scheidung darüber wird von Hindernissen aufgehalten die kaum der 
Erwähnung werth sind und über der Beobachtung von grossen Wir- 
kungen kleiner Ursachen werden wir wohl den Sommer verstreichen 
sehen ohne dass einem so notbwendigen Bcdürfniss entsprochen wer- 
den wird. Prof. Karsten leitet inzwischen auf dem dazu bestimm- 
ten Bauplatz die Bohrungen nach Wasser. Der Erfolg ist sehr gün- 
stig gewesen , die eingesetzte Pumpe hat gutes und reichliches Was- 
ser gegeben. M. 

Berlin. Die Zahl der im Mai d. J. gemeldeten Poekenerkran- 
kungen betrug 950, von denen 849 geimpft, 97 nicht geimpft wa- 
ren ; bei 4 war über die Impfung nichts zu ermitteln. Die Zahl der 
in demselben Monate an den Pocken Verstorbenen betrug 86, von 
denen 47 geimpft , und 37 nicht geimpft, waren ; bei 2 war über die 
Impfung nichts zu ermitteln. 



Penonalehronik. Preuasen, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. 
Böhm zum Districtsarzt für die Bürgermeisterei Lutzerath. 

Versetzt: Der Krcisthierarzt Kripp in den Kreis Elberfeld- 
Lennep, Krcisthierarzt Vogel zu Woldenberg in den Kreis Greifberg. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Steffen in Strasa- 
burg, Dr. Fink in Mosebin, Dr. Büren in Eckerbagen, Dr. Rölen 
in Montjoie, Dr. Coss^ in Hermeskiel, Dr. Hahn in Tiegenhoi; 
Dr. Schulze in Zehdenik, Dr. Klamroth in Primkenau, Dr. Tost 
in Berlin, Dr. Meurer in Gräfrath ; Wundarzt 11. KL Schrader in 
Weissensee, Thierarzt Hingst in Havelberg, Thierarzt Stoff jun. in 
Wollin. Apotheker Seyfferd hat die Niefeldt'sche Apotheke zu 
Danzig gekauft. 

Orden und Auszeichnungen: Der prakt. Arzt Dr. D'bam 
zu Schmallenberg den Rothen Adlerorden IV. KL Der Kreispbysikn«, 
Sanitätsrath Dr. Kunze zu Rybnik und der Kreiswundarzt Dr. MoU 
zu Nicolai die silberne Impfmedaille. , 

Gestorben: Kreisphysikus Dr. Schrader zu Quedlinburg, 
der prakt. Arzt Dr. Dahn zu Trier, Thierarzt Stoff sen. tu Wol- 
lin nnd Heneke zu Havelberg. 

Vaeant: Das Physikat für den Kreis Aschersieben , Bt%, Bes. 
Magdeburg; die Kreislhierarztslellen für die Kreise Arnswalde, Fried- 
l^erg, Reg. Bez. Frankfurt, für den Kreis Rheinbacb, Reg. Bez. Köln. 

Bayern, Ernannt: Dr. med. J. Kerschensteiner zum 
prakt. Arzt zu Mering. 

Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. J. Mair von Sulzberg nach 
ImmenstadL 

Der Hofrath Dr. Toxtor in Würzbnrg feierte am 21. Juni sein 
SOjähriges DoctorjttbUiam. - . . 

Sachten, Gestorben: Apotheker Wilhelm! in Dresden. 

Hannover. Dr. med. Brinkmann hat die Erlaub niss zur Aus- 
übung der gesammten Heilkunde mit Anweisung seines Wohnsitzes 
in Norden erhalten. 

tS^ürltemherg, Ernannt: Kreismedizinalrath Dr. Kr eil bei 
der Regierung des Jaxtkreises unter Vei leihung des Titels und Ran- 
ges eines Obermedizinalrathes zum Assessor des Medizinalcoltegii ; 
dem Medizinalrath Dr. Cless den Titel und Rang eines Obermedixl- 
nalrathes verliehen. 

Me»»en. Gestorben: Der pens. Director der Entbindungsan- 
stalt Dr. B. Pizza la zu Mainz und der Kreiswundarzt Dr. J. Glenz 
zu Michelstadt. 

Mecklenburg 'Schwerin. Ernanrat: Dr. A. Piper zum As- 
sistenzarzt bei der Division; dem Dr. med. A. Schieltwein ans 
Bandelsslorf die Concession zur unbeschränkten med. chinuig. Prakia 
verliehen. • 

Sachsen - Weimar. Hofrath Dr. K i e s e r, Professor in der med. 
Facultät an der Universität Jena ist zum Präsidenten der Kaiserlichen 
Leopold. Academie erwählt worden und hut von dem Grossherzog 
die Erlaubniss zur Annahme dieser Stellung erhalten. 

Gestorben: Geheimer Hofrath Professor Dr. Huschke in 
Jena. 

Sachsen • Coburg* Gotha. Ernannt: ObermedizinalraAi Dr. 
Schicgnitz zum vortragenden Ralh im Ministerium für das Medizl- 
nalwesen in der Abtheilung Coburg, Medizinalrath und Leibarzt Dr. 
Bretschneider zum vortragenden Rath im Ministerium für das Me- 
dizinalwesen in der Abtheilung Gotha mit dem Diensicharakter eines 
Regierungs- und Medizinalrathes . Dr. med. C. Berger in Coburg 
das Dienstprädicat Medizinalrath. 

Sachsen- AUenhurg. Die Pharmaccuten R. Meyer in Gross- 
bokedra und G. Lowel in Roda die Approbation zum aelbstständi- 
gen Beiriebe einer Apotheke erhalten. 

Waldeck. Niedergelassen: Dr. med. Langenbeck in 

Arolsen. 
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Das sogenannte Bullrichsche Salz betr. 
Ew. etc. beauftragen wir, den Ortspolizeibebörden be- 
kannt zu machen, dass das sog. Bullrichsche Salz lediglich 
aus Natrum carbonicum acidulum, nicht vollständig gereinig- 
tem, daher geringe zufällige Verunreinigungen enthaltenden 
doppelt kohlensaurem Natruro besieht, und dass dasselbe unter 
letzterem Namen aber nur in Ouantitäten von 1 Pfunde und 
darüber verkauft werden darf. 

Die Anpreisung und der Verkauf dieses Salzes als eines 
besonderen Hellmittels unter dem Namen Bullrichsches Salz 
ist gemäss unserer Verfügung vom 6. März 1855 (Amtsblatt 
1855 S. 86) unstatthaft und strafbar. 
Potsdam, den 16. Juni 1858. 
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern, gez. Richter. 
An sämmtliche Herren Landräthe. 
Potsdam w. o. 

K. Reg. w. o. 
An sämmtliche Herrn Kreisphysiker, den Herrn Polizei- 
direktor und den Haglstrat zu Brandenburg. 

Bayern. 

Die Erstattung von Jahresberichten über die 
Sanitätsverwaltung in den Kreisen betr. 

Staatsministerum des Innern. Durch die Erlasse über die 
Jahresberichte der Gerichts- und der praktischen Aerzte bat 
das unterzeichnete Staatsministerium die Grundlinien derjeni- 
gen Normen gegeben, durch deren genaue Einhaltung die 
möglichst-gleichmässige und erschöpfende Sammlung des Ha- 
teriales erzielt werden soll, dessen weitere Benützung zu einer 
gründlichen Einsicht in den Stand des Sanitätswesens, dann 
zu einer fortschreitenden Förderung und Bereicherung der 
medizinischen Wissenschaften sowie der ärztlichen und admi- 
nistrativen Wahrung der Sanilätsinteressen am Meisten beizu- 
tragen geeignet ist. 

Bei jenen Erlassen wurden mehrere Gegenstände in das 
Bereich der Berichterstattung aufgenommen, welche in den 
bezüglichen Anordnungen der einzelnen Kreisregierungen über 
die ärztlichen Jahresberichte übergangen waren; dagegen ist 
von anderen dessfallsigen Anordnungen Umgang genommen 
worden, namentlich ist die Topographie und Ethnographie der 
Bezirke desshalb ausgeschlossen, weil die stätigen Urundla- 

fen derselben in einer selbstständigen Arbeit ein und für alle 
[ale festgestellt werden sollen und sohin nur etwa später 
sich ergebende Veränderungen in den Jahresberichten zu er- 
wähnen sind. 

An den hiernach abgegränzten Normen soll nun festge- 
halten werden. Die kgl. Regierungen haben darüber zu wa- 
chen, dass Solches geschehe, und wo Abweichungen hervor- 
treten wollen, denselben zu begegnen, erweiternde oder re- 
atrlnfflrende Verfügungen aber zu unterlassen. Im Uebrlgen 
ergehen nachfolgende Aufträge: 

1) Aus dem Materlale, welches die ärztlichen Jahresbe- 
richte liefern, haben die Kreisregierungen den Sanitätsbericht 
Ar dm Kreis zu bearbeiten und Solchen alljährlich im Monate 
Janinr apKtestens an das unterzeichnete Staatsministerium In 



Vorlage zu bringen. Zugleich haben sie hiezu die elnschlä- 

ggen Wahrnehmungen bei den Amtsvisitationen und Extra- 
tlonen sowie bei der Behandlung einzelner Vorkommnisse 
im Bereiche des Sanitätswesens und die während des Jahres 
etwa eingekommenen Spezialberichte über Epidemieen etc. zu 
benützen. 

2) Bei der Behandlung dieses Stoffes haben die kgl. Re- 

flerungen von dem Standpunkte auszugehen, der ihnen durch 
it. V. der allerhöchsten Verordnung vom 17. Dezember 1825, 
dann durch die Spezialverordnungen über die Kreismedizinal- 
ausschüsse, über das Impf-, Apotheken- und Hebammenwesen, 
über das Veterinärwesen etc. vorgezeichnet Ist, so dass der 
Jahresbericht in allen Beziehungen auch entnehmen lässt, wie 
die Krelsregierung von ihrem Standpunkte aus für Förderung 
des Sanitätswesens und für den Vollzug der bezüglichen Vor- 
schriften thätig war, dann welche Anstände sich hlebel er- 
gaben, wie sie zu beseitigen wären, und welche Ergebnisse 
erzielt wurden. 

3) In formeller Beziehung ist sich zunächst an das für 
die Physikatsberichte vorgezeichnete Schema zu halten. Die 
Im ärztlichen IntelUgenzblatte bisher veröffentlichten Jahres- 
berichte einiger Kreisregierungen geben auch für die Detail- 
behandlung des Stoffes genügende Anhaltspunkte. Vielfach 
kann der Stoff durch tabellarische Auffassung In einfachster 
und zweckmässigster Weise verarbeitet und dadurch der 
Umfang des Berichtes wesentlich gemindert werden. Für die 
Theorie oder Praxis sowie fiir die Sanitätsverwaltung im All- 
gemeinen interessantere Vorträge einzelner Berichterstatter 
und zwar sowohl der Gerichts- als der praktischen Aerzte 
sind unter Nennung des Autors speziell hervorzuheben und 
in den Kreisbericht aufzunehmen oaer demselben im Originale 
beizufügen. 

4) Sollte für nöthig erachtet werden, auch das unterärzt- 
liche Personale und die Sanitätsdienstgehilfen überhaupt oder 
in einzelnen Beziehungen mit näherer Instruktion zu versehen, 
damit die Gerichtsärzte von diesem Personal formell wie ma- 
teriell brauchbares Material flir die Jahresberichte erhalten, 
so haben die kgl. Regierungen solche Instruktionen zu erlas- 
sen, dabei aber, damit die nöthige Gleichförmigkeit gewahrt 
werde, genau an den Normen für die Physikatsberichte fest- 
zuhalten. 

5) Ueber die Einhalttmg des Termines für Einsendung 
der Jahresberichte haben die Kreisregieningen sorgfaltig zu 
wachen und die Physikate ernstlich hiezu anzuhalten. 

In einem bevorstehenden weiteren Erlasse bezüglich der 
Qualifikation der Aerzte werden diejenigen Normen vorge- 
zeichnet werden, nach welchen die Jahresberichte der Physikate 
und praktischen Aerzte auch flir die Qualifikation zu würdigea 
sind. Hienach haben die kgl. Regierungen sich zu achten. 
München, 21. April 1858. 

Auf Seiner Königl. Majestät Allerhöchsten Befehl. 
Graf von Reigersberg. 

Württemberg. 

Verfügung, betreffend die Staatsprüfung der Apo- 
theker. 

Zur Ergänztuig der auf Grund der Verfügung des Mini- 
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steriums des Innern vom 25. Juni 1812, betreflend die Prü- 
fung der Apothel&er, ihrer Gehülfen und Lehrlinge, bei der 
Staatsprüfung fitr die selbslständige Ausübung des Apotheker- 
ffewerbs bisher bestehenden Prürungsfächer wird hiemit ver-* 
nigty dass in Zukunft auch eine praktische Prüfung in der 
analytischen Chemie vorgenommen wird. Dieselbe wird .erst«- 
mals bei der auf den September 1. J. fallenden Concursprüfung 
stattfinden, was hiemit bekannt gemacht wird. 
Stuttgart y den 18. Jtni 1858« 

Staalsminisloriiim des lauern. Linden. 

Sachsen - MeiningexL 

Auschreiben des Herzogl. Staatsministeriuma, Abth. des 
Innern, die Umwandlung des Georgen-Krankenhau- 
ses in ein Land-Krankenhaus betr. 

Nach höchster Entschliessung Seiner Hoheit, des Herzogs, 
hat das Georgen -Krankenhaus allhier die Bestimmung eines 
Land-Krankenhauses erhalten und ist für dasselbe nachstehen- 
des Statut ertheiH worden: 

Statut fiir das Georgen - Krankenhaus in der Residenzstadt 

Meiningen. * 

$. 1. Das Georgen-Krankenhaus ist eine Heilanstalt fiir 
Kranke aus dem ganzen Herzogthum, einschliesslich der an 
Körperverletzungen Leidenden. Dasselbe geniesst die Rechte 
der Persönlichkeit. 

$. 2. Es ist zunächst bestimmt: 
1) iiir arme heilbare chronisch Kranke aus allen Theilen 
des Herzogthums, vorzugsweise solche, welche in ihrer Hei- 
math nicht mit Aussicht auf Erfolg oder nicht ohne Gefahr 
für das Gemeinwohl behandelt werden können, vorläufig bis 
zu einem Bestand von 3Ü Personen; 

2)** für nachgenannte heilbare Kranke* aus der Residenzstadt : 

a) kranke Handwerksgesellen, Handwerkslehrlinge und 
Dienstboten, welche statutenmässig bestimmte Abgaben für 
Krankenpflege entrichten, nach Maassgabe der hierüber be- 
stehenden Normen, sowie alle diejeuigen, welche künftig in 
gleiches Abgabeverhältniss treten, 

b) arme kranke Heimathsang:chörige allhier, denen es an 
Mitteln für ihre Wartung und Pflege gebricht, 

c) die mit einer ansteckenden Krankheit Behafteten, deren 
Absonderung von den Gesunden nolh wendig erscheint, 

d) Fremde, welche in hiesiger Stadt oder deren Bezirk 
erkranken oder verunglücken und von der Stadtgemeinde vor- 
läufig verpflegt werden müssen. 

S. 8. Insoweit es nach Erfüllung der in vorstehendem %. 
ausgedrückten Bestimmung der Raum gestattet, können aus- 
seraem auch alle sonstigen heilbaren Kraakeo Aufnahme finden. 

S. 4. Geisteskranke aus der Stadt und nächsten Umge- 
hend dürfen nur vorübergehend ;5ur Abwendung von Unglücks- 
fällen aufgenommen werden, bis ihre weitere Unterbringung, 
bezüglich Aufnahme in eine Irrenanstalt ausgemiitelt worden ist. 

S. 5. Die Aufnahme in das Georgen- Krankenhaus selzt 
eine solche Krankheit voraus, welche Arbeitsunfähigkeit zur 
Folge hat; leichte Unpäi^slichkeilen oder geringfügige Ver- 
letzungen begründen keinen Anspruch auf Aufnahme. 

S. 6. Die Verwaltung des Georgen-Krankenhauses steht 
unter der Direktion einer hierzu von der Siaatsregierung er- 
nannten besonderen Behörde nach Maassgabe der hierüber zu 
erlassenden näheren Bestimmung. 

Die Oberaufsicht führt das Herzogl. Staatsministerium, 
Abtheilung des Innern. 

§. 7. Die Kosten der Verpflegung der Kranken im $. 2 
unter 1) werden aus dem Fonds des Georgen-Krankenhauses, 
der Kranken im $. 2 unter 2) a, b, c, d von der Residenz- 
stadt nach einer darüber bestehenden Vereinbarung, und der 
Kranken in den SS. 8 und 4 von diesen selbst oder von den 
alimentationspflichtigen Anverwandten oder den Heimathsge- 
meinden derselben nai^h festgestellter Taxe bestritten. 

Die Kosten des Transportes der Kranken in das Georgen- 
Krankenhaus und aus demselben in ihre Heimath zurück, so- 
wie die Kosten der Beerdigung der in dem Georgen-Kranken- 
haus verstorbenen Personen haben in allen Fällen die Kranken, 
bezüglich deren Verwandte oder ihre Erben oder im Fall de- 
ren Unvermögens die betrefTünden Gemeinden zu tragen. 

$. 8. Hinsichtlich der Anmeldung zur Aufnahme in das 
Georffen-Kraiikenhaus finden folgende Bestimmungen statt. 

1 ) Anmeldungen zur Aufnahme in eine der fiir arme heil- 
bare Kranke bestimmten Stellen (f. 2, 1), welche aus den 
Fonds des Georgen-Krankenhauses erhallen werden (|. 7), 
sind zunächst bei dem belreflenden Orlsvorsland (Magistrat, 
Bürgermeisteramt, SchuUheisa) zu bewirken, welcher solche 



mit Angabe der Gründe, welche die Aufnahme erheischen, der 
persönlichen, Familien- und Vermögensverhältnisse des Kran- 
ken, sowie der Vermögensverhältnisse der alimentationspflich- 
tigen Verwandten, und der Gemeinde an das zuständige Her- 
zogl. Verwaltungsamt gelangen lässt. Die Herzogl. Verwal- 
tungsämter haben die Angaben der Ortsvorstände einer ge- 
nauen Prüfung zu unterwerfen und den Physikus zur Ausstel- 
lung eines getreuen und erschöpfenden Gutachtens über den 
Zustand des Kranken, seine Heilbarkeil «nd Transportiabigkejt, 
die JKrankheitsvrsacben^ die tiBhehge Behandlung und alle 
sonstigen Verhältnisse, die für Beuriheilung des Falles von 
Einfluss sind, zu veranlassen, sodann aber das Aufnahmege- 
auch 4inter Anschloss der Akten mit gutachtlicher Aeusscrung 
an die Herzogl. Direktion des Georgen-Krankenhauses einzu- 
senden. 

Der Magistrat der Residenzstadt wendet sich unter Be- 
obachtung vorstehender Vorschriften direkt an genannte Her- 
zogl. Direktion. 

2) Anmeldungen der im $. 2 unter 2) a. b, c und d ge- 
nannten Kranken werden naeh darüber bestenenden besondem 
Bestimmungen durch den Magistrat der Residenzstadt bei der 
Herzogl. Direktion des Georgen-Krankenhauses bewirkt. 

3) Anmeldungen aller übrigen Kranken, <llr welche diese 
aelbst oder ihre alimentationspflichtigen Verwandten oder die 
Gemeinden die Verpflegungskosten ganz bestreiten, können 
direkt an die Direktion des Georgen-Krankenhauses gerichtet 
werden. Denselben ist ein ärztliches Zeugniss, welches den 
unter 1) angegebenen Erfordernissen der Physikalszeugnisse 
entspricht, beizufügen. 

Von dem Ermessen der Direktion des Georgen-Kranken- 
hauses hängt es ab, jede weiter Hir nöthig erachtete Auskunft 
und Nachweisung und in dem Fat! unter 3) einen entspre- 
chenden Ko^envorschuss zu verlangen. 

S. 9. Die Aufnahme in das Georgen^Krankenfaaus erfolgt 
nmr auf Grund einer Verfiigung der Direktion desselben, wel- 
che in allen Fällen, wo es sich von der Aufnahme ganz oder 
theilweise auf Kosten der Anstalt zu verpflegender Kranken 
handelt, die Entscheidung des Herzogl. Staatsministeriums, 
Abtheilung des Innern, einzuholen hat. 

%. 10. Angelegenheiten, welche die Aufnahme eines 
Kranken in das Georgen - Krankenhaus betreffen, sind von 
den Behörden möglichst zu beschleunigen. 

S.U. Die Wartune und Verpflegung der Kranken , so- 
wie das Verfcalten derselben von der Zeit ihrer Aufnahme bis 
zur Entlassung riditet sich nach den Vorschriften der Haus- 
ordnung, welche in jedem Zimmer des Krankenhauses vor- 
handen ist. 

|. 12/ Die Entkssung der Kranken aus dem Georgen- 
Krankenhaus erfolgt» wenn die Krankheit nach dem Zeugniss 
des Arztes der Anstalt gehoben ist; oder sich als unheilbar 
ergiebt oder einen Charakter angenommen hat, vermöge des- 
sen der Kranke sich nicht mehr zur Behandlung im Kranken« 
haus eignet, oder wenn sie als Di^sciplinarmaassregel für noth« 
wendig erachtet wird. 

& wird dies hiermit mit dem Bemerken zur öffentUciien 
Kenntniss gebracht, dass die Verwilligung besonderer Fonds 
zur Bestreitung der Verpflegungskosten für arme chronisch 
Kranke (§. 7 d. St.) zur Zeit noch vorbehalten worden isl, 
bis dahin aber, wo dies erfolgt sein wird, in einzelnen Fällen, 
in welchen weder der Kranke noch dessen Heimathsgemeinde 
die Verpflegungskosten zu bestreiten im Stande sind, ange- 
messene Zuschüsse aus der Staatskasse, so weit die etata* 
massigen Mittel reichen, werden verwilligt werden. 
Meiningen, den 18. Juni 1858. 
Herzogl. Staatsminist., Abthl. des Innern. Giseke. 
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Ist der Genufli den Fleinchen von durch Wassernohin»* 
liBg Tergilfeeteda KOlien der mennohlioliexi Gtoaundlintt 

seh&dUchP 

Vom Kreis ~ Physikus Dr. Schubert zu Dramburg. 

Diese Frage wurde zu Ende des vorigen Jahres an midi 
gerichtet und durch folgenden Vorfall veranlasst: 

Auf dem Gute Birkholz, hiesigen Kreises, war sieben 
Kühen, die Wasserschierling gefressen, kurz vor dem Tode 
der Hals abgeschnitten und das Fleisch derselben zu einem 
grossen Tfaeiie an Einwohner des Dorfs verkauft worden. 
Der Abdeckereibesitzer glaubte diese Kühe beaaspruchen n 
dürfen uod klagte daher. Ich erkundigte mich sofort meä 
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dem SacfaverhäUrriss um! erruhr von dem Giitsheim Fotgen- 
d«: Vor mehreren Wochen hallen sieben Kühe, wddie 
•herrschahllohen Tagelöhnern gehörten, in dem Bette eines 
im vorigen Sommer abgelassenen See's Wasserschierling ge- 
fressen. Dieselben wurden hiernach , wie der Hirt und hin«- 
zugerufene Guisherr wahrnahmen , unruhig und brüllten , ihr 
Blick war stier, die Schleimhaut bläulich gefärbt, der Bauch 
aehr aufgelrieben , das Aihmen sehr erschwert und beschleu- 
nigt. Bei mehreren wurde ein Aderlass veranstaltet, aber 
ohne allen Erfolg, indem sämmtliche Thiere zuletzt unter 
heftigen Convulsionen niederstürzten. In diesem Zustande 
nun wurde allen schleunigst der Hals abgeschnitten. Das 
Blut war sehr dunkel und dickflüssig und ergoss sich bei 
«inigea nur in sehr geringer Menge. Der Inhalt des Pansen 
roch durchdringend nach Wasserschierling. Die Eigenthümer 
der Kllhe, deren ganzes Vermögen mei^ nur in einer Kuh 
besteht, verkauften den grössten Theil des Fleisches und be- 
hielten den Rest für sich. Dasselbe, welches cut aussah und 
auch schmeckte, war, als ich mich nach den Folgen des Ge- 
nusses desselben erkundigte, zum grössten Theile schon ver- 
zehrt und zwar hatten mehr als 70 Personen von dem ver- 
schiedensten Alter davon gegessen, ohne irgend welche 
üble Zufälle zu bekommen. 

Dass Kühe, besonders im Spätherbst, wenn die Weide 
knapp und mager ist, Wasserschierling in tödtlicher Menge 
fressen, war mir längst bekannt, ebenso, dass nach dem Ge- 
nuss des Fleisches so vergilteler Kühe noch niemals Nach"- 
iheile entstanden waren. Nach den von mir viellciltig einge- 
zogenen Erkundigungen darf aber mit dem Halsabschneiden 
nidit gezögert werden, indem, sobald die Thiere unter Con- 
vulsionen niedergestürzt sind, der Tod binnen 10 bis 15 Mi- 
nuten erfolgt. 

Auch Pferde fressen den WasserscUerling unter Heu in 
tödtlicher Menge. Vor mehreren Jahren erkrankten auf dem 
Gttte Giesen, hiesigen Kreises, siebzehn Pferde, die auf eine 
narkotische Vergiftung schliessen Hessen. Fünf Pferde star- 
ben. Bei Untersuchung des Futters fand sich unter dem 
Heu Wasserschierling in grosser Menge. Das Heu war in 
dem Bette eines abgelassenen See's gewonnen. 
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Zur KehlTerfBlsohTizig. 
Von Dr. Johannes Müller in 



Bekanntlich ist das Mehl häufigen Verfälschungen unter- 
worfen, unter andern auch mit mineralischen Substanzen. 
Ein leicht auszuftihrendes, wenig Zeit raubendes Verfahren, 
eine solche Verfälschung m entdecken, ist folgendes: 

In eine 3 — 4 Zoll lange Glasröhre bringt man etwa 
2 Ooentchen Chloroform, fügt eine kleine Messerspitze voll 
des verdächtigen Mehls hinzu, verkorkt die Glasröhre, schüttelt 
tüciitig um und setzt sie zur Ruhe hin. Nach einiger Zeit 
wird man alles Mehl auf der Oberfläche des Chloroforms 
sich gesammelt finden, dagegen die mineralische Substanz 
auf dem Boden des Glases , welche man bequem trennen und 
durch die Analyse bestimmen kann. Das Chloroform lässt 
sich durch Abfiltriren zu neuen Versuchen wieder gebrauchen. 
Auf die angeführte Weise ist man im Stande, die kleinste 
Menge einer mineralischen Substanz im Mehl zu entdecken. 



BudlMÜL Von der betreffenden Behörde wird folgende Warnung 
vor nil^giftigen Farben bedeckten Tapeten und Buntpa- 
pieren und vor mit solchen Farben aasgeführter Sta- 
benmalerei bekannt gemacht. 

Da za Anfertigung der Papieriapeten und Buntpapiere mehrere 
ginige Mineralfarben verwendet werden, so von~Arsenik das unter 
sehr verschiedenen Namen im Handel vorkommende Scbweinfurter 
Grün (arsensanres Rupferoxyd), das ScheeFscbe Grün (arsenigsaures 
Kupforoxyd), wohl auch das unter dem Namen Rauschgelb bekannte 
Schwefelarsen, von Blei mehrere weisse, gelbe und rolhe Farben, 
von Kupfer und Robalt mehrere blaue und grfine Farben, letztere 
mm Thetl aus gelben und blauen giftigen Farben durch Mengong 
hergeslellt, mehrere dieser hier genannlen Farben aber auch zum 
Anstrieh und zum Ausmalen der Sluben benutzt werden, sonach un- 
ter gewissen Umständen für die Bewohner derartig ausgeschmückter 
lUuroe erhebliche Gesundhetlsnachtheile zu fürchten sind, bei den 
Buntpapieren ausserdem noch in der Verwendung derselben zum Ein- 
packen von Coodilor- und Pfefferkuchlerwaaren and*!rwcile Gefahren 
der Gesundheit drohen, so hat das Ministerium des Innern fSr nölhig 
befunden, als Warnung und Belehrung Folgendes zur allgemeinen 
Kenntniss zu bringen. 



1) Die giftigen Farben der Tapeten wirken dann nachlheilig 
für die Bewohner tapeztrler Räume, wenn sie niclit gehörig fest auf 
der Fläche der Tapete hatten, daher entweder ursprünglich mit einem 
ungenügenden Bindemittel aufgetragen und nicht gehörig geglättet 
oder nicht, wie bei manchen Sorten gebräuchlich, mit Lack gedeckt 
sind, oder, wenn, abgesehen von der Güte der Tapeten, dieselben 
an feuchten Wänden angebracht werden, durch welche der Leim 
bald erweicht, bald durch Sonoenwärme od«r Heizung wieder trocken, 
durch solchen oft wiederholten Wechsel aber aliroälig zerstört wird 
und die Farbe nicht mehr festhält, so dass diese nun ebenfalls ab- 
stäubt oder abblättert. Man sehe also darauf, gut geglättete oder 
mit Lack gedeckte Tapeten zu erhalten und sie nur auf die vorher 
gut ausgetrocknete Wand befestigen zu lassen; man hüte sich, sie 
an solche Wände anzubringen, welche anhaltend feucht, oder dem 
Wechsel von Feucht- und Trockenwerden ausgesetzt sind, we- 
nigstens müssen sie an solchen Wänden öfters erneuert werden. 
Auch achte man an allen tapezirten Wänden sorgfältig darauf, ob sich 
an denselben eine Veränderung im Ansehen der Farben oder ein Ab- 
stäuben und Abblättern derselben b^i dem Reiben mit dem Finger 
oder mit einem reinen Leintuch« bemerk lieh mache. 

2) Das Ausmalen der Stuben mit giftigen Mineralfarben wird 
dadurch unschädlicher gemacht werden, wenn es nur an trocken 
bleibenden Wänden geschieht, an solchen aber unterlassen oder 
durch Maleret mit unschädlichen Farben ersetzt wird, welche dem 
Feuchtwerden entweder durch ursprüngliche Anlage des Gebäudes 
oder durch die in diesen Räumen vorgenommene Beschäftigung aus- 
gesetzt sind. Auch ist das vollkommene Austrocknen der Wand vor 
dem Auftragen der giftigen Farben, das Vermischen des zu verwen- 
denden Kalkes mit einer nicht zu wässerigen Kuhmilch oder das 
Ueberziehen des fertigen und ausgetrockneten Anstrichs mit einem gut 
deckenden Bindemittel (wie Wasserglas und dergl.) anzurathon. 

3) Am nachtheiligsten wirken die mit giftigen Farben bedeckten 
Tapeten, sowie der Anstrich und die Malerei der Wände mit solehen 
Farben, in Schlafzimmern, weil in derartigen Räumen der Mensch 
am längsten anhaltend zu verweilen pflegt, und der ausgeathmete 
Wasserdampf nicht nur die Lufl feucht erhält, sondern auch in man- 
cher Jahreszeit an den Wänden sich niederschlägt und auf den Ueber- 
zug derselben zerstörend einwirkt. Man vermeide also hier die Ta- 
pezirung und Malerei mit giftigen Farben oder wenigstens die mit 
den gefähriichsten derselben: den grünen und blauen. Ebenso in 
Arbeitsräumen, in welchen durch die darin ausgeführte Beschäf- 
tigung die Luft anhaltend wasserreich und feucht wird oder mit che- 
mischen Stoffen sich schwängert, welche die Farben umzuändern, 
den Leim und Kalk oder die Deckmittel ihrer bindenden und decken- 
den Kraft zu berauben vermögen, wie Dämpfe von Essig, Ammoniak, 
Chlor, Schwefelwasserstolfgas u. a. m. Bedürfen doch Räume von 
solcher Bestimmung am wenigsten einer derartigen Wandverzierung. 

4) Die Buntpapiere, von denen namentlich die weissen, gel- 
ben und rothen mit Bleifarben, die blauen und grünen mit Kupfer- 
farben auf Einer Seile bedeckt zu sein pflegen, werden nur dann 
zum Einpacken von Conditor-, Pfefferkücbler- und anderen Esswaa- 
ren verwendet werden dfiifcn, virenn sie auf der gefärbten Seite ge- 
hörig geglättet, auf der anderen Seite, welche zunächst mit der 
Waare in Berührung kommt, ganz ohne Farben sind. Auch sie dür- 
fen aui der gefärbten Seite und namentlich an den Brüchen keine 
Abblätterung oder Abstäubung zeigen. Niemals aber können zum 
Einpacken von Esswaaren aller Art Papiere verwendet werden, welche 
auf beiden Seiten mit Farbe gedeckt sind, und eben so wenig darf 
bei den auf Einer Seile gefärbten jemals diese Seite mit der Waare 
in Berührung kommen, hier würde selbst die Glällung der gedeckten 
Seite einen Schutz nicht gewähren, weil bei dem Feuchtwerden der 
Waare die Farbe an derselben haften bleibt. Die in der Masse ge- 
färbten Papiere (sogenannten Naturpapiere) sind meistens mit unschäd- 
lichen Farben angefertigt« 

Solches wird zur Nachachtung, insbesondere für Tapeten- und 
Buntpapierfabrikanten und Händler, für Tapezirer, Maurer, Stubenma- 
ler, Conditoren und Pfeflerküchler andurch bekannt gemacht, da bei 
Ausübung ihrer Gewerbe die Möglichkeit, Gesundheilsnachtheile für 
Andere zu verhüten, vorzugsweise in ihre Hände gelegt ist. Nicht 
minder gelten aber die hier gegebenen Warnungen und Vorsichts- 
massregeln für alle Personen, welche Zimmerverzierungen der oben- 
genannten Art ohne Gefährdung ihrer Gesundheit benutzen wollen 
und sind diese um so dringender zu Beachtung derselben anzuer- 
mahnen, als die durch deruitige Schädlichkeiten herbeigeführte Ge- 
sundheitsverletzung sehr allmäüg und unbemerkt heranzunahen und 
später in sehr verderblichen Wirkungen sich zu offenbaren pflegt. 
Dass durch zufällig vergiftete Esswaaren sehr plötzliche Erkrankungs- 
und Todesfälle herbeigeführt werden, ist durch traurige Beispiele hin- 
länglich bekannt worden. 

Der angebliche Dr. med. Xniay in Oaia» Kanton Appenzell in der 
Schweiz, empfiehlt in dem Amtbblalt der KönigL Regierung zu Ma- 
rienwerder durch eine ««Höchst wichtig für Bruchleidende'' überschrie- 
bene Anzeige seinen Rath und seine langjährigen Erfahrungen. Wir 
machen darauf aufmerksam , dass die Königl. Regierung von Nieder- 
bayern in einer (Nr. 21 des Archives veröffentlichten) Bekanntmachung 
das Gebahren des Krusy als betrügerisch bezeichnet. Den sich an 
ihn Wendenden überschickt nemlich Krusy ein einfaches Harzpflaster 
nehst gedruckter Gebrauchsanweisung, wofür er sich 3 iL und 30 kr. 
bezahlen lässt. 

Bterbeliite von Wien. Vom 1.— 15. Hai starben in Wien 1069 Per- 
tonen, darunter 603 männliche, 466 weibliche; todtgeboren wurden 



231 



232 



23 Knaben and 18 M&dchen. In dem Alter von der Geburt bis zu 
1 Jahr starben 332; von 1.— 5. : 130; von 5. — 10.: 20$ von 10« 

— 20.: 52; von 20. — 40.: 24«; von 40.— 60.: 161; von 60.— 80.: 
110; von 80.— 90.: 14; über 90: 4. Die Blattern (mit 4 Verstor- 
benen) waren in Abnahme, dagegen Scharlach (10) in Zunahme be- 
griffen. An der Pneumonie starben 83, an der Tuberliulose 244, an 
Pleuritis 8, an Emphysem der Lungen 6, an der Bräune 4, am 
Keuchhusten 9, am Typhus 22, am Wasserkopf und Fraisen 129, an 
Herzfehlern 13, am Schlagfluss 6, an Durchfall 35, an der Ruhr 3, 
an Rothiauf , Masern , Pemphygus und alcuter Leberatrophie je 1 Per- 
son. — Vom 16. — 31. Mai sind in Wien 960 Personen gestorben, 
darunter 542 männliche, 418 weibliche ; todtgeboren wurden 21 Kna- 
ben und 18 Mädchen. In dem Alter von der Geburt bis zu 1 Jahr 
starben 313; von 1.— 5. : 96; von 5.— 10.: 30; von 10.— 20.: 50; 
von 20. — 40.: 215; von 40.-60.: 146; von 60.— 80.: 05; von 80. 

— 90.: 12; über 90: 3. — In der zweiten Hälfte dieses Monats war 
die Mortalität in Abnahme begriifen und um 109 geringer als in der 
ersten; es starben an Blattern 5; am Scharlach 14, an Masern 1, am 
Typhus 28, an Pneumonie 75. ah Tuberkulose 182, an Pleuritis 4, 
an Lungenemphysem 3, an Wasserkopf und Fraisen 118, an Perito- 
nitis 12, an Enteritis 9, am Durchfall 24, an Scorbut 9, an Apo- 
plexie und Herzfehlern je 8 Personen. 

Die amtliche Ooburts- und Starbeliite von Berlin ergibt für den 
Monat Mai dieses Jahres 1391 Geburten (720 Knaben, 671 Mädchen), 
530 Trauungen und 1092 Todesfälle (599 männliche, 493 weibliche). 
Unter den Geburten waren 21 Zwillingsgeburten. Unehlich wurden 
geboren 242 (124 Knaben, 118 Mädchen). Von den Verstorbenen 
waren 540 unter und bis 15 und 552 über 15 Jahre alt. Im ersten 
Lebensjahre stat-ben einschliesslich der Todtgebornen 362 Kinder, 
(206 Knaben , 156 Mädchen). Es starben durch Todtgeburt 75, durch 
Unglücksfälle 17, durch Selbstmord 13, durch Altersschwäche 45, 
durch Krankheiten 942 und zwar insbesondere durch Lebensschwäche 
nach der Geburt 37, während des Zahnens 5, durch gastrische 
und nervöse Fieber 29, im Kindbett 9, durch Gehirnentzündung 
55, häutige Bräune 6, Entzündungen der Brustorgane 65, Entzün- 
dungen der Unterleibsorgane 23, Lungenkalarrh 10, Pocken 86, 
Rose 4, Scharlach 5, Brechdurchfall, Durchfall, Magenerweichung 
und Ruhr 35, Krämpfe 62, Wassersucht 25, Schlagfluss 49, Lungen- 
lähmung 14, Schwindsucht und Abzehrung 237 u. s. w. 

Hamburg. Unter den Anträgen, welcher in der letzten Versamm- 
lung der Erbgesessenen Bürgerschaft veröffentlicht worden sind, befin- 
det sich auch: die Abänderung der durch Rath- und Bürgerschluss 
vom 23. Oktober 1823 festgestellten ärztlichen Organisation im 
allgemeinen Krankenhause. Dieselbe besteht im Wesentlichen 
darin, dass statt der bisherigen zwei, künftig drei abgesonderte ärzt- 
liche Abtbeilungen: eine für innerliche Kranke, eine für chirurgische 
Fälle und eine für Geisteskranke einzurichten sind. Eine jede dieser 
Abtheilungen soll unter die Leitung eines besonderen Oberarztes ge- 
stellt und die ;erforderliche Anzahl Gehülfsärzte angestellt werden. 
Die drei Oberärzte sollen zu einander in coordinirter Stellung stehen 
und unmittelbar nur der vorgesetzten Verwaltungsbehörde unterge- 
ordnet sein. Einem der drei Oberärzte , in der Regel dem Oberarzte 
der medizinischen Abtheilung weiden die Administrationsgeschäfte 
und die Functionen eines Hospitalarztes zugetheilt. Für die Irrenab- 
theilung ist ein Oberarzt mit 7000 C. M. und mit einer angemessenen 
in der Nähe des Allgemeinen Krankenhauses belegenen freien Woh- 
nung, unter Ver^ichtleistung auf Privatpraxis mit alleiniger Ausnahme 
der hiesigen Consultationspraxis und mit gegenseitiger dreimonatlicher 
Kündigungsfrist anzustellen. Das Gebalt des Oberarztes der medizi- 
nischen Abtheilung ist von 6000 auf 7000 C. M. zu erhöhen. Der als 
Hospitalarzt fungirende Oberarzt erhält ausserdem eine Vergütigung 
von 500 M. Für die medizinische und chirurgische Abtheilung sind 
die 6 beizubehaltenden Gehülfsärzte mit einem Jahrgehalte von 400 
resp. 500 C. M. nebst freier Wohnung und Station im Krankenhause, 
sowie für die Irrenstation ein Gehülfsarzt, der ebenfalls im Kranken- 
hanse wohnen muss, auf unbestimmte Zeit mit einem Jahresgehalte 
von 1500 C. M. anzustellen. K. 

Pressburg. Die hiesige Statthaltereiabtheilung hat im verflossenen 
Jahre ein Comit^, unter Leitung des Hofrathes von Schlosser in's 
Leben gerufen und dasselbe beauftragt: die zur Errichtung eines 
allgemeinen Krankenhauses nöthigen Vorarbeiten in Angriff 
zu nehmen. Der Minister Freiherr von Bach hat nun die von die- 
sem Comit^ ausgegangenen Anträge genehmigt. Die dazu erwählte 
Stätte ist da& sogenannte städtische Pfandstadel in der Vorstadt Blu- 
menthal, gegenüber dem Fürst Eszterhazy'schen Palais, nimmt 
einen Flächenraum von ungefähr 5000 Quadratklaftern ein und ist 
von der Stadtcommune unentgeltlich überlassen worden. Der Plan 
soll überaus gelungen sein und wird ohne Verzug durch seinen Schö- 
pfer den Ministerialingenieur Zettl auch ausgeführt werden. Die Ko- 
sten werden zum grössten Theil aus dem Landesfonds bestritten. 
Ucber die Besetzung der ärztlichen Stellen soll noch nicht entschie- 
den sein. R. 

Kiel. Am 20. Juni begingen die Aerzte der Stadt und die Pro- 
fessoren der Universität mit einem grossen Kreise theilnebmender 



Freunde das fünfzigjährige Jubiläum des Dr. A. Meyn, früherem or- 
dentlichen Professor der medicinischen Facullät. Bekanntlich wurde 
Dr. A. Meyn von seiner Stellung entlassen, als die Regierung nach 
Wiederübernahme der Verwaltung Holsteins es für nöthig hielt neun 
Professoren von der Universität zu entfernen. Von diesen neun blieb 
Meyn allein in Kiel, ohne wie die andern acht ein anderes Amt zu 
finden oder ohne es zu suchen. Bei der erwähnten Feier fand der 
Jubilar die allgemeinste Theilnahme, die Universität, die Aerzte und 
die Einwohnerschaft bezeigten demselben durch vielfache Beglflck- 
wünschungen und Geschenke ihre Verehrung und Hophachtung. 

Vom 5—9. Juli wird hier der hygienische. Congress der drei nor- 
dischen Reiche tagen. Allem Anschein nach wird er zahlreich be- 
sucht sein , da sich aus dem Inlande bereits über 200 ärztliche Mit- 
glieder angemeldet und man wenigstens noch eine gleiche Anzahl 
Ausländer erwartet. Die Universität hat der Versammlung ihre Räume 
zur Verfügung gestellt und auch die Behörden beeifern sich derselben 
alle möglichen Zuvorkommenheiten zu erweisen. Der Congress wird 
sich in drei Sectionen mit der «Verbesserung der Lebensbedingungen 
und der socialen Zustände in materieller Beziehung beschäftigen. 
Die erste Section wird besonders allgemeine Gegenstände discutiren: 
die Organisation einer guten Gesundheitspolizei, gute Baugesetze, 
und die für die Erhaltung der Gesundheit erforderlichen Einrichtungen 
der Häuser und Schiffe. Die zweite Section verhandelt über die 
zweck massigste Anlage von Wasserleitnngen zu den Städten über 
Abzugscanäle, Latrinen und Cloakwesen, Erwärmung der Kirchen und 
öffentlichen Localitäten im Winter. Die dritte Section beschäftigt sich 
vorzüglich mit der Verbesserung der Lebensbedingungen in den un- 
teren Klassen. Sie prüft, auf welche Weise dem Arbeiter gute und 
billige Wohnungen und Nahrungsmittel zu beschaffen seien und wie 
der grossen Sterblichkeit der Pflegekinder vorzubeugen; femer, was 
geschehen könne, um den GeUuss des Branntweines in den nordi« 
sehen Landen zu beschränken. Alle, welche über die gedachten 
Gegenstände Erfahrungen haben und diese mittheilen wollen, werden 
in der Versammlung willkommen sein. M. 



Personalohrosik. Preutien. Ernannt: An Stelle des auf 
seinen Wunsch ausscheidenden Geheimen Sanitätsraths Dr. Bournye 
der Kreisphysicus und Sanitätsrath Dr. Schäfer in Dusseldorf zum 
Arzt der Departemental -Irrenanstalt. Der Regierungs- und Medizi- 
nalrath Dr. Carganico zu Gumbinnen hat den Charakter als Ge- 
heimer Medizinalrath erhalten. Der Thierarzt Schwaneberger ist 
zum Kreisthierarzt des Kreises N|mptsch ernannt und der Kreisthier- 
arzt Cajory von Mimptsch nach Habelschwerdt versetzt worden. 

Niedergelassen: Die praktischen Aerzte Dr. Cammerer, 
Dr. Häckel, Dr. Heusner, Dr. Kiesow, Dr. Löhlein, Dr. Prager, 
Dr. Fischer, Dr. Ebermeier in Berlin, Dr. Rosdorf in Caputh, 
Dr. Wallis in Greifswald, Dr. WlUing in Münster, Dr. Beckmann 
in Dorsten, Dr. Becker in Billerbcck, Dr. Benedix in Bielefeld, 
Dr. Müller in Niedermeedig, Dr. Keller in Rheinbach, Dr. Erbe 
in Carthaus, Dr. Hucke in Groningen, Dr. Kohn in Siegen, Dr. Kör- 
fer in Pannesheide, Dr. Schlautmann in Waltrop. Der Apotheker 
Otto van Moll hat die Concession zur Anlegung einer Apotheke in 
St. Tonis, Kr. Kempen erhalten, der Apotheker Gärtner hat seine 
Apotheke von Brück nach Lehnin verlegt, der Apotheker L Ki. 
Pfeffer hat die Administration der Preuss'schen Apotheke in Zirke, 
der Apotheker Brandt die der Libeauschen Apotheke zu Wanders- 
loh übernommen. 

Orden. Der Geheime Obermedizinalralh Professor Dr. C asper 
hat den Kaiseri. Russ. St. Annen-Orden U. Kl. erhalten. 

Vacant: Die Kreisthierarztstelle des Usedom -WoUiner Kreises, 
R.eg. Bez. Stettin. — 

Bayern, Versetzt: der prakt. Arzt Dr. Wensauer nach In- 
dersdorf. 

Orden: Der ausserord. Professor der Pharmacognosie und Phar- 
macie an der Universität Eriangen Dr. Th. Martins den Kgl. Preuss. 
Roth. Adler Orden IV. Kl. 

Gestorben: Dr. med. Kester in München. 

Sachten, Der Candidat der Chirurgie A. Lohrengel aus Cost- 
witz hat die Concession zur Ausübung der wundarztlichen Praxis in 
Kühren erhalten. 

Baden, -Die Licenz als Apotheker hat G. Kalliwoda aus Do- 
naueschingen erhalten. 

Gestorben: Die Amtsärzte Dr. Fl aig in Radolphszell, Dr.Steeg- 
mann in Oberkirch, Hölzlin in Breisach. 

UeMMen, Ernannt: Kreiswundarzt Dr. D i e h 1 zu Butzbach zum 
Kreisarzt des Medizinalbezirks Butzbach. 

Mecklenburg 'Schwerin. Der Abschied mit Pension bewilligt 
dem Oberstabsarzt Dr. Wilcke. 

Sarhsen-Meiningen. Die Herzgl. Sachsen-Emestinische Verdienst- 
medaille dem Amtswundarzt Kellermann bei Gelegenheit der Feier 
seines 50 jährigen Wirkens als Wundarzt in Stadt und Land Gräfrath. 

Reute, Dem Dr. med. R. Schulze die Erlaubniss zur Ausübung 
der chirurg.-mediz. Praxis mit Anweisung seines Wohnsitzes in Loben- 
stein ertheilt und demselben die Function eines Gerichtswundarates 
übertragen. 
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Prenssen. 

Bezlrkspolizeiverordnunff die Beschäftigung 
jagendlicher Fabrikarbeiter betr. 

Um die Ausführung der In den %%. 3, 4 und 5 des Re- 

Sulativs vom 9. März 1839 enthaltenen Bestimmungen über 
le Beschäftigung jugendlicher Arbeiter In Fabriken zu sichern, 
wird, auf den Grund des die Polizeiverwaltung betreffenden 
Gesetzes vom 11. März 1850 flir den ganzen Umfang des Re- 
glerungsbezirks hiermit verordnet, was folgt: 

1. In jeder Fabrik, Berg-, Hütten- oder Pochwerke, 
und zwar In jedem Lokale derselben, sofern Personen unter 
16 Jahren darin beschälUgt werden, muss an einem Ins Auge 
fallenden Platze ein sogenannter Arbeitsstundenzettel ange- 
schlagen sein, welcher die Arbeitszelt der jugendlichen Ar- 
beiter mit den Freistunden und etwaigen Abweichungen (g. 3 
des Regulativs vom 9. März 1839) ffenau normirt. 

Ein jedes Exemplar des anzuschlagenden Arbeilsstunden- 
zettels muss mit dem Visa der Ortspolizeibehörde versehen 
sein, welches, auch bei jeder beabsichtigten Veränderung der 
Arbeitszelt, vorher einzuholen dIeBesIlzer der genannten ge- 
werblichen E abllssements verpflichtet sind. 

2. Ausser der Im Arbeitsstundenzettel filr die Arbelt 
bestimmten Zeit dürfen Kinder unter 16 Jahren In den sub 1 
gedachlen Anstalten nicht beschäftigt werden. 

3. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehend sub 1 und 2 
erlassenen Vorschriiten sollen gegen die Fabrikherrn oder de- 
ren mit Vollmacht versebene Vertreter, sofern nicht die höhern 
Strafen des Regulativs vom 9. März 1839 Anwendung finden^ 
mit Geldbussen von 1 bis 10 Thlr. beslrafl werden. 

4. Diese Polizeiverordnung tritt mit dem 15. Juli c. In 
Kraft. 

Aachen, den 19. Juni 1858. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 

Bayern. 

Die Zuständigkeit der Gerichtsärzte betr. 

Staatsministerium der Justiz. Nachdem sich In Folge der 
seit dem 1. Oktober v. Js. eingetretenen Vereinigung mehre- 
rer Gerichtsbezirke zu einem und demselben Untersuchungs- 
bezirke mehrfache Anstände über die Zuständigkeit der Ge- 
richtsärzte ergeben haben, sieht sich das Staatsministerium 
der Justiz Im Einverständnisse mit dem Staatsministerium des 
Inneren zu folgender erläuternden Entschliessung veranlasst. 

Durch Art. 243 Th. II des StGB. In Verbindung mit der 
generallsirten Entschliessung des Staatsministerium der Justiz 
▼om 6. August 1819, die Beiziehung eines Wundarztes zur 
Besichtigung und Beurlheilung der Körperverletzungen betr., 
ist die Zuziehung des ordentlichen Gerichtsarztes bei Ob- 
duktionen und Wundbeschauen als Regel vorgeschrieben. 
An dieser Bestimmung Ist durch das neue Strafverfahren eine 
Aenderung nicht eingetreten und haben desshalb die Unter- 
suchungsrichter zur Vornahme der benannten Untersuchungs- 
handlungen regelmässig denjenigen kgl. Gerichtsarzt zuzuziehen, 
welcher für den Bezirk, In welchem die treffende Handlung 
vorzunehmen ist, als ordentlicher Gerlehtsarzt aufgestellt wurde. 
Die Zuständigkeit der Bezirksgerlchtsärzle als ordentliche 



Gerichtsärzte Ist nun Im Gebiete der Strafrechtspflege gemäss 
S. 28 N. 2 der allerhöchsten Verordnung vom 12. August v. Js. 
(Reglerungsblatt S. 981) auf den Bezirk der Stadt, in welcher 
das betreffende Bezirksgericht seinen Sitz hat, beschränkt und 
Ist dadurch, dass die Bezirke mehrerer Landgerichte zum 
Zwecke der Unlersuchungsfiihrung mit dem Stadtbezirke ver- 
einiget sind, eine Erweiterung der ordentlichen Zuständigkeit 
des Bezirksgerichtsarztes durchaus nicht eingetreten, sind viel- 
mehr die Landgerichtsärzte für ihren treffenden Landgerichts- 
bezirk die ordentlichen Gerichtsärzte Im Gebiete der Straf- 
rechtspflege verblieben. 

Dagegen Ist bereits Im Art. 243 Tbl. H des Strafgesetz 
buches die Beiziehung eines andern Gerichtsarztes fUr den 
Fall der Verhinderung des ordentlichen Gcrichtsarztes vor- 
geschrieben nnd können In Noth fällen sogar die ge- 
richtsärztlichen Handlungen bei Tödtungen durch jeden ande- 
ren öffentllch-angestellten Arzt oder Im Hinblicke auf die ge- 
nerallsirte EntschUessung vom 23. Januar 1848 „die Beiziehung 
des ärztlichen Personales zu Augenscheinen bei vorgefallenen 
Tödtungen betr.'^ durch einen zur Praxis berechtigten und 
beeideten Arzt und einen geprüften und approbirien Wund- 
arzt vorgenommen werden. Diese Ausnahmsbestimmungen 
bestehen nun neben der Regel In Kraft und unterliegt es da- 
her Insbesondere durchaus keinem Anstände, dass der Unter- 
suchungsrichter In dringenden Fällen, wenn die Requi- 
sition des entfemtwohnenden ordentlichen Gerichts- 
arztes die Verzögerung einer vorzunehmenden Leichen- oder 
Wundbeschau zur voraussichtlichen Folge haben würde, einen 
anderen Gerichtsarzt zuziehe oder bei dem Abgange eines 
Solchen von der Bestimmung des zweiten Absatzes des Art. 
243 a. a. 0. Gebrauch mache. Den Untersuchungsrichtern 
wird jedoch eingeschärft, dass von dieser Befugniss nur in 
ganz besonders dringenden Fällen Gebrauch zu machen sei^ 
um einerseits die Kompetenzverhältnisse nicht zu sehr zu stö- 
ren und andererseits die durch derartige Zuziehungen erwach- 
senden Kosten zu vermeiden. 

Von gegenwäriiger Entschliessung Ist sämmtlichen Bezirks- 
gerichten, dann den Bezirksuntersuchungsrichtern in den be- 
sonderen Kriminalbezirken zur Nachachtung Kenntniss zu geben. 

München, 12. Juni 1858. 

Auf Seiner Königl. Majestät Allerhöchsten Befehl. 

V. Ringelmann. 

SaoliBen - Weimar. 

Schutzpockenimpfung betr. 

L In Folge des S. 13 des Gesetzes über die Schutz- 
pockenimpfung vom 26. Mal 1826 soll bei 5 Thlr. Geldbusse 
oder gleichmässiger Gerängnissstrafe jeder Fall von Menschen- 
blattern dem Ortsvorstande ungesäumt von den Aeltern, Pflege- 
altem und Hausgenossen des Kranken angezeigt werden. Glei- 
ches findet sich auch hinsichtlich der sogenannten Variololden 
durch die Bekanntmachung des unterzeichneten Staalsmlnlste- 
riums vom 10. Juli 1856 angeordnet. Diese Vorschriften sind 
aber nicht selten unausgeführt geblieben, angeblich well die 
Anzeigepflichtigen die Natur der Krankheit niclit kannten. Zur 
thunlichsten Beseitigung dieses Hindernisses werden nun summt- 
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liehe Aerzte, welche die Heilkunsl im Grossherzogthume aus» 
fiben, hierdurch angewiesen, in jedem Falle, wo sie eine mit 
Henschenblaltern oder mit Yarioloiden behaftete Person za 
behandeln haben, dasjenige Hitglied der beireffenden Familie, 
welchem die fraffliche Anzeige zunächst obliegt, auf die Natur 
des KrankheitsralTes und auf die bezüglichen gesetzlichen Vor- 
schriflen ausdrüciclich aufmerlcsam zu machen. 

Weimar, am 17. Juni 1858. 
Grossherzoglich Sächsisches S(aatsministerium, Departement 

des Innern. 
Für den Departementscher. J. von Helldorff. 

Sachsen - Heinixigen. 

Den Lehrcnrs in der Landeshebammenschule 
betr. 

1. Der diesjährige Lehrcurs in der Landeshebammen- 
schule wird am 12. k. M. eröffnet, und es ist daher dafür zu 
/sorgen', dass am Tage vorher sämmtliehe zu unterrichtende 
Hebammen, versehen mit der erforderlichen Kleidung und 
Wäsche, den Lehrbüchern, dem gesetzlich vorgeschriebenen 
Honorar lUr den Unterricht und den zur Rückreise nöthigen 
Geldmitteln im hiesigen Georgen-Krankenhaus erscheinen und 
Steh dem Direktor der Hebammenschule, Sanitätsrath Kehlhof, 
vorstellen. Es ist sorgfältig dahin zu wirken, dass nicht 
durch Ausbleiben der einen oder anderen Hebamme Verzöge- 
rungen und Störungen des Unterrichts eintreten. 
Meiningen, Ben 24. Juni 1858. 
Herzog!. Staatsminist., Abthl. des Innern. Giseke. 



XTeber Entwftsserongs- Anlagen, Abzugskanäle, Siele. 

Eine vorläufige Mittheilung. 
Vom Physikus Dr. Schultz zu Berlin. 

Die Gegenwart richtet immer mehr und mehr ihr Augen- 
merk auf die Entwässerungs-Anlagen, die Abzugskanäle, die 
Siele (französisch 6gouts, englisch sewers oder drains ge- 
nanntj. Sie scheint aber nicht mehr blos auf „das Abführen 
flüssiger Stoffe** als solches das Hauptgewicht zu legen, son- 
dern auch, und zwar in vorwiegender Weise, die Einwirkungen 
derartiger Anlagen auf die Salubrität der Ortschallen mit In 
Betracht zu ziehen. Unzweifelhail fallen, aus dem letzten 
Gesichtspunkte heraus, die Abzugskanäle in die Kalefforie 
derjenigen Einrichtungen,' über welche vor allen Anderen 
Medizinalpersonen zu hören sind und zu entscheiden haben. 
In dem Haasse, in welchem die Salubrilät der Häuser, der 
Wohnungen und gewöhnlichen Aufenthaltsorte der Menschen, 
wichtiger ist als die Nettigkeit und das saubere Aussehen der 
Sirassen, in demselben Maasse muss die Einwirkung von Me- 
dizinalpersonen auf die Anlage und Einrichtung von Abzugs- 
kanälen vorangehen derjenigen von Bautechnikern. Diese 
Ueberzeugung , geslülzt auf die jetzt nicht mehr zweifelhafte 
Bedeutung der Siele in Bezug auf die Hygiene, veranlasst mich, 
hier einige vorläufige Miitheilungen aus einer grösseren Ar- 
beit über Entwässerungs- Anlagen vor das belheillgte Publi- 
kum zu bringen, und ich glaube mich um so mehr zu diesem 
Schritte verpflichtet, als es verlautet, man wolle die in Berlin 
vorhandenen Abzugskanäle vermehren. 

Alle nach dem bisher gebräuchlichen Systeme angelegten 
Sielanlagen, deren Aller überhaupt zu Schlüssen über ihre 
Wirksamkeit berechtigt, leiten zu dem Schlüsse, dass das 
„gebräuchliche System^ nur unter überaus günstigen Terrain- 
verhältnissen seine Zwecke nicht verfehlt Aber auch selbst 
da, wo nicht allein die Terrainverhältnisse sondern auch an- 
dere Umstände günstig und den Zweck der Siele fördernd 
sind, muss nach vorliegenden Thatsacben vorausgesetzt wer- 
den, dass Sielanlagen nach dem „bisher gebräuchlichen Sy- 
stem'' mit der Zell ihre Dienste versagen. 

Die Pariser Siele, welche bis in das 13. Jahrhundert hin- 
aufsteigen, für deren Reinigung ein besonderes Corps von 
Arbeitern bestellt war und ist, deren Reinigung und Spülung 
durch bedeutende Wassermassen, von denen die aus dem 
Kanäle der Orge mit einem Gerälle von 79 Fuss herabkom- 
men, begünstigt ward und noch wird, haben trotzdem grosse 
Verschlammungen erfahren und solche Uebelstände herbeige- 
führt, dass man geglaubt hat denselben mit Aufwendung be- 
deutender Kosten entgegen treten zu müssen. Die Wasser- 
abi ührungstunnels unter der Rue RivoU, dem Boulevard de 
Sebastopoi u. s. w. sollen die bisherigen Klagen über die 



Siele beseitigen. Unzweifelhall sind sie grossartige Bauwerke 
aber sie werden — nach dem alten „gebräuchlichen Systeme^ 
erbaut — sebwerlich dem Schicksale der früheren Siele ent- 
gehen. 

Die Siele von London, deren Alter auch ein erhebliches 
ist, welche durch ein im Ganzen günstiges Terrain gehen, 
deren Ueberwachung besonderen Beamten übertragen ist, durch 
weiche theils unmittelbar theils mittelbar täglich 6464254 Cu- 
bikfuss Wasser gehen, und in welche erst seit dem Jahre 18 il 
der Inliall der Water closets geleitet werden darf, haben trotz 
dem enorme Verschlammungen erfahren und zu so erheblicher 
Verunreinigung der Themse geiührt, dass in neuester Zeit in 
beiden Pariamentshäusern Beschwerde über diese Zustände 
erhoben worden ist, nachdem schon im Jahre i853 von Pri- 
vaten die schlechten Zustände und die gesundheitswidrigen 
Wirkungen der Londoner Siele In sehr scharfer und eindring- 
licher Weise geschildert worden, und in Folge dessen Ver- 
suche mit einem neuen Systeme für Anlagen von Abzugska- 
näien, mit dem sogenannten Röhrcnsysleme gemacht worden 
waren. 

Nach vorUeffenden Berichten hat dies Röhrensystem sich 
in so weit bewährt, dass der Abfluss der Massen ungestört 
erfolgt und Verstopfungen nicht eintreten. Die Verbreitung 
übler Gerüche in die Häuser hat es nicht zu verhindern ver- 
mocht und die Verunreinigung der Themse und die hierdurch 
bedingte Verpestung der Luit hat es nicht beseitigt, nicht 
einmal verringert. 

Das älteste Bauwerk dieser Art, das Römische Sielsystem, 
hat trotz meistentheils sehr günstiger Terrainverhällnisse, trotz 
einer zur Reinigung desselben verwendeten Wassermasse, 
welche an das Unglaubliche grenzt — indem zu Nero's Zeiten 
das aus den Wasserleitungen mittelbar in die Siele gelangende 
Wasser pro Sekunde eine Masse bildete, welche 159 mal 
grösser war, als in einer gleichen Zeit durch einen Quer- 
schnill der Spree innerhalb Berlin bei mittlerem Wasserstande 
geht, die unmittelbar in die Siele gelangende Wassermasse 
aber noch weit grösser gewesen sein soll — trotz dem dass 
seine Reinigung von besonderen Beamten überwacht ward, 
wiederholt bedeutende Verschlammungen erlilten, deren Be- 
seitigung bedeutende Summen verschlang« Die von dem Cen- 
sor Cato ausgelührte Reinigung kostete allein 1000 Talente, 
das heisst 1 1/, Millionen Thaler. 

Von den Hamburger Sielanlagen ist noch wenig zu sa- 
gen, sie sind noch zu jung; dennoch steht fest, dass der Ge- 
stank in Ihnen unerträglich ist, wenn das durch die günstigen 
Terrainvcrhäitnisse in seinem Laufe beschleunigte Spülwasser 
andringt. 

Was die Berliner Siele leisten können, haben sie seit 
langer Zelt gezeigt. Der Sommer des Jahres 1857 lässt aber 
leider auch die Entschuldigung für den Gestank früherer Zei- 
ten, dass sie nicht ordnungsmässig gereinigt und gespült 
worden, nicht mehr gelten, denn trotz dem, dass die Rei- 
nigung der Siele, wie die der Strassen, unter der speziellen 
Autsicht von Staatsbehörden ausgeführt wird, war der Gestank, 
welchen die Siele aus ihren EinfailsöfTnungen verbreiieten , ein 
so erheblicher, dass sich schwerlich irgend eine -Nase darüber 
täuschen konnte. Und noch geben keine Water closets ihren 
Inhalt In die Berliner Siele ab. 

Wenn aber Berlin, mit dem s» ausserordentlich schwachen 
Gefälle der Spree, erst mehr Abzugskanäle haben wird, dann wird 
es auch mehr Water closets haben, und nichts ist natürlicher, 
als dass dann der Inhalt der Waler closets In die Abzugska- 
näle abgelührt wird. Wollen die Freunde der Berliner Was- 
serleitung etwa behaupten, dass diese Anstalt genügend Was- 
ser liefern könne, und auch natürlich gegen eine sehr ange- 
messene Bezahlung — liefern werde, um die unangenehmen 
Eigenschafien des fnhalies von den Water closets in dem Grade 
zu diluiren, dass es damit gerade so gehe wie mit dem Fen- 
chelöle, welches bekanntlich in grossen Mengen sehr unan- 
genehm riecht, in sehr grosser Verdünnung aber zu den 
feinsten Parfumes verwendet wird? Wollen diese Wasser- 
freunde dies behaupten gegenüber den Erfahrungen von Paris, 
London und Rom? 

In der That eine solche Behauptung könnte nur von Un- 
kundigen gemacht werden, oder in der Voraussetzung: 
Unkundige vor sich zu haben. 

Die Berliner Wasserleitung Ist klein gegen die Londoner 
Wasserleitungen, winzig gegen die Römischen; die Spree Ist 
klein gegen die Seine, winzig gegen die Themse; und weder 
die Londoner noch die römischen Wasserleitungen haben be- 
wirken können, was die Berliner leisten soll, sie die Eine; — 
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und weder die Seine , noch die Themse , hat ohne Benach- 
fhejligung aurnehroen können ^ was die Spree aufnehmen soll^ 
sie die kleine. — 

Das bisher „gebräitchiiche System^ bei den Anlagen von Sie* 
len verfolgt höchstens den Zweck, in seiner baulichen Einrich- 
tmg die Abhallung des Eindringens von Flüssigkeiten durch die 
Wände zu erreichen. Dass die Siele wasserdicht gebaut seien, das 
Ist in gewisser Beziehung das Aeussersle, was von dem Mauer- 
werke verlangt wird. Die Verlheidlger der Siele behaupten 
dieses Ziel erreicht zu haben. Ob sie es auch wirklich er- 
reicht haben? ob sie wirkUch wasserdicht bauen? Was aus- 
trocknen kann ist porös, was porös ist kann auch wieder 
Wasser aufnehmen, kann dasselbe beziehungsweise durch- 
lassen. Aber gesetzt man könnte wasserdicht bauen, kann 
man auch gasdicht bauen? Diese Frage kann bei dem 
jetzigen Stande der Technik und des Baumateriales schlecht- 
hin verneint werden. Und wenn man nicht gasdicht bauen 
kann, womit will man verhindern, dass die schädlichen Gase 
aus dem durchtränkten Mauerwerke der Siele in den Erdbo- 
den ausserhalb und von diesem in die Brunnen irelen? Viel- 
leicht aber ist dies erwünscht, wenn nicht bezweckt. 

Je schlechter das Wasser in den Brunnen, je ungeniess- 
barer, desto besser die Aussichten der Aktionäre von den 
Wasserleitungen. 

Die EntWickelung schädlicher Gase in den Abzugskanälen 
kanrf durch Nichts verhindert werden, und die Idee diesen 
Gasen den Abzug auf die Strassen hin durch Wasserverschluss 
zu verwehren erscheint aus Rücksicht iür die Arbeiter, denen 
die Reinigung dieser Kanäle übertragen werden muss, nach 
den bekannten Erfahrungen, nicht zulässig. Für Berlin aber 
diese Idee ausführen wollen heisst: entweder in vollständiger 
Unkennlniss der klimatischen Verhältnisse Berlins sein, oder 
sich so weit von den Jahren der Lehrzeit entfernt haben, dass 
die dort gewonnenen Kenntnisse nur noch als schwache Ne- 
belbilder vor der Seele stehen» 

Die vorliegenden Erfahrungen über die Geschicke und 
Wirkungen der Siele würden nicht einladend für ihre allge- 
meine änRihiiing in Berlin sein, selbst wenn Berlin andere 
Gerällverhältnisse hätte, als es wirklich hat 

Aber auch die Einführung des jetzt in England in Schwung 
kommenden Röhrensystemes scheint Iür BerUn nicht passen£ 
Jede Verpflanzung von Einrichtungen, die sich irgendwo be- 
währt haben, an einen anderen Ort, ist an sich bedenklich; 
ohne Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse des neuen 
Bodens aber getährlich und für kein sehr glänzendes Beispiel 
von der Fülle des Geistes der Uebertragenaen des Verpflan- 
zenden zu halten. Die Verpflanzung der Wasserleitungen 
nach Berlin hat in dem Winter von 1857 auf 1858 hlelür 
einen Beleg gegeben. 

Schnelle Ablührunfif des Inhaltes, möglichste Abwendung 
der Verstopfungen, und Verhütung des Austrittes der entste- 
henden Gase auf die Strassen und besonders in die Häuser, 
das sind die Bedingungen, welche Medizinalpersonen an Ab- 
zugskanäle stellen müssen. 

Sei genügendem Geßille erfüllen die Röhcenleitungen die 
ersten beiden Bedingungen, die dritte aber nicht; denn sie 
können nicht wehren dem Aufsteigen der Gase aus den Ein- 
fallsöOTnungen. Bei einem schwachen Gefälle, welches Berlin 
hat, ist abier mit Recht zu besorgen, dass eine Röbrenieitung 
in Berlin auch den ersten beiden Anforderungen nicht ent- 
sprechen und daher die dritte in bedeutend stärkerem Maasse 
UBerlUllt lassen würde. 

Daher ist meines Erachtens ein Entwässerungssystem (Ür 
Berlin nur ohne Gefahr für die Bewohner möglich , wenn ein 
Röhrensystem in Verbindung gebracht wird mit Saugwerken 
und mit der von Wirke lud zu Biaester ausgeführten Desin- 
fektion und Nulzbarmachang des Röhreninhaltes. Röhren las- 
sen selbst Gase wenig durch in den Erdboden ; die Saugwerke 
ersetzen das fehlende Gefälle und — was das Wesentlichste 
ist — verhindern das Aufsteigen der schädlichen Gase, indem 
in dem Röhrensysteme ein LuHzug nach dem Centrum des 
Saugwerkes hin entsteht, welcher die Gase eher von den 
Häusern und Strassen abzieht, als ihnen gestattet dorthin zu 

Sehen; die Wirketud'sche Desinfektion und Nutzbarmachung 
es Röhreninhaltes gestaltet die Centren der Saugwerke selbst 
in der Nähe von bewohnten Gegenden zu haben, und führt 
die Residuen als geruchlose die Flüsse nicht verderbende 
Flüssigkeiten eben diesen grossen natürUchen Abzugskanä- 
len zu. 

Möchten die Baulechniker sich die Mühe geben die Mlltel 
aufzufinden, durch welche die technischen Schwierigkeiten 



überwunden werden können, die allerdings sich der Ausführung 
einer solchen Anlage entgegenstellen, die aber keineswege& 
als unüberwindlich zu betrachten sind. Man kann mit Zuver-- 
sieht behaupten, dass sie durch solches Vorgehen sich mehr 
denr Dank der Menschheit erwerben würden, als durch die 
Ausiührung so in die Augen fallender und imposanter Bau- 
werke, wie die neuen Pariser Sielanlagen. 



Durch Sehwefolfiiire ▼erfUaehter Euig. Ans Veranlassung einer 
in Trier vorgekommenen Verfälschung des Essigs mit Schwerelsänre 
ist durch eine Reihe deutscher Blällcr die Warnung vor derartig 
verfälschtem Essig nnd zugleich auch ein darauf bezugliches Erken- 
nungsmiltel veröflentlicht worden. Anlangend das Vorkommen des 
mit Schwefelsäure verßilschlen Essigs muss bemerkt werden , dass 
dies in keine/b Falle so häufig ist um die angeregten Belürchlungen 
zu rechircrtigen. In dem langen Zeiträume, innerhalb dessen in Ber- 
lin sowohl, als in den grösseren Provinzialstädlen Preussens, der Es- 
sig der sanilätspolizcilichen Controle unierzogen wird, sind die vor-\ 
genommenen Fälle der Verfälschung mit Schwefelsäure nur ganz 
vereinzelt, ganz besonders seitdem fast aller Ifir den Gcnuss bestimmter 
Essig durch die Schnellessigfabrikation aus Weingeist bereitet wird. — 
Ganz irrig und zumal den Laien zu ganz falschen Ergebnissen füh- 
rend , ist aber die in den genannten Blättern angegebene Methode 
des Erkenncns der Schwefeisäureverfälschung. Es wird darin FoU 
gendes erwähnt: „Wie gefährlich aber eine Essigverlalschung durch 
Schwefelsäure auch ist, so einfach ist dagegen das Mittel, sie .aus- 
findig zu machen. Man löst nur für einige Pfennig? essigsaureu 
Baryt in gewöhnlichem Regenwasser und giesst ein Paar Tropfen die- 
ser Lösung in den zu untersuchenden Essig, wenn dann diese Tro- 
pfen sich milchfarben zu Boden senken und nachher auf dem Boden 
ein weisser Niederschlag bemerkt wird, so ist der Essig mit Schwe- 
felsäure verfälscht.** — Dies Verfahren wurde jeden Essig als mit 
Schwefelsäure verfälscht erscheinen lassen. Denn der kleinste Theil 
des Essigs wird im Detailverkauf als starker unverdünnter Essig (Es- 
sigsprli), sondern immer mit Wasser verdünnt verkauft. Wasser aber 
enthält überall schwefelsaure Salze und bewirkt vermöge dieses Ge- 
halles in Lösungen von essigsaurem Baryt einen unlöslichen weissen 
Niederschlag von schwefelsaurem Baryt. Wo also Essig mit Wasser 
verdünnt worden war, da würde man gleichfalls diesen Niederschlag 
erhalten und so irrthömlich einen Gehalt von zugesetzter freier Schwe- 
felsäure daraus folgern. — 

Ein charakteristisches Merkmal der freien Schwefelsäure im Es- 
sig ist das Stumpfwerden der Zähne bei dem Genuss eines solchen 
Essigs. Soll freie Schwefelsäure im Essig nachgewiesen werden, so 
musg man den Essig unter Zusatz einer kleinen Menge farblosen 
Zuckers auf einem Porzellangefäss über Wasserdämpfen eindampfen. 
Ist freie Schwefelsäure auch in sehr geringer Menge vorhanden, so 
färbt sich der Rückstand auf dem Porzellangefäss während des Ein- 
dampfens immer dunkler, so dass er, wenn trocken, dunkelbraun 
oder schwarz erscheint, bei Abwesenheit freier Schwefelsäure aber 
eine merkliche Farbenveränderung nicht erleidet. 

Bau der Bmimen. Es ist eine bekannte Thatsache, dass man in 
vielen Gegenden bei dem Ausmauern der Brunnen trocknes Moos 
zwischen die Steine bringt. Man glaubt hierdurch dem aus der Erde 
kommenden Wasser einen leichteren Durchgang in die Brunnen zu 
bahnen. Obgleich nun dieser Zweck wirklich erreicht wird, so wird 
dadurch doch auch ein sehr grosser üebelstand hervorgerufen, der, 
wenn er vorhanden ist, auf alles Andere nur nicht auf Rechnung seiner 
wirklichen Ursache gesetzt wird. Das Moos fault sehr bald und theilt 
die daraus hervorgehenden Fäulnissprodukte dem Wasser mit. Ja es 
macht dasselbe hierdurch und durch die zu gleicher Zeit erfolgende 
Umwandlung der schwefelsauren Salze zu Schwefelverbindungcn un- 
geniessbar. Um diesen Üebelstand zu verhüten und bald ein gesun- 
des, klares und wohlschmeckendes Wasser zu erhalten, bringt man 
auf den Boden des Brunnens an Stelle des Mooses frisch geglühte, 
grob geslossene Holzkohlen, so dass das sich im Brunnen sammelnde 
Wasser durch die Kohlen filtriren muss. 

BUnden-Aniahl im KSnigreich Hannover. Die im Königreiche vor- 
handenen 1196 Blinden betragen 0,oQg pCt. der Gesammtbevölk^rung 
oder verhallen sich zu dieser wie 1 zu 1522. 

Von obigen 1 196 Blinden waren männlichen 632 und weiblichen 
Geschlechts 564, und zwar im Bezirke: 

1) der kgl. Landdrostei Hannover 126 männlichen Geschlechts, 
96 weiblichen Geschlechts, Summa 222; 2) der kgl. Landdrostei Hil- 
desheim 154 m. G., 141 w. G., S. 295; 3) der kgl. Landdrostei Lü- 
neburg 97 m. G., 101 w. G., S. 198; 4) der kgl. Landdrostei Stade 
88 m. G., 65 w. G., S. 153; 5) der kgl. Landdrostei Osnabrück 85 
m. G., 74 w. G., S. 159; 6) in der kgl. Landdrostei Aurich 68 m. G., 
52 w. G., S. 120; 7) der kgl. Berghauptm. in Clausthal 14 m. G., 
35 w. G., S. 49; im Ganzen 632 m. G., 564 w. G., Summa 1196. 
Davon standen 1) im Bezirke der kgl. Landdrostei Hannover in dem 
Alter unter 15 Jahren, 18 männliche, 12 weibliche; über 15 Jahr 108 
männliche, 84 weibliche; zusammen 126 männliche, 96 weibliche; 
2) der kgl. Landd. Hildesheim unter 15 Jahren 21 m., 20 w. ; über 
15 J. 133 m., 121 w.; zus. 154 m., 141 w.; 3) der kgl. Landd. Lü- 
neburg, unter 15 J. 12 m., 7 w., über 15 J. 85 m. 94 w. ; zus. 97 
m., 101 w.; 4) der kgl. Landd. Stade unter 15 J. 12 m., 7 w., über 
15 J. 76 m., 58 w.; zus. 88 m., 65 w.; 5) der kgl. Landd. Osnabrück 
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onter 15 J. 8 m. 10 w.. Aber 15 J. 77 ro., 64 w.; zus. 85 m. 74 w.; 
6) der kgl. Landd. Aurich unter 15 J. 7 m. 6 w., über 15 J. 61 m., 
46 w. ; zus. 68 id., 52 w. ; 7) der k^l. Bergh. zu Clausthal unter 
15 J. — — , über 15 J. 14 m. , 35 w.; mühin überhaupt unter 
15 J. 78 m., 62 w., zus. 140; über 15 J. 554 m. , 502 w., zus. 
1056, Gesammtzahl 632 mftnnliche, 564 weibliche = 1196. — Von 
den 140 Bünden, welche bei der Zählung das 15. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hatten, sind mit besonderer RüciLsichtsnahnie auf die 
Blindenanstalt in den Zählungslisten bezeichnet worden: als bil- 
dungsfähig 116, als noch zweifelhaft 9, als nicht bildungsfähig 15, 
Summa 140. 

Professor Cedertohiöld über Pnerperalflebor. Vor Kurzem wurde 
die Gemahlin des Erbprinzen Oscar von Schweden entbunden. Die 
Entbindung fand im Lustscbloss Drottningholm statt, wohin das fürst- 
liche Ehepaar schon längst aus Furcht vor dem in Stoclihoim herr- 
schenden Puerperalfieber gezogen war. So vorsorglich dies erscheinen 
musste, so hat doch diese Maassregel die schon herrschende Besorg- 
niss in der Stadt vermehrt, zumal die Aerzte in den öfTentiichen Blät> 
tem die herrschende Epidemie offiziell als Ursache des Umzuges an- 
gaben. Es hat dies den Professor und Hebaromeniehrer Cederscbiöld 
>reranlasst sich öiTentlich über dio Ursachen und das Wesen des Puer- 
peralfiebers zu äussern. Er behauptet: das Puerperalfieber sei keine 
Epidemie, da durchaus keine Verbreitung durch Ansteckung nachge- 
wiesen sei ; schwere und misslungene Entbindungen fänden allerdings 
während einiger Jahre häufig statt und zwar hauptsächlich unter den 
höheren Klassen ; auch habe sich in der letzteren Zeit eine aufiallende 
Geneigtheit der Wöchnerinnen zum Puerperalfieber gezeigt, dies ent- 
springe aber, eben so wie die übrigen Missfälle bei Entbindungen, 
keinesweges aus einer Seuche, sondern sei aus ganz anderen Ursa- 
chen herzuleiten, auch beschränke sich die Klage über die Verbrei- 
tung der Krankheit nicht blo4 auf die Stadt Stockholm, sondern lasse 
sich auch aus andern Theilen des Reiches hören. Die Ursachen der 
Krankheit seien aber auch nicht die Folge speziell schwedischer kli- 
matischer Zustände, sondern seien vielmehr ganz allgemeiner Natur, 
indem sie in der in den meisten Ländern Europas üblichen Kleidung 
der Weiber zu suchen seien. Nach Cederscbiöld sind besonders : die 
Schnürbrust, die kurzen Mäntel und die Crinoline jene Krankheitsur- 
sachen. In Bezug auf letztere erwähnt er besonders : „Man könnte 
wohl einwenden, dass durch eine wärmere Bekleidung dicht am 
Körper die Widerwärtigkeiten abgewehrt werden könnten , welche 
durch die Crinolinen entstehen ; ausgemacht ist es aber, dass die 
Mehrzahl der Frauenzimmer sich derselben nicht bedient, sondern 
lieber ihre Gesundheit riskirt, friert und belacht wird, nur des kindi- 
schen Vergnügens halber einer, wenigstens für unser Klima, verkehr- 
ten Mode zu folgen." 

Dar amtliehe Bericht über die zweite Versammlung des intematio- 
nalen Wohlthätigkoitaoongreisoi, welcher im verflossenen Jahre abge- 
hallen wurde, ist in zwei Bänden erschienen. Der erste enthält das 
Programm, die Verhandlungen der allgemeinen Versammlungen 
(französisch), ihre Beschlüsse (deutsch und französisch), die Ver- 
handlungen der dritten Abtheilung (über Gefängnissrefonn , deutsch) 
und die Liste der dem Congress überreichten Werke aus Frankreich, 
Belgien, England, der Schweiz, Skandinavien, Italien und Deutsch- 
land in den betreflenden Sprachen. Der zweite Band enthält die 
grössern Denkschriften und Berichte, welche in den Sitzungen nicht 
verlesen werden konnten. Es sind als besonders gründliche Arbei- 
ten der Bericht des Präsidenten Lette „über den Zustand der Arbeiler- 
und der Armenbevölkerung im preussischen Staate" und die amt- 
liche Zusammenstellung über die bayrische Armengesetzgebung und 
die Zustände des öfTentiichen Armenwesens in seiner Verbindung mit 
der freiwilligen Armenpflege (St. Johannisverein) vom Ministerialrath 
Koch; aus der AbtbeUung über Gefängnissreform besonders die Be- 
richte über das Pönitentiarbaus St. Jacob bei St Gallen über 10 Jahre, 
vom Director Mooser, über Bruchsal vom Director Fuesslin, über 
Vechta (Oldenburg) vom Director Hoycr. In dem zweiten Bande 
wechseln deutsche und französische Arbeiten mit einigen englischen 
ab. Aber nicht nur in den Sprachen drückte sich die nationale Ver- 
schiedenheit der Congressmitglieder aus; auch tiefer greifend im We- 
sen der Anschauung trat dio Verschiedenheit zwischen germanischem 
und romanischem Wesen hervor, zu welch' letzterm trotz ihrer Ge- 
schichte durch die Allmacht des römischen Klerus auch die Belgier 
hinneigen. Das Grundprincip, dass keine Mittel der Massenverarmung 
abzuhelfen vermögen, wenn nicht durch gute Volksbildung die Er- 
werbsfähigkeit gesteigert und das Ehrgefühl gehoben, wenn nicht die 
Association zur Selbsthülfe durch eigene Kraft gefördert wird; diesen 
Gedanken vermögen die Romanen nicht durchzuführen, da sie ge- 
wohnt sind, alle Bestrebungen dieser Art von dem Staate, der Kirche 
oder einem wohlorganisirten Verein der herrschenden Klassen, wo- 
möglich unter amtlicher Autorität, nicht aber von den Arbeitern selbst, 
aussehen zu sehen. 

Kopenhagon '*). Die Zahl der hier zum hygienischen Congress 
Versammelten beträgt gegen 500. Zum Präsidenten des Congresses 
wurde der Oberpräsident von Kopenhagen, Kammerherr von Lültichau, 
zum Vicepräsidenten der Präsident Akermann aus Stockholm, zu Se- 



kretairs wurden Dr. Dickson aus Gothenburg, Dr. Steffens aus Chri- 
süania und Professor Dr. Fenger aus Kopenhagen erwählt. Die erste 
Sitzung leitete Professor Hornemann durch eine Rede ein, in welcher 
derselbe die Bedeutung solcher Zusammenkünfte, sowohl für das Wohl 
der Völker als für die Wissenschaft hervorhob. Die Versammlung 
beschäftigte sich mit der Wahl der Präsidenten und Sekrelaire. 

Der König hat am 10. Juli sämmtliche Mitglieder zu einem 
Dejeuner auf Schloss Christiansborg geladen. 



PersoDalchronik. PreuiMen. Der praktische Arzt Dr. Asch off 
zu Herford hat den Charakter als Sanitätsrath erhalten. 

Niedergelassen: Die praktischen Aerzte Dr. Paradies in 
Trzemeszno, Dr. Cohn in Lobsens, Dr. Wald manu in Minden. 
Der Apotheker Brandenburg hat die Mettke'sche Apotheke in Arns- 
walde gekauft und der Apotheker Stamm die Administration der 
Venghause'schen Apotheke in Rahden übernommen. 

Orden: Der praktische Arzt Dr. Fr o eh lieh in Sobbowitz den 
Kaiserl. Russischen Stanislaus-Orden III. Kl. und die Denkmünze für 
den Feldzug in der Krim. 

Belobung der Impfärzte. Der Herr Minister der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenhelten hat den praktischen Aerz- 
ten Dr. Thilo w zu Zimmern supra, Dr. Strecker zu Dingelstedt, 
so wie dem Kreiswundarzt B rahme zu Erfurt und dem Wundarzt 
I. Klasse Wolff zu Niederorschel, als Anerkennung deren hervorra- 
genden Thätigkeit bei der vorjährigen Schutzpockenimpfung und zwar 
jedem derselben eine Prämie von 15 Thlm. bewilligt. — Unter An- 
erkennung des von den Herren Kreisphysikern und Kreisphysikats- 
verwesern pflichtmässig geleiteten Impf- und Revaccinationswesens 
beloben wir zugleich die als Impfärzte sich auszeichnenden Medizinal- 
personen als: den Kreisphysikus, Sanitätsrath Dr. Rincke zu Hei- 
ligenstadt, den Dr. Steuber daselbst, den Dr. Klinge heil zu Din- 
gelstedt, den Kreis Wundarzt Lerche zu Hohengandem, den Dr. Ro- 
senthal zu Mfihlhausen, den Dr. Manlhardt zuTrefTurt, den Wund- 
arzt Reich zu Wolkramshausen , den Dr. Oehme zu Bieicherode, 
den Kreiswundarzt Müller zu Nordhausen, den Wundarzt Harnisch 
zu Schleusingen, den Kreiswundarzt Rupp zu Sömmerda und den 
Wundarzt Schulze zu Worbis. 

Könis^l. Regierung. 

Gestorben: Kreisphysikus Dr. Krüger in Trebnitz, der prak- 
tische Arzt Dr. Schirlitz in Czamoczynofen , Apotheker Stephan 
in Primkenau, Wundarzt IL Kl. Im gar dt in Colberg. 

Vacant: Die Kreisthierarztstelle des Kreises Rheinbach Heg.- 
Bez. Cöln. — 

Ein sehr tüchtiger Apotheker mit hinreichenden Mitteln wünscht 
unter nicht zu hoch geschraubten Bedingungen eine lApotheke — wo 
möglich in Preussen — zu kaufen. Anerbietungen a. d. Red. 

Bayern. Ernannt: Dr. med. Freiherr von Ickstadt zu 
Würzburg zum prakt. Arzt zu Marktstefl. 

Versetzt: Der Landgerichtsarzt Dr. J. Reiser auf das Physi- 
ka! Kötzting, der Langerichtsarzt Dr. K. Müller auf das Physikat 
Vohenstrauss. 

Entlassen: Der Gerichtsarzt Dr. J. Wagner in Garmisch. 

Gestorben: Der Landgerichts arzt Dr. J. Petzendorfer in 
Mindelheim. 

Sachten. DerHofrath Professor Dr. Ritte rieh in Leipzig feierte 
sein 50 jähriges Doktorjubiläum. 

Hannover. Dr. med. F. El wert in Hannover hat den Charakter 
als Sanitätsrath erhalten. 

f^ürttemberg, Vacant: Die Wundarztstelle in Wüstenroth, 
Oberamts Weinsberg. Bewerbungen an den Gemeinderathsvorstand 
Knab. 

Beigen. Gestorben: Kreiswundarzt Dr. C. Büchner zu 
Reinhclm. 

HoMein. Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. Michelten zum 
Physikus der Landschaft Norderdithmarschen. 

Mecklenburg ' Stretit%. Ernannt: Dr. med. Koppel in Neu- 
streiitz zum Leibarzt des Grossherzogs und der Grossherzogin, zum 
Physikus und ersten Armenarzt im Grossherzogl. Kabinetsamte unter 
Verleihung des Charakters als Medizinalrath. 

Sachten' Coburg 'Gotha. Der Regierungs- und Medizinalrath 
Dr. Bretschneider aufsein Ansuchen aus seinem Dienstverhältnlis 
als Bataillonsarzt der Communalgarde in Gotha entlassen. 

Sckwarxburg' Sondert hauten. Dem Dr. med. H. Oswald 
aus Arnstadt ist die Eriaubniss zur Ausübung der innem und äussern 
Heilkunde sowie der Geburlshülfe unter Anweisung seines Wohnsitzes 
in Arnstadt ertheilt worden. 

Bremen. Niedergelassen: Dr. med. G. Strube als Arzt, 
Wundarzt und Geburtshelfer in Bremen. 



•) In der voriffen Nr. ist in der Korrespondeiv an« Kiel, welche Kaohrieht 
über den in Kopenbaffen stattfindenden Congress giebt, das Wort K^n- 
hagen ausgelassen worden. !)• K* 
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Freussen. 

Gesetz vom 31. Mai 1858 — betr« die Regulirang 
des Abdeckereiwesens. 

Wir Friedrieb Wilhelm^ von Gottes Gnaden^ KiMg 
von Freussen ete. 
Torordnen nnter Zusiimnning^ beider Hffnser de» Landtags flir 
den ganzen Umfang der Monarchie, mit Aosschloss der hohen- 
zoliemschen Lande, was folgt: 

$• 1. Aurffeboben werden hlerdmrb: 

7. die Berechtigung, Konzessionen zm Errichtung von Ab* 
deckerelanfagen oder zum Beirttbe des Abdeckereigewerbes 
zu erthellen; 

IL alle Abgaben , welche flh* den Betrieb des Abdeckerei- 
gewerbes entrichtet worden, wogegen dies Gewerbe fortan 
überall der Gewerbesteuer vom Handel unterworfen wird; 

DI. die Berechtigung, dergleichen Abgaben aufzulegen; 
endlich 

IV. dre Berechtigung, von den Einwohnern eines gewissen 
Blezirks die Ueberlassung des gefallenen oder abständig ge^ 
wordenen Viehes zu fordern (Zwangs- und' Bannrecht), so wie* 
diis Recht, Anderen den Betrieb des Abdeckereigewerbes zu 
untersagen, oder sie darin zu beschränken (ausschHessUche 
Gewerbe-Berechligung), dies letztere jedoch* nur insofern', als 
dssselbe mit jenem Zwangs - und* Bannrechte verbunden ist 
upd beiderlei Rechte nur in den Fällen, wenn sie entweder: 

1) dem Fiskus, oder 

2) einer Stadt- oder Landgemeinde innerhalb Ihres Kom- 
munalbezirks zustehen, oder 

3) von einem dieser, zu 1 und 2 gedachten' BerecbUgten 
erst nach dem 1. Januar 18S5 auf einen Anderen übergegan- 
gen- sind, oder 

4) wenn die Aufhebung nach dem Inhalte der V^lelhungS'»- 
Urkunde ohne Entschädigung zulässig Ist. 

S. 2. In allen anderen, im f. 1 unter IV. zu 1 Bis 4 
nicht bezeichneten Fällen können dergleichen Zwangs- und' 
Bannrechte nebst damit etwa verbundenen ausscMlessDbhen 
Gewerbeberechtigungen, auf Antrag der Bannpffl^htigen, 
nach den weiter unten folgenden Beslhnmungen (f. 10 — 23} 
abg.elöst werden. 

S. 3. Dagegen unterliegen ausschliessliche Abdisckerei- 
gewerbe-Berecbtigungen, welche mit Zwangs- und Bannrech- 
ten nicht verbunden sind, weder der Autnebung, noch der 
Ablösung. 

Eben so dauern die Realgewerbe -Berechtfgunffen der 
Abdecker selbst In den Fällen fort, in welchen dieselben mil 
aufgehobenen oder abgelösten Zwangs- und Bannrechten und 
diesen anklebenden ausschliesslichen Gewerbs-^Bereditigungen 
verbunden waren. 

S. 4. Bei Beurthellung der Frage : 
ob die auf Abdeckerelen hadenden Abgaben durch die 
Bcslimmung Im {. 1 Nr. II. dieses Gesetzes aufgehoben 
worden sind oder nicht, 
bewendet es lediglich bei den allgemeinen Grundsätzen über 
die BeweisRihrung und Beweislast. 



Die Bestimmungen in den Sf • 3 und 4 der Verordnung 
vom 19. Februar 1^2 (Gesetz-Sammlung S. 64) finden auf 
die von den Abdeckereien zu entrichtenden Abgaben Ax^ 
Wendung. 

%. 5. Auf die im f. 1 nicht aufgehobenen Abgaben und'' 
auf die Leistungen vom Abdeckereiwesen finden dio Bestimm 
mungen de» Gesetzes, betreffend die Ablösung der Reffllasten 
und die Regullrung drr gutsherrlichen und bäuerlichen Vor** 
hältnlsse. vom 2. März 1860 (Gesetz -Sammlung fUr 1850' 
S. 77), Anwendung. 

g. 6. Für den Verlust der dorch f. 1 unter Nr. L, II. 
und 1U. aufgehobenen Berecbtigungen findet eine Bnt^* 
Schädigung statt, wenn dieselben zur Zelt der Pubtlknlloft 
dieses Gesetzes in rechtsgültiger Weise für immer oder asf 
Zeit unwiderruflich bestanden haben. 

Ausgeschlossen ist jedoch auch in diesem Falte jede* Ent- 
schädigung, wenn die Berechtigung: 

1) dem Ffskus oder einer Stadt- oder Landgemeinde' in^' 
nerkidb ihres Kommunalbeilrks zugestimdenf hat, 

oder 

2) von Einem der zu 1 gedaditen Kerecbtiglta* erst nach 
dem 1. Jamar 1859 auf elKen Amiefen übergegangen Ist. 

S. 7. In dem Im S. 6 unter 2 bezeichneten rale kftmitf 
der gegenwärtige Inhabei» d^r Berechtigung sofort die Auf^- 
hebmig des zwischen ihrnmid dem früheren Berechtigten bCH' 
stehenden V^ertragsverhhltnJssesveriangm; er muss abier dieses'^ 
VertiBinffen vor Ablauf des llonats April' 185^ gegen dbn frü- 
heren berechtigten scbriltlioM erklären. Wird von diestr Be^* 
fugniss Ge^auch gemacht,' so srtnd die rechtlichen Polgen &»^* 
Auihebung nach' den att|0femelnen geseCiAchen Vorschriilen« Zfi> 
beurlheilen. Ist jenes verlangen Innerhalb der oben ffodudk*^' 
ten FMst dim früher Bereehtl|gfterf irichl erkMrl:' woroen<> so 
müssen dte- Ifi* Ueberiassung' der Berechtf gung MMernommeneJl^ 
Verpfilchtung^n ohne Abzug fortgesetzt erfMll werden; 

S. 8. D!e Berechilgienr baoen Ihre Entschädigmigsan- 
sprüche bei' Veriust derselben smät^tens bis znm Schhisse 
des Monats A}r\l 1859 bei der Regierunfif scbriAllch anzuH 
melden. Es können jedoch die im f. 39 des Bntscbädtgungs^^ 
gesetzes zur Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17^ Januar 
1846 bezeicbnMien Interessenten (Lohns- und Fideikommlss^ 
folger, Wlederkaufsberechllgte, Hypolhekenglüubiger undi an^ 
dere R^lberechlfgte) den EkitschSdlgungsanspracbi nocb wMih 
rend einer anlerwelten nräklusl vischen Frist von 3 Monatmi 
durch schriftliche Anmelaung bei der Regierung geltend ma- 
chen. Auf eilen, nach Befriedigung dieser Interessenten etwa 
verbleibenden Veberschuss aber kann der Berechtigte, welcher 
die Amneldunf versäumt hat, keinen Anspruch machen. 

$. 9. Dl» Entschädigung ($. 6) ftlr die im g. 1 unter 
Nr. I., II. un( III: angehobenen Berechtigungen wird n«eh 
den Beslinimuigen der gg. 25 bis 27 des Entschädlgung^re^ 
setzes zur Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar lo45 
mit der Maas^abe ermittelt und festgestellt, dass der Betrag 
der reinen Nuleungen, welche die Berechtigten erweislich in 
den Jahren l)3ö Ms 1864 einschliesslich, im Durchschnitt 
bezogen habet, der Feststellung der Entsdiädigungssmmno 
zum (}runde g!»legt und dass die festgesetzte Rente vom Tage 
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der Verkündigung dieses Gesetzes ab, aus der Staatskasse 
gewährt wird. 

$. 10. Die Ablösung der nach $. 1 unter Nr. IV. nicht 
aufgehobenen Zwangs- und Bannrechte erfolgt auf den Antrag 
der Zwangs- und Dannpflichtigen, weiche dabei, und zwar 
sowohl bei dem Antrage auf Ablösung, wie bei dem Ablö- 
sungsverfahren und bei allen im Laufe desselben vorkommen- 
den Verhandlungen, Prozessen, Vergleichen, Vertragsabschlüs- 
sen u. s. w., 

a) so weit sie zu einem Gemeindebezirke gehören, von 
dessen Gemeindevorstande , 

b) so weit sie zu einem Gutsbezirke gehören, von dem 
Besitzer des Gutes, 

c) so weit sie weder zu einem Gemeinde- noch Gutsbe- 
zirke gehören, von dem Besitzer des Grundstücks, in- 
nerhalb dessen Grenzen sie wohnen, 

vertreten werden, ohne dass es hierzu einer allgemeinen oder 
einer Spezialvollmacht bedarf. Sind bei dem Ablösungsver- 
fahren mehr als fünf Gemeindevorstände, Guts- oder Grund- 
besilzer betheiligt, so müssen auf Erfordern der Behörde oder 
ihres Kommissarius gemeinschaftliche Bevollmächtigte von ihnen 
gewählt werden, deren Zahl drei nicht übersteigen darf. Kommt 

Jar keine Wahl zu Stande, so ist die Regierung befugt, 
enselben einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten zu be- 
stellen. 

Bei allen Verhandlungen mit dem Abdeckereiberechtigten 
oder einem abgabenberecntigten Dritten müssen sich die In- 
teressenten, wie deren Bevoumächtigte, in Bezug auf ihre ge- 
meinsamen oder gleichartigen Interessen dem Beschlüsse der 
Mehrheit, nach Haassgabe des dem Zwangs- und Bannrecht 
unterworfenen Viehstandes berechnet, unterwerfen. 

Auch der Gemeindevorstand (ad a) hat den Antrag davon 
abhängiff zu machen, dass in der Gemeinde die Mehrheit nach 
Maassgabe des dem Zwangs- und Bannrechte unterworfenen 
Viehstandes sich daPür ausspricht. 

S. 11. Die Ablösung findet jedoch nur dann statt, wenn 
der dem Zwangs- und Bannrecht unterworfene Viehstand der 
Gemeinden, Gutsbezirke und einzelnen Besitzungen, flir wel- 
che dieselbe beantragt wird, die Hälfte des in Rede stehen- 
den Viehstandes im Bannbezirke beträgt. 

Hierüber hat die Regierung auf Grund der neuesten amt- 
lichen Nachrichten mit Vorbehalt des binnen 6 Wochen prä- 
klusivischer Frist anzubringenden Rekurses an die Ministerien 
für Handel und Gewerbe und fiir landwirthschaftliche Angele- 
genheiten zu entscheiden. 

S. 12. • Jeder zum Antrag auf Ablösung Berechtigte ist 
befufft, die anderen Provokaüonsberechtigten des Bannbezirks 
(1^ 10) über den Beitritt zur Provokation vernehmen zu las- 
sen. Derselbe hat aber, wenn dieser Versuch zur Begründung 
der Provokation fehlschlägt, die auf Erfordern der Behörde 
von ihm vorzuschiessenden Kosten (|. 23) zu tragen. 

%. 13. Die Zustimmung zur Provokation muss schriftlich 
oder zum Protokoll erklärt werden. Ist dies geschehen, so 
kann der Rücktritt des Einen oder Anderen von der Provo- 
kation das Recht der übrigen Provokanten, wie des Berech- 
tigten (S* 14) auf die Ablösung nicht wieder aufheben. 

%, 14. Sobald eine Provokation von der Rerierung flir 
zulässig erachtet worden ist (S. 11)^ hat auch der Abdeckerei- 
berechtigte die Befugniss, alsdann seinerseits die Ablösung fiir 
den ganzen BezirK zu verlangen. 

g. 15. Eine mit dem Zwangs- und Bannreshte verbun- 
dene ausschliessliche Gewerbe-Berechtigung muss gleich- 
zeitig mit dem ersteren abgelöst werden. 

%. 16. Bei Feststellung des Umfangs des Zwangs- und 
Bannrechts, wie einer damit verbundenen auischliesslichen 
Gewerbsberechtigunfl, ist auf den Inhalt der Privilegien, Ver- 
leihungsurkunden oder sonstiger spezieller Rechtstitel zurück- 
zugehen und sind diejenigen Erweiterungen der Berechtigung, 
welche durch landespolizeiliche Verordnungen eingetreten sind, 
ingleichen etwanige mit dem Abdeckereibetriebe in Verbin- 
dung getretene Nebengewerbe nicht zu berücksichtigen. 

Die Ermittelung des Werthes dieser Berechtigungen, so 
wie die Pestsetzung der daftir zu gewährenden Entschädigung 
erfolgt nach |. 36 des Entschädigungsgesetzes aur Allgemei- 
nen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. 

%, 17. Solche Abgaben und Leistungen, zu welchen die 
Abdeckereiberechtigten in Beziehung auf die abzulösenden 
Berechtigungen verpflichtet waren, sind, sofern sie von dem 
Abdeekereiberechtigten an die Zwangs- und Bannpflichtigen 
zu entrichten sind, bei Ermittelung des Werths oder Reiner- 
trages dieser Berechtigungen in Abrechnung zu bringen und 



müssen bei diesem Ablösungsverfahren in jedem Falle mit 
abgelöst werden. 

S. 18. Auch wenn die im $• 17 gedachten Abgaben und 
Leistungen dritten Personen zustehen, müssen dergleichen Ab- 
gaben und Leistungen bei diesem Verfahren gleichzeitig zur 
Ablösung gebracht werden. 

§. 19. Die Entschädigung der Abdeckereiberechtigten 
Ist von den dem Zwangs- und Bannrechte unterworfenen 
Viehbesitzem aufzubringen. 

Das Beitragsverhältniss der Gemeinden, Gutsbezirke und 
einzelnen Besitzungen wird von der Regierung mit Vorbehalt 
des, binnen 6 Wochen präklusivischer Frist anzubringenden 
Rekurses an die Ministerien fiir Handel und Gewerbe und flIr 
landwirthschaftliche Angelegenheiten, nach Maassgabe des dem 
Zwangs- und Bannrecht unterworfenen Viehstandes, ein fiir 
allemal festgesetzt. 

S. 20. Dagegen ist die Entschädigung flir die nach $. 18 
abzulösenden Abgaben und Leistungen den hierzu Berechtigten 
vom Abdeckereibesitzer in Rente oder Kapital zu gewähren. 

S. 21. Eine Entschädigungsrente kann durch Zahlung 
des 25 fachen Betrages zu jeder Zeit abgelöst werden, und 
muss sich der Berechtigte auch Stückzahlungen, jedoch unter 
100 Thir. nur in dem Falle gefallen lassen, wenn die ganze 
Ablösungssumme einer einzelnen Gemeinde oder eines einzel- 
nen Gutsbezirks, oder einer einzelnen Besitzung weniger als 
100 Thlr. beträgt und ungetheilt abgetragen wird. 

S. 22. Wegen Feststellung der Entschädigungsansprüche, 
wie der als Entschädigung zu gewährenden Renten oder Ka- 
pitalien, femer bezüglich der Entscheidung über die Verpflich- 
tung, Beiträge zur Zahlung oder Ablösung der Entschädigungs- 
renten zu leisten, ingleichen über Streitigkeiten wegen Ab- 
lösung der Rente, sodann wegen der Einziehung und Verwal- 
tung der Beiträge, wegen der Auszahlung der Entschädigungs- 
renten und Ablösungskapitalien, wegen der Bestimmungen, 
welchergestalt die festgestellten Entschädigungen an die Stelle 
der aufgehobenen oder abgelösten Berechtigungen treten, dienen 
die VorschriOen der SS- 37-^ und 50—59 des EnUchädi- 
gungsgesetzes zur Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845 zur Richtscnnur, insoweit das gegenwärtige Gesetz 
keine abweichenden und besonderen Bestimmungen enthält. 

War die aufgehobene oder abgelöste Berechtigung ver- 
pachtet und verhmgt der Pächter nach %. 59 des Entschädi- 
Smgsffesetzes die Aufhebung der Pacht, so muss derselbe 
es verlangen, falls es sich um eine aufgehobene Be- 
rechtigung handelt, vor dem Ablauf des Monats April 1869, 
und im Fall der Ablösung einer Berechtigung binnen 
6 Monaten, nachdem ihm der festgestellte Betrag der Ent- 
schädigung bekannt gemacht worden, gegen den Berechtigten 
schriftlich erklären. 

$. 23. Das Ablösungsverfahren und die dabei nöthigen 
Verhandlungen erfolgen durch Kommissarien der Regierung 
Stempel- und gebührenfrei. Die dabei etwa vorkommenden 
haaren Auslagen werden nach dem Kostenregulativ vom 25. April 
1836 und der Instruktion vom 16. Juni 1^6 berechnet, und 
von den Berechtigten und den Verpflichteten, von jedem Theile 
zur Hälfte getragen. Wegen der von dem einen oder ande- 
ren Interessenten veranlassten prozessualischen Weiterung«! 
finden die dieserhalb bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
Anwendung. 

%. 24. Die nicht aufgehobenen Realgewerbe-Berechtlgun- 
gen, wie die fortdauernden ausschliesslichen Gewerbe-Berech- 
tigungen können auf eine andere, gesetzlich qualifizirte Person 
In der Art übertragen werden, dass der Erwerber die Ge- 
werbe-Berechtigung für eigene Rechnung ausüben darf. 

%. 25. Soweit nicht Zwangs- und Bannrechte, oder aus- 
schliessliche Gewerbe -Berechtigungen der Abdecker entge- 
Senstehen, können nach dem Ermessen der Regierungen Ab- 
eckerdbezirke eingefübri, aufgehoben oder verändert werden, 
jedoch ohne das Recht der Viehbesitzer zum eigenen Abledern 
ihres Viehes zu beschränken, und ohne dass den Abdeckern 
ein Widerspruchsrecht oder ein Anspruch auf Entschädigung 
zusteht. 

Den Inhabern von Realgewerbe-Berechtigungen bleibt je- 
doch die Ausübung des Gewerbes innerhalb des Bezirks, auf 
welchen die Berechtigung sich bezieht, auch ferner gestattet. 

J. 26. Die Bezirksabdecker (J. 25) sind verbunden, die 
ihnen von der Regierung nach Maassgabe der bestehenden 
Gesetze und Verordnungen in polizeilicher Beziehung vorzu- 
schreibenden Verrichtungen und Leistungen der Abdecker 

zu erfiiilen. 

8. 27. Die Vorschriften der Allgemeinen Gewerbeord- 
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nunff vom 17. Januar 1845 Uasichtlich der Errichtung von 
Abdeckereianlagen (%. 27 ff.), der BePahigungszeugnisse der 
Abdecker (S. 45) und der Taxen für dieselben (t. 92) blei- 
ben in Kraft. 

S. 28. Zwangs- und Bannrechte und ausschliessliche 
Gewerbe -Berechtigungen der Abdecker können fortan durch 
Verjährung nicht mehr erworben werden. Durch Verträge 
oder andere Rechtstilei können dergleichen Rechte auf einen 
längeren als zehnjährigen Zeitraum nicht begründet werden. 
Verabredungen, wodurch l'ür den Fall der Nichterneuerung 
des Vertrages eine Entschädigung festgesetzt wird, sind nichtig. 
Ebensowenig dürfen in Zukunft neue Realgewerbe-Berechti- 
gungen der Abdecker eingeführt werden. 

S. 29. Alle dem gegenwärtigen Gesetze entgegenstehen- 
den Bestimmungen sind aufgehoben. 

S. 30. Unsere Minister flir Handel und Gewerbe und flir 
landwirthschaftliche Angelegenheiten sind mit der Ausführung 
des gegenwärtigen Gesetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Königlichen Insiegel. 
Gegeben Berlin, den 31. Hai 1858. 

Im allerhöchsten Auftrage Sr. Majestät des Köm'gs: 
(L. S.) Prinz von Preussen. 

von Manteuffel. von der Heydt. Simons, 
von Raumer. von Westphalen. von Bodel- 

schwingh. von Massow. Graf Waldersee. 

von Manteuffel H. 

Hamburg. 

Bekanntmachung die Lungenseuche betr. 

Da, eingezogenen Nachrichten zufolge, die Lungenseuche 
unter dem Rndviehe in den Nachbarländern als erloschen an- 
zusehen ist^ wird, unter Auiliebung des zur Abwendung einer 
Einschleppung dieser Krankheit mittelst Verordnung vom zo. März 
1857 getroffenen Massregeln, die freie Einfuhr von Rindvieh 
hierdurch wiederum gestaltet. 

Zugleich wird es zur allgemeinen Kenntniss gebracht, 
dass die von Seiten der Königl. Hannoverschen Regierung 
unterm 3. April 1857 in Beziehung auf die Lungenseucne ge- 
troffenen und der Zeit hieselbst bekannt gemachten Anord- 
nungen gleichfalls aufgehoben sind, und dass die freie Ein- 
ftihr von Rindvieh über die Nordffrenze des Königreiches, wie 
solche früher stattgefunden, wieder gestattet worden ist. 
Gegeben in Unserer Rathsversammlung. 
Hamburg, den 7. Juli 1858. 



lieber den »t^flw des StrasaengtaiibeB auf die mensoh^ 

liehe Gtoaundheit. 

Gutachten des Kollegiums der Berliner Polizeiphysiker. 

Das Kgl. Polizeipräsidium hat durch die geehrte Verfü- 
gung vom 25. Okt. d. J. das Kollegium der Polizeiphysiker 
aufgefordert, sich gutachtlich über <fie nachtheiligen Einflüsse 
des Staubes 

1) durch Einathmen und 

2) durch das Lagern desselben auf die zur menschlichen 
Nahrung bestimmten Gegenstände zu äussern. 

Das unterzeichnete Kollegium beehrt sich die ihm vorge- 
legten Fragen im Nachstehenden gehorsamst zu beantworten: 

Was zunächst die zweite Frage „ob durch die Anhäufung 
des Staubes auf den zur menschlichen Nahrung bestimmten 
Gegenständen Nachtheile hervorgerufen werden ?^^ betrifft, so 
glaubt das Kollegium dieselben verneinen zu müssen. Wenn 
dner Seits nicht geleugnet werden kann, dass nur animalische 
und vegetabilische Stoffe für Magen und Darmkanal des Men- 
schen äeh eignen, so muss anderer Seits doch zugegeben 
werden, dass eine fi[erinffe Beimischung mineralischer und flir 
sich nicht gißiger Partikelchen nicht im Stande sei , einiger 
Massen bedeutende Nachtheile hervorzurufen. Bei manchen 
Völkerschaften ist der Genuss erdiger Substanzen sogar Ge- 
brauch: Die Römer setzten nach Punius einer Mehlspeise des 
Aussehens halber Kreide oder eine weisse Erde zu, die Tür- 
kinnen und Griechinnen verzehren Siegelerde aus Näscherei, 
und bei einzebien wilden Stämmen gehört die weiche Thon- 
erde zu den Nahrungsmitteln. Aus diesen Beispielen geht 
zur Genüge hervor, dass die Ablagerung von Strassenstaub ' 
auf den zur menschlichen Nahrung bestimmten Gegenständen als 
eine erhebliche Schädlichkeit nicht angesehen werden kann. 

Ganz anders verhält es sich mit der Einwirkung des 



Staubes auf die Respirationsorgane und müssen wir diese 
Einwirkung als eine verschiedene auffassen, je nachdem die 
genannten Organe gesund oder bereits erkrankt sind. Ob für 
gesunde Organismen der in der eingeathmeten Luft enthal- 
tene Staub ein schädliches Agens sei, wird sogar von nam- 
haften Autoritäten bestritten. Man fährt als einen Beweis der 
Unschädlichkeit an, dass Soldaten Märsche und Manoeuvres, 
bei welchen sie Tage lang nur staubige Luft einathmen, ohne 
Nachtheil für die Respirationsorgane ertragen. Dem kann in- 
dessen entgegnet werden, falls diese Beobachtungen wirklich 
richtig sein sollten, dass die Einwirkung nicht anhaltend ge- 
nug gewesen, um dergleichen Nachtheile zur Folge zu haben. 
So lange nicht schlagendere Beweise für die Behauptung der 
Unschädlichkeit gegeben werden, müssen wir annehmen, dass 
die der Luft beigemischten, festen Substanzen als fremde Kör- 
per einen schädlichen Einfluss auf die sehr reizbare Schleim- 
haut der Luftwege ausüben , welche auf die Dauer im Stande 
ist, Krankheiten derselben zu verursachen, denn die Respi- 
rationsorgane sind vermöge ihrer Beschaffenheit bestimmt, nur 
atmosphärische Luft aufzunehmen. Die Staubwolken, welche 
in sehr besuchten Strassen grosser Städte die Luft erlullen, 
können Veranlassung zur Ablagerung von Konkrementen in- 
nerhalb der Luftwege ceben, welche letztere als fremde Kör- 
per einwirken und trocknen Husten, Blutkongestionen, Entzün- 
dungen akuter und chronischer Art und selbst tuberkulöse 
Lungenschwindsucht hervorrufen. Die älteren Aerzte spre- 
chen von einem Asthma pulverulentum, welches durch einge- 
athmeten Staub und dessen Konkretion zu Lungensteinen be- 
dingt wird und seinen Ausgang in Vereiterung des Lungen- 
gewebes nimmt. 

Wenn hienach schon für gesunde Respirationsorgane das 
andauernde Einathmen staubiger Luft als eine Schädlichkeit 
angenommen werden muss, so gilt dies in einem noch viel 
erhöhterem Grade fiir kranne Lungen. Menschen, deren Ath- 
mungswerkzeuffe nicht gesund sind (leider in Berlin sehr 
häu^), bedürfen zu ihrem relativen Wohlbefinden möglichst 
reine Luft. Für sie, denen die geringste Schleimansammlung 
quälenden Husten verursacht, ist das Eindringen von Staub in 
die Luftwege eine Beschwerde, welche eine erhöhte Thätig- 
keit der Respirationsorgane verursacht. Bluthusten kann da- 
bei sehr leicnt die Fol^e sein. Solche Kranke sind an stau- 
bigen Sommertagen dadurch gezwungen, im Zimmer zu bld- 
ben, während innen gerade eine warme Luft, die rein von 
fremdartigen, den Athmungsorganen feindlichen Beimischungen 
wäre, heilsam sein würde. Der Strassenstaub wirkt also auch 
noch negativ schädlich für Brustkranke, indem er ihnen das 
Einathmen reiner Luft unmöglich macht. 

Seltner als die Respirationsorgane aifizirt eine mit Staub 
überladene Atmosphäre die Augen, wahrscheinlich desshalb, 
well die Staubpartikelchen, sobald sie ins Auge gelangen, die 
Sekretionsthätigkeit der Thränendrüsen stärker anregen und 
auf diese Weise schnell wieder herausgespült werden. Bei 
sehr lange andauernder und intensiver Einwirkung des Staubes 
kann jedoch durch den Reiz der Thränenflüssigkeit selbst, so- 
wie durch Propagation des andauernd excitlrten Zustandes von 
den thränenbereitenden Organen auf die übrigen Theile des 
Auges ein Entzündungszustand desselben bedingt werden, wel- 
cher in der Regel c&onisch verläuft und am häufigsten bei 
scrophulösen Individuen wahrgenommen wird. In Wien, Mün- 
chen, La Valetta und anderen Städten, in denen Klima, Boden 
und andere Verhältnisse der Entwicklung des Staubes beson- 
ders günstig sind, wird der letztere eine häufige Quelle von 
Augenentzlädungen. 

Auch das äussere Hautorgan kann durch die Staub- 
wolken, welche in manchen grossen Städten die Luft erfüllen^ 
in seiner Funktion gestört und krankhaft verändert werden. 
Der schädliche Einfluss, den der Staub auf die äusseren Haul- 
bedeckungen übt, besteht einerseits darin, dass er die Aus- 
fuhrungsgänge der Schweissdrüsen und folliculi sebacei ver- 
stopft und durch das zurückgehsdtene Sekret zu Entzündungen 
dieser Organe Veranlassung gibt, andererseits darin, dass er 
an und für sich einen Reiz auf die Oberhaut ausübt, ver- 
mehrten Blutandrang zu derselben hervorruft und somit man- 
nigfaltige Formen enronischer Hautentzündung erzeugt. 

Wenn nun die nach verschiedenen Richtungen un nach- 
theilige Einwirkunfi[ des Strassenstaubes auf den 'menschlichen 
Organismus nach der Ansicht des unterzeichneten Kollegii gar 
nicht bezweifelt werden kann, so dürfte der Wunsch wohl 
sehr gerechtfertigt sein, Maassregeln getroffen zu sehen, durch 
welche jenen Nachlheilen vorgebeugt wird. Das Kollegium 
erlaubt sich in dieser Beziehung auf die vor etwa 12 Jahren 
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iii Paris ttber den in Rede stehenden Gegenstand eriassenen 
fbUzefyerordnungen gehorsamst hinzuweisen, durch welche 
den Bewohnern und zum Theil der Verwaltung, der die Slras« 
senrelnigung tibertragen Ist, die Verpflichtung auferlegt wird, 
,yd^entretenir un certaln degr6 de fraicheur dans Iw. et 
abattre la poussi6re dans les ffrandes chaleurs/' Das Nähere 
ttber die Polizeiverordnungen findet sich in Tardleu, Diction- 
mdre d'hygidne publique T. I. pag. 92 ; Chevallier NoUce hi- 
storlque sur le nettoiment de la ville Paris; Boudin 6tudes 
sur le pavage, le macadamisage et le drainage (Annales dliyg« 
puW, T. XLII. p. 300 und T. XLV. p, 263. 

Das Kollegium der Polizeiphysiker. 



SnukhaitaB dar Arbdtar in XratMhokwMjraiiiUirikeB. Nftch Del« 
pech (GaxeUe de hdpitanx 1856) werden die Arbeiter in den Fabri- 
ken von Kautscbukwaaren oft von einer eigentbGmlichen Krankheit 
befallen. Das Einatbmen der Dämpfe des Schwefelkoblenslofles, wel- 
cher zum Vnlkanisiren des Kautschuks benutzt wird, brin^^t bei ihnen 
Rrankheitsersebcinunfen hervor, die in verschiedenen Störungen der 
Verdauung, in einer Modifizirung der geistigen Ffihigkeiten (Dumm- 
werden, Verlust des GcdAchtnisses etc.), in ernsten AiTektionen der 
Funktion des Nervensystems (Kopfweh, Schwindel, Sinnesverwirrung, 
L&hmung etc.) und namentlich in zuweilen absoluter geschlechtlicher 
Impotenz bestehen. Delpech versprach damals Mittel zur Vorbeu- 
gung gegen diese Krankheit bekannt zu machen. 

Ein derartiges Mittel gegen den schädlichen Etnfluss des Schwe- 
felkohlenstoffes auf die Gesundheit der Kaulschukwaarenarbeiler soll 
nun, nach einem Artikel der Science pour tous, eine Auftösung von koh- 
leoaaurem Eisenoxydul in Wasser sein, welche man sieh bereitet, in- 
dem man reine Eisenfeile oder M&gel in kohlensäurehalügem Wasser 
liegen lässt. 

Ob das genannte Mittel wirklich den erwarteten Erfolg leisten 
wird muss dahin gestellt bleiben, wichtiger ist, dass gegenwärtig 
kaum mehr Veranlassung vorliegen dfirfte es zu gebrauchen. In Berlin 
bat die Fabrikation von Kautschuk- »nd Guttaperehawaaren einen 
ausstrordentlich bedeutenden Umfang erhalten; besonders wird viel 
Tulkanisirter Kantsebiik verarbeitet, aber es werden hierzu weder 
Schwefe&oblenstair, noch Sehwefelantimon , noch Schwefelarsenili;, 
sondern nur Schwefeldämpfe, welche durch stark erhitzte Wasser- 
dämpfe aufgenommen werden, verwendet. Wie uns versichert wird, 
wird dieses verfahren in allen englischen und auch allen bedeutenden 
deutschen Kautschukwaarenfabriken befolgt. Ans solchem Grunde 
lind denn aneb weder dSm durch Delpeeh beobaehteten Krankheitsp' 
encheBOngen bei unscm FabrikarbeilerQ jenaia vorgekommen, neeh 
d|6 Anwendung von sehr zweiC^lbaAea Gegeamitteln noihwendig. — 

TfUiingen. PrUflmgen dev Chlrorgta, Oeburtikelfer und Pharmaeeutea. 
Die Meldungen zu den Prüfungen der Chirurgen, Geburtshelfer 
nkä Fharmaccuten, welche am 18. August beginnen, sind läng- 
stens bis 1. August dem Ilnterzeidiaeten einzureichen. Die Kandi- 
daten haben in ihren Eingaben 1) Alter, 2) Daner und Ort Ihrer Lehr- 
ubd Gehilfenzeit und 3) den Besitz des Bicgerreohts speziell anzu^» 
geben und ausserdem die auf diese Ajigabeu bezüglichen Dokumente 
beiznleisen. Den 14. Juli 1858. 

Dekan der medizinischen Fakultät: Gmelin. 

Preiifra^. Das Comite für Balneologie in der k. k. Gesellschaft 
der Aerzte in Wien hat die Stellung folgender Preisaufgabe be- 
schlossen: 

,J!f ist nach eigenen Beobachtungen zu bestimmen, 
was die warmen; natürliebea, alkalischen Schwefelquel- 
len füir die Diagnostik und Therapentik syphilitischer 
^rankheitsformen leisten? 

Auf die Lösung dieser Frage ist als Preis die grosse goldene 
Medaille des Comlt^s gesetzt, und nach Maassgabe der einlaufenden 
Antworten kann ein Accessit in der silbernen Medaille des Coroittfs 
staltflnden. Die Antworten sind in der Qblichen Weise versiegelt und 
i^it einem Motto versehen bis zum 10. Jänner 1859 an den Secretäp 
dea Cemil<Ss, Herrn Dr. Flechner (Leselekaie der k. k. GeseUsebaft 
der Aerzte im Gebäude der k. k, Akademie der Wissenschaften am 
Universit&tsplatze), einzusenden. Die Abhandhingen bleiben Eigeatbum 
der Verfasser und für die im Jahrbuche des Comit^s abzudruckenden 
Arbeiten wird das Honorar von vier Stück kaiserlichen Dukaten in 
Gold für den Druckbogen zugesichert. Es wird eine strenge wis- 
senschaftliche und möglichst präeise Darstellung der That** 
Sachen eigener Beobachtungen und der Folgerungen daraus gewAiHiehl; 
hiatorieche und literarische Berufungen wären ansznsohliessen. Die 
Zuerkennung findet bis zum Schlüsse des Monats Jänner 1859 statt. 
Das Präsidium des balneologischen Comll^s: 
Prof. Dr. Oppolzer. Prof. Dr. Sigmund. 

Dr. Fl e ebner, Secretär. 



Daa gelbe Fieber in Buenoi-Ajrei hat aufgehört. Nach den Nachrich- 
ten aus Buenos-Ayres, welche mit dem jüngnten Paekelboot kamen, bat 
das gelbe Fieber die dortige Bevölkerung nicht wenig beunrohigt; die 
Schnelligkeit aber, mit welcher die Krankheit erloschen, hat bewiese» 
wie gesund daa Klima ist und wie ungerechtfertigt die Verdächtigun- 
gen sind, die von Lissabon aus gegen die sanitätlichen Verhältnisse 
von Buenos -Ayi es in Umlauf gesetzt worden sind. Die Regierung 
hat eine gemischte Commission ernannt, um einige von französischen 
und englischen Unterthanen aa sie ergangenen Reklamationen^ in der 
befriedigendsten Weise zu erledigen. 

BerÖlkenmgtbeweguBg von Libeek. In der Stadt Lübeck und 
ihren Vorstädten wohnen 30717 Personen. Im Jahre 1851 waren et 
29852 Personen, in den Landbezirken 12508 gegen 12833 im Jahre 
1851. Seit der Zählung im Jahre 1851 vermehrte sich daher die 
städtische Bevölkerung um 865 Personen, während sich die ländliehe 
Bevölkerung um 325 Personen verminderte. Die Zunahme« der Ein- 
wohnerzahl im Allgemeinen betrug während des ganzen Zeitraums 
540. Fast eben so gross war die Zunahme der Bevölkerung in dem 
Zeiträume von 1845 — 1851. Die Anzahl d<^r Geburten betrug während 
des Zeitraums vom 1. September 1851 bis zum 1. Sep]fmber 1857 
7344, die der Todesfälle 6495. Von den 43225 Personen, welche 
die Zählung vom 1. September 1857 nachgewiesen, waren 20488 
männlichen und 22737 weiblichen Geschlechtes. 



Fersenalehnmik. PreuMsen. Ernannt: Der praktische Arzt 
Dr. Hoff mann zu Steinfurt zum Kreisphysikus des Kreises Stetnfurt, 
der Thierarzt 1. Kl. Roloff zum Kreisthierarzt des Kreises Tecklen- 
burg-Steinfort. Die Geschäfte des Kreischirurgen des Heilsberger 
Kreises sind dem Dr. Bure bar dt in Heilsberg, das Impfgeschäft für 
die Stadt Paderborn dem Kreisphysikus Sanitätsralh Dr. Gerlach 
übertragen. Dr. Stephani, Oberarzt vom mediz.-chirurg. Friedrich- 
Wilhelms - Institut , Dr. Adler, Stabs- und Bats.-Arzt vom 3. Bat. 
7. Ldw.-Regis., unter dem gesetzlichen Vorbehalt entlassen. Schramm» 
Oberarzt im lovalidenhanse zu Slolp, mit Pension, Tampke 1.« Aesi» 
stenz-Arzt vom 8. Art-Regt., mit Pension und dem bedingten Ansprucfai 
auf Anstellung im Civildienst, der Abschied bewilligt* Dr. Trans- 
feldt, Stabs- und Garnison-Arzt in Cosel, unter Ernennung zum Ober- 
Stabsarzt nul Haupimanns-Raog, als Garnison-Arzt nach Erfurt versetzt. 
Dr. Stier. As«stenz-Arzt des 1. Kör.-Regls. zum Stabs- und Bats.- 
Arzt des 2. Bals. des 3. Garde-Ldw.-Regts., Dr. Neithart, Assistenz- 
Arzt des Regts. der Gardes du Corps, zum Stabs- und Bats.-Arzt des 
7. lidw.- Regts. ernannt« Den in Reserve- Verb ältniss beündliehen 
AenUen und Wnndlrzten. Dr. Bönigk vom 4*, Dr. Boys^n vom 
2., Dr. Boas, Dr. Weidehase vom 20., Dr. Nebelung vom 27., 
Dr. Laue vom 32., Dr. Kerner vom 23., Dr. Simrock vom 28. 
Ldw.-Regt., und Dr. M eurer vom Ldw.-B^t. 10. Inf.-Regts., der Cha- 
rakter als „Assistenz-Arzt** verliehen. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Sachs in Posen, 
Dr. Wolff in Cüstrin, Dr. Groos in Laaspbe, Dr. Kochs in Trier, 
Dr. Gaul und Dr. Weikhmann in Stolp, Dr. Bertram in Oslerfeld; 
TtatemnUi. iüv Ilerhlwea ia €^a«at. Afwlthek^r h Ml^ J. Wradei 
hat die PosthoflTsche ApotM^ in Stegen geliault. 

Orden: Der Unterarzt Wachsmann im 4. Inf. -Regt, das all- 
gem. Ehrenaeichfeo. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Rausch in Stolp. — 

i ^ i f W i ' H» Brni^nnt: Der prakt Arzt Dr. v. Böek zum Land- 
gtlriclMbsarzt ia lUertissen, der prakt. Arzt Dr. G. Sehneider zum 
Landgerichtsarzt zu Ellmann. 

Versetzt: Der Landgerichtsarzt Dr. L. Härtl auf das Physikat 
Miltenberg und der Landgerichtsarzt Dr. R. Seggel als Gerichlsarzt 
nach Forehheim. 

Sachsen. Orden: Der Hofrath Dr. Lehmann in Dresden von 
dem Herzog von Sachsen-Alten borg das silberne Verdienstkrenr des 
Herzog.. Söehs. Emest. Hausordens. 

Gie8to.rben: Dr. med. M. Müller In Stanoha. 

Vf'üntemherg, Vacant: Die Stelle eines prakt. Arztes in 
Eehteridingen, die Wundarztslellen in Mundeisheim, Oberarots Marbaeh 
und in Lienzingett, Oberamts Manlbeonn. Bewerbungen sind an die. 
Gemeindevorstäade z» richten. 

Meekienfmrg ' Strtlitx. Ernannt: Dr. med. G. Brnnswir 
ZV Neustrelltz zum zweiten Armenarzt und Amtschimrg im CabtaMts« 
amte, der Wundarzt 1. Kl. W. Lisch zum Hofchirurg. 

HoUUin, Gestorben: Der Elatsrath Dr. med. A. F. Götz, 
ordentlicher Professor der Medizin an der UniversitAt Kiel und Direktor 
des akademischen Krankenhauses. 

Coburg, Ernannt: Der Sanitätsralh Dr. Florschütz in Co- 
burg zum Physikus für den Amtsbezirk Coburg. 

Einem promovirten katholischen Arzte kann eine gute Stellung 
nachgewiesen werden durch die R. 
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Sachsen - Meiningen. 

Verordnung vom 1. Juli 1858, betr. die Mediclnal- 
prüfungsordnunff. 

Wir Bernhard etc.^ ertheilen folgende Medicinalprtt- 
fungsordnung. 

Art. 1. Alle, welche Verrichtungen der Heilkunde an 
Menschen oder Thieren auszuüben, oder als Eigenthümer, 
Pachter oder Verwalter von Apotheken die Apothekerkunst 
selbstständig zu betreiben beabsichtigen,^haben sich zuvor der 
Approbationsprüfung zu unterziehen. 

Alle Medicinalpersonen ferner, welche die Qualification 
zur Anstellung im unmittelbaren Civil- oder im Militärdienst 
erwerben wollen^ müssen sich der Ansteliungsprüfung unter- 
werfen. 

Art. 2. Ausnahmen von obigen Bestimmungen finden nur 
in folgenden Fallen statt: 

1) Die gegenwärtige Verordnung leidet keine Anwendung 
auf diejenigen im auswärtigen Dienst gestandenen Medicinal- 
personen, welche der Herzog zum Besten des Landes in den 
inländischen Dienst berufen wird. 

2) Medicinalpersonen anderer Staaten bleibt es unbenom- 
men, nach Massgabe ihrer Approbatfonsbefugnisse Kranke im 
hiesigen Lande von ihrem Wohnort aus oder bei einem vor- 
ttbergehenden Aufenthalt im Inlande zu behandeln, vorausge- 
setzt, dass diejenigen Staaten, denen sie angehören, hierlän- 
dischen Aerzlen gleiche Vergünstigung einräumen. 

8) Aerzte, Thierärzte und Zahnärzte können unmittelbar 
nach Beendigung ihrer academischen Studien kurze Zeit hin- 
durch, doch in keinem Fall länger als ein Jahr, ohne vorgän- 
gige Prüfung als Assistenten eines approbirten Arztes, Thier- 
arztes oder Zahnarztes ihre Fächer ausüben, wenn diejenigen, 
welchen sie assistiren, die Aufsicht über sie führen und die 
Verantwortlichkeit für ihre practische Wirksamkeit übernehmen. 

4) Die Qualification zur Uebernahme Ihierärzllicher Stellen 
yrird bis auf Weiteres durch befriedigendes Erstehen der Ap- 
probationsnrüfung allein begründet. 

Art. o. Diejenigen, die zu den Prüfungen zugelassen 
sein wollen, haben sich deshalb in einer schriulichen Vorstel- 
lung bei dem Staatsministerium, Abtheilung des Innern, zu 
melden. 

Art. 4. Wer der Approbation sich unterziehen will, hat 
seiner Meldung eine Beschreibung des Ganges seiner wissen- 
schafllichen und technischen Ausbildung, die Nachweise der 
Erfüllung der unten vorgeschriebenen Bedingungen und ein 
Sittenzeugniss befzoflQgen. Wer sich zur Anstellungsprüfung 
meldet, hat seinem Gesuche ein Zeugniss des Verwaltungsamts 
beizugeben, dass er wenigstens 2 Jahre hindurch die Medicin, 
Chirurgie und Geburtshtilfe ausgeübt und während dieser Zeit 
das Vertrauen seiner Mitbürger, die Achtung seiner Berufs- 
genossen und die Zufriedenheit seiner Vorgesetzten sich er- 
worben habe. 

Art. 5. Die Approbationsprüfung zerrällt in 1) die ärzt- 
liche, 2) die pharmaceutische , 3) die thierärztliche, 4) die 
zahnärztliche. 

Art. 6. Diejenigen, welche die Zulassung zu der ärzt- 



lichen Approbationsprüfung wünschen, haben nachzuweisen, 
dass sie die gehörige Schulbildung erlangt und der Medicin 
in ihrem gesammten Umfang, d. i. mit Einschluss der Chirur- 
gie, Augenheilkunde und Geburtshülfe, während eines auf 
einer deutschen Universität zurückgelegten Studiums von hin- 
reichender Dauer sich gewidmet haben. Ein blosser Arzt 
ohne genügende theoretische und practische Kenntnisse in 
der Chirurgie und Geburtshülfe ist eben so wenig zur Prü- 
fung und Approbation zuzulassen, als ein blosser Wundarzt 
nach Art der im Art. 4 der Verordnung vom 10. September 
1834, in Betreff der Medicinalprüfimgen, bezeichneten Wund- 
ärzte erster und zweiter Klasse. 

Art. 7. Der Besitz der erforderlichen Schulbildung (Art. 6) 
wird iiir die ärztliche Approbationsprüfung nachgewiesen durch 
Vorlegung des Zeugnisses über die Reite zum Abgang vom 
Gymnasium auf die Universität (Gymnasialordnung, fV. D. 
S. 17), der Besitz der nothwendigen Universitätsbildnng: 

a) durch das auf einer deutschen Universität erworbene 
Diplom eines Doctors der Medicin und die selbst verfasste 
faiauguraldissertation , 

b) durch Zeugnisse über mindestens vierjährigen Univer- 
sitätsbesuch , 

c) durch Zeugnisse über den fleissigen Besuch academi- 
spher Vorträge über folgende Fächer: 

1. Mineralogie, 2. Botanik, Pflanzenphysiologie und botani- 
sche Excursionen, 3. Zoologie, 4. Physik, 5. Chemie, 6. Ge- 
schichte der Medicin, 7. Anatomie und Secirübungen, beides 

2 Semester hindurch, 8. vergleichende Anatomie, 9. Phy- 
siologie mit Uebungen in der Mikroskopie, Histologie, or- 
ganischen Chemie etc. in einem physiologischen Institute, 
10. allgemeine Pathologie und Semiotik, 11. allgemeine 
Therapie, 12. Arzneimittellehre und Receptirkunst, 13. To- 
xikologie, 14. pharmaceutische Chemie, 15. pathologische 
Anatomie, 16. spedelle Pathologie und Therapie, 17. phy- 
sikalische Untersuchungsmethoden, als Percussion, Auscul- 
tation etc., 18. Chirurgie, 19. Geburtshülfe, 20. Augen- 
heilkunde, 21. Seelenheilkunde, 22. medicinische Klinik, 

3 Semester lang, 23. chirurgische Klinik, 3 Semester lang, 
24. geburtshülfliche Klinik, 2 Semester lang, 25. chirurgi- 
scher Operati(«nscurs, 26. geburtshülfllcher Operatlonscurs, 
27. ophthalmologischer Operationscurs, 28. gerichtliche Me- 
dicin mit Uebungen, 29. medicinische Polizei und Hygieine, 
30. Pathologie und Therapie der Hausthiere; 

d) durch ein Zeugniss über sorgßlltige Beobachtung der 
Schutzpocken in allen ihren Stadien und die Vornahme meh- 
rerer Impfungen. 

Wenigstens das letzte Jahr des Universitätsstudiums muss 
auf einer grossen Universität zugebracht sein, die sowohl für 
Medicin, als filr Chirurgie nicht blos eine, sondern mehrere 
Kliniken besitzt. 

Art. 8. Diejenigen, welche die Zulassung zur pharma- 
ceutischen Approbationsprüfung erlangen wollen, haben vor- 
zulegen : 

a) das Zeugniss des Lehrherrn über die wohlbestandene 
vierjährige Lehrzeit, oder den Lehrbrief (Art. 22 der Apo- 
thekerordnung vom 9. Mai 1837), 
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b) das Zeugniss über die mit Erfolg abgelegte Lehrlings- 
und Gehüirenprüfung (Art. 19 und 22 der Apothekerordnung), 

c) Zeugnisse darüber, dass sie die Apothekerkunst 5 Jahre 
als Gehttifen ausgeübt, oder 8 Jahre als Gehülfen gedient, und 
2 Semester lang auf einer Universität oder in einem pharma- 
ceutischen Institut dem Studium 1. der pharmaceutischen Na*^ 
turgeschichte, insbesondere der Mineralogie und Botanik, 2. der 
Physik, 3. der allgemeinen anorganischen und organischen, 
dann der analytischen Oiemic, 4. der Pharmacie, 5. der Waa- 
reiikunde, 6. der Toxikologie fleissig obgelegen haben. 

In dem Lehrlingszeugniss, ohne das kein Apothekerlehr- 
iing angenommen werden darf, muss ausdrücklich beurkundet 
sein, oass der in die Lehre Eintretende über die zum Ver- 
ständniss der Pharmakopoe und zum Betrieb der Botanik er- 
forderlichen Kenntnisse in der lateinischen Sprache, sowie 
über die sonst nöthigen Schulkenntnisse, namentlich auch die 
zum Studium der Physik und Chemie nöthigen Elemente der 
Mathematik vom Physikus geprüft worden sei und sich über 
den Besitz dieser Kenntnisse genügend ausgewiesen habe 
(Art. 19 der Apothekerordnung), 

Die pharmaceutische GehüTfenprüfung CArL 22 der Apo- 
thekerordnung) soll kUnhi^ nicht mehr durch die Physiker, 
sondern hier durch das pnarmaceutische Mitglied der Medi- 
cinaldepulation und den anderweit zuzuziehenden Fachmann 
(Art. 31) und zwar ihrem schriftlichen Theile nach im Regie- 
rungslocaly ihrem mündlichen Theile nach in Gegenwart we- 
nigstens dnes der ärztlichen Mitglieder der Medicinaldeputa- 
tion , ihrem praktischen Theile nach in einer Officin oder einem 
Laboratorium unter Aufsicht des pharmaceutischen Mitgliedes 
des Medicinalcollegiums vorgenommen werden. 

Art. 9. Wer der thierärztlichen Approbalionsprüfung sich 
unterstellen will, hat sich über den Besitz genügender Schul* 
kenntnisse (Art 10), sowie darüber auszuweisen, dass er we- 
nigstens 3 Jahre lang eine höhere Lehranstalt für Thierheil- 
Icunde besucht und an einem voUstüiidigen theoretischen und 
praktischen Curs dieser Wissenschaft (Art. 11) Antheil ge-^ 
nommen hat. 

Art. 10. Hinsichtlich der Schulbildung der Thierärzte 
jrilt nach der Verordnung vom 25. Marx 1851, in Betreff der 
Thierärzte, Folgendes: 

1) Als Ziel der von den Thierärzten zu fordernden Schul- 
bildung wird die erlangte Reife Air die Prima der Landes* 
ffymnasien oder fiir die Selecta der Realschulen des Landes 
bestimmt. 

2) Als Nachweis dieser Reife ist von deiyenigen, welche 
eines der beiden Landesgymnasien besucht haben, ein Zeug- 
niss der betreffenden Gyinuasialdirection über die erlangte Reife 
fitar die Prima, von denjenigen aber, die eine der Realschulen 
des Landes besucht haben, das in Gemässheit der durch Ver- 
ordnung vom 11. Mai 1842 veröffentlichten Realschulordnung 
durch eine besondere Prüfung zu erwerbende Zeugnias der 
Reife zweiten Grades vorzulegen. 

3) Solche, die eine auswärtige Realschule besucht haben, 
hftben sich das Zeugniss der Reife zweiten (Srades (oben Nr. 1) 
durch Ansohluss an die bd beiden Realschulen des Landes 
alljährlich zu haltende EntlassungsprUfung zu erwerben. 

Diejenigen, welche ein auswärtiges Gymnasium besucht 
haben, werden von der Abtheilung des Staatsministeriums flir 
Kirchen- und Schulensachen, bei welcher sie sich deshalb zu 
melden haben, durch eine von derselben jedesmal einzusetzende 
Commission geprüft, ob sie die fUr Prima der Landesgymna- 
sien erforderliche Reife erlangt haben. Ebenso haben sich 
auch diejenigen, die die erforderliche Schulbildung durch Pri- 
vatunterricht erworben haben, je nach der Beschaffenheit dieser 
Schulbildung der einen oder der andern der in diesOT Nr. be- 
SMichneten Prüfungen zu unterziehen. 

4) Auch Apothekergehülfen, welche die im Art. 22 der 
Apothekerordnung vorgeschriebene Gehülfenprüfung bestanden, 
einige Jahre conditionirt und hierüber gute Zeugnisse aufzu- 
weisen haben, sind bis auf Weiteres zu den thierärztlichen 
Studien und Fachprüfungen zuzulassen. 

Art. 11. Den Umfang der auf der Thierarzneischule er- 
hngten Bildung haben Thierärzte nachzuweisen durch Zeug- 
nisse über den fleissigen Besuch der Vorträge über folgende 
Fächer : 

1. das für die Veterinärkunde Unenlbehrlichc aus der Physik, 
Chemie, Botanik und Zoologie, 2. Anatomie und Physiologie 
der Hausthiere, 3. Secirübungen, 4. die Lehren über Vieh- 
zucht, Gestütewesen, Exterieur und Hufbeschlag, 5. allge- 
meine Pathologie und Therapie, sowie Semiotik und Diätetik 
der Hausthiere, 6. Thierheilmittellchre und Receptirkunst, 



7. specielle Pathologie und Therapie der Hausthiere, 8. Ve- 
terinärchirurgie mit dem Operationscurs, 9. Thiergeburtshülfe, 
10. Klinik im Thierspital, 11. gerichtliche und polizeiliche 
Thierheilkunde. 

Art. 12. Jeder, der die Berechtigung zur Ausübung der 
Heilkunde überhaupt erlangt hat, kann ohne fernere Prüfung 
und ausdrückliche Erlaubniss auch die Zahnheilkunde aus- 
üben; bis auf Weiteres aber soll auch noch eine besondere 
zahnärztliche Approbationsprüfung für Solche bestehen, die sich 
durch gute Zeugnisse über den Besitz der erforderlichen Schul- 
kenntnisse, über den fleissigen Besuch akademischer Vorträge 
über Anatomie, allgemeine und specielle Chirurgie, Arznei- 
mittellehre und chirurgische Klinik, sowie über die Aneignung 
der einem Zahnarzte nothwendigen technischen und mechani- 
schen Fertigkeiten ausweisen können. 

Art. 13. Sämmtliche Prüfungen haben 1) einen schrift- 
lichen, 2) einen praktischen, 8) einen mündlichen Abschnitt 

Art 14. In dem schrifiUchen Abschnitt der ärztlichen 
Approbationsprüfung haben die Candidaten über eiiie Frage 
aus jedem der Art 7 genannten Fächer eine gründUche Aus- 
arbeitung zu liefern. 

Art 15. Der practische Abschnitt der ärztlichen Appro- 
bationsprüfung wird in dem Georgen-Krankenhause hierselbst 
abgehalten. Jeder Candidat behandelt während dieses Prü- 
fungsabschnittes unter der Leitung des dirigirenden Hospital- 
arztes einige von letzterem ihm zu überweisende Kranke. Er 
examinirt dieselben und entwickelt Aetiologie, Diagnose, Pro- 
ffnose und Heilplan der Krankheit, wobei die Examinatoren 
durch Fragen seine pathologischen, therapeutischen und phar- 
macologischen Kenntnisse erforschen. In einem besonderen 
Zimmer des Krankenhauses bearbeitet er ohne Benutzung von 
Hülfsmitteln und ohne Beirath die vollständige Krankheitsge- 
schichte, die er von Tag zu Tag fortRihrt und jedes Hai nach 
Eintragung des Befundes bei den Morgen- und Abendbesuchen 
an den Hospilalarzt abliefert Die Eintragung des Befundes 
und der Mittel, die er vorschlägt, hat er stets ohne Rück- 
sprache mit den Prüfenden, ehe er noch von denselben an- 
dlere Ansichten hört, zu bewirken, lieber Irrthümer ist w 
nach dem Niederschreiben zu belehren, und die Berichtigung 
hat er nachträglich in den Krankheitsgeschichten anzumerken, 
ohne jedoch in denselben Veränderungen anzubringen. Finden 
sich in dem Georgen-Krankenhaus oder sonst noch ffeeigneta 
Kranke, so sind auch diese ihm zur Vornahme des Aranken- 
examens und zur Angabe der Diagnose, Aeliologie, Prognose 
und Therapie von dem dirigirenden Arzte vorzustellen« 

Während des practischen Prüfungsabschnitts ist noch jede 
Gelegenheit zur Ermittlung der Kenninisse des Candidaten in 
der Lehre von den Arzneigaben und in der Receptirkunst zu 
benutzen. Zu solchem Zweck haben sidi auch die Examina* 
toren an einem bestimmten Tage zu versammeln und den Can«* 
didaten mehrere Aufgaben a) über das Verschreiben von Arz- 
neiformen, b) über die Gaben mehrerer Arzneimittel, auf der 
Stelle schriftlich beantworten zu lassen. 

Ein ganzer Tag ist ferner während oder nach der prac- 
tischen Prüfung dazu zu verwenden, die Gewandtheit des 
Candidaten durch Demonstrationen, Handanlegungen und Ope-* 
rationen an geeigneten Objecten zu ermitteln. Hierbei hat 
derselbe diarzuthun, dass er das Mikroskop und Aiß sonst zu 
medicinischem Gebrauch dienenden physikalischen Instrumente 
und Apparate gehörig zu handhaben weiss; er hat ihm vor- 
gelegte anatomische, histologische und pathologische Präparate, 
irische oder getroknete Pflanzen, rohe und zubereitete Arz- 
neikörper zu demonstriren; er hat einige passende chemische 
Untersuchungen zu voUzielien, er ist an dem Augenphantom, 
am geburtshül&ichen Phantom, an Hysteroplasmen zu prüfen; 
er hat am chirurgischen Phantom Verbände anzulegen und die 
Handgrifle zur unrichtung von Verrenkungen und Knochen- 
brüchen zu zeigen; er muss seine Kenntnisse in der chirur- 
gischen, augenärztlichen und geburtshülflichen Inslrumcnten- 
lehre darthun, an einer frischen Leiche oder aufbewahrten 
Theilen derselben chirurgische Operationen ausführen etc. 

Art. 16. Der mündliche Abschnitt der ärztlichen Appro- 
bationsprüfung wird nach Beendigung der übrigen Prüfungs- 
abschnitte vorgenommen, dauert zwei Tage und täglich 5 Stun- 
den, und hat sich über die Natur- und Hülfswissenschaften, 
die Chemie, Botanik, Anatomie, Physiologie, Pharmakognosie, 
pharmaceutische Chemie etc., sowie über die innere Heilkunde, 
aligemeine und specielle Pathologie und Therapie, Diagnostik, 
pathologische Anatomie, Hellmittellchre, Giflkuiuie, über Chi- 
rurgie, Augenheilkunde, Geburtshülfe, die Lehre von den 
Frauen- und Kinderkrankheiten zu erstrecken. 
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Art 17. Ausser der so eben (Ali. 14—16) bezeichneten 
Approbationsprüfung haben solche Aerzte» «Ue das boniöopa- 
Ihiscbe SelbstdisDensiren betreiben wollen, «»dl der Verord- 
nnng von 21. Oktober 1834 noch «ine schriftliche Prüüing 
tn dem Zwecke m bestehen, tim sich über den Besitz der 
entsprechenden Kenntnisse und Fähigkeiten auszuweisen. 

Art. 18. Im schriltllchen Abschnitt der pharmaceutischen 
ApprobattonsprüTung haben die CandJdaten über zwei Fragen 
aus jeder der Art. 8 c genannten Du ciplincn eine gründliuba 
Ausarbeitung zu lierern. 

Art. 19. Im practischen Abschnitt der pharmaceutlschen 
Approbatfonsprüfung sind sie in der Officin und dem L4ibora- 
toHum eines der Examinatoren und unter der speciellen Auf- 
sicht desselben mit der Bereitung einiger besonders schwie- 
riger Arzneimiltel, der Anfertigung zweier chemisch -phar- 
maceutischer Präparate, deren Herstellung besondere Kunst- 
fertigkeit erfordert, mit der analytischen Untersuchung einer 
natürlichen oder künstlichen Mischung, z. B. eines Mineral- 
wassers, einer Gasverbindung, einer Melalllegirung etc. unter 
schrifllicher Angabe des befolgten Verfahrens und der Ergeb- 
nisse der Untersuchung, endlich mit der chemischen Erfor- 
schung eines vergiileten Gegenstandes zu beauftragen. 

An einem bestimmten Tage nach Beendigung der bezeich- 
neten Arbeilen haben sie vor den Examinaloren eine Anzahl 
von Minerallen, frischen oder getrockneten Pflanzen, Roharz- 
neien und chemischen pharmaceulischon Präparaten zu be- 
stimmen und die nöthigen Erläuterungen hinzuzufilgen. 

Art. 20. Der mündliche Abschnitt der pharmaceutlschen 
Approbationsprüfung, der einen Tag oder 5 Stunden dauert, 
ist auf Ermittelung der naturhistorischen, physikalischen, che- 
mischen, pharmakognostischen, pharmaceutlschen und toxiko- 
logischen Kenntnisse der Candidaten gerichtet^ und es ist in 
demselben auch auf die Gesetzeskunde, die genaue Bekannt- 
schaft RfiH der Pharmakopoe und auf die Lehre von den Hülfen 
bei plötzlichen Lebensgefahren upd dem Scheintod Rücksicht 
zu nehmen. 

(^chlnss folgt.) 
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Die Bisenmoorbäder su Freiezmralde a. O, 
Von Dr, Blaschko. 



Der balneologische Heilschatz hat in den letzten Jahr- 
zehnten nicht sowohl durch die Masse der immer neu auf-* 
tauchenden Bäder, als vielmehr durch die FortscfariUe der 
Geognosie und der chemischen Analyse, sowie durch die zu 
den Bädern angewandten Ingredienzien bedeutende Berei- 
cherung erhalten. Zu den letzteren gehören vorzüglich die 
Fichtennadelabkochungen und Extracle und; die Moorerde, deren 
Wirksamkeit an den verschiedensten Badeörtern geprüft und 
anerkannt worden ist. Indem ich aber das Wesen und die 
Heilkraft der Fichtennadelbäder an andern Orten zu berichten 
mir aufspare, werde ich in gedrängter Kürze das über die 
Moorerde Erwähnenswerthe, insbesondere aber über die in 
unserer Gegend vorkommende mitthellen und nach meinen 
geringen Kräften zur Würdigung dieses neuen, in unserm 
Königreiche seltener angetroffenen neuen Hellmittels einen 
kleinen Beitrag liefern. Mit Vortheil Ist in jüngster Zeit der 
Satz von Plinius, tales sunt aquae, quales terrae, per quas 
fluunt umgekehrt und auch der Ansicht Raum gegeben wor- 
den, tales sunt terrae, quales aquae, quae in bis confluunt 
Nicht bloss die Mineralbäder, sondern auch die Erdarten, 
welche In der Umgebung der Badeörter vorkommen, sind als 
wirksame Heilsubstaiaen vermuthct, angewendet und nützlich 
befunden worden. In den böhmischen Bädern wurde damll 
der Anfang gemacht, und es hat sich seitdem die Moorerde 
Franzenbads einen über Europa hinausgehenden Ruf ver- 
schafft. TepiKz und Marlenbad in Böhmen, Muskau und 
Gleissen in der Mark folgten nach und so trat das Bedürfniss 
der Einrichtung solcher Bäder aus der häufigen Anfrage nach 
denselben im Jahre 1839 auch hier hervor. Die erwarteten 
Erfolge blieben nicht aus, und sowohl die hierorts practlci- 
renden, als auch die Berliner Herrn Aerzte, unter ihnen 
Herr Gehelmrath Langenbeck, haben sich von der Wirk- 
samkeit derselben mehrfach überzeugt. 

Was Friedrich Hoffmann, der Begründer der wis- 
senschaftlichen Balneo-Therapeutik in seiner Abhandlung: „Ju- 
dicium de aquis medicatls Freienwaldensibus** über die hie- 
sigen Quellen ausgesprochen, „ubi rerum sunt testimonia non 
opus est verbis, nee locum habet dubitatio'^ gilt in vollem 
Maasse von unseren Moorbädern. 



Die Zeiten haben sich jedoch geändert und alle Aerzte^ 
selbst Laien fragen nach den Gründen der Wirksamkeit, die 
nur durch eine Analyse geboten werden können. Die Ana- 
lyse der Freienwalder Moorerde hat der Dirigent des che- 
misch-analytischen Instituts zu Berlin Apotheker Ziurek 
übernommen, und nach den Erfordernissen der exacten Wis- 
senschaft ausgeflihrt. Es ist hierdurch dargelhan worden, 
dass unsere Moorbäder zu den sogenannten Eisenmineralmoor- 
bädern zu zählen und denen zu Franzensbad anzureihen sind. 
Nicht allen derselben bedürftigen Kranken sind die Mittel ge- 
boten, die Reise nach dort zu unternehmen, nicht allen be- 
kommen die dortigen Bäder gleich gut, weil sie zu aufregend 
wirken und so oürften die unsrigen in vielen Fällen als 
zweckentsprechender anzurathen sein. 

In Folgendem werde ich versuchen, die mir bekannten 
Analysen der Moorerde von Freienwalde ^ Franzensbad. 
Gleissen, Marlenbad, Muskau nebeneinander zu stellen und 
darzuthun, dass nur die Franzensbader Erde an quantitativen 
Bestandlheilen die unsrige übertrifft, aUe andern aber ihr nach- 
stehen. 

Chemische Analyse der Moorerde von Freien- 
walde. 
1. Die Moorerde wurde zuerst rücksichtlich der Qua- 
lität ihrer Bestandlheile geprüft. Diese Prüfung erstreckt sich : 

1) auf die aus der Moorerde sich entwickelnden Gase, 

2) auf die in Wasser löslichen Bestandlheile der Moorerde, 

3) auf die in Weingeist löslichen Bestandtheile der Moor- 
erde, 

4) auf *die in Chlorwasserstoffsäure löslichen Bestandtheile 
der Moorerde, 

6) auf die in kohlensaurem Natron und Ammoniak löslichen 

Bestandlheile der Moorerde, 
6) auf die in defi genannten Medien unlöslichen Bestand-^ 

theile der Moorerde. 

1) Die aus der Moorerde sich entwickelnden Gasarteft 
wurden unter einem mit Quecksilber abgesperrten Gasometer 
aufgefangen. Sie veränderten ungesäuerte essigsaure Blei- 
oxydlösuiig gar nicht, wurden bis auf eine geringe Spur von 
Aeizkali absorbirt und reducirten in sehr geringen Maassen 
Chlorgoldlösung. Sie bestanden wesentlich aus Kohlensäure^ 
der nur Spuren von Kohlenwasserstoff beigemischt waren. 

2) Ein geringer Theli der Moorerde löst sich in Wasser. 
Die gelösten Bestandtheile waren nach ihren Basen vorwie- 
gend Kalkerde, dann Natron, Eisenoxydul, Thon- 
erde, Bittererde und Manganoxydul. Die Kalkerde war 
hauptsächHch an Schwefelsäure gebunden, in der kalt berei- 
teten Lösung war auch kohlensaurer Kalk gelöst. In Bezug 
auf die vorhandene schwefelsaure Kalkerde (Gyps) muss er- 
wähnt werden, dass, da die Menge derselben in der Moor« 
erde nicht unbeträchtlich Ist, diese letztere durch Wasser 
schwer zu erschöpfen war. Neue Mengen Wasser nahmen 
immer neue Mengen Gyps aus der Moorerde auf, so dass 
zur vollständigen Lösung des Gypses in Wasser Monate nö- 
thig gewesen wären. We relativen Mengen des in Wasser 
löslichen Gypses sind angegeben, wie sie nach vierzehntä«^ 
giger Behandlung mit täglich frisch zugegossenem Wasser 
gefunden worden sind. Der dann ungelöst geblieben^ Gyps 
wurde bei der Analyse mit Chlorwasserstoffsäure bestimmt, 
Elsenoxydul war in der aus feuchter Moorerde kalt bereiteten 
Lösung als kohlensaures und schwefelsaures Etsenoxydul vor* 
banden. Aus der klar filtrlrten Lösung sonderte sich beim 
Erwärmen in grossen Gasblasen die Kohlensäure von dem 
Eisenoxydul und der Kalkerde. Natron ist an Schwefelsäure, 
in geringem Maasse an Chlorwasserstoff und Phos- 

fhorsäure, die Bittererde und Thonerde an Schwe- 
elsäure gebunden. In die wässrige Lösung war nächsl- 
dem übergegangen Kieselsäure ein indifferenter gum- 
möser humusartiger Körper und Ulmlnsäure. 

3) Die mit Wasser erschöpfte Moorerde wurde mit Wein- 
geist degerirt. Es wurde dadurch ein harzartiger humöser 
Stoff gelöst, welcher beim Veraschen und nochmaligen Glühen 
des mit einem Tropfen Salpetersäure befeuchteten Rückstan- 
des vollständig sich verflücntigte. 

4) Die mit Wasser und Weingeist behandelte Erde wurde 
mit verdünnter Chlorwasserstoffsäure gekocht. Das Ent- 
weichen eines geruchlosen Gases zeigte Kohlensäure an. 
Durch Vormittelung der ChlorwasscrstolTsäure gingen weiter 
in Lösung über, Kalkerde, Manganoxydul, Thon und Bilter- 
erde. Gebunden waren Kalkerde an Schwefelsaure, Eisen- 
und Manganoxydul an Huminsäure, Magnesia an Phosphor- 
säurc, Thonerde an Kieselsäure. Ausserdem wurden In die 
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chlorwasserstoffsanre Lösung organische Stoffe aufffenommen, 
abgeschieden wurde durch dieselbe ein dichter flockiger Nie- 
derschlaff von Huminsäure. 

5) I)er Rüclistand, aus welchem Wasser, Weingeist und 
Cblorwasserstoffsaure nichts mehr lösten, wurde mit kohlen- 
saurem Natron und dann mit Ammoniak behandelt. Es lössle 
sich in reichlichem Haasse die durch Chlorwnsserstoffsäure 
abgeschiedene Huminsäure. Sie war nur durch langwierige 
Digestion voliständig zu lösen. 

6) Die in nasser, Weingeist, Chlorwasserstoffsäure, 
kohlensaurem Natron und Ammoniak unlöslichen Stoffe er- 
wiesen sich bestehend aus veränderten humusartigen Pflan- 
zenresten, aus unveränderten vegetabilischen Stoffen, Holz, 
Wurzelfasern etc. und aus Kieselerde, Thon und anderen Sl- 
Ücaten. Ihre relativen Mengen im Verhältniss zu den orga- 
nischen Bestandtheilen sind durch Glühen bestimmt worden. 

(Schlnss folgt) 



Die Peft i& Aegyptan. Nach dem Hessager du Midi sind in Aegyp- 
ten PeslfiUe vorgekoniroeo , die ersten seit 10 Jahren. Die von dort 
abgegangenen Schiffe müssen acht Tage in See gewesen sein oder 
die dazn fehlende Zeit in Contumaz bleiben, ehe sie in Marseille 
Praktika erhallen. Auch zq Benghasi, in der Regentschaft Tripolis, 
hat sich ein verdächtiger epidemischer Typhus gezeigt, so dass die 
von dort kommenden Schiffe in den französischen Häfen streng über- 
wacht werden. 

Knakheiteii der Arbeiter in Chininfahriken. Ueber die Erkrankun- 
gen der bei der Bereitung des schwefelsauren Chinins beschäf- 
tigten Arbeiter stellt M. A. Chevalier in einer in der Pariser Aca- 
dimic des sciences vorgelesenen Denkschrift folgende Sätze auf: 

1) Die Arbeiter, welche bei den verschiedenen Arbeilen in den 
Fabriken schwefelsauren Chinins beschäftigt sind, sind einer Haut- 
krankheit ausgesetzt, welche bisweilen sehr bedeutend ist und die 
Kranken 14 Tage, ein Monat oder noch länger zur Einstellung ihrer 
Arbeil nöthtgt. 

2) Manche müssen sogar die Beschäftigung in diesen Fabriken 
ganz aufgeben. 

3) Der Fabrikant Zimmer zu Frankfurt hat wahrgenommen, dass 
diejenigen Arbeiter, welche in seiner Fabrik mit dem Pulverisiren 
der China beschäftigt sind, von einem eigenthfimlichen Fieber befallen 
werden, welches er Chinafleber nennt. Diese Krankheit soll so 
schmerzhaft sein, dass die Arbeiter, welche davon befallen waren, 
das Pulverisiren der China aufgegeben und die Fabrik verlassen haben. 

4) Diess Fieber hat man in Frankreich nicht beobachtet. 

5) Man kennt bis jetzt kein Vorbeugungsmittel gegen die oben 
gedachte Hautkrankheit. 

6) Diese grassirt nicht allein unter den Arbeitern, sondern kann 
auch andere Personen, die den Ausdünstungen der Fabriken ausge- 
setzt sind, befallen. 

7) Es erkranken davon ebensowohl nüchterne Arbeiter, wie sol- 
che, welche sich Ezcessen hingeben. 

Xortalitlt der Veugeborenen. Die französischen, von 1840 — 1849 
geführten Slerberegister haben dem Dr. Bertillon Anlass zu sehr ge- 
nauen Studien bezüglich der Mortalität nach Geschlecht und Alter 
unter den Neugebornen gegeben. Er entnimmt aus denselben, dass 
in dem erwähnten Zeiträume ungefähr 9,700.000 Geburten und 172 Mil- 
lionen Todesfalle im ersten Altersjahre vorgekommen sind; demnach 
sind von 1000 Neugebornen nach Abiauf eines Jahres durcbschnilllich 
nur mehr 840 am Leben, ein Resultat, das in verschiedenen Depar- 
tements zwischen 820 und 900 schwankt. Die höchste Mortalität kommt 
in jenen Departements vor, in denen die Sitte herrscht, die Neuge- 
bornen aus dem elterlichen Hause zu geben und fremder Pflege an- 
zuvertrauen. Weiter wurde ermittelt, dass von je 100 Neugebornen 
verschiedenen Geschlechts je 20 Knaben und 16 Mädchen sterben. 

Die Anzahl konieasionirter Irrenanstalten in England und Wales 
belief sich zu Anfang dieses Jahres auf 113. In den Irrenanstalten 
der Hauptstadt betrug die Zahl der Kranken 2623, darunter 1306 
zahlungsfähige. 1317 arme. Zu der ersteren Zahl haben beide^Ge- 
sehlechter gleicbmässig beigetragen, unter den letzteren sind doppelt 
so viel Frauen als Männer. In den Provinzialanstalteu befanden sich 
am 1. Januar d. J. 2645 Kranke, darunter 1497 Pensionaire, U50 Arme. 

Berlin« Die Pockenepidemie zeigte im Juni d. J. eine entschie- 
dene Abnahme. Während im Mai 950 Erkrankungen gemeldet wa- 
ren, fiel im Juni die Zahl der Erkrankungen auf 569, die Zahl der 
Todesfälle auf 40. Unter den Erkrankten waren 522 geimpft, 44 nicht 
geimpft, und bei 3 war die Impfung ungewiss. Unter den Verstor« 
benen waren 22 geimpft, 11 nicht geimpft, und bei 7 war die Im- 
pfung ungewiss. Eine weitere Abnahme der Epidemie findet auch im 
Monate Juli statt, wo vom 1. — 15. nur 113 Erkrankungen und 21 To- 
desfälle gemeldet worden sind. 



CaaseL Bei uns in Kurhessen ist eine neue Pharmacopoe 
ausgearbeitet worden, welche wahrscheinlich im Laufe dieses Jahres 
in lateinischer Sprache erscheinen wird. Von der zu ihrer Ausarbei- 
tung niedergesetzten Commission sind leider bereits 3 Mitglieder ver- 
storben, so .dass die ganze vom Ministerium des Innern befohlene 
Commission gegenwärtig nur aus dem Obermedicinalrath Dr. Gran- 
didier und dem pharmaceutischen Obermedicinalassessor Dr. Wild 
besteht. 

Ausserdem sind wir In Kassel mit einer neuen ärztlichen Ge- 
bührenordnung beschäftigt, worüber ich seiner Zeit Mittheilnngen 
machen werde. d. 

Stuttgart. Der Direktor des Medicinalcollegiums a.D., HerrStaats- 
rath Dr. v. Ludwig hat zu Gunsten eines für die Unterstützung hilfs- 
bedürftiger Witlwen und Waisen ärztlichen Standes zu bildenden Fonds 
auf den Bezug seiner Pension aus der Staatskasse Verzicht geleistet, 
und sollen nach dem Willen des Stifters die für diesen Zweck zur 
Verfügung stehenden 180 fl. am 16. September d. J. unter hilfsbe- 
dürftige Wittwen und Waisen wfirttembergischer Aerzte zur Verthei- 
lung kommen. Diejenigen, welche eine derartige Unterstützung nach- 
suchen wollen, werden daher aufgefordert, ihre Gesuche mit den er- 
forderlichen Zeugnissen über ihre Würdigkeit und Bedürftigkeit bei 
dem Comite dieser Stiftung bis zum 3. September d. J. einzureichen. 

Den 3. Juli 1858. 

Im Namen des Comite's für die Verwaltung der Stiftung: 

Direktor G essler. 



Persenalohronik. Preu^ten. Ernannt: Der praktische Arzt 
Dr. Gerlach zum Kreisphysikus des Kreises Weissensee. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Göpel In Frankfurt 
a. 0., Dr. Wiele in Lippehne, Dr. Tiburtius in Pasewalk, Dr. Cohn 
in Anlonienhütte, Dr. Goldmann in Zabrze, Dr.Faupel u. Dr. Wie- 
scholek in Siemianowilz, Dr. Keil und Dr. Hoch geladen in Cosel, 
Dr. Kerner in Proskau, Dr. Schlesinger in Carlsruhe, Dr. Freund 
in Oppeln, Dr. Krippen, Dr. Nachtigall und Dr. Busch in Cöln, 
Dr. Geiler in Hennef; die Wundärzte I. Kl. Rohnstock in Deutsch 
Rasseiwitz, Hörster in Rcmblinghausen und Heymer in Liebenthal; 
der Thierarzt 1. Kl. Lusensky in Neustadt. Der Apotheker Müller 
hat die Lehmann'sche Apotheke in Kreutzburg, Markowsky die 
Janitzky'sche Apotheke In Hultschin, Stiller die Hempel'sche Apo- 
theke in Peiskretscham gekauft. Der Apotheker Brunn er hat die 
Verwaltung der Schulze'schen Apotheke in Myslowitz, der Apotheker 
Eckeriand die Verwaltung der Veigel'scben Apotheke in Samter 
übernommen. 

Gestorben: Sanitätsrath Dr. Fleischmann in Düsseldorf, 
Bezirksphysikus Dr. Perle in Berlin, Dr. Grund mann in Zabrze, 
Kreis Wundarzt Kammer in Zülz, Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. Kar- 
sten in Perleberg. 

Vacant: Einem katholischen promovlrten Arzte der zugleich 
Geburtshelfer ist, kann eine gute Stelle nachgewiesen werden d. d. R. 

Bayern. Ernannt: zu prakt. Aerzten Dr. J. Kuisl zu Au und 
Dr. Pufl zu Teltau. 

Gestorben: Der Regimentsarzt Dr. J. Haun zu Nürnberg und 
der Landgerichtsarzt Dr. J. Reiser zu Kötzting. 

Sachsen. Die Besorgung der bezirksärztlichen Geschäfte des Be- 
zirksarztes Dr. Groh zu Nossen ist während des Urlaubes des letzte- 
ren dem Stadlbezirksarzte Dr. Enders zu Heinichen übertragen worden. 

^'ürliemAerg, Vacant: Das Oberamtsphysikat Neuenbürg; 
Bewerbungen an die Regierung des Schwarzwaldkreises. Gewünscht 
wird Seitens der Fürstl. Thurn und Taxischen Schlossverwallung die 
Niederlassung eines tüchtigen Arztes in dem Marktflecken Dischingen 
bei Schloss Taxii. Gehalt 400 fl. Bewerbungen an die genannte 
Schlossverwaltung. 

Baden. Eine Apotheke in einer Amtssiadt des schönsten Theiles 
des badischen Oberlandes ist zu verkaufen. Anerbietungen an Ph. 
Eglingen in Manheim. 

Oldenburg. Dr. med. Gerhard Freds aus Hahnermoor bei Ra^ 
stede wird aufgefordert spätestens am 15. August 1859 vor dem Gross- 
herzogl. Oldenburgischen Stadt- und Landgericht zu Oldenburg ent- 
weder in Person zu erscheinen, oder von seinem Leben und Aufent- 
halte glaubhafte Kunde zu geben, wogegen im anderen Falle ein in 
Rechtskraft tretendes Erkenntniss auf Todeserklärung d. 28. August 
1859 abgegeben werden wird. 

Holstein. Dr. Bartels ist zum inlermistischen Dirigenten des 
akademischen Krankenhauses in Kiel erwählt worden. Entlassen 
aus dem Militärdienst auf sein Ansuchen der Oberarzt Eschrichter 

vom 15. Bataillon. i. . o j 

Die jetzigen constituiHen Thierärzte der Armee haben bcconde- 
lieutnants-Rang erhalten, die künftigen constituirten Thierärzte erhallen 
diesen Rang nach sechsjähriger DiensUeil auf Vorschlag des Subs- 

thierarzles. xt xst'\ 

Ham/ßurg. Niedergelassen: Dr. med. et Chirurg. M. wii- 

ckens in Hamburg. 



Redactionsbureaa bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmsirasse 112. Verlag von Ferdinand Enkc in Erlangen. 
Dmckschriflen fUr das Archiv durch die Verlagshandlung und die Hirschwald'schc Buchhandlung zu Berüo. 

Druck der Adolph Ernst Junge'schen UniversitfiUbuchdrnckerei in Erlangen. 
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SaohBen • MeinlngexL 

Yererdnnnfif vom 1. Juli 1858, betr. die Medlcinal- 
prüfungs Ordnung. 

(Schluss.) 

Art. 2t. Im schriftlichen Abschnitt der thierärzükhen 
Approbationspriirung haben die Candidaten über 2 Fragen aus 
jeder der Art. 11 benannten Doctrinen gründliche Ausarbei- 
tntgen tu verrertlgen. 

Art. 22. Im practischen Abschnitt der ihierärztlichen 
Approtmiionsprüfiing haben die cxaminirenden Thierärzte die 
diagnostischen, pathologischen und therapeutischen Kenninisse 
des Candidaten an kranken Thieren zu ermitteln, sie an Thler- 
leichen ihre Fertigkeit im Seciren und Präpariren, sowie in 
chirurgischen Operationen darthnn zu lassen, ihnen anatomi- 
sche und pathologische Präparate zu Demonstrationen vorzu- 
legen, und sie bei der Fleischbeschau zur Darlegung ihrer 
Kenntnisse in diesem Geschälte hinzu zu ziehen. 

Art. 23. Der mündliche Abschnitt der ihierärztlichen 
Approbatfonsprüfung hat die Kenntnisse der Candidaten im 
Gcsammtgebiele der Thierheilkunde zu ermitteln und dauert 
einen Tag oder fünf Stunden. 

Art. 24. Im schriltlichen Abschnitt der zahnärztlichen 
ApprobatlonsprUrung haben die Candidaten 12 in die Zahn- 
heilkunde einschlagende Fragen aus den Art. 12 genannten 
Fächern, namentlich aus der Anatomie, besonders der des 
Schädels, sowie aus der Lehre von der Entzündung, der Eite- 
nng, der Carlos, der Nekrose, den Blutungen, den Geschwtt« 
ren etc. zu beantworten. 

Art. 25. Im practischen Abschnitt der zahnärztlichen 
ApprobatlonsprUrung haben die Candidaten ihre Kenntnisse in 
der Anwendung der vorschiedenen Zsrhninstrumente an einer 
Leiche oder an einem skeletirten Kopfe, wie auch überhaupt, 
soweA es angeht, ihre Fertigkeiten im eigentlich technischen 
Theil der Zalinlieilkunde darzulegen. 

Art. 26. Der mündliche Abschnitt der zahnärztlichen 
Approbatfonsprüfung erstreckt sich über Anatomie, Piiysiologie 
und Diätetik der Zähne, über die Krankheiten derselben und 
des Zahnfleisches, über die Wirkungen und Bereitung der 
Zahnarzneien , über die Indicalioneii der verschiedenen Zahn- 
operatfonen und über ihre Ausführung. 

Art. 27. Im schrilllichen Abschnitt der ärztlichen An- 
stellungsprüfung haben die Candidaten über 30 Fragen aus 
allen Zweigen der Medicin, welche näher oder entfernter auf 
die verschiedenen Fächer der Slaalsarzneikunde, die gericht- 
liche Medicin, die Hedicinalpoliz<d und die Hygieine^ sich be- 
ziehen, schriftliche Ausarbeitungen zu liefern. 

Art. 28. Der practische Abschnitt der Anstellungsprüfung 
ist nach Analogie des im Art. Id bezeichneten gleict.namigen 
Abschnitts der ärztlichen Approbatlonsprüfung abzuhalten, so 
jedoch, dass die Staatsarzneikunde überall besondere BerOrk- 
sichligung findet, und den Candidaten keine Kranken in Be- 
handlung gegeben werden. 

Art. 29. Der mündliche Abschnitt der Anstellungsprü- 
fiing erstreckt sich über alle Theile der Staetsarzneikunde 
und über ihre gesammten Hüirswissenschatten. 



Art. 30. Die Prüfungen werden der Regel nach nicht 
mit jedem einzelnen Candidaten besonders vorgenommen, sonr 
(lern in jedem Jahre sind 2 allgemeine Semesterprüfungen, 
die eine im Frühjahr, die andere im Herbst^ abzuhalten. An- 
meldungen, die nach dem 1. April oder nach dem 1. October 
oder ohne Vorlegung der vorgeschriebenen Zeugnisse erfol- 
gen, können nicht bei der zunächst stattßndenden Semesler- 
prüfung, sondern erst bei der auf letztere folgenden berück- 
sichtigt werden, daher jeder Candidat bei seiner Meldung alle 
einschlägigen Verhältnisse genau und sorgfältig zu beachten haU 

Art. 31. Die Abhaltung der Prüfungen erfolgt durch die 
Medicinaldeputalion ; doch Ist bei der pharmaceutischen und 
der thierärzllichen Prüfung ausser dem pharmaceutischen und 
dem thierarzllichen Mitglied des CoHegiums jedesmal noch elu 
wissenschaftlich und praclisch tüchtiger Mann vom Fache als 
Examinator zuzuziehen, und auch zu den ärztlichen Prüfungen 
könnrn nach Befinden ausser den Mitgliedern der Medicinal- 
deputatlon noch ausgezeichnete practische Aerzle oder Uni- 
versilötslehrer als Examinatoren zugezogen werden. 

Art. 32. Bei dem mündlichen Abschnitt sämmtlicher 
Prüfungen ist die Gegenwart aller Mitglieder der Medicinai- 
drputation nolhwendig, und nur auf ganz kurze Zeit, etwa 
eine halbe Stunde, dürfen abwechselnd einzelne Mitglieder 
des CoHegiums bei dringenden anderweiten Geschäften sieb 
entfernen. Auch bei den practischen Prüfungen sollen die 
Examinatoren, soweit es angeht, in ihrer Gesammtheit ge- 
genwärtig sein. Den Krankenbesuchen, welche die Can- 
didaten bei der ärztlichen Approbatlonsprüfung vornehmen 
fArt. 15), hat der dirigirende Hospitalarzt fortwährend bei- 
zuwohnen; die übrigen Examinatoren haben sich bei diesen 
Besuchen In jeder Woche wenigstens 3 Mal einzufinden, um 
sich von- dem Verhalten der Candidaten am Krankenbette durch 
eigene Anschauung und Ermittelung zu überzeugen. Bei den 
Demonstrationen, Handanlegungen und Operationen während 
sämmtlicher Prüfungen, sowie bei der Lösung der Aufsahen 
über das Arzneiversclirclben und die Arzneigaben während 
der ärzilichen Approbatlonsprüfung ist die Anwesenheit sämmt- 
licher Mitglieder der Medicinaldepulallon erforderlich, wogegen 
es bei den Arbeiten der Pharmaceuten in der Olficin und im 
Laboratorium genügt, dass der nicht mit der speclellen Be- 
aufsichtigung dieser Arbeiten beauftragte zweite pharmaceu- 
tfsche Examinator sich von Zelt zu Zeit einfindet. Nimmt ein 
Examinator bei den Prüfungen Vorgänge wahr, die ihm nicht 
zwek- oder ordnimgsmässig zu sein scheinen , so hat er so- 
gleich dem Vorsitzenden seine Ansicht kund zu geben. 

Art. 33. Abgesehen von den schriftlichen Prüfungen, 
dürfen In einem und demselben Prttfunffsabschnitt niemals mehr 
als 2 Candidaten, und Immer nur solche, die sich für das 
nämliche Fach bestimmt haben, zu gleicher Zeit vorgenonh- 
men werden. 

Art. 34. Die Prüfungen müssen sich über das ganze 
theoretische und pracli.sche Gebiet des gewählten Berufs, so- 
wohl über die Haupt-, als über die Hülfswlssenschaften, und 
vorzüglich über dirjenlgen Doctrinen erstrecken, die Im prac- 
tischen Leben In dem Wirkungskreis des Candidaten am häu- 
figsten den Gegenstand seines Handelns ausmachen, und das 
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Bestreben der Examinatoren muss dahin gerichtet sein, dorch 
die Fragen und die Antworten ein sicheres Urtheil darüber 
zu gewinnen, ob die Candidaten diejenigen Kenntnisse er- 
worben haben, deren Besitz als wesentliche Bedingung der 
Anerkennung ihrer Befähigung zum Uebergang in cüe Praxis 
anzusehen ist. 

Art. 35. Die Examinatoren haben sich über die Fächer, 
welche jeder von ihnen bei den Prüfungen übernimmt, über 
die Aureinanderfoige der Prüfungsgegenstände und über die 
Wahl der schriftlichen Fragen im Voraus zu vereinigen. 
Letztere sind in geschlossene Behältnisse zu legen, aus denen 
die Candidaten die bestimmte Anzahl zu ziehen haben. 

Art. 36. Die schriftlichen Fragen sind im RegierunffS- 
local unter unmittelbarer Aufsicht eines Secretärs ohne Ge- 
stattung geschriebener, gedruckter und sonstiger Hülfsmiltel 
und gegenseitiger Besprechung der Candidaten zu beantworten. 
Es sind diese Fragen einzeln vorzulegen, und immer ist erst 
die Antwort auf eine Frage in Empfang zu nehmen, bevor 
die folgende abgegeben wird. Kein Candidat darf vor Been- 
digung der eben in Arbeit befindlichen Antwort nach Hause 
entlassen werden. Das schridiiche Gutachten bei der Anstel- 
lungsprüfung (Art. 27) bearbeiten die Candidaten in ihren 
Behausungen mit Benutzung literarischer Hülfsmiltel. 

Art. 37. Die mündlichen Prüfungen werden gleichfalls 
im Regierungslocal vorgenommen. Sie erfolgen in der Regel 
bei offenen Thüren, so dass der Zutritt jedem erlaubt ist; 
nur bei den Abstimmungen ist die Anwesenheit von Zuhörern 
nicht statthaft. « 

Art. 38. Die^ practischen Prüfungen finden, soweit es 
angeht, im hiesigen Georgen-Krankenhaus statt und bei ihnen 
können ihrer Natur nach Zuhörer nicht anwesend sein. In dem 
Krankenhause sind Sammlungen der nöthigen Instrumente, Ap- 
parate, Präparate, Pflanzen, Arzneikörper etc. für die Prüfungen 
anzulegen, und jeder Examinator hat denjenigen Theil dieser 
Sammlungen, der zu den von ihm vertretenen Prüfungstheilen 
gehört, in Bezug auf Vollständigkeit und sorgsame Aufbewah- 
rung fortwährend genau zu überwachen. 

Art. 39. Ueber die mündlichen Prüfungen wird von einem 
Arzte ein genaues Protocoll geführt, dessen Richtigkeit die 
Examinatoren durch ihre Unlerschrifl beglaubigen; im Uebri- 
gen aber finden auf die formelle Behandlung dieser Prüfungs- 
abschnitte die Bestimmungen der Verordnung vom 25. October 
1843 in folgender Weise Anwendung: 

1) Die zu führenden Protocolle sollen die Fragen der 
Examinatoren wörtlich enthalten, oder Falls das Examen die 
Gestalt eines Colloquium annimmt, wenigstens den Gang der 
Prüfung genau darstellen. Die Antworten sind mit Ausnahme 
der unten in Nr. 5 dieses Artikels vorgesehenen Fälle ebenso 
wenig nieder zu schreiben, als die Aeusserungen des Exa- 
minators über die Richtigk(3it oder Unrichtigkeit derselben. 

2) Eine wörtliche Aufzeichnung aller Fragen der Exami- 
natoren und aller Antworten der Prüfungscandidaten soll statt- 
finden, wenn a) ein Prülungscandidat vor dem Beginn des 
Examens besonders darauf antragt, oder b) mit einem das 
erste Mal abgewiesenen Prüfungscandidaten eine nochmalige 
Prüfung derselben Galtung abgehalten wird, und der Candidat 
nicht auf diese anderweite Protocollführung verzichtet. 

3) Die Prüfung der Candidaten, bei welchen das Protocoll 
nach Vorschrift der Nr. 2 dieses Artikels gerührt werden muss, 
ist von der Prüfung anderer Candidaten gesondert abzuhalten. 

4) Der Vorstand der Ministerlalabtheilung des Innern soll 
ohne Ausnahme der ganzen mündlichen Prüfung beiwohnen 
und den Gang derselben überwachen. Es steht ihm frei, ein- 
zelne Fragen an die Candidaten zu richten. 

5) Jeder Examinator hat sogleich nach dem Schlüsse 
seiner Prüfung am Rande des Protocolls zu bemerken, ob und 
wie der Prüfungscandidat das Examen in den einzelnen Prü- 
fungszweigen bei ihm bestanden hat. Nach Beendigung des 
Examens und nach Durchgehung des ganzen Prüfungsprotocolls 
aber haben die Examinaloren unter Vorsitz des Vorstandes 
(Nr. 4) zusammen darüber einen Beschluss zu fassen, welche 
Gensur dem Candidaten zu ertheilen sei. Dem Vorstand kommt 
eine entscheidende Stimme nur dann zu, wenn zwischen den 
Examinatoren Stimmengleichheit bestehen sollte. Der gefasste 
Beschluss ist in das bei der Berathung zu führende Protocoll 
aufzunehmen. 

Art. 40. Nach der Analogie des Protocolls bei den 
mündlichen Prüfungen (Art. 39) ist auch bei den practischen 
ein solches zu führen. 

Art. 41. Diejenigen Censurgrade, die bei dem Beschluss 
per Examinatoren über das Ergebniss der Prüfung ertheilt 



werden, sind folgende: I. vorzüglich; II. gut; HI. genügend. 
Der Maassstab iür Ertheilung der einen oder der anderea 
dieser Censuren wird dadurch an die Hand begeben, ob der 
Candidat in allen, oder in den meisten, oder dodi in den 
wichtigsten Fächern befriedigende Antworten und Ausarbei- 
tungen geliefert hat. Diejenigen, die in einem ganzen Zweige 
der Heilkunde, als der innern Medicin, der Chirurgie, der Ge- 
burtshülfe, oder auch nur in einem einzelnen Hauptfach, der 
Anatomie etc. unbefriedigende Antworten gegeben haben, kön- 
nen keine der gedachten Censuren zugetheilt erhalten. 

Art. 42. Der Beschluss der Examinatoren über das Er- 
gebniss der Prüfung ist dem Candidaten sogleich bekannt zu 
machen. 

Art. 43. Diejenigen, die eine der obigen Censuren er- 
langt haben, sind bei dem Herzog unter Vorlage der ge- 
sammten Prüfungsacten zur Approbation in Antrag zu bringen. 

Art. 44. Die wegen ungenügender Befähigung abgewie- 
senen Candidaten können nur ein Mal nach Ablauf eines Jah- 
res, während dessen sie ihr Studium auf der Universität, Thier- 
arzneischule etc. fortzusetzen haben, zu einer wiederholten 
Prüfung zugelassen werden. Eine solche Prüfung ist als eine 
durchaus neue, nicht als blosse Fortsetzung der früheren zu 
betrachten. 

Art. 45. Die approl)irten Medicinalpersonen sind nach 
den Pflichtformeln, welche der gegenwärtigen Verordnung bei- 
gefügt sind, zu verpflichten, mit genauen Legilimationsdecreten 
zu versehen und in bestimmte Distrikte des Landes einzuwei- 
sen. Dass dieses geschehen, wird durch die Regierungsblätter 
zur öiTentlichen Kenntniss gebracht. 

Art. 46. Diejenigen homöopathischen Aerzte, welche die 
Prüfung zur Erlangung der Erlaubniss zum Selbstdispensiren mit 
Erfolg bestanden haben und dasselbe zu treiben beabsichtigen, 
haben sich nach der Verordnung v. 21.0ctbr. 1834 noch über 
den Besitz der nöthigen Localitäten, Apparate und Arzneien 

Ssnügend auszuweisen und eidlich anzugeloben: über die von 
nen behandelten und ausgegebenen Arzneien ein genaues, 
den vorgesetzten Behörden auf Verlangen jederzeit vorzule- 
gendes Tagebuch zu führen, niemals unter der Form homöo- 
pathischer Arzneien andere auszugeben, in keinem Falle Geld- 
oder Geldeswerth für die verabreichten Medicamente zu for- 
dern oder anzunehmen, und überhaupt das Selbstdispensiren 
auf keine Weise zu missbrauchen. 

Art. 47. Alle entgegenstehenden Bestimmungen sind auf- 
gehoben. Sollten jedoch Medicinalpersonen, die bereits 1 Jahr 
vor der Verkündigung der gegenwärtigen Verordnung oder 
früher zur Universität abgegangen sind, ihre Studien nach der 
Medicinalprüfungsordnung vom 10. September 1834 eingerichtet 
und sich z. B. zu blossen Aerzten oder Wundärzten ausge- 
bildet haben, so sind dieselben noch nach den Bestimmungen 
der zuletzt angeiiihrten Verordnung zu behandeln. 

Art. 48. Gegenwärtige Verordnung soll nach Ablauf von 
5 Jahren auf Grund der seitdem gemachten Erfahrungen einer 
Revision unterworfen und die hiernach etwa erforderlichea 
Aenderungen vorgenommen werden. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und 
dem vorgedruckten Herzoglichen Siegel. 
Altenstein, den 1. Juli 1858. 
(L. S.) Bernhard Erich Freund. 

Harbou. E. Hossfeld. F. v. Uttenhoven. Giseke. 

Eidesformel 

i) für Aerzte und Wundärzte. 

Ich N. N. schwöre einen feierlichen Eid, dass, nachdem 
auf Befehl Seiner Hoheit des Herzogs zu S. Meiningen ich 
als Arzt approbirt worden bin, Seiner Hoheit dem Herzog, 
meinem gnädigsten Herrn, sowie Höchsldesselben dereinsligen 
hausverfassungsmässigen Regierungsnachfolgern zu allen Zeiten 
ich unterthänig, treu und gehorsam sein, Seiner Hoheit des 
Herzogs und des Herzoglichen Hauses, sowie der gesammten 
Lande Bestes nach Vermögen und nach Vorschrift der Gesetze 
zu befördern suchen, Schaden und Nachtheil aber abwenden 
und mich überhaupt so verhalten will, wie es treuen und ge- 
horsamen Unterthanen gegen ihren rechtmässigen Landesherrn 
überall gebührt und obliegt. 

Die Verfassung des Landes, besonders wie solche in der 
Urkunde vom 23. August 1829 ausgedrückt ist, will ich, so- 
viel an mir ist, treulich befolgen und halten. 

Ich gelobe, bei Ausübung meines Berufes streng und ge- 
wissenhaft nach den Grundsätzen der medicinischen Wissen- 
schaft und meiner hierauf gegründeten Kenntniss zu verfahren 
und den im Betreff des Meclicinalwesens bestehenden Gesetzen 
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und Vorschriften genau nachzugehen; auch schwöre Ich, wenn 
ich in der Folge in den unmittelbaren Staatsdienst aurgenom- 
men oder auch nur mit einzelnen dahin einschlagenden Ge* 
Schäften beauftragt werden sollte, die mir obliegenden Ar- 
beiten fleissig und sorglallig zu verrichten, auch in den Fallen, 
wo es die Dienstverfassung oder die Natur der Sache mit sich 
bringt, ein unverbrüchliches Stillschweigen zu bewahren. 

Meinen Vorgesetzten gelobe ich verfassungsmässigen wil- 
Ugen Gehorsam und meinen Berul'sgenosseii ein aufrichtiges 
und collegialisches Benehmen. 

So wahr mir Gott helfe! 

2) für Thierärzte. 

Ich N. N. schwöre einen feierlichen Eid, dass, nachdem 
auf Befehl Seiner Hoheit des Herzogs zu S. Meiningen ich als 
Thierarzt approbi. t worden bin, Seiner Hoheit dem Herzog, 
meinem gnädigsten Herrn, sowie Höchsldesselben dereinstigen 
hausverfassungsniässigen Regicrungsnachfolgern zu allen Zelten 
ich unter tlianig, treu und gehorsam sein, Seiner Hoheit des 
Herzogs und des Herzoglichen Hauses, sowie der gesammten 
Lande Bestes nach Vermögen und nach Vorschrift der Gesetze 
zu befördern suchen, Schaden und Nachtheil aber abwenden 
und überhaupt mich so verhalten will, wie es treuen und ge- 
horsamen Unterlhanen gegen ihren rechtmässigen Landesherrn 
überall gebührt und obliegt. 

Die Verfassung des Landes, besonders wie solche in der 
Urkunde vom 23. August 1829 ausgedrückt ist, will ich, so- 
viel an mir ist, treulich befolgen und halten. 

Ich gelobe, bei Ausübung meines Berufes streng und 
gewissenhaft nach den Grundsalzen der medicinischen Wis- 
senschaft und meiner hierauf gegründelen Kenntniss zu ver- 
fahren, ein mir etwa übertragenes Amt treu und pünktlich zu 
verwalten und allenthalben den in Betreff des Hedicinalwesens 
bestehenden Gesetzen, Verordnungen und sonstigen Vorschriften 
genau nachzugehen; auch in den Fällen, wo es die Dienst- 
verfassung oder die Nalur der Sache mit sich bringt, ein un- 
verbrüchliches Stillschweigen zu bewahren. 

Meinen Vorgeselzten gelobe ich verfassungsmässigen wil- 
ligen Gehorsam und meinen Berufsgenossen ein aufrichtiges 
und collegialisches Benehmen. 

So wahr mir Gott helfe! 

'6) für Zahnärzte. 

Ich N. N. schwöre einen feierlichen Eid, dass, nachdem 
auf Befehl Seiner Hoheit des Herzogs zu S. Meiningen ich als 
Zahnarzt approbirt worden bin, Seiner Hoheit dem Herzog, 
meinem gnadigsten Herrn, sowie HöcKstdesselben dereinstigen 
hausverfassungsmässigen Regierungsnachfolgern zu allen Zeilen 
ich unterlhänig, treu und gehorsam sein, Seiner Hoheit des 
Herzogs und des Herzoglichen Hauses, sowie der gesammten 
Lande Bestes nach Vermögen und nacn Vorschrift der Gesetze 
zu befördern suchen, Schaden und Nachtheil aber abwenden 
und mich überhaupt so verhalten will, wie es treuen und ge- 
horsamen Untherthanen gegen ihren rechtmässigen Landes- 
herrn überall gebührt und obliegt. 

Die Verfassung des Landes, besonders yr\Q solche in der 
Urkunde vom 23. August 1829 ausgedrückt ist, wiU ich, so- 
viel an mir ist, treulich befolgen und halten. 

Ich schwöre, bei Ausübung meines Berufes streng und 
gewissenhaft nach den Grundsätzen der medicinischen Wis- 
senschaft und meiner hierauf gegründelen Kenntniss zu ver- 
fahren und die in Betreff des Medicinalwesens bestehenden 
Gesetze und Vorschriften genau zu beobachten. 

Meinen Vorgesetzten gelobe ich verfassungsmässigen wil- 
ligen Gehorsam und meinen Berufsgenossen ein aufrichtiges 
und collegialisches Benehmen. 

So wahr mir Gott helfe! 

4) für Apotheker. 

Ich N. N. schwöre einen feierlichen Eid, dass, nachdem 
ich zum Vorstand der Apotheke in X bestellt und angenom- 
men worden, Seiner Hoheit dem Herzog zu S. Meiningen, 
meinem gnädigsten Herrn, sowie Höchstdesselben dereinstigen 
hausverfassungsmässigen Regierungsnachfolgern zu allen Zeiten 
ich unterthänig, treu und gehorsam sein. Seiner Hoheit des 
Herzogs und des Herzoglichen Hauses, sowie der gesammten 
Lande Bestes nach Vermögen und nach Vorschrift der Gesetze 
zu befördern suchen, Schaden und Nachtheil aber abwenden 
und mich überhaupt so verhalten will, wie es treuen und ge- 
horsamen Unterthanen gegen ihren rechtmässigen Landesherrn 
überall gebührt und obliegt. 

Die Verfassung des Landes, besonders wie solche in der 
Urkunde vom 23. August 1829 ausgedrückt ist, will ich, so- 
viel an mir ist, treulich befolgen und halten. 



Ich gelobe, die Apotheke, welcher ich vorstehe, gewis- 
senhaft und rechtmässig zu verwalten und hierbei den in Be- 
treff des MedIcinaU und Apothekerwesens bestehenden Gesetzen, 
Verordnungen und sonstigen Vorschriften überall pünktlich 
nachzuleben ; auch schwöre ich, wenn mir in der Folge von den 
Behörden in mein Fach einschlagende Geschäfte aufgetragen 
werden sollten, dieselben fleissig und sorgrältig nach besten 
Kräften zu verrichten, und in den Fällen, wo es die Dienst- 
verfassung oder die Natur der Sache mit sich bringt, ein un- 
verbrüchliches Stillschweigen zu bewahren. 

Meinen Vorgesetzten gelobe ich verfassungsmässigen völ- 
ligen Gehorsam und meinen Berufsgenossen ein aufrichtiges 
und collegialisches Benehmen. 

So wahr mir Gott helfe! 

5) für Apothekergehülfen. 

Ich N. N. schwöre einen feierlichen Eid, dass, nachdem 
ich in der ... . sehen Apotheke zu als Gehülfe an- 
genommen worden, ich der Apothekerordnung und allen an- 
deren sich auf das Apothekerwesen beziehenden Gesetzen und 
Vorschriften pünktlich nachleben und mich in Allem so ver- 
halten will, wie es einem rechtschaffenen Apothekergehülfen 
gebührt. 

So wahr mir Gott helfe! 



Die Eisenmoorbftder zu Freienwalde a. O. 

(Schluss.) 

II. Feststellung der relativen Mengen der in der Moor- 
erde vorhandenen festca Bestandtheile. 

1000 Theile der Moorerde wurden im Dampfbade er- 
wärmt, bis sie keinen Gewichtsverlust mehr erlitten. Das 
Gewicht des Rückstandes betrug 222,34 Tbl. Zur Correctur 
wurden 4501,4 Thl. feuchter Erde im Bade getrocknet. Der 
Rückstand betrug 1000 Thl. 4501,7 Thl. feuchter Erde sind 
in Rücksicht auf ihre festen Bestandtheile gleich 1000 Thl. 
bei 80^ C. getrockneter Erde. Eingeäschert und bis zum 
Mangel an Gewichtsverlust geglüht blieben von 4501,7 Tbl. 
feuchter, oder ICOO Thl. bei SO'' getrockneter Hoorerde 
330,2 Thl. unverbrennlicher Rückstand. 

III. Ouantitalive Bestimmung der nachgewiesenen Be- 
standtheile. 

In 4501,7 Gr. feuchter = lOOO Gr. bei 80» C. getrock- 
neter Moorerde sind enthalten: 

1) an Gasen 

Kohlensäure 11,5 CC. = 0,642 P. C. Zoll = 0,372 Gran. 
Kohlenwasserstoff Spuren. 

2) an, in Wasser löslichen Bestand- 
theile n: 21,255 Gran. 

Schwefelsaures Natron 2,176 Gr. 

„ Magnesia 1,411 « 

Kalkerde 3,113 „ 

Eisenoxydul 1,013 „ 

Manganoxydul 0,011 „ 

Kohlensaure Kalkerde 0,538 „ 

Kohlensaures Eisenoxydul 1,543 „ 

Phosphorsaures Natron 0,124 „ 

Chlürnalrium '1,534 „ 

Kieselsäure 0,341 „ 

Ulminsäure 8,255 „ 

Indifferenter organischer Stoff 1,114 „ 

Verlust 0,082 „ 

21,255 Gr. 

3) An in Weingeist löslichen Bestand- 

th eilen: 15,114 Gran. 

Harzartiger humusartiger Stoff 15,114 Gran. 

4) An in Chlorwasserstoffsäure lös- 
lichen Bestandtheilen: 116,353 Gran. 

Eisenoxydul 24,1 1 5 Gr. 

Manganoxydul 0,304 „ 

Schwefelsaure Kalkerde 21,558 „ 

Kieselsäure 13,1 15 « 

* Thonerde 7,731 „ 

Kohlensaure Kalkerde 1,345 „ 

Bitlererde 3,510 „ 

Phosphorsäure 1,541 „ 

Organische Stoffe 43,113 „ 

Verlust 0,021 „ 

1 16,353 Gran. 



i^ 






264 



6) An in kohlensaurem Natron und Am- 
moniak iÖsUchea Be&tandtheilen: 320,115 Gran. 
Huminsäure 320,115 Gran. 

6) An in Wasser, Weingeist^ Chlorwas- 
serstoffsflure, Kohlensaurem Natron, 
Ammoniak unlöslichen Bestandthei- 
len: 526,791 Gran. 

Humusartige StofTe, Kohle, vegetabilischeSub- 
stanzen, Holz, Wurzelfasern elc. 3l'2,l 13 Gran 
Kieselerde, Thon, ander* 
weiUge Silicate 224,678 Gra n 

5.26,791 Gran. 



Summa 1000 Gran. 
Welche Bedeutung diese Zahlen haben geht aus folgen- 
der Vergleichung hervor: 

X'raiiitnsbad Freienwalde GleimenS) V«ri«iibad^ Vnikaa^ 
analys. von aoalys. von analys. von analys. von analys. von 
Radig Ziurek Jobn Brandes HermbsUdt 

Vergleichung der feuchten und trockenen 

Moorerde. 

3016.54 nasse 4501.7 nasse = nicht ange- nicht ange* nicht ange- 
^1000 trockne 1000 trockne geben geben geben 

Erde Erde 

1000 Thcile trockne Hoorerde enthielten: 

a) in Wasser lösliche Beslandtheile 

112.68 21,255 25.0 14.0 13,5 

b) in Alkohol lösliche Bcstandlheile 

37;6i 15.114 Spuren 40,o „ 

c) in Salzsäure lösliche Beslandtheile 

252,47 li 6)353 35,0 36-0 » 

d) in kohlensaurem Natron und Ammoniak lösl. 
Bestandtheile 

23,20 320,115 „ 540,0 „ 

e) unlösliche Bestandtheile 

473,63 526,791 940,0 470,o » 

Wird dabei in Erwägung gezogen, dass wir 180 Pfund 
Offer 3 Scheffel Moorerde zu einem Bade verbrauchen, so 
würden die gefundenen Bestandlheile , welche auf ICOO Gran 
berechnet sind (das Plund zu 7680 Gran), mit 7V2 X 180 
oder mit 1350 vervieiracht, und daraus auf die Summe der 
Wirksamkeit geschlossen werden müssen. Diese wird noch 
durch den Zusatz von 1 Scheffel, des Hangenden der hier 
vorkommenden Braunkohle und der erwärmten Badequclle 
erhöht, um schliesslich den von den Kranken und den Aerzten 
gewünschten Heilerfolg zu erreichen. 

1) Siehe Do seh an die Eisenmoorbäder zn Franzensbad. Wien 1850. 

2) S. die Eisenmoorbäder zu GIcissen von Schayer. Berlin 1846. 

3) S. Pflanzen - und Gcbirgsarten von Riarienbad, beschrieben von 
Friedrich, Prinzen von Sachsen und J. W. v. Gölhe. Heraus- 
gegeben von Hai dl er. Prag 1837. 

4) S. das Nenmannsbad bei Uubkau von Dr. Hermbst&dt. 
Sorau 1825. 

lieber die Sterblichkeit auf den englitchen AniwandemagsschiJGreii 
liegen uns die officicllen Ausweise der Eniigration^comniisMon vor. Von 
den 22,301 Passagieren, die im Jahre 1S57 aus englischen Fläfen nach 
Australien gingen, starben 200 oder 0.69 pCt. Unter diesen waren 
55 Erwachsene, 88 Kinder swischcn 1 — 12 Jahren und 57 Kinder, 
welche das erste Lebcnfjahr noch nicht erreicht hallen. Von 16,467 
nach Boston beförderlcn Auswanderern starben 22 oder 0,13 pCt. und 
Ton 4933 Personen, die nach Philadelphia befördert wurden, nur 8 
oder 0,16 pCt. Es scheint sonach, als ob die Stetblichkeit im Ver- 
hällnlss stände zu der Länge der Wegstrecke und als ob nur der 
längere Aufenthalt auf der See die Schuld an dem grösseren Morta- 
litätsverhällniss der nach Australirn gehenden Auswanderer zu tragen 
habe. Dem ist aber nicht so. Per Weg nach den amerikanischen 
Häfen ist bald zurückgelegt, der Verkehr i^t hier ]ebh.in und die 
Nachrichlen aus einem Haien in den andern begegnen sich täglich. 
Darin liegt eine gute Conirole sowohl fiber den Rheder als über den 
Capitain, welche in beiden Fällen von dem Publikum gefibl wird, 
ßchifle, aut denen die ei forderliche Fürsorge für gesunde Nahrung 
und ausreichendes Obdach nicht gelrofTen ist, werden sehr bald he- 
rfichtigt. Anders ist dies mit den Auswanderungsschiflen, die nach 
Australien gehen. Hier ist die Reise weit und der Capitain Herr. 
Ganz unverantwortlich ist dabei die vollständige Passivität der Sani- 
tätsbehörden in den englischen Häfen. Die Engländer schenken den 
SklavenschifTen die zarteste Aufmerksamkeil, sie haben auf einer 
Strecke von nahe an 1000 Meilen Seegrenze Afrika's die besten 



Augen ffir die ominösen Zwischendecks und die schwarze Waare; 
aber za Hanse in ihren eigenen Häfen und Schiffen versäumen sie et 
die notfawendigsten sanitätlichen Vorsichtsmaassregeln dorcbznfibren, 
zumal wenn es sich nur um den Transport iriseher oder deotaeher 
Aaawanderer handelt 

Die Peit angehenden Ktenregel. Die Provenienzen ans den 
östreichischen RCistenländern und dem Rirchenataate werden in Neapel 
einer zehntägigen Conlumaz unterzogen, solche ans der Regentschaft 
Tripolis abgewiesen. Dies ist der 400 Jahre alte neapolitanische Pest* 
eifer. Dagegen werden in Marseille Provenienzen an« Alexandtia — 
dem vermeintlichen Krankheitsbecrde — mit patente netta und einem 
Arzt an Bord einer achttägigen Quarantäne unterworfen. In Griechen- 
land werden für Provenienzen aus der Türkei, Syrien, Aegypten, Candia, 
Malta und den joni«chen Inseln nur eine viertägige Contumaz (vir Pas- 
sagiere und eine neuntägige fQr Waaren, in Corfn ebenfalls Coniumas 
für Provenienzen ans Smyrma, Malta, Afrika und Aegypten angeord- 
net.' Diese sehr abweichenden Maassregeln werden nicht auflailen, 
wenn man erfährt, dass in Betreff der die Pest angehenden Quaran- 
täne-Verordnungen zwischen den mittelländischen Küstenländern bis 
zum heutigen Tage nicht nur keine Einigung zu gemeinsamer sani- 
tätlicher Controle geschehen ist, sondern dass vielmehr die maass- 
gebendten Grundanschauungen von dem Wesen der Pest ganz ver- 
schiedene sind. Dioserhalb stehen den französischen, den Handel und. 
Verkehr erleiehternden Quarantäne -Bestimmungen die östreichischen 
und noch mehr die hemmenden neapolitanischen Bestimmungen ent- 
gegen. Deutschland ist, Angesichts der Möglichkeil des Hereinbrechens 
der Seuche in hohem Grade bei der Frage beiheiligt welcher Auf- 
fassung beizustimmen ist; denn es ist ganz von jener abhängig, und 
es Hegt nahe, wie nölhig es ist, die eine oder die andere anzuer^ 
kennen und dem entsprechend in den heimiaehea Maasaregeln zur 
Geltung zu bringen oder zu paralysiren. 

Vanheim. Unser Badeort bat in jüngster Zelt eine Einriebtang 
erbalten, welche, wie ich glaube, der allgemeinsten Erwähnung 
wcrtb ist, nicht weil sie eine der glänzenden Einricblangen ist, durck 
welche gegenwärtig die Bäder In spekulativer Concnrrenz sich zu 
überbieten streben, sondern weil sich in ihr etwas wirklich Nützli- 
ches und Gutes ausprägt , nämlich eine Pensionsanstalt für 
kranke Kinder. Kinder mit scrophulöser Anlage oder ähnlichen 
Krankheitszuständen finden nur durch eine fortgesetzte länger dauernde 
Badekur und durch ununterbrochene Beobachtung der erfordert icheo 
Diät und Lebensweise gründliche Genesung. — Alle Unterbrechun- 
gen verzögern dieselbe oder paralysiren sie ganz. Ohne Zweifel 
wird es vielen Eltern, welche verhindert sind ihre Kinder nach un- 
sern heilkräftigen Badeorte zu geleiten, willkommen sein zu verneh- 
men, dass sie hier ein Institut finden, dem sie dieselben verlraaungs- 
voU übergeben können« Die Vorsteherinnen Fräulein S. und L. Lud- 
wig werden den ihnen überwiesenen kleinen Pfleglingen eine der 
elternlichen gleichkommende Sorgfalt angedeihen lassen. P. 



Penemdekronik. Preussen, Ernannt: Assistenzarzt Gröger zum 
Hausverwalter und Rendanten der Irren-Versorgungs-Anslalt zu Brieg. 

Niedergelassen: Die praktischen Aerzte Dr. Löper in Wai- 
denburg, Dr. Weber und Dr. Crusius in Stettin, Dr. Keller in RÖ- 
dingen. Wundarzt I. Kl. Schütte in Heiiigenhans, Stabsarzt Dr. 
Toussaint in Marienburg, Dr. Gerlof in Peneun, Dr. Büren ia 
Freudenberg. Der Apotheker Johl hat die Verwaltung der Dubme- 
sehen Apotheke in Wongrowicz übernommen. Apotheker Bauning 
die Röscb'sche Apotheke in Düren gekauft. 

Impfmedaille, silberne, dem. prakt. Arzte Dr. Bovermann 
zn Witten Kr. Bochum verliehen. 

Gestorben: Oberstabsarzt Dr. Bertram zu Erfurt. 

Vacant: Die Kreisthierarztstelle des Usedom -Wolllner Kreises 
mit dem Wohnsitz in Swinemünde. — 

Bnyern. Ernannt: Professor von Scanzoni zu Würzburg 

zum Geheimen Ralb. 

Gestorben: Der Kgl. Regimentsarzt a. D. Dr. J. Gelhausen 

zu Aschaffenburg. . . , . . 

Suchten. Gestorben: Der Professor Dr. Cerutti in Leipzig. 

Hannover, Die Niederlassung eines tüchligcn Tbterarztes in 
Bramstedt, Amt Hagen, wird gewünscht. Bewerbungen an das KgL 

Amt Hagen. . 

Württemherg. Die Niederlassung eines tüchtigen Arztes in dem 
Marktflecken Dischingen wird dringend gewünscht. Gehall 400 fl. 
Bewerbungen an die Fürstl. Taxische Schlossverwaliung. 

Kurhesien, Orden: Der Geheime Medicinalralh Dr. Heisinger 
den Kurfürstl. Wilhelmsordcn IV. Kl. 

Mecklenburg-Schwerin. Dem Rossarzt Viereck der ChaTakter 

als Oberrossarzt verliehen. 

Co/turg, Dr. med. C. Rückert ist auf seinen Antrag von der 
bisher von ihm bekleideten Stelle des Amtswundarztes für das Amt 
Coburg entlassen worden. — 

Anzeige. 

Ein prakt. Arzt, der polnischen Sprache mächtig, findet in Kozmin, 
Prov. Posen, lohnende Praxis. Nähere Auskunit beim Magistrat daselbst. 
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Freussen. 

Die Zuziehung concessionirter Hebammen betr. 

Es ist in jüngster Zelt Beschwerde darüber geführt wor- 
den, dass die Geburtshelfer bei Entbindungen anstatt conces- 
sionirter Hebammen sich sogenannter Wickelfrauen bedient 
haben. 

Um einem solchen Missbrauche zu begegnen, bringen 
wir nachstehend des Reskript des Königlichen Ministeriums 
der geistlichen, Unterrichts- und Medlcinal- Angelegenheiten 
vom 17. Januar 1825 zur Beachtung der Herren Geburtshelfer 
jBnr allgemeinen Kenntniss mit der gleichzeitigen AufTorderung 
an die Polizeibehörden und Herren Kreisphysiker, Zuwider- 
handlungen zu rügen und darüber an uns zu berichten. 
Aachen, den 26. JuU 1858. 

Königl. Regierung, Abthellung des Innern. 

Es sind Fälle vorgekommen, dass sich Geburtshelfer zu 
den bei und nach der Entbindung vorkommenden Verrichtun- 
gen nicht der concessionirten Hebamme, sondern einer soge- 
nannten Wickel fr au bedient haben. 

Ein solches Verfahren ist jedoch in doppelter Beziehung 
nachtheillg. Theils ist, weil das Kind nicht Gefahr laufen solf, 
dessen sachverständige Behandlung unerlässlich, wozu indess 
dergleichen Wickelfrauen die nöthigen Kenntnisse nicht zuzu- 
trauen sind, sowie denn auch die Beaufsichtigung des Ge- 
burtshelfers, als eines vorzugsweise wissenschaltiich gebildeten 
Sachverständigen, hierbei nicht die erforderliche Gewährleistet; 
theils gestaltet das Schanigeruhl den Entbundenen nicht in 
allen Fällen das nölhige unumschränkte Vertrauen gegen den 
Geburtshelfer, und in dieser Hinsicht kann die Gegenwart 
einer gehörig unterrichteten und geprüften Hebamme durch 
die Zuziehung einer Wickelfrau nicht ersetzt werden. 

Unter diesen Umständen und um zugleich den Hebammen 
ihren nothdürfUgen Erwerb nicht zu schmälern, ist es uner- 
lässlich, dass sich die Geburtshelfer zu den ihnen anvertrauten 
Enibindungen. der betreffenden Hebamme als Gehülfin, nicht 
aber einer sogenannten Wickel fr au bedienen; die Zuziehung 
der Letzteren nach der Entbindung ist vielmehr nur den Heb- 
ammen selbst zu gestatten, welche öllers durch die noihwen- 
dige gleichzeitige Besorgung mehrerer Schwängern oder Wöch- 
nerinnen oder durch andere zui^llige Umstände sich veranlasst 
finden können, die Bdhülfe einer solchen Frau in Anspruch 
zu nehmen. 

Die Königliche Regierung hat diese Bestimmung zur 
allgemeinen Kenntniss zu bringen, und über deren pünkt- 
liche Befolgung zu wachen. 

Berlin, den 17. Januar 1825. 
Ministerium der geistlichen, Unterrichts- imd Medidnal- 

Angelegenhdten. 
gez. von Altenstein. 

Bayern. 

Baunscheldtismus betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs. 
Es ist zur Kenntniss der unterfertigten Stelle gekommen, 
dass in jüngster Zeit mehrfach, besonders auf dem Lande, der 



Versuch gemacht worden ist, eine von einem gewissen Carl 
Baunscheldt, Mechaniker zu Endernich bei Bonn, verfasste 
Broschüre (,,der Baunscheldtismus, vom Erfinder dieser neuen 
Helliehre Carl Baunscheldt^^ nebst einem dazu gehörigen 
Instrumente und Flaschchen mit Oel, zusammen im Preise von 
6 Thlr. 20 Sgr zu verbreiten. Da die voluminöse Broschüre 
von unrichtigen Angaben und baarem Unsinne strotzet, das 
Instrument geeignet ist eine Art Acupunctur auszuführen, wel- 
che unter Umständen nachtheilig wirken kann , und das bei- 
gegebene Flaschchen eine ölige Flüssigkeit enthält, welche als 
Arcanum bezeichnet wird, so erscheint das Ganze theils als eine 
Speculalion auf die Börsen des leichtgläubigen Publicum, theils 
als eine medicinische Pfuscherei, welche mannigfaches Unheil 
zu stiften im Stande ist. 

Es ist daher nothwendlg, einerseits das Publicum vor den 
betrügerischen Vorspiegelungen dieser sogenannten neuen Heil- 
lehre nachdrücklichst zu warnen, andererseits aber gegen die 
Verbreitung der Baunscheidt'schen Broschüre mit ihren Bei- 
lagen nach Maassgabe der bestehenden Verordnungen bezüg- 
lich der medicinischen Pfuscherei, dann der Anpreisung und 
des Verkaufes von Geheimmitteln mit aller Strenge einzu- 
schreiten und es werden die oben bezeichneten Behörden an- 
gewiesen, hiemach das weiter Geeignete zu verlügen. 

Regensburg, 1. Juli 1858. 
Kgl. Regierung der Oberpfalz und von Regensburg, K. d. I. 
In Abwesenheit des kgl. Regierungspräsidenten: v. Lottner. 



Königliche Allerhöchste Verordnung, das Studium der 
Medicin betr. 

Maximilian IL 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein^ 
Herzog von Bayern, I* ranken und in Schwaben etc. 
Wir haben die Normen über das Studium der Medicin 
einer sorgPältigen Revision unterstellen lassen und finden Uns 
bewogen, unter Aufhebung der Verordnung vom 30. Mal 1843 
für so lange als wir nicht anders bestimmen werden zu ver- 
ordnen was folet: 

Tit. L Allgemeine Bestimmungen. %. 1. Jeder 
Inländer, welcher von der medicinischen Facultät Einer der 
drei Landes-Universiläten den Dociorgrad aus der gesammten 
Arzneikunde erlangt und die durch gegenwärtige Verordnung 
vorgeschriebenen Vorbedingungen erlfiril hat, ist befufft, sich 
um Zulassung zur ärztlichen Praxis in ihrem ganzen Umfange 
zu bewerben. 

S. 2. Diese Vorbedingungen sind folgende: a) die Prü- 
fung aus den naturwissenschaniicben Fächern nach wenigstens 
einjährigem Universitäts-Studium, b) die medicinische Facul- 
tätsprüfung im achten Semester des medicinischen Fachstudium 
und c) die schriltiiche und mündliche Staatsprüfung nach wei- 
terer wenigstens einjähriger praktischer Ausbildung. 

|. 3. Die Bewerbung um Anstellung in der medicinlsch- 
polizeilichen und medicinisch-gerichllichen Sphäre ist nur je- 
nen Inländern gestattet, welche in der Staatsprüfung die erste 
oder zweite Note erlangt haben. 

Tit IL Von der Prüfung aus den naturwisien- 
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schaftlichen Fttchern. |.4. Die Vornahme der Prüfung 
ans den naftonrlMetiachaiillchen Fächern geschfeht an Jeder 
der drei' Landes- Universitäten durch einen ständigen Senat, 
welcher aua einem- Vorstände und vier Beisitzern zu be- 
stehen haL 

f. 6. DieiKldung und kttnilige Ergänzunff dieses. Pfü« 
fungs-Senates geschieht aus der Zahl der einschlägigen Uni- 
versiläts-Proressoren durch das betreffende Slaatsministerium 
nach vorgängiger Einvernahme des akademischen Senates^ 
welcher sich dessfalla mit der philosophischen Facultat in das 
geeignete Benehmen zu setzen hat Der Senats- Vorstand wird 
von dem Könige auf drei Jahre ernannt. Das betreffende 
Staatsministerium wird von Zeit zu. Zeit dte Glelcbartifffceit 
der Beiiandlung der Examinanden bei den naturwissenschaft- 
lichen Prüfupffen auf den Landes - Universil^*en durch einen 
eigenen zu diesem Zweclte abzuordnenden Commissär con- 
statlren lassen. 

|. 6. Dem Prttfungs-Senate wird sowohl die Bescheidung 
der Admissions«-Gesuche als die Vornahme der Prüfung selbst' 
und die Vk^ürdigung ihrer Ergebnisse mit allen nach, der Nalur* 
der Sache sich, hieran knüpfenden Zuständigkeiten überwiesen. 
Bei allen Beschlüssen hat derVorsland ein selhstständiKies und 
bei Slimmengleichheit ein entscheidendes Votum zu führen. 
Der Senats-Vorstand trägt die Verpflichlunff, den pünktlichen 
Vollzug gegenwärtiger Verordnung In allen die Thätigkelt 
des ihm uniergebenen Senates berührenden Punkten auf das 
Genaueste zu überwachen, jeder wahrgenommenen Abwei- 
chung mit allen Befugnissen und Zuständigkeiten eines Col* 
legiaf- Vorstandes entgegen zu treten und, wenn seine diess- 
fHUIgen Bemühungen erfolglos bleiben sollten, dem betreffen- 
den Staatsmtnisterium bei eigener Verantwortlichkeit unge- 
säumt Anzeige hierüber zu machen. 

g. 7. Die Prüfung aus den naturwlssenschafllichen Fä- 
chern findet alljährlich zwei Mal, 3 Wochen vor dem ver- 
ordnungsmässigen Schlüsse eines jeden Semesters, Statt. Die 
Anmeldungen zu dieser Prüfung geschehen 15 Tage vor Be- 
ginn derselben bei dem Vorstande des Prüfungs-Senates. 

{. 8. Die Zulassung zu dieser Prüfung wird bedingt 
durch die Vorlage eines in Bayern erworbenen Gymnasial- 
Absolutorlum und den Nachwels eines wenigstens einjährigen 
Stadium an einer Hochschule oder eines wenigstens zweijäh- 
rigen an einem Lyceum. 

8. 9. Die gedachte Prüfung ist öffentlioh und mündlich 
und wird, wenn mehrere Examinanden vorhanden sind, mit 
zwei Examinanden zugleich vorgenommen. Sie findet unter 
dem Vorsitze des Senats - Vor&ndes und ununterbrochener 
Anwesenheit sämmtlicher Beisitzer Statt und erstreckt sich 
über die Fächer der Physik, dar allgemeinen und analytischen 
Chemie in besonderer Beziehung, auf orffanische Körper,, der 
Botanik, der Mineralogie und der Zocuogie. Jeder Exami* 
n%^)r prüft die beiden Candidaten eine halbe Stunde. 

g. 10. Die Fragen fttr die Prüfung aus den naturwissen- 
schafilichen Fächern werden in den philosophischen Facultäten 
der drei Landes-Universiiäten von den ittnf Examinatoren ent- 
worfen. Jeder Examinator fertiget aus der ihm zugewiesenen 
Dlsclplin eine Reihe schriftlicher Fragen an, welche nicht zu 
sehr auf einzelne Special! täten gerichtet dieses Fach möfliichst 
vollständig umfassen sollen. Der Vorstand des Prümngs- 
Senates sammelt die Elaborate der einzelnen Professoren und 
legt sie dem betreffenden Staatsministerium vor, welches die 
entworfenen. Fragen revidirt, einer Zusammenstellung zu Grunde 
legt und Letztere dem Senats- Vorstande mittheilt. Es wird 
von Zeit zu Zeit eine Revision der Prüfungsfragen angeord- 
net werden. 

f. 11. Die Fragen für Jedes der vorgeschriebenen Fä- 
cher sind numerirt auf einem Bogen aufgeschrieben und die 
Ihnen entsprechenden Nummern befinden sich in einer Urne. 
Die Nummern werden von Zeit zu Zeit geändert. Jeder Can- 
didal zieht flir jede Prüfungs-Disciplin aus der Urne eine 
Nummer, beginnt mit der Beantwortung der zu derselben ge- 
hörigen Frage und fährt hiemit so lange fort, bis die Prü- 
fongszelt In dem betreffenden Fache verflossen ist oder der 
Examinator die Ziehung einer weiteren Nummer fttr ange- 
messen hält. Die Examinatoren sind Im Verlaufe der Prüfung 
nebenbei auch zur Stellung von Fragen befugt, deren Beant- 
wortung die Vorlage von Mineralien, Pflanzen, chemischen 
Stoffen oder anderen Gegenständen voraussetzt. Der vorge- 
schriebene Prüfungs-Modus darf indessen hiedurch nicht ge- 
ändert werden. 

(Fortsetzans folgft.) 



HannoTev. 

Dfe BlnfOhrung einer neu«n Arzneitaxe betr. 

Nachdem weffen der bevorstehenden Aendemngen des 
Münz- und Gewtcntsystems in Folge des Münzgesetzes vom 
3. Junius 1857 und des Gesetzes vom 17. Junius 1857, die 
Einführung eines allgemeinen Landesgewichls betreffend, eine 
Umarbeitung der zur Zeit bestehenden Arzneilaxe erfurderüolt 

Seworden, auoh k» mehreren* Bezidiungen eine Abänderung, 
ieser Taxe ftlr angemessen erachtet worden ist, so erlassen 
Wir hiemit die nachstehende neue Arzneilaxe und bestimmen, 
dass dieselbe vom ri.iulhis dieses Jahres an ausschliesslich zur 
Anwendung zu bringen ist. 

Dabei weisen nir insbesondere auf die Bestimmungen Im 
g. 5 des Gewichtsgesetzes vom 17. Junius 1857 über das 
Apolhekergewicht hin, und bemerlMn^. dass eine Erneuerung 
der Pharmacopoea Hanoverana vom 31. Januar 1833 mit Rflokr^ 
sieht auf die darin enthaltene Anwendung des mit dem U Ju- 
nis d. J. wegfallenden besonderen Medidnalpfundesi, so wie 
des mit dem 1. Julius, d. J. zu verändernden bisherigen Me- 
dicinalgewichts in naher Aussicht, sieht 

Die Königlichen LanddrosteieUj die Königliche. Berghaupt- 
mannschaft, der General-Inspector der Apotheken, die sämmt- 
lichen Obrigkeiten und Physld haben darauf zu achten, dasff 
die Vorschriften der nachstehenden Taxe vom 1. Julius d. J. 
an in aller Masse von den Apothekern beachtet und bei Ueber- 
tretungen das Strafverfahren nach Maassgabe der Siralbestim* 
mungen der Apotheker-Ordnung eingeleitet werde. 
Hwinover, den 16. Junius 1858. 

KiMgl. Hannoverisches Ministerium dea laaem. 

von Borries. 

Wfirtteiiib0t|^ 

Die Aufnahm« von Zöglingen In die K. Thier- 
arznelsohtile für das nächste Schuljahr i86S — W 
betreffend. 

Bei der K. TMerarenelsGhiile wird mit künf^em Mona! 
November ein neuer Lehrkurs beginnen, welcher rar diejeni- 
gen, die sich zu praktischen Thierärzten auszubilden beab^ 
sidittgen, zwei Jahre In sich schliesst; es wird jedoch hiebet 
ausdrücklich bemerkt, dass jedes Jahr zu derselben Zeit ehi 
neuer Lehrkurs beginnt und dfe Aufhehme neuer Schüler stalle 
findet. Wie bisher haben diejenigen, welche am Lehrkurs 
ThM nehmen wollen, ihre diesfäTligen Gesuche den betref- 
fenden K. 01»erämtern zu übergeben und sich über folgend^ 
die Aufnahme bedingende Erfordernisse aoszuweh^en: 1) Der 
Aufzunehmende darf da» drelsslgste Lebensjahr' nicht über- 
schritten haben und der ordentUehen Aushebung nicht mehr 
unterworfen sein; 2) er muss körperlich gesund sein und die* 
jenem Alter angemessenen Kräfte besitzen ; 3) mit den nöthf'^ 
gen Schulkenntnissen ausgerüstet sein, in welcher Beziehung 
vor dem Beginn des Unterrichts eine Vorprüfung stattfinde^ 
diesich über die Elementarfächer des Lesens, Rechtschreibens 
und einer verständlichen, schrifUichen Darstellung, sowie der 
Arithmetik ausdehnen wird, und von deren erfolgreicher Er^ 
stehung die definitive Aufnahme abhänffig ist; 4) in Beziehung 
auf seinen Lebenswandel hat der Aufnahmesucbende gute 
Zeugnisse beizubringen; 6) soll derselbe ein passendes Ge- 
werbe erlernt haben und gehörig verstehen; 6) das erfordere 
Uclie Vermögen oder zureichende Unterstützung, um die Kosten 
eines* zweijährigen Aufenthaltes in der Anstalt bestreiten zu 
können, nachweisen. Solche, welche Im Militärverbande stehen; 
können nur mit Erlaubniss ihres Regimentskommando's auf- 

Knommen werden. Bei' Vergebung der in der Anstalt vor- 
ndenen zwölf Schlafstellen wird auf die älteren, im zweiten 
Jahre des Lehrkurses stehenden Schüler vorzugsweise ROck- 
sieht genommen; der Unterricht Ist frei; der Aufwand für 
Wohnung, Kost und Bücher ma^ jährlich 150—200 fl. betra- 
gen. Ausserdem werden auch junge Männer als Hospitanten 
zur Thetlnahme am Unterricht in einzehien für sie geeigneten 
Fächern, z. B. Hufbeschlag, Viehzucht, Exterieur, zugelassen. 
Damit die eingehenden Gesuche der höheren Entscheidung 
rechtzeitig unterlegt und demgemäss die zur Aufnahme be- 
stimmten Individuen einberufen werden können, werden die 
K. Oberämter ersucht, die b^ ihnen einkommenden Gesuche 
spätestens bis zum Ende des Monats September an die Be- 
hörde fliir die K. Thierarzneiscbule einzusenden. 

Stuttgart, den 21 Juli 1858. 

K. Thierarzneischule. 
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KMUmlnilrg« SIMUte 

Veftheilong der rillerschaltlfcbeit Gttiei* aof 
die bestehenden Physlkate bell". 

Georg e\c. Da es Uns angemessen und aweckmässig 
erschienen ist, die In der Hüdfcinalordnung vom 6. Mai 184U 
vorgesehene Etntbeiiung Unseres hiesigen Herzogtbums in 
fhysicatsdistrlcle vollständig Ins Leben tteten zu lassen^ 
so haben Wir nach errorderter Erklärung Unserer getreuen 
ftitterschaft anter Berücksichtigung der deslallsigen Vorschläge 
derselben genehmigt und beslimuil, dass die einzelnen, im 
kiesigen Lande belegenen rittdrsohattUcfaen Güter nebsl dett 
dazu gehörigen Meiereien und Gehölten bis auf Weiteres den 
BAchstgelegenen Physicaten^ und 2war: 

L dem Nenbrandenburger Physikate 
dfeGürer: Bkinkenhof» Brunn, Buchhor, Cammirl undRiepke, 
Cölpin, Ganzkow, Gevezin Glocksin, Godenswege, Hüheninin, 
Ihlcnfeld, teppln, Liepen, Neddemin^ Neuenkirchen; Neverin^ 
Podewall, RossoWy Trollenhagen, desgleichen die Krapp- 
müble bei Neubranden bürg ; 

IL dem Priedländer Physlkate 
die Gttler: Bassow, Beseritz, Bres^wilz, Brohm, Cosa, GrOss^ 
Ihiberkow; Dahlen, Dischle^, Eichhorst, Friedrichshof, Galen- 
beck, Gebren, Genzkow. Heinrichswalde, Uelpte, Hohen- 
stein . Holzendorf, Hornshurrah, Jatzke , Klockow, Kolelow, 
Kreckow, Lübberstorf, Ifatzdorf, Mildenitz, Gross-Millzow, 
Pleelc, Rametow^ Rattei, Roga, Roggenbagen, Sadelkowy 
Salow, Sandhagen, Schönbausen, Schwaabeck, Sohwlehten- 
berg, Staven. Voigtsdorf , Wittenborn; 

UL ciem Feldberger Physicate 
die Güter: Canzow, Georginenau, Göhren, Krumbeck, Lich- 
tenberg, Möllenbeck, Quadenschönleld , Stolpe 1, Wendorf, 
Wiltenhageii und Wreehen; 

IV. dem Mirower Physikate 
die Güter : Barsdorf, Blumenow, libltenhof, DannenWalde^ 
Gramzow, Toraow; 
beigelegt und überwiesen werden. 

Diese Eintfatfilung soll v/om: 1. August d.J. ün to Kraft 
treten utad haben Wir durch Unsere Landesregierung die bcK 
treffenden Physici zu Nuubrandenburg, Friedland, Feidberg und' 
Mirow auf Grund der obgedachten Medicirtalordnung mit den 
erförderlichen Anweisungen versehen lassen. 

Urkundlich unter Unserer eigenbändigen Unterschrift und 
dem beigedruckten GrossheraogUchen RegieruiigsafegeL 
Neostr4»Uts den 22. JuU iHSd. 

Georg, G. K v. M. 
(L. S.) V. Bemslorfir. 

Ffintenthum Sanas. 
Ifedicinalgewicht betr. 

Um mehrfachen gegen die Einführung des Zollgewlchls 
als Medioinaigewiehi geltend gemachten Bedenken zu begeg- 
nen, bringen wir hiermit unter Bezugnahme auf f. 9 des Ge- 
setzes vom 26. Nov. 18S7, die Eintührung des Zollgewichls 
als allgemeines Landesgewicht' betreffend, zur öffentlichen 
Kenntniss, dass bis aut Weiteres und bis zu dem Zeitpunkt, 
mit welchem nach besonders zu erlassender Bekanntmachung 
die Bestimmung, im |. 4 des gedachtet Gesetzes ins Leben 
treten wird , sowohl für die Rezeptur als auch flir den Hand- 
verkauf in den Apotheken das bisherigeMedicinalgewicht fort- 
dHuernd beizubehalten ist. 
Gera, am 24. Juli 1858. 

Fürstiicb Reuss-Plauisches Ministerium. 
V. Geldern. 



Sto Bplsootien BeataoUaiiilii im Vrfil^alir und Sommer 

1858. 
Das Frtihjahr und der Sommer 1858 sind dem Gesund- 
heitszustände der Viehslände Deutschlands sehr günstig gewe- 
sen» Grosse Epidemien sind gar nicht vorgekommen. Die 
gewöhnlichen Seuchenherde, die Flussgebiete des Dniesters, 
des Bug, des Dnieper und der Weichsel haben diesmal ihre 
Contagien- Strahlen nicht über ihre Grenzen ausgedehnt. So 
ist die letzte und Deutschland nächste Rinderpest zu Li- 
powce, Ztoczower Kreises in Galizien, yollstiindiff erloschen 
und seitdem kein neuer Ausbruch der Seuche dort vorge- 
kommen. Wie verderblich aber dieselbe innerhalb Rmf sich 
unmittelbar folgenden Invasionen in Galizfen aufgetreten ist, 
vermag man daraus zu ersehen, dass sie seit dem August 
1855 allein im Lemberger Verwallungsgebiete in 12 Krei- 
sen und 368, einen ttomviehstand von> 185,226 Stück zählen- 
den Ortschalten 2468 Gehöfte ergriffen' und i2,4(l3 Viehstücke 
befallen bat. In den Ortscballen Htybow, Tamopoler Kreises 



und Ottyifia, Stanislawower Kreises, soll amtlichen Nachrichten 
zufolge gleichiails kein seuehendes Yiehslück mehr gebtiebeif 
sein. Von späterem Datum und noch unbegrenzt in ihrer Be- 
deuluirg ist eine Nachricht von dem Aullrelen des Milzbrandes 
in den Ortschaften Bessenssög und Nagy-Kuru im Szolnoker 
Comitäle, Woselbst er sich angeblich auf eine grosse Strecke der 
TheissmUndungen in westlicher Richtung bis über die Donad 
ausdehnen soll. Eine Epidemie im Deezser Kreise in Sie- 
benbürgen, welcher besonders im Somkuter Bezirk in vielen 
Ortscballen 50 und mehr Thiere erlegen sind, ist nach dem 
Ufthetle einer mit der Prülung betrauten Commission keini^ 
Rinderpest, sondern eine Bauchfellentzündung, als deren Folge 
ein Durchfall eintriU, der die gesundesten Thiere rasch hin- 
wegradl. Diese Krankheit herrscht auch in dem , Galizien 
näher liegenden Laposer und Reteger Bezirken, war aber auch 
hier in Abnehme begriffen. Dagegim soll die Seuche in den 
polnischen Niederungen , in den^n sich die Flussgebiete des 
Dniesters und der Weichsel begegnen, In östffcher Richtung 
über Radom und Lublin hinaus noch nicht erloschen sein. In 
den diesfallsigen Nachrichten hat das Wörtchen soll eine so 
precäre Bedeutung, dass man in jedem Falle der Wahrheit 
naher kommt, wenn man viel ftlrchtet und wenig hofft. 

In den den bezeichneten Gegenden zunächst gelegenen 
Provinzen Preussens sind Schlesien, Posen und Preussen fast 

Sanz von epidemischen Thierkrankheiten verschont geblieben. 
ie an Polen grenzenden Regierungsbeziriro Bromberg und 
Posen hatten am meisten zn leiden. In ersterem war in meh- 
reren Ortschallen des Giiesener und Bromberger Kreises die' 
Toitwuih unter dem Rindvieh, im Posener Regierungsbezirk 
war der Milzbrand unter dem Rindvieh, in Chlewo, Przedborow, 
Schfldberger Kreises und im Kreise Scbrimm auf der Herrschait 
Kurnik, der Milzbrand unter dem Schwarzvieh in Kochlow Scbild- 
berger Kreises ausgebrochen. Auch die Regierungsbezirke 
Cö^frt urtd Stralsmtd waren nicht ganz frei von Seuchen. 
Auffaltend ist besonders das andauernde Verharren der Pocken- 
krankheit unter den Schafen des Bütower Kreises im Reg. 
Bez. Cöslin. Im Kreise Grimmen in Wittenhagen war die 
Räude unter den Plierden vorgekommen. In den westlichem 
preussiscben Provinzen ist ganz* vereinzett die Lungenseuche^ 
in Bosweld, Kreis Weidenbrück Reg. Bez. Minden, und mter 
den Schafen der Gemeinde Dillendorf bei Semmen , Reg. Bez. 
Coblenz die Räude ausgebrochen gewesen. Die angeiührtetf 
Krankheitserscheinungen sind die einzigen epidemischen Er- 
scheinungen, welche in einem Zeilraum von 4 Monaten 
und einem Viehstand von beiläufig 2 Million Pferden , 6 Mitt. 
Slück Ritadvieh, 17 Mll. Schafen und 3Mili. Schweinen, wel- 
che Preussen besitzt, vorgekommen sind. 

Bayern scheint von epidemischen Thierkrankheiten gar 
nicht heimgesucht gewesen zu sein. In Württemberg beschränk- 
ten sich dieselben auf die in einzelnen Oberimtern: Nagold, 
GeisUngen, Münsingen, Rothenburg etc. vorgekonunene Schaf- 
riiude. 

Beunruhigend häufig waren unter dem Einflüsse der 
wahrhaft tropischen Temperatur der ersten Junitage die Fälle 
von Hundswuth. Ganz Mitteldeutschland war davon heimge- 
sucht; in Schlesien, Posen waren dieselben sehr häufig und 
sind fast überall viele Menschen gebissen worden und leider 
sogar Menschenleben zu beklagen gewesen. Mehrere mittel- 
deutsche Regierungen haben sich veranlasst gesehen durch' 
öffentliche Bekanntmachungen zur Vorsicht zu mahnen, um, 
so weit ihre Mittel reichen, die Gefahren zu beseitigen. Ein- 
gestanden muss werden, dass diese Mittel — die Verbreitung 
und Belehrung über die Entstehung und die Kennzeichen der 
Tollwuth bei Hunden und andern Hausthieren — überaus be- 
schränkt sind und mit den fürchterlichen Gefahren und dem 
über einen Menschen möglicher Weise hereinbrechenden un- 
säglichen Elende in schneidendem Missverhäl(nisse stehen. 
Es ist wirklich zu beklagen, dass sich in Ansehung der 
Hundswuth und ihrer verderblichen Einflüsse auf die mensch- 
liche Gesellschaft und den menschlichen Organismus, sowohl 
die öffentliche Sanitätspflege als die Therapie noch nicht über 
die' Standpunkte Peter Franks erhoben hat In Berlin sind seit 
Einflihrung der Hundemaulkörbe Behandlungen von Bissen 
wuthkranker Hunde nicht erforderlich gewesen und verdien! 
diese Thatsadie die allgemeinste Würdigung. 

Ganz neuerdings soll auf der Insel Bomholm eine an- 
steckende Pferdekrankheit ausgebrochen sein. Diese Nach- 
richt ist aus dem Grunde von Wichtigkeit, als von Bornholm 
aus sehr häufig nach den Häfen Norddeutschlands insonders 
nach den preussiscben Ostseehäfen Pferde eingeführt werden. 
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BcrUn. An Pocken erkrtnkangeo wurden in Joli d. J. in Berlin 
276 gemeldet; von den Erkrankten waren 256 geimpft, 17 nicht ge- 
impft und bei 3 war die Impfung nictil ermillelt. Es starben in der- 
selben Zelt an den Pocken 47 Personen, von denen 28 geimpft und 
19 Dicht geimpft waren. 

Hannovar. Anf der Generalversammlung hannoverscher Thier- 
irste, die zum fönfzehnten Mal Jüngst in Celle stattfand, wurde 
mltgetbciU, dass von Seiten der Regierung anf das Gesuch um Eilass 
eines Viehwfthrschaftsgesetzes noch kein Bescheid erfolgt sei. Den 
Stand betreffend, machte man geltend, dass vor allem um Aufhebung 
der der Quacksalberei Vorschob leistenden Landdrostei-Erlasse, um 
Aufhebung der Concession zur Ca4fation nachzusuchen sein werde; 
sieht' minder werde es znr Hebung des thierärzliichen Standes bei- 
iragen, wenn ein Maturil&tsexamen der Thierärzle von einer besonde- 
ren Behörde vorgenommen werde, nicht von der Direclion des In»liiuts 
in Hannover, es wäre denn von dem Aufzunehmenden ein Gymnasial- 
seuguiss mindestens zweiter Classe eingeliefert worden. Uie neue 
Taxe vom 1. Mftrz d. J. fiber die Gebuhren der Thier&rzte für Unler- 
tnchungen bei Viehseuchen hielt die Versammlung den wissenachaA- 
Uchen Anforderungen, welche die Gegenwart an die Thierärzte stellt, 
für nicht entsprechend. Die n&chste Versammlung wird hier in Han- 
nover stattfinden. 

Kaasel. Ein bei einem höheren Beamten vorgekommener Fall 
von intensiver chronischer Bleivergiftung erregt hier durch 
die wahrscheinliche Entstehungsursache grosses Interesse und ist ganz 
allgemeiner Aufmerksamkeit werth. Es werden nämlich die Symptome 
jener Vergiftung dem starken Gebrauch eines unter dem Namen 
tJPariser*' allgemein sehr beliebten Schnupitabakes zugeschrieben. 
Die angestellte Analyse hat darin einen Gehalt von Vi ^rau Blei auf das 
Loth Tabak nachgewiesen. Gegenstand unserer weiteren Prüfung ist 
die Frage, ob der Tabak seinen -Blcigehall von vornherein, vielleicht 
durch die Zusammensetzung seiner Sauce erhalten hat oder ob durch die 
Einwirkung letzterer die BleihfiUe zersetzt und daraus eine Imprägnation 
d«s Tabaks mit Blei erfolgt ist. Bis zur nähern Aulklärung sind unscrn 
•ämmtlichen Händlern, welche diese Sorte führen, die mitunter bedeu- 
tenden Vorräthe polizeilich mit Beschlag belegt worden. — p — 

Wir können hier beitügen. dass gegenwärtig auch in Berlin und 
zwar auf Veranlassung von Aussen her der Bleigehait der Schnupf- 
tabake Gegenstand sanitätspolizeilicher Untersuchung ist; wir werden 
Gelegenheit haben die Ergebnisse später mitzuthcilen. D. H. 

Leipiig. Am 28. und 20. Jnli wurde vor dem Bezirksgerichte in 
Dresden die Anklagesache gegen den ehemaligen Besitzer des Bades 
Kreischa und frühem Apotheker F. W. Fähndricb wegen Medicasterei, 
Giftmordes an seinem ausserehelichen Kinde und versuchler Abtreibung 
der Leibesfrucht beendet. Nachdem das Gericht in den frühern Sitzun- 
gen am 13. und 16. April d. J. beschlossen hatte, wegen der abwei- 
chenden Ansichten der in dieser Sache zugezogenen Sachverständigen 
(Hofrath Dr. Fihr. v. Seckendorf aus Dresden und Professor Dr. 
Bock aus Leipzig) das Obergutachlen der Chtrurgisch-Medicinischen 
Akademie in Dresden einzuholen, fand am 28. Juli die Beweisaufnahme 
•tau, und am 29. Juli wurde, nachdem das Gutachten der Akademie 
verlesen war, welches behauptete, der Tod des Kindes sei durch nar- 
kotische Vergiftung erfolgt und die Behauptung des Professors Bock, 
der auf Meningitis tuberculosa mit acuter Gehirnwassersucht diagnosti- 
eirt hatte, sei eine „unwissenschaftliche", das Urtel gefällt, das auf 
Tod lautete. Der Eindruck dieses Verdictes ist ein sehr peinlicher, 
man kommt nicht leicht über solche Contrasie hinweg. Dr. Bock's 
Urtheil ist sehr geachtet. — Einer Zusammenkunft unseres Vereines 
Ifir Staatsarzneikunde habe ich zu erwähnen. Es lässt sich von ihm 
sagen, dass er mehr wie viele andere, in's praktische Leben reicht. 
"Wir haben sehr gediegene Vorträge angehört, unter denen ganz be- 
sonders die des Bezirksarzles Dr. Günther aus Eibenstock über „Ver- 
giftung durch bleihaltige Schnupftabake", des Bezirksarztes Dr. Ett- 
mfiller in Freiberg über „die Krankheiten der Aibeiler in den Sil- 
berhfltten" und die des Bezirksarztes Professor Dr. Sonnenkalb in 
Leipzig fiber „polizeiliche Uilchcontrole" hervorzuheben sind. — s. 

Hameln. Vor einigen T^gen traf hier ein von Holland kommen- 
der Reisender krank ein und starb in der folgenden Nacht. Das Gut- 
achten des Obergerichtsphysikns bezeichnet Cholera als Todesur- 
sache. 

Ans Oldenburg. Unlängst brachten die „Hamburger Nachrichten" 
(v. 12. Julij einen unsere neu errichtete Irrenanstalt und dessen Vor- 
stand heftig angreifenden Artikel, der indess zu Hause darum gar 
keinen Eindruck gemacht hat, weil man hier den Verfasser und dessen 
Motive hinreichend kennt und würdigt. Dass in der Anstalt, welche 
erat seit dem 15. März d. J. geöffnet ist. noch nicht alle Stellen be- 
setzt sind, liegt sehr einfach daran, dass dieselbe nur frische Fälle 
aufnimmt. Es haben indt-ss schon die ersten Familien der Anstalt 
ihre Kranken anvertraut, auch sind sogar Ausländer angemeldet und 
aufgenommen worden, so dass voraussichtlich binnen Kurzem 
kein überflüssiger Raum vorhanden sein wird. Was aber den Vor- 
atand anbetrifft, so kann versichert werden, dass er nicht blos durch 
daa Vertrauen der Regierung, sondern auch nach dem ganz allgemei- 
aen Urtheil als der reehle Mann an seiner Stelle steht» 0. 



Stuttgart Im Monat Joli sind gestorben: 12 verheirathete Män- 
ner, 12 Frauen, U led. männl., 9 led. weiht. Personen und 48 Kin- 
der, incL 6 todtgeb., zusammen 92 Personen. 

Sterbeliste von Wisn für den Monat Juni. Vom 1.^15. Juni star- 
ben in Wien 844 (446 m., 398 w.) Personen. Todtgeboren waren 
53; 39 Rn. 14 M. Bis zu 1 Jahre starben 233, von 1—5 Jahren: 
86; von 5—10: 27; von 10—20: 33; von 20—30: 195; von 30—60: 
134; von 60—80: 112; von 80—90: 13; über 90: 1. — An Blattern 
starben 7, an Scharlaeh 14, an Masern 2, an Friesel 2, an Typhus 28, 
an Pneumonie 41, an Keuchhusten 6, an Lungenemphysem 6, an 
Pleuritis 5, an Tuberkulose 168, an Peritonitis 10, an Blutzersetzung' 
28, an Wasserkopf und Fraisen 168« an Herzfehlern 20, an Nieren» 
entartung 6 Personen. 

Die amtUoho Oaburts- vnd Sterbeliste von Berlin ergibt für den 
Monat Juni dieses Jahres 1283 Geburten (656 Knaben, 627 Mädchen), 
272 Trauungen und 1096 Todesfälle (54t weibliche. 555 weibliche). 
Unter den Geburten waren 17 Zwillingsgeburlen. Unehelich wurden 
geboren 190 (90 Knaben, lOOMädchen). Von den Verstorbenen waren 
732 unter und bis 15 und 464 über 15Jahre alt. Im 1. Lebensjahre 
starben einschliesslich der Todtgebornen 595 Kinder (317 Knaben, 
278 Mädchen). Es starben durch Todtgebort 80. durch Unglücksfälle 
15, durch Selbstmord 8, dnreh Altersschwäche 50, durch Krankheiten 
1043, und Jene insbesondere durch Lebensschwäche nach der Ge- 
burt 46, während des Zahnens 15, durch gastrische und ner- 
vöse Fieber 43, im Kindbett 5, durch Gebirne-otzündung 71, 
häutige Bräune 7, Entzündungen der Brustorgane 49, Entzündungen 
der Unlerleibsorgane 17, Lungenkatarrh 8, Pocken 37. Rose 2, Schar- 
lach 1, Masern 1, Brechdurchfall, Durchfall, Magenerweichung 
und Ruhr 182, Krämpfe 83, Wassersucht 20, Schlagfluss 66, Lungen- 
lähmnng 23, Schwindsucht und Abzehrung 109 n. a. w. 



Penonalehronik. PreuMten» Ernannt: Sanitätsrath Dr. Werner 
zum Kreispbysikus in Trebnitz. 

Niedergelassen: Die prakL Aerzte Dr. Keilhold, Dr. Tott, 
Dr. Zander in Berlin, Dr. Praetel in Potsdam, Dr. Siegert in 
Tiier, Dr. Ewald in Saarlouis, Dr. Rosen t hat inftatil)or; die Thier- 
ärzte Kühnert und Nowel in Elbing, Schwanefeid in Dölitz. 
Apotheker Brandenburg hat die Apotheke in Arnswalde gekauft. 
Apotheker L. Hins er die Concession znr Führung der Apotheke 
in Oedenkircben. 

Gestorben: Thierarzt Radtke in Elbing. 

Vacant: Das Kreisphysikat der Weslpriegnitz, Reg.-Bez. Pots- 
dam, mit dem Wohnsitz in Perleberg. Das Bezirksphy-niltat des aus 
dem 1. 2. 3. u. 4. Polizeirevier (Königsstadi) gobildeten Polizeimedi- 
cinalbezirkes in Berlin. Gehalt 150 Rthlr. 

Eine Apotheke verkäuflich unier soliden Bedingungen. Aoakunft 
durch d. R. 

Bttyern. Dem Professor Dr. F. Ph. v. Martins in München ist 
der Titel und Rang eines Geheimen Raihes verliehen worden. 

In den Ruhestand versetzt: unter Anerkennung seiner gros- 
sen u. langjährigen Dienste der Geheime Raih Professor Dr. v. Weisa- 
brod in München. 

Snchsen, Gestorben: Dr. med. Findeisen in Zittau. 

Würitemherg. Ernannt: Oberarotsarzt Dr. med. Gross zom 
Medicinalrath bei der Regierung des Jaxtkreiscs. 

Gestorben: Apotheker F. Gauss zu Stuttgart. 

Vacant: durch den Tod des Oberamisthierarztes Forthuber 
die Stelle eines Oberamtsthierarzles im Oberamt Laupheim. Bewer- 
bungen an das Oberamt. 

KurkMMtm, Hofrath Dr. Beneke hat den Charakter als „Ge- 
heimer Medicinalrath*' erhalten. 

GroMMhet'Xogtkitai UeMinn. Orden: Der Geheime Ratb und 
Professor in der med. Facullät an der Landesoniverfiläl Dr. v. Rit- 
gen das Comlhurkreuz 1. Kl. des Veidienstordens Philipp des Gross- 
mülhigen. 

S ff tksen' Weimar. Orden: Der Geheime Rath und Professor 
Dr. V. Ritgen zu Giessen das Conithurkreuz des Hausordens der 
Wachsamkeit oder vom weissen Falken. 

Aieekien/turg'Sireifix. Dem Dr. med. A.Pieper aus Hagenow 
die Concession znr unbeschränkten medic. und chirurgischen Praxis. 

HoiMteiü, Die medicinischc Facultät der Universität Kiel ist zur 
Ertheilung der Doctorwfirde an den Caudidaten C. F. Seiger aus 
Schleswig ermächtigt worden. 

SarkMeM-AUeHhurg, Der Pharmacent B. Wolfram bat die 
Staatsprüfung als Apotheker bestanden. 

Hamburg, Dr. L. Meyer in Berlin ist zum dirigirenden Ober- 
arzt der Irrenabiheilung an dem allgemeinen Krankenhause erwählt 
worden. 

Zur Vaehrielit. 

Die geehrten Redaktionen, die uns die grosse Befriedigung ge- 
währen, unsere Abbandlungen und Nachrichten, zuweilen sogar unter 
ihren „Original-Abhandlungen*' abzudrucken, ersuchen wir freundliebat 
dabei nicht auch auf die Angabe der Quelle zu verzichten. D. R. 



Redactionsbureaa bei 0. A. Zinrek, Berlin, WilbelnstniMe 112. Verlag von Ferdinand Bnke in Briaofeo. 
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Drock der Adolph Ernst Junge^schen Universilätsbachdmckerei in Erlangen. 
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für Aerzte, Apotheker und Beamte. 
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PreoBsen. 

Polizelverordniing zur Verhütang der Toll* 
krankheit betr. 

Um die Tollkrafnkheit (Hundswuth) und ihre trmirigen 
Folgen möglidist zu verhüten, verordnen wir hierdurch flir den 
ganzen Umfang des Regleruns^sbezirks unter Aufhebung der 
Amtsblatt- Verordnunff vom 16. Februar 1852 (Amtsblatt pro 
1852 S. 82 seq.) auf Grund des S* H des Gesetzes über die 
PoHzeivenvaitung vom 11. März 1850 folgendes:* 

1) Kein Hund darf ausserhalb der Wohnungsräume oder 
des Gehöftes oder der Gärten seines Besitzers ohne Aufsicht 
umherlaufen. 

2) Sind de Wohnungsräume, Gehöfte oder Gärten durch 
Mauern oder Umzäumungen vollständig verwahrt, und werden 
die dazu fllhrenden Thüren oder Thore in der Regel geschlos- 
sen gehalten, so Ist gestattet, die Hunde innerhalb dieser 
Ränemmichkeilen frei umherlaufen zu lassen. 

8) Sind die Wohnungsräume, Gehöfte oder Gärten nicht 
in d^ bei 2. angegebenen Weise verwahrt oder geschlossen, 
so müssen die Hunde am Tage angelegt oder mit einem Knüp- 
pel, welcher am Halse befestigt wird und so gross ist, dass 
er am sdinellen Laufen hindert, oder mit einem das Beissen 
vollständig verhindernden Maulkorbe versehen sein. In der 
Zeit vom 1. November bis 31. März Ist es jedoch gestattet. 
In den Stunden von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens die 
Hunde tn den gedachten Wohnungsräumen, Gehöften oder 
Gärten ohne Knüppel und Maulkorb Irei umherlaufen zu lassen. 

4) In derzeit vom I.April bis' zum 31. Oktober müssen 
dagegen, auch zur Nachtzeit und trotz vorhandener Aufsicht 
(1.), alle Hunde; mit Ausnahme der Schäfer- und Jagdhunde 
während Ihres Gebrauchs, entweder eingesperrt gehalten, oder 
an die Ketten gelegt, oder mit einem den Bestimmungen bei 
Nr. 3 entsprechenden Knüppel oder Maulkorbe versehen sein. 

5) Fleischerhunde müssen beim Treiben des Viehes zu 
allen Zeiten mit Maulkörben versehen sein. 

6) Wenn wecfen eingetretener besonderer Gefahr der Ver- 
breitung der Hundswuth an einem Orte, die Ortspolizeibehörde 
sich veranlasst sieht, die Beschränkungen ad 4 oder einzehie 
derselben auch für einen andern als den daselbst gedachten 
Zeitraum vorübergehend anzuordnen, so ist die diesfallsige 
Anordnung der Ortspolizeibehörde in der durch die Amtsblatt- 
Verordnung vom 18. August 1850 (Amtsblatt pro 1850 S. 232) 
vorgeschriebenen Weise bekannt zu machen. 

7) Die ohne Aufsicht umherlaufenden Hunde sollen ein- 
gefangen werden. Dieselben können, wenn sich die Eigen- 
thümer nicht innerhalb 8 Tage melden ^ oder die Fütterungs- 
kosten, sowie die Fanggebühren mit 15 Sgr. für jeden ein- 
zelnen Hund nicht zahlen, gelödtet werden. 

8) Wer einen Hund hält, soll denselben gehörig warten 
und beobachten, denselben bei dem geringsten Anzeichen der 
Tollwuth sofort tödten, insofern derselbe noch keinen Men- 
schen gebissen hat, ihn mit gehöriger Vorsicht verscharren 
und von dem Vorfalle der Ortspolizeibehörde Anzeige machen. 
Wenn dagegen dn toller oder der Tollwuth verdächtiger Hund 
bereits einen Menschen gebissen hat, so muss der Hund sicher 



eingesperrt, und bis er entweder ganz gesund Ist, oder stirbt, 
unter Aufsicht einer Medicinalperson und nach Anordnung der 
Ortspolizeibehörde, der ebenfalls unverzüglich Anzeige zu ma- 
chen ist . beobachtet werden. 

9) Die Bestimmungen sub 8 finden auch auf Katzen An- 
wendung. 

10) Sind dagegen Pferde oder Schlachtvieh von einem 
tollen Thier gebissen, so muss sofort eine thierärztliche Be- 
handlung stattfinden, innerhalb der gesetzlichen Frist darf aber 
dergleicnen Vieh weder verkauft, noch geschlachtet, noch die 
Milch davon verkauft werden. 

11) Wer den Bestimmungen ad 1 bis 5 und 8 bis 10 zu- 
widerhandelt, verfällt in eine (Geldstrafe von 15 Sgr. bis 10 Thlr. 
oder verhällnissmässige Gefangnissstrafe. 

12) Dieselbe Strafe (11.) Iri&t auch denjenigen, der weiss 
oder gegründete Vermuthung haben konnte, dass sein Hund 
oder Katze von einem tollen Thier gebissen Ist, wenn er das 
gebissene Thier nicht sogleich tödtet, mit gehöriger Vorsicht 
verscharrt, und der Ortsbehörde Anzeige macht, ferner den- 
jenigen, welcher, ohne Arzt zu sein, einen tollen Hund oder 
eine tolle Katze oder einen von einem tollen Thier gebissenen 
Hund oder Katze zu curiren versucht, endlich auch die An- 
gehörigen eines von einem tollen Thier gebissenen Menschen, 
sowie diejenigen, welche es zuerst erfahren, dass ein Mensch 
oder ein Hausthier von einem tollen Thier gebissen ist, wenn 
sie nicht die Ortspolizeibehörde und den nächsten Arzt oder 
Chirurg unverzüglich davon in Kenntniss setzen. 

13) Die Ortspolizeibehörden sind befugt und verpflichtet, 
alle tollen oder der Tollwuth verdächtigen Hunde oder Katzen 
oder von der Tollwuth wirklich befallenen anderen Hausthiere 
sofort tödten zu lassen. 

Vorstehende Verordnung tritt vom 15. August c. in Kraft. 

Wir machen dabei darauf aufmerksam, dass in der dem 
sanitatspollzeilichen Regulative vom 6. August 1835 beigefüg- 
ten Belehrung über ansteckende Krankheiten %, 88 seq. (An- 
hang zur Gesetzsammlung 1835 Beilage 3) die Kennzeichen 
der Tollwuth ausführlich angegeben sind, und weisen wir ins- 
besondere auf die am häufigsten vorkommenden Kennzeichen 
der Tollwuth, auf die Beisssucht (%. 9 und 10) und auf die 
eigenthümliche Veränderung der Stimme (|. 11) hin. Hit 
Rücksicht darauf aber, dass die Tollwuth in so sehr verschie- 
denen Formen auftritt, und in den ersten Stadien oft wegen 
der Aehnlichkelt der Kennzeichen mit anderen ungefährlichen 
Krankheiten nur schwer zu erkennen Ist, können wir den Be- 
sitzern von Hunden nicht dringend genug anempfehlen, bei 
allen nur Irgend bedenklichen Erkrankungen ihrer Hunde sofort 
den Rath eines approbirten Thierarztes in Anspruch zu nehmen. 

Die Amtsblatt- Verordnung vom 30. April 1857, das An- 
spannen der Hunde betrefiend, sowie die Ortspolizei Verord- 
nungen, welche zum Zwecke, das Beissen der Hunde za 
verhüten, noch weitergehende Beschränkungen oder härtere 
Strafbestimmungen angeordnet haben oder femer anordnen 
sollten, werden von der vorstehenden Verordnung nicht be- 
rührt, beziehungsweise nicht ausgeschlossen. 

Merseburg, den 27. Juli 18&. 

Königuche Regierung, Abtheilung des Innern. 
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Bayern« 

Königliche Allerhöchste Verordnung, das Studium der 
edicin betr. 

(Fortsetzung.) 

%. 12. Nach dem Prüiungs-Acte haben die betreffenden 
GandidateUy sowie die etwa anwesenden Zuhörer, abzutreten. 
Sodann erfolgt sogleich die Beurlheilung des Ergebnisses, 
welches durch die Noten: I. befähiget mit Auszeichnung, 
IL berähiffet und III. nicht berahiget, ausgedrückt wird. 

%. lo. Jeder Examinator hat fUr sein Fach eine Note 
zu eriheilen, welche im Falle der Beanstandung der Abstim- 
mung der übrigen Examinatoren unterliegt, wobei die Majo- 
ritfit unter Mitzählung der Stimme des Examinators entschei- 
det. Das Gesammtresultat wird durch Addition der Einzelnoten 
und Division der Summen durch 5 erhalten, wobei die Zahl 
1 bis 1^5 inclusive die Note I., die Zahl I3/5 bis 2V$ inclu- 
sive die Note II. und die Zahl 23/s bis 3 inclusive die Note 
in. repräsentirt. 

S. 14. Die Note III. als Gesammtresultat dieser Rech- 
nung bedingt Zurückweisung des Candidaten auf ein halbes 
Jahr und Wiederholung der ganzen Prüfung. Die Note III. 
in einem und selbst in mehreren Prüfungsfächern bedingt noch 
nicht nothwendig Zurückweisung. Sollte indessen ein Candidat 
auch nur in einem Fache sich ganz unwissend und unvorbe- 
reitet zeigen, so dass der betreffende Examinator selbst die 
Note III. verweigert, und sollte dieses Urtheil von der Majo- 
rität der Examinatoren bestätiget werden, so ist der Candidat 
auch in diesem Falle auf ein halbes Jahr zurückzuweisen, nach 
dessen Ablauf er die Prüfung aus dem einzelnen ihm speciell 
zu bezeichnenden Fache zu wiederholen hat. 

S. 15. Eine Wiederholung der Prüfung aus den natur- 
wissenschaftlichen Fächern oder aus dem Theile derselben 
darf nur noch ein Mal und nur an derjenigen Hochschule ge- 
stattet werden, an welcher die erste Prüfung erfolglos unter- 
nommen wurde. 

$. 16. Jeder Candidat, welcher bei der erstmaligen Prü- 
fung die Note III. als Gesammtresultat erlangt hat, verliert 
für die übrige Dauer seiner Studienzeit allen Anspruch auf 
gänzliche oder theilweise Honorarien- Freiheit sowie auf den 
Genuss eines Staats-Stipendium. 

Tit. III. Von der Facultätsprüfung. $. 17. Die 
Facultätsprüfunff umfasst alle Fächer der Medicin, Chirurgie 
und Geburtshilfe mit Ausnahme der Staats-Arzneikunde und 
Psychiatrie. 

S.' IR. Die Vornahme derselben geschieht an Jeder der drei 
Landes-Universitäten durch einen ständigen Senat, welcher aus 
einem Vorstände, einem Stellvertreter desselben und sechs Bei- 
sitzern zu bestehen hat. Unter dieselben wird das betreffende 
Staatsministerium die in f. 34 vorgeschriebenen Prüfungsdis- 
ciplinen möglichst gleichmässig vertheilen. 

S. 19. Die Bildung und künftige Ergänzung dieses Prü- 
fungs-Senates geschieht aus der Zahl der einschlägigen Uni- 
versitäts-Professoren durch das beireffende Staatsministerium 
nach vorgängiffer Einvernahme des akademischen Senates, 
welcher sich aesfalls mit der medicinischen Facultät in das 
geeignete Benehmen zu setzen hat. Der Senats- Vorstand wird 
von dem Könige auf drei Jahre ernannt. 

S. 20. Ueber die Competenz des Prüfungs-Senates und 
des Senats- Vorstandes kommen die Bestimmungen des S. 6 
in analoge Anwendung. 

|. 21. Das betreffende Staatsministerium ist befugt einen 
Commissär zu ernennen, welcher abwechsehid den Facultäts- 
prüfungen auf den drei Landes-Universitäten beizuwohnen, 
über eine gleichmässige Ausführung der einschlägigen Bestim- 
mungen der Prüfungs-Ordnung zu wachen und über das Er- 
gebniss seiner Wahrnehmungen zu berichten hat. 

S. 22. Vorbedingungen der Zulassung zur Pacultätsprü- 
funff sind: 1) das Zeugniss Über die mit Erfolg bestandene 
Prüfung aus den naturwissenschaftlichen Fächern; 2) der Nach- 
weis, dass sich der Candidat wenigstens im achten Semester 
des medicinischen Fachstudium, in welches die ersten zwei 
Semester des Universitäts-Studium nicht eingerechnet werden 
dürfen, befindet; 3) der Nachweis, dass der Candidat a) wäh- 
rend der ersten zwei Jahre seines akademischen Studium 
wenigstens acht ordentliche philosophische Vorlesungen und 
b) während des verflossenen drei und ein halbjährigen me- 
dicinischen Fachstudium in jedem Semester wenigstens eine 
ordentliche medicinische Vorlesung gehört und c) im achten 
Semester des medicinischen Fachstudium sich auf wenigstens 
eine ordentliche medicinische Vorlesung inscribirt habe. 

(Fortsetzung^ folgt.) 



ECannover. 

Die Gebühren der Thierärzte für Untersuchun- 
gen bei Viehseuchen betr. 

Den Thierärzten ist ihre Mühewaltung für die denselben 
bei Viehseuchen von den Behörden aufgetragenen Untersuchun- 
gen aus Landesmitteln, unter Aufhebung der bisher dafür be- 
standenen Vorschriften, nach folgenden Grundsätzen zu ver- 
güten: 

I. An Reisekosten : a. Meilengelder fUr jede Viertelmeile 
der Entfernung, jedoch ohne besondere Vergütung für den 
Rückweg, 4 ggr., b. fiir den Transport, die Miethe für ein 
Reitpferd mit einem Thaler fiir den Tag. Ausserdem sind 
c. die haaren Auslagen an Weg-, Fähr- und Brückengeld zu 
ersetzen. 

IL Für die Untersuchung und Abstattung des Berichts, 
welcher die Beschaffenheit der Krankheit, die Ansteckungs- 
Töhigkeit und die Mittel zur Verhütung der weiteren Verbrei- 
tung derselben entnehmen lassen muss : A. ohne Oeffnung und 
Untersuchung der inneren Theile (Obduktion), 1) wenn Ein 
Thier zu untersuchen ist, 16 ggr. bis Thir., 2) wenn mehre 
Thiere zu untersuchen sind, für jedes folgende 8 ggr. mehr, 

4'edoch im Ganzen fiir die Untersuchung an Einem Orte und 
Page nicht über 2 Thlr. 12 ggr. ; B. in den Fällen, wo eine 
Oeffnung und Untersuchung der inneren Theile der Thiere Statt 
findet, 1) bei Einem Thiere: a. mit einer kurzen Beschreibung 
nebst Gutachten 1 Thlr., b) mit einer ausführlichen Beschrei- 
bung nebst Gutachten 1 Thlr. 16 ggr. Findet die Oeffnung 
bei mehren Thieren an Einem Tage und Orte Statt, so sind 
für jedes der folgenden Thiere einschliesslich des Gutachtens 
16 ggr. mehr zu zahlen, jedoch nicht über 5 Thh*. im Gan- 
zen. Die Vergütungen unter L und II. A. finden für alle Un- 
tersuchungen Statt, welche von den zuständigen 'Behörden 
angeordnet werden. 

Hannover, den 1. Mai 1858. 

Königl. Hannoverisches Ministerium des Innern. 

V. Borries. 

Meoklenburg - Strelits. 

Bekanntmachung, betr. die freie Einfuhr von 
Rindvieh nach Hamburg und dem dortigen Gebiete. 

Nachdem der Senat der freien und Hansestadt Hamburg 
die, die nunmehrige freie Einfuhr von Rindvieh dahin betref- 
fende dortseitige Bekanntmachung vom 7. d. M. hierher mit- 
getheilt hat, wird dieselbe durch den nachstehenden Abdruck 
für die Bewohner des hiesigen Landes zur öffentlichen Kennt- 
niss gebracht« 

Neustrelitz, den 18. Juli 1858. 

Grossherzogl. Hecklenb. Landesregierung. 

V. Bernstorff. 

Da, eingezogenen Nachrichten zufolge, die Lungenseuche 
unter dem Rindvlehe in den Nachbarländern als erloschen an- 
zusehen ist, wird, unter Aufhebung der zur Abwendung ein^ 
Einschleppung dieser Krankheit mittelst Verordnung vom 23. März 
1857 getroffenen Maassregeln, die freie Einfuhr von Rindvieh 
hiedurch wiederum gestaltet. 

Zugleich wird es zur allgemeinen Kenntniss gebracht, 
dass die von Seiten der Königl. Hannoverschen Reffierung 
unterm 3. April 1857 in Beziehung auf die Lungenseuche ge- 
troffenen und der Zeit hieselbst bekannt gemachten Anord- 
nungen gleichfalls aufgehoben sind, und dass die freie Einfuhr 
von Bindvieh über die Nordgrenze des Königreichs, wie sol- 
che früher stattgefunden, wieder gestattet worden ist. 

Hamburg, den 7 Juli 1858. 

Gegeben in Unserer Raths- Versammlung. 



Das MedidnalweBen In Oldenburg. 
Von Medidnalraih Dr. Kelp in Wehnen. 

Für das Herzoglhum Oldenburg ist eine neue Medicinal- 
ordnung ausgearbeitet, welche wahrscheinlich dem nächsten 
Landtag zur Genehmigung wird vorgelegt werden. Die bis- 
herigen Verordnungen , welche das Medicinalwesen betrafen, 
sind in den Gesetzsammlungen zerstreut, und entsprechen 
nicht mehr dem Stand der fortgeschrittenen Wissenschaft, und 
den wirklichen Bedürfnissen der Aerzte. Das Medicinalcolle- 
gium in Oldenburg hat den Entwurf der neuen Medicinalord- 
nung ausgearbeitet und dabei vorzüglich die Prolocolle der in 
Berlin versammelten ärztlichen Conferenz 1849, den Entwurf 
einer Medicinalordnung Tür das Grossherzoglhum Weimar von 
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Vogel, sowie die von Rönne herausgegebene Gesetzsamm- 
lung des Medicjnalwesens des preussischen Staats, und noch 
andere, benutzt. Manche Kapitel haben eine gründliche Um-* 
änderung erfahren, namentlich das Hebammen- und das Ve- 
lerinärwesen, welche beide auf einer niedrigen Stufe standen, 
obwohl letzteres gerade filr das Herzogthum Oldenburg, In 
welchem Vieh- und Pferdezucht die Haupterwerbsquellen bilden, 
von der grössten Wichtigkeit ist. Die Hebammen beziehen 
einen ihren Leistungen nicht im geringsten entsprechenden 
Gehalt, indem in einzelnen Distrikten ihr jährliches Einkom- 
men nicht über 20 Thir. steigt. Diej Kreisthierärzte sind aar 
nicht salarirt, und erhalten nur Diäten bei Dienstreisen In Ge- 
mässheit ihrer Instruction. Nur der Oberthierarzt bezieht einen 
Gehalt von 200 Thlr. Gold. Nach dem von dem Landtag fest- 
gestellten Regulativ der Gehalte der Slaatsdiener werden nun 
auch die Kreisthierärzte saiarirt (100 Thlr. jährliches Gehalt) 
werden. Bisher war der Oberthierarzt nicht Mitglied des He- 
dicinalcollegiums , sondern wurde nur zu den das Veterinär- 
wesen betreffenden Berathungen, sowie den Prüfungen der 
Thierarzte, zugezogen, bei denen er selbstredend ein ent- 
scheidendes Votum hatte. Nach dem Vorschlag des Medici- 
nalcoUegiums wird nun der Oberthierarzt als Mitglied in das- 
selbe eintreten, und das Vetcrinärwesen regelmässig zu ver- 
treten haben. Dies kann durch eine solche Vertretung nur 
gewinnen, während es bisher zu sehr abgetrennt nicht zu 
einer gedeihlichen Entwicklung gelangen konnte. Der Ober- 
thierarzt wird, wie das pharmaceutische Mitglied des Medici- 
nalcollegiums in allen Medicinalangelegenheiten ein Votum, in 
denen des Fachs ein überwiegendes haben. — Die grösste 
Mühe hat die Ausarbeitung einer neuen Taxe filr die Medi- 
dnalpersonen gemacht. Die vom J. 1830 herstammende war 
mangelhaft unklar, höchst unvollständig, und entsnrach durch- 
aus nicht den Anforderungen der Gegenwart. Manche Sätze 
sind erhöht, die flir Besucne, fiir ConsultatJonen u. s. w. Die 
Taxe fiir chirurgische Operationen hat die grösste Umänderung 
erlitten, indem sie fast um die Hälfte durch Hinzufiigung feh- 
lender neuer vermehrt ist. — 

Die Homöopathie wird im Herzogthum bislang nur von 
einem Arzte vertreten, und scheint keinen Boden gewinnen 
zu können. Die neulich an den Landtag gelangten Petitionen 
betreffend die Ertheilung der Dispensirfreiheit an die homöo- 
pathischen Aerzte werden sicherem Vernehmen nach bei der 
Regierung keine Beachtung finden. Denn es hört bei Ge- 
währung derselben alle ControUe von Seiten des Staates auf, 
und wurde auch consequenter Welse dem AUöopathen dieselbe 
Freiheit zugestanden werden müssen. 

Die Morbilitäts- und Mortalitätsstatistik des Herzogthums 
Oldenburg ist von Seiten des Medicinalcollegiums auf die An- 
regung des um diesen Gegenstand verdienten Hofrath Dr. Be- 
tt eke zu Marburg wiederholt in Betracht gezogen, um diese 
weiter fördern zu können. Während die erstere einer ge- 
wissen Entwicklung Tahig ist durch Einzeichnen der beobach- 
teten Krankheiten in Tabellen von Seiten der Aerzte, konnte 
die andere auf die vorgeschlagene Weise nicht ausgebildet 
werden. In vielen Landdistrikten des Herzogthums ziehen die 
Einwohner bei Krankheiten die Aerzte wenig hinzu, denen 
es daher unmöglich ist, die Todesursachen anzugeben. Sollen 
diese nach Erkundigungen bei den Angehörigen erforscht wer- 
den, so bleiben me Angaben höchst unsicher, und können 
gar nicht fiir die medicinische Statistik verwerthet werden. 
Nur in den Städten, wo ein gebildetes ärztliches Personal die 
Todtenschau übernehmen kann, wird die MortaUtätsstaUtik 
Bedeutung gewinnen. — 



Kr«tin«Baiistalt auf dem Abandberga. Wir werden ersucht den Be- 
sebluss der sciiweizerischen Datnrforschenden GeseÜscliaft über die 
KretinenaDstalt auf dem Abendberge zu veröffentlichen. Nach einem 
Uttf^em Vortrag, über diesen Gegenstand steUte Herr Professor D emme 
Bwei Anträge, welche wir des aUgemeinen Interesses wegen, das die 
Abendbergfrage in letzter Zeit gefunden, wörtlich wiederzugeben 
versuchen : 

„1) Dass — da Herr Dr. Guggenb fihl der AufiTorderung 
rar Erstattung einet jährlichen Berichtes theils nur unvollkommen, 
theils während 12 Jahren gar nicht entsprochen hat, namentlich 
auch dann nicht , als in der medicinischen Selttion der Versamm- 
lung in Chaux-de-Fonds 1855 ein bedeutendes Misstrauen gegen seine 
Anstalt ausgesprochen worden war; da Herr Dr. Guggenbühl hier- 
durch theils Nichlachlnng der naturforschenden Gesellschaft gezeigt, 
theils die in Chaux-de-Fonds gegen ihn erhobenen Beschwerden nicht 
widerlegt hat; da er endlich bisher noch keinen einzigen Fall kon- 
statirter Heilung des Kretinismus vorgestellt hat — dem Hcn. Dr. Gug- 



genböhl alle fernere Theilnahme und Unierstfitzung der schweizerisches 
naturforschenden Gescllschafl zu entziehen sei. 

2) Dass die medicinische Sektion die allgemeine Versammlung 
der naturforschenden Gesellschalt in der nächsten Sitzung einlade, 
dieser ihrer Erklärung beizustimmen.** 

Beide Anträge wurden von der gegen 70 Hitglieder zählenden 
Versammlung einstimmig angenommen und gelangen heute Morgen 
vor die Generalversammlung. 

Die Zahl der in Bayern rar Praxis beroehtigten Aante beträgt nach 
dem „Schematismus der in Bayern zur Praxis berechtigten Civil- und 
Militär- Aerzte** herausgegeben von Dr. M. Martin, 1443 (1285 Civil- 
und 158 Militärärzte). Oberbayem zählt die meisten. 260 Civilärzte, 
Unterfranken 218, Niederbayern 140 und die Pfalz 140 Aerzte. 

Prämie für einen Bauplan. Im Herzogthum Sachsen -Meiningen 
wird der Neubau einer Irren-Heil- und Pflege-Anstalt für 
circa 100 Kranke beiderlei Geschlechts beabsichtigt. Für denjenigen 
Bauplan, welcher zur Ausfährung gewählt werden wird, ist eine Prämie 
von 100 Friedrichsd'or 

ausgesetzt worden. Zur Nachricht für Sachkundige, welche zur Vor- 
lage von Bauplänen geneigt sein möchten, wird dies hierdurch be- 
kannt gemacht. Nähere Auskunft über die Oertlichkeit zu geben und 
sonstige für die Entwerfung des Plans gewünschte Mittheiiungen zu 
machen, ist die unterzeichnete Behörde vom 15. September d. J. an 
bereit. Als Schlusstermin für die Einreichung der Baupläne mit zu- 
gehörenden Kostenanschlägen ist der 15. December d. J. bestimmt. 

Meiningen, den 26. Juli 1858. 

Herzogliches Staatsministerium, Abtheilung des Innern. 

Fleiich von milibrandigem YialL lieber die schrecklichen Folgen, 
welche daraus entstehen , wenn Fleisch von milzbrandigem Vieh ge* 
gessen wird, schreibt man aus Herzogenbusch: „In der Gemeinde D. 
an der Maas hatte eine Kuh den Milzbrand. Der Landmann schlach- 
tete das Vieh und verkaufte das Pfund zu 15 Cent (30 Pfennige) das 
niederländische Pfund (gleich 2 Zollpfond). Ungeachtet die Leute 
von der Sache wussten, wurde dieses Fleisch doch gegessen, mit 
dem unglücklichen Erfolge, dass alle, die davon genossen, von der 
Krankheit befallen wurden und viele bereits auf eine bejammernswür- 
dige Weise Theile von ihrem Körper verloren haben. Die Sache wird 
gerichtlich untersucht.** 

Die BevölkenmgiverlLältnisfa der Hauptstadt von Buenos • Ayras. 
Während des ersten Semesters 1856 wurden, bei einer Bevölkerung 
von 87,000 Seelen , 425 katholische und 28 protestantische Ehen ge- 
schlossen , zusammen 453 gegen 447 und 447 in den entsprechenden 
Semestern der beiden Vorjahre, und 300, 241, 306, 294 in den Jahren 
1825, 1824, 1823 und 1822. Die Geburten beliefen sich auf 2023, 
nämlich 1612 eheliche (1530 kathohsche, 82 protestantische) und 411 
uneheliche (407 katholische , 4 protestantische) , während die ent- 
sprechenden Zahlen der Vorjahre 2068 und 2019, dagegen 1317, 
1407, 1356, 1215 in den Jahren 1825 bis 1822 betrugen. Die Sterb- 
lichkeit in demselben Zeiträume belief sich im Ganzen auf 1295 To- 
desfälle. Von diesen kamen auf die (katholischen) Parochien 971, 
auf die protestantische Gemeinde 43, auf die öffentlichen Anstalten 
281. Unter den 1295 Todesfällen der Parochien sind namentUch an- 
geführt 199 Fälle Starrkrampf, 103 Fieber, 85 Sehwindsucht, 14 Le- 
berentzfindung, 14 Apoplexie, 28 Pulsadergeschwulst , 15 Zahnen, 25 
Entzündung, 24 Lungenkrankheit. Die letztangeführte Zahl 281 ver- 
thellt sich mit 155 auf das Hospital för Männer, 52 auf das für Frauen, 
3 auf das Irrenhospital, 11 auf das Findelhaus ; 41 Kadaver (35 männ- 
liche, 6 weibliche) wurden von der Polizei zur Beerdigung nach dem 
städtischen Kirchhof geschickt. Unter den Hospitaltodesfällen sind 
solche in Folge von organischen Herzfehlern und Lungentuberkeln 
sehr zahlreich. 

Ueber die Irren «yenorgungs-, Pflega« und EeU«AnitaIten im Be« 
gierungabeiirk Liegniti liegen uns für die drei Jahre 1855 — 57 folgende, 
amtlichen Berichten entnommene statistische Angaben vor. 1) Die 
provinzialständische Irren -Versorgungs- Anstalt zu Plagwitz bei Lö- 
wenberg. Der Bestand an Geisteskranken war zu Ende 1854 63 männ- 
liche, 48 weibliche; Ende 1855 67 männliche, 44 weibliche; Ende 

1856 68 männliche, 43 weibliche. Neu aufgenommen wurden in 1855 
11 männliche, 5 weibliche; in 1856 9 männliche, 4 weibliche; in 

1857 8 männliche, 7 weibliche; entlassen wurden in 1855 keine, in 

1856 als gebessert zu den Angehörigen 2 männliche, 1 weibliche, in 

1857 keine. Es starben in 1855 7 männliche, 9 weibliche, in 1856 6 
männliche, 4 weibliche, in 1857 9 männUche, 6 weibliche; Abgang 
überhaupt in 1855 7 männliche, 9 weibliche, in 1856 8 männliche, 
5 weibliche, in 1857 9 männliche, 6 weibliche; im Bestände verblie- 
ben Ende 1855 67 männliche, 44 weibliche, in Summa 111; Ende 

1856 68 männliche, 43 weibliche, in Summa 111; Ende 1857 67 
männUche, 44 weibliche, in Summa 111. — Behandelt und verpflegt 
wurden: a) auf eigene Rosten, in jedem der 3 Jahre 1 männlicher, 
ganz oder zum Theil unentgeltlich sämmtlich übrige Kranke. — Per- 
sonal der Anstalt a) ärztliches: bis 1855 Kreis-Physikus Dr. Pohl ia 
Löwenberg, von 1856 an Kreis-Physikus, Sanitäts-Rath Dr. Timpf; 
b) zur Pflege und Aufsicht 7 Wärter incl. für den Pförtner- und Wäch- 
terdienst, und 3 Wärterinnen, in Summa 10 Personen. 2) Die Privat- 
irren-Pflege-Anstalt zu Schmiedeberg. Bestand an Geisteskranken 
zu Ende 1854 8 männliche, 10 weibliche, Ende 1855 9 männUche, 
9 weibliche, Ende 1856 9 männliche, 10 weibliche; neu aufgenom- 
men wurden : in 1855 3 männliche, in 1856 1 männh'che, 1 weibliche, 
in 1857 3 männliche, 4 weibliche. Entlassen wurden : als vollständig 
geheilt in 1855 1 weibliche, als gebessert zu den Angehörigen in 

1857 1 weibliche, als nicht geheilt in eine andere Anstalt versetzt in 
1855 1 männliche, in 1856 1 weibliche, in 1857 1 männliche. — 
Es starben in 1855 1 männliche, in 1856 1 männliche, in 1857 1 
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fnSnnhche, 1 weibliehe. — Abgang überhaupt in 18S5 2 männliche, 

1 weibliche, in 1856 1 tnännüche, 1 weibliche, in t857 2 männliche, 
i weibliche. Im Bestände vei^Iieben: Ende 1855 9 männliche, 9 
weibliche, in Summa 18, Ende 1855 9 männliche, 10 weibliche, in 
Summa 19, Ende 1857 10 männliche, 12 weibliche, in Summa 22. — 
Die Behandlung und VerpÜeguDg erfolgte durchweg auf Kosten der 
Kranken resp. ihrer Angehörigen. — Personal der Anstalt: a) ärzt- 
liches: bis zum 1. Octbr. 1856 Dr. Marbach, von da an der gegen- 
wärtige Anstalts-Vorstand Dr. Jendritza, b) zur Leitung, Beaufsich- 
tigung und Pflege: ausser dem Dirigenten der Anstalt 2 Wärter und 

2 Wärterinnen. Die Anstalt dient seit der Leitung durch Dr. Jendritza 
nicht allein zum Zweck der Pflege, sondern auch der Heilung Geistes- 
kranker. Einrichtungen für Heilzwecke sind bereits getroffen und in 
Gebrauch gezogen worden. — 3) Die Privat-lrren-Heilanstalt in Gör- 
litz. Bestand an Geisteskranken Ende 1855 4 männliche, 1 weib- 
liche, Ende 1856 2 männliche, 5 weibliche. Neu aufgenommen wur- 
den : in 1855 4 männliche, 1 weibliche, in 1856 1 männliche, 4 weib- 
liche, in 1857 11 männliche, 3 weibliche. Entlassen wurden: als 
vollständig geheilt in 1856 1 männliche, als gebesstert zu den Ange- 
hörigen, in 1857 2 männliche, 1 weibh'chc, als ungeheilt desgleichen 
in 1856 1 männliche, in 1857 2 weibliche, in eine andere Anstalt in 
1857 1 weibliche. Gestorben ist nur in 1857 1 männlicher Kranker. 
Abgang überhaupt: in 1855 keine, in 1856 3 männliche, in 1857 3 
männliche, 3 weibliche. Im Bestände verblieben : Ende 1855 4 männ- 
liche, 1 weibliche, in Summa 5, Ende 1856 2 männliche, 5 weibliche, 
in Summa 7, Ende 1857 10 männliche, 4 weibliche, in Summa 14. 
Ganz oder zum Theil wurden unentgeltlich behandelt und verpflegt: 
in 1857 1 weibliche Kranke. Personal der Anstalt: a) ärztliches: 
Dr. med. Reimer, b) zur Beaofsicbtigang und Pflege: 5 Wärter und 
2 Wärterinnen. 

Berlin. Die Pest angehend können wir erwähnen, dass seitdem 
dem Ministerium der Medicinal-Angeiegenheiten unmittelbare telegra- 
phische Nachrichten von der Gesandschalt in Constantinopel und dem 
schwedischen Consul in Tunis, der dort die preussischen Handelsin- 
teressen vertritt, zugekommen, unverzüglich die Weisungen zu 
vorkehrenden Maassregeln an die Oberpräsidenten der Ostseeprovinzen 
abgegangen sind. Die Nachrichten aus Bengazy lauten sehr ungünstig, 
wenn man auch den von dort kommenden gemeldeten Sterbefällen 
nicht unbedingten Glauben schenken kann. Der türkische Sanitäts- 
rath hat von Constantinopel eine neue Comroission von fünf Aerzten 
nach Bengazy geschickt. — - 

In neuerer Zeit sind uns wiederholt Zuschriften zugegangen, wel- 
che sich über das Ueberhandnehmen des Verkaufes von Arznei- 
und Geheimmitteln durch Unbefugte beklagen. Hervorge- 
hoben wird, dass ihrer Zeit die Verurtheilung des Pseudonymen Mehl- 
händlers Barry dem (Jnfuge zeitweise gesteuert, nun mehr aber ihren 
wohlthäligen Eindruck schon wieder verloren habe, neuerdings alle 
preussischen Zeitungen Anzeigen von B a r r y*s R e v a 1 e n l a, S t r o i n s k y 's 
Augenwasser, Dr. Breslauer's Idiaton und ähnlichen enthielten 
und hierfür durchaus eine Abhülfe nolhwendig sei. Diese Folgerung 
ist, sofern die sie motivirenden Thalsachen vorhanden sind, ganz zu- 
treffend, nicht aber die weiteren. Unmöglich kann man von der Me- 
dicinalpolizei verlangen, dass sie allgegenwärtig sei, noch weniger 
aber uns zumuthen« die hierfür nöthigen Schritte zu tbun. Wenn 
durch irgend einen öffentlichen oder privaten Akt Rechte verletzt oder 
Interessen beeinträchtigt werden, nun so ist es die Sache der Beein- 
trächtigten durch die ihnen rechtlich zu Gebote stehenden Mittel sich 
vor derartigen Einbussen zu schützen. Wie dies aber zu geschehen 
hat, liegt in Preussen sehr klar. In Preussen haben die Apolheken- 
besitzer das ausschliessliche Recht Arzneimittel zu verkaufen. Ge- 
heimmittel darf Niemand verkaufen, es sei denn, er hätte die beson- 
dere Erlaubniss des Medicinalministerii, welche — dies kann zum 
Ruhme des letzteren gesagt werden — sehr viel seltener gegeben 
wird, als in den meisten andern deutschen Staaten. Arzncistoffie, 
welche wie z. B. Bonbons, Chocolade etc. auch zugleich als Nahrungs- 
mittel dienen, dürfen von Nichtapolhekern verkauft werden, nur darf 
ihnen weder bei ihrem Verkaufe noch bei ihren Verkaufsanzeigm 
irgend welche arzneiliche Wirkung zugeschrieben werden. Wo dem 
zweifellosen Sinne dieser Grundbestimmungen zuwider gehandelt wird, 
da liegt eben eine Gesetzwidrigkeit vor. Wollen die Apotheker in 
ihrem Interesse diesen vorbeugen, so sind weder Reclamen in den 
Zeitungen noch unbestimmte auf keine Facta sich stützenden Petitio- 
nen der Weg dazu; eben so wenig ist es angebracht, sich allein auf 
die schützende Acgide der Polizei zu verlassen, es ist nur erforder- 
lich: die Contraventionsfälle, unterstützt durch die erforderlichen Be- 
weismittel dem Polizei- oder Staatsanwälte zu übergeben. — D.R. 

Hamburg. Ein hiesiger Arzt und ein Wundarzt auf dem Lande 
sind wegen Verletzung der Apothekergerechtsame bei Ausübung der 
homöopathischen Heilmethode vom Senate Ersterer in 50 Rthlr. und 
Letzterer iu 20 Rthlr. Strafe verurtbeiit worden. — n. 

Weimar. In dem neusten Regierungsblatte ist unsere neue Me- 
dieinalordnung *) publicirt worden. Sie ist das Ergebniss umsichti- 
ger umfassender und eingehender Beurtheilung, sowohl unserer hei- 

*) Wir werden die bezeichnete Medicinalordhung ehestens mitthei- 
len und behalten uns eine eingehende Bespiechung dieses auch 
für weitere Kreise sehr wichtigen Gesetzes vor. D. R. 



mischen Verhältnisse, als auch der im Allgemeinen durch tile fort- 
■ohreitende Entwickelung sich kaudgeben^ii und mehrenden Bedfirf« 
Bisse der Medieinalgesetcgebang und öffentlichen GefiandheitspflegVb 
Während grössere Staaten seit Jahrzehnten vergeblichen Anlauf neb» 
men, ihre Medicinalgeaetzgebung entsprechend den Anforderungen der 
Neuzeit umzugestahen , gibt ihnen unser kleines Land durch das Ini- 
lebentreten eines , wie wir glauben , nach allen Seiten hin scharf pnd 
richtig abgewogenen Gesetzes, den Belveis, was klare Einsicht, in di^ 
wahren Interessen des Landes, straffe Energie an oberster Stelle und 
tüchtige und fähige Vertreter in der praktischen Ausführung vermögen. 
Ursprünglich ist die neue Medicinalordnung aus dem Bedürfniss her* 
vorgegangen die hiehergehörenden, zerstreuten und nicht gieichmässig 
in allen Landestheilen geltenden Verordnungen zu einem einheitlichen 
Ganzen zu gestalten. Sodann waren einzelne Institutionen z. B. die 
der Oberwundärzte, Bezirksgeburlshelfer etc., in Princip und Zweck 
als durchaus veraltet, zu beseitigen. Die Erörterung dieser und der 
damit zusammenhängenden Fragen, unter dem Einflüsse der bekannten 
Conseqnenz und Genialität ihres eigentlichen Schöpfers führte indes« 
zu einer vollständigen Reorganisation unserer gesammten Medicinal« 
gesetzgebung. Es ist in derselben die ganze Medicinalverwaltung vom 
Ministerium bis zu den Gemeindevorständen neu und entsprechend 
organisirt; es ist darin eine mit den wissenschaftlichen Fortschritten 
harmonirende Garantie für die tüchtige Ausbildung aller Medicinalper- 
sonen gegeben; die Taxen gemäss den heutigen Geld- undWerthver- 
hältnissen normirt; es wird der Pfuscherei vorgebeugt und für 
die Ausübung der ärztlichen Praxis nur die eine Beschränkung aof* 
recht erhalten, dass die Wahl des Wohnsitzes der Aerzte von der 
Bestimmung des Staatsministeriums abhängig bleibt. 
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Personalehronik. Preussen, Der prakt. Arzt Dr. H a s s el in Berlin 
hat den Charakter als Sanitätsrath erhalten. 

Ernannt: |Der bisherige Privatdocent Dr. K. Pernice zu Halle zum 
ordentlichen Professor der medic. Fakultät der Universität Greifswald. 
Dr. Kremers, Assistenz-Arzt vom 34. Inf.-Regt., zum Stabs- u. Bats.« 
Arzt des 3. Bats. 31. Ldw.-Regts., Dr. St oll, Ober-Arzt des medio, 
Friedr. Wilh. Instituts, zum Stabs- u. Bats.-Arzt des 1. Bats. IT.Ldw.- 
Regts., Dr. Ewald, Assistenz-Arzt vom 23. Inf.-Reg., zum Stabs- u. 
Bats.-Arzt des 3. Bats. 22. Ldw.-Regts. ernannt. Die Unter-Aerzte: 
Dr. Klette des 7.« Dr. Puhlmann des 24. Inf.-Regts., Dr. Knoe- 
venagel des 1. Garde-Regts. zu Fuss, Dr. Crusius des 2. Art.* 
Regts. , Dr. Abel des Garde-Res. Inf.-Regts., Dr. Grasnick des 25. 
Inf.-Regts., Dr. Ertelt des Kais. Franz Gren.- Regts., Dr. Hein des 
Garde-Kür.-Regts., Dr. Berger des 11. Hus.-Regts., Dr. Grosse des 
2. Art.-Regts., Dr. Siegert des 29. Inf.-Regts. und Dr. Jacob des 
23. Inf.-Regts., zu Assistenz-Aerzten ernannt. Den im Reserve- Ver- 
hältniss befindlichen prakt. Aerzten und Wundärzten: Dr. He n sehe 
vom 1., Dr. Liebermeister vom 2., Dr. Tobold, Dr. Paetsch, 
Dr. Hirsch vom 20., Dr. Reinhardt vom 31, Dr. Gottstein, 
Dr. Sachs, Dr. Stern vom 10., Dr. Mandowsky vom 11., Dr. Joh» 
neu, Dr. Hillmann vom 25. Ldw.-Regt., der Charakter als Assi- 
stenz-Arzt veriiehen. Dr. Eitner, Unter-Arzt im Garde-Art.-Regt.^ 
zum Marine- Assistenzarzt. Dr. Höpfner, Assistenzarzt im 29. Inf.- 
Regt. , in gleicher Eigenschaft zur Königl. Marine versetzt. 

Versetzt: Kreisthierarzt W ernaer von Steinan in den Kreis 
Kosten -Schrimm. , 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Lissewski zu Gars, 
Dr. Goldschmidt zu Bodzanowitz, Dr. Büren zu Freudenberg« 
Dr. Dietzen zu Köln; die Thierärzte Glatten in Kraupischken, 
Ho ff mann in Bromberg. Der Apotheker Wittus hat die Verwaltung - 
der Apotheke zu Plettenberg übernommen. 

Prämie für die Förderung der Schutzpocken-Impfung 
dem Kreisphysikus Dr. Spiegelthal zu Rummelsburg, dem Kreis- 
physrkus Santtätsrafh Dr. Schütze zu Beigard, dem praktischen 
Arzte Dr. Nickse zu Neustettin, dem Kreiswundarzt Wulff zu Bär- 
walde, dem Kreiswundarzt L ö w e zu Cörlin. dem Kreiswundarzt Thiele 
zu Bütow, dem Wundarzt Seydel zu Schmolsin, dem Wundarzt Mül- 
ler zu Lauenburg, dem Wundarzt Lehmann zu Lupow, dem Kreis- 
wundarzt Kleemann zu Stolp. 

Gestorben: Sanitätsrath Dr. Rodewald in Berlin, Apotheker 
Ho 11 mann zu Plettenberg, Kreiswundarzt Ehlberg zu Simmern. 

Vacant: Die Kreisthierarztstelle Steinau - Wohlau , Reg.-Bec. 

Breslau. 

Baifern, Ernannt: Der Landgerichtsarzt Dr. G. Schäfer zu 
Ansbach zum unbesoldeten Mitglied des Kreismedicinalausschusses 
für Miltelfranken , Dr. Sc hall er zum prakt. Arzt in Eichstädt. 

Württemberg. Auf Ansuchen und tinter Anerkenntuig seiner 
vieljährigen und stet» eifrigen Dienstleistungen in den Ruhestand ver- 
%t\t\, der Obermedicinalrath v. Haussmann. 

Baden. Thiferarzt Jacob Hornberger von Wies ist wegen Vflr- 
»trChtcr Vergiftung seines Schwiegersohnes, seines Enkels und seiner 
Tochter, tu 15 jähriger Zuchthausstrafe verurtbeiit. 

Nassau. Ernannt: Dr. Graeser'zura Director der Heil- und 
Pfiegeanstalt Eichberg mit dem Dienstrang eines Medicinalbeamten. 

Coburg. Auf Nachsuchen "aus dem Militärdfenet entlttssen der 
Asisisterfz-Arzt Oskar Gölilz aus Gotha. 

Meihingtn. Dem Dr. med. B. Schlegel von Meinlngen ül 
Wastingen zum Wohnort angeMdesen worden. 
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JB^yem. 

Könfgli^e AUerhöobgte Verordnung^ das Studium der 
Medicin bbtr. 

(Forlseiztrng.) 

§. 23. Die Facullätsprüfung wird halbjährig in jedem 
Semester vorgenommen und zerfällt in eine pralctlsohe und 
in eine mündliche Prü&uig. Die praklicohe PrUfung geht 
voraus. 

A. Die praktische Prüfung. %. 24. Die prakti- 
sche Prüfung umfasst eine anatomisch -praktische, eine 
medicinisch-praktjsehe, eine chirurgisch-praktische 
und eine geburtshilflich -praktische Prüfung. Zu dieser 
Prüfung haben sich die Candidaten innerhalb der ersten 14 
Taffe eines jeden Semesters bei dem Senats - Vorstände zu 
melden, welcher dieselben anvi^eist, sich den bei der prakti- 
sohen Prüfung betheiligten Examinatoren vorzualellen. Die 
Candidaten sind verpflichtet, sich genau nach den von den 
einzelnen Examinaloren angeordneten Prülungstermiuen zu 
richten. Wer den ihm ges(di(en Termin nicht einhält, kann 
in demselben Semester nicht mehr zu der betreiTonden Prü- 
fang zugelassen werden, es sei demti, dass er sich bei dem 
Senats- Vorstande genügend und legal zu enischuldigen ver- 
mag. Ebenso haben auch die Candidaten die einzelnen Ab* 
thetluttgen der verschiedenen prakliscben Prüfungen in unun- 
terbrochener Reihenfolge, sowie die Termine dazu von den 
Examinaloren bestimmt worden sind, zu absoJviren. In kei- 
nem Falle dürfen dieselben von einem Semesler in das Andere 
hinausgezogen werden. Wer Eine der praküsihen Prüiungeu 
in einem Semester nur theilweise absoivirt, hat in dem iol- 
genden Semester 6ie ganze betreffende Prüfung zu wiederholen. 

S. 25. Die praktischen Prüfungen werden von den ge- 
mäss §.18 hiezu speciell gestimmten Vorständen der betref- 
fenden Anstalten und Kliniken abgehalten. 

§. 26. Die anatomisch-praktische Prüfung umfasst: 
a) die Eröffnung Einer der drei Haupthöblen des menscMicIien 
Kinrpers und die Beschreibung der Form, Lage und Verbin- 
dung der darin befindlichen Theile sowie die Darlegung der 
sich etwa vorfindenden krankhaften Veränderungen, b) die 
Anfertigung eines Gefass- oder Nervenpräparates .und c) die 
Demonstration eines vorgelegten Eingeweides oder Knochens. 
Diese Prüfungen sind öffentlich Und überall bestimmt das Loos 
das nähere Prüfungsobject. Es können immer vier Candidaten 
zugleich geprüft werden. 

g. 27. Die medicinisch-praktische Prüfung um- 
fasst die klinische Bdiandlung von wenigstens zwei innerlich 
Kranken während eines Zellrauines von acht Tagen und unter 
Führung der betreffenden Krankengeschichten, welche zu den 
Prüfunffsacten zu legen sind. Diese Prüfung ist nicht öffent- 
lich, doch sollen andere Examinanden und Prsd&tikänleu zu- 
gelassen werden. 

$. 28. Die chirurgisch-praktische Prüfung um- 
fesst: a) nach Analogie des S« 27 ^ie Behandlung zweier 
chirurgisch Kranker und eines Augenkranken, b) die Verrich- 
tung von wenigstens zwei der wichtigeren Operationen an der 
Leiche und einer Augenoperation und c) die Anlegung von 



wenigstens zwei Verbänden. Bei b. und c. bestimmt das Looa 
den Prüfungsgegenstand und die Prüiüng ist öffentlich. 

«. 29. Die geburtshilflich-praktische Prüfung 
bestel.t: a) in der Assistenz bei wenigstens zwei Geburten 
und Führung der Geburts- und Woohengeschichten, b) in der 
Exploration zweier Schwangerer und c; in der Verrichtung 
von zwei geburtshilflichen Diagnosen und Operationen am 
Phantome. Die unter Lit.c bezeichneten Prüfungsgegenstände 
werden durch das Loos festgestellt. Zu dieser Prüfung sollen 
nur andere Examinanden und Praktikaoten zugelassen werden. 

g. 30. Die Würdi${ung des Ergebnisses dieser Prüfungen 
erfolgt durch den Examinator nach den Noten: I. befähiget 
mit Auszeichnung, H. befähiget und iil. nicht heßihiget. w* 
bei slHlit es dein Examinator zu, das Ergebniss der einzelnen 
Abtheilungen seiner Prüfung gesondert zu beurtheilen und 
dem Candidaten die Wiederholung Einer oder der Anderen 
derselben, in welcher er nicht genügte, in dem nämlichen 
Semester zu gestallen. 

>S. 31. Candidulen, welche auch nur in Einer dies^ 
praktischen Prulungen als nicht helähiget erkannt werden, 
sind zur mündlichen Prüfung nicht zuzulassen, sondern so- 
gleich als auf ein halbes Jahr zurückgewiesen zu betrachten. 
Es ist ihnen sodann jene praktisclie Prüfung speciell zu -be- 
zeichnen , welche sie nach Umfluss eines halben Jahres zu 
wied( rholen luiben. 

g. 32. Solche Candidaten können jedoch zum Behufe 
möglicher Aliwendung dieses Präjudizes eine alsbaldige Wie- 
derholung des betreffenden Prülungsacles lür sich in Anspruch 
nehmen. Derlei ausserordentliche Prüfungen sind jeder Zeit 
unter dem Vorsitze des Senats- Vorstandes und im Beisein von 
zwei weiteren Mitglii*dern des Prülungs^Senates, übrigens aber, 
soierne nicht besondere von dem Prüfungs-Senate zu würdi- 
gende BedenJven dagegen obwalten, durch den bisherigen Exa- 
minator abzuhalt(m. Dem Lt;tzteren kommt bei der nach Stim- 
menmehrlieit zu schöplenden Be.urtheilung des Ergebnisses in 
diesem Ausnahmslatle lediglich eine berathende Stimme zu. 

%. 83. Die Wiederholung der Prül'ung kann nur an der- 
selben Universität stattfinden, an welcher die erste Prüfung 
erfolgte. Zweimal zunickgewiesene Candidaten verlieren nacn 
Analu||>ie des §. 16 lür die übrige Dauer ihrer Studienzeit 
allen Anspruch auf giinzliehe oder Uieilweise Honorarienfreihclt 
sowie auf den Genuss von Staats- Stipendien. Meldet sich ein 
zweimal zurückgewiesener Candidat zum dritten Male zur 
praktischen Prüiung, so ist dieselbe nach Analogie des $. 32 
vorzunehmen. Nach dreimaliger Zurückweisung darf kein 
Candidat zu einer weiteren Prüfung zugelassen werden. 

B. Die mündliche Prüfung. $.34. Die mündliche 
Prüfung findet offen lieh drei Wochen vor dem ordnungsmäs- 
slgen Schlüsse eines jeden Semesters Statt. Die Anmeldungen 
zu dieser PrU'ung geschehen 14 Tage vor Beginn derselben 
bei dem Senais-Vors aitde. Die Prüfung hat auf nachstehende 
Diseipliiien sich zu erstrecken: 1) allgemeine und specielle 
Anatomie in ihrer Anwendung auf praktische Medicin und 
Chirurgie, 2) Physiologie, 3) Heilmittellehre mit pharmaceu- 
tischer Waarx^nkunde, 4) allgeineliie Pathologie mit patholo- 
gischer Anatomie, 5; allgemeine Therapie mit Geschichte der 
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Medicin, 6) specielle Pathologie und Therapie, 7) Chirurgie 
und 8) Geburtshilfe. 

S. 36. Die Zulassung zur mündlichen Prüfung setzt die 
mit Erfolg bestandene praktische Prüfung voraus. Die münd- 
liche Prürang kann unmiltelbar nach dieser oder auch in einem 
nachfolgenden Semester angetreten werden. 

S. 36. Ist nur ein Candidat gegenwärtig, so wird Der- 
selbe während zwei Stunden, von jedem Examinator eine Vier- 
telstunde, geprüft. Wenn mehrere Candidaten vorhanden sind, 
so werden entweder zwei oder vier zugleich zur mündlichen 
Prüfunff zugelassen. Im ersten Falle bleibt der Prüfungs-Senat 
vollzählig vereiniget. Im zweiten Falle iheilt sich Derselbe 
in zwei aus je vier Examinatoren bestehende, in zwei ge- 
trennten Localitaten befindliche Sectionen unter dem Vorsitze 
des Vorstandes und seines Stellvertreters, wonach je zwei 
Candidaten die Prüfung zur Hölfle vor der einen und zur 
Hälfte vor der anderen Section zu erstehen haben. In beiden 
Fallen prüft jeder Examinator je zwei Candidaten während 
22 Minuten, so dass die ganze Prüfung 3 Stunden dauert. Die 
sämmtlichen Sectionsmitglieder sind auch hier zur gleichzei- 
tigen und ununterbrochenen Anwesenheit während des ganzen 
Prüfungsacles verbunden. 

S. 37. Die Fragen für die mündliche Prüfung werden 
in. den medicinischen Facullätcn der drei Landes-Universiläton 
von den acht Examinatoren entworfen. Die Feststellung der- 
selben sowie die Abhaltung der Prüfung geschieht nach Ana- 
logie der SS. 10 und 11. 

S. 38. Die Würdigung des Ergebnisses der mündlichen 
Prüfung erfolgt nach Analogie der SS* 12 und 13 Absatz 1. 
Hat eine Thellung des Prüfungs - Senates in zwei Sectionen 
Statt gefunden, so erfolgt die Feststellung der Einzelnoten 
in beiden Sectionen gesondert, während dieselben zum Zwecke 
der Gewinnung des Gesammtresultates zusammenzutreten ha- 
ben , welches durch Addition der Einzelnoten über die münd- 
liche Prüfung und Division der Summe durch 8 erhalten wird. 
Die Zahl 1 bis 1 ^/g inclusive gibt alsdann die Nole I. , die 
Zahl IVs b^s 23/g inclusive gibt alsdann die Note II. und die 
Zahl 2% bis 3 inclusive gibt alsdann die Note III. Die Note 
III. in einem oder selbst ia mehreren Fächern bedingt daher 
noch nicht Zurückweisung. Sollte aber der Candidat auch nur 
in einem Fache so geringe Kenntnisse besitzen, dass ihm der 
Examisator die Note IIL verweigert, und sollte dieses Votum 
im Prülungs-Senale oder in der belreff<mden Section desselben . 
von der Majorität der Examinatoreo bestätiget werden, so ist 
der Candidat auf ein halbes Jahr zurückzuweisen, nach dessen 
Ablauf er die Prüfung in diesem Fache an der nämlichen 
Hochschule zu wiederholen hat. Erhält der Candidat als Ge- 
sammtresuUat die Note III., so muss er die ganze mündliche 
Prüfung, je nach der Bestimmung des Prüfungs-Senates, nach 
Verlauf eines halben oder ganzen Jahres und zwar an der- 
selben Universität wiederholen. Ausserdem treffen ihn die in 
S. 16 festgesetzten weiteren Nachiheile. Nach zweimaliger Zu- 
rückweisung findet keine weitere Zulassung zur Prüfung Statt. 

S. 39. Nach beendigter Facultätsprüiung wird von dem 
Senals-Vorstande den Candidaten das Zeugniss sowohl über 
die praktische als mündliche Prüfung ausgefertiget und zu- 
gleich das Verzeichniss aller geprüften Candidaten nebst den 
Sitzungsprotocollen an das betreffende Staatsministerium ein- 
gesendet. (Fortsetzung folgt.) 

Saehsen. 

General-Verordnung an sämmtliche Bezirksärzte 
und Polizeibehörden des Leipziger Regierungsbezirks, 
deren Bezirke von der neuerlichen Wassercalamität be- 
troffen worden sind ♦). 

Da sich in Folge der in der jüngsten Vergangenheit statt- 
gehabten Hochflulhen und Ueberschwemmungen unter Andern 
auch eine nähere Erörterung und Erwägung darüber nolh- 
wendig macht, ob und welche besonderen Maassregeln in den 
von oer gedachten Calamität belroflenen Gegenden vom ge- 
sundheitspolizeilichen Standpunkte aus, insbesondere rücksicht- 
lich der Bewohnbarkeit der unter Wasser gestandenen Gebäude 
und sonst zu ergreifen und anzuordnen sein dürften, um den 
ausserdem für den Gesundheitszustand zu befürchtenden all- 
gemeinen Gefährdungen in Zeiten vorzubeugen, so ei*halten 
auf dlesfallslge ausdrückliche Anordnung des Kgl. Ministerii 
des Innern diojeniiren Bezirksärzte des Leipziger Regierungs- 
bezirkes, deren Hedicinalbezirke in der gedachten Beziehung 
in Frage kommen, hiermit Anweisung, die von der Calamität 

*) Eine ähnliche Verordnung ist von der Kreisdirektion zu Zwickau 
erlassen worden. D. R. 



betroffenen Gegenden sofort zu bereisen, an den einzelnen 
Orten, die nach den oben erwähnten Richtungen hin nöthigen 
Erörterungen anzustellen, den Betheiligten sowie den obrig- 
keitlichen Organen die geeigneten Belehrungen und Verstän- 
digungen zu Theil werden zu lassen und, soweit es dessen 
alsdann noch bedürfen sollte, auf Grund der genommenen An- 
schauungen ungesäumt diejenigen Maassregeln in Gemein- 
schaft mit den betreffenden Polizeibehörden zu veranlassen, 
welche sich im Interesse des allgemeinen Gesundheitszustandes 
je nach Befinden als ttnerlassUch nöthig ergeben sollten. 

Indem den Bezirksärzten hierbei bewandten Umständen 
nach ausnahmsweise gestattet wird, für Fortkommen und Aus- 
lösung auf diesen Locsuexpeditionen die ihnen in andern Fällen, 
in welchen sie beides liquidiren dürfen, nachgelassenen Sätze 
in Ansatz zu bringen, erhalten dieselben Veranlassung, mit 
den über das ' Gesammtresuitat obiger Erörterungen Anher 
zu erstattenden Anzeigeberichten den damit fUr sie ver- 
bunden gewesenen Aufwand mittels besonderer Specificationen 
hier anzumelden. 

Zugleich werden aber auch die betheiligten Polizeibe- 
hörden hiermit angewiesen, die in der einen oder der an- 
deren Beziehung ilir nölhig zu erachtenden, übrigens nicht 
über das unumgängliche Erforderniss hinaus auszudehnenden 
und mit angemessener Rücksicht auf die Lokalverhältnisse zu 
bemessenden gesundheitspolizeilichen Maassregebi mit dem 
nöthigen Nachdrucke durchzufuhren. 
Leipzig, am 11. August 1838. 

Kgl. Kreis - Direktion. Stimmel. 

Sachsen - Weimar. 

Hedicinalordnung betr. 

Wir Carl Alexander etc. haben eine neue Medicinal- 
ordnung zu erlassen beschlossen und verordnen demnach mit 
Zustimmung des getreuen Landtages, wie folgt: 

Erster Theil. Von der Medicinalverwaltung. 

S. 1. Die oberste Fürsorge für das Medicinalwesen liegt 
dem Staatsministerium ob. Unter demselben und nur mit ihm 
in unmittelbarer amtlicher Beziehung Ist die Medicinalkommis- 
sion zur technischen Bcrathung von Medicinalangelegenheiten, 
zur Abgabe gerichtlich - medicinischer Obergutachten und zur 
Vornahme der Prüfungen von Medicinalpersonen bestellt, in- 
soweit nicht diese Prüfungen anderen Medicinalbeamten über- 
tragen sind. Zum Wirkungskreise des Staatsministeriums ge- 
hört auch die Handhabung der Disdplin über alle selbststän- 
dige Medicinalpersonen nach Maassgabe der Bestimmungen 

der Gesetze. 

S. 2. Unter dem Staatsministerium ist, nach Maassgabe 
des Gesetzes vom 5. März 1850, den Bezirksdirektoren und 
unter diesen den Gemeindevorständen die Sorge für das Leben 
und die Gesundheit der Bewohner ihrer Bezirke übertragen. 

%, 3. Zu technischer Mitwirkung in den bei Behörden 
vorkommenden Angelegenheiten, welche besondere, der ärzt- 
lichen Wissenschau oder Kunst zu entnehmende Kenntnisse 
voraussetzen, dienen, sofern filr gewisse Geschäfte nicht be- 
sondere Medicinalbeamte angestellt sind, die Amtsphysiker, 
die Amiswundärzte , die Bezirksgeburtshelfer oder die Land- 
thierärzte; zur Vornahme chemischer Untersuchungen ist ein 
dazu geeigneter Apotheker oder ein anderer anerkannter und 
verpflichteter Chemiker zuzuziehen. 

I. Von den Amtsphysikern. 

%. 4. Der Amtsphysikus ist der sachverständige Beamte 
für alle die Menschen betreffenden Angelegenheiten der me- 
dicinischen Polizei und der gerichtlichen Medicin in seinem 
Bezirke. Auch liegt, im Mangel eines dazu besonders ange- 
stellten Arztes, dem Amtsphysikus die unentgeldliche 
Behandlung armer Leidenden, namentlich auch der Pfleg'- 
linge der Waisenanstalt, innerhalb seines Bezirkes, und seiner 
Befugniss zur Ausübung der Heilkunst in allen solchen Fällen 
ob, welche weder dem Bezirksgeburtshelfer, noch dem Amts- 
wundarzte zugewiesen sind. Endlich hat sich der Amtsphy- 
sikus, wenn Gefahr auf dem Verzuge steht, bis zur Ankunft 
des herbeizurufenden Landlhierarztes oder eines andern Thier- 
arztes der Untersuchunff und Beurtheilung Veterinär -polizei- 
licher Fälle zu unterziehen. 

%. 5. Ordnungswidrigkeiten solcher Medicinalpersonen, 
welche ihm ausdrücklich untergeben sind, hat der Amts- 
physikus ($$. 8, 45 u. 48), nach Befinden, durch Verweis zu 
ahnden oder dem Staatsministerium anzuzeigen; Vergehen an- 
derer Medicinalpersonen, als solcher, sind der genannten 
Oberbehörde anzuzeigen. 

g. 6. Die Anstellung als Amtsphysikus setzt, ausser der 
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Beräbigung zur arstlicben, cbfrurgischen und geburisbülflichen 
Praxis voraus , dass der Bewerber in einer Prüfung binläng- 
liehe Kenntnisse in der medidnischen Polizei, in der gericht- 
lichen Medicin und in der Thierheilkunde nachweise. 

II. Von den Anotswundärzten. 

%, 7. Der Amtswundarzt ist innerhalb der Grenzen seiner 
chirurgischen Kunstbefugnisse verbunden, auf Verlangen der 
zustandigen Behörden oder des Amtsphysikus , erforderlichen 
Falles mit Letzterem zusammen, Untersuchungen vorzunehmen, 
auch Fundscheine und Gutachten auszustellen, nicht weniger 
in seinem Bezirke armen Kranken ohne Unterschied, nament- 
lich auch den Pfleglingen der Waisenanslalt, den nöthigen 
wundärztlichen Beistand unentgeld lieh zu leisten, so- 
fern dazu ein besonderer Wundarzt nicht angestellt ist. 

$. 8. Dem Amtswunrtarzte ist bei dem Zusammenwirken 
mit dem Physikus in gerichllich-medicinischen und in medi- 
cinisch ' polizeilichen Fällen diesem in Beziehung auf die Art 
und Welse des Verfahrens untergeben. 

%. 9. Die Anstellung ist nächst der Befähigung zur Zu- 
lassung als ausübender Wundarzt ($. 84) durch den Nachweis 
genügender Kenntnisse in der Anatomie, gericittlichen Medicin 
und medicinischen Polizei, sowie ausreichender Fertigkeit im 
Seciren und in der Abfassung schriftlicher Aufsätze wesent- 
lich bedingt. 

III Von den Be2irksgeburtshelfern. 

$. 10. Der Bezirksgeburtshclfer ist schuldig, innerhalb 
seines Bezirkes armen Schwängern, Gebärenden oder Wöch- 
nerinnen und neugeborenen Kindern den ihnen als solchen 
erforderlichen Kunstbeistand unentgeldlich zu leisten. 

Ingleichen hat er, auf Ersuchen der zuständigen Behörden, 
im Bereiche seines Faches, gerichtlich -medicinische und me- 
dicinisch- polizeiliche Untersuchungen vorzunehmen und Gut- 
achten auszustellen. 

S. 11. Zur Erledigung gekommene Bezirksgeburtshelfer- 
stellen sollen nicht wieder besetzt werden. 

IV. Von den Land-Thierärzten. 

$. 12. Der Land - Thierarzt ist der zunächst berufene 
sachverständige Beamte für die auf Thierheilkunde bezüglichen 
polizeilichen oder gerichtlichen Angelegenheiten in seinem Be- 
zirke. Er hat in Ansehung der Thiere die nämlichen Oblie- 
genheiten, wie der Amtsphysikus und der Amtswundarzt 
in Betreff von Menschen, jedoch ist er zu unentgeldlicher 
Behandlung kranker Thiere niemals verpflichtet. 

S. 13. Seine Anstellung wird bedingt durch Befähigung 
zur thierärztlichen Praxis, durch hinlängliche allgemein -wis- 
senschaftliche Bildung und durch ausreichende Bekanntschaft 
mit der polizeilichen und gerichtlichen Thierheilkunde. 

S. 14. Die unter I, III und IV genannten Beamten sind 
dem Staatsministerium unmittelbar untergeben und von einander 
unabhängig. 

Zweiter TheiL Von der Ausübung der Heilkunst. 
Erstes KapiteL Tqd der AnsObang der HensrhenheilkonsU 

Enter Äbsehnitt. Von der Aofttbiug der MeniehenheUknnit flberhanpt. 

S. 15. Niemand darf, bei Vermeidung der im Art. 247 
des Strafgesetzbuches angedrohten Strafen, ohne urkundliche 
Erlaubniss der zuständigen Behörde (Admisslonsschein) im 
Grossherzogthume ärztliche, chirurgische, zahnärztliche oder 
geburtshülfliche Verrichtungen irgend einer Art an Anderen 
gegen eine Vergütung an Geld oder Geldeswerth, oder einem 
besonderen obrigkeitlichen Verbote zuwider ausüben. Ver- 
pflichteten Medicinalpersonen ist, ausgenommen in Nothrällen, 
oder bei ihren eigenen Familiengliedern, jede Ueberschreitung 
der ihnen ertheilten Kunstbefugnisse unbedingt verboten. 

%. 16. Die Erlangung der im $. 15 bezeichneten Erlaub- 
niss setzt in der Regel (Ausnahmen $. 17) überhaupt, wie 
dem Umfange nach, das Wohlbestehen einer Prüfung, immer 
aber die gehörige Verpflichtung des Bewerbers wesentlich 
voraus. Dem Staatsministerium bleibt vorbehalten, denjenigen, 
welche die obige Erlaubniss erhalten, einen bestimmten Wohn- 
sitz anzuweisen. 

S. 17. Ausnahmsweise ist die Ausübung der Heilkunst 
ohne Weiteres gestattet den in einem anderen Staate ord- 
nungsmässig zur Praxis zugelassenen Medicinalpersonen in- 
nerhalb der Grenzen ihrer jenseitigen Befugnisse, jedoch nach 
Maassgabe der im Grossherzogthume geltenden gesetzlichen 
Vorschriften und vorbehaltlich des Rechts des Staatsministe- 
riums, diese Vergünstigung erforderlichen Falles aufzuheben. 

§. 18. Wer im Grossherzogthume zur Ausübung irgend 
eines Theiles der Menschenheilkunst besonders verpflichtet 
worden ist, muss — sofern nicht wirkliche Hindernisse ob- 
walten — innerhalb der Grenzen seiner Kunstbefugnisse 



1) auf Ersuchen Jedermann ohne Verzug den OTforder- 
lieben Beistand nach besten Wissen und Gewissen leisten, 

2) auf obrigkeitliches Begehren Untersuchungen vornehm 
men und Gutachten ausstellen. 

Ist eine ausübende Medicinalperson an der Besorgung ihrer 
Kranken verhindert, so hat sie nach Kräften flir geeignete 
Stellvertretung zu sorgen. 

S. 19. Armen Kranken haben zwar die dazu besonders 
verpflichteten Medicinalpersonen den erforderlichen Kunstbei- 
stand zu gewähren.; bis zum Eintritte dieser von den Ver- 
pflichteten niemals zu verzögernden Hülfe muss aber, auf Er- 
suchen, in eiligen Fällen und in dringenden Nothrällen auch 
aus eigenem Antriebe, jede zur Ausübung der Heilkunst zu- 
gelassene Person innerhalb des Umkreises ihrer Kunstberech- 
Ugung die geeigneten Maassregeln nach Kräilen treflPen, ohne 
Verrieb tu nffs gebühren dafür fordern zu dürfen. 

$. 20. Ohne dringende Noth darf sich keine ausübende 
Medicinalperson bei dem Herannahen oder während der Dauer 
einer gelährlichen Seuche ihrem Berufe überhaupt oder in ein- 
zelnen Fällen entziehen. 

S. 21. Keine ausübende Medicinalperson darf sich der 
Berathung mit einem anderen dazu befugten Kunstgenossen 
entziehen, sobald ein ihr anvertrauter Kranker oder dessen 
gesetzlicher Vertreter solche verlangt. Nothfälle ausgenom- 
men, darf der verabredete Heilplan einseitig wesentlich nicht 
verändert werden. Können sich die zugezogenen Aerzte nicht 
vereinigen, so haben sie dieses dem Kranken oder dessen 
Vertreter zu weiterer Maassnahme anzuzeigen. 

S. 22. Jede Medicinalperson ist verpflichtet, auf Verlan- 
gen den an ihrer Statt bei der Behandlung eines Leidenden 
eintretenden Kunstverwandten die nöthige Auskunft, mündlich 
oder schriftlich, aufrichtig und mit möglichster Beschleunigung 
zu ertheilen. 

S. 23. Die Medicinalpersonen haben aufmerksamst Ver- 
schwiegenheit über Alles zu beobachten, was ihnen bei Aus- 
übung ihres Berufes über ihre Pflegebeiohlenen oder über einen 
Angeriörigen derselben bekannt geworden ist, sofern in der 
Mittheilung an Andere eine Verletzung des Vertrauens mit 
Recht erblickt werden kann. Wegen der Ausnahmen von 
dieser Vorschrift, insbesondere hinsichtlich der Verpflichtung 
zur Anzeige von Verbrechen und zur Ablegung gerichtlichen 
Zeugnisses, bewendet es bei der bestehenden Gesetzgebung. 

$. 24. Keine ausübende Medicinalperson darf zur Beför- 
derung ihrer Praxis Mittel anwenden, welche ausserhalb der 
eifrigsten, pünktlichsten und humansten Erfüllung der Pflichten 
ihres Berufes und des Wohlanstandes liegen. Ganz besonders 
ist der Abschluss von darauf abzweckenden Verträgen zwi- 
schen Medicinalpersonen und die dahin bezügliche Empfehlung 
der einen Medicinalperson vor der andern verboten. Gleich- 
falls verboten ist die Bedingung der Hülfeleistung durch eine 
die gesetzliche Gebühr übersteigende Vergütung. Die Ver- 
abredung eines jährlichen Honorars ist gestattet. 

%. 25. Stirbt eine über fünf Sonnenmonate Schwangere, 
so hat — wenn nicht der Tod der Frucht augenfällig ebenfalls 
schon eingetreten ist — die zuerst hinzukommende Medicinal- 

Berson die künstliche Entbindung ungesäumt vorzunehmen, 
eberschreilet Solches ihre Kunstbefugnisse, so hat sie we- 
nigstens das Erforderliche nach Kräften vorzukehren und die 
unverzügliche Herbeirufung eines Geburtshelfers zu veranlas- 
sen. Bezeigen sich die Angehörigen der Verstorbenen in 
einem solchen Falle irgend unwiliränrig, so muss die gegen- 
wärtige Medicinalperson, bei strenger Verantwortung, sofort 
Anzeigte an die zuständige Polizeibehörde erstatten. 

Uebrigens muss die Mutter in jedem hierher bezüglichen 
Falle so lange wie eine Scheintodte behandelt werden, als 
nicht ihr wirklicher Tod unzweifelhaft eingetreten ist. 

S. 26. Die anatomische Privatuntersuchung einer Leiche 
gegen den Willen der Angehörigen ist verboten. Auch dürfen 
Leichen, welche voraussichtlich Gegenstand einer gerichtlichen 
Untersuchung werden können, nur mit ausdrücklicher Geneh- 
migung des zuständigen Gerichts zergliedert werden. 

(Forlsetzung folgt.) 

Hamburg. 

Unreifes Obst betr. 

Da es oft versucht wird, unreifes Obst an den Markt zu 
bringen, so ermahnt die unterzeichnete Behörde hieven abzu- 
stehen, indem den Markt- Aufsehern und Polizei-Olficianlen an 
den Thoren und in der S.adt befühlen ist, solches Obst zu- 
rückzuweisen, oder, wenn es in der Stadt getrofTen wird, das- 
selbe wegzunehmen, und in das nächste Wasser zu werfen. 

Hamburg, 12. August 1858. Die Polizei-Behörde. 
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B«r PftaMhar Kttti. Wir haben die GenogtliDiin^ mlltlieiTeii za 
können, dass einer der Pfusclier, die «o onverscbömt die Leichigl&ii- 
bigkeit ond die Geldbeutel des Publilcams ausbeulen, seine Bestrarung^ 
gefunden bat. Es wird uns folgender Erlass des grossen Rathes milgelbeill: 

(Erlassen vom grossen Rathe am 2. August 1858.) lieber Jacob 
Job. Krüsi von Geis, wohnhaft im Dorfe daselbst, geb. 1825, ver- 
heirathet, der belilagt ist: 

1) der medicinisch- chirurgischen Pfuscherei und marklschreieri- 
«ohen Auskündigung seines angeblichen Bruchticilmitlels im 4. RöokTalle; 

2) der betrügerisohen Anuiassung des Doctor- und Arzt -Titels 
im 3. Rückfalle; 

3) wegen Nicblbefolgung zweier Vorladungen vor die strafricbter- 
liche Behörde; 

hat der herwärtige grosse Rath erkannt: 

1) Rrösi soll für die zwei ersten Punkte um Fr. 200 — und für 
den dritten Punkt um Fr. 4 — zusamnien um 204 Fr. — in den 
lAndsäckel gebüsst sein; 

2) habe derselbe die in Fr. 6. 45 Rp. bestehenden Unkosten za 
bezahlen ; 

3) dieses Unheil sei aur Kosten des Beklagten durch öffentliche 
Blätter dem Publikum zur Rennlniss zu bringen. 

Trogen, den 8. August 1858. 

Für die Landeskanzlei des Kantons Appenzell a« Rh. 
L. Sehläpfer, Landschreiber. 

Der VorddentBohe Apcihekerverein hlllt seine diesjährige General- 
Versammlung in Würzbuig am 13. u. 14. Seplember, wozu der Ober- 
direktor des Vereines Medicinalralh Or. Bley von Bernburg aus einladet. 

Taacveränderungen. Der sehr gestiegene Einkaufspreis der Ambra 
grisea hat uns veranlasst, eine Rcvi>ion des Taxpreises derselben und 
ihrer Tincluren vorzunehmen. Das Rehuitat veranlasst folgende Taxpreis- 
Veränderungen : Ambra grisea 1 Scrupel 43 Sgr. — 

Tinct. Ambrae 1 Drachme 3 Sgr. 10 Pf. 
M „ e. Moscbo 1 Dr. 5 Sgr. 6 Pf.. 

Berlin, 18. August 1858. Schacht. Voigt. 

Der ifdiweiseriMlie ApothAervereiii hat sich am 16. u. 17. August 
in Schwyz versaumielt. Haupigcgcnsiand der Verhandlungen bildete 
die Einführung einer projcktirlen schweizerischen Pbarmacopöc. Die 
Apotheker Ringk und Brunn er, die Heraubgeber der schweizeri- 
schen Zcitschrill für Pharmacie, entfallen in der Schweiz eine sehr an- 
erkenniingsworthe energische Thäiif?keit für die dort sehr zerfahrenen 
und hülfsbcdürfiigen pharmaceuiischcn Elemente. Ganz besonders ist 
das Streben nach einer allgemeinen Phnimacopöe so sehr in der 
Sache selbst begründet, dass ihnen aller Erlolg zu wünschen ist. Es 
gibt übrigens noeh ein and««rcs Land, wo Besirebungen der Art eben 
80 angebracht wären, das ist unser grosses Deutschland. 

Die Taijilinmg der Klagen von Hediciiudperaonen. Für das Her- 
sogthum Coburg ist unter dem 26 Juli 1858 ein neues Gesetz, betref- 
fend die Verjährung gewisser Klagen publicirt worden. Nach dem- 
selben verjähren die Klagen der Apotheker, der Medicinalpersonen 
einschliesslich der Ciiiiurgcn und Hebammen in drei Jahren. Die 
Verjähiung beginnt mit dem Schlüsse des Kalenderjahres, in welchem 
die Forderung fällig geworden ist, und wird unterbrochen durch ge- 
riohllivhe Behändigung der Klage oder durch Anerkenntniss der Schuld. 

Anneitaze. Mit der in Nr. 34 des Archives veröffentlichten Ver- 
fügung i>»t eine neue Arzneitaxe für Hannover ausgearbeitet worden. 
Es ist dieselbe ein mühevolles Werk gewesen. Sic enthalt statt der 
gewöhnlichen Einen Pieiscolumne deren vier: a) den bisherigen Preis, 
b) denselben in Rücksicht auf das veränderte ftlünzsystem erhöht wie 
100: 103, c) diesen Pieis in die gegenwärtige göiligc Münze über- 
tragen und d) die abgerundeten Preise. — Es liegt Angesichts dieser 
grossen Muhe die Frage sehr nahe: ob denn wirklich der Nutzen so 
gross ist, den eine bis in die letzten Details verzweigte und abge- 
messene Arzneilaxe den Ölfenllichen Interessen gewährt oder ob die 
deraitige Auslührung nicht mehr dem Beharrungsvermögen in ein- 
mal begonnenen Richtungen zuzuschreiben sei. Vor Kurzem ist dem 
Preussist'hen MediciiialitiiniNlerium der Plan zu einer neuen Taxe ein- 
gereicht worden, deren Grundidee daiin besteht, dass jeder Apotheker 
die Taxe, die in seiner Apotheke zu handliahcn sei, selbst zu entwerfen 
nnd der bclreifendcn Behörde einzureichen habe. An diese selbst 
entworfene Taxe sollte er forian gebunden sein und dieselbe eben so 
wenig überschreiten als gegenwärtig die allgemeine. Eine derartige 
Idee ist aber durchaus unpraktisch, sie hebt nicht einen Nachtheil 
ond fördert Niemandes Voilh'>il. Der Apotheker würde seinen besten 
Schutz, die staatliche Anto'-ität der T;ixe einbüssen ; das Publikum 
würde kaum billigere Aizneipreise erhallen und für die Mcdicinalver- 
waitung wüiden sialt einer Tuxc 1500 zu controliren sein. — 

Immerhin bleibt aber die künllige Gestaltung der Arzneitaxe eine 
den innersten Kern der pharmaccuiischen Interessen berührende An- 
gelegenheil. Auch für Preossen wird, sobald die neue Pharmacopöe 
vollendet sein wnd, die Emanation einer neuen Taxe folgen, und 
dürlle es zuvei lässig sehr willkommen sein, wenn durch zeilige Vor- 
kehrungen und voiurlheilsfreics Erwägen der sich heranbildenden Ver- 
hältnisse ein Weg eingeschlagen werden könnte, aui dem die öfl'ent- 
lichen Interessen und die der Apotheker gemeinsam und dauernd ge- 
fördert werden könnten. 



Das gelba <neb«r fot nach eimsr durch die ,yE«paima*' rai'bOrgtttn 
Nachricht in FerroL wie dies verbreitet worden war, niebt vorhanden. 
Aueh die amtliche Bekanntmachung des PrinvinciaUGouvernears beslft- 
tigt, dass in Ferrol derzeit nur die zu dieser Jahreszeit gewöhnlichen 
Krankheiten herrschen. In New-Orleans wüthet es in hohem Grade. 

Berlin. Die Pest angehend können wir milftheilen, dass Prove- 
nienzen aus dem Schwarzen Meer bei dem Sanilätsbureau von Kayak 
anhalten und dort ihr Patent vorzeigen müssen, worauf sie entweder 
freie Practika erhalten, oder in die Kontumaz verwiesen werden. Die 
Provenienzen aus Aegypten sind bei verdächtigem Patent einer zehn- 
tfigigen Beobachtung untervforfen. Zuverlässige Berichte aus Bengazy 
vom Anfang dieses Monats melden, dass dort die Zahl der Todesfälle 
sehn übersteigt. Die Epidemie .hat Bengazy überschritten nnd sich 
schon über fünf Distrikte, namentlich auf den kleinen Hafen von Derna 
ausgedehnt. Die Nachrichten der französischen Journale sind ganz 
unzuverlässig, über alle Begriffe verständnisslos aber war der letzte 
Artikel der Times. 



Fersenalchronik. PreuMten. Ernannt: Der Geheime Medicinal- 
ralh Professor Dr. Wutzer zu Bonn hat den Charakter als Geheimer 
Obermedicinalrath, Kreisphysikus Dr. Glaser zu Danzig u. der prakt 
Arzt Dr. G. Schnitze den Charakter als Sanitätsrath et halten. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Dorn in Lasdinehlen, 
Dr. Tiburtlus in Pasewalk, Dr. Hitze in Königsberg i. N., Dr. Fa> 
vorger in Düsseldorf, Dr. Graf zuTrarbach, Dr. Rlamroth in Prim* 
kenau, Dr. Duprd in Ahaus. Wundärzte 1. Kl. Vogler in Winter- 
burg. Assmann in Maimitz; Thierarzt Block in Neu-Brandenbnrg. 
Apotheker Becker bat die Fritzensche Apotheke in Danz^, Apothe- 
ker Brunn die Kadnersche Apotheke in Wigandslhal gekauft, Apo- 
theker Hähnisch in Giogau hat seine Apotheke seinem Sohne über- 
geben. 

Gestorben: Kreisphysikus Dr. Meissner zn Freistadt, Wand- 
arat Gürach zu Lopienno, Fe 11 er zu Petersdorf, Wondärate II. Kl. 
Müller in Friedrichshöbe und Waar in Maimitz. 

Vacant: Die Physikatsstelle des Kreises Freistadt, Reg. -Bes. 
Liegnitz. 

Bayern. Dem ordentlichen Professor an der medlc. Fakultät 
der Universität Würzburg Hofrath v. Textor der Titel nnd Rang eines 
Geheimen Rathes verlieben. 

Ernannt: Dr. med. C. Martins zum prakt. Arzte in Nürnberg, 
Dr. med. L. Burckhardt zum prakt. Arzt in Lehrberg. 

Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. M. Weissbrod nach Ober- 
bergkirchen. 

U*urttemherg. Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. Pfeils ticker 
in Kochendorf zum Obcramlsphysikus in Marbach. 

Gestorben: Oberamiswundarzt Friker zu Wangen. 

HetitiM. Dem Director der Entbindungsanstalt zu Mainz, Medi- 
cinalralh Dr. Leo auf sein Naohsuchen, in dieser Eigenschaft, sodann 
in seiner Eigenschafl als Gefängnisswundarzt zu Mainz und als Wund- 
arzt am St. Rochus-Hospital daselbst in den Ruhesland verselzt. 

Meckleitfiurg' Schwerin. Dem J. C. F. Schnorr zu Gadebusch 
die Concession zur Ausübung der Zahnarzneikunst ertheilt. 

Na$snu, Versetzt: Die Medicinalassistenten Dr. Trägel von Ha- 
ohenburg nach Weilmünster, die Medicinalaccessisten Dr. Magdeburg 
von Reicheisheim nach Kirberg, Scholl von Dorohheim nach Rei- 
chelshcim. 

Ernannt: Den Medicinalassistenten Dr. Krem er von KirchboKg 
zum Medicinalaccessisten in Hachcnburg, den Candldaten Kreizner 
von Hadamar zum Medicinalaccessisten in Dorchbeim. 

Snrhsiscke Het'itogthümer. Ans Anlass der dreibundertj ährigen 
Jubelfeier der Grossherzoglich und Herzoglich Sächsischen Gesammt- 
Universität Jena haben die Durchlauchtigsten Erhaller dieser Anstalt 
veriiehen in der mediciniscben Fakultät dem Professor Hofrath Dr. Ried 
das Prädikat als Gebeimer Hofrath, dem Professor Dr. Leu husch er 
das Prädikat als Hof- und Medicinalralh; an Orden: dem Professor 
Hofralh Dr. Marlin und dem Professor Hofrath Dr. Schieiden das 
Ritterkreuz I. Kl. des Grossh. Sachs. Falkenordens. 

Cohiirg. Ernannt: Dr. med. Fr. Berger zum Amtswnndarzt 
für den Amtsbezirk Coburg. 

AnhnU' Kern hur g. Niedergelassen: Candidat der Zahnheil- 
kunde £. Spelling aus Osroarsleben als Zahnarzt in Bernburg. 

Reuss. Mit Genehmigung des Fürstl. Ministerii ist ein neuer 
Impfbezirk gebildet und die Leitung des Impfgeschäftes in demselben 
dem Dr. med. Schulze in Lobenstein übertragen. 

Walderk. Dem Kreisphysikus Dr. Dohne, Dr. v. Lingelsheim 
und dem Chirurg Christiani wird von dem Vorstande des Arraen- 
und Krankenhauses in Wildungen für die grosse Bereitwilligkeit nnd 
Uneigennülzigkeit in der Behandlung der Kranken öffentlich gedankt. 

Anzeigen. 

Die Niederlassung eines praktischen Arztes wird sehnlichst ge- 
wünscht in N. Breisig zwischen Bonn und Coblenz. Nähere Auskunft 
ertheilen die Herren Dinger und Wilbert in Niedei^Breisig a. R. 

In Schubin bei Bromberg wird die Niederlassung eines Arztes 
dringend gewünscht. Der Apotheker Loewe in Schubin gibt nähere 
Auskunft. — 



Redactionshureau hei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmslrcisse 112. Verlag von Ferdinand Enke in ErhngdB. 
Diuukschriften für des Archiv durch die Verlagshandlun^ ond die Hirschweld'sche Buchhandking eu Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Juuge'scheo Universilätsbuchdruckerei in Erlangen. 
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Bayern. y 

Königliche Allerhöchste Verordnung, das Studium der 
Medicin betr. 

(Fortsetzung und Schluss.) 

Tit. IV. Von der Staatsprüfung. J. 40. Nach 
bestandener Facultätsprüfung hat jeder Candidat durch eine 
weitere mindestens einjährige praktische Ausbildung sich für 
die Staatsprüfung zu befähigen. Dieses Jatu* sollen die Can- 
dldaten zum Besuche der Vorlesungen über gerichtliche Me- 
dicin, medicinische Polizei, Psychiatrie und Thierheilkunde, 
wenn sie dieselben noch nicht gehört haben, sowie der kli- 
nischen Uni versitäts- Anstalten als Prakticanlen benutzen und 
hiemit auch das Studium entsprechender Specialfacher — der 
Kinder-, Augen-, syphilitischen u. a. Krankheiten — in gehö- 
rige Verbindung bringen. Doch ist es denselben mit Geneh- 
migung des betrelTenden Staatsministerium auch gestattet, die- 
ses Janr als Assistenten an grösseren Kranken- oder Irren- 
Anstalten, sodann als Prakticanlen bei Gerichts- oder inlän- 
dischen praktischen Aerzten zuzubringen. 

§. 41. Dispensationen von dem praktischen Jahre finden 
nicht Statt. 

g. 42. Die Staatsprüfung erstreckt sich auf die Be- 
antwortung mündlicher und schriftlicher Fragen, findet jährlich 
für alle Candidaten des ärztlichen Standes in der Haupt- und 
Residenzstadt München Statt und beginnt am 1. Oktober. 

$. 43. Die Zulassung zu dieser Prüfung ist bedingt durch : 
1) den Nachweis über die mit Erfolg bestandene Facultäts- 
prüfung und 2) den Nachweis über das mit Fleiss und unta- 
delhaftem Betragen vorschriftsmässig erfüllte praktische Jahr. 

S. 44. Die Gesuche um Zulassung zur mündlichen und 
schriftlichen Staatsprüfung sind spätestens bis zum 20. Juli 
bei dem kgl. Staatsministerium cl^s Innern einzureichen. Die 
Bittsteller haben jederzeit den Ort zu benennen, wo denselben 
die erfolgende Entschliessung zugestellt werden kann. Ge- 
suche, welche entweder erst nach dem bestimmten Tage ein- 
kommen oder nicht mit den vorschriftsmässigen Belegen ($.43) 
versehen sind, sollen unberücksichtigt gelassen und den Bitt- 
stellern zurückgegeben worden, um sich bei Einer der folgen- 
den Prüfimgen melden zu können. 

S. 45. Das Staatsministerium des Innern fertiget die Ad- 
missionsdecrete aus und bestimmt zugleich den Tag, an wel- 
chem sich der Candidat zur Prüfung zu stellen hat. Jeder 
Candidat ist verbunden, sich zwei Tage früher an dem Prü- 
fungsorte einzufinden und bei dem Vorstande der Prüfungs- 
Commission sich zu melden. Diejenigen, welche den bestimm- 
ten Termin versäumt haben, sind erst nach vollendeter münd- 
licher Prüfung aller anderen Candidaten und nur dann noch 
zur Prüfung zuzulassen , wenn sie mittelst vollgiltiger Zeug- 
nisse nachweisen, dass sie durch unverschuldete und nicht zu 
beseitigende Hindernisse zurückgehalten wurden. Den Candi- 
daten^ welche diese Nachweise nicht zu liefern vermögen oder 
ganz ausbleiben, sind die zum Zwecke der Admission einge- 
reichten Zeugnisse verschlossen zurückzugeben. Denselben 
bleibt vorbehalten, sich zu einer folgenden Prüfung zu melden. 

8. 46. Die Prttfungs - Commission erhält bei ihrem Zu- 



sammentritte: a) die eingelaufenen und bewilligten Zuiassungs- 
(lesuche sammt Beilagen, b) eine Grundliste aller einberufenen 
Candidaten nach alphabetischer Ordnung mit Beifügung der 
von ihnen in der Facultätsprüfung erworbenen Einzel- und 
Hauptnoten und c) eine Uebersicht der Reihenfolge, in welcher 
die Einberufung geschehen ist. 

S- 47. Die Prüfungs-Commission besteht aus sechs Mit- 
gliedern unter dem Vorsitze eines höheren Medicinalbeamten, 
welcher die Prülüng zu leiten hat, aber nicht examinirt. Die 
eine Hälile der Mitglieder wird aus der Classe der Medicinal- 
beamten und praktischen Aerzte, die andere Hälfte wird au9 
der Zahl der einschlägigen ordentlichen Professoren der drei 
Landesuniversitäten genommen. Der Vorstand wird von dem 
Könige, die Mitglieder werden von dem kgl. Staatsministerium 
des Innern alljanrlich ernannt, welches auch Jedem der sechs 
Commissionsmitglieder eine Prüfungsdisciplin zuweist. Bef 
allen Commissionsbeschlüssen hat der Vorstand ein selbststän- 
diges und bei Stimmengleichheit ein entscheidendes Votum 
zu führen. 

$. 48. Die mündliche Schlussprüfung findet öfTentlich, 
mit zwei Candidaten zugleich Statt und hat während einer 
dreistündigen Dauer auf nachstehende Fächer sich zu er- 
strecken: 1) specielle Pathologie und Therapie, 2) Chirurgie, 
3) Geburtshilfe, 4) Staatsarzneikunde (gerichtliche Medicin und 
medicinische Polizei), 5) Psychiatrie und 6) Thierheilkunde. 
Jeder Examinator prüft die beiden Candidaten. während einer 
halben Stunde. 

§. 49. Eine Theilung der Commission ftir die mündliche 
Schlussprüftmg findet nicht Statt; auch sind sämmtUche Com- 
missionsmitglieder zur gleichzeitigen und ununterbrochenen 
Anwesenheit während des Prüfungsactes verbunden. 

$. 50. Die Fragen für die mündliche Schlussprüfung wer- 
den, insoweit nicht die Fragen für die mündliche Facultäts- 
prüfung benützt werden können, in den medicinischen Facul- 
täten der drei Landesuniversitäten entworfen. Die Feststellung 
derselben und die Abhaltung der Prüfung erfolgt nach Ana- 
logie der S$. 10 und 11 Absatz 1 und 2. Nach dem Prü- 
fungsacte haben die betrefTenden Candidaten sowie die etwa 
anwesenden Zuhörer abzutreten. Sodann hat jeder Examinator 
dem Candidaten für sein Fach eine der vier Noten: ausge- 
zeichnet oder I., sehr gut oder IL, genügend oder IIL, nicht 
genügend oder IV. zu erthellen, welche im Falle der Bean- 
standung der Abstimmung der Prüfungscommission unterliegt, 
wobei die Majorität unter Mitzählung der Stimme des Exami-* 
nators entscheidet. Hierauf werden die Einzelnoten der münd- 
lichen Schlussprüfung addirt und In Ihre Summe durch sechs 
dividirt, wobei die Zahl 1 bis 1^6 inclusive die Note I., die 
Zahl 13/^ bis 2^6 inclusive die Note H., die Zahl 23/$ bis 
3^6 Inclusive die Note HL und die Zahl 33/^ bis 4 Inclusive 
die Note IV. repräsentirt. Die Note IV. in einem oder dem 
anderen Fache bedingt noch nicht Zurückweisung. Wenn aber 
ein Candidat so ungenügend antwortet, dass Ihm der Exami- 
nator die Note IV. verweigert, und wenn die Majorität der 
Commission dieses Urlheil bestätiget, so vrird Derselbe zurück- 

S:ewiesen und hat die Prüfung In diesem Fache Im nächsten 
ahre zu wlederiiolen. Die Note IV. als Gesammtresnltat be- 



291 



292 



dingt Zurückweisung auf ein Jahr und Wiederholung der gan- 
zen Priirung« Zurückgewiesene Candidaten sind Eur scIirifW 
liehen Prüfung nicht mehr zuzulassen und haben während der 
Dauer eines weiteren Jahres ihre Ausbildung an einer klinisch- 
praktischen Universitäts - Anstalt fortzusetzen. Auch ist auf 
iene Candidaten) welche in der mündlichen Schlussprüfung die 
rfote IV. als Gesammtresultat erhallen haben, der g. 16 analog 
anzuwenden. Nach zweimaliger Zurückweisung findet keine 
weitere Zulassung zur Prüfung Stall. 

S. 51. Die schriftlich« Präfting geschieht jedesmal 
in einem lür sämmlliche admittirte Candidaten gemeinschaft- 
lichen Acte bei verschlossenen Thüren. Sie dauert drei Tage 
und sin^ an Jedem Tage acht Stunden, vier des Vormittags 
und vier des Nachmittags, dem Prüfungsgeschäne ununterbro- 
chen zu widmen und auf die im $. 48 benannten sechs Dis- 
ciplinen gleichmässig zu veftheilen, so dass also auf Jede 
dieser Disciplinen vier volle Stunden verwendet werden können. 

S. 52. Die Themata itir die schriftlichen Ausarbeitungen 
werden dem Vorstande der Prüfungscommission von dem kgl. 
Staatsministerium des Innern verschlossen zugestellt und sind 
erst beim Beginne der jedesmaligen Prüfungszeit in Gegen- 
wart der Candidaten zu eröffnen. 

S. 53. Die Benützung von Compendien, Collegienhellen 
oder sonstigen wie immer Namen habenden literarischen Hilfs- 
milteln sowie das Benehmen der Candidaten unter einander 
und wechselseitige Unterstützung sind untersagt. Zuwider- 
handlungen haben für die Betheiligten zur Folge, dass sie für 
den Prüfungsgegenstand, bei welchem der Unterschleif statte 
fand, die Note IV. erhalten. Gleiches geschieht, wenn ein 
Candidat sein Elaborat gar nicht oder nidit rechtzeitig einge- 
liefert hat. 

%. 54. Ein Hitglied der Prüfungscommission hat fort- 
während anwesend zu sein, die Aufsicht zu führen, nach Um- 
fluss der Prüfungszeit die Ausarbeitungen in Empfang zu neh- 
men, mit seiner Unterschrift zu versehen und alsbald an den 
Vorstand einzuliefern, welcher unmittelbar nach dem Schlüsse 
der Prüfung jedem Examinator die in seiner Prüfungsdisciplin 
eingelaufenen schriftlichen Ausarbeitungen zur Censur über- 
sendet. 

g. 55. Bei der Würdigung wird von dem Censor die 
Prüfungsdisciplin ohne Unterschied, ob eine oder mehrere 
Fragen aus derselben zu beantworten waren, als ein Ganzes 
behandelt und mit einer selbstständigen Note nach den vier 
Abstufungen: ausgezeichnet oder I., sehr gut oder IL, genü- 

Jend od^r III., nicht genügend oder IV. belegt, wornach die 
Lusarbeitungen an den Commlssionsvorstand zurückzugelangen 
haben. Letzterer setzt hierauf sämmtiiche Prüfungsarbeiten 
nebst den Censurea bei den CommissionsmitgUedem zur Ein- 
sicht und Zustimmung in Circulalion. Werden gegen einzelne 
Censuren Anstände erhoben, so hat der Vorstand die Com- 
mission zusammenzurufen und die vorliegenden Bedenken 
durch Maiorilätsbeschlüsse beseitigen zu lassen. 

S. öo. Sind auf solche Weise die Noten für die einzel- 
nen Disciplinen gefunden, so werden die ZifTergrössen der- 
selben in Bezug auf jeden Candidaten besonders addirt und 
sodann in ihrer Summe durch die Zahl 6 dividirt. Der Quo- 
tient bildet die Gesammtnole für die schriftliche Prüfung und 
es repräsentirt hiebe! insbesondere die Zahl 1 bis l^e inclu- 
sive die Note L, die Zahl P/g bis 2^6 inclusive die Note IL, 
die Zahl 2% bis S^/e inclusive die Note IIL und die Zahl 
33/e bis 4 inclusive die Note IV. 

%. 57. Die Note IV. in einem oder dem anderen Fache 
bedingt noch nicht Zurückweisung. Wenn aber ein Candidat 
so ungenügend gearbeitet hat, dass ihm der Censor die Note 
IV. verweigert, und wenn die Majorität der Commission die- 
ses Urtheil bestätiget, so wird Derselbe zurückgewiesen und 
hat die schriftliche Prüfung in diesem Fache im nächsten Jahre 
zu wiederholen. Die Note IV. als Gesammtresultat bedingt 
Zurückweisung auf ein Jahr und Wiederholung der ganzen 
schriftlichen Prüfung. Zurückgewiesene Candidaten haben 
während der Dauer eines weiteren Jahres ihre Ausbildung an 
einer klinisch - praktischen Universitäts- Anstalt fortzusetzen. 
Auch ist auf jene Candidaten, welche in der schriftlichen Staats- 
prüfung die Note IV. als Gesammtresultat erhallen haben, der 
8* 16 analog anzuwenden. Nach zweimaliger Zurückweisung 
findet keine weitere Zulassung zur Prüfung mehr Statt. 

S. 58. Nach beendigter Staatsprüfung werden von jedem 
nicht zurückgewiesenen Candidaten die sowohl hei der münd- 
lichen als auch bei der schrifUichen Staatsprüfung für die 
einzelnen Disciplinen erworbenen Noten addirt und sodann in 
ihrer Summe durch die Zahl 12 dividirt. Der QuaUent biidet 



die Hauptnote fttr die Staatsprüfung und es repräsentirt hiebei 
insbesondere: 1) die Zahl 1 bis i^/f^ inclusive die erste Classe 
oder die der Auszeichnung; 2) die Zahl l^i, bis 2 Vit inctai- 
äve die zweite Classe oder die der sehr guten Befähigung; 

3) die Zahl 2^12 b^s 3yi2 inclusive die dritte Classe oder 
die der genügenden Berähigung. Sodann sind die Prüfungs- 
acten mit einer Hauptliste der GeprüRen und der Prüfungs- 
ergebnisse an das Staatsministerium des Innern einzusenden, 
von welchem die Prüfungszeugnisse ausgefertiget werden. Ein 
Verieiohniss der Geprfiflen mft den HauptprUningsergebnissen 
wird sSmmtlichen Kreisregterungen mitgetheilt werden. 

S. 59. Die Zulassung zur ärztlichen Praxis sowie die 
Anstellung in der medicinisch - polizeilichen und medicinisch- 
forensen Sphäre des Staatsdienstes, ist ferner noch durch die 
vorgängige Erwerbung des medicinischen Doctorgrades bedingt. 
Die Candidat^ der Medicin haben sich daher nach bestandener 
Staatsprüfung an diejenige medicinische Facultät, bei welcher 
sie ihre Facultätsprüfung mit günstigem Erfolge gemacht ha- 
ben, zu wenden. Diese sind verpflichtet, auf Grund der be- 
standenen Facultäts- und Staatsprüfung den Doctorgrad nach 
Lieferung einer von der Facultät approbirten und gedruckten 
Dissertation ohne Aufrechnung Irgend welcher Gebühren zu 
ertheilen. 

$. 60. Jeder Candidat der Medicin, welcher in der durch 
gegenwärtige Verordnung vorgeschriebenen Staatsprüfung die 
erste Note erhält, soll auf sein diessfälliges, an die betreflende 
Kreisregierungv gerichtetes Gesuch In jeder Stadt erster Classe 
als praktischer Arzt aufgenommen werden. Derselbe soll ferner 
bei Gesuchen um Eeisestipendien, um die Praxislicenz in klei- 
neren Städten und auf dem Lande, um Zulassung als Prlvat- 
docent an einer Landesuniversität und um Anstellung in der 
Regel vor den übrigen Bewerbern thunlichste Berücksichti- 
gung finden. 

S. 61. Den medicinischen Facultäten bleibt unbenoromeni 
an Ausländer oder an Inländer, welche auf die Zulassung zur 
ärztlichen Praxis in Bayern ausdrücklich verzichten, den Doc-^ 
torgrad in der bisher üblichen Weise, sohin mit Umgehung 
der im §. 59 vorgesehenen besonderen Bestimmungen zu er- 
theilen. Sollte ein Inländer, welcher den Doctorgrad auf die- 
sem Wege erworben hat, später die Zulassung zur ärztb'chen 
Praxis in Bayern erlangen wollen, so hat er vorerst sämmt-* 
liehe durch diese Verordnung angeordnete Prüfungen nach- 
träglich zu bestehen. 

Tit. V. Von den Prüfungsgebühren. 8.62. Jeder 
Candidat der Medicin hat an Prüfungsgebühren — ohne Rück- 
sicht auf dem günstigen oder ungünstigen Erfolg der betref- 
fenden Prüfung — zu enirichten : a) fiir die Prüfung aus den 
natarwissenschaftlichen Fächern 20 fl.|, für die Wiederholung 
der ganzen Prüfung dieselbe Summe, für die Wiederholung 
der Prüfung in einzelnen Fächern für Jedes derselben 4fl.; 

b) für die Facultätsprüfung und zwar: 1) für die vier prakti- 
schen Facultätsprüfunge^i 25 fl., 2) für eine ausserordentliche 
Prüfung im Sinne der $$. 32 und 33 15 fl. , 3) für die Wie- 
derholung einer ganzen praktischen Prüfung 6 fl. und für die 
Wiederholung einer Abiheilung einer praktischen Prüfung 2 fl., 

4) für die mündliche FacuUütsprüfung die in dem §.119 unter 
dem Titel „Medicinischer Grad« und in dem §. 122 der Uni- 
vereilälssatzungen vom Jahre 1842 specificirten Prüfungs- und 
Promotionsgebüren und 5) für die Wiederholung der ganzen 
mündlichen Facultätsprüfung zwei Dritlheile von den sub Lit. b. 
Nr. 4 erwähnten Prüfungsgebühren unter Abzug der Promo- 
tionsgebühren und für die Wiederholung der mündlichen Fa- 
cultätsprüfung in einzelnen Fachern für Jedes derselben 5fl.; 

c) für die Staatsprüfung 22 fl., Tür die Wiederholung der gan- 
zen mündlichen oder ganzen schriftlichen Staatsprüfung Hfl., 
für die Wiederholung der mündlichen oder schriftlichen Staats- 
prüfung in einzelnen Fächern für Jedes derselben 5 fl. Der 
Vorstand und die Mitglieder der Staatsprüfungscommission er- 
hallen eine Remuneration von täglich 8 fl. auf die Dauer der 
Prüfungszeit. Jene Mitglieder, welche nicht am Sitze der 
Prüfung wohnen, erhalten neben der Remuneration \on täg- 
lich 8 fl. die tarifmässigen Reisekosten. Die auf die Staats- 
prüfung erlaufenden Auslagen werden aus den Prüfungsge- 
bühren, eventuell aus der Staatscasse bestritten, d) Für die 
Verleihung des Doctorgrades nach %. 59 Lit. c. dürfen keine 
Gebühren weiter erhoben werden. 

Tit. VL Transitorische Bestimmungen, 
J. 63. Gegenwärtige Verordnung hat von dem Beginne 
des Wintersemesters 1858/59 an unter nachstehenden Modi- 
ficationen in Wirksamkeit zu treten: l) Candidaten der Me- 
dicin, welche sich bereits im Stadium des Blennii practici 
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befinden, haben die Schlnssprüfunff nach der Verordnung vom 
30. Mai 1843 zu erstehen. Die Bewerbung um Anstellung in 
der medicinisch- polizeilichen und medicinisch- gerichtlichen 
Sphäre ist ihnen jedoch nur dann gestattet, wenn sie in dieser 
Prüfung die erste oder zweite Note erringen. Hingegen sollen 
auch mil der Erwerbung der ersten Note die im %. 60 er- 
wähnten Vortheile verbundi^n «ein. 2) Auf diejenigen Medi- 
ciner, welche die Schiussprüfung bereits bestanden haben, 
finden die SS* 3 und 60 gegenwärtiger Verordnung Iseine An- 
wendung. 

Unser Staatsministerium des Innern für Kirchen- und 
Schuiangelegenheiten sowie Unser Staatsministerium des In- 
nern sind mit dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung be«* 
auflragt. 

Lindau, 22. Juni 1858. 

Max. 
von Zwehl. von Reigersberg. 

Baden. 

Die Stellung der Bezirksstaatsärzte, hier der 
Amtschirurgen betr. 

Friedrich etc. Auf den Antrag Unseres Staatsmini- 
steriums verordnen Wir zur Ergänzung Unserer Verord- 
nung vom 21. August v. J. (Regierungsblatt Nr. XXXVI.) über 
die Stellung der Bezirksstaatsärzte : 

Die Amtschirurgen sind in diensipolizeilicher Hinsicht den 
Hofgerichten und beziehungsweise dem Justizministerium un- 
tergeordnet. 

Gegeben zu Schloss Baden, den 3. Juli 1858. 

Friedrich. v. Stengel. 

Saehsen - Weimar. 

Medicinalordnung betr. 

(Fortsetzung.) 
Zweiter Abschxiitt. Von der Aveübiing der verecliiedeneii Theüe der 

Henaokenlieilkiuuit. 

I. Von der Ausübung der Medicin. 

S. 27. Die Ausübung der Medicin — d. h. das unein- 
geschränkte Recht, innerliche oder üusserlichc Mittel gegen 
jede Art Ton Icrankhaften Leiden des Geistes oder des Körpers 
zu verordnen — steht nur den Aerzten zu. 

II. Von der Ausübung der Chirurgie. 

S. 28. Die Ausübung der Chirurgie (d. h. das Recht der 
Anwendung von HandgriiTi'n und mechanischen, sowie von den 
im $. 31 sonst noch bezeicluieien Mitteln zur Verhütung, 
Heilung oder Linderung von Kranliheiten oder von körperli- 
chen BAissstäfiden) wird in der Regel entweder in ihrem gan- 
zen Umfange, oder nur mit den im $. 31 angegebenen Be- 
fugnissen gestattet. 

S. 29. Zur unbeschränkten Ausübung der Chirurgie wer- 
den nur solche Medicinalpcrsonen zugelassen, welche zugleich 
Aerzte sind. 

§. 30. Dergestalt berechtigte Aerzte dürfen , ausser in 
Nothfallen, die Selbstvornahme der §. 31 ZifT. 1, 3, 4 und 5 
bezeichneten Verrichtungen ablehnen. 

S. 31. Zur Ausübung der sogenannten niedern Chirurgie 

1) durch Verrichtung von Blutentziehungen a) mittelst Ader- 
lassens oder Ansetzens von Blutegeln, b) mittelst Schröpfens; 

2) durch Anlegung eines Fontanells, oder Einziehung eines 
Eiterbandes, 3j durch Auflegen von Hautzügen, Auf- oder 
Umschlägen, oder Pflastern, durch Einreibungen, Waschungen, 
oder Auf- oder Einstreuungen; 4) durch Beibringung von 
Klystleren und anderen Einspritzungen und 5) diu'ch Baden, 
bestehen Wundarzte, welchen ausserdem 6) die Hilfeleistung 
zur Rettung vecungiückter Personen, laut Gesetzes v. 19. Juni 
1823, bis zur Ankunft eines schleunigst herbeizurufenden 
Arztes vorzugsweise obliegt. 

%. 32. Bei der Ausübung ihres Berufes dürfen die Wund- 
ärzte von den ihnen instruklionsweise ertheilten Kunslvor- 
schriflen unter keiner Bedingung abweichen. Die %. 31 Ziff. 1 
und 2 genannten Verrichtungen setzen in jedem einzelnen, 
durch die eben gedachten Kunstvorschriften nicht ausdrücklich 
aasgenommenen Falle die schriftliche oder unmittelbar münd- 
liche Verordnung eines Arztes nolhwendig voraus. 

S. 33. In Fällen, welche ein Arzt mit bdiandelt, sind die 
Wundärzte den Anordnungen desselben Folgsamkeit schuldig. 

8. 34. Die Zulassung der Wundärzte ($. 31) zur Praxis 
erfolgt in der Regel auf dem Zunftvvege, ausnahmsweise durch 
Concession des Staatsminisleriums. Die von dem betreffenden 
Amtsphysikus vorzunehmende Prüfung der CandiJaten hat sich 



in beiden Fällen auf diejenigen Kenntnisse und Fertigkeiten 
zu erstrecken, welche zur Ausübung der im S* 31 bezeich- 
neten Befugnisse erforderlich sind. 

i. 35. In denjenigen Bezirken, wo Barbierinnungen nicht 
bestehen, erhalten die angestellten Wundärzte, für inre Per- 
son, auch concessionsweise die Erlaubniss zur Mitbetreibung 
des Barbiergewerbes. 

S. 36. Zu den t. 31, Ziff. la, 3, 4 und 5 genannten 
Verrichlungen sind Aerzte, auch wenn sie nicht Chirurgen 
sind (i%. 27 und 29;, zwar befugt, verpflichtet aber nur in 
Nothfällen. 

S. 37. Bei weiblichen Personen dürfen auch Hebammen 
und Beihebammen unter den deshalb für die Wundärzte gel- 
tenden Bedingungen (§. 32) Klystiere geben und an verbor- 
genen Körpertheilen Blutegel ansetzen, ilaulzüge anlegen und 
Einspritzungen machen. 

$. 38. Dem Siaatsministerium bleibt vorbehalten, in Fällen 
eintretenden Bedarfes, geeignete Personen, Heildiener, zu 
berechtigen, auf ärztliche Verordnung die im %. 31, Ziff. 1, 3, 
4 und 5 genannten Verrichtungen, das Aderlassen jedodi 
ausgenommen, auszuüben. Dabei wird das Bestehen einer 
Prüfung vorausgesetzt. 

III. Von der Ausübung der Zahnarzneikunst. 

S. 39. Die Ausübung der Zahnarzneikunst mit dem Rechte 
zur Anfertigung künstlicher Zähne wird nur denjenigen ge- 
staltet, welche sich, in der Regel durch das Bestehen einer 
Prüfung, über den Besitz der erforderlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten ausweisen. Hinsichtlich der Zulassung zur Prü- 
fung ist es nicht notbwendig, dass sich der Candidat auch als 
Arzt oder als Wundarzt qualificire. 

IV. Von der Ausübung der Geburtsliilfe. 

1. Von den Geburtshelfern. 

§. 40. Zur unbeschränkten Ausübung der Geburtshilfe 
(d. b. zur unbeschränkten selbslständigen Anordnung und An- 
wendung aller zur Beförderung des glücklichen Verlaufes der 
Schwangerschaft, der Entbinoung und des Wochenbettes lür 
Mutter und Kind dienenden innerlichen und äusserlichen Mittel 
und Operationen) sind nur die Geburlshelfer berechtigt. 

Aerzte, welche nicht zugleich Geburtshelfer sind, dürfen 
jedoch die während der Schwangerschaft und Entbindung vor- 
kommenden oder in Folge derselben entstehenden Krankheiten 
behandeln, aber dabei etwa erforderliche geburtshilfliche Ope- 
rationen nicht selbst verrichten. 

§. 41. Als Geburlshelfer werden nur diejenigen zuge- 
lassen, welche auch die Prüfung als Aerzte mit günsligem 
Erfolge bestanden haben. 

2. Von den Hebammen und Beihebammen. 

§. 42. ' Die Hebammen sind nur berechtigt, bei Schwan- 
gerschaften, Entbindungen und Wochenbetten die in dem bei 
ihrem unterrichte zum Grunde gelegten Hebammenlehrbuche 
vorgeschriebenen Hilfsleistungen zu verrichten. (Vgl. auch §.37.) 

§. 43. Jeder Hebamme wird ein gewisser, von dem Be- 
zirksdireklor im Einvernehmen mit dem Amtsphysikus zu be- 
stimmender Bezirk angewiesen. 

§. 44. Die Hebammen haben den Armen ihres Bezirkes 
unentgcldlichen Kunslbeistand zu leisten. Sofern der Beistand 
einer Orlshebamine rechtzeilig erlangt werden kann, dürfen 
fremde Hebammen nur unter der Bedingung gebraucht werden, 
dass man den Orlshebammen die ihnen dadurch sonst ent- 
gehende • taxmässige Gebühr, bezüglich zur gleichmässigen 
Verlheilung unter dieselben , entrichtet. 

§. 45. Die Hebammen sind den Amtsphysikem unter- 
geben und den Aliordnungen der Aerzte Folgsamkeit schuldig. 

§. 46. Die Anstellung der Hebammen rrfolgt durch den 
Direktor des betreffenden Yerwallungsbezirkes auf dem Grunde 
eines von dem Direktor der Hebammenschule, welchem auch die 
Verpflichtung der von ihm unterrichteten Hebammen zusteht, 
ausgefertigten Fühigkeitszeugnisses. 

§. 47. Zur Aufnahme in die Hebammenschule ist jedes- 
mal eine ausdrückUche Verfügung des Staatsministeriums er- 
forderlich, an welches die Vorschläge der Gemeindevorstände 
durch Vermiltelung der Bezirksdirekloren zu bringen sind. 
Jedem solchen Vorschlage muss über die Befähigung der Vor- 

Seschlagonen ein Gutachten des Pfarramtes und ein Gutachten 
es Amtsphysikus betliogen. In Gemeinden, für welche über- 
haupt nur eine Hebamme bestimmt ist, müssen bei der Aus- 
wahl der Bewerberinnen um die Hebammenslellc die etwaigen 
Wünsche oder Bedenken der verheiralhelen Ortsbewohnerinnen 
möglii'hst beachtet werden. 

§. 48. Di« Beihebammen sind einzelnen Hebammen 
aus besonderen Gründen zugeordnete Gchülfinnen. Das Er- 
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werbsverhältnlss zwischen beiden Ist sogleich bei Anstellung 
einer Beihebamme von dem Bezirksdirektor unter Zuziehung 
des Amtsphysikus fest zu ordnen. 

Im Uebrigen gelten alle gesetzliche Vorschriflen fOr die 
Hebammen auch für die Beihebammen. 

(Fortsetzung folgt.) 

Meoklenbei^ - Sohweiin« 

Die Pest betr. 

Da nach amtlichen Mittheilungen in der Regentschaft Tri- 
polis die Pest ausgebrochen ist und sich von oa durch Schiffe 
schon weiter verbreitet hat, so ist es zur Verhütung der Ein- 
schleppung dieser Seuche nothwendig geworden, die erfor- 
derlichen Sicherheilsmaassregeln zu ergreifen. Zu diesem 
Zwecke ist mit dem Königlich Schwedischen Gouvernement 
das Uebereinkommen getroffen worden, dass die aus den 
Höfen der Türkei , Aegyptens und der Nordküste von Afrika 
— mit Ausnahme von Algier — kommenden, für die Ostsee 
bestimmten Mecklenburgischen Schiffe in dem Schwedischen 
Hafen zu Kansoe eine Quarantaine von derselben Dauer und 
unter denselben Bedingungen und Bestimmungen, wie bei den 
für Schwedische Häfen bestimmten Schiffen, abhalten sollen 
und dürfen. 

In Verbindung hiermit wird hierdurch bestimmt, dass bis 
auf Weiteres keinem aus jenen Gegendon kommenden Meck- 
lenburgischen oder sonstigen Schiffe das Einlaufen in einen 
diesseitigen Hafen oder die Landung von Personen oder Gü- 
tern jeder Art in einem solchen Hafen oder sonstwo an der 
diesseitigen Küste gestattet werden soll, wenn nicht der Be- 
weis vorliegt, dass vorher die vorschriftsmässige Quarantaine 
zu Kansoe abgehalten worden Ist, widrigenfalls die Schiffe, 
von welchen dieser Nachweis nicht gegeben, zu der Abhaltung 
dieser Quarantaine nach Kansoe zurückzuweisen sind. 

Zugleich werden alle Obrigkeiten der Seeküste hierdurch 
aufgefordert, sich, in Ermangelung des gedachten Beweises, 
bis auf Weiteres dem Landen von Schiffen, welche aus den 
vorstehend gedachten Häfen kommen, desgleichen ihrer Schiffs- 
mannschaft und der Ausschiffung der Ladung, mit allen zu 
Gebote stehenden Mitteln zu widerselzen. In Strandungsfällen 
wird zwar die gewöhnliche Hilfe zu leisten, jedoch dafür zu 
sorgen sein, dass sowohl die Personen als auch die Güter 
derartiger Schiffe einstwellen an gehörig abgesonderten Orten 
untergebracht und alle Verbindung zwischen der geretteten 
Schiffsmannschaft und den Landes-Einwohnem thunlichst ver- 
hindert werde. Wegen des Weiteren wird aber lordersamst 
an das unterzeichnete Ministerium zu berichten sein. 

Schwerin, am 19. August 1858. 
Grossherzogl. Mecklenburgisches Ministerium, Abtheilung 
fiir Mediclnal- Angelegenheiten. v. Schröter. 

FÜrstenihum Waldeok. 

Die Taxe der Blutegel betr. 

Die Taxe der Blutegel wird von jetzt an und bis auf 
Weiteres auf 2 Silbergroschen acht Pfennige bestimmt, wor- 
nach die Apotheker beider Fürstenthümer sich zu achten haben. 

Arolsen, am 18. August 1858. 
Fürstl. Waldeckische Regierung. L. Klapp. 



FrolBfrage. Von der Soci^t^ roddico-psychologiqne ist ein (von 
Ferrns ausgesetzter) Preis auf die Bearbeitung des Thema's: „Ver- 
gleichende Untersuchung des Creiinismus, des Blödsinns und des 
Idiolismus in fttiologischer, symptomatologischer und pathologisch- 
anatomischer Beziehung** ausgeschrieben. Die Bewerbungsschriften 
sind bis zum 19. Januar 1859 an den Buchhändler Masson in Paris, 
Place de TEcoie de Mödecine einzusenden. 

Die Verordnung die gleichmAMige Besteuerung der Gewerbe im 
Orosshertogthum Hessen betreifend führt als der Gewerbesteuer nicht 
unterworfen auf: die practicirenden Aerzte, Wundärzte, Hebammen 
und Tbierärzte; Apotheker haben Gewerbesteuer zu zahlen und zwar 
stehen Apotheicer mit Gehülfen in der zweiten, Apotheker ohne Gebfllfen 
in der dritten Steuerklasse. 

Annahme stAdtiselier Ehrenämter. Für das Königreich Hannover 
ist eine revidirte Slädteordnung publicirt worden. §.31 derselben 
bestimmt, dass jeder Bürger verbunden ist, städtische Ehrenämter, 
wozu er durch Wahl berufen wird, zu übernehmen. Ausgenommen 



davon sind ausser König!. Civil- und Hofdienem, Ifilitärpersonen etc. : 
Aerzte, Wundärzte und Apotheker. 

Bie Besoldungen der Begimentsänte in Württemberg soU.ten auf 
Antrag der .Regierung erhöht werden. Es sollten an die SteUe der 
bisherigen drei Klassen zu 900, 700 und 600 fl. drei Klassen mit 1100, 
900 und 800 fl. treten. Dieser Antrag ist in der Kammer der Abge- 
ordneten nicht durchgegangen. Die Kommission, welcher derselben 
zur Prüfung vorgelegen, konnte eine partikuläre Erhöhung dieser Be- 
soldoogsklassen, abgesehen von der allgemeinen GehaUsverbesserung 
nicht bevorworten und trug auf Beibehaltung der bisherigen Klassen- 
eintheilung der Regimentsärtze an. Der Kommissionsantrag wurde 
genehmigt. — Der Gehalt der preussischen Regimentsärzte ist nahe 
doppelt so hoch als der durch die Württembergische Regierung be- 
antragte und doch will es uns scheinen, als ob trotzdem die niedrige 
Besoldung der Militärärzte ein nicht geringes Hemmniss für die gün- 
stige EntWickelung des Militärmedicinalwesens ist. Karg sein ist 
nicht immer auch weise sein. — 



Fersonalehronik. Preuisen, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. G u i- 
schard zu Gr. Salze zum Hausarzt der Zwangs -Arbeits -Anstalt zu 
Gr. Salze; der Thierarzt I. Kl. Hagen zum ICreisthierarzt des Kreises 
Adelnau mit dem Wohnort Ostrowo. 

Versetzt: Kreisthierarzt Dietrich von Wrietzen nach Calan, 
Kreisthierarzt Kau mann von Calau nach Wrietzen. 

Vereidigt: als chemischer Sachverständiger bei dem Königl. 
Stadtgerichte zu Berlin der Apotheker 0. A. Ziurek. 

Pensionirt: der Arzt bei der Zwangs-Arbeits-Anstalt Dr. Rhe- 
nius zu Gr. Salze. 

Niedergelassen: Der prakt. Arzt Dr. Kalker in Lobberich. 

Belobung: Der Dr. med. Chwistek aus Langenbielau hat 
mit grosser Entschlossenheit und Lebensgefahr die unverehelichte Ca- 
roline Gebauer vom Tode des Ertrinkens gerettet, welches hiemit be- 
lobigend zur öffentlichen Kenntniss gebracht wird. 

Orden: Der ordentl. Professor der Chirurgie an der Universität 
Breslau Dr. Middeldorpf das Ritterkreuz des Ordens der Ehrenlegion. 

Gestorben: Der Regierungs- und Geheime Medicinal-Rath Dr. 
Carganico in Gumbinnen. 

Bayern. Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. Lingenhöl nach 
Grossaitingen, Bataillonsarzt Dr. H. Seitz zum 13. Inf.-Reg., Batail- 
lonsarzt Dr. R. Würth zum 3. Inf.-Regiment. 

Entlassen: Anf Ansuchen der Unterarzt Dr. Seh eil er von 
der Commandantscbafl Würzburg. 

Sachsen. Gestorben: Wund- und Geburtsarzt F. Kugler 
in Freiberg. 

Hannover. Ernannt: zum prakt. Arzt zu Bissendorf Amts 
Scbledehausen Dr. med. von Wähde in Badbergen; Dr. med. 
Fromme die Concession zur Ausübung der gesammten Heilkunst 
mit Anweis seines Wohnortes zu Fallersleben. 

WüritemAerg. In dem Verzeichniss der ausübenden Aerzte, 
welches dem statistisch-topographischen Bureau von dem Decanat der 
medicinischen Facultät zu Tübingen übergeben und in der neuen Aus- 
gabe des Hof- und Staatshandbuchs abgedruckt worden, ist bei dem 
Doctor der Medicin u. Chirurgie Stadtarzt u. Oberamtswundarzt Kirn 
in Gaildorf der demselben von Rechtswegen gebührende Doctortitel 
durch ein Versehen weggeblieben. 

Vacant: Die Expeditorstelle bei dem Medicinal-CoUegium und 
der Aufsichts-Commission für Staatskrankenanstalten, 

Gestorben: Schultheiss und Wundarzt Wimmer zu Hildriz- 
hausen. 

Baden. Ernannt: Den Amtsarzt Molitor in Walldürn zum 
Amtsarzt in Breisach, den Amtsgericbtsarzt Bauer in Hornberg zum 
Amtsarzt in Oberkirch, den Amtsarzt Schweizer in Schönau zum 
Amtsarzt in Stockach und den Amtschirorgen F o r c h in Haslach zum 
Amtsgerichtsarzt daselbst. 

In den Ruhestand versetzt: der Amtschirurg J.Weber zu 
St. Blasien. Licenz erhielten zur Ausübung der inneren Heilkunde: 
J. Knauff von Karlsruhe. E. Nees von Müllheim, F. Graf von 
Sinsheim, E. Erkenbrecht von Plankstadt, Wundarzt H. Vögele 
von Freiburg, H. Will mann von Unterlenzkirch; zur Ausübung der 
Chirurgie: G. Bartheau prakt. Arzt von Mannheim, H. Schäfer 
prakt. Arzt und Hebarzt von Lörrach, F. Graf von Sinsheim, L. Lang 
prakt. Arzt von Karlsruhe; zur Ausübung der Geburtshilfe: E. Nees 
von Müllheim, G. Bartheau prakt. Arzt von Mannheim, H. WilU 
mann von Unterlenzkirch, F. Graf von Sinsheim, G. Schmid 
prakt. Arzt von Munzingen, H. Vögele Wundarzt von Freiburg, 
H. Glänz von Freiburg. 

Gestorben: Der pens. Physikus Helbling in Bretten, der 

Amtschirurg J. Sutter in Seelbach. 

Oldenburg, Gestorben: Der Geheime Staatsrath u. Leibarzt 
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Die Beibehaltung der Kreiswundarztstellen betr. 

Nach reiflicher Erwägung der von den Königlicheu Re-* 

Eerungen in den auf meinen Circularerlass vom 8. Septem«* 
ir V. J. (N. 297 M.) erstaUeten Berichten für und wider 
die Einziehung der Kreiswundarztstellen geltend gemachten 
Alimente und der sonst hiebei in Betracht kommenden Ver-' 
bältnisse habe ich mich iiir die Beibehaltung dieser Stellen 
entschieden, zugleich aber auch beschlossen, die Obliegen« 
heiien der Kreiswundärzte anderweitig zu regeln, höhere An- 
forderungen an dieselben zu stellen und insbesondere ihren 
Wirkungskreis in saniläts- und medicinalpolizeiUcher Hinsicht 
ZU erweitem. Ich hofle, auf diesem Wege eine wirksamere 
and eingreifendere Wahrnehmung der sanitäts- nnd medicftial* 

Eilizeilichen Interessen zu erzielen, als dies bisher bei nur 
nem mit der Wahrnehmung dieser Interessen betrauten Be- 
amten in jedem Kreise mögUch gewesen ist und bebalte mir 
die nähere EröfiTnung hierüber vor. 

Inzwischen kann schon jetzt mit Wlederbesetznng der 
erledigten Stellen vorgegangen werden. Indem ich bierfiber 
die erforderlichen SpeciaTverAlgungen den betreffenden Köniff- 
Bchen Regierungen in Kurzem werde zugehen lassen, bemerke 
loh im Allgemeinen, dass für jetzt den neuanzustellenden 
Kreiswundärzten jedesmal ausdrücklich zu eröffnen ist, dass 
eine anderweitige Regulirung ihrer Dienstobliegenheiten, na- 
mentlich eine Erweiterung ihrer bisherigen Theilnahme an 
sanitäts- und medicinal-pob'zeilichen Geschälten voriiehalten 
bleibe. 

Die Vorschläge Behufs Wiederbesetzung erledigter Kreis- 
wundarztstellen sind zur Zeit zwar noch auf besonders quali- 
ficirte Wundärzte erster Klasse, welche die forensische PrlJH 
fung bestanden, zugleich aber auch auf pro physicatu geprüfte 
praktische Aerzte zu richten. Sollte es an so quaTificirien 
Bewerbern fehlen, so bin ich nicht abgeneigt, anderen prak- 
tischen Aerzten unter der Bedingung, dass dieselben binnen 
längstens 2 Jahren die Zulassung zur Physikatsprüfung nach- 
suchen und demnächst in derselben bestehen, die Verwaltung 
der erledigten Stetlen mit einer dem Gehalt glei^chkommenden 
Remuneration commissarisch zu übertragen. 

Uebrfgens ist es die Absicht, die Kreiswundarztstellen 
gllmiUg nur mit praktischen Aerzten, wdehe dHe Physikats-« 
prüfnng bestanden, zu beeetasen. Ich behalte mir deshalb vor, 
darüber Beschluss zu fassen, ob noch femer die für Wund- 
linste erster Klasse bestimmte forensische Prüfvng befaubchal- 
toH sein wird. 

Der Kreiswundarzt wird nicht nothwendig an demselben 
Ort wie der Kreisphysikus zu wohnen haben, vielmehr und 
nach den lokalen und soast in Betracht kommenden Verhält- 
nissen, namentlich auch mit Rücksicht auf die den Kreiswund- 
ärzten für die Zukunft zugedachte ausgedehntere Theilnahme 
an den sanitäts- und medicinal-polizeiucben Geschftßen, das 



Domidi des neu anzustellend» Wundarztes in Vorschlag zu 
bringen sein. 

Berlin, den 20. August 1668. 
Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und MedicbMl- 
Angelegenheiten« v. Räumer, 

An sämmtliche Kgl. Regierungen. 



Verkauf kosmetischer Mittel betr. 
Slaatsministerium des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 

Dem Karl Zink von Kadolzburg, z. Z. in Nürnberg, 
wird hiemit auf den gutachtlichen Antrag des k. Ob^tnedici- 
nalausschusses die erbetene Bewilligung zum Verkaufe der 
von ihm selbst verfertigten, in der Anlage verzeichneten Par- 
fUmerieartikel um die daselbst bemerkten Preise iiir den Um- 
fang des Königreidis Bayern vorläufig auf die Dauer von flbif 
Jahren ertheilt. Hiebei ist jedoch dem Karl Zink zu be«* 
merken, dass er, falls er beabsichtigen sollte den Verkauf 
der fraglichen Artikel irgendwie öffentlich anzukündigen, sich 
hiebe! lediglich auf die Benenunug und Preisangabe der ein- 
zelnen Artikel zu beschränken habe und dass jede weitere 
Anempfehlung die sofortige Einziehung der Verkaufsbewilligung 
zur Folge haben würde. Der Vollzug dieser letzteren An^ 
Ordnung ist gehörig zu überwachen. 
Hünchen, 16. Juli 1858. 

Auf Seiner Königlichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 



Das Romershausen'scbe Augenwasser betr. 

Staatsministerium des Innern. 
Dem Apotheker Dr. Geiss zu Aken a. B. wird blemü 
seinem desslallsigen Gesuche vom 14. v. Mts. entsprechend 
die unter dem 80. Dezember 1853 auf iUnf Jahre ertheilte Be- 
wtlHgung des Verkaufes derDr.Romershause n'schen Augen- 
Essenz im Königreiche Bayern auf weitere fünf Jahre rom 
Ablaufe der Früheren an gerechnet unter der Bedingung ver- 
längert, dass die Flasdie zu 12 Unzen Inhalt nicht höher als 
zu einem Thater attsgeboten, dass sich hiebei jeder öffentlichen 
Anpreisung dieser Essenz enthalten und deren Absatz nur 
durch gewerbsberechtigle Apolheker vermittelt werde. 
München, 7. August 1858. 

Auf Seiner Könfgl. Majestät Allerhöcbstea Befehl. 
Freiherr von der Pfordten. 

Baden. 

Verordnung, die Materialwaarenhandlungen betr. 

Mit allertidchster Ermächtigung aus grossherzoglichem 
Staatsministerfum vom 12. Juni d. 4. wird, unter Aumebung 
der Verordnung der grossherzogl. Sanitätscoramission vom 
10. November I8t6, die Gewerbsoefugnisse der Materialisten 
und Droguisten betreffend. Nachstehendes verordnet: 

8. 1.. Wer, ohne concessfonirter Apotheker zu seia, 
Handelsgeschäfte mit Waaren betreiben will, die ausschliess^ 
Heb zu arzneilieben Zwecken verwendet werden, bedarf hiezn 
der besonderen polizeilichen Concession. 
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(. 2. Die Ertheilung dieser Coocession steht dem Mini- 
steiium des Inneni zo. Sie Icann nur Demjenigen erthellt 
werden, welcher seine Befähigung zum Handel mit Arznei- 
waaren der Sanitätscommission durch eine Prüfung nachge- 
wiesen mnd von dieser hierüber eine Beurkundung eraalten hat 

S. 3. Den Materialwaarenhändlern liegt bezüglidi der 
Sorge ßir Beschaffenheit und Aufbewahrung der Arzneiwaaren 
die gleiche Verpflichtung wie den Apothekern ob. Insbeson- 
dere sind sie verbunden, die in der Pharmakopoe mit ff be- 
zeichneten Stoffe getrennt von den übrigen in einem abge- 
sonderten Räume aufzubewahren und sich bei deren Verluiuf 
ausschliesslich hierzu bestimmter Verkaufsgeräthschaflen zu 
bedienen. 

|. 4. Stoffe, die nur zu arzneilichen Zwecken gebraucht 
werden, dürfen von den Materialwaarenhändlern nur wieder 
an solche und an Apotheker, nicht aber an sonstige Personen, 
eben so wenig an Besitzer von Hand- und Nothapotheken 
verlmufk werden. Bei Stoffen, welche auch in der Technik, 
den Gewerben oder der Oekonomie Anwendung finden, er- 
leidet der Verkauf zu diesen Zwecken jene Beschränkung nicht. 

S. 5. Die Materlalwaarenhandlungen unterstehen der glei- 
chen sanitätspolizeiUchen Aufsicht wie die Apotheken. 

|. 6. Den Fabrikanten chemischer Produkte ist rück- 
sichtlich des Handels mit diesen die gleiche Befugniss unter 
den gleichen Obliegenheiten wie den Matenalwaarenhändlem 
eingeräumt. 

f. 7. Uebertretungen dieser Verordnung sind, wenn nicht 
eine gerichtliche Bestrafung eintritt, von der Bezirkspolizei- 
behörde mit Geldstrafen bis zu einhundert Gulden oder mit 
Getängniss bis zu vier Wochen zu ahnden. Im Falle wieder- 
holter oder schwerer Verletzungen kann von dem Ministerium 
die Concession entzogen werden. 

Karlsrahe, den &. Juni 1858. 

Grossherzogliches Ministerium des Innern. 

V. Stengel. Vdt. v. Scherer. 

SaohBen - Weimar. 
Medicinalordnung betr. 

(ForUetzang.) 

Zweites Kiyitel. Tsa ier Aisikiig der Thierkeilkinst 

g. 49. Zur gewerbsmässigen Ausübung der Thier- 
heilkunst, oder einzelner Thelle derselben, bedarf es, bei Ver- 
meldung der im Art. 247 des Strafgesetzbuches geordneten 
Strafen, einer Erlaubniss des Staatsministeriums. Der Bewer- 
ber muss desshalb eine Prüfung bestehen. 

%, 50. Zur gewerbsmässigen Behandlung von geringen, 
durch äussere Verletzungen entstandenen Hufkrankheiten an 
Pferden und an anderen beschlagbaren Hausthieren sind die 
Huf-Schmiedemeister schon als solche berechtigt. 

S. 51. Die concessionirten Thierverschneider dürfen auch 
die in unmittelbarer Folge des Verschneidens an den verletzten 
Theilen entstehende etwaige Entzündung und deren Ausgänge 
gegen Entgeld behandeln. 

%. 52. Die zur Ausübung der Thierhellkunst Zugelasse- 
nen haben innerhalb ihrer Kunstbefugnisse auf obrigkeitliches 
' Begehren Untersuchungen vorzunehmen und Gutachten abzu- 
geben; auch dürfen sie ihren Beistand geffen die Gebühr de- 
nen, welche denselben nachsuchen, ohne Noth nicht versagen. 

Schlussbestimmung. 

|. 53. Die Befugnisse früher zugelassener Medicinalper- 
sonen erleiden durch die Bestimmungen in den SS* 27 bis 52 
keine Abänderung. 

Drittel Kapitel. Taxerdavag. 

Srster Abioluiitt. AUgemeine Battiiiiminigen. 

S. 54. Der höchste und niedrigste Satz filr jede in den 
SS- 69 bis 93 besonders aufgeführte Leistung bezeichnen die 
Grenzen, innerhalb welcher de Ermässiffung und Feslstellang 
diesfallsi^er Gebührenforderungen Statt findet 

S* 55. Das Taxmaass ist, unter billiger Berücksichtiffung 
aller Umstände, hauptsächlich nach dem Einkommen des Kran^ 
ken, ausserdem nach der Schwierigkeit, Gefährlichkeit und 
Ekelhaftlgkeit der Leistung fUr den Arzt anzuwenden. In 
ausserordentlichen Fällen, wenn auch der höchste Satz der 
Taxe als ein den Verhältnissen entsprechendes Honorar nicht 
angesehen werden kann, dkrf das Staatsministerium auf Antrag 
der betreffenden Medicinalperson eine höhere Vergütung be- 
stinunen. 

S. 56. Oeffentlichen Kassen sind immer nur die niedrig- 
sten Sätze anzurechnen. Bei dürftigen, zahlunffspflichtigen 
Privatpersonen können die niedrigsten Taxsätze ilir Verrichtung 
und Versäumniss noch um ein Dritttheil herabgesetzt werdßu. 



S. 57. Zur unentgeldlichen Behandlung armer Kranker 
nichl besonders verpflichtete Medicinalpersonen erhaken Ar 
den ersten Beistand an solche aus der ImtreiTeiiden Gemeinde- 
oder sonst verpflichteten öffentlichen Kasse nur eine Vergü- 
tung für dabei entstandene Verläge. Für weitere Beistands- 
leistongen dürfen auch Verrichtungs- und Versäum- 
nis sgebühren angerechnet werden, wenn 

1) entweder eine zur unentgeldlichen Behandlung nicht 
besonders verpflichtete Medicinalperson durch die zuständige 
Behörde zur Porftehandlung aufgefordert worden ist, oder, 

2) ungeachtet der einer solchen Behörde zeitig gemach- 
ten Anzeige vom Zustande des Hilfsbedürftigen, dessen wei- 
tere Behandlung durch eine andere, zunächst hierzu berufene 
Medicinalperson nicht schnell genug erfolgt, um wahrschein- 
lichen, eriieblichen Nachtheil iür dais Leben oder dieG^rand- 
heit des Leidenden abzuwenden. 

S* 58. Die von einer Medicinalperson aus ihren Mitteln 
bei Banken verwendeten Arzenelen, Verbandstücke, Geräthe 
u. s. w. sind ihr, soweit als solche sich, ohne ihr Verschul- 
den, zum Gebrauche bei anderen Kranken nicht mehr eignen, 
nach billigen Preisen besonders zu vergüten. Hierbei ist je- 
doch von den Kosten ganz gewöhnlicher Instandhaltung, z. B. 
des Schärfens von Messern, abzusehen. 

S. 59. Die ausübenden Medicinalpersonen sind verpflich- 
tet, jedem von Ihnen weffen Gebührenzahlung in Anspruch 
Genommenen, auf dessen Verlangen, eine scbriftliche, genaue, 
deutliche, taxordnungsmässige Rechnung nach den diesfallsigen 
einzelnen Leistungen auszustellen. Nur Fälle, wo man sldi 
über ein Bauschhonorar geeiniget hatte, sind hiervon ausge- 
nommen. 

S. 60. Alle Rechnungen, welche ausübende Medicinal- 
personen, als solche, zur Bezahlung aus einer öffeniUcheu 
Kasse oder zur Festsetzung einreichen, müssen nicht nur den 
im S* 59 bezeichneten Erfordernissen entsprechen, sondern 
auch bei auswärtigen Verrichtungen immer eine Angabe der 
Entfernung und — sofern sie irgend die niedrigsten Taxsätze 
überschreiten — der Standes- und Vermögensveriiältnisse des 
Kranken möglichst wahrheitsgemäss enthalten, widrigenfalls die 
etwa il5thigen Weiterungen auf Kosten des Rechnungsausstel- 
lers erfolgen und bezüglich, nach Befinden, die geographische 
Entfernung als massgebend angenommen wird. 

S. 61. Auf Feststellung einer Gebührenrechnung kann 
der Zahlungspflichtige so lange antragen, als er die Rechnung 
noch nicht ohne Vorbehalt bezahlt oder sonst anerkannt hat. 

S. 62. Freiwillige Geschenke, ausser Geld, oder frei- 
willig erwiesene Gerälllgkeiten können von den Zahlungspflich- 
tigen nicht In Gegenrechnung gebracht werden. 

S. 63. Bruchgroschen, welche sich bei Anwendung der 
Taxbestimmungen ergeben, werden bis zu Va als V29 darüber 
aber fiir volle Groschen gerechnet. 

S. 64. Die Feststellung auf Privatantrag geschieht, wenn 
sich nicht deshalb ausdrückUche Zweifel hervorgehoben findeOi 
unter der Voraussetzung, dass die angesetzten Leistungen 
wirUlch Statt gefunden haben und nothwendig, oder doch ver- 
langt, mindestens genehmigt gewesen seien, und unter der 
Voraussetzung der Wahrheit der sonstigen Angaben des Rech- 
nungsstellers. 

S. 65. Die Feststellung der ärztlichen Gebührenrechnun- 
ren erfolgt durch das Staatsministerium im Anslellungswege. 
Gegen eine in dieser Welse bewirkte Festsetzung kann Vor- 
stellung bei der genannten Behörde eingelegt werden, welche 
demnächst mit Veränderung des Referenten endgültig entscheidet 

S. 66. Dem Staatsministerium Hegt es zwar ob, unzu- 
lässige Ansätze von Amtswegen zu rügen und, nach Befinden, 
zu ahnden; es wird aber zahlungspflichtigen Privatpersonen, 
wenn sie nicht selbst auf Feststellung angetragen haben , das 
Zuvielbezahlte nicht zurückerstattet. 

S. 67. Die Festsetzungsgebühren bezahlt in ausserge- 
richtlichen Fällen der Antragsteller; dem Rechnungsausfertiger 
fallen sie jedoch stets dann zur Last, wenn ihm ein Secns- 
theil der Cfesammtsumme oder mehr gestrichen werden musste, 
oi&r wenn er bereits aberkannte Beträge von Neuem ange- 
setzt hat 

S. 68. Für Fälle, welche sich in gegenwärtiger Tax- 
ordnung nicht berücksichtigt finden, kommen aushülfsweiso 
die Bestimmungen über die Sportein und Gebühren der Ge- 
richts- und Verwaltungsbehörden in Anwendung. Fälle, wel- 
che auch hiemach nicht entschieden werden können, unter- 
liegen dem billigen Ermessen des Staatsministeriums. 

(Fortsetznns folgt.) 
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Einziehung schriftlicher Auskunft über den Zustand 
äer Irren betr. ^ 

Hit Bezugnahme auf %. 6 der Verordnung vom 24. Sep- 
tember 1847, die Aasfuhrunff des Gesetzes vom 29. Mai 1847 
über die Irren-, Heil- und Pflege-Anstalt zu Jena betreflend, 
werden die Gemeindevorstände im Grossherzogthume hierdurch 
angewiesen, jedesmal vierzehn Tage vor Ablauf der Urlaubs- 
zeit eines aus jener Anstalt beurlaubten Geisteskranken ihres 
Bereiches von demjenigen Arzte, unter dessen specieller Auf- 
sicht der Kranke sich in Folge der diesfallsigen Vorschrift 
des $. 4 der gedachten Veroronong befindet, schriftliche Aus- 
kunft über den Zustand des Letztern einzuziehen und solche 
ungesäumt dem Grossherzoglichen Direktorium der Irrenanstalt 
mitzutheilen. 

Weimar am 29. Juli 1858. 
Grossherzogl. Sächsisches Slaatsministerium, Departement des 

Innern. v. Watzdorf. 

Meoklenburg - SohwerixL 

Die Pest betr. 

Die Bestimmungen des, in der II. Abtheiiung des Regie- 
rungsblattes vom 25sten d. H. (Nr. 24) abgedruckten PubU- 
candums vom 19ten d. M. wegen Verhütung der Einschlep- 
pung der in der Regentschaft Tripolis ausgebrochenen Pest 
werden hierdurch auch auf solche schiffe ausgedehnt, welche, 
obgleich nicht aus den in jenem PubUcandum gedacnten Ge- 
genden kommend, doch unterwegs Personen oder Sachen 
von aus jenen Gegenden kommenden Schiffen aufffenommen 
haben. Alle Obrigkeiten der Seeküste werden hierdurch auf- 
gefordert, sich nach dieser weiteren Vorschrift auf das Ge- 
naueste zu richten. 

Schwerin, am 28. August 1858. 
Grossherzogl. Mecklenburgisches Ministerium, Abtheilung 
für MecUcinal - Angelegenheiten. v. Schröter. 



Lungenseuche betr. 

Da nach amtlichen Mittheilungen die Lungenseuche des 
Rindviehs im Herzogthum Holstein nunmehr als ffänzlich er- 
loschen zu betrachten ist, so wird die durch das Publicat 
vom 2. September 1856 angeordnete Absperrung der westli- 
chen und südwestlichen Landesgrenze von der Elbe bis zur 
See, desgleichen der gesammten Seeküste, gegen die Ein- 
und Durchflihrung *von Rindvieh, so wie der rohen Theile 
von geschlachtetem oder gefallenem Rindvieh, hierdurch wie- 
der aufgehoben. 

Schwerin, am 24. August 1858. 
Grossherzoffl. Mecklenburgisches Ministerium, Abtheilung 
ftir Medicinal-Angelegenheiten. * v. Schröter. 

Mecklenburg - Strelitz. 

Bekanntmachung, betreffend die Absperrung der 
diesseitigen Landesgrenze gegen die Ein- und 
Durchführung von Rindvieh etc. aus der Ukermark 
und Pommern. 

Auf die berichtliche Anzeige des Magistrats zu Friedland 
vom 10. d. M., dass in dem, an der Chaussee von dort nach 
Anclam belegenen Preussischen Dorfe Sarnow die Lungen- 
seuche unter dem Rindvieh ausgebrochen sei, wird hierdurch 
bis auf Weiteres die ganze diesseitige Landesgränze 
mit der Ukermark und Pommern gegen die Ein- und 
Durchführung von Rindvieh aller Art, sowie der rohen Theile 
von geschlachtetem oder gefallenem Rindvieh gänzlich abge- 
sperrt und die Ein- und Durchführung jener Gegenstände, 
bei Strafe von fünf bis fünfzig Thalern Gold, 
verboten. 

Die sämmtlichen Orts- und sonstigen Polizeibehörden 
werden hierdurch angewiesen, die Ausführung dieser Ver- 
fügung auf das Sorgfaltigste zu überwachen nd gegen die 
Zuwiderhandlungen auf das Nachdrücklichste einzusaireiten. 
Neustrelitz, den 11. August 1858. 
Grossherzogl. Hecklenb. Landesregier. v. Bern stör ff. 

Sachsen - Meiningen« 

Den Blasenwurm betr. 

Durch zahlreiche Beobachtungen ist nachgevdesei wor- 
den, dass der Blasenwurm, welcher im Gehirn der Schafe 
vorkommt und die Drehkrankheit erzeugt, nur eine Verwand- 
lungsstufe des Bandwurms des Hundes ist. Frisst dar Hund 
den Blasenwurm, so entstehen im Leib des Hundes Band- 
würmer, und umgekehrt, frisst das Schaf Futter, an n^elches 



sich Bandwürmertheile aus dem Kothe der Hunde angehängt 
haben, so erzeugen sich im Kopf des Schafes Blasenwürmer. 
Es werden deshalb alle Schäfer und Schäfereibesilzer 
hiermit aufgefordert, die Köpfe drehkranker Schafe nicht als 
Nahrungsmittel flir Hunde zu verwenden, sondern durch tie- 
fes Vergraben unschädlich zu machen. 
Meiningen, den 10. August 1858. 
Herzogl. Staatsministerium, Abtheilung des Innern. 

Giseke. 



Sind dLle Apotheker in Prenssen sur 

Verabreiohting von Arsneien verpflichtet P 

Van Kreisphffiicus Dr. Ä. Schubert in Dramburg. 

Nach dem Medicinaledict (S»28) sollen Recepte, „welche 
absonderlich mit statin^ cito, citissime bezeichnet sind, filr 
allen andern schleunigst, es sei bei Tage oder Nacht, sowohl 
für Reiche als Arme förderlichst bereitet und abgefertigt 
werden," und nach der revidirten Apothekerordnung (S. 19) 
soll derjenige Apotheker, welcher die ihm zugeschickten Re- 
cepte, besonders diejenigen, die mit cito bezeichnet sind, es 
sei bei Tage oder bei Nacht, nicht sogleich bereitet und 
die Arzneien den Boten, welche die Recepte einhändigten, 
mitgiebt, in fünf Thaler Strafe genommen werden. Diese Be- 
stimmungen lassen es allerdings fraglich, ob die Arzneien 
unter allen Umständen, also auch ohne baare Zahlung, verab- 
folgt werden sollen, und es ist daher sehr wohl zu entschul- 
digen, wenn Aerzte, die eben nur das Medicinaledict und die 
revidirte Apothekerordnung in Händen haben, der Meinung 
sind, dass wenigstens jedes erste Recept, welches vom Arzte 
als dringend bezeichnet wird, auch ohne baare Zahlung ver- 
abfolgt werden müsse. (Zu entschuldigen dürfte es aber wohl 
nicht sein, wenn in diesem Glauben befangene Aerzte, wie 
ich solche kenne, Recepte flir unsichere Zahler als sehr drin- 
gend bezeichnen, um damit alle Schwierigkeiten, die der Ver- 
abreichung der Arzneien entgegen treten könnten, aus dem 
Wege zu räumen.) Die Zweifel, welche die obigen gesetz- « 
liehen Bestimmungen noch zulassen, sind nun aber längst 
durch das Ministerialrescript vom 18. Mai 1821 beseitigt, in- 
dem es daselbst heisst: „Es ist ganz unbedenklich, dass 
nach den bestehenden Gesetzen die Apotheker Credit zu ge- 
ben so wenig genöthigt werden können, wie jeder Handel- 
treibende, und dass sie keine grössere Verpflichtung haben, 
Unvermögenden unentgeldlich Arzneien verabfolgen zu lassen, 
als jeder Dritte, den unvermögenden das zur Bezahlung der 
Arznei nöthige Geld vorzuschiessen.^^ Eine Warnung für 
Apotheker, an Unvermögende Arzneien auf Credit zu geben, 
ist in dem Ministerialbescheide an einen Apotheker vom 
31. Mai 1845 enthalten, indem darin ausgesprochen ist, dass 
auch Communen zur Bezahlung von Arzneien für Ortsarme 
nicht verpflichtet sind, sobald der Apotheker die Arzneien 
„ohne Wissen und Anweisung des Gemeindevorstandes^^ hat 
verabfolgen lassen. Denn wenn es in diesem Bescheide auch 
heisst: „Ausserdem haben sie, wie Ihnen in dem Bescheide 
des Königlichen Landrathsamts und der Königlichen Regierung 
bereits ganz richtig eröffnet worden, es verabsäumt, den in 
Frage stehenden Fall bei der betreiTenden Ortsbehörde zeitig 
anzuzeigen und die ordnungsmässige Anweisung Seitens der- 
selben zu der Arzneilieferung zu extrahiren,^ so besteht doch 
kein Gesetz, welches die Communen verpflichtet, die ersten 
Recepte zu berichtigen oder flir deren Zahlung zu haften, 
wenn sie von dem Apotheker binnen einer bestimmten Zeit 
liquidirt werden, daher die Apotheker sich bedeiftenden Ver- 
lusten aussetzen würden , wenn sie jedes erste Recept credi- 
tiren wollten. Sonach sind die Apotheker in Prenssen in 
keinem Falle verpflichtet, Arzneien ohne baare Zahlung ver- 
abfolgen zu lassen, und auch das Strafgesetz kann sie nicht 
treffen, sollten sie auch durch die Verweigerung des Credits 
den Tod eines Menschen veranlasst haben. In dem Strafge- 
setzbuche heisst es: „Medicinalpersonen, welche in Fallen 
einer dringenden Gefahr ohne hinreichende Ursache ihre 
Hülfe verweigern, sollen mit Geldbusse von zwanzig bis 
fiinfliundert Thalem bestraft werden.'^ Wenn nun ein Kind 
an der häutigen Bräune litte, so würde das im Sinne des 
Gesetzes wahrscheinlich ein Fall dringender Gefahr und der 
Arzt dem Gesetz verfallen sein, wenn er seine Hülfe ver- 
weigerte. Den Apotheker kann keine Strafe trefien, wenn 
durch seine Weigerung, die von dem Arzte verordneten 
Arzneien ohne baare Zahlung zu verabfolgen, der Tod des 
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Kindes herbeigeltihrt würde, denn, dass er zum Creditlren 
nicht verpflichtet ist, ist eben oie hinreichende Ursache, 
welche ihn straflos macht. Ich spreche hier vom Gesetz, 
nicht von Humanität und christlicher Liebe, abgesehen davon, 
dass es auch viele Apothelier gibt, bei denen in Geldsachen 
die Gemüthlichkeit aufhört So sehen wir denn die Aerzte, 
die, wie ich das bei dieser Gelegenheit noch einmal auszu- 
sprechen mich gedrungen (Uhle, Gewerbetreibende ohne die 
Rechte solcher und Staalsdiener ohne Gehalt sind, die nicht 
die Rechte des geringsten Arbeiters haben, da Jedermann 
und zu jeder Zeit über sie verfügen liann, von dem Gesetz 
überaU aU Gen^rallastthiere beh^adelt 



•taHtartar Xodlsals. Von der Milte de« Monais August wird in 
den Prenssischen Salzniederlagen das aus dem Bergwerke zu Stass- 
itart gewonnene Steinsalz in feingemahlenem Zustande verlcauft wer- 
deii. Ineofero dasselbe als Koehsalz das bisher gebr&uebliche Sied- 
•ab ersetzen soll, hat die Binfflhrung anch ein sanitätiiches Interesse. 
1^8 Stassfarter Kochsalz ist aber fast reines Cblornatrium, es ist von 
üremden Salzen freier als das beste Preussische Siedsaiz, enthält davon 
nur etwa 2 p. C., während dieses 5 p. C, enthält und ist daher 
diesem vorzuziehen um so mehr als auch der Preis ein billigerer ist. 

Irreniihlimg dei Staat«! Xassachnsett. Anf eine Bevölkerung von 
894676 Eingeborne kommen 2007 Irre (Einer auf 445), und von 
230000 Fremden 625 Irre (Einer auf 360). Von den 2007 eingebor- 
nen Irren waren nur 941 Arme ; von den 625 fremden Irren waren 
581 (oder 93 pCt.) Arme. Von sämmtlichen Einwohnern waren 
Arm«: 13454 Eingeborne und 9671 Fremde (auf 66 Eingeborne 
1 Anner und auf 25 Fremde 1 Armer). 

Voberaioht der BevÖlkernngAewegung in Böhmen. Nach der von 
der k. k. Statthalterei veröffentlichten summarischen Uebersicht der 
Bevdlkeningsbewegvng in Böhmen im Jahre 1856 wurden in dem ge- 
nanaten Jahre 35,953 Trauungen vollzogen. Geboren wurden 178,213 
Kinder, wovon 92,407 Knaben und 85,806 Mädchen. 4071 dieser 
Kinder waren todtgeboren. Von den lebendgebornen waren 149,521 
eheliche und 24,575 uneheliche Rinder. Die Zahl der Todesfälle 
(ohne Hinzurechnung der Todtgebomen) betrug 140,549, worunter 
06,733 Sterbfälle von Kindern unter 5 Jahren. Im Alter über 100 
Jabre etarben 16 männliche uad 30 weibliche Individuen ; das älteste 
«war ein Mann von 114 Jahren. Durch gewaltsamen Tod starben 1418 
fersonen, und zwar 408 durch Selbstmord, 993 in Folge von Ver- 
unglöckung, 41 wurden ermordet, 26 erschlagen, 2 hingerichtet Bei 
47 erfolgte der Tod aus unbekaunlen Ursachen. 

St«rb«U«t« vom Wien. Die Gesammlsurom« aller im Monate Juli 
in 'Wien Verstorbenen beträgt 1294, davon starben 493 in den I^eil* 
und Verpflegsanstallen und 801 ausser denselben« Die Abnahme der 
Mortalität war auch im Juli im Fortschreiten begriffen; sie war um 
258 geringer als im Juni , um 735 geringer als im Mai und um 327 
geringer als im Juli vorigen Jahres. Die Zahl der täglich Versterbe» 
sen beträgt fflr den Juli nur 41*74, während sich diese Zahl im Juni 
aof 51*31, im Mai auf 64*16 und im Ajirii sogar auf 70 46 Im Durch» 
schnitte belief. Was das Verhällniss der einzelnen Altersstufen zur 
Gesammtsumme der Verstorbenen anbelangt, so starben davon im 
Alter von der Geburt bis zu 1 Jahr: 253; von 1 — 5: 92; von 5-^10: 
4-5; von 10—20: 61; von 20 — 40: 223; von 40—60; 16-5; von 
60—80: 11*2; von 80—90: 15; von 90— tOO Jahren 015 Procent. 
Die Zahl der Todtgebornen war 71, um 14 geringer als Juni, davon 
kamen 20 in den Gebäranstalten zur Welt. 

Die amtliohe Geburti- und Sterbelitte von Berlin ergibt ffir den 
Monat Juli d. J. 1338 Geburten (6S8 Knaben, 650 Mädchen), 422 
Trauungen uad 1215 Todesfälle (658 männliche, 557 weibliche). Unter 
den Geburten waren 19 Zwillings- und 2 Drill ingsgebifrten. Unehelich 
wurden geboren 206 Kinder (107 Kn. u. 99 M.). Von den Verstor- 
benen waren 725 unter und bis 15, und 490 über 15 Jahr alt. Im 
ersten Lebensjahre starben, einschliesslich der Todtgebornen, 555 Kin- 
der (306 Kn. , 249 M.). Es starben durch Todtgeburt 61, durch Un- 
glöckslUlle 14, durch Selbstmord 8, durch Altersschwäche 45, durch 
Krankheiten 1087, und zwar insbesondere durch Lebensschwäche 
nach der Geburt 56, während des Zahnens 10, durch gastrisch« 
vnd nervöse Fieber 43« im Kindbett 3, durch Gehirnentztin- 
dung 63, häutige Bräune 10, Entzündungen der Brustorgane 42, 
Entzündungen der Untcrlcibsorgane 19, Lungenkatarrh 3, Pocken 45| 
Rose 3, Scharlach 3, Masern 3, Durchfälle und Brechdurch- 
fälle, Magenerweichung und Ruhr 190, Krämpfe 69. Wasser^sucht 42, 
ßchlagfluss 63, Lungenlähmung 34, Schwindsucht und Abzeh* 
rnng 242 etc. 

Wien. Folgendes wirklich kaiserliche Sendschreiben hat Kai- 
ser Franz Joseph bei Gelegenheit der Geburt des Kronprinzen an den 
Minister Bach gerichtet : 

„Lieber Freiherr v. Bachl In der Absieht, das Ar Mich, Mein 
Haas und Mein Reich gleich freudenreiche Ereignisa der Geburt eine« 
Kronprinzen dorch ein dauerndes Werk der Mächstcnliebe an feiern^ 



habe ich beschlossen, aus diesem Anlasse zum Besten der armen 
leidenden Menschheit ein neues Krankenhaus in Meiner kaiseiücfaen 
Resident- und Reicbs-Haoptstadt Wien zu stiften, ond bestimme, dass 
dasselbe zu Ehren Meines erstgeborenen Sobnes ffir immerwährende 
Zeiten den Namen „Rndolpba-StiAung** führen soll. Dieses Kränkelt 
bans soll auf mindestens Eintausend Kranke ohne Unterschied dev 
Angeh6rtgkeit und Religion eingerichtet und in einem dem Zwecke 
entsprechenden Baustyle aufgeführt werden. Zum Baue desselben 
widme Ich die erforderliche Grundfläche von ungefähr 8800 Quadrat- 
klaftem von Meinem auf der Landstrasse gelegenen Besitzthume, „der 
Kai«ergarten** genannt, in dem zwischen der Hallergasse nnd deaa 
EqniCationa- Institute gegen Wetten gelegenen Theile dieser Realitäl 
und verordne, dass die zu dem Baue nnd der Einrichtunf erfordere 
liehen Geldmittel aus dem Hofspilalfonds entnommen werden. Wegen 
Durchführung dieser Meiner Stiftung, insbesondere wegen Entwerfung 
des Bauplans im Wege einer öffentlichen Konkurs-Ausschreibung, ha- 
ben Sie sofort das Erforderliche einzuleiten und Mir über den anzu- 
ndimenden Plan, so wie über die auszufertigende förmliche Stiftungs- 
Urkunde, die geeigneten Voriagen zu machen. 
Laxenburg, den 27. August 1858. 

Frana Joseph m. p. 

Breslau. Ein Breslauer Bürger hat gegen Isidor Momma zu Düs- 
seldorf, welcher ein „Geheimmittel gegen KahlkOpfigkeit*^ 
ausgeboten, anf Rückgabe der dafdr entnommenen 10 Tbir. geklagt 
nnd den Process gewonnen. Momma wurde zur Geldbus^e von 
15 Thlrn. oder fünf Tagen Gefängoiss verurtheilt. Das theure Medi- 
cament, welches nach gänzlichem Abrasiren des Schädels, Einreibung 
allerlei Mixturen etc. angewendet wird und dessen Recept in einer 
ägyptischen Pyramide gefunden sein soll, besteht aus Extr. chinae, OL 
resln. u. Tinct. canthar. — Das königliche Polizei-Präsidium hierselbst 
ist in jüngster Zeit mit dem Magistrat in Beralbung über die Frag« 
getreten, ob nicht in sanitäts-polizeilicher Beziehung eine Untersuchung 
der einzelnen hierselbst gebrauten und resp. ausgeschänkten Bier«, 
durch eine aus technischen und sachverständigen Mitgliedern zusam- 
mengesetzte Kommission ein dringendes Bedürfniss sei. Zu diesem 
Behufe ist die Zuziehung von befähigten Persönllcbkeiten, durch deren 
chemische Kenntnisse die Analyse und das Herausfinden der einzel- 
nen den Biersorten beigemischten Ingredienzen festgestellt werden 
können , erforderlich geworden , und sollen in dieser Beziehung von 
Seiten des Magistrats die betreffenden Vorschläge der resp. Persön- 
lichkeiten bereits erfolgt sein. 

Xonstantini^eli 21. August. Die Provenienzen aus Malta werden 
der Behandlung der Patente bruta, solche ans Aegyipten, Maroceov 
Genta und Gibraltar der Behandlung des verdächtigen Patents unter- 
zogen. Offizielle Nachrichten aus Bengaai melden, die Pest sei hei- 
mle erloschon. 



Personalohronik. Preussen, Dem Regierungs- und Medicinalrath 
Dr. B atz er zu Sigmaringen bei seiner Versetzung in den Ruhestand 
den Charakter als Geheimer Medicinalrath verliehen. 

Ernannt: Den Professor C. Ludwig zum Professor der Phy- 
siologie in der medicinischen Facullät der Universität Breslau. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Fischer, Dr. Coler, 
Dr. Riss mann in Berlin, Dr. Weber in Sletlin, Dr. Bohrend in 
Treptow a. R., Dr. v. Blödau in Nordhausen, Oberstabsarzt Trans- 
feld in Erfurt, Wundarzt I. Kl. Gubitz in Czerniewo, Kessler in 
Salmierzie; Tbierarzt 1. KL Schwanenfeldt in Dölitz; der Apo- 
theker Seiger hat die Korz'sche Apotheke in Bombst, Apotheker 
Graef die Richter'sche in Sömmerda, Apotheker Rötigen die 
Sickermann*sche Apotheke in Cöln gekauft ; Apotheker L KI. 
Kühn die Administration der Apotheke in Johannisburg übernommen. 
Der Apotheker A. B. Nitsch, der sich im Alexianerkloster in Cöhi 
aufhält, ist ffir interdlcirt erklärt worden. 

Orden: Der Kreisphysikus Hofrath Dr. Kind zu Swinemfinde 
den Reihen Adler Orden IV. KL 

Gestorben: Sanilätsrath Dr. Nacke in Cösfeld, BataillonsarzI 
Dr. Cornand, die praktischen Aerzie Dr. Greving in Ottenstein, 
Dr. Kade in Ahaus und Wundarzt Warmeling in Ahaus. 

Bayern. Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. G. Beyer nach Hfirb^ 
linken, der prakt. Arzt Dr. J. Scheppaeh nach Friesenried. 

Nmm09Br, Dem aosserordentL Professor kl der medic. Faenki^ 
der Universität Gfiltingen Dr. A. Förster ist die nachgesuchte Di enaä- 
entlassung erthcilt und ist in derselben Facultät Dr. 0. Beckmann 
bisher zu Wurzburg zum ausserordentl. Professor ernannt worden. 

Uürttemherg, Orden: Der Leibarzt des Fürsten von Hohen- 
lobe-Oehringen Dr. W ei gel zu Stawentzitz hat das Ritterkreuz des 
Badischen Ordens vom Zähringer Löwen erhalten. 

Vacant: Für die Sladigemeinde zu Oberri«xfaig«n, ObanuDt 
Vaihingen wird ein Wundarzt gesucht. 

Mtcklenhmrg^Schwerin, Dem Zahnartt F. Gillmer in Par- 
chim ist der Charakter als Hofzahnarzt veriiehen. 

ShchMhcke Hwx^^ümsr. Orden: Dem Dr. med. et phil. 
Hofrath Professor Lehmann das Ritterkreuz des Sachsen -Erneslinl- 
schen Hausordens verliehen. 

S€^wm%hurg . Sander$k0ttnn, Ernannt: Den IMiycitheker 
Osawald als Beigeordneten bei dem Eichamt« Arostadt 
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Bedactiottsboreeo bei 0. A. Ziareh, Berlin, Wifbelnstrasse 112. Verleg von Ferdinand Bake in Erlangen. 
DruckschriftcA für das Archiv durch die Verlagshandlung nnd 9ie Hirschwald'sche Buchhandlung tu Berlin. 

Dmck der Adolph Ernst Junge^schen Universiiätsbnchdmckeroi in Erlangen. 
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lediclnalgesetzgebnng ond Ofrentlicheii Gesondheitspflege 

für Aerzte, Apotheker und Beamte. 

HeTaus|;egeben von Dr. £. MÜLLER, Reg.- und Medic-Rath im Königl. Polizei-Pr&sidiom zu Berlin und 0. A. ZIUREK, Apotheker. 
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Preussen. 

Follzef Verordnung y das Schlackten der Pferde, 
Esel und Maulthiere betr. 

Airf Grund der SS. 6 und 1 1 dos Gesetzes vom 1 1 . März 
1850 über die Polizeiverwaltung verordnen wir für den Re- 
gierungsbezirk Potsdam was folgt: 

S. 1. Das ScblactUen eines Pferdes, Esets oder Maul- 
tUeres, zum Verkauf des Fleisches, darf nur an den von der 
Polizeibehörde erlaubten Schlachtstälten (Schlachthäusern) statl- 
finden, 

S. 2. Ebenso darf das Fleisch dieser Thiere nur an den 
Stellen feil gehalten werden, welche bei der Polizeibehörde 
vorher angemeldet worden sind. Jede Verkaufsstelle dieser 
Art, in welcher ein Handel mit anderen, zum Genüsse fUr 
Menschen bestimmten Fleischwaaren nicht stattfinden darf, 
muss mit einer Tafel versehen sein, weldie die deutliche 
Aulschrift: „Rossfleisch- Verkaufs führU 

%. 3. Kein Pferd, Esel oder Maulthier, dessen Fletsch 
zum Handel bestimmt ist, darf früher geschlachtet ^werden, 
bevor dasselbe nicht von dem Tbierarzte untersucht md be** 
vor von diesem nicht darüber ein Attest ausgestellt ist, dase 
das zu schlachtende Thier nicht an einer krankheü gelitten 
hat, welche dessen Fleisch zum Genüsse Qlr Menschen und 
Tiiiere ungeeignet gemacht hat. 

8. 4. Jeder Rossschlächter hat ein von dem Revier-* 
oder Gemeindevorstande zu paraphirendes und abzustempeln* 
des Schlachtbuch zu führen, welches nach dem beifolgenden 
Schema eingerichtet sein muss. 

Die ersten 4 Rubriken müssen sofort und binnen längstens 
24 Stunden vom Rossschiachter ausgeiülit werden, nachdem 
das Thier erworben isl, wenn dessen Abschlachtung a«ch noeh 
nicht sofort beabsichtigt wird. 

Zur Ausililtung der 4. Rubrik genügt die Auflbhrung des 
Namens derjenigen Person, von der das Pferd etc. erworbe» 
worden ist, solern dieselbe dem Kossschlächter als im Inlande 
ansässig persönlich bekannt ist. Rücksichtlich unbekannter 
Veräusserer kommen die Vorschrillen des Gesetzes v. 13. Fe- 
bruar 1843 im S. 5, 6 und 7 (Gesetzsammlung S. 75) zur 
Anwendung. 

Die 5. Rubrik wird von dem Thierarzt ausgefüUt (vergL 
§. 3), demselben darf das zum Schlachten bestimmte Thier 
jedoch nicht früher als höchstens 24 Stunden vor dem Schlach- 
ten zur Untersuchung vorgestellt werden. 

Die 6. Rubrik ist vom Rossschlächter spätestens 24 Stun- 
den nach dem Schlachten auszulüllen. 

S. 5. Das Schtachtbuch muss der Rossschiächter jeder- 
zeit in seinem Verkaufslokale, oder, wenn dasselbe von der 
Scblachtstätle entfernt ist, in dem Letzteren zur Vorzeigung 
an die revidirenden Polizeibeamlen oder den ^hierarzt, bereit 
halten. 

8. e. Wegen Beseitigung der nicht zum Verkaufe ge- 
eigneten Abgänge an Knochen, Fell etc. sind die bestehenden 
oder noch zu erlassenden Vorschriften inne zu halten. 
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8. 7. Auch in Betreff des Schlachtens eines Pferdes, 
Esels oder Maulthieres, zum eignen Gebrauch des Fleisches 
oder zu andern Zwecken, wird die Beachtung des 8* 3 ange- 
ordnet, und darf auch ein solches Schlachten nicht ohne thier- 
ärztliche Prüfung und Bescheinigung Hinsichts der Unschäd- 
lichkeit des Fleisches erfolgen; diese Prüfung muss in der 
Regel vor dem Schlachten und nur in besonders dringenden 
Fallen darf sie nachher, jedenfalls s^er des Schleunigsten 
Statt finden. 

8. 8. Wer dieser Verordnung entgegen handeft oder 
den ihm darin auferlegten Verpflichtungen nachzukommen un- 
terlässt, verfällt in eine Geldbusse bis zu 10 Thlr. oder im 
Unvermögensfalle in eine Crerängnissstrafe bis zu 14 Tag^n. 

Schema des Schlachtbuehs. 
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1. 



Be8chreit)ung 
des Pferdes, 
Esels oder 
Maulthiers, nach 
Aller, Grösse, 
Farbe und be- 
sonderen Kenn- 
zeichen. 
2. 



Tag 
des 
Er- 
werbs. 



3. 



Name des 
Veräusse- 
rers u. Ver- 
merk über 
dessen Le- 
gitimation. 

4. 



Attest des 

Thierarztes 
über den 
Gesundheits- 
zustand des 
Thieres. 

ö. 



Tag des 
Schhich- 
tens oder 
des an- 
derweiti- 
gen Ver- 
kaufs. 
6. 



Potsdam, den 20. Mai 1856. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 

Bayern. 

Handverkauf der Apotheker, hier Abgabe von 
s. g. SchlafpuVvern für Kinder betr. 

Im Namen Seiner Maiestkt des Königs' von Bayeru. 

Neiierlich gemachte Wahrnehmungen haben ergeben^ dess 
in einigen Apotheken Oberbayerns im Handverkaufe, d. h. ohne 
ärztliche Ordination , sogenannte Schlafpulver zur Beruhigung 
schreiender und schlafloser Kinder abgegeben werden und dass 
diese Pulver, die zuweilen auch als antiepileplische Pulver 
bezeichnet werden, neben einigen indifferenten Stoffen eine 
beträchtliche Beimischung von Opium enthalten. Da dureh 
solche leichtfertige Verabreichung eines nach Umständen giftig 
wirkenden Mittels sehr schlimme, ja lebensgefahrliche Zufalle 
erfolgen können, wie Dieses bereits auch beobachtet wurde: 
so werden sämmtliche Distriktspolizeibehörden auf §. 64 der 
Apothekerordnung vom 27. Januar 1842 aufmerksam gemacht, 
wonach der Handverkauf aus den Apotheken bezüglich der 
giftigen und drastisch wirkenden Stoffe sich genau nach den 
Bestimmungen der Verordnung vom 17. August 1834 (Gift- 
und Arznei waarenverkauf betr.) zu richten hat. Nicht minder 
wird auf das Regierungsausschreiben vom 17. August 1846 
(Intelligenzbiatt S. 1455) hingewiesen, wodurch den Apothe- 
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kern unter Vermeidung alles Selbstordinirens der Handverkauf 
nur Ton solchen Gegenständen gestaltet ist, welche nicht 'blos 
zu arzneilichen, sondern auch zu diätetischen, ökonomischen, 
technischen und luxuriösen Zwecl&en verwendbar sind, nicht 
giftig oder hellig (drastisch) wirken und nicht zu den phar- 
mazeutischen Präparaten im strengen Sinne gehören. 

Von diesem Erlasse sind sammtliche Apotheker abschrift- 
lich in Kenntniss zu setzen und ist der Vollzug desselben 
strenge zu überwachen. 

München, 1. August 1858. 

Königl. Regierung von Oberbavern, K. d. I. 
Praes. abs. v. Hermann, 1. Direktor. 

Saohsen - Weiiiiar. 
Medicinalordnung betr. 

(Forlsetznngp.) 

Zweiter Abichnitt. Betondtr« Bafttmmiuigan. 

I. Gebühren der Aerzte. 

A. Verrichtungsgebühren. 

8. 69. 

1) Für die erste mündliche Berathung eines Kranken in seiner 
Wohnung, oder ausserhalb derselben . . . 3 — 10 Sgr. 

2) Für jede folgende in derselben Krankheit 2 y^-^Q Sgr. 

3) Für die erste mündliche Berathung über einen kranken mit 
einem oder mehren Aerzten, jedem derselben 

10 Sgr. bis 1 Thlr. 

4) Für jede folgende Berathung in derselben Krankheit jedem 

6—20 Sgr. 

Anmerkang. Unter den Ansätzen für eine Berathung sind 
nicht nur die in ihrer Folge, d. h. ohne neue Untersuchung des 
Zostandes, ertheilten Verordnungen, namentlich Recepte, mit 
begriffen, sondern auch alle sonstige, gleichzeitig dabei vorge- 
kommene Verrichtungen, für welche sich Gebühren nicht be- 
sonders bestimmt finden. 

5) Für den Weg zu und von einem Kranken, innerhalb der 
Wohnortsflur des Arztes 2 bis ö Sgr. 

Anm. 1. Erfolgt der Besuch mehrer, in einer Haushaltung ver- 
einigter Kranken zusammen, so Ist die Wegegebühr nur ein- 
fach anzusetzen. 

Anm. 2. Die Wegegebühr findet neben der Beratkltngsgebühr 
Statt, jedoch überhaupt nur dann, wenn diese den jedesma- 
ligen niedrigsten Ansatz übersteigen darf. 

Anm. 3. Im Ganzen darf der Arzt immer mindestens 5 Sgr. 
fordern. 

6) Für schridliche Ausfertigungen, von jeder Seite der Rein- 
schrift, und je nach dem inneren Werthe . 5—15 Sgr. 
überhaupt aber nicht unter 10 Sgr. 

Anm. Es werden mindestens 12 Sylben zu einer Zeile und 
24 Zeilen zu einer Seile erfordert. 

7) Für die von den Angehörigen eines Verstorbenen verlangte 

a) äussere Besichtigung der Leiche ... V2 — ^ '^^^r. 

b) Leitung und Mitverrichtung der Sektion . 2 — 6 Thlr. 
%. 70. Die Satze im $. 69 unter 1^ 2, 3, 4 u. 5 erhöhen sich 

auf das Doppelte, wenn die Leistung bei Nacht, d. h. zwischen 
11 Uhr Abends und 5 Uhr Morgens erfolgte; die Sätze unter 
1, 2, 3 und 4 um die Hälfte, wenn besondere Gefahr oder 
Ekelhailigkeit für den Arzt obwaltete. Mehr als der doppelte 
Taxansatz darf aber auch bei dem ZusammentrefTen aller dieser 
Umstände nicht gefordert werden. 

B. Versau roniss^ebühren. 

|. 71. Für jede volle zweite, dritte u. s. w. Viertelstunde, 
welche der Arzt des Kranken halber bei der Berathung oder 
unterwegs (z. B. auch durch schlechten Weg) aufgehalten 
wird, sowohl bei Nacht, wie bei Tage . . . 2—5 Sar. 
jedoch innerhalb 6 Stunden nicht über .... 1 — 2 Thlr. 
und innerhalb 12 Stunden nicht über ... 1 V3— 3 Thlr. 

C. Diäten. 

S. 72. Diäten finden, in der Regel, nur bei Geschäften 
ausserhalb der Wohnortsflur des Arztes und stets nur bei Ab- 
wesenheit von mindestens vierstündiger Dauer Statt. Aus- 
nahmsweise dürfen Diäten aber auch dann gefordert werden, 
wenn die Wohnung des Kranken zwar innerhalb jener Flur, 
aber mindestens eine halbe Stunde weil vom Orte entfernt liegt. 

S. 73. Es sind je nach der Dauer des Geschäftes an- 
zusetzen * 

1) Für 6—12 Stunden 1 Thlr. 15 Sgr. 

2) Für 4—6 Stunden 15 Sgr. — 1 Thlr. 

3) Für ein nothwendiges Nachtquartier, vorbehaltlich des Er- 
satzes eines unvermeidlich gewesenen Mehraufwandes da- 
für 20 Sgr. 

Anm. Wird dem Arzte von Seiten des Kranken ein anständi- 
ges Nachtquartier gewfihrt, bo fällt der Ansatz weg. 



308 



D. Transportlcosten. 

8. 74. Für jede Meile der Hinreise und ebenso der Zu- 
rückreise, wenn letztere nicht an dem nämlichen Tage erfolgt, 
ingldchen für geringere Entfernungen 20 Sffr. 

Anm. 1. Transportliosten werden in der Regel nur bei Se- 
schAften aasserhalb der Wohnorthflur des Arztes, ausnahms- 
weise aber auch dann liquidirt, wenn der Kranke zwar inner- 
halb derselben, aber mindestens eine halbe Stunde weit ent- 
fernt wohnt. 

Anm. 2. Eine einzelne überscbiessende Viertelmeile wird gar 
nicht, wenn aber weitere Bruchmeilen hinzukommen, mit <Ue- 
sen verhäJtnissmässig angerechnet. 

Anm. 3. Transporllcosten werden nicht vergütet, wenn von 
Seiten des Kranken ansUndige Transportmittel gestellt wurden^ 
der Arzt mag sich ihrer bedient haben oder nicht. Musste der 
Arzt Transportmittel miethen, so sind ihm auch die etwaigen 
unvermeidlichen IMebrkosten zu erstatten. 

Anm. 4. Bedient sich ein Arzt der Eisenbahn, so gebührt ihm 
die Vergölung für einen Platz der zweiten Wagenklasse. 

Anm. 5. Unter den Transportkosten ist die Gebühr für den 
Weg des Arztes zum Kraniccn am Wohnorte des Letzteren mit 
begriffen. Bei Reisen auf der Eisenbahn darf der Weg zum 
und vom Bahnhofe besonders angerechnet werden §. 69, Ziff. 5). 

§. 75. Besucht ein Arzt bei ununterbrochener Abwesen- 
heit von seinem Wohnorte mehre Kranke 

1) eines und desselben Orles, so sind die Kosten des 
Transportes und der Versäumniss, sowfc der Diäten unterwegs 
nur einfach anzusetzen und auf die verschiedenen zahlungs- 
fähigen Kranken zu vertheilen; 

2) an verschiedenen Orten, so sind die unter 1 bezeich- 
neten Gebühren von den zahlungsrahigen Kranken jedes Ortes 
verhäilnissmassig zu tragen. 

Indessen darf dabei keinem Kranken ein höherer Betrag 
angesonnen werden, als von ihm zu bezahlen gewesen wäre, 
wenn der Arzt den Besuch unmittelbar von seinem Wohnorte 
aus und dahin zurück unternommen hätte. 

II. Gebühren in chirurgischen Fällen. 
A. Verrichtungs- und Versäumnissgebühren. 

$. 76. Aerzte liquidiren auch in chirurgischen Fällen voll 
nach den Bestimmungen in den $8.69,70 und 71, Oberwund- 
ärzten gebühren zwei Dritttheile, Wundärzten (§.31) die Hälfte 
und Hebammen sowie Heildienem ein Drilttheil. Im Ganzen 
haben Oberwundärzte immer mindestens 2 V2 Sgr. zu fordern. 

§. 77. Für die nothwendige Dauer solcher Verrichtungen, 
welche sich in einem besonderen Taxansatze berücksichtigt 
finden, dürfen Versäumniss gebühren nicht gefordert wer- 
den. Auch begreiit ein solcher Taxansatz stets nicht nur die 
Vergütung für die der Verrichtung nothwendig unmittelbar 
vorausgehenden Kunstleistun^en an Kranken (z. B. der Ansatz 
fiir den Verband einer Wunde, ihre vorherige Reinigung und 
Vereinigung j , sondern auch Hir die Berathung und bei Ope- 
rationen für den Verband und fiir die Verrichtungen der noth- 
wendigen Gehüifen mit in sich. 

$. 78. Besteht blos flir die erstmalige Verrichtung einer 
Leistung ein Taxansatz, so tritt während derselben Krankheit 
für jede der folgenden gleichnamigen Leistungen Ve ^'^ höch- 
stens V3 i^^^^ Ansatzes ein. Würde dieses aber weniger be- 
tragen, als eine einfache Berathungsgebühr, so darf letztere 
in Anspruch genommen werden. 

S. 79. Bei Complicationen kommt zu dem ordnungsmäs- 
sigen Ansätze der Hauptverrichtung noch der niedrigste An- 
satz, bezüglich ein Dritttheil desselben ($. 56) ttar jede wegen 
einer Cumplication nothwendige weitere Verrichtung hinzu. 
So beträgt z. B. die Gebühr bei der ersten Behandlung des 
mit einer Verrenkung complicirten Bruches des Oberarmes 
höchstens vier Thaler für letzteren und mindestens zwei Thaler 
für erstere, mithin sechs Thaler zusammen. 

%. 8Ü. Für nachstehende Verrichtungen finden folgende 
Ansätze, bezüglich auch ttlr Wundärzte, Geburtshelfer, Heb- 
ammen und Heildiener, Statt: 

1) ilkr die .erste Anlegung eines Verbandes oder sonstigen 
mechanischen Apparates: 

a) bei einer Wimde oder bei einem Geschwür, Fontanell 
u. s. w 5 Sgr. — 1 Thlr. 

Bei mehren gleichzeitigen unter allen Umständen höch- 
stens das Doppelte. 

b) bei einer Zerreissung der Achilles-Sehne 1 — 2 Thlr. 

c) bei einer Zerreisung von Muskelfasern 15 Sgr. — 1 Thlr. 

d) bei einer Verkrümmung .... 15 Sgr. — 3 Thlr. 

Anm. Die in dem Ansalze ffir eine Verrichtung mit inbegriffene 
(§. 77) Anlegung des Verbandes gilt immer ffir die erste; die 
folgenden sind nacii Maassgabe des §. 78 zu berechnen. 

2) Für die Einwickelung einer Gliedmasse oder eines Theiles 
derselben 5 Sgr. — 1 Thlr. 
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3) Für den ersten Verband eines Bruches 

a) eines Gesichts- oder Schädelknochens^ eines Schulter- 
blattes, des Brustbeines, einer Rippe, eines Becken- 
knocliens, eines Knochens der Mittelhand, des Hfttei- 
fusses, eines Fingers oder einer Zehe 15 Sgr. — 2 Thlr. 

b) eines Schlüsselbeines, des Oberarm- oder Schenkel- 
knochens, des Vorderarmes, des Unterschenkels, der 
Kniescheibe, der Hand- oder Fusswurzel 2 — 4 Thlr. 

c) des Schenkelhalses 2 — 6 Thlr. 

4> Für die Operation 

a) der Hasenscharte, oder eines veralteten Dammrisses, 
der Küthfistel oder des künstlichen Afters 2—6 Thlr. 

b) des Wolfrachens ........ 4—10 Thlr. 

c) der ThrünenBstel 2-8 Thlr. 

d) der Spcichelfistel 4—6 Thlr. 

e) der Hastdarmfislel oder der Urinfistel . 2—10 Thlr. 

f) des falschen Gelenkes nach Dieffenbach 2 — lö Thlr. 

5) Für die Einrichtung der Verrenkung 

a) des Unterkiefers oder der Knieschelbe ' 1 — 2 Thlr. 

b) eines Wirbels 3—6 Thlr. 

c) des Schwanzbeins, oder einer Rippe, eines Schlüssel- 
beins, des Oberarmes, des Hand- oder Fussgelenkes 

2-4 Thlr. 

d) des Ellenbogen- oder Kniegelenkes, des Oberschenkels 

3—6 Thlr. 

e) eines der übrigen Knochen ... 20 Sgr. — 3 Thlr. 

6) Für die Geraderichtung und Berestigung eines unrichtig 
gewachsenen Zahnes 10—20 Sgr. 

7) Für die blosse Befestigung eines Zahnes . 5 — 10 Sgr. 

8) Für die unblutige Zurückbringung 

a) eines Bruchs (Hernia) .... 10 Sgr. — 2 Thhr. 

b) eines Mutter-, Scheiden- oder Mastdarm Vorfalles 

10 Sgr.— 2 Thlr. 

9) Für die Anlegung eines Hutterkranzes 10 Sgr. — 2 Thlr. 

10) Für den Bruchschnitt 5—20 Thlr. 

11) Für die Unterbindung einer erst blosszulegenden Schlag- 
ader 2—10 Thlr. 

12) Für die Operation einer Pulsadergeschwulst 3—12 Thlr. 

13) Für die Operation der Blutaderknoten . . 1—10 Thh-. 

14) Für die Trennung einer abnormen Verwachsung 

a) zweier Knochen 2 — 10 Thlr. 

b) zweier Finger, oder Zehen, oder der Zunge mit be- 
nachbarten Theilen, der Wangen mit dem Zahnfleische, 
der Augenlieder mit dem Augapfel oder unter sich 

10 Sgr.— 3 Thlr. 

c) der Nasenlöcher, des Ohres, des Mundes, der Vorhaut, 
der Harnröhre, der Multerscheide, des Multermuncl^s, 
oder des Afters 10 Sgr. — 5 Thlr. 

15) Für die unblutige Behandlung von Verengerungen durch 
Anwendung von Bougies u. dergl.^ jedes Mal 5 — 15 Sgr. 

16) Für die Operation der Phimose oder Paraphimose 1 — 2 Thlr. 

17) Für die Circumcision 2—4 Thlr. 

18) Für die Bildung einer künstlichen Pupille . 2—10 Thlr. 

19) Für unblutige Entfernung fremder Körper aus dem Auge, 
aus der Nasen- oder Mundhöhle, aus dem Ohr, der Speise- 
oder Harnröhre, der Scheide oder dem Mastdarm 

10 Sgr.— 3 Tbl. 

20) Für Einbringung einer Schlundröhre . . . 5—20 Sgr. 

21) Für das Katheterisiren oder Untersuchen der Blase mit 
der Steinsonde 

a) bei männlichen Personen .... 8 Sgr. — 1 Thlr. 

b) bei weiblichen Personen 5—20 Sgr. 

22) Für die Trepanation 3—6 Thlr. 

23) Für die Anwendung des Exfoliativ-Trepans 1—3 Thlr. 

24) Für die Anbohrung 

a) der Stirnliöhle 2—3 Thlr. 

b) der Oberkieferhöhle 5—8 Thlr. 

c) des Warzenfortsatzes 2 — 4 Thlr. 

26) Für die Durchbohrung 

a) eines Trommelfelles 2 — 5 Thlr. 

b) eines Ohrläppchens 5—10 Sgr. 

26) Für den Kehlkopf- oder Luftröhrenschnitt . 3—10 Thlr. 

27) Für den Speiseröhrenschnilt 8—12 Thlr. 

28) Für die Operation der Froschgeschwulst . 1—3 Thlr. 

29) Für die Eröffnung einer Blut-, Eiter-, Lymph- 
oder Wassergeschwulst 5 Dgr.— 1 Thlr. 

30) Für die Paracentese 

a) der Brust 1—4 Thlr. 

b) des Bauches 10 Sgr. — 1 Thlr. 

c) der Harnblase 2 6 Thlr. 

d) des Wasserbruchs 10 Sgr. — 1 Thlr. 



li 



810 



31) Für die Radikaloperation des Wasserbniches 4—10 Thhr. 

32) Für die Operation eines grauen Staares . 2—10 Thlr. 

33) Für den Blasensleinschnilt 10—30 Thhr. 

34) Für die Zertrümmerung eines Blasensteins bis 

zu und mit der Entfernung desselben . . 10 — ^50 Thh-. 

35) Für die Entfernung eines Steines oder eines 
andern fremden schädlichen Körpers von an- 
derswo durch den Schnitt (vgl. 33, 34) . 1-^5 Thhr. 

36) Für die Abkürzung 

a) der Zunge 2—10 Thlr. 

b) des Zäpfchens / 15 Sgr.— 2 Thlr. 

c) der Clitoris 2—6 Thlr. 

37) Für die Ausrottung 

a) einer Krebsgeschwulst oder eines Markschwammes 

1-20 Thlr. 

b) einer Balg-, Fett-, Speck-, Fleisch- oder 
Hydatidengeschwulst 1—10 Thlr. 

/ Befindet sich die Geschwulst in der Brust- oder 
Unterleibshöhle, so tritt nicht nur der höchste Ansat^ 
sondern auch eine Steigerung desselben um ö — 10 
Thaler ein. 

c) eines Augapfels 3 — 8 Thlr. 

d) eines Staphyloms 2—6 Thlr. 

e) eines Flügelfelles 1—3 Thlr. 

f) der Thränencarunkel 1—4 Thlr. 

) krankhaft gerichteter Augenwimpern 5 Sgr. — 10 Thlr. 
) der Schild- oder Ohrenspeicheldrüse . 6—20 Thlr. 

i) der Unterkieferspeicheldrüse .... 5 — lö Thlr. 

k) einer Mandel . • 2—10 Thlr. 

1) der Gebärmutter 10—30 Thlr. 

m) eines Hoden 3—10 Thlr. 

n) eines Eierstockes 6—20 Thlr. 

o) eines Polypen 1—20 Thlr. 

p) eines Knochenauswuchses 2—10 Thlr. 

q) eines hornartigen Auswuchses .... 1 — 8 Thlr. 

r) eines Leichdorns 5 — 10 Sgr. 

s) eitler Warze oder eines Males . . 5 Sgr. — 2 Thlr. 

38) Für die Operation der Umstülpung eines Augenlides 

2—5 Thlr. 

39) Für das Ausziehen eines Zahnes od. Sllfles 5Sgr.— 1 Thlr. 

40) Für das Befeilen eines Zahnes * . . 10 Sgr.— 2 Thlr. 

41) Für das Reinigen der Zähne 1—3 Thlr. 

42) Für die Einimpfung der Kuhpocken nebst dem 
Impfscheine 5 Sgr.— 1 Thlr. 10 Sgr. 

43) Für die Infusion in eine Vene .... 4—10 Thlr. 

44) Für die Transfusion 10—20 Thlr. 

45) Für die Durchschneidung eines Nerven oder subcutane 
Durchschneidung eines Muskels od. einer Sehne 1 — 4 Thlr. 

46) Für die Amputation 

a) des Penis 2—6 Thlr. 

b) des Oberarmes oder Oberschenkels . . 6 — 12 Thlr. 

c) des Vorderarmes oder Unterschenkels . 9—15 Thlr. 

d) einer Zehe oder eines Fingers .... 1 — 2 Thlr. 

47) Für die Exarticulation 

a) des Oberschenkels 15—25 Thlr. 

b) des Oberarmes 10—15 Thlr. 

c) des Vorderarmes oder Unterschenkels 10 — 20 Thlr. 

d) eines Fingers oder einer Ze^e .... 1 — 2 Thlr. 

e) sonstiger Thcile 2—10 Thlr. 

48) Für die Ausrottung 

a) des Oberschenkelkopfes 10 — 30 Thlr. 

b) des Oberarmkopfes 6—20 Thlr. 

c) des Ellenbogen- oder Kniegelenkes . . 8 — ^25 Thlr. 

d) des ganzen Unlerkiefers od. des Oberkiefers 10—30 Thlr. 

e) eines Gelenktheiles des Unterkiefers . . 5 — 15 Thlr. 

f ) eines sonstigen Knochenlheiles .... 4 — 20 Thlr. 

49) Für die Operation zur organischen Wiederersetzung 

a) der Nase 20-30 Thlr. 

b) eines Augenliedes oder einer Lippe . . b^^iO Thlr. 

50) Für die erste Anlegung des mechanischen Er- 
satzes eines fehlenden Theiles . . 10 Sgr. — 5 Thhr. 

51) Für das Einsetzen eines Zahnes .... 1—2 Thlr. 

52) Für das Ausfüllen eines Zahnes . . 10 Sgr. — 2 Thh*. 

53) Für einen Aderlass 

a) am Arme oder Fusse 5 — 10 Sgr. 

b) am Halse 20 Sgr.— 2 Thlr. 

54) Für die OefTnung einer Schlagader . 10 Sgr.— 1 Thlr. 

55) Für das Ansetzen 

a) von Blutegeln oder blutigen Schröpfköpfen ^ je 

nach der Anzahl 2 — 15 Sgr^ 

b) von trockenen Schröpflöpfenje nach d. Anzahl 2 — 10 Sgr] 
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66) Für die Anlegung eines Fontanells . . . 5—20 Sgr. 

67) Für die Anlegung eines Blasänpflaslers, eines Slückes Sei- 
delbast, oder eines spastigcn Uautzuges . 2 — 10 Sgr. 

58) Für die Einziehung eines Eiterbandes ö Sgr. — 1 Thtr. 
69) Für die Anwendung je eines Giübelsens oder 

je einer Moxa iO Sgr. — 1 Thir. 

60) Für ein Klyslier od. eine sonstige Einspritzung 2—10 Sgr. 

61) Für ein Tabaksrauchklystier 10—20 Sgr. 

$. 81. Für die im Vorstehenden nicht besonders ange- 
setzten Verriclitungen ist die Vergütung in der Beratbungsge- 
bühr, bezüglich in der Entschäoigung für Versäumniss, be- 
griffen. Dem Slaatsministerium bleibt Jedoch vorbehalten , in 
geeigneten Fällen nach billigem Ermessen eine besondere Ver- 
gütung zu bestimmen. 

B. Diäten. 

$. 82. Aerzte liquidiren die Düten nach Hassgabe der 
$§. 72 und 73, Oherwundärzte nur zwei Drilttheile und Wund- 
ärzte (S. 31) ein Dritltheil der dort bestimmten Ansätze. 

C. TrtDsportkostea. 

S. 83. Aerzle und Oberwundarzte richten sich nach den 
in den $§. 74 und 75 gegebenen Vorschriften. Wundärzte 
haben aut Transportkosten keinen Anspruch, wenn ihnen sol- 
che nicht ausdrücklich zugesichert wurden, oder wenn nicht 
die Dringlichkeit des Falles Transportmittel erheischte. Dann 
finden aber die Bestimmungen in den §$. 74 und 75 auch auf 
sie Anwendung. Bei Reisen auf der Eisenbahn gebührt ihnen 
iHir die Vergütung für einen Plalz in einem Wagen 111. Klasse. 

in. Gebühren der Zahnärzte. 

S. 84. Zahnärzte dürfen in jeder Beziehung liquidiren 
wie die Aerzte. 

(Fortsetzung folgt.) 



Oio Thierarmeisehiile tu Karlfmhe betreffend. Der Jahreskurs an 
der Grossherzoglichen Tbierarzneischule dahier beginnt am 1. Oktober 
d. J. — Die Aufnahme neuer Zöglinge findet bis spätestens 30. Sep- 
tember statt, und die Anmeldungea, unter Vorlage von Zeugnissen 
über Vorkenntnisse, Heiroath and Subsistenzmittel, haben bei dem 
Sekretariate diesseitiger Stelle zu geschehen. 

Karlsruhe, den 3. August 1858. 

Grossherzoglich Badische SaniUtskommission. Dr. Bils. 

Berlin. Endlich verliert die Pockenepideroie — eine der hef- 
tigsten , deren wir uns hier erinoem können — an Ausdehnung und 
HeHigkelt. Doch waren im Monat August noch 158 Erkrankungen 
gemeldet. Davon fanden 138 an geimpAen und 15 an nicht geimpften 
Personen SlaU» Es starben von den 138 Geimpnen 11 und von 
den 15 Nichtgeimprien 9. Bei 5 Erkrankungen und 1 Verstorbenen 
war über die Improng nichts zu ermitteln. — Der Haren von Ferrol 
ist nunmehr auch nach amtlich hierher gelangten Machriclitcn ffir völlig 
frei vom gelben Fieber erklärt worden. Auf Veranlassung des 
Prinzen Napoleon hat die medicinische Akademie in Paris eine Kom- 
mission ernannt, um die Natur und Ursachen der Epidemie zu Ben- 
gazi zu prAfen. Vor einigen Tagen hat das ostreichische General- 
konsulat die zwei an der medlcinischen Schule zu Cairo angestellten 
Professoren nach Alexandrien berufen und zu zeitweiligen Mitgliedern 
der Sanitätsintendanz von Alexandrien ernannt. — Es ist aufgefallen, 
dass die Apotheker Dr. Schacht und Voigt in Berlin die in Nr. 36 des 
Archives veröfTentlichtcn Tax Veränderungen selbständig veranlassen 
konnten und werden wir ersucht Anskonft über deren diesfallsige Berech- 
tigung zu geben. Dies hat (olgenden Zusammenhang. Die Herrn Apo- 
theker Dr. Schacht und Voigt sind Mitglieder der bei dem Preuss. Medi- 
cinalministerium unter Vorsitz eines Geheimen Medicinalralhes bestehen- 
den technischen Kommission für pharmacculische Angelegenheiten und 
hegt ihnen auch die Anfertigung der Arzneitaxe ob. Die Arzneilaxe, 
deren VeröffenlUchungen und Veränderungen nur unter der Autorität 
nnd auf Veranlassung des Ministers geschehen können, erstreckt sich 
aber nur auf diejenigen Arzneimittel, welche in die Preussische Phar- 
macopöe aufgenommen sind. Für die nicht offlcinellen Arzneimittel 
hat der Minister den Apothekern Dr. Schacht und Voigt gestattet, 
nach den, für die offlcinellen Arzneimitteln geltend gemachten Tax- 
principien Preise zu bestimmen und zu veröffentlichen. Solche nicht 
offlcinclle Arzneimittel sind aber Ambra grisea etc., auf welche sich 
die in Nr. 30 des Archives veröffentlichten Taxveräuderungcn bezieben. 

Hamburg:. Es ist nicht das erste Mal, dass von hier aus über 
den Mangel einer competenlen medlcinischen Examinations- 
behörde geklagt wird. Praktische Aerzte werden bei uns auf Be- 
rufung des Senates dazu auserschcn den angehenden Aerzten das 
Hamburger Staatsexamen abzunehmen. Wie wenig sich aber prakti- 
sche Aerzte hierzu eignen, weiss jeder Einsichtige, zumal hierzu 
noch der Umstand kommt, dass die Examinirenden in jedem Exami- 



nanden einen Concurrenten passiren lassen. Es ist daher ein gewist 
sehr zu beachtender Vorschlag rückstchtlicb dieser Prüfungen sich mit 
Preussen zu verständigen. Soweit uns bekannt ist, besteht eine 
derartige Uebereinkunfl bereits mit mehreren kleineren norddeutschen 
Staaten. — n. 

Köln. Gestern standen drei Aerzte aus einem benachbarten Kreise, 
darunter auch der dortige Kreisphysikus, vor den Schranken des Zucht- 
polizeigerichtes , beschuldigt der fahrlässigr^n Tödtung und der Ver- 
weigerung ärztlicher Hilfe. Der erstereTbeil der Beschuldigung, wel- 
cher sich darauf gründete , dass die Wöchnerin , für welche der Bei- 
stand der betreffenden Aerzte war vergeblich nachgesucht worden, 
dem Tode erlag, wurde von Seilen des Richters als nicht erwiesen 
betrachtet. Der Verweigerung des ärztlichen Beistandes wurde da- 
gegen der Kreisphysikus und einer der andern Aerzte für überführt 
erklärt und zu Geldbussen von 50 Thlr verurtheiit. Der dritte Arzt 
wurde freigesprochen, weil er nachwies, dass die von ihm vorge- 
brachte Entschuldigung eigenen Unwohlseins zutreffend war. Was den 
Kreisphysikus anbelangt, so hatte die Haushälterin dessen Anwe- 
senheil in seiner Wohnung verleugnet, mit dem unwahren Zufügen, 
dass derselbe zu einer anderen Wöchnerin gerufen worden. In Wirk- 
lichkeit war der Physikus aber in seiner Wohnung anwesend und nur 
um deswillen dem an ihn ergangenen Rufe nicht gefolgt, weil seine 
Haushälterin gcläbrlich krank gewesen, so dass er dieselbe nicht habe 
verlassen dürfen. 



PersonalehrenilB. Preussen, Nachdem der Dr. Enten euer za 
Freudenberg auf seinen Anlrag von der Verwaltung der DistriktsaraV 
stelle der Burgermeislerei Friesenhagen entbunden worden, ist solche 
dem Dr. Büren zu Freudenberg übertragen worden. Dr. Prigge sn 
Kirchen ist zum Distriktsarzt für die Bürgermeisterei Kirchen ernannt 
worden. 

Niedergelassen: Der prakt. Arzt Dr. Rhode in Erzhaasen, 
die Wundärzte L Kl. Köcher in Neustädtel, Tampe in Enkirch. 
Der Apotheker Seybold hat die Sasse* sehe Apotheke in Rogasen, 
der Apolheker Markgraff die Lieb er 'sehe ApothelL« in Berlin 
gekauft. 

Orden: Der Leibarzt des Königs nnd Generalstabsarzt der Armee: 
Geheime Obermedicinalrath Dr. Grimm hat den Stern zum Rothen 
Adler Orden 11. Kl. mit Eichenlaub erhalten. 

Impfmedaille: Der Kreisphysikus Dr. Walter tu Hoyerswerda 
hai die silberne Impfmedaille und die Wundärzte Ritter in Bunzlao, 
Hübner in Schlaw«, Winter ia Kutllau und Beyer eine Prämie 
erhallen . 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Jordan in Aachen. 

Vacant: Die mit einem Geh&Ite von 100 Thlr. jährlich ver> 
bnndenen Kreischirurgenstellen des Bromberger und die des Scbubi- 
ner Kreises Reg.-Bez. Bromberg sind erledigt und sollen besetzt werden. 
QnaliAcirte Bewerber, Wundärzte 1 Kl., welche die forensische Prüfung 
gemacht, und prakt pro physicatu geprüfte Aerzte haben sich an die 
betr. Regierung zu wenden. — Die Kreisthierarztstelle des Kreises 
Woblau ist erledigt. — Ein zahlungsfähiger Apotheker wünscht eine 
Apotheke in einer Mittelstadt zu kaufen ; Näheres durch d. R. 

Bayern. Ernannt: Dr. med. Wollner zum prakt. Arzt 
in Fürth. 

Orden: Der Regiemngs- nnd Krelsraedicinälratb Dr. D o t z a n e r 
zu Bayreuth das Officierkreuz I. Kl. des Kgl. Griechischen Erlöse»- 
Ordens, der Leib-Zahnarzt des Königs Professor Dr. Koch den Kgi 
Preussischen rothen Adler Orden lU. Klasse. 

Gestorben: Stabsarzt Dr. A. Fröhlich zu München. 

Würtiemherg, Orden: Dem Vorstande der Heilanstalt za 
Winnenthal Obermedicinalrath Dr. v. Zeiier das Kommenthurkrenz 
I1-. Klasse des Friedrichsordens verliehen. 

Vacant: Die Wundarzt»t«lle in Oberriexingen. Oberemt Vaihingen. 

Baden. Orden: Dem Hofrath Dr. Roger, Leibarzt des Hen» 
zogs von Ratibor das Ritterkreuz des Ordens vom Zähringer Löwen. 

Hessen, Gestorben: Der Kreis veterinäxarzi Dr. A. Pfann- 
stieL in Binsheim. 

Oldenburg. Den Assistenzärzten Dr. Hotes nnd Dr. Müller 
ist der Rang eines Oberlieutenants verlieben worden. 

Gest-orben: Der Slaatsratfa und Leibarzt Dr. Brnel. 

Meckienhurg-Schwerin, Dem Apotheker Dr. Fr. Witte in 
Rostok ist der Charakter als Hofapolheker verilehen worden. 

Mecklenburg' S$relHx, Ernannt: Der Assislenzarzt Dr. med. 
A. Rudolph! zum Chirurgen bei dem Dtstriktsphysikale in Ncuslrelitz. 

Sacksen-WeAmar, Orden: Dem Leibarzt Geheimer Hofratk. 
Dr. med, Huschke das Komthurkreuz 11. Klasse des Luxemburgi- 
schen Ordens der Eichenkrone. 

Coburg. Ernannt: Der Dr. med. R. Köllein zu Walters- 
hansen zum Amtsphysikus für den Bezirk des Herzogl. Justizamtea 
Tenneberg mit Ausschluss der medicinalpolizeilichen Geschäfte in der 
Stadt Wallcrshausen und dem Dorfc Ibenheim. 

Schwarxburg ' Sondershttusen, Dem Dr. med. M. Wahl an» 
Greussen die Erlaubniss zur Ausübung der inneren und äusseren Heil- 
kunde mil Anweisung seines Wohnsitzes in Greussen. 



Redactionsbureau bei 0. A. Zinrek, Berlin, Wilbelmstraase 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verlagshandlung nnd die Hirschwald^sche Buchhandlung zu Berlin. 

Druck der Adolph Erilst Jange^achen Universitfitabnchdmckerei in Erlangen. 



n. Jahrgang. 



1858. Nr. 40. 



fieflslliiiigeii anf dieae 

Zeitschrift, von der wöohenlUeli 

MB Böge» erscheint, sind in 

allen Bachhandhingen und 

Postfimtem zu machen. 




der lentsckei 



Halbjähriger 

Abonnementspreis 

IV) Thlr. Pr. Cour. 

lOder 2 11. 42 kr. 

rhein. 



ledicinalgesetzgebnng nnd OffentlicbeD Gesnndheitspflege 



r Aerzte, Apotheker und Beamte. 

« 

Herausgegeben von Dr. £. MOLLER, Reg.- und Medlc.-Rath im Königl. Polizei -Präsldiiim za Berlin und 0. A. ZIUREK, Apotheker. 



Inlialt. Amtliche Bekanntmachangen: Bayern: Verkauf einer Zahntinctur und eines Zahnpulvers, Das Halten von Blutegeln 
durch die Apotheker nnd Bader; Sachsen-Weimar: Medicinalordnung (Portsetzung); Coburg: Znckerwerk mit Santonin, Blutegel- 
preise; Anhalt-^Bemburg : Tajcverändcningen. — Wissenschaftliche Abhandlungen: Ueber den Einfluss der Kloaken- 
ausdttnstungen. — Notizen und Correspondenz-Nachrichten: Fälschungen der Lebensmittel, Spanische Heilquellen, 
Statistik der Medicin- und Pharmacie-Studirenden , Die zollvereinsländische Einfuhr an Drogverie-, Apotheker- nnd Farbewaaren, 
Wien. — Personalchronik. 



BayeriL 

Verkauf einer Zahntinctur 'und eines Zahn- 

Sulvers betr. 
laatsministerium des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 
In der Anlage wird der kgl. Regierung, K. d. I., das 
Duplikat einer Vorstellung des Zahnarztes Emanuel Stern- 
feld von hier ddo. 22. April I. Js. unter dem Auftrage zu- 
gefertiget, dem Insinuationsmandatar desselben, dem kgl. Ad- 
vokaten Kienhöfer dahier, eröffnen zu lassen, dass auf den 
Grund der Prüfung, welche über die von ihm in Vorlage ge- 
brachte Zahntinctur, sowie über das vorgelegte Zahnpulver 
angeordnet wurde, der öffentliche Verkauf dieser beiden kos- 
metischen Mittel unter der Bedingung genehmiget werde, dass 

a) der Preis eines Glases der Zahntinctur den Betrag von 
80 Kreuzern und Jener ^ einer Schachtel von Zahnpulver den 
Betrag von 24 Kreuzern nicht übersteige, dann dass 

b) der Verkauf dieser Mittel, soweit er nicht durch Ema- 
nuel Sternfeld unmittelbar bethätigei wird, nur durch ge- 
werbsberechtigte Apoüieker bewerkstelliget werden dürfe. 

München , 27. Juni 1858. 

Auf Seiner Köujgl. Majestät Allerhöchsten Befehl. 

V. Zwehl. 



Das Halten von Blutegeln durch die Apothe- 
ker und Bader betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. 

Die in diesem Betreffe gepflogenen Erhebungen haben 
ergeben, dass bezüglich des Haltens von Blutegeln seitens der 
Chirurgen und Bader in den verschiedenen Amtsbezirken eine 
ungleichmässlge Uebung und ein abweichendes Verfahren be- 
steht, sowie dass die concesslonirten Apotheker nicht allent- 
halben der ihnen obliegenden Verpflichtung zur Haltung von 
Blutegeln nachkommen. Die unterfertigte Stelle sieht sich 
desshalb — gestützt auf das höchste Ministerialnormativ vom 
28. Mai 1834 „den Blutegelverkauf, von Seite der Apotheker 
betr.« (Döllinger V.-S. Bd. XV. S. 392) und Im HInbUcke auf 
die In anderen Regierungsbezirken bestehende Uebung — zu 
nachstehenden Anordnungen veranlasst. 

1) Die concessionirlen Apotheker sind allerorten streng- 
stens zur Führung von Blutegeln in entsprechendem Vorrrathe 
anzuhalten und ist denselben eine Befreiung von dieser Ver- 
bindlichkeit unter keinem Vorwande zu gestatten. 

2) Gleiche Verpflichtung liegt mit Hinblick auf das er- 
wähnte Normativ den bereits vor der allerhöchsten Verord- 
nung vom 28. Juni 1836 „die Einrichtung der Schulen flir 
Bader betr." concessionirten Badern sowie den aus früherer 
Zelt noch vorhandenen Landärzten und Chirurgen ob. 

3) Den nach Massgabe der Baderordnungen vom 28. Juni 
1836, sowie vom 21. Juni 1843 concesslonirten Badern ist 
die Führung und der Verkauf von Blutegeln Im Allgemeinen 
ffestattet; jene Bader aber, an deren Gewerbsitz sich keine 
Apotheke befindet, sind zur Führung von Blutegeln in ent- 
sprechendem Vorrathe verpflichtet 

4) Nach diesen Ancurdnungen ist sich kOnfltg za achten 



und sind etwaige Zuwiderhandlungen sofort abzustellen und 
entsprechend zu beahnden. 

Zugleich sind die concesslonirten Apotheker sowie das 
betheiligte niedere Medicinalpersonale von Vorstehendem an- 
gemessen zu verständigen und zur genauen Befolgung der 
gegebenen DIrectIven besonders aufzufordern. 

Würzburg, 2. August 1858. 
Kgl. Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg, K. d. I. 

In Abwesenheit des Präsidenten: 
Grosser, kgl. Reglerungs-Director. 

Sachsen - Weimar. 
Medicinalordnung betr. 

(Forlsetzung.) 

IV. Gebühren in geburtshülfllchen Fällen. 

1) Gebühren der Geburtshelfer. 
A. Verrichtungs- und Versäamnissgebfihren. 

S. 85. Die Bestimmungen in den S$. 69, 70 und 71 gel- 
ten für Aerzte und Oberärzte auch in geburtshülfllchen Fällen. 

S. 86. Für nachstehende Verrichtungen finden folgende 
Ansätze Statt: 

1) Für die Untersuchung der Geschlechtsthelle 

ausser der Entbindungszeit ... 10 Sgr. — 2 Thlr. 

2) Für die Entbindung 1—5 th]r. 

3) Für die Wendung 2—10 Tbbr. 

4) Für den Gebrauch der Zange ..... 1—6 Thfar. 

5) Für die Punktion des Schädels bei dem Was- 
serkopfe 1—2 Thlr. 

6) Für die Perforation 2—4 Thlr. 

7) Für die Zerstückelang des. Kindes ... 4— 15 Thlr. 
8; Für den Kaiserschnitt 

a) an einer Lebenden ....... 10—25 Thlr. 

b) an einer Todten 3—6 Thlr. 

9) Für den Schoossfugenschnitt 4—10 Thlr. 

10) Für den Bauchschnilt 6—10 Thlr. 

11) Für die Entfernung der stark eingesackten oder 
verwachsenen Nachgeburt 2 — 6 Thlr. 

12) Für eine künstliche Frühgeburl .... 2—4 Thlr. 

13) Für die Herausbeforderung eines unreifen Eies 

oder einer Mola 2—3 Thlr. 

14) Für die Zurückbringung der umgestülpten Ge- 
bärmutter 1—6 Thb. 

§. 87. Für die gleichnamigen Verrichtungen bei einem 
Zwillinge, Drilb'nge u. s. w. tritt je der niedrigste Ansatz 
hinzu. 

B. Diäten nnd Transportgebfihren. 

%. 88. Hinsichtlich der Diäten nnd Transportgebühren 
finden auch In geburtshülfllchen Fällen die Bestimmungen in 
den SS. 72, 73, 74 und 75 Anwendung. 

2) Gebühren der Hebammen. 
A. Verrichtungs- nnd Versinmnissgebübren. 

S. 89. Die Bestimmungen Im S- 69 unter 1, 2, 5^ 6 und 
in den SS- 70 und 71 gelten auch bei den Hebammen. Die-* 
selben haben aber nur ein Dritttheil der fiir Aerzte angesetz- 
ten Gebühren zu fordern. 
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Ausserdem dürfen sie folgende Ansätze in Ansprach nehmen : 

1) Für die Untersuchung der Geschlecbtstheile aus- 
ser der Bntbindungszeit 2 — 15 Sgr. 

2) Für die Entbindung, ingleichen fllr die Httlfe- 
leistnng bei einer von einem Geburtshelfer 
besorgten Entbindung 15 Sgr. — 2 Thbr. 

Anm. Die Bestimmung im {. 87 findet aach bei Hebammen 
Anwendang. 

3) Für die Wegnahme eines unreifen Eies oder 

einer Mola 5 Sgr. — 1 Thlr. 

4) Für ein Klystier oder eine Einspritzung in die 
Geschlechtstheile , ausser der Entbindungszeit 2 — 6 Sgr. 

6) Für die Anwendung des Katheters ausser der 

Entbindungszeit 5—10 Sgr. 

6. Diäten nnd TranspoHgebfihren. 

f. 90. Innerhalb des einer Hebamme angewiesenen Be- 
ilrlses finden Diäten nicht Statt; ausserhalb desselben Uquidi- 
ren sie Diäten , wie die Wundärzte (S. 82). 

Hinsichtlich der Transportkosten gelten flir sie die Be- 
stimmungen fOr die Wundärzte (§. 83). 

V. Gebühren in thierärztlichen Fällen. 

1) Gebühren der Thierftrzte. 
A. Verriehtongf- nnd Vertänmnissgebühren. 
%. 91. Die Thierärzte liquidiren die in den %%. 69, 70, 
71 und 80 bestimmten Gebühren in gleichnamigen Fällen zu 
Va bis Vs d^s niedrigsten Ansatzes, je nach dem Werthe des 
Thieres, iedoch im Ganzen immer mindestens 2V3 Sgr.; für 
folgende Verrichtungen aber nach der diesen hier beigesetz- 
ten Taxe: 

1) Für das Abstutzen eines Ohres ... 5 Sgr. — 1 Thbr. 

2) Für das Englisiren eines Pferdes .... 3—5 Thlr. 

3) Füi* das Abschlagen des Schweifes, falls ein 

Anderer das Pferd englisirt hat .... 10—20 Sgr. 

4) Für das Ausziehen eines Zahnes, oder die 
Entfernung der Schieferzähne ... 2 Sgr. — 1 Thbr. 

5) Für die Operationen: 

a) der Speichel-, Aderlass-, Samenstrang-, Kro- 
nen- oder Hufüstel, der OeflTnung eines Luft- 
sackes u. des Luft^ od. Speiseröhrenschnittes 1 — 2 Thlr. 

b) des Nabelbruches 20 Sgr. — 1 Thh*. 

c) des inneren Bruches 3 — 5 Thlr. 

6) Für Ausrottung einer Geschwulst od. Stollbeule 1—2 Thlr. 

7) Für den Harnröhrenschnitt 1—3 Thlr. 

8) Für den Blasenschnitt 5—10 Thlr. 

9) Für die operative Entfernung eines Steines od. 
eines andern fremden Körpers aus einem Ein- 
geweide 15 Sgr. — 4 Thb. 

10) rür das Verschneiden 

a) eines Hengstes oder Bullen .... 1—3 Thlr. 
wenn aber ein Leistenbruch vorhanden war 3 — 5 Thbr. 

b) einer Stute oder einer Kuh .... 2 — 5 Thlr. 

c) eines Kalbes, eines Scharbocks, eines Ebers 

oder einer Sau 10 — 15 Sgr. 

d) eines männlichen Lammes od. jungen Schweines 2 — ^5 Sgr. 

11) Für die Trepanation eines Drehschafes . . 5—10 Sgr. 

12) Für die PocKenimpfung an einem Schafe Vi — Va ^S^- 

Die hierbei nöthigen Gehülfen hat der Viehbesitzer be- 
sonders zu bezahlen. 

13) Für einen Aderlass, für das Scarificiren, fllr die Er- 
öffnung einer Blut-, Eiter- od. Wassergeschwulst 4 — 12 Sgr. 

14) Für die Anlegung eines Eiterbandes oder Fon- 

tanells . . . . • 6—18 Sgr. 

15) Für die Hülfeleistung bei schweren Geburten 
der Pferde oder Rinder, einschliesslich der 

dabei vorkommenden Operationen . 20 Sgr. — 5 Thbr. 
Bei kleinen anderen Thieren Vi — V2 obigen Ansatzes. 

16) Für die Entfernung der Nachgeburt, oder die Zurück- 
brinffimg der Mutterscheide, oder der Gebärmutter, od. 
des Mastdarmes, wenn diese Operationen flir sich allein 
vorkommen : 

bei Pferden oder Rindern . . . 7Va Sgr. — 1 Thlr. 
bei kleineren anderen Thieren .... 4 — 15 Sgr. 

B. Dl&ten and Transportgebuhren. 

§. 92. Den Thierärzten gebühren an Diäten und Trans- 
portkosten zwei Dritttheile der in den S$. 72, 73 und 74 be- 
stimmten Beträge. Die Vorschriflen im $. 75 finden auch auf 
die Thierärzte Anwendung. Hinsichtlich der Reisen auf der 
Eisenbahn gebührt dem Thierärzte Vergütung iür einen Platz 
dritter Klasse. 

2) Gebühren der Thierverschneider. 

S. 93. Die Thierverschneider haben einen Anspruch auf 



zwei Dritttheile bis auf den vollen Betrag der Minimalansäiso 
der fllr die Thierärzte bestimmten Verrichtungsgebflhren. Für 
. den We^ und die Versäumniss steht ihnen nur dann eine Ver- 
gütungstorderung zu, wenn sie sich auf besonderes Verlangen 
an einem Orte ausserhalb ihres Wohnsitzes einlinden. 

Tiertet KapileL Tsa dem Terliste des Rechtes iwAisIbaif änt- 
Ucker, wudlntlicker, gebvUhlllieker tler tkierintlieker Yerrick- 
tugei lal Vi ■ der iwaagsweisea Tenetiug der Hedidiudpensiiei. 

%• 94. Das Staatsministerium kann im Disciplinarwege 
die Befugniss zur Ausübung ärztlicher, wundärztUcher und 
geburtshülflicher oder thierärztlicher Verrichtungen flir immer 
oder zeitweise, jedoch nur in folgenden Fällen entziehen und 
zwar 

I. ohne Weiteres, 
wenn die betreffende Medicinalperson entweder 

1) die staatsbürgerlichen Rechte nach Hassgabe des Ge- 
setzes vom 27. April 1850 auch nur zeitweise verloren hat, 
oder 2) der im %. 20 des gegenwärtigen Gesetzes gedachten 
Pflichtverletzung sich schuloig gemacht, oder sonst den ihr 
angewiesenen Wirkungskreis eigenmächtig mindestens sechs 
Monate hindurch verlassen hat. 
U. nach vorgängiger Verwarnung und ausdrücklicher Be- 
drohung, 
wenn die betreffende Medicinalperson entweder 

1) gegen die Vorschriften im S- 18 Verstössen hat imd 
innerhalb der nächsten zwei Jahre nach erhaltener Bedrohung 
zweimal rückflllig geworden ist, oder 

2) sich grober Verstösse gegen die Sittlichkeit, insbe- 
sondere auch des übermässigen Genusses geistiger Getränke 
so oft und in solcher Weise schuldig gemacht hat, dass sie 
nach dem Ermessen des Staatsministeriums des Vertrauens in 
die pflichtmässige Erflillung ihres Berufes unwürdig gewor- 
den ist. 

Die Entziehung der fraglichen Erlaubniss darf in allen 
unter I. und H. bezeichneten Fällen nur innerhalb Jahresfrist 
nach dem Eintritte der Thatsache erfolgen, welche die Ent- 
ziehung vollständig rächtfertigt. 

S. 95. Wird eine Medicinalperson unfähig zur Ausübung 
ihres Kunstgewerbes, so kann ihr das Staatsminfsterinm letz- 
tere auf die Dauer eines solchen Zustandes entziehen. Das- 
selbe hat iedoch vorher das Gutachten der Medicinalkommis- 
sion einzuholen und diese soll in dergleichen Fällen, da nötUg 
durch Zuziehung ausserordentlicher Mitglieder, immer min- 
destens aus flinf Mitgliedern bestehen, unter welchen sich, 
wenn es sich um einen Thierarzt handelt, wenigstens zwei 
Fachgenossen desselben befinden müssen. 

|. 96. Die Versetzung eines Arztes, Wundarztes, Ge- 
burtshelfers oder Thierarztes an einen andern Ort wider seinen 
Willen darf von dem Staatsministerium nur in folgenden Fällen 
verfügt werden: 

1) wenn die betreffende Medicinalperson zu einer Ge- 
fiingnissstrafe von mindestens sechs Monaten venvibeilt wor- 
den ist, oder 

2) bei einem Amtsphysikus oder einem Amtswund- 
arzte, wenn derselbe seines Staatsdienstes auf irgend eine 
Weise enthoben worden ist und die Anstellimg eines Amts- 
nachfolgers ohne die Versetzung des Vorgängers unthunlich 
erscheint. 

§. 97. Gegen die nach den $%. 94, 95 und 96 getroffe- 
nen Verfligungen ist Berufung an das Gesammtministerium 
zulässig. In den in den Sf. 94 und 95 erwähnten Fällen 
steht es der betreffenden Medicinalperson frei, binnen zehn- 
tägiger präklusivischer Frist nach Eröffnung der Entscheidung 
erster Instanz, anstatt Berufung an das Gesammtministerium 
einzuwenden, auf gerichtliche Entscheidung zu provociren. 

Ist diese Provocation auf gerichtliche Kitscheidung erfolgt, 
so wird der Staatsanwalt, unter Hittheilung der betreffenden 
Acten, beauftragt, den entsprechenden Antrag bei dem zustän- 
digen Kreisgerichte zu stellen. Das Gericht hat die betreffende 
Medicinalperson über die Anschuldigungspunkte zu vernehmen, 
alle erforderlichen Erörterungen anzustellen und nach Mass- 
gabe des Gesetzes zu entscheiden, ob dem Antrage Statt zu 
geben sei oder nicht. Geffen diese Entscheidung stehen dem 
Staatsanwalt sowohl, wie aer betreffenden Medicinalperson die 
im Strafprocesse zulässigen Rechtsmittel zu. 

(Fortsetzung folgt.) 

Herzogthiim Coburg. 

Zuckerwerk mit Santonin betr. 
Nicht selten wird Zuckenverk mit Santonin vermischt, als 
sogenannte Wurm-Baises zum Verkaufe angeboten und zum 
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Gebrauche fSr BrwachseBe und Kinder gegen Wttnner im 
Handverlcaufe abgegeben. 

Da jedoch mit diesen Zeltchen als Wurmmittel erfahrungs- 
gemUss schon lebensgefährliche Erl[ranlningen dann bewirltt 
worden sind, wenn dieselben ungeeignet und im Uebermaass, 
suinal von IQndern, genossen wurden, so wird hiermit ange- 
ordnet , dass diese Zeltchen nur allein von Apothelcem auf 
ärztliche Anordnung abgegeben werden dürfen, den 
Conditoren und Specereihändlern aber der Vericauf derselben 
gänzlich zu untersagen ist. 

Die Polizeibehörden haben hiemach das Geeignete zu ver- 
fügen und in Gemeinschaft mit den Physikaten den Vollzug 
dieser Verordnung gehörig zu überwachen. 

Coburg, den 6. September 1858. 

Herzogl. Sachs. Staatsministerium. Francice. 

Blutegelpreise betr. 

In Folge des geringeren Ankaufspreises der Blutegel ist 
der Preis 

fllr Hirudines med. 'parvae (im Gewichte von 15 Gran) auf 6 kr. 
flir Hirudines med. mediae (im Gew. von 16—30 Gr.) auf 6 kr. 
für Hirudines med. magnae ( » » » 31 — 60 » ) ,> 9 ,, 
fttr Hirudines m. permaffnae ( » « ,» 61 — 90 » ) » 1 1 »^ 
vom 1. September d. J. ab, ermässigt worden. 

Coburg, den 6. September 185o. 

Herzogl. S. Staatsministerium. Francke. 

Henogthuin Anhalt -Bembnrg. 

Taxveränderungen betr. 

In Folge des sehr gestiegenen Einkaufspreises der Ambra 
grisea hat sich eine Erhöhung der Taxpreise bei den nachge- 
nannten Arzneimitteln nöthig gemacht, welche von jetzt an 
eintritt: 
Ambra grisea 1 Scrupel 1 Thfr. 13 Sgr. 
Tinctura ambrae 1 Drachme 3 Sgr. 10 Pf. 
Tinctura ambrae cum moscho 1 Drachme 5 Sgr. 6 Pf. 

Bernburg, am 15. September 1858. 
Herzogl. Regierung, Abtbeilung des Innern u. der Polizei. 

Zachariae. 



Ueber den Einflniw der Eloakenanadünstongen. 

Für die Beantwortung der Frage Über die Schädlichkeit 
der Kloaken- und Dunggrubenausdttnstungen sind die Ver- 
suche von Interesse, welche Herbert Barker an Thieren 
angestellt und in seinem Buche über die Malaria, sowie im 
Aprilhefte der Londoner Sanitary- Review veröffentlicht hat. 
Er wählte zu seinen Versuchen eine grosse Senkgrube, die 
sowohl animalische Exkremente, wie Wirthschaflsabgänge 
aufnahm, bis oben gefüllt war und zu jeder Zeit einen unan- 
genehmen, während der heissen Jahreszeit sogar unerträglichen 
Geruch verbreitete, wobei jedoch zu bemerken ist, dass die 
Bewohner des dazu gehörigen Hauses nie an einer Epidemie 
gelitten hatten, und völlig gesund waren. 

Die zu verschiedenen Zeiten angestellte Untersuchung der 
aus der Grube aufsteigenden Gase hatte erjg^eben, dass die 
atmosphärische Luft mit Kohlensäure, Schwelelwasserstoff und 
schwefelwasserstoffsaurem Ammoniak gemischt war; andere 
Gase wurden nicht ermittelt. Zu den mit Thieren vorzuneh- 
menden Versuchen wurde ein aus Glas und Holz konstruirter 
Kasten von 5832 Kubikzoll Inhalt über der Düngergrube an- 
gebracht, durch welchen dauernde Strömung der aus der 
Grube aufsteigenden Gase hergestellt ward. 

Es wurde zunächst 12 Uhr Mittags ein junger Hund hin- 
eingesetzt, der nach einer halben Stunde Unruhe zeigte, Er- 
brechen und Schüttelfrost bekam, wozu später sich Durchfall 
und Tenesmus gesellte. Nach 12 Stunden liess man ihn frische 
Luft einathmen; am andern Tage als man ihn ganz heraus- 
nahm, zeigte er Erschöpfung. Doch hatten Diarrhöe und Er- 
brechen aufgehört. Mehrere Stunden lang verweigerte er die 
Nahrung, indess erholte er sich schnell genug wieder. Die 
von diesem Thiere ausgeathmete Luft zeigte bei der Ana- 
lyse deutliche Spuren von Schwefelwasserstoff. 

Bei einem zweiten Hunde zeigten sich ähnliche Resul- 
tate. Er wurde nach 10 Minuten unruhig, und bald darauf 
fanden Erbrechen und Durchfall sich ein. Während der üb- 
rigen Zeit, die er eingesperrt war (5 Stunden) gab er kein 
Zeichen von grossen Leiden kund und war, sobald er heraus- 
gelassen war, schnell wieder hergestellt. 



Eine Maus wurde in einen Käfig auf die Oberfläche der 
SenkflTube gesetzt, wo die Luft der letzteren frei mit der 
umgebenden atmosphärischen Luft sich mischte; mit hinrei-' 
chender Nahrung versehen, schien sie 4 Tage lang voll Le- 
ben und frass mit Appetit, aber am andern Tage fand man 
sie todt. 

Ein dritter Hund wurde 12 Tage lang den Ausdünstungen 
der Senkgrube ausgesetzt; während dieser Zeit athmete er 
nur dann frische Liul, wenn der Kasten gereinigt wurde; er 
erhielt fortwährend ausreichende Nahrung. Am ersten Tage 
war er unruhig, befand sich schlecht und frass nicht. Am 
zweiten Tage bekam er mehrere Male Erbrechen, Abends 
Diarrhöe, Durst und Unruhe. Am Morgen des dritlen Tages 
verweigerte er die Nahrung, hatte Schüttelfrost, seine Pfoten 
waren etwas geschwollen; Abends schlief er ein, aber der 
Schlaf war von einem eigenthümUchen Zittern begleitet 
Am vierten Tage nahm er etwas Milch, schlief während des 
Vormittags und blieb den Abend in einer Art von Erstarrung. 
Die beiden folgenden Tase war der Zustand derselbe. Am 
siebenten Tage Unruhe, Abgeschlagenheit, Verweigerung der 
Nahrung. Am achten frass er etwas, war aber unruhig und 
wurde augenscheinlich mager und schwach. Am neunten 
blieb er 24 Stunden ohne Nahrung und schien sehr krank und 
jämmerlich. In dem Moment, wo er aus dem Kasten, der 
gereinigt werden sollte, herausgenommen wurde, bot man 
inm Nahrung, die er gieriff und bis zur Sättigung verschlang. 
Seine Haut war jetzt trocken und brennend, sein Gang höchst 
schwankend. Am zehnten Tage war der Appetit besser, Abends 
aber stellte sich Erbrechen und Durchfall ein. Am eilften 
nahm die Unruhe zu, der Appetit ab. Am zwölften dieselben 
Symptome. Nun entfernte man ihn aus dem Stall, er ging 
schwerfallig aber bald darauf frass er mit guten Appetit. 
Seine Abmagerung und Körperschwäche dauerte noch 6 Wo- 
chen an. Nach diesen Versuchen wurde statt der Ausdünstung 
der Senkgrube Luft, die mit gewissen Quantitäten der in je- 
nen Ausdünstungen enthaltenen Gase gemischt war, eingelei- 
tet, um festzustellen, welchem besonderen Agens ein gege- 
benes Symptom zuzuschreiben ist. 

In denselben Kasten, wie bei den früheren Versuchen, 
wurde ein kleiner Hund gesetzt und lOOKubikfuss Schwe- 
felwasserstoff, also 1,714 auf 100, eingeführt. Die Re- 
airatlon wurde augenblicklich mühsam, in Zeit von zwei 
nuten fiel das Thier auf die Seite und eine halbe Minute 
später war es ohne die geringste Bewegung gestorben. 

Eine Stunde nach dem Tode fand man die rechte Herz- 
seite voU und ausgedehnt von flüssigem Blute; in der linken 
war dies theilweise koagulirt. Das flüssige Blut koagulirte 
augenblicklich, so bald man es auf ein Stück Glas brachte. 
Die Blutkügelchen verhielten sich normal. Die Lungen zeig- 
ten sich an ihrem hinteren und unteren Theil überfüllt, aus- 
serdem bleich und nicht injicirt. Der Magen und die Unter- 
leibsorgane waren normal; die GeFässe auf der Oberfläche 
des Gehirnes wenig ausgedehnt. 

Ein zweiter Hund, oei 25 Kubikzoll Schwefelwasserstoff 
(also 0,428 auf 100) in den Apparat gebracht, fiel nach 3 Mi- 
nuten auf die Seite, blieb so, ohne ein Zeichen von Leiden 
von sich zu geben, aber mit erschwertem Athemholen, eine 
Stunde lang liegen und starb dann. Unmittelbar nach dem 
Tode waren die Lungen im Allgemeinen blass, ohne Spuren 
von Kongestion; die rechte Herzhälfte durch Blut ausgedehnt; 
die linke enthielt flüssiges Blut. Das Blut war 8 Minuten nach 
dem Austritt aus dem Körper vollständig koagulirt; seine Farbe 
schwärzlich in beiden Herzhälften; seine Kügelchen von un- 
regelmässiger Form. Der Magen zeigte nichts Besonderes; 
die Hirngefässe fanden sich in kongestivem Zustande. 

Um 4 Uhr 36 Minuten wurde ein anderer Hund in den 
Kasten gesetzt und 12 Kubikzoll Schwerelwasserstoffgas, also 
0,205 auf 100, sofort eingeführt. In der ersten Minute fiel 
das Thier zitternd auf die Seite; der Herzschlag wurde un- 
regelmässig und vor dem Ende der vierten Minute hatte die 
Respiration scheinbar aufgehört. Dieser Zustand dauerte zwei 
Minuten, dann stellte sich wieder langsame Respiration ein; 
bald darauf wurde sie rasch und mühsam; nach drei Yierlel- 
stunden hob sich die Zahl der Athemzüge bis auf 112 bis 120 
in Einer Minute, zugleich wurde die Respiration tief schnar- 
chend, wie beim Schlagflusse. Um 6 Uhr 50 Minuten wurde 
der Hund aus dem Kasten entfernt; die Respiration war zu 
dieser Zeit schnarchend, der Kopf hängend. Allmählig wurde 
die Respiration wieder langsamer, als wäre sie einzig und 
allein durch das Zwerchfell bewirkt, und von einer Art von 
Schluchzen begleitet Der Körper war kalt. Aufiallend war 
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dass swei kleine Inspirationen jeder exspfratorifichen Be- 
we^ng entsprachen. Um 2 Uhr 50 Minuten Nacbts starb der 
Hund, also 9 Stunden 88 Minuten nach Beginn des Experi- 
mentes. Die Obduktion iand nach 20 Stunden stall und zeigte 
naässige Leichenstarre, die äussere Oberfläche des Gehirns 
fein geröthet, die Gehirnmasse ohne Blutinfiltration ; die Lungen 
eingesunken, im Kongestivzustande und an gewissen Punkten 
von schwärzlicher Farbe; das Herz enorm ausgedehnt durch 
fibrinöse Konkretionen, die beiden Herzobren und die Lungen- 
arterie weit ausgedehnt durch diese Konkretionen und ganz 
ohne rothes Blut; die beiden Herzkammern voll schwarzen, 
koagulirtcn Blutes, in dem! man auch einige Fibrinfragmente 
wahrnahm; die fibrinösen Konkretionen des rechten Herz- 
obres und der Lungenarterie von ganz weisser Farbe, die 
des linken Herzohres roth und streifig, den Muskelfasern 
ähnlich; Leber und Milz angeschwollen; Nieren normal; die 
äussere Oberfläche des Magens injicirt, aber die Schleimhaut 
normal; in der Unterleibshöhle keine Spur serösen Ergusses 
und der ganze Darmkanal von £as nicht ausgedehnt. 

Ein anderer Hund, mit derselben Quantität von Gas (12 Ku- 
Ukfiiss) in den Kasten gesetzt, zeigte bald heftiges Zittern 
und kurze Respiration; eine Stunde später schien er gesund 
und als er nach 5 Stunden aus dem Kasten entfernt wurde, 
zeigte er kein Symptom von Krankheit. 

(Fortsetsoiigp folgt.) 



FilielLiingen dar Labenmittal. Die belgische Regierung tritt aufs 
Entscbiedensle und Strengste gegen die jetzt leider allenthalben gleich- 
sam zu einem Geschäfte gewordenen Fälschungen der Lebensmiltel 
auf. Die früher bestehenden Gesetze sind verschärft, und den Be- 
hörden ist aufgetragen worden, mit der durchgreifendsten Strenge auf 
die Handhabung derselben zu achten. Jeden Tag bringen die 6e- 
riehtszeilungen Strafen gegen Fälscher, und zwar die strengsten, so 
gegen Milchverfalscher bis tu vierzehn Tagen und vier Wochen Haft, 
ausserdem Geldbusse. 

Unter den ipaidielieB HeüqueUea geniessen die im Thale Las Fuen- 
tee bei der Stadt Trillo, Provinz Guadalaxara, in Neu-CastiUen eines 
besonderen Rufes. Nach einer von der statistischen Kommission in 
Madrid zusammcngesleilten Uebersicbt, welche die „Gaceta'* veröffent- 
licht, sind diese Bäder in den 25 Jahren von 1830 bis 1854 von 
24,721 Personen besucht worden, darunter 2601 auf Kosten der Re- 
gierung hingesendeten MiKtairs und 7567 Kommunalarmen. Von jener 
Gesammtzahl wurden vollständig geheilt 7768 Personen, 10,657 ver* 
llefsen den Ort im Zustande sichtlicher Besserung. Im Einzelnen ver- 
theilen sich diese Zahlen nach verschiedenen Krankheitsgruppen fol- 
gendennassen: Gicht, Rheumatismus u. ähnliche Leiden 17,060 Kranke, 
davon geheilt: 5399, sichtlich gebessert: 7464; Hautkrankheiten 2462 
Kranke, geheilt 753, sichtlich gebessert 1262; Krankheilen des lym- 
phatischen Systems 2155 Kranke, gebeilt 655, sichtlich gebessert 907; 
Cerebralaffektlonen 1109 Kranke, geheilt 335, gebessert 371; Brust- 
und Lungenleiden 162 Kranke, gebeilt 45, sichtlich gebessert 41; 
Voterleibskrank heilen 1241 Kranke, geheilt 386, sichtlich gebessert 418; 
Frauenz immer krankheiten 532 Kranke, geheilt 195. sichtlich gebes- 
sert 194. . 

Statistik der Xediein- und Pbaraaeie-Btadirendea. An den neunzehn 
medic. Facullälen sludirlen während des Sommers 1858 im Ganzen 2471 
Mediciner u. Pharmaceuten (im Sommer 1857 waren es 2415). Die Ge- 
sammtzahl hat daher im Lauf eines Jahres um 56 zugenommen. Die 
Reihenfolge der Frequenz stellt sich für den Sommer 1858 folgendermas- 
sen : Berlin mit 298 (301), Würzburg mit 270 (269), Leipzig mit 258 (258), 
MOnchen mit 186 (189), Giessen mit 165 (154), Göttingen mit 146 
(176), Heidelberg mit 132 (101), Breslau mit 131(138), Tübingen mit 
126 (116), Greifswald mit 121 (120), Erlangen mit 106 (110). Königs- 
berg mit 100 (91), Bonn mit 99 (107), Marburg mit 90 (81), Jena 
mit 65 (52), Freiburg mit 55 (47), Halle mit 45 (43), Rostock mit 
45 (24), Kiel mit 33 (38). Die Mitlelzahl ist 130, welche Berlin, Wfirz- 
burg, Leipzig, München, Giessen, Göttingen. Heidelberg, Breslau über- 
schreiten. Unverändert ist gegen den Sommer 1857 die Anzahl nur 
in Leipzig. Zugenommen hat sie in Heidelberg um 31, in Rostock 
um 21, in Jena um 13« in Giessen um 11, in Tübingen um 10, in 
Königsberg und Marburg um je 9, in Freiburg um 8, in Halle um 2, 
in Würzburg und Grcifswald um je 1. Abgenommen hat die Anzahl 
in München und Berlin um je 3, in Erlangen um 4, in Kiel um 5, 
in Breslau um 7, in Bonn um 8, in Göltingen um 30. Was das Ver- 
hältniss der Ausländer betriflt, so hat Würzburg 6472« Heidelberg bei- 
nahe 57 Procent Ausländer; alsdann folgen Jena mit 38V2« Göttingen 
mit 37 Vz« Berlin mit 21, Leipzig mit 20, München mit 19, Marburg 
mit n'/it Giessen mit 15%, Tübingen mit 14, Halle mit 11, Breslau 
mit nahezu 10, Erlangen mit 9 7^, Kiel mit 9, Königsberg mit 7, Frei- 
burg mit 3V2f Greifswald mit 373« Bonn mit 3, Rostock mit 2 Procent. 
Die Mittelzahl ist 19 Procent, welche von Würzburg, Heidelberg, Jena, 
Göttingen, Berlin, Leipzig, München überschritten wird. 
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JUbb nttv«raiadliidiMlia XiBfidir •& Drogntri«-» Apotliak«r- «nd Vurb^ 
waaren umfasste während des 1. Quartals d. J. 3389 Ctr. CbemikaUea 
vcrscliiadenar Art für deo Medicinal- und Gewerbegebrauch (gegen 
4881 im Vorjahr), 225 Ctr. Salmiak, 174 Ctr. Alaun, 118 Ctr. Chlor, 
kalk, 1767 Ctr. Eisenvitriol, 5987 Ctr. Krapp (gegen 10,707), 14,837 Ctr. 
Galläpfel, Aloe und Rreuzbeeren, 18.750 Ctr. Alkanna, Palmnfisse; 
Avignonbeeren etc., 575 Ctr. Knoppern, 524 Ctr. Gummi*Elasticum, 
76 Ctr. Gnitapercha, 7725 Ctr. exotisches Nutzholz, 3095 Ctr. Indigo, 
2932 Ctr. Cichorien, 1365 Ctr. Wachs. 

O Wien. Der allgemeine österreichische Apothe- 
kerverein. Im Jahre 1855 entstand auf Anregung des k. k. Pro- 
fessors Dr. Ehr mann In Olmülz der mährische Apothekerverein. Der- 
selbe wurde jedoch gleich beim Beginne derart constiluirl, dass auch 
Apotheker anderer Provinzen beitreten und mit der Zeit aus demsel- 
ben ein allgemeiner österreichischer Verein werden könnte. Die zweite 
Versammlung fand am 29. September 1857 in Olmütz statt, die dritte 
am 6. September im Gemeindesaale zu Funftiaus nächst Wien; der 
Verein zählt 51 wirkliche und beitragende Mitglieder, ferner 14 Ehren- 
mitglieder und 2 correspondirende Mitglieder; er weiset 1194 fl. Ver- 
einsmögen aus. Diese Association, wie ähnliche schon lange bestehen, 
hat die Aufgabe, dahin zu wirken, dass der wissenschaftliche Cha- 
rakter der Pharmacie immer mehr gefordert und geltend gemacht werde, 
dass die einzelnen fernab wohnenden Collegen Gelegenheit finden 
mögen, durch die alljährlichen Versammlungen in gegenseitige persön- 
liche Bekanntschaft zu treten ; ferner, dass ein Fond zur Uuterstützung 
der Studirenden, der Kranken oder Hilfsbedürftigen des Faches in 
grösserem Maassstabe und mit vielseitigerer Anwendung gebildet werde, 
als dies durch die Institute der einzelnen Gremien möglich ist. 



Penonaleliroidk. PreuMsen, Ernannt: Der Privatdocent Dr. £. 
Henoch zum ausserordentlichen Professor ia der mediciniscben Fa- 
cuUäi der Universitäl Berlin. Koecher, Assistenzarzt von der Pro- 
vinzial-lnvaliden-Comp. für Schlesien, mit Pension, Schütte, Assi- 
stenzarzt vom Ldw.-Bat. 36. Inf.-Regts., der Abschied bewilligt. Den im 
Reserve- und resp. Landwehrverhältniss befindlichen praktischen Aerz- 
ten und Wundärzten: Dr. Voll|[)er vom 20., Dr. Ideler vom 24., 
Dr. Brehme vom 31., Dr. Büttner vom 7., Dr. Fraenkel vom 
18., Dr. Preuss vom 10., Dr. Wynen vom 13., Dr. Klemp vom 
16., Dr. Kalk er vom 17. Ldw.-Regt. und Dr. Kobn vom Ldw.-Bat. 
37. Inf.-Regts., der Charakter als Assistenzarzt verliehen. 

Niedergelassen: Die prakt Aerzte Dr. Wiele in Letschia, 
Dr. Joseph in Pleschen, Wundarzt I. Kl. Hörst er in Reiste, Thier- 
arzt I. Kl. Strecker in Eopen. Der prakt. Arzt Dr. v. Rembling- 
hausen ist von Köln nach Paris gezogen. Der Apotheker I. ä. 
Weiss hat die Verwaltung der Elsasser'schen Apotheke in Lasdeh- 
nen übernommen. 

Gestorben: Dr. Schmitz in Oberpleis. 

V a c a n t : Das Kreisphysikat des Beeskow-Storkow*schen Kreises. 
Bewerbungen an die Kgl. Regierung zu Poisdam. Die Kreischlrurgen- 
stellen der Kreise Bromberg und Schubin. 

Bayern, Dr. med. G. Reich art erhielt die ärztliche Stelle in 
Nesselwaog, Dr. med. F. Mayer die Erlanbniss zur ärztlichen Praxis 
in Schillberg. 

Hannover. Dr. med. F. Sudendorf hat die Concession zur 
unbeschränkten Ausübung der Wundarzneikunst und Geburtshülfe mit 
Anweisung seines Wohnsitzes in Badbergen erhalten; Dr. med. d'Hti- 
vel4 ist die Erlaubniss ertheilt worden die gesammte Heilkunde aus- 
zuüben und seinen Wohnsitz in dem Fleken Bunde zu nehmen. 

tVürltemherg. Dem Regimentsarzt des 6. Inf.-Reg. Dr. Dürr 
die Rang- und Gradauszeichnung eines Hauptmanns verlieben. 

Vacant: Die Arztstelle in Ecbterdingen OA. Stuttgart. Gute 
Praxis, 160 — 200 fl. Wartegeld. Bewerbungen an den Gemeindevor- 
stand Bayha. 

Baden. Vacant: Die Stelle des Amtsarztes in Slauffen, wo- 
mit zugleich die Funktionen eines Gerichtsarztes verbunden sind. Die 
Stelle eines Landgerichtsarztes für den Arotsgerichtsbezirk Hornberg 
mit der Besoldung und dem Pferdefourageaversum eines Amtsarztes. 

Gestorben: Der Grossherzogl. Amtsarzt Medicinalrath Dr. Mar- 
tin in StaufTen, der Grossherzogl. Amtschirurg Engesser zu Villingen. 

Mecklenfiurg'Schuferin. Dem Dr. med. G. Mahn zu Rostock 
die Concession zur unbeschränkten medicinisch- chirurgischen Praxis 
ertheilt. 

Coburg. Gegen den Thierarzt G. Rottenbach ans Seidmg- 
stadt, bisher wohnhaft in Königsberg in Franken, ist bei dem HerzogL 
Sachs. Juslizamt in Königsberg eine Anzeige erhoben worden, wegen 
welcher sich derselbe zu verantworten und dieserhalb öffentlich vor- 
geladen wird, den 3. Januar 1859 vor dem genannten Justizamte per- 
sönlich zu erscheinen. 

Sachsen- AUenburg. Dem Medicinalrath Dr. Göpel in AHen- 
bürg ist das Prädikat als Geheimer Medicinalrath veriiehen worden. 

Anhalt-Bembarg, Orden: Der Medicinalrath Dr. L. Bley io 
Bernburg hat das Ritterkreuz des Kgl. Griechischen Erlöser-Ordena 

erhalten. 

Hamburg. Der Zahnarzt Winter fei dt hat von der philoso- 
phischen Facultät der Universität Rostock das Doctordiplom erhalten. 
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PreuBsen. 

Blalegelpreise betr. 

Der Taxpreis eines Blutegels ist für die Zeit vom 1. Ok- 
tober d. J. bis alt. März k. J. auf 2 Sgr. 3 Pf. festgesetzt. 
Berlin, den 21. September 1858. 
Der Minister der geistlichen, Unterrichts- tmd Medicinal- 

Angeiegenheiten. 
Im Auftrage: Keiler. 

Sachsen - Weimar . 
Medicinalordnang betr. 

(Forlselzang.) 

Dritter TheiL Von dem Verkehre mit Heilmitteln. 

Entes KapiteL Allgemeine Bestimmingen. 
|. 98. Ohne aasdrttckliche Zunflberechtigung oder ohne 
durch das Staatsministerium ertheille Erlaubniss darf im Gross- 
berzoglhume Niemand mit fertigen Gegenständen irgend einer 
Art handeln, die lediglich, wie z. B. chirurgische Instrumente 
and Bandagen, zur Verhütung, Heilung oder Erleichterung 

Ton Krankheiten dienen. ... 

S. 99. Der Handel mit Arzeneimitteln — d. h. mit denjem- 
ffcn Heilmitteln, welche als solche nur in irgend einer phar- 
maceutlschen Form, als z. B. Pulver, Species, Abkochungen, 
Aufgüsse, Pillen, Pflaster, Salben u. s. w., angewendet wer- 
den können — steht ohne Unterschied, und insbesondere nach 
Verordnungen approbirler Medicinalpersonen, nur den Apo- 
thekern zu. Dasselbe gilt von den sogenannten Geheimmitteln, 
d. h. von solchen Arzeneimitteln, deren Bestaitdtheile oder 
Bereitungswelse ganz oder theilweise von dem Besitzer geheim 
gehalten werden. Auch die Apotheker dürlen in der Regel 
nur solche Gehelmmitlel führen, deren Verkauf ihnen von dem 
Staalsministerium erlaubt worden ist. Ausnahmsweise haben 
sie jedoch auch solche Gehelmmitlel anzuschaffen , welche ein 
Arzt für seine Kranken verlangt. Dergleichen Geheimmiitel 
dürfen aber nur auf Recepte dieses Arztes verabfolgt werden. 

Anm. Unter ApoÜickeru werden in gegcnwärllgem Gesetze 
immer alle diejenigen verstanden, weiche eine öffenllicho Apo« 
tbeke technisch- selbstständig verwallen, namenUicb also auch 
die Provisoren (§. 109). 

J. 100. Andere Arzeneiwaarenhändler dürfen nur rohe, 
d. h. in irgend eine pharmaceulische Form noch nicht ge- 
brachte einlache, Arzeneimittel und zwar an Nichtapolheker 
nur in Mengen über ein Pfund Civilgewicht je von einem ein- 
zelnen Mittel verkaufen. Sie bedürfen als solche einer be- 
sondern Concession. 

Hinsichtlich des Handels mit zubereiteten, d. h. in 
irgend eine pharmaceulische Form bereits gebrachten oder 
zusammengesetzten, Arzeneien zum Inneren oder äusseren 
Gebrauche beslehen nur die in den SS* 102 und 103 gedach- 
ten Ausnahmen. 

S. 101. Die Bestimmungen Im S* 100 beziehen sich we- 
der auf solche Waaren, welche zwar als Arzeneimittel in den 
Apotheken geilihrt werden, die aber ausserdem auch zu Zwecken 
der Haushaltung, der Landwirthschafl, der Künsle oder Hand- 



werke, oder des Luxus dienen, noch auf die zu den genann- 
ten Zwecken bestimmten Zubereitungen solcher Artikel. Zwei- 
fel darüber hat das Staatsministerium zu entscheiden. 

Insofern die oben bezeichneten Gegenstände zu den Gif- 
ten gehören, finden die besonderen sesetzlicben Vorschriften 
filerüber Anwendung. Die hinsichtlich sonst gefährlicher 
Artikel etwa erforderlichen Sicherheilsmassregeln bleiben dem 
Ermessen des Staatsnünisteriums vorbehalten. 

S. 102. Aerzte, Wundärzte, Geburtshelfer, Hebammen 
und andere, einen Theil der Menschenheilkunst ausübende Me- 
dicinalpersonen , z. B. Zahnärzte, sollen für Fälle dringender, 
erheblicher Gefahr für die Dauer der letzleren die nothwen- 
digen Arzeneien, sofern nur deren Verordnung ihnen zusteht, 
Ihren Kranken auf dem Lande mitnehmen, auch sich, wenn 
sie an einem Orte ohne Apotheker wohnen, für solche 
Fälle mit einem angemessenen Arzeneivorrathe versehen. 
Sie haben für die solcherweise an ihre Kranken verabreichten 
Mittel arzeneitaxmässige Vergütung zu fordern. DieArzenelea 
müssen aber im ersten Falle aus der Ortsapotheke, Im zwei- 
ten Falle aus einer benachbarten inländischen Apotheke schon 
möglichst weit zubereilet entnommen werden. 

In allen übrigen Fällen haben sich, ohne besondere Er- 
laubniss des Staatsministeriums, die bezeichneten Medicinal- 
personen selbst der unenlgeldiichen Verabreichung von Arze-^ 
neimilteln irgend einer Art strengstens zu enthalten. 

HinsichlUch des Dispensirens sogenannter homöopa- 
thischer Arzeneien bewendet es bei der diesfallsigen 
Verordnung vom 11. September 1846. 

S. lUJ. Thierärzle dürfen an Orten ohne Apotheke Ar- 
zeneien ohne Untersciiied für die von ihnen behandelten Thiere 
ausgeben. Sie haben stets mindestens 25 Prucent unter den 
Arzeneitaxpreisen zu verkaufen, sofern sich dieselben nicht 
ausdrücklich iür Vieharzeneien bestimmt finden. 

S 104. Attt Verlangen des Leidenden oder seiner ge- 
setzlichen Stellvertreter, bezüglich des Herrn eines kranken 
Thieres, müssen die nöthigen Arzeneien in jedem Falle aus 
einer Apotheke verschrieben werden. Findet aber die Verab- 
reichung eines Mittels von Seilen einer die Heilkunst ausüben- 
den Medicinalperson Stall, so muss dieselbe darüber ein förm- 
liches Recepl (oder mindestens eine deutsche, vollständige 
Verordnung) niederschreiben, den Preis darauf bemerken und 
dasselbe bei erfolgender Bezahlung an Ouitlungsstalt aushän- 

<l'Äen. . ^ , ,^ . 

S. 105. Rücksichtlich des Hausir handeis mit Arze- 
neiwaaren bewendet es bei den Bestimmungen des Gesetzes 
vom 4. März 1839, nach welchem dieser Handel unter keiner 
Bedingung und nirgends geslallet werden darf. 

Zweites KapiteL Yen der Aasflbnng des Apethekergewerbes 

(Apelbekererdunng). 

Erster Abschnitt Allgemeine Bestimmimgen. 

$. 1C6. Das Apothekergewerbe beseht Im Gross- und 
Kleinhandel mit rohen und mit selbst, oder — insoweil dieses 
von dum Slaalsminislerlum als zulässig erkannt wird — von 
Anderen zubereiteten Arzeneimitteln ($. 100) jeder Arlv vor- 
nämlich nach Verordnungen der zur Ausübung der Heilkunsl 
im Grossherzoglhume berechüglen Personen. Welche, wenn 
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schon auch zu Heilzwecken dienenden , doch hauptsächlich za 
Zwecken der Haushaltung gebräuchlichen und deshalb in der 
Regel von den Producenten oder von Materialisten und Hökern 
zu entnehmenden Artikel, z. B. Zucker, Kaffee, Seife u.s.w., 
die Apolheker, ausser auf ärztliche Verordnung, ohne beson- 
dere Concession yerkauren dürfen, das hat, bei darüber ent- 
stehenden Streitigkeiten, das Staatsministerfum zu bestimmen. 

%. 107. Das Apolhekergewerbe darf nur in einer, mit 
einem Privilegium versehenen Apolheke und nur durch einen 
Apotheker (S* 99 Anmerkung) ausgeübt werden (vorbe- 
höHtich jedoch der bei Erlassung des gegenwärtigen Gesetzes 
etwa bereits bestandenen Concessionsberechligungen). 

Dem Staatsministerium bleibt es überlassen, für die Zeit 
besonderen Nothstandes (namentlich bei Epidemien) dfe An- 
legung von Arzeneibereltungsanstallen neben den Apothe- 
ken dann zu gestatten oder anzuordnen, wenn die vorhan- 
denen Apotheken dem Bedürfnisse nicht genügen. Solche 
Arzenelbereitungsanstalten dürfen aber nicht über die Zeit des 
wirklichen Nothstandes hinaus fortbestehen. 

%. V'8. Niemand darf ohne besondere Erlaubniss des 
Staatsministeriums mehr als eine Apotheke, auch nur an- 
theiUg, besitzen oder verwalten. ^ 

Diese Bestimmung soll jedoch keine rückwirkende Kraft 
haben und auf diejenigen Apotheker, welche bereits mehr, 
als eine Apotheke besitzen, sich nicht erstrecken. 

Aerzten, Wundärzten und Thierärzten ist auch der Be- 
sitz einer einzigen Apotheke oder eines Antheiles daran un- 
tersagt, sofern die betreffende Apotheke an ihrem Wohnorte 
oder in einer Entfernung bis zu fünf Stunden von ihrem Wohn- 
orte sich befindet. 

Tritt einer der hiernach unzulässigen BesitzPRllo ein, so 
muss derselbe, bei Vermeidung unfreiwilliger Subhastation, 
binnen längstens zwei Jahren beseitigt werden. 

Zvaiter Absehaitt Yoa den Apothelnrn. 

$. 109. Der Apolheker kann eine Apotheke entweder 
Dir eigene Rechnung (als Eigenthttmer, Nutzniesser oder Pach- 
ter) oder fiir Rechnung eines Anderen Cals Administrator oder 
Provisor) verwalten. Er zunächst ist für die vorschrillsmäs- 
sige Einrichtung und Verwaltung der Apotheke disciplinarisch 
verantwortlich und darf sein Geschäft eigenmächtig nicht, auch 
nur zeitweise, völlig schliessen. 

S» 110. Es ist seine Hauptpflicht, die ihm durch das 
Staatsministerium vorgeschriebenen Arzeneimittel, so wie die- 
jenigen, welche ein Arzt ausserdem verlangt, stets in gehö- 
riger Güte und Menge vorräthig zu halten und dieselben, auf 
Ersuchen, mit möglichster Beschleunigung auch zur Nachtzeit 
zu verabreichen. Arzeneien von schlechter Beschaffenheit dür- 
fen in einer Apotheke nicht geduldet werden. 

Die Verabreichung von Arzeneien darf in Fällen , welche 
ein zur Ausübung der Heilkunst oder auch nur eines Theiles 
derselben berechtigter Arzt oder Wundarzt, Geburtshelfer u. s. w. 
schriftlich* als dringend bezeichnet hat, von sofortiger Zah- 
lungsleistung nicht abhängig gemacht werden. 

Das Staatsministerium ist berechtigt, die Herstellung der 
von ihm in einer Apotheke fUr noihwendig erachteten Einrich- 
tungen nach Befinden selbst flir Rechnung des Apothekenin- 
habers bewirken zu hissen, wenn der Letztere die ihm zu der 
fraglichen Herslellung gegebene angemessene Frist trotz der 
Androhung, dass nach deren fruchtlosem Ablaufe die Herstel- 
lung durch die Behörde auf Kosten des Apothekeninhabers 
erfolgen werde, nicht eingehalten hat. 

Die in einer Apotheke nothwendigen Einrichtungen wird 
das Staatsministeriom in einer allgemeinen Ausführungsver- 
ordnung bezeichnen. 

Der Rechtsweg über die Nothwendigkeit und den Umfang 
solcher Herstellungen ist ausgeschlossen. Derselbe ist jedoch 
hinsichtlich der endlichen Kostenbestreilung zwischen den da- 
bei in Frage kommenden Privatpersonen nachgelassen. 

Uebrigens bewendet es bei den im g. öl Ziff. 4 des Ge- 
setzes über die Vorzugsrechte der Gläubiger vom 7. Mal 1839 
hinsichtlich der taxmässigen Forderungen der Apotheker ge- 
ordneten Vorzugsrechte, und bei der nach dem Gesetze über 
die Heimathsvernältnlsse vom 23. Februar 1850 bestehenden 
subsidiären Haftpflicht der Heimathsbezirke für die Hülfsbe- 
dürftlgen. 

S« 111. Heftig oder sonst bedenklich wirkende innere 
oder äussere Hi.t^l irgend einer Art, welche lediglich zu 
Heilzwecken dienen (vgl. %%. 100 u. 101), dürfen von den 
Apothekern, ohne gehörige jedesmalige sclirlftliche Verordnung 
(Recepl) einer zur Ausübung der Heilkunst zugelassenen Me- 
didnalperson, je nach der letzteren Berechtigung dazu, nur 



an andere Apotheker und an sonst zu dem Handel damit Be* 
fugte verabfolgt werden. 

Das Staatsministerium hat die hierher bezfigliehen Mittel 
in einer öffentlichen Bekanntmachung besonders zu bezeichnen. 

%. 112. Die eingekommenen schriftifchen Arzeneiverord- 
nungen sind von dem Apotheker mit der Bemerkung des wirk- 
lichen Preises der darauf verabreichten Mittel zu versehen und 
bei erfolgender Zahlung an Quittungsstatt zurückzugeben. 

$. 113. Der Apotheker ist zur Verschwiegenheit über 
Alles rerpflichtet, was ihm darch seinen Beruf bekannt wird, 
insofern in der Hitthellung an Andere eine Verletzung des 
Vertrauens mit Recht erblickt werden kann. 

Hinsichtlich der Ausnahmen von dieser Vorschrift, ins- 
besondere wegen der Verpflichtung zur Anzeige von Verbre- 
chen und zur Ablegung gerichtlichen Zeugnisses, bewendet 
es bei der beslehenoen Gesetzgebung. 

Die In seiner Verwahrung befindlichen Recepte hat der 
Apotheker dem Staatsministerium und den mit der Visitation 
der Apotheke Beauftragten auf Erfordern jeder Zeit bereit- 
willig vorzulegen, auch auszuhändigen, und Recepte, über 
deren Zulässigkeit er Zweifel hegt, welche weder der Ver- 
fasser noch der Eigenlhümer rechtzeitig genügend zu heben 
vermag, in der Regel dem Amtsphysikus und, wäre dieser 
rechtzeitig nicht zu erreichen, ausnahmsweise einem anderen 
nahen Arzte zur Genehmigung vorzulegen. 

Abgesehen von dem letztgedachten Nothfalle darf der 
Apotheker die Recepte des einen Arztes weder im Original 
noch in Abschrift einem anderen Arzte ohne ausdrückliche 
Zustimmung des Kranken oder dessen gesetzlichen Vertreters 
miltheilen. 

S. 114. Aller ausserhalb der pünktlichsten, eifrigsten ittid 
humansten Erftillung der Pflichten seines Berufes und des Wohl- 
anstandes liegenden Mittel zur Beförderung seines Geschäftes 
hat sich der Apotheker bei stren&er Ahndung zu enthalten« 
Insonderheit darf er ausübenden Medicinalpersonen Vortheile 
für die Zuwendung von Absatz nicht zugestehen. 

S. 115. Die Apotheker sind berechtigt. Gehülfen und 
Lehrlinge anzunehmen und sich von ihnen bei Ausübung des 
Apothekergewerbes unlerstü'zen zu lassen. Sie haben flir 
deren sittliche und Kunstausbildong möglichste Sorge zu tra- 
gen. Die Lehriinge sind in Allem, was von einem tüehtlgeii 
Gehülfen gefordert wird, gründlich zu unterrichten. 

S. 116. Vernachlässigt der Lehrherr diese Verbindlich- 
keiten erweislich in erheblicher Weise, so kann demselben 
durch das Staatsministerium das Recht, Lehrlinge zu halten, 
nach Umständen selbst fiir immer, entzogen werden. 

Geschieht dieses, so müssen die Aeltern oder Vor- 
münder des Lehrlings denselben aus der Lehre nehmen, dür- 
fen ihn aber, nach Befimien, bei einem andern Lehrherrn un- 
terbringen. Vernachlässigte der Lehrherr seine Verbindlich- 
kelten jedoch, ohne dass ihm das Staatsministerium das Recht, 
Lehrlinge zu halten , auf Zeit oder flir immer enUieht , so 
dürfen gleichwohl die Aeltern oder Vormünder des Lehr- 
lings denselben mit Genehmigung des Staatsministeriums aus 
der Lehre nehmen und ihn bei einem andern Lehrherrn unter- 
bringen. In diesem, wie in jenem Falle sind sie berechtigt, 
die Wiedererstattung der geleisteten Lehrvergütung und selbst 
eine angemessene Entschädigung (Qr die durch die Schuld des 
Lehrherrn verloren gegangene Zeit des Lehrlings zu verlangen. 
Gegenrechnungen des Lehrherrn flir Wohnung, Heizung, Ucht 
und Kost sind dabei unzulässig. 

%. 117. Das Gesetz vom 2. Oktober 1840, die Einfllhrung 
einer neuen Arzeneltaxe betreflisnd, wird hierdurch bestäügt 
mit der Bemferkung zu J. 3 desselben, dass der Verkauf unter 
dem Taxpreise nicht verholen ist, und dass bei Mitteln Rir 
Thiere von don flir solche nicht ausdrücklich bestimmten Tax- 
preisen stets 25 Procent Rabatt gewährt werden müssen. 

S. 118. Die Zulassung als Apotheker setzt wesentlich 
voraus: 1) den rechtmässigen Erwerb eines In Folge genü- 

frend bestandener Prüfung von dem Slaatsministerium ausge- 
erligten Fähigkeltszeugnisscs , welches aber seine Kraft ver- 
liert, wenn der Inhaber fünf Jahre lang, ununterbrochen oder 
mit unbedeutenden Unterbrechungen, die Apothekerkunst nicht 
ausgeübt hat; 2) den Nachweis eines stets ordnungsraässigen 
Betragens; 3) gehörige Verpflichtung durch den Bezfrksdirektor 
und 4) die Errüllung der sonst hinsichtlich der Ausübung bür- 
gerlicher Gewerbe bestehenden gesetzlichen Bestimmungen. 
Die Ortspolizeibehörden haben hierüber zu wachen. 
8. 119. Zur behufigen Siaatsprüfung werden lediglich 
diejenigen zugelassen, welche sich nicht nur über ihre vor- 
schriltmässige Erlernung der Apolhekerkunst C|. 125) und über 
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eine nicht bedeutend unterbrochene KonditionszeU von . min- 
destens Ifinf Jahren (%. 1*20) als Geholfen , sondern aucbi über 
ein ordrmn](smässiges Betragen auszuweisen vermögen. 

Wt'nn der zur Staatsprüfung sich meldende Apotheker 
die Oiflcin seines Vaters , Bruders oder eines andern nahen 
Verwandten durch Kauf oder sonst erworben hat, so soll das 
Staatsminislerium berechtigt sein, eine Gehüilenkonditionszeit 
von nur 4 Jahren lür hinreichend zu achten^ das Wohibestehen 
der Prüfung vorausgesetzt 

S. 120. Wer jedoch mindestens zwei volle Semester hin* 
durch auf einer Universität oder an einer in gutem Rufe ste- 
henden höhern pharmaceutischen Lehranstalt Vorlesungen über 
Mineralogie, Botanik, Physik, Chemie, pharmaceuiiscbe Waa- 
reitkunde und Pharmacie mit Fleiss benutzt hat^ dem sind 
zwei Jahre an der Konditfonszeit (g. 1 19) zu erlassen. Ein 
ausgedehnterer Erlass Ist unstatthaft. Der blos halbjährige 
Besuch der genannten Vorlesungen insgesammt, oder der Be- 
auch blos einiger derselben, wird gar nicht angerechnet. 

|. 121. Die Bestimmung In %. 18 unter 2 findet auch 
auf die Apotheker Anwendung. 

Die Bestimmungen im Artikel 318 des Strafgesetzbuches 
werden hierdurch ausdrücklich auch auf die Apotheker erstreckt« 

S. 122. Die Bestimmungen in den SS. 1)4, 95 und 97 
finden auch auf die Apotheker Anwendung, welchen überdiess 
die Befugniss zur selbstständigen Ausütjung^ ihres Kunstge- 
werbes zeitweise oder für immer enlzogen werden kann, wenn 
sie wegen Verletzung der im §. 1 10, Abs. 1 und 2 und im S« 11.1 
enthaltenen Vorschrillen innerhalb zweier Jahre wiederholt zu- 
rechtgev« lesen und zuletzt mit der iragbehen Entziehung aus* 
drücklich bedrohet, demungeacbtet aber \or Ablauf der näch- 
sten zwei Jahre rückrallig geworden sind. 

Dil Jenigen Apothekenbesitzcr, welchen die Befugniss zur 
Ausübung ihres Kunstgewerbes entzogen worden ist, sind ver- 

fOichtety iltre Oificin durch einen quaUficlrten Provisor oder 
achter versehen zu kssen. 

(SeblDss folgt.) 



lieber den Kinflniw der EloakenansdünstimgeiL. 

(Forlsetzung und ScJiiass.) * 

Eine Dohle, bei U Kubikzoll Gas (also 0,154 auf 100) in 
den Kasten gesetzt, versuchte nach 2 Minuten zu vomiren, 
und wenige Augenblicke später purgirte sie. Sie war unru- 
hig und zeigte sehr beengte Hespiiation. Nachdem sie 10 Hi- 
nuten lang das Gas geathmet hat;e, wurden ihre Bewegungen 
so schwach, dass sie sich kaum auf den Füssen ei halten 
Jkonnte. Die Pupille, Anfangs verengt, wurde bald bedeu- 
tend erweitert, der Schnabel aufgesperrt, die Zunge, trocken 
und schwarz am Ende, wurde bei jeder Inspiration vorge» 
streckt. Dieser Zustand hielt ly^Stuade, so lange der Ver- 
such dauerte, an. Sowie das Ih.er an die irfcche Lult ge- 
setzt wurde, hörten sol'ort die Krankheitssymplome auf. 

Ein Hund, bei 9 Kubikzoll Schweielwasserslofigas (0,134 
auf 100) in den Kasten gebracht, athmete vor Ablauf von 
iO Minuten rascher; nach einer Viertelstunde wurde er uih- 
ruhig, bewegte sich schwerlällig. Er ziigte grössere Schwäche 
als in den analogen Vergittungsfällen bei kle nen Tbieren slalt- 
fand. Nach drei Stunden, als er aus dem Kasten entfernt 
.wurde, war er ausserordentlich schwach. — Gleich darauf 
wurde ein anderer Hund hineingesetzt und nachdem er einige 
Augenblicke darin gewesen war, 6 Kubikzoll (0.102 auf lliO) 
Gas eingelübrt. Die ersten Symptome waren Durst, Muskel- 
iM^hwäche, Schläfrigkeit; dann erschwerte Kespiration und 
heftiger Durchfall. Später >%urde die Inspiration häufiger und 
starkes Zittern trat ein. Nach drei Stunden war das Athem- 
holen so erschwert und die Herzbewegung so schnell, dass 
man sie nicht genau mehr zählen koniae; sie bdrug wenig- 
slens 240 in der Minute. An die Luft gesetzt, ei holte das 
Thier sich augenblicklich. Eine zweite Dohle, bei 6 Kubik- 
zoll Gas (0,102 auf 100) in den Kasten gesetzt, fing vor 
dem Ende der zweiien Minute an zu erbrechen und bald dar- 
auf slark zu purgiren. Diese Symptome dauerten zwanzig 
Minuten lang. Bald nachher wurde auch die Respiration cr- 
schwerL Nachdem zwei Slunden ohne neue Symptome ver- 
gangen waren, wurde der Vogel nieder in Freilieil geselzt. 

Ein Fink, in die Kiste bei gleiclicr QuantiJt Gas gesetzt, 
fiel in der zweiten Minute regungslos hin und blieb eine Mi- 
nute in dieser Stellung. Die Respiration war schwer und 
beschleunigt. Er versuchte sich aulizuiichten, schwankte je- 
doch kraftlos und fiel von Neuem auf den Rücken. Nach 



6 Minuten bekam er Erbrechen, Zuckungen und in der fünf- 
zehnten starb er. 

Bin Hänfling wurde demnächst , ohne^ dass weiteres Gift 
eingeführt war, in den Kasten gesetzt; sehie Respiraltoa 
wurde sogleich keuchend; nach einer halben Stunde wurde 
sie ruhig. Nach einer' Stunde und 7 Minuten herausgenoniH- 
men, schien der Vogel gesund, aber noch an demselbefi 
Abend starb er. 

Schliesslich wurde noch ein Hund hei 3 Zoll Gas (0,0M 
auf 1(X)j bineingesetzt. Er litt Anfang an Muskelzittem ^ dfe 
Respiration wurde beschwerlich nnd die Herzbewegungea 
schnell ; doch schien er noch munter. Nach 2 Stunden wurde 
er in Freiheit gesetzt. Seine Herzschläge waren zu dieser 
Zeit so stark, dass man sie in einiger Entfernung bdrea 
konnte; dann traten einige Stuhlentleerungen ein, aber einige 
Stunden später war er wieder völlig hergestellt. 

Hierauf folgten Versuche mit Schwelwasserstoff^- 
Schwefelammonium, dessen Dünste sich in de.n Apparate 
aus einer wässrigen Lösung dieses Salzes verbreiteten. 

Ein grosser Hund wurde bei einer Lösung von 3 Drache 
raen in den Kasten gesetzt; er zeigte sogleich Unruhe und 
Erbrechen, aus dem Erbrochenen erhoben sich weissitche 
Dämpfe; bei jeder Exspiration hörte man einen eigenthümli» 
eben rauhen Ton. Nach 5 Stunden wurde das TUer, wieder 
hergestellt, in Freiheit geselzt. 

Ein zweiter Hund wurde einer stärkeren Dosis, von* ei- 
ner halben Unze, ausgesetzt. Zehn Minuten lang litt er an 
Unruhe, dann traten Zittern und Tenesmus ein. Diese Symp- 
tome nahmen allmählig ab und nach 5 Stunden wurde er ans 
dem Kasten entfernt. 

Eine Krähe, gleich darauf in den Kasten gebracht, er- 
brach gelbliche Massen. Der Schnabel war geöffnet; die 
Spitze der Zunge trocken und schwarz. Häufige Darmaus- 
lecrungen fanden sich ein; beide Flügel wurden ausgebreitet 
um das Gewicht desKörpirs zu tragen; die Respiration wurde 
beengter und in 2 Stunden trat der Tod ein. Bei der Ob- 
duction fand sich das Blut flüssig, Lungen und Gehirn im 
Kongestivzustande, die übrigen Organe normal. 

Der vierte Versuch fand statt an einem Hunde mit einer 
Unze SchwefelwasserstofT- Schwefelammonium. Er wurde so<^ 
gleich von heftigen Thränen- und Speichelfluss befallen, darai 
zeigte sich Unruhe und Tenesmus; die Respiration wurde 
kurz und beschwerlich und in 10 Minuten trat der Tod ein. 

Vier und zwanzig Stunden nach dem Tode fand sich die 
rechte Herzhäine mit ganz flüssigem Blut geifillt; die linke 
Hallte und die Venae cavae enthielten ein wenig flüssiges 
Blut; die Gehimgelässe waren strotzend; der Hagen durch 
Nahrungsmittel ausgedehnt, seine Schleimhäute gerothet; die 
übrigen Eingeweide normal. 

Sechs wettere Versuche gaben genau dieselben Resultate^ 
Zu den Versuchen mit Kohlensäure wurde ein Igel bei 
88 Kubikzoll (V/2 auf 100) in den Apparat gebracht. Eine 
halbe Stunde lang verhielt er sich ganz ruhig, dann wurde 
die Respiration beengt, bisweilen unregelmässig, von Zeit zu 
Zeit durch eine tiefe Inspiration unterbrochen; Unruhe nahm 
zu und er versuchte zu entfliehen; nach starken Darmaua- 
leerungen wurde er ruhiger, und als er nach 4V2 Stunde auB 
dem Kasten entfernt ward, erholte er sich bald wieder. 

Die folgenden Versuche wurden so angestellt, dass ICD 
Theile Luft mit öbis2V2'rhellen Kohlensäure imprägnirt wurde. 
Die erste ' Wirliung war erschwerte Respiration; in einem 
Falle nur war Durchfall das erste Symptom. 

Die Schlussfotgerungen, welche aus den angestelltea 
Versuchen sich ergeben, sind folgende: 

Vor allen Dingen ist es unmöglich die schädlichen Vl^ir- 
kungen der Ausdünstungen der Senkgrube zu leugnen. Die 
Hnnde, welche sie einathmeten, erkrankten sämmtlich. Die 
Symptome waren die einer Intestinals örung, gefolgt von 
Sciiwäche, ausserordentlicher Hitze der Körperoberfläche^ Ab- 
neigung gegen Nahrung, Symptome, die man in den Febres 
continuae wiedrrlindet, welche in tief belegenen und schlecht 
ventilirten Häusern der armen Bevölkerung sich einnisten. 
Die schädliche Wirkung des SchwefelwasserstoOgases ist durch 
die darauf bezüglichen Versuche vollsländig erwiesen. Die 
durch dieselbe Dosis hervorgerufenen Symptome difTerirten 
dem Grade nach bei den Tiileren derselben Klasse; dass Eine 
starb, als es eine Dosis Gas efnathmete, die kaum hinreichte, 
um hei einem anderen einige Krankheitssymplome zu bewir- 
ken ; diese Symptome waren aber sehr bestimmt und dürfen 
als speciGsch angesehen werden. Die erste und wichiigsto 
waren Erbrechen und Durchfall mit Tenesmus ; das Erbrechen 
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War schwer und führte za völliger Erschöprung. War die 
IKisIs gleich von Anfang beträchtlich, so traten Erschöpfung 
und Unempfindllchkeit unmittelbar ein. Der anatumisch-ptttho* 
logische Befund ist verschieden; wenn der Tod schnell ein- 
trat, so fand man dieselben Läsionen, wie bei der Asphyxie; 
wenn das Gift langsam und in kleinen Dosen in den Körper 
gelangt war, so bildeten sich Blutkonkretlonen, die die Wände 
des Herzens ausdehnten. Die zur Erzeugung der speciiischen 
Symptome erforderliche Dose ist äusserst gering. Eine Quan- 
lital von 0,428 auf lOU verursachte schnelle Vergütung; die 
von 0/205 auf 100 konnte sogar den Tod herbeilüliren und 
endlich die von 0,0Ö6 auf 100 veranlasste sehr erhebliche 
Symptome, Aufstossen, Zittern, kurze und unregeUnässIge 
Respiration, beschleunigten Puls und Durchiall. 

Die Wirkungen des SchwefelwasserstufT-Schwefelammonium 
sind von den oben angegebenen verschieden. Hier ist das 
hervorstechendste Symptom das Erbrechen; Diarrhöe und Te^ 
nesmus erscheinen nur selten. Bei starker Dosis erfolgt der 
Tod schnell auf eine beschleunigte und beschwerte Kei^pira- 
tlon. Bei geringen Dosen entstehen beschleunigte Respira- 
tion, Durst, plölzilche Abmattung. Die Körperoberfläche wird 
kalt, die Zunge tritt hervor, sie ist trocken, schwärzlich und 
kalt Stete Bewegung der Glieder, SeLnenhüplen, schwacher, 
beschleunigter Puls; unter diesen Symptomen tritt der Tod ein. 
Bisweilen erfolgt dieser noch, nachdem das Thier schon meh- 
rere Stunden lang der irischen Luft ausgesetzt war. Das 
Blut koagulirt nicht in fibrösen Konkretionen; es ist schwarz, 
schwach koasulirt oder vollkommen flüssig. Die BlutKügel- 
chen sind gelöst, ihre Form verändert; alle Orgaue sind mit 
Blut tiberrüllt. Die zur Veranlassung schwerer Symptome 
nothwen(Üge Dosis von Schwefelwasserstuff-Schwel'elaumionium 
Ist schwer zu bestimmen. Sobald die Dampfe in einen ge- 
schlossenen Raum, in welchem ein athemholendes Thier om- 
geschlossen ist, sich erheben, bilden sich Krystalle von dop- 
peltkohlensaurem Ammoniak an den Wänden; diess geschieht 
so schnell, dass es schwer ist, die Wirkung des Giftes ge- 
nau zu berechnen. 

Dr. Richardson beschreibt in seiner Arbeit über das 
Blut die Symptome der Einwirkung des Aumioniaks uud sei- 
ner Salze ganz analog: zunächst die in typhösen i^iebern 
beobachteten Zeichen: trockne und schviärzlicbe Zunge, un- 
wlllkührliche Huskelbewegungen , vom Sehnenhüpteu bis zu 
Zuckungen, allgemeine Unempfindllchkeit, Taubheit, Verdunk- 
lung dos Gesichts, Tod durch Koma. In der Leiche isi das 
Blut schwarz und flüssig, die serösen Häute zeigen Petechien, 
die Gewebe sind schlaf und in Einem Falle laud sich der 
ganze Darmkanal eines Hundes voller UIcerationen. 

Die Einwirkung der Kohlensaure äussert sich zuerst auf 
die Respiration, dann folgt Erschöpfung und zuletzt Durchiall. 
Die Wirkungen variircn nach der Dosis und steigern sich bis 
zur Unempfindllchkeit, Coma und Asphyxie. Der Leichenbe- 
fund bietet einige Abweichungen. Während die meisten 
Schriftsteller die Blutüberfllllung der Lungen iiir pathogno- 
monisch halten, gibt es doch Ausnahmen. So fand sich in Ei- 
nem Falle nach schwacher und allmahliger Einathmung von 
Kohlensäure die Lunge roth, normal und ohne Kongeslious- 
spuren. Man findet in diesen Fällen weder die KasersliifTkon- 
kretionen der SchwefelwasserstoiTvergiltung, noch die voll- 
ständige Flüssigkeit des Bluts, wie nach dem Schwelelwasser- 
stofi^-Schweleiammonium; die Plaslicität des Blutes ist gering, 
seine Farbe oft schwärzlich. Wenn das Gas eine Zeit dauernd 
und in kleiner Dose eingeathmet ist, findet sich das Gehirn 
von Blut strotzend und die Schleimhaut des Magens ruth in- 
jicirt. Ist das Gas lanee Zeit in so geringer Quantität ein- 

feathmet, dass nicht Unempfindlichkeit einffeireten ist, so 
ören doch die Wirkungen, nachdem man aas Thii'r an die 
frische Luft gesetzt hat, nicht sogleich auf. In den Einem 
Falle, wo das Thier 2 Stunden lang eine Luft von 2 Tlieile 
Kohlensäure auf 100, eingeathmet hatte, gab es, in Freiheit 
gesetzt, kein Zeichen von Krankheil und doch starb es we- 
nige Stunden später. Die zur Erzeugung ernster Symptome 
geringste Dosis von Kohlensäure lässl sich nicht genau be- 
stimmen. Es scheint jedoch schon die Dosis von 1 oder 2 
auf 1(X) ausreicht, um nach langer Inhalation die oiTenbaren 
Symptome von unvollkommener Bkitoxydation hervorzurulen. 
Vergleicht man alle diese Experimente, so darf man 
schliessen : 



1) dass die Einathmung der Luft, welche aus einer Dung- 
grube ausströmt, Sjfmptome von Krankheit erzeugt und 

2) dass diese Symptome hauptsächlich von dem Schwe- 
felwasserstoff, der in dem Wasser der Dunggrube enthalten 
ist, herrühren. 



Ffir Impfibritti ImpfSutitiit« n. f. w., also im Interesse der Pocken- 
impfuog:, giebl Preussen im Jahre 1858 im Gaoxen 2403 Thir. ans, 
nimlich in den Rogierungsbezirlcen Breslau 541 Thlr., Liegnilz 200 
Tblr., Arnsberg 87 ThIr. und in Berlin 575 Thir. Za Impfprftmien 
sind im Ganzen 1000 Tblr ausgesetzt. 

Stoekhola. Die Cholera gewinnt immer mehr Raum. Wir fOrch* 
ten böse Tage. £s erkranken dnrcbscbniUlich 60—70. SterbefäUe 
26 — 30 tigUch. Ganz besonders viele SAuTer. g. 



Ftnonalehroiük. Preusten. Der Krelsphysikus Dr. Pendler 
zu Plescben bat den Cbarakler als SanilAlsralb erballen. Ernannt: 
Der prakt. Arzt Dr. v. Recklingbansen als zweiler Assisteut beim 
patbol.-anatomiscben Inslilule in Berlin, der prakt. Arzt Dr. Scbieb- 
ier zu Simmern zum Distriktsarzt fflr die Bfirgermeistcrei Ohrweiler, 
der Tliierarzt Kowalski zum Kreistbierarzt für die Kreise Friedeberg 
und Arnswalde. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Graupe zu Bentsehen» 
Dr. Cohn zu Exin, Thierarzt 1. Kl. Ho ff mann zu Trebbin, Thier- 
arzt Knoch in Möncheberg. Der Apolheker Fr. Röttgen bat die 
Concessjon zur Forllübrung der Sickerroann'scben Apotheke in Köln 
erbalten. 

Orden: Den Rotben Adlerorden III. KI. mit der Schleife: der 
Uedicmalrath Dr. Cohen von Baren zu Posen, der Krelsphysikus 
Saniiälbralh Dr. Oswald in Sagen; den Rothcn Adlerorden IV. Kl. 
der Kreii»phyi.ikus Sanitälsralb Dr. Bock zu Schönen, Apotheker 
Fritze zu Hybnik, Kreisphysikus Dr. Guttwein in Guhrau, Mcdi- 
cinalralh und Direktor des Hebammen* Institutes Dr. Ja gl eis kl in 
Posen, der prakt. Arzt Dr. Scholz in Breslau, Kreisphysikus Dr. 
Kessler zu Posen. Apotheker Speck in Leobschölz, der prakt. Arzt 
Dr. Lichtinger in Berlin, der Stabs- und Garnisonsarzt Brauner 
in Gialz, der Obcrslabs- u. Regimentsarzl Dr. Doniges vom 1. Cü- 
rass.-Rgmt., der Oberstabs- und Garnisonsarzt Dr. Weber in Breslau, 
der Oberslabs- und Rcgimentsarzt Dr. Willmann beim 23. Inf.-Regt., 
der Siabs- und Garnisonsarzt Dr. Plass in Glogau. 

Vacant: Die Kreiswundarzlslellen des Kieises Plescben Reg.~ 
Bez. Po»en, des Kreises Crefeld Reg.-Bez. Düsseldorf, des Kreises 
Mors Keg.-Bcz. Düsseldorf. 

tayem. Ernannt: Dr. med. L. Seemfiller zum prakt. Arzt In 
Sitlenuach, Dr. med. C. Vdlkel zum prakt. Arzt in Leulershaasen. 
Der prakt. Arzt Dr. F. Kropf in Absberg hat die ftrzüiche Stelle za 
Pleiuleld erbalten. 

Sachsen. Orden: Das Ritterkreuz des Verdienstordens der Be- 
zirks- und Landesschularzt Dr. Meding zu Meissen. 

Gestorben: Apotheker A. Moritz zu Plagwitz. 

Hannover, Dem Dr. med. H o ff m a n n zu Diepenau ist die Aus- 
übung der unbeschränkten mediciniiichen Praxis gestattet und der 
Flecken Bruchhausen ihm als Wohnsitz angewiesen. 

## üriiemfierg. In Folge der Pensionirung des Obermedicinal- 
ratbes v. Hau^smann ist bei dem Königl. Medicinaleollegium die 
SleUe eines thierärztiichen Referenten mit einem Gehalle von 600 fl.» 
bei dem Königl. Kriegsministerium die Stelle eines Oberthierarztes mit 
einer alljährlichen Bcluhiiung von 300 fl. und bei der Landgestüts- 
kuniiuisbion die Stelle eines ihierärztlichen Mitgliedes mit einem Jähr- 
lichen Geholte von 250 fl. erledigt. Bewerbungen an das Medicinal- 
coliegiuni, 

^Acaot ist noch die Stelle eines Distriktsarztes für Ulten weilet 
und die iicnachbarten Gemeinden. Warlegeid 268 fl. Bewerbungen 
an das Oticraml Rüdlingen. 

^*'den. In den Ruhestand versetzt der Amtsarzt Dr. Firnha- 
ber zu Ladenburg. 

^rden: Das Kommandeurkreuz des Ordens vom Zftbringer Lö- 
wen den Professoren Freiheirn von Liebig in Blfinchen, Argelan- 
der zu Bonn, von Martins zu München, Bunsen zu Heidelberg, 
Eiseulohr zu KarUrulie; das Rilteikreuz des Ordens vom Zubringer 
Löwen: den Professoren Schwer zu Speyer, Erdmann zu Leip- 
z'tf« Do VC zu Berlin, Jolly zu München, Magnus zu Berlin, Vir- 
cbow zu Berlin, Wohle r zu Göttingen, Bronn zu Heidelberg, 
Poggendorf zu Berlin, H. Rose zu Berlin. Kunczek zu Wien, 
den Medicinalräthpn Dr. Volz und Pr. Schweig zu Karlsruhe. 

Cohnrg . E r t h e i 1 1 dem Hofaputheker Dr. C. B u c h o i z in Gotha 
das Prädical „Rath'S 

StM-Asen-Airfnuigen, Dem Dr. med. Gramer bisher in Hild- 
burghausen ist Limbach zum Wohnort angewiesen worden. 

SOchsiMche Herxogthnnier, Ernannt: der zeitherige ausser- 
ordentliche Professor Dr. Gegenbauer zu Jena unter Uebertragung 
der Lehrlächcr der Anatomie, vergleichenden Anatomie und Zoologie 
zum ordentlichen Professor in der medicinischen Facultät an der Ge- 
sammluniversilät Jena. 
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Freiuwen. 

Yerfüguog die Liquidation täglicher Besuche 
bei gewissen chronischen KrankheitsTällen betr. 

Auf die Eingabe vom — erwidere ich Ihnen, dass dn 
vter Wochen hindurch ab^cstatletcr, tügllcher Besuch der Ge- 
fangenen Auguste N., welche an secundarer Syphilis undKrä.ze 
Ton Ihnen ärztlich behandelt worden ist, nur dann IQr gerecht- 
fertigt würde angenommen werden können, wenn besondere 
Erankheitsverhälmisse einen so häufigen Besuch erlorderlich 
gemacht hätten. Um diese Verhältnisse übersehen und dem- 
gemäss die Nothwendigkoit der täglichen Besuche beurtheilen 
zu können, sind Sie von der Kgl. Regierung zu N. aulgefor- 
dert worden, die Krankheitsgeschichte einzureichen. 

Zu dieser Anordnung ist die Kgl. Regierung ebenso be- 
rechtigt, wie verpflichtet. 

Wenn Sie dagegen auf Grund der pos. 12. Abschn. I. 
der Medfcinalpersonenlaxe vom 21. Juni 1815 behauptm, dass 
der Arzt die Nolhwendfgkelt seiner Besuche fn chronischen 
Krankheiten nur dann nachzuweisen verpflichtet sei, wenn er 
täglich zwei Besiiche gemacht habe, so ist das nicht richtig. 
Aus der angelUhrten Urschrift folgt keineswegs, dass In alten 
chronischen Krankheiten Ein täglicher Besuch ohne weitere, 
von der vorgesetzten Behörde etwa verlangte Begründung der 
Nothwendigkeit liquidirt werden kann. 

HIenach kann ich Ihre Beschwerde gegen die Kgl. Re- 
gierung^ wie hiermit geschieht, nur als unbegründet zurück- 
weisen. 

Berllri, den 10. September 1858. 
Der Hinister der geistlichen, Untcrrichls- und Medfcinal- 

Angelegenheiten. 

Im Auflrage (gez.) Lehn er t 

Baohflen-Welmar. 
Medicinalordnung betr. 

(Schluss.) 

Dxitter Absehaitt Von den OehtUfea und LehrliageB. 
1) Von den Gebfilfen. 

S. 123. Die Gehüllen haben die gesetzlichen Vorschrif- 
ten über das Apothekerwesen, nächstdem aber die Anweisun- 
gen des technischen Vorstandes der Apotheke bescheiden und 
pünktlich zu befolgen. Insbesondere auch der pharmaceutischen 
und sittlichen Ausbildung der Lehrlinge sich nach Kräiten mit 
zu unterziehen. 

%. 124. Die Zulassung als Gehülfe In einer Apotheke ist 
jedesmal bedinfi^t durch einen dem Amtsphysikus sofort vor- 
zulegenden una sodann von dem Apotheker zu verwahrenden 
Erlaubnissschein der Ortspolizeibebörde. 

S- 125. Ein solcher Schein darf erst ausgefertigt werden: 
I. nachdem sich der Bewerber ausgewiesen hat: 

1) über das Bestehen einer vierjährigen Lehre in einer 
öflTentllcben Apotheke durch ein von dem Lehrherm ausge- 
stelltes und von dem zuständigen Amtsphysikus bestätigtes 
Zeugniss (Lehrbrief); 

2) über seine Fachkunde durch ein nach vorschriftsmäs- 
siger Prüfung von dem Amtsphysikus ausgelertigtes Zeugniss; 



äj über sein ordnungsmässfges Betragen durch vom Amts- 
physikus bestätigte Zeugnisse seiner Principale. Für Zeiten, 
wo der Geliüi»e in e.ner Apoiheke nicht angestellt gewesen 
is., sind Zeugnisse der belreflenden Ortspolizeibebörde er- 
iurderlich ; 

A) darüber, dass er seit Einem Jahre in einer Apotheke 
des n^mlidien ürtes nicht condilionirt, oder aber die Geneh- 
migung seiues letzten Priucipalea zum Eintritte in das neue 
VerUuaniss erbalten hat. 

Der Aushändigung des Zulassscheines muss femer noth- 
wendlg vurausgeheu: 

IL die gehölige Verpflichtung des Bewerbers vor einer in- 
ländischen Polizeibehörde. Dieselbe ist nur einmal für alle- 
mal enorderlicli. 

S. 12(5. Uinsichtlich der Zulassangsscheine für ausländi- 
sche Gehüllen, i^elche mit einem glaubwürdigen Fähigkeils- 
zeugnisse versehen sind, finden nur die Bestimmungen unter 
L 5, 4 und IL des §• 125 Anwendung.. 

2) Von den Lehrlingen. 

S. 127. Die Lehrlinge haben die gesetzlichen Vorschrif- 
ten üüer das Apothekarwesen, nächstdem die Anweisungen 
des Aputhekenvurs andes und der Gehttifen zu befolgen. 

S. I2ö. Die Zulassung als Lehrling in eine Apotheke, 
auch nur auf Probe, ist bedingt durch einen dt>m Amtsphysikus 
vorzulegenden und sodann von dem Apotheker zu verwahren- 
den tirittubnissscliein der zuständigen Polizeibehörde. 

|. 12U. Die Ertheilttug eines solchen Scheines setzt we- 
sentlich voraus: 

\) die Beibringung eines von einem Amtsphysikus aus- 
gestellten Fahigkeitszeugnisses. Letzteres darf nur ausgefer- 
tigt Herden, nachdem sich der Amtsphysikus die Ueberzeugung 
verschttffl hat 

a) durch einen Taufschein, dass der Bewerber minde- 
stens lö Jahre alt ist. und 

b) durch eine Prüfung, dass er die erforderlichen kör- 
perlichen und geistigen Eigenschafien besitzt. 

2) Die Vorlegung eines glaubwürdigen günstigen Sitten- 
zeuguisses. 

H) Die Niederlegung eines von dem Lehrherrn und von 
dem Vater oder dem Vormunde des künftigen Lehrlings un- 
terschriebenen und besiegelten Lehrkontraktes, — in welchem 
nichts die gesetzlichen Bestimmungen über das Lehrlingsver- 
hältniss Abänderndes verabredet sein darf, — bei der Orts- 
polizeibeiiörde. 

Vierter Aba^haltt. Von der BeavIUelitigaig der Apethekea. 

8. ISO. Die Apotheken stehen unter der fortwährenden 
unmittelbaren Aufsicht des Amtsphysikus, welcher berechtigt 
ist , dieselben jederzeit zu besuchen , um sich zu überzeugen, 
dass sie ordnungsmässig verwaltet und in gutem Zustande er- 
halten weiden. Nimmt er Mängel und Unordnungen wahr, so 
hat er, wenn seine Vorstellungen dagegen nicht fruchten, An- 
zeige an das Staatsministerium zu erstatten. Für die nach 
dem Ermessen des Staatsministeriums von Zeit zü Zelt Statt 
findenden Visitationen der Apotheken kommen die in dieser 
Beziehung von demselben ertheilten oder künftig zu erthei- 
lenden besonderen Vorschriften zur Anwendung. 
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Schlottbestimmanff. 

S. 13U Die Apothekerordnung vom 2. Juli 1805 und 
die Medidnalordnung vom lt. Januar 1814^ sowie dfe den«- 
selben Gegenstand t^trofibriden Gesetze in den neuen Landes- 
llierlen sind aufgeiioben. Die auf dem Grunde der gedachten 
Gesetze ergangenen allgemeinen Verordnungen der oberen* 
Verwaltungsbehörden bleiben jedoch auch noch ferner bis auf 
weitere Anordnung der letzteren In Kraft» 

UrkandUob haben Wir dieses Gesetz hödfeteigenhänditt 
voltzogen und mit UnsereUi GrossbeizogUchen ^iKtateiHsiegBl 
bedrucken lassen. 

So geschehen und gegeben Weimar am 1. Juli 1858. 
(L. S.) Carl AlexAfldan 

V. Watzdorf. G. Thon. v. WIntzingerode. 



Heber chroxiiBOhe Bleivergiitaiig doroh Schnupftabak, 

^^^1^9 gehaRen txt Lefpzlff I» der dflbntüeheit^ Sitranf des 

Vereines lur StaatsarzAeikun& ^ am 3. August 18S8 von dem 

RöttigL Bezlrksarzt Dr. Rudolf Bledermasn Of^nth^r 

in Etbeni)lo^ iia IL StcUsen. 

fai vergmigenem Frühjahre braekle ioh in ErfahruDg, dass 
in S. einer der Herren Geislllchen Monale lang krank gewe- 
sen sei, and dass sich schiiesslick der arthaitonde fiebrauch 
eines blefhaltigen Schnupflabalees als da» orsäcbliehe Moment 
seines Siechthumes habe eruffiren lassen, dass ferner der Patient 
nfdit eher genesen sei, ab bfs er die scillidliche Sorte Tabak mit 
einer unschädlichen vertauscht habe. Auf diese Nachricht hin 
setzte ich mich mit dem erwähnten Kranken, mit dessen be- 
handelndem Arzte, und mit dem Apotheker, welclier die Un-* 
tersuchung vorgenommen, in Vernehmen, and erfahr denn, 
dass Patient monatelang an Verdauungsbesehwerden, hort«- 
näcltfger Obstruktion, helligen periodischen Leibschmerzen in 
der Gegend des Nabels mit Einziehung desselben, bretartiger 
Barte der BauchmiKkeln, und eigenthümllck erdfahlem Ansehen 
gelitten hatte, dass der Arzt dm-ch die Symptome allmäUig 
zu der Annahme einer chronischen Bleiintoxicatlen gedräfigt 
forden, und auf die Hitttieüung Mh, dass Paiieht eia Ge-* 
wohnheitsscbnuprer sei, den von ihm geHlhrten Tabak von 
6ftfem Apotheker hatte uniersnchen lassen. DIeseif hntte eine 
Fortion des fraglichen Tabakes geglöht $ die Asehe mit Salz-* 
stere ausgezogen, und in das Fiitrat SohwefelwasserstulT ein- 
geleRet. Beim Aufgicissen der Salasüure auf die Asehe hatte 
Siolf Schwefel WasserstoflTgerobh entwickelt, Mi dem BinleilM 
von Schwefelwasserstoff ftn daa Piltrat war erst ehie HüiUiebe 
Färbung, dann ein schwarzer Niederschlag entstanden; der 
Apolheler baue hieraitt geschlessen, dar Tabak sei mit rohem 
kfinsflicfaem Schwefelatftimen versetst, welchcls MefMtig sei: 
hiervon rOhre der Bleigehalt des Tabakes her. Obwohl mir 
Aese Aifnahme schon um deswillen a priori uawahracbeinlich 
vorkam, weil der Zusatz von Schwelelantimon, Frankfurter 
Schwarz, welii ausschlieifelich' bei schwarzen, sauren Tabaken 
' vorzukommen pflegt, während die vorliegende Sorte zu den 
braunen, alkatischen gehörte, sa ontersuGhte ich dach den 
fraglichen Tabak, indem ich ihn auf einem weissen Blatt Pa* 

Eier vor der Sonne ausbreitete, und mit einer scharfen Loupe 
esah. Hierbei gewahrte ich eine grosse Menge stark gIfin-» 
zender tfaeils krystallinischer, thelis lametlüser Körper. Um 
diese genauer zu prüfen, schlemmte ich 3 Unzen des Tabake« 
mit kmtem, destillirten Wasser, wobei ich einen Rüeksland 
von gr.viij erhielt; die weissen krystallinischen Kdrperchen 
wurden bei der chemischen Prüfung und an ihrem Verhalten 
vor dem Lölhrohr als Ouarzkrystellcben, die lamellösen> glMn«* 
zenden, theils MäuHch, fheils gelblich gefärbten Bliiltchen ab 
Elsenkies, also Schwefeleisen erkannt: sie lösten sich zum 
Tbeil in Salzsäure. Die gelblich gefärbte Fldsslgkeit gab mit 
Ferrocyankalium einen blauen Niederschlag, mit Ühodankallum 
eine bkilrothe Färbung. VoirSchwei'eiantimon war keine Spur 
zu entdecken, ebensowenig von einem Bieiprüparate. Die von 
dem Apotheker beobachtete röthlicho Fürbujig des Salzsäuren 
Aschenauszuges bei dem Einleiten von Schwefelwasserstoir 
hatte von dem Entstehen einer Verbindung aus Schwefclblel 
mit Bleichlorid hergerührt. 

Ich verschaiTle mir nun eine grössere Menge des ver-' 
dächtigen Tabakes. Derselbe stammt von Lolzbeck in Augs- 
burg, und finden sich folgende Sorten im Handel: LoUsbeck 
Pariser 4, Pariser 2, Pariser E., Pariser G. SAiimtliche Sor- 
ten waren feucht, alkalisch, braun, ziemlich grob und von 
so scharfem Gerüche, dass die blosse mittelst der Loupe vor- 



p^enommene Untersuchung des an der Sonne ausgebreiteten 
iabakes eine Entzündung meiner Nasensehleimhaui bewirkte. 

Kiae Portton des Tabakea ward nun mit desifliirtem 
Wasser gekocht, die Flüssigkeit angesäuert und n^it frischem 
SchweleiwasserstoirWasser versetzt, ohne dass ein Niederschlag 
entstand ; der in Wasser unffelöst gebliebene Rest des Tabakes 
waf diu eine Kochflasche gethan, welche mit einem In ICupfer- 
vilrioilösung getränkten Papier bedeckt wurde: nach 24 S un- 
den waren die über der Mündung der Flasche Uegendeh^TheMa 
des Papf eres blau gefärbt, während die äassem Eelien neek 
grün Waren; eil war somit die Gegenwart von freiem Ammo- 
niak, die Abwesenheit von Blei in dem wässerigen Auszuge 
aeS'^ Tabaices dai^^ban.' 

Eine andere Porüon des Tabakes ward in einem hessi- 
schen riegel gieglübt, die Asche mit warmer verdünnter Sal- 
pelersaure ausgezogen, und das Fillrat mit Schwefelwasser- 
siüffivasser versetzt^ wobei ela starker schwarzer NiederscMag 
entsland, der sich durch das Verhalten seiner Salpetersäuren 
Lösung gegenr Schtvefelsäure , Jodkali and chfomsÄurds Utlt 
sfowie nicht mitader vor dem Löthrohre als Schwefelbtei erwies. 

Eine drifte Pörlfon des Tabakes ward zerilebert mir ver- 
dünnter warmer Salpetersäure aufgezogen, durch ffin^ufllgen 
von chlorsaurem Kali urtd Salpetersäure erttf8i*bt, und nacli 
Yerjagung des Chlors mit Schwefelwasserstoff verseUt, wobei 
gleicbJails ein beträchtlicher schwarzer Niederschlag entsland 
der an seinen chemischen Reactlonen als Schwefelblei er- 
lumnt ward. 

Ich ging nun daran, die Menge des im Tabak eathal- 
fenen Bleies zu besUmmen, und verwendete hierzu ausser den 
erwähnten 4 Sorten noch 3 andere, nämlich 6. Robillard It 
feucht, alkaUsch, angeblich von den Gebrüdern Bernhard in 
ÜITenbach, 6. Feinen Augenlabak von A. Schwenker in Gera. 
trocken, alkalisch, stark mit Bolus versetzt, 7. Gros räp6 
d'UoUande, von den Gebrüdern T. in Leipzig bezogen, trocken^ 
neutral. Die quantitaUve Untersuchung ward in der Weise 
vorgenommen, dass der durch Schwefelwasserstoffwasscr aus 
der salpetersauren Lösung gewonnene Niederschlag von Schwö* 
felblei auf ein gewogenes Filter gegeben» und nach geliöri- 
gem Aussüssen, geo-ocknel wurde; aus der Gewichtszunahme 
des Filters wurde das SchwefelbieL aus diesem durcfc ie^ 
rechnung das metalUsche Blei gefunden« 

Der Gehalt an metallischem Blei schwankte von i%GnA 
bis 4V3 Gran im totb, wobei jedoch glelcb hier erwähnt wer* 
den muss, dass diese Zahlen, wie später angeltthrt werden 
wird noch zu uiediig sincL 

Da sämmtllche als bleihaltig befundene Sorten Schnupf-« 
tabak in Metallhüllen verpackt waren, so ealsland zunächst 
die Frage,, ob die Hüllen ganz oder nur zum Theile aus Blei 
beständen. 

Bei Sorte 1 — 5 war die Hülle aussen Ueigrau, auf der 
InaenseRe glänzend, dem Anscheine nach Verzinnt, löste sich 
in warmer Salpetersäure unter Hinterlassung, eines glänzend 
weissen krystallinischen Rückstandes, und enthielt bald etwafS 
mehr bald weniger als 50 Proceni Blei, der Rest war Zinn. 
Bei Sorte i— 4 war der Tabak in unmittelbarer Berührung 
mit dem Metall, ebenso bei der von dem einen Kaufmann 
entnonunenen Probe der 5. Sorte; bei der von einem andern 
Kaulmann bezogenen Probe derselben Sorte war zwischen 
Tabak und Hülle noch ein Papier eingeschoben, ebenso bei 
Surle 6; bei letzterer bestand die Hülle lediglich aus Blei; 
beide eingeschobenen Papiere waren bleihaltig, das bei Sorte 5 
durchweg feucht. 

Von der Ansteht ausgehend, dass der Rand des Tabakes 
mehr Biet enthalten müsse, als die Mitte, wenn dasselbe 
wirklich von der Verpackung herrühre, untersuchte Ich nun, 
von 8 Sorten je 2 Unzen des Randes und je 2 Unzen der 
Milte gelrennt, und fand, dass der Rand allemal mehr Blei 
enthalte, als die Mitte; der Unterschied betrug von 0,45 bis 
1,5 Gr. auf das Lolh; in einer einzigen Sorle enthielt der 
Band gerade doppelt soviel, wie die MiUe. Es handele sich 
nun darum, zu bestimmen, ob ausser dem Blei, wenn es wirk- 
lich ganz oder zum Theile von der verzinnten Bldhülle her- 
rühren solllc, auch Zinn in dem Tabal^e enthalten sei; zu 
diesem ßehufe wurde eine Portion des Tabakes gcjflühl, die 
Asche mit Wasser ausgezogen, der gelroclinete Rückstand 
abermals geglüht, die weisse leichte Asche mit warmer ver- 
dünnter Saipelersäure digerirt, der unlösliche Rückslünd mit 
kochender Salzsäure behandelt, und auf dem Filter anhallend 
mit Wasser versetzt; hierdurch hätte das durch Oxydation 
mittelst Salpetersäure etwa entstandene unlösliche Zinnoxyd 
in Chlorzinn umgewandelt werden müssen, welches bei dem 
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anhalianden Aussttssen «b opaltoirende FlQssigkeit durch das 
Pilim ge|$aqg/ra wäre, aus welcher auf Zusatz von Säuren 
«lui dicker voltHninöaer Nieder<sehlag von Ziuooxydhydral halte 
riederMlen) nMUsttn« Dies war jedooh ttiohi der l^ail , wohl 
aber fand 9ieh hierbei', das9 die wanne Salpetereäune noch 
bef wefienr nicht altes' Blei misTgeKOge» haHe, indem auf Zo- 
actsf von Schwefelwassersloffwaaaer m der salifliuren Laaung 
des Rücl(.standi)9 noch" ein roichllcheF Niedeftfcbbg teo Schwe«* 
felblei entstand , wodurch steh somfft der Bleigehalt sümmM^ 
eher Tattake wesentlich htiher noch herausstetU, als Weiter 
oben angegeben« Es muss- soitift das Blei wenlgstesns' mm 
Tbeiltf in einer in Salpetersäure schwerlöslichen Form im Ta- 
Uahe enthalieit nein, wahrselieinUcb als sehwefelsaures Blei«- 

oityd. 

Fragen iirlr nun, auf weVche Weise dhst Blei in den> Tabali 
gelangt sein könne, so ergeben sich uns haeptsächlich drei 
MoglichkeDen : f. die bleihaltige H&lle wird von dem Tabake 
cerrodirt; ?. der Tabak wk*d abslehilich bei der Bereitung mit 
Bleiprüparaten versetzt ; 3. der Tabak wird* bei der Berelting 
zuiäilig mit Blei verunreinigt. 

Dass der SchnuplUbak die Bleihttllen corrodlre, Ist schon 
Ttm verschiedenen zuverlässigen Beobachtern mitgcihelU wor- 
den; so von Galller Im ersten Baade seines TraitÄ de toxi» 
«Mogfe, von GhevvlMer im 6. Bande der Anoaies d'Uy- 
gtiiie ; h!tzterer fand in et aenv halben Plend eines i» Biet ver*« 
packten Tabakes 4—22 Gran Bleisatze, angeblich esstgsanre», 
kohlensaures und salzsaures , und leitete dfe Verschiedenheft 
4ee Blelgehaltos von der verschieden langen Zeit der Autbe- 
wnhfrung , und von dem' verschiedenen Feuchtigkeitsgrade des 
ilerb«wabrsngsertes her. fai der neue^n Zeit hat Dr. luiuard 
Baierlacher In Nürnberg in seinem Im 9. Bande von Güns* 
bm'g^s Zeltschrift fi. 1. Januar 1856 erschienenen Auüsatze: 
^ur Pathologie der Bleilähmungen und der Bleikrankhellen 
im Alkemetnen'^ abermals auf die Ursache des Bleigehaltes 
iiieler SehnupRabeke aufmerksam gemacht; derselbe sagt dort : 
^Das Blei gelangt in den Tabak niabi als absichUicher Ver- 
uHschmigsziisatz , sondern durch Oxydation der Bleilolie, In 
welche Schnupftabak gewöhnlieh verpackt wirdw Die meisten 
Sorten Schnupftabake enthalten Chlorverbindnngen, be- 
sonders Kochsalz, welches Seiner hygroskopischen Eigenschaft 
wegen dem Tabake zugesetzt wird, und welches^ mit Blei in 
BerlUmiilg gebraekt; unler gewlseen Bedingungen ein in Was- 
ser lösliches Salz, namentlich Bleiditovid blMet; damit dieser 
• Process vor' sich gehen kötme, ist ee niKhig, dass solche 
Satze, wie Kochsalz oder auch 9almmk In dem Tabake enl^ 
hallen sind, welche die erwähnte Oxydation des Tabakes be>^ 
Werkstelligen können; ferner muss der Tabak mit dem Blei 
längere Zeit In Berührung gewesen sein, um eine Vereinigung 
des metallischen Bleies mit dem Chlor des Kochsalzes oder 
Salmiak» erfolgen zu kwsen« Wo <Ueeß zwei Bedingungen 
fsgebe» slnd^ kann man mll Sichertieit darauf rechnen, dass 
ein fn Blei verpackfer Sdinmftabak auch bieihaMff sei? da 
aber die erste Bedingung in der flberwlegenden Uehrzaht der 
Schnupffabake erüllU Ist, so kann man wohl Im Allgemeinen 
den Blclgehalt des Tabakes vom Alter desselben; respective 
von dem seiner Verpackung ahhAngig machen: je älter der 
Tabak, desto reichlicher sein Bleigehalt.^ BaierlachoY hat 
mehrere solcher Tabakbttchsen unterSicht), und nur bei sehr 
wenigen die liknenfläche der Pelle vollkommen blank, also 
nicht oxydirt gefunden, die meisten waren mit einer mehr 
oder wen^er dünnen Schicht Oxvd überzogen, bei einigen, 
welche schon mehrere Jahre auf Lager waren, war die Blel- 
folle stellenw^se zerstört und durcblöchert^ und bei vorsich- 
tigem Abnehmen der Bielfoiie vom Tabak zeigte sich die 
Oberfläche desselben mit einer Schicht eines grairiich weissen 
P'ulvers überzogen, welches sich bei der Chornischen Unter- 
suchung als Bleichlorid zu erkennen gab. Baierlacher hat 
In einzelnen in Blei verpackten Sorten in einem Lothe Tabak 
V? Gran reg'ilinisches Blei, In einigen weniger, in manchen 
gar keins gefunden. 

. In O.tü's Lehrbuch der Chemie findet sich die Bemerkung, 
dass das Blei der Tabakhüllen durch die Ammoniaksalze 
des Tabakes corrodlrt werde, und hat sich Pappenheim In 
Berlin dadurch veranlasst gesehen, die Saucen einiger neutral 
reagirender in Berlin verkaufter Scbnupftabake in ihrem Ver- 
halten zu blankem Blei zu untersuchen, um zu erfahren, ob 
nur die sauern Schnupftabake Blei aufnehmen, oder ob dies, 
wie es sich zu verslehen schien, bei allen der Fall ist. Er 
schüttete zu diesem Behufe etwas über zwei Scrupel Kardinal, 
ebensoviel Nessing und die gleiche Quantität Macuba iede auf 
ein besonderes Filter im Glastrichter, und goss soviel destil- 



llrtes Wasser auf, dass er von jedem Tabak ö C. C^ Filtrat 
erhielt; in dieses warf er einen glänzenden Bleispan, der nicht 
über de Flttseigkaitsfläche hinausragte, und liess ihn 24 Stun^ 
den digerlren; dann goss er ab, trocknete ein, verasehke det 
Rückstand mit Salpetersäure, zog ihn mit verdünnter Essig- 
säure aus und setzte In gesonderten Proben Sohwefelwasae»- 
Stoff, Jodkatt, schwefelsanre MagneslU' und chromsaureS' I£ali 
SU*; bei allen 3 Probea erhielt er beträehlUehe Medersetilige 
der entsprechenden« BieiverbindUngen. 

Eine andere Reihe dfrecter Versuche' hat dbr KönIgHcAe 
Bezirksarzt In Leipzig Herr Prot Dr. S'onne^nkalh int den 
i^ten Monaten vorgenommen. Derselbe entnahm mehreran 
Leipziger Tabakfabriken verschiedene Proben Schnupflüibaft; 
überzeugte sich von der Abwesenheit einer Blißiverbindung, ftt 
denselben, verpackle sie In^ ßlelbflUen, legte sie an einen 
feuchten Ort, und fiiiul dureh wiederholte Untersuchungen! 
dass der Tabak nicht nur am den Rändern^. aUmfthllg mehr uno 
mehr Blei aufnahm, sondern darss das^ Biet auch alimählig* Ms 
ia die mittleren Portionen des Tabakes verdrano^ Zur Er- 
klärung dieses Vorgiaaiges oMlssen wir unsere Zuflochf zu den 
sAterdings noch duiikeln (Sesetsen der Meiecufarbewegung 
nehmea, und wäre blertrach' die Bemerlnmg des Dr. Bv^et- 
lach er zu berichtigen, die sich am angemhrten OHe beffift- 
det: „Das Blei Ist Im Tabak nicht aufgelöst, sondern nur 
mechanisch mit demselben verbunden. Dasselbe befindet sick 
ursprünglich an der Stelle, wo* es sIck bildete,, namentlich an 
den Innern Wänden der Bteibächse, und wird- entweder vom 
Consumenten oder vum Tabaiffverkäufer bei dem Herausnehmen 
des Tabakes unbewusst mit demselben vermengt.^' 

Ist somit a«f experimentellem Wege die Möglichkeit &sf^ 
gethan, dass sowohl saure, als auch neutrale Tabake die Blei^ 
hüllen corrodiren können, so haben wir zu prüfen, ob diese 
MögUchkeit In dem uns vorliegenden Falle wirklich eingetreten 
sei. Betrachten wir zuerst die leeren Hüllen, so sehen wii^ 
an denselben alle Grade der Corroslen^ von blossen grubigen 
Vertiefungen auf der Innenflache an bis zu deren siebmrmigen 
Durchlöcherung. Dass diese Corrosien der Foße nicht etwa 
durch Contact von Luft und Feuchtigkeit mit der äussern 
Fläche derselben entstehe^ und somit von aussen nach innen 
vordringe, beweisen die Deekblättelbeii mdbrerer Pakete, bei 
welchen die Innenfläche der nicht mit dem Tabak In unmfts*' 
telbarer Berührung beffndllchen glatt, glänzend und ihtacl isf, 
während cfie Innenfläche der auf dem Tabak aufliegenden matt, 
grubig und gegen das Lieht gebalten, mit feinen Perforationen 
versehen ist 

^orttetune folget.) 



3Dtt Amtidiai IMlidiialgtiridit Bei den Yerhandlansen über ein 
eenMiBMmae detflaeiMs Uaodelsgewicht aod aach bei der daraus her- 
vorgegangeaen getetzlieben Bestiirnnung der deuUehea ZoUvereios» 
•Uaten Ober die Eanffibriuig' dea ZoJlgewichtes als aligemeioes deut- 
sches Haadelsgewiclit war die Verwendung des Zollgewicliles auch 
aU Medicioalgewichl In AossichC gestellt worden. Der EiafOhruag 
dleaes haben sich kidess so viele SchwieriglteileB in den Weg gestellt, 
dass dieselbe bis Jetxt noch nicht erfolgt ist, vielmehr in allen deuU 
sehen Staaten ausser dem Handebgewiclite noch ein besonderes Me- 
dicinalgewicht besteht. Dero Medicinalgewicht sftmmllicher civjlisirten 
Staaten, das alte rranzdsisclie Medicinalgewicht mit eingerechnet, liegt 
das alte Nflrnberger Apothekerge wicht zu Grunde. Die Grondeinthei* 
iung dos Nürnberger Gewichtes ist denn auch in dem Medicinalge- 
wicble aller deatschen Slaatea ciBgeiflhri, aber die Grondgewichls«- 
grössen haben nicht dasselbe absolute Gewicht, üadisches. Bayeri- 
sches , Hamburgisches, Hannoversches, Nürnberger, Preassisches, 
Sächsisches, Würllem bergisches Medicinalpfund verhallen sich wie 
357,»; 360; 357,»; 357,»; 357^; 350,78; 350^; 336^. Hieraus 
ergeben skh in dorn Arzneiverlcehre, namentlich an den Grenzen, viel- 
fache loconvenionzen. Um diesen zu entgehen ist von dem jüngst 
versammelt gewesenen deutschen Apolhckervereine der Beschluss ge- 
fasst worden: den deutschen Regierungen gesuchsweise die Einführung 
eines gemeinsamen deutschen Medicinalgewichles anheimzustellen. 
Dies Gesuch möchte der Berücksichligung den rcsp. Rcgiernngen sehr 
zu empreblen sein. Wenn aber eine Einigung herbeigefflhrl werden 
sollte, so wird man hofTcnliich nicht noch einmal die Gelegenheit 
zur Einführung der in jeder Beziehung vorzuziehenden Decimalge- 
wichlscinlhcilung von der Hand weisen. 

Die Bayerischen Bftder. Nachstehend einige Mittheilungen über 
den Besuch der bayerischen Bäder in diesem Jahre: Kissingen zählte 
bis zum 28. August 4367 Curgäsle, Brückenau bis 24. August «42. 
In Rcichenhall waren bis 28. August 1103, in Kreuth bis 1. Septbr. 
1728 Personen (651 Curgäsle und 1077 Passanten) eingezeichnet. 
Bad Kiankenhcil halle bis 28. Aug. 230 Curg/isle (hierunter 192 Aus- 
länder), Bad Heilbrunn bis 27. August 121 CurgSste. In Rosenheim 
zählte man bis 24. Aug. 173 Gäste, Wildbad Adelliolzen bis 27. Aug. 
226, im Soolbad Traunstein bis 30. August 86, in Kainzenbad bei 
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Parlenicirchen bis 27. Ang. 214, in Empfinsr Ms 20. Aug^. 323, in 
Abbacl) bei Relheim bis 3t. Aug. 150, in Weroding bis 15. Ang. 109, 
in Krunibacb bis 28. Aug. 501 , in HöbeotUdt bei Passta bis Ende 
August Aber 400. 

T>ic Unlerhaltung der Thlerameiaehiile n Berllit Ist fflr das Jahr 
1858 auf 30.644 Tbtr. veranschlagt, nSmlich 3500 Thir. Verwallongs- 
koslen, 10,580 ThIr. Besoldungen und Löbne, 16,564 Tbir. sächliche 
Au»gal»en. Von den Zi^glingen, so wie aus dem sonstigen eigenen 
Erwerbe der Anstalt wird ein Heitrag von 15,071 Tblrn. erzielt Der 
Staat bat danach noch 15,573 ThIr. zozuschiessen. 

BttrbaftUe an Tubareuloie. Nach einem eben verfiflentliehlen sta* 
tistisehen Bciieht desGesundbeilKamtes iBoard of Heailh), verfasst von 
Dr. Greenbow, Iriilt faitl ein Vit-rlcl der Todesfille in England 
auf Rechnung der Schwind»ochl in ihren verschiedenen Formen , zu- 
mal der Luiigenschwlnd»Dchl, so zwar dass von 100,000 Einwohnern 
Jährlich im Durchhebnilt 552 dieser Kranlihcil zum Oprer fallen. Die 
grösslen Verheerungen richtet sie unter der Bevöllterung der Gruben- 
bezirlie an, in zweiter Reibe unter den FabniLarbeitern, besonders Mos* 
serscbuiieden, Tdiifem und Webern. 

Barlia. Die nicht immalriculationsnihigen, angehenden sowohl als 
älteren Siodirendcn der Pharmacie und Zabnbeillcunde bei hiesiger 
Königliclier UiiiverKÜät . werden aufgefordert, noch vor Anfang des 
bev«iiKielienden neuen Someslers, um wegen Beginnen oder Forlselzung 
ihres Siudinms die nöihige Anweisung zu empfangen, unter Beibrin- 
gung der fiber ihie Schallcennlnissc und resp. Bebuch der Vorlesun- 
geu Kproelienden Zeugnisse bei Unterzeichnetem (Dorothecnslrasse 
Nr. 10) am 14. und 15. d. M., Mittags von 12 bis 1 Uhr, sich zu 
melden. Berlin, den 1. Oktober 1858. 

Der Dlrel&tor des pharmaceutisclicn Studiums bei hiesiger Kdnigl. 

UniverMidl. Mitscberlich. 

8t Petersburg, im August. In Folge des Ausbruchs der Pest 
in Tiipolii» müssen alle von der afiikanischen Küste (mit Ausnahme 
von Algier), Syiien. Aegypteo, Gibraltar und Malta kommenden Scfaiflc, 
bevor sie in lOMhiftche Hälen des Baltischen Meeres zugelassen werden, 
auf der Insel Kanbö im Ratlegat anlegen, und sich dort einer Qua- 
raniaiiic nach Ma!»>gabe der Seitens der Königlich schwedischen Re- 
gierung getroffenen Bestinmiungen unterwerfen. Auch fOr die nach 
Häfen des Schwär en und Azowsehen Meeres bestimmten Schiffe sind 
nnlerm 0./2I. August d. J. besondere Quarantaincmassregeln zum 
Zweck der Verlifiiung der Einscbleppung der Pest getroffen. 



den. Die Anwesenheil des Prinz-Rcgenlen von Preussen hat 
die AuNZeiehnung auch einer Reihe bewährter Medicinalpersonen Schte- 
aiens und des Grossherzoglburos zur Folge gehabt. Die aligemeine 
Sliuime bezeichnet die Wahl niclii sowohl in dieser, sondern auch in 
Beziehung auf die anderweitig Decorirlen — Standesherrn, Gulbbe- 
sitzer. Industrielle — als eine ganz besonders wohlerwogene und 
wohlverstandene. Für uns — die nicht decorirlen Medicinalbeamtcn 
— kiifipft sich gern an ein solches eingehendes Verständniss der 
allgemeinen IntetesNen die frohe Hoffnung, dass derselben auch die 
keineswegs unbedeutenden Mängel, welche in Preussen in der fehr 
dOrflig fundirten materiellen Lage der Medicinalbeamtcn bestehen, nicht 
enlgeben und entsprechend berücksichtigt werden möchten. 

— o — 

Aus Bio de Janehro. Das gelbe Fieber hat hier einen perma- 
nenten Charakter angenommen. Das Fieber ist in den letzten Mona- 
ten d s veiflossenen und in den ersten Monaten des laufenden Jahres 
in vielen Kfi!>len|ilätzen und hier und da selbst im Innern des Landes 
•ehr heltig aufgetreten. Man beschäfligl sich Jetzt damit, die Ursachen 
seiner steten Wiederkehr genauer zu erforschen, und will demselben 
durch ein besNeres DeKinfleiren der davon befallenen Schiffe jedebmal 
rasch eine Grenze setzen. Die im Haien zo Rio auf den Schiffen er- 
krankenden Peisonen werden in das Hospital Santa Inabel gebracht 
und dort mit Geschick , gegenwärtig in den meivten Fällen auch mit 
Eifuig behandelt. Der Bestand des Hospitals an Fieberkranken, der 
allwöchentlich bekannt gemacht wird, betrug zu Anfang August d. J. 
etwa 40 und ist ziemlich conslant. In demselben Hospital werden 
auch die tiei ihrer Aukonll an dem Fieber erkrankenden Einwan- 
derer unentgeltlich aufgenommen. Die Regierung will ausserdem 
Bereithe des Fiebers Etablissements errichten, in denen die Einwan- 
derer gleich bei ihrer Ankunll vorläufig sicher untergebracht werden 
Bollen; es ist abzuwarten, in wie weil diese Absicht zur Ausführung 
gelangt. Zur Zeil werden die eintreffenden Personen in einem ver- 
lassenen Kloster auf einer Insel einquariieit, bis sie von Privat- 
grund besilzern oder zur Ansiedelung aul Slaatsländereien verwendet 
werden. 

Dia amtlicha Gebnrta- und Starbelista Ton Berlin ergibt für den 
Monat AuKUi»! d J. 1330 Geburten (692 Kn., 638 M.), 325 Trauungen 
und 005 Todesfälle (560 m. , 435 w.). Unter den Geburten waren 
17 Zwillings- und 1 DrillingMgpburt. Unehlich wurden geboren 178 
(81 K., 97 M ). Von den Verstorbenen waren 634 unter und bis 15 J. 
und 361 über 15 J. all. Im ersten Lebensjahre starben einschliesslich 
der Todigebornen 487 Kinder (267 K. . 2^0 M.). Es starben durch 
Todtgeburt 77, durch Ungificksfälle 12. durch Selbstmord 11, durch 
Altersschwäche 20, durch Krankheilen 866, und zwar insbesondere: 



durch Lebensschwäche nach der Geburt 43, während des Zahnens 10, 
durch gastrische und nervöse Fieber 39, Im Kindbett 3, dnrch 
Gehirnentzündung 58, häutige Bräune 4, Entzündungen der Brustoiw 
gana 24, Enizfindungeo der Unterleibsorganc 14, Longenkartarrh 5« 
Pocken 20, Scharlach 5, Krämpfe 67, Wassersucht 27. Schlagflusa 
35, Lungenlähmnng 23, Schwindsucht und Abzehrung 222 u. s. w. 

Üarhiiehkaitataballa van XonatanttnapaL Die Gazette medicala 
d'Orient gibt eine Sterblichkeitstabelle von Konstaniinopel während 
des Monats Zilkade (12. Juni bis 11. Juli), die ich Ihnen miltheile, 
weil solche Tabellen hier äusserst selten sind. Es waren danach im 
Ganzen 508 Personen gestorben, darunter 303 Türken (124 Männer 
und 179 Frauen), 159 Christen (91 Männer and 68 Frauen), 46 Ju- 
den 08 Männer und 28 Frauen). Dass bei den Christen mehr Män- 
ner gestorben sind als Frauen, erklärt sich leicht aus dem Umstand« 
dass eine Anzahl von Slowaken, Croaten, Dalmaliern, Walachen, Bot« 
garef) und Griechen ledig hierher kommt, um in der Hauptstadt als 
Diener, Gärtner u. s. w. ein kleines Vermögen zu erwerben; ebenso 
sind die Lastträger meistens Armenier und unverbeirathet. 

Xlaakan* und Abtrittantfa&dngan. Die Polizeidirektion von Breslau 
hat In Betracht der ausserordentlich ütierband genommenen Anfüllung 
des OhIauQusses mit faulenden und verwesten aus den Kloaken und 
Abtritten stammenden Stoffen folgende Polizeiverordnung erlassen : 

In Erwägung, dass die gegenwärtig Im Innern der Stadt Breslau 
nach dem Ohiauflusse führenden Kloaken und Abtritlsmündungen den 
Bestimmungen der Stadt bauordnung von 1<S88 nicht entsprechen und 
daher vorschriftswidrige Anlagen sind, so wie ferner in Erwägung, 
dass dieselben während des grösslen Theils des Jahres einen höchst 
Übeln Geruch verbreiten und nicht blos den Gesundheitszustand der 
Anwohner, sondern auch der ganzen Stadt auf eine nicht länger zu 
duldende Weise gefährden, 

in Erwägung ferner, dass es nach den geschehenen Ermittelungen 
ausführbar erscheint, dieselben durch Senkgruben oder andere Anl^ 
gen zu ersetzen, zumal deren Räumung durch die bei Breslau be- 
stehenden Düngpulverfabriken erleichtert wird, 

in Erwägung endlich, dass es schon durch die Stadibauordnung 
von 1688 und die Pulizcivcrordonng vom 23. August 1848 verboten 
ist, Unrath, Kehricht, Schutt u. dergl. in den Ohiaufluss zu werfen 
oder zu kchfiilcn, verordnet das Polizeipräsidium nach Beralhung mH 
dem Magistrate auf Grund des § 5 des Gesetzes AlMr die Polizelver* 
waltung vom 11. März 1850, wie folgt: 

Die Grundstücksbesitzer im Innern der Stadt Breslau haben bia 
zum Schlüsse dieses Jahres bei Vermeidung der Exekution: 

1) die auf ihren Grundstücken gelegenen, in den Ohiaufluss füh- 
renden Kloaken, Ablriltseinmündungen und Ausgüsse zu kassiren und 
dafür Senkgruben oder dergl., nach vorgängiger baupolizeilicher Ge- 
nehmigung anzulegen, 

2) die naeb dem Ohlauffuase Itthrenden Kanäle nnd Rinnstaina 
mit Scblammfängen zu versehen. 

Zugleich wird in Erinnerung gebracht, dass das Einwerfen und 
Einschütten von Unrath, Kehricht, Schutt u. dergl. in den Ohiaufluss 
nach der Polizeiverorduong vom 23. August 1848 eine Geldbusse bis 
zu fünfzig Thalern oder verhältnissmässige GeAngnissslrafe nach 
sich zieht. 



ParMnalebrOBik. PreuMMen, Die Kreispbysici Dr. Wolff tu 
GrOnberg und Dr. Heer zu Oppeln und die' prakt. Aerzte Dr. Lahr 
zu Asyl Schweizerhof bei Zcblondorf und Dr. Viol erhielten den 
Charakter als Sanitälsiath. 

Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. Klein als Kreiswundarzt des 
Kreises Bonn, Dr. Jansen ius als Kretswondarzt des Kreises Geilen- 
kirchen; Wundarzt L Kl. Kunitzsch in Miloslaw als Kreis wundarzi 
des Kreises Wreschen; Thierarzt I. KL Munster zum Krelsthierarzt 
des Kreises Rheinbach. 

Niedergelaisen: Die prakt. Aerzte Dr. Gottel in Elbing« 
Oberarzt Weinschenk in Stolp. Der Apotheker L Kl. Wolff hat 
die Apotheke in Kempen Kr. Schildberg gekaufl. 

Orden: Der Geheime Sanitätsrath Dr. Boornye zu Dflsseidorf 
hat den Roihcn Adler-Orden 111. Kl. mit der Schleife, der Sanitäts- 
rath Dr. Rinteln zu Beriin den Rothen Adler-Orden IV. Kl. erhalten. 

Bayern. Dr. med. Klauss erhielt die ärztliche Stelle in Abs- 
berg, Dr. med. Hortet das ärztliche Distrikt Sulzberg und Dr. Zinti 
die Erlaubniss zur ärztlichen Traxis in Albaching. 

Gestorben: Der Besitzer der ehemaligen Hofapolheke und 
Mitglied des Medicinalausschusses Apotheker Hey de in Ansbach. 

Sachsen. Gestorben: Der Apotheker F. Röder in Mark- 
ranstädt. 

U'ürf fernher g. Vacant: Die Stelle eines Wundarztes in Thal- 
beim OA. Tuttlingen. Wartegeld 100 fl. 

HeMteM. Orden: Der Leibchirurg des Königs von Bayern 
Dr. Schleiss von Löwenfeld erhielt das Ritterkreuz des Verdienst- 
ordens Philipp des Grossmfithigen. 

SarhMett'MtiniMnen. Ernannt: Der Thierarzt E. Röppold 
zu Hildburghausen zum Amtsthierarzt. 

Schwarxhurg'Sondertkaueen, Der Apotheker C. A. Brock- 
mann in Arusladl hat das Prädikat Hofapolheker erballen. 
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PreuflsexL 

Dag für das Berliner gtaiistische Jahrbach in 
Anwendung zu bringende Krankbeitsschema betr. 

Dvm Königlichen Poiizelpräsidiuin übersende ich hierbei 
Abschrift des von der Kgl. wissenschaftlichen Deputation Ittr 
das Medicinalwesen entworfenen Krankheilsschenia (Anlage a) 
Bdiufs der Aufnahme der Todesursachen m das Berliner sta- 
tistische Jahrbuch mit der Veranlassung, den Regierungsiiie- 
dlcinalralh Dr. Hüller zu bestimmen, dieses Schema seinen 
wissenschaftlichen Erörterungen über die Todesursachen in 
Beireff der in Berlin Verstorbenen künftighin zu Grunde zu 
legen. 

Dem etc. Dr. Hüller bleibt überlassen, die von den Aerz- 

ten Berlins bei Ausstellung der Todlenscheine angegebenen 

Krankheitsnamen den in dem Schema aulgestellten 76 Krauk- 

heiiaffruppen nach wIssenschaUlichen Principien zu subsuuiiren. 

Berlin, den 21. September 18Ö8. 

Der Hinisler der geistlichen, Unterrichts- und Hediclaal- 

Angelegenheiten. 

(gez.) V. Räumer. 
Anlage a. 
Das Behufs Auf- Krankheitsschema Behufs Auf- 
nahme der Todesur- nähme der Todesursachen in 
Sachen fürdasffanze dem Berliner statistischen 
Land Torgescnrie- Jahrbuch zu mehr wissen- 
bene Schema. schafllichem Gebrauch. 

Erste Hauplabtheäung. 

1) Todtgeboren. 
Zweite Hauptabtheilung. 

2) Durch Lebensschw4iche bald nach 
der Geburt gesiorben. 

Drüie Hauptabiheilung. 
IL Das natürliche Le- 3) Altersschwäche, 
bensalter haben erreicht 



L Todtgeboren. 



und sind an Entkräitung 
gestorben. 



ID. Selbstmord. 



IV. Durch allerlei Un- 
glücksfälle. 

V. Im KindbeUe. 



VI. Durch innere acute 
Krankheiten. 



Vierte Hauptabtheilung. 
„Tod durch äussere Gewalt^. 
i) Selbstmord. 
6) Uord — Tedtschlag. 

6) Hinrichtung. 

7) Allerld Unglücksrälle. 

Filnfle Hauptabtheiluna. 
^Tod in der Schwangerschaft und 
im Kindbett''. 

8) Extrauterinschwangerschaft 

9j Eklampsie der Schwangern und 
Gebärenden. 

10) Verbhitung bei und nach der 
Entbindung. 

11) MTochenbeUßeber. 

Sechste Hauptabtheihng. 
„Tod durch innere acule Krank- 
heiten*^. 



VII. Durch Pocken. 



Vni. Durch die Was- 
serscheu oder Hunds- 
wu.h. 



IX. Durch Innere chro- 
nische (langwierige) 
Krankheiten. 



12) Cholera. 

13) Ruhr. 

14) Typhus. 

15) Wecbselfieber. 

16) Pocken. 

17) Scharlach* 

18) Hasern. 

19) Keuchhusten. 

20) Rotzkrankheit. 

21) Hiizbrandanthrax. 

22) Wasserscheu oder Hundswuth. 

23) Sporadisches gastrisch-nervöses 
Fieber. 

24) Acuter Rheumatismus. 

25) Rolhlauf (Erysipelas). 

26) ZellgewebsverhärtungderKfnder. 

27) Brechdurchfall (sporadische Cho- 

28) Durchfall der Kinder. 

29) Entzündung des Gebims. 

80) n der Luftröhre und 
des Schlundes (häutige Bräune). 

81) Entzündung der Lungen und der 
Pleura. 

82) Entzündung des Herzens. 

83) y, des Magens und 
Darmkanals. 

34) Entzündung des BauchfeMs. 



35) 
86) 
37) 
88) 



» 



» 



bitis). 



der Leber. 

der Harnwerkseuge. 
d. Geschlechtsorgane, 
d. BlutgeTässe (Phle- 






Siebente Hauptabtheilung. 
f^Tod durch innere chronische 
Krankheiten''. 

89) Organische Krankheiten des Ge- 
hirns. 

40) Organische Krankheiten des 
Rückenmarks. 

41) Organische Krankheiten des 
Herzens. 

42) Organische Krankheiten d. gros- 
sen Geßsse (Aneurysmen). 

43) Organische Krankh. der Lungen. 

44) Organische Krankh. der Leber. 

45) Organische Krankheiten des Ha- 
ffens und Darmkanals. 

46) Sonstige organ. Krankheiten des 
Unterleibs. 

47) Scorbttt. 

48) Blulfleckenkrankheit. 

49 ) Wassersucht mit Angabe d. Form. 

50) Gicht. 

51) Steinkrankheit. 
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52) Harnruhr. 

53) Scropheln und Rbachltis. 

54) Tuberculose mit Angabe der For- 
men (Lungenschvipindsucht etc.). 

55) Krebs mit Angabe der Formen. 

56) Chronische Vergiftung. 

57) Allgem. Marasmus (Bntkräftung, 
Zehrfieber). 

58) Selbstständ. Starrkrampf (Teta- 
nus, Trismus [der Kinder]). 

59) Epilepsie. 

60) Eklampsie der Kinder. 

61) Säuferwahnsinn. 

62) Andere Geistes]crankheiten. 

Achte Hauptabtheilung, 
X. Durch Schlagflüsse. ^^Tod durch einen plötzlichen Krank- 
heitszurall''. 

63) Gehirnschlagfluss. 

64) Lungen- und Herzschlag. 

65) Nervenschlag — tödtliche Ohn- 
macht. 

66) Ruptur eines Innern Organs. 

Neunte Hauptabtheilung. 
DL An äusseren ,,Tod durch äussere Krankheiten'^ 

Krankheiten u. Schäden. 

67) Caries und Necrose. 

68) Chronische Entzündung der Ge- 
lenke (Arthrocacen). 

69) Brucheinklemmung. 

70) Garbunkel. 

71) Noma (Wasserkrebs). 

72) Hospitalbrand. 

73) Altersbrand. 

74) Vereiterung des Zellgewebes. 

75) Tödtlicher Ausgang von chirur- 
gischen Operationen (Verblutung, 
ryämie etc.). 

Zehnte Hauptabtheilung. 
Xn. An nicht bestimm- 76) .^Tod durch unbestimmte Krank- 
ten Krankheiten. neiten.'' 

Meoklenburg - Strelits. 

Einfuhr von Rindvieh betr.* 

Da sich aus weiter angestellten Nachforschungen bedauer- 
lich ergeben hat, dass die Voraussetzungen, welcho das Pub- 
Ucandum vom 24. August d. J. veranlasst, durch welches die, 
durch das Publicandum vom 2. September 1856 angeordnete 
Absperrung der diesseitigen westlichen und südwestlichen Lan- 
desgrenze von der Elbe bis zur See, desgleichen der gesamm- 
ten Seeküsle, gegen die Ein- und DurchlUhrunff von Rindvieh 
aller Art, so wie der rohen Theile von gescmachtetem oder 
gerallenem Rindvieh, wieder aufgehoben worden, nicht be- 
gründet sind, vielmehr die Voraussetzungen jenes Publi- 
candums vom 2. September 1856 (Regierungsblatt Nr. 30) 
noch immer mehr oder weniger fortbestehen, so wird das 
Publicandum vom 24. August d. J. (Regierungsblatt Nr. 24) 
hierdurch zurückgenommen und das Publicandum vom 2. Sep- 
tember 1856, mithin die durch dasselbe angeordnete Absper- 
rung ihrem ganzen Umfange nach, bis auf Weiteres wieder 
in Wirksamkeit gesetzt. 

Zugleich wird Allen, welche bereits in der Zwischenzeit 
Rindvieh aus den Herzogthü.nern Schleswig und Holstein be- 
zogen haben, zu ihrer eigenen Sicherung empfohlen, dasselbe 
und zwar bis zum nächsten Frühjahre gänzlich getrennt von 
ihrem übrigen Rindvieh zu halten. 

Schwerin, am 25. September 1858. 
Grossherzoffl. Mecklenburgisches Ministerium^, Abtheilung 
für Medlcinalangelegenheiten. v. Schröter. 

Fürstentlium BexuBS. 

Die Schrift der Recepte betr. 

Es ist zu unserer Kenntniss gekommen, dass mitunter 
von den ordinirenden Aerzten Recepte so undeutlich geschrie- 
ben werden, dass deren Inhalt selbst von den geübtesten Apo- 
thekern kaum mit Sicherheit angegeben werden kann. Diese 
Undeutlichkeit steigert sich aber noch in hohem Grade, wenn, 
wie es ebenfalls tiäufig geschiebt, die Recepte mit Bleistift 
geschrieben sind. 

Um den hierdurch leicht entstehenden Nachtheilen vorzu- 



beugen, machen wir den prakticirenden Aerzten des Fürslen- 
thums zur Pflicht, die wesentlichen Angaben der Recepte stets 
möglichst deutlich zu schreiben, und bestimmen zugleich Fol- 
gendes: 

1) Kein innere Arzneien verordnendes Recept darf mit 
Bleistift geschrieben werden. 

2) Sollte ausnahmsweise ein Noihfall eintreten, welcher 
den Arzt zwingt, ein solches Recept mit Bleislift zu schrei- 
ben, so soll dieses nur als ein provisorisches betrachtet wer- 
den, welches der ordinirende Arzt binnen spä estens acht Ta- 
ffen gegen ein mit Tinte geschriebenes zu verlauschen ge- 
halten ist. 

3) Der Apotheker, dem ein solches in Blei geschriebenes 
Recept zukommt, ist verpflichtet, den ordinirendüu Arzt an 
den Umtausch des provisorischen Recepts zu erinnern. Arz- 
neirechnungen dürlen nicht mit dergleichen verbotenen Re- 
cepten belegt werden. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmun- 
gen ziehen eine Strafe von ein bis flinf Tiialem nach sich. 
Gera, am 25. September 1858. 

FürsiL Reuss-Plaulsches Ministerium, v. Geldern. 
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Ueber chroniache Bleivergiltang duröh Sohnupftabak, 

(Forlsetzung.) 

Da nun die chemische Untersuchung nachgewiesen hi)t, 
dass der Tabak keine Spuren Zinn enthält, so kann die Cor^ 
rosion der verzinnten Bleifolie nur auf zweierlei Weise zu 
Stande kommen: einmal dadurch dass die aufgelegte ZinnfoHe 
selbst bleihaltig ist, eine Annahme, welche durch die Unter- 
suchungen des Herrn Professor Kühn in Leipzig bestätigt 
wird, welcher in einer grossen Zahl von Zinnfolien nur we- 
nige nicht bleihaltige gefunden hat; der Process der Corro- 
sion würde dann so vor sich gehen, dass entweder die Am- 
moniaksalze des Tabakes — nach Otto — oder die Chlor- 
verbindungen desselben — nach Baierlacher — das in der 
Zinnfolie enthaltene Blei angreifen und zugüngiich machen. 
Den andern AngrilTspunkt gegen die Bieifolie bilden die fast 
in Jeder Folie Iheils normaler Weise vorkommenden nadel- 
stichförmfgen Lücken, theils die beim Knittern derselben so 
leicht entstehenden Brüche, durch welche hindurch die Salze 
des Tabakes in unmittelbare Berührung mit der Bleifldche 

treten. 

Ebensowenig aber wie durch die Verzinnung der Blei- 
folie deren Corrosion verhindert wird, geschieht dies durch 
Zwischenlegen eines Papieres zwischen Tabak und MctalL 
Den Beweis hiofür liefern einestheiis die von mir selbst ge- 
machten Beobachtungen, indem Sorte 6 von A. Schwenker in 
Gera, bei welcher die reine Bleifolie durch ein Papier von 
dem Tabak geschieden war, durchschnittlich 2V2 G^n me- 
tallisches Blei im Lolh enlhielt — 2,66 Gran in dem Rande, 
2,25 Gran in der Mitte — indem ferner Sorte 5« Robillard II, 
angeblich von don Gebrüdern Bernhard in Ofl'enbach, bei 
welcher der Tabak in unmiltelbarer Berührung mit der ver- 
zinnten Bleifolie stand, ebensoviel Blei enihielt — 2,25 Gran 
im Lolh — wie Sorte 5ß. angeblich aus derselben Fabrik 
aber mit zwischengeleglem Papier, anderntheils geht dies aus 
den Unlersuchungen des Dr. Schulze hervor, siehe dessen 
Dissertation: Num tabaco slernutatorio Plumbum inest? Dis- 
serialio inanguralis medico polilica von Friedrich Hu^o Schulze, 
vom 22. December 1857. Verfasser genannter Dissertalion 
fand nämlich in 4 sauren Sorten überall in den Randportionen 
Blei, in der Milte keines, obwohl bei 3 derselben zwischen 
der bleihaltigen Hülle und dem Tabake ein Papier eingeschallet 
war, und die Pakete nur 14 Tagre in einem feuchten Locale 
gelegen hatten. Auch ist der Vorgang chemisch ganz leicht 
zu erklären, indem das Papier als feuchter Leiter die Oxyi- 
dation der in der Zinnfolie enthaltenen Bleiparlikelchen oder 
der durch Lücken in derselben bios gelegten oder endlich der 
mit Zinn gar nicht versetzten Bleifolie beschleunigt, und dann 
durch seine Poren hindurch eine Capillaraltraction der Blei- 
verbindungen gestattet. 

Glaube ich nun somit nachgewiesen zu haben, dass we- 
nigstons ein Theil des im Tabak enlhallenen Bleies von des- 
sen unzweckmässiger Verpackung herrühre, so darf ich an- 
dererseits auch die ümslände nicht mit Stillschweigen tiber- 
gehen, die darauf hinzudeuten scheinen, dass ausser dieser 
Ursache des Bleigehailes doch wohl noch eine andere vorhan- 
den sein möge. 
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Was zuerst den Einwand anlangt, dass der ffrüssere 
Bleigehalt des Randes nicht ausschliesslich durch ein Eindrin- 
gen von aussen her, sondern auch auf die Weise erlilärt 
werden könne, dass am Rande ein stärkeres Verdunsten von 
Feuchtigkeit, und damit eine stärkere Concentration der etwa 
dem Tabake zugesetzten Bleisalze slaltGnden , so kann diesem 
um deswillen keine Geltung beigemessen werden, weil diese 
Bedingungen nur bei stark durchlöcherten Hetallhüllen , nicht 
aber bei denjenigen Paketen stattfinde, in welchen das feuchte 
zwischen Metall und Tabak zwischenliegende Papier eine so 
starke Verdunstung hindert. Von wesentlich grösserem Ge- 
wichte sind zwei andere Einwurfe, nämlich der, dass der 
Unterschied zwischen Rand und Mitte im Allgemeinen zu un- 
bedeutend, und vor allen Dingen, dass der Bleigehalt des 
Tabakes nicht constant um so grösser, Je mehr die Folie 
corrodirt ist; so enthält, um nur ein Beispiel anzuIUhren, 
Sorte 1 ß Lotzbeck Pariser 4, dessen Folie siebförmig ist, 
vom Kaufmann R. am Rande nicht mehr Blei als Sorte 4, 
Lotzbeck Pariser G., dessen Folie weniger angegriiTen ist, 
von demselben Kaufmann. 

Diese eben angelUhrten Umstände machen allerdings die 
Annahme höchst wahrscheinlich, dass das Im Tabake, nament- 
lich dem Lotzbeck'schen, enthaltene Blei, nicht Mos von der 
Verpackung herrühre, sondern auch noch auf andere Weise 
hineingeratne , ob absichtlich oder zulHllig dürfte wohl auf 
chemischem Wege nicht zu ermitteln sein. Dass ein Theil 
des Bleies als schwefelsaures Bleioxyd im Tabake vorhanden 
zu sein scheint, dürfto den Verdacht aufkommen lassen, dass 
der Sauce aus Irgend welchem Grunde ein Gemenge aus 
Alaun und Bleizucker zugesetzt worden, wenigstens führt 
Klenke In seiner Verßllschttng der Nahrungsmittel und Ge- 
tränke, Leipzig 1856, dieses Vorkommen an, und bei der 
unter Leitung des Herrn Prof. Kühn im chemischen Labo- 
ratorio zu Leipzig vorgenommenen Prüfung der einen Sorte 
— Lotzbeck Pariser G. — fand sich aucli etwas Alaun vor. 
Indessen würde sich auch schwefelsaures Bleioxyd bilden 
können, wenn d^ Tabak lediglich mit einer Auflösung von 
Blelzuckcr besprengt würde, wie dies In manchen Fabriken 
geschehen soll. Die Im Tabake In reicher Menge vorhande- 
nen schwefelsauren Salze würden bei der grossen Verwandte 
Schaft der Schwefelsäure zum Blei sofort zu einem Austausche 
der Bestandtheile durch doppelte Wahlverwandschaft Veran- 
lassung geben; dass Bleizucker zu dem Beliufe zugesetzt 
werde, um eine raschere Gährung zu bewirken, wie Schulze 
L c. anführt, ist chemisch nicht gut denkbar, eher könnte es 
den Zweck haben, dass die Bleisalze durch il.re austrocknende 
Eigenschaft das Uebermaass der reizenden Wirkung der zu- 
gesetzten Salze, wie des Kochsalzes und Salmiaks abstumpfen 
und mildern sollen. Dass durch Zusatz von Bldpräparaten 
nicht eine Vermehrung des Gewichtes beabsichtigt werde, geht 
aus den verhältnissmässlg geringen Gewichtsmengen des Bleies 
deutlich hervor. 

Ebensowenig Ist aber endlich die Mödichkeit an<sgesch1os- 
sen , dass der Bleigehalt des Schnupftabakes zum Theil davon 
herrühre, das3 man ihn bei der Bereitung Im Grossen ent^ 
weder In bleiernen oder bleihaltigen Gefässen gähren lasse 
oder in solchen aufbewahre. Die Fabrik Lotzbeck In Augs- 
burg hat allerdings auf eine deshalb an sie ergangene Anfrage 
die llöglichkeit einer derartigen zuraliigcn Verunreinigung In 
Abrede gestellt; da in dem fraglichen Schreiben aber zugleich 
vollständig ffeleugnet wurde, dass der Schnupftabak aus dieser 
Fabrik überhaupt Blei enthalten könne, so ist jener Versiche- 
rung auch weiter kein besonderer Glauben beizumessen. 

Fragen wir nun nach den Wirkungen, die der anhaltende 
Gebrauch eines bleihaltigen Schnupftabakes auf die mensch- 
liche Gesundheit ausübe, so stimmen wohl alle Schriftsteller 
darin überein, dass sich dieselben in nicbis von den Folgen 
anderweitiger Einverleibung von Bleipräparaten in den Orga- 
nismus unterscheiden. So sagt Pappenheim in seinem oben 
erwähnten Handbuche der Sanftätspolizel S.3H0: ,,Dle Schleim- 
haut der Nase kann unzweifelhaft für sich den Eintritt von 
Bleiverbindungen in das Blut vermftleln; das bevvnsen die 
Vergiftungen durch bleihalligen Schnupftabak.« Baicriacher 
kommt I.e. schliesslich zu der Behauptung : „wenn auch Läh- 
mungen, durch den Gebrauch bleihaltigen Schnupftabakes ent- 
standen, Im Allgemeinen nicht häufig sind, und ihr Vorkom- 
men zu der grossen Tabakconsumplion nicht Im Verhältniss 
steht, so ist doch nahezu mit Sicherheit anzunehmen, dass 
so wie die Lähmungen, so auch andere Bleikrankheiten ihr 
Conlingent zu denjenigen Krankheiten stellen werden, deren 
Ursache im Schnupfen bleihalligea Tabakes zu suchen ist und 



deren Vorkommen das der Lähmungen In Anbetracht der Häu- 
figkeit um Vieles übersteigen dürfte. Dass solche Krankheiten 
nicht schon beobachtet worden, liegt einestheils In der Aehn- 
llchkeit mancher Bleikrankheiten mit Krankheiten aus andern 
Ursachen entstanden, grossentheils aber darin, dass der Tabak 
als Quelle einer Vergiftung bis jetzt ganz unbekannt war.^^ 

Allerdings ist nicht zu läugnen, dass die einzige Form 
von Bleikrankheiten nach dem Gebrauche bleihaltigen Schnupf- 
tabakes, von welcher sich bisher in der Literatur Beispiele 
aufgezeichnet finden, die der Lähmung Ist; ich brauche hier 
nur an die fünf von Meyer aufgeführten Fälle (s. Schmidt*s 
Jahrb. Bd. 92, p. 149 und Med. Gentralzeitung 1854, p.93) 
an einen von Duchenne, einen von Professor Richter in 
Dresden (s. Schmidt's Jahrb. Bd. 94, p. 117), einen von 
Baierlacher L c, luid zwei von Höchel — Neues Jahr- 
buch der Pharmacie Bd. 10, Heft 1, S. 48 und 49 (Juliheft 
1858) — angeftihrte Fälle zu erinnern. In einem der letzt- 
erwähnten Fälle litt ein Mann, der In 7 Jahren 84 Pfund Pa- 
riser Räp6 geschnupft halte, anfangs an Verstopfung, deren 
Ursache die Aerzte in Venencongestionen suchten. Den vori- 
gen Winter wurde er jedoch an beiden Armen gelähmt, und 
Konnte nur mit Anstrengung die Füsse brauchen. Da der 
Kranke einen bläulichen Saum am Zahnfleisch zeigte, und die 
chemische Untersuchung im Lothe seines Schnupftabakes einen 
Gehalt von 6 Gr. Blei nachwies, so wurde die Diagnose auf 
Bleivergiftung durch Schnupftabak gestellt; von 20 Sorten, die 
Th. Höchel uniersuchte, waren nur 2 bleihaltig; für die 
Quelle des Bleies hält H. die Sauce, In den übrigen in der 
Literatur verzeichneten Fällen, welche die Schädlichkeit des 
anhaltenden Gebrauches bleihaltigen Schnupftabakes beweisen 
sollen, sind weder die Krankengeschichten noch der chemi- 
sche Nachwels des Bleies im Tabak genau genu? mitgetheilt, 
als dass wir sie zur Begründung eines l^theiles über den 
etwaigen Zusammenhang zwischen Ursache und Wirkung be- 
nutzen könnten, so unter andern der im Arch. f. Medicinalpolizei 
1858 Nr. 34 kurz mitgetheilte Fall eines höhern Beamten In 
Kassel, bei welchem der anhaltende Gebrauch eines sogenann- 
ten „Pariser**, In welchem durch die Untersuchung y^ G™^ 
Blei im Loth nachgewiesen wurde, Intensive chronische Blei- 
vergiftung bewirkt haben soll. Um so erfreulicher war es 
mir, diese Lücke in der Geschichte der durch Tabak beding- 
ten Bleikrankheit durch 2 Fälle ausgefüllt zu sehen. In wel- 
chen nicht Lähmung, sondern nur Kolik und Verdauungsbe* 
schwerden unzweifelhaft die alleinige Folge des anhaltenden 
Gebrauches von bleihaltigem Tabake waren; beide Fälle habe 
Ich nicht selbst beobachtet, sie sind mir aber von den be- 
handelnden Aerzten, deren Bcobaditungstreue mir hinlänglich 
bekannt ist, so genau geschildert worden, dass die Richtigkeit 
der Behauptung um so weniger angezweifelt werden kann, 
als die Beschwerden sich von dem Augenblicke an milderten 
und endlich ganz verloren, als der bleihaltige Schnupftabak 
mit unschädlichem vertauscht wurde. Der erste Fall war der 
zu Anfang meines Vortrages erwähnte, welcher nach längerem 
Gebrauche von Lotzbeck Pariser Nr. 4 vorgekommen war und 
mir Veranlassung zu vorliegenden Untersuchungen gegeben 
hat. Der zweite betraf eine Dame In Zwickau und war durch 
Grosrfip6 d'Hollande, bezogen von den Gebrüdern T. In Leipzig, 
herbeigeftihrt worden. Ein dritter Fall, welcher gleichfalls In 
der jüngstbn Zeit im Kreisdirektionsbezirke Zwickau an einem 
Geistlichen zur Beobachtung gekommen, und unzweifelhaft als 
Folge des anhaltenden Gebrauches bleinaltigen Schnupftabakes 
anzusehen ist, vermehrt das Contingent der so charakteristi- 
schen Bleilähmungen. Unstreitig wird, wenn erst die Mehr- 
zahl der Aerzte dieser Erkrankungsursache eine grössere 
Aufmerksamkeit zuwenden wird, noch mancher Fall, der bis- 
her ftir Unlerleibsgicht, versetzte Hämorrhoiden u. s. w. an- 
gesehen worden, unter die chronischen Bleikrankheiten ge- 
rechnet, und als Folge bleihaltigen Schnupftabakes erkannt 
werden, was In der That nicht Wunder nehmen kann, wenn 
man bedenkt, dass Gewohnheitsschnupfer täglich 1 — 2 Loth 
consumiren, und somit im Lotzbeck'schen Schnupftabak täglich 
mindestens 2 Gran metallisches Blei dem Körper eine unbe- 
stimmt lange Zeit hindurch zuführen, während der Arzt Be- 
denken trägt, dieselbe Menge nur kurze Zeit hindurch zu 
therapeutisclien Zwecken zu verwenden. Auf der andern Seite 
ist die Möglichkeit nicht abzuläugnen, ja es ist im Gegentheüe 
ausgemacht, dass solcher bleihaltiger Tabak unter gewissen 
Bedingungen wird längere Zeit hindurch geschnupft werden 
können, ohne die Gesundheit des Consumenten nur im Ent- 
fernlesten zu stören. Die Resorption der im Tabake enthal- 
tenen Bleisalze in das Blut wird um so leichter zu Stande 
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kommen , je mehr die Nasenschlcfmhaut entweder mechanisch 
odiT chemisch verwundet ist; ein bleihaltiger Schnupllabak, 
der nicht leicht Erosionen der Schleimhaut bedingt^ wird ge- 
wiss weit langer ohne Nachiheil geschnupft werden können» 
als ein ebensolcher, der den Leuten y,eine böse Nase'* macht. 
Auf diese Weise scheint es sich mir am leichtesten z*J er- 
klären, was Dr. Schulze in seiner Disserlalion anlUhrt, — 
p. 28 — dass Herr Professor Dr. Sonnenkalb Jahre lang 
ohne Nachtlieil einen Tabak geschnupft habe, bei d(>ssen che- 
mischer Untersuchung in den Randportionen B% B'^-^ nach- 
gewiesen worden, abgesehen davon, dass zum Zustandekom- 
men eines jeden Krankheitsprocesses überhaupt, namentlich 
aber der Bfeiintoxication eine besondere Disposition gehört. 
Von der Richtigkeit dieser Behauptung habe ich wiederholt 
mich zu Überzeugen Gelegenheit gehabt, indem ich häufig ge- 
sehen, wie mehrere Vordrucker, d. h. die mit dem Vordrucken 
der Huster lür die crzgebirgische Weissnüherei beschäftigten 
Arbeiter, die sich gleich lange Zeit in gleich ungünstigen 
Verhältnissen befanden, auf ganz verschiedene Weise alficirt 
worden. Während die einen von dem in der Luit des Ar- 
beitszimmers suspendirlen Bleiweissstaube keine anderweite 
nachtheilige Wirliung verspürten, als einen unangenehmen Ge- 
schmack im Munde, und ein erdfahles Aussehen zeigten, traten 
bei den andern in der kürzes:en Zeit alle charak eristischen 
Symptome dvr Bleiintoxication auf. Leider haben meine wie- 
derholten Ermahmungen, das Bleiweiss durch das In jeder 
Beziehung gleich vortheilhafte Zinkweiss zu ersetzen, noch 
immer nicht bei allen Vordruckern Gehör gefunden. 

(Schluss folgt.) 

■■- ■ ' 

Di« ChariM in Berlin bedarf zu ihrer Unterhaltoag für das Jabr 
1858 im Ganzen 148.260 Thlr., nämlich 13,863 Thlr.. zu Vcrwaltang^- 
kosten, 21,494 Thtr. za Besoldungen und 112.903 Ttiir zu sachlichen 
Ausgaben. Per Staat schiesst zu diesem Aus^beetat 68,440 Thlr. zu, 
da die eigenen Emnnhmen des Inslilols nur auf 79,819 Tlilr. zn ver- 
«nseblagen sind. Von den letztem fliessen 10,981 Thi. an Zinsen etc. 
ans eigenem Vermögen, 50,252 Tlilr. aus den Kur- und Pflegegeldem 
der Kranken, 3586 Tlilr. aus verschiedenen sonstigen Eionabmequelien. 

Im Xirchanataate bat die Nachfrage nach Schwele! seit dem 
Auftreten der Traubenkraniiheii, und namentlich seitdem auch in Grie- 
chenland und aur den ionischen Inseln dieses Mittel zur ßeseitigung 
der Traubenkrankheit in grossen Quantitäten verwendet wird, sich 
sehr vermehrt und die Preise sind dadurch durehschnitllieh um 50 pCt. 
10 die Höhe gegangen. Sie variirten im Laufe des Jahres 1857 zwi- 
schen 8.(0 und 11 Skudi per 1000 Ankonapfunde. Die Produktion in 
den Schwefelmincn bat sich dadurch sehr gehoben, während die von 
Weinslein noch immer gegen die der Jahre vor der Traubenkrankheit 
zurücksteht, obgleich sie 1857 giö^ser gewesen ist, als bei den Wir- 
kungen der Traubenkrankheit zu erwarten war. Der Grund davon 
Hegt in dem ebenfalls um 50 pCt. gestiegenem Preise des Artikels, 
weil dadurch die Fabrikanten in den Stand gesetzt wurden, auch das 
ordioairsle Rohmaterial, welches sonst seines geringen Gehaitcs we- 
gen unbenutzt blieb, zu verarbeiten. £s wurden im Jahre 1857 aHein 
von Ankona ca. 300.000 Pfd. im Wcrihe von 45,000 Skudi ausgeführt. 
Die Preise variirten zwischen 14.2$ ^"d 15,^0 Skudi. 

tt Ostfriesland. Eine in öflentlichen BJättern vielfach verbreitete 
Notiz, dass In einer Schöflengerichlssilzung 81 Landwirthe und Com- 
mSssionJIre wegen Verfftlschung der fiuttcr auf der Anklage- 
bank gesessen haben und davou 80 vernrtheilt worden sind, hat, wie 
wir vernehmen, zu argen MisKverständnissen Aniaas gegeben. Zar 
Aufklärung mögen folgende Zeilen dienen. 

Es bestehen für Ostfriesiand sehr strenge Bestimmungen rück- 
sichllich des Butterhandels; es ist genau festgesetzt, wie die Butter- 
fässer bcscha/Ten sein , welches Gewicht sie haben soUen ; wie sie 
ausgelaugt, wie sie geeicht und sonst bezeichnet sein sollen; wie 
die Butler nicht mit zu viel Salz, nicht mit fremdartigen Stoffen ver- 
mischt, nicht zu nass und wie nicht ungleichartige Butler eingeschla- 
gen werden darf u. a. w. Auch soll, wo am Verkaufsorte, wie hier 
in OstfiieKland der Fall, eine ölfuntliche Waage besteht, die zum Ver- 
kauf angebrachte Butter auf dieser gewogen werden ; aller Handel mit 
fremder nicht ostfriesischer Butter in Fässern, welche in der Prozinz ge- 
eicht worden, ist verboten. Die hiesige Kaul^niannschaft bat das Zweck- 
mässige von Jeher erkannt und ist ihrerseits bestrebt gewesen, die 
Purchffihrutig derselben zu erleichtern, daher auf ihren, in Sonderheit 
der Butlerli&ndler, Betrieb neben den Polizcioracianten ein Mann cigeos 
als Aufseher fiber die Butterfässer angestellt ist, der auf eifrigste 
Wahrnehmung seines Otliciums um so mehr angewiesen ist, als er 
Dur In der Gebfihr für entdeckte Contravenlionen seine Remuneration 
erhält. Wie er im Falle des Verdachts, dass in einer oder anderer Weise 
die gesetzlichen BeMimmungen umgangen sind, zu verfahren habe, 
Sst genau vorgeschrieben und namentlich daffir zu sorgen, dass in 
Stelle Jedes angetroflcnen ordnungswidrigen Fasses ein gehörig justir- 
les und geeichtes gesetzt und Jeuea zerstört werde. — Von dem in 



letzmonaüicher Schöffengerichtssitzung ahgeurlhi>ilten Contraventions- 
fällen bezog sich nun kein einziger auf Verfälschung der Butter, ein 
Fall, der überhaupt seilen vorkommen kann, weil die Producenten 
nicht leicht hoffen dürfen, für solche Buller einen Käufer zu finden, son- 
dern theils auf Umgehung der Wage, Iheils auf Fehler an den Fässern. 
Es wird, wie wir hoffen, die vorstehende Auseinandersetzung dem 
consumirenden Publicum die Ueberzengung verschaffen, dass sein In- 
teresse eben so wohl durch strenge Handhabung derselben nach Mög- 
lichkeit gewahrt wird. ^ 

Berlin. Die Zahl der als pockenkrank im September In Berlin 
gemeldeten Personen belief sich auf 99 ; die Zahl der an den Pocken 
Verstorbenen auf 7. Von den ersleren waren 84 geiropn, 10 nicht 
geimpn und bei 5 war die Impfung uugewiss, von den Verstorbenen 
waren 4 geimpft, 3 nicht geimpft. 

in Folge einer von uns veröffentlichten Nachricht Über das Ver- 
bot der Einfuhr gewisser Arzneimittel In Russland wer- 
den wir um nähere Auskunft ersucht. Wir geben dieselbe in Fol- 
gendem : 

Das Departement des auswärtigen Handels hat den Zollämlem 
angezeigt, dass nach Beratbung mit dem Medicinalrathe des Ministe- 
riums des Innern, welche durch die 4. Anmerkung zum Verzeiehniss 
der Apothekcrwaaren und Heilmittel im Tarif angeordnet Ist. folgende 
Heilmittel und Apothekcrwaaren aus dem Ausland einzuführen ver- 
boten sind: 1) Colodium caniharidale , 2) Hydrargyrum zooticum, 
3) Morrison PiUen, 4) Oleum Harlamense, 5) Hydrargyrum sulphura- 
tum Btibialum, 0> Kräuterpulver und Tiiee unter dem Namen Ic Hol, 
7) Ferrum limatum alcoholisatum et revaienl^ Arabiea, 8) Dragees de 
lactale de fcr et päle de mou de vean, 9) Essentia coffeae, 10) Ex- 
tracia medJcinalia, 11) Extractum filicis marls aethereum (ätherisches 
Farrenkrantexlraet) , 12j Theriac (Muss). 



PenonaiehroBik. Preussen, Für Halle ist die deligirte medicin. 
Examinalionscommission neugebiidet worden. Es fuugireo für das PrA- 
faiigsjahr 1858-i59 als Examinatoren : iör die analomiscbe Piüfung die 
Professoren Dr. Volk mann und Dr. Schnitze; für die chirurgische 
Prüfung die Professoren Gebeimer M dicinalrath Dr. Blasius und 
Dr. Kr ahm er; für die medicinische Prüfung Professor Dr. Vogel 
und der praktische Arzt Dr. Mann; für die geburtshfilflicbe Prüfung 
Professor Dr. Hohl und der praktische Arzt Dr. Hü 11 mann; für die 
Prüfung in den uiedieiniachen Naturwissenschaften bei der mündlichen 
SchluMprüfung die Professoren Dr. Knoblauch und Dr. Girard. 
Dia Direktion der Commission ist wiederum dem Geheimen Medicinal- 
ralh und Professor Dr. Blasius fiberlragea. 

Vereidigt: als Gerichlschemiker bei dem König!. Krelsgericlit 
von Berlin der Apotheker 0. A. Ziurek» 

Orden: Der Leibarzt des Prinzen-Regenten von Preussen Ober- 
Stabs- und Regimentsarzt und Geheimer Sanitätsraib Dr. Lauer bat 
den Kaiserl. Russisch. St. Annenorden IL Kl. und der Oberslabs« und 
Regimentsarzt Dr. Weiaa v. 1. Garde-Ublanen-Regiment den Kaiserl. 
Oesterreich. Orden der eisernen Krone 111. KL erhallen. 

Vacant: Das Physikat des Kreises Ziegenrücjc Reg.-B. ErfurL 
Das der KünIgL Universität zu Breslau gehörige Apotheken-Privilegium 
soll verkauft werden. Kauflustige haben ihr Gebot schriftlich, versie- 
gelt und mit der Aufschrift: „Gebot auf das Untversitäls-Apoiheken- 
Priviiegium'% bis eom 1. November 1858 an den Königl. Universitäts- 
Kuralor, Wirkl. Geheim. Rath und Oberpräaident von Sehleinilz in 
Breslau zu richten, lieber die Kaufbedingungen Nachrichten d, d. R. 

Bayern, Ernannt: Der Gerichtsarzt Dr. K. Urban zum Land- 
gerichtsarzt zu Dürfen. 

Sachsen. Ernannt: Dr. med. Körner zum Bezirksarzt und 
Pbysikus der Landesschule zu Melssen, nachdem der bisherige Be- 
ztrksartt tt. Pbysikus Dr. Me ding diese Funktionen niedergelegt hatte. 

Orden: Dem Ffirall. Schönburgscben Rath u. Bezirksarzt Dr. C. 
Meischner zu Harteusteln das Ritterkreus des Albrechts-Ordens. 

H ürttemberg. In den Ruhestand versetzt der Oberamisarzt Dr. 
Pfeilsticker zu Marbacb, der Oberamisarzt Dr. Friz in Neresheim. 

Ernannt: Der Oberamisarzt Dr. Sehwandner zum Oberamls- 
arzt in Marbach. 

Vacant: Das Oberamlsphysikat Welzheim. 300 fl. Gehalt, 150 fl. 
aus Körpersebaftskassen. Das Oberamlsphysikat Neresheim 350 fl. 
Gehall, 100 fl. aus Körperschaftskassen. Meldungen an die KönigL 
Regierung des Jaxtkreises. Die Arztstelle in Erlingen Oberamt Ried- 
lingen, 250— 300 fl. Warlegeld. Bewerbungen an das gen. Amt 

UeBten, Gestorben: Dr. med. H. Baiser aus Darmsladt In 
Montreux am Genfer See. 

ßlaetHU, Orden: Des Hofmedicus Geheime Hofrath Dr. Fritze 
hat das Gommandeurkreuz dea Grossherzogi. Luxemburgischen Ordens 
der Eiehenkrone. 

SekwurxAttrg'SvnderekmuBen. Der Geheime Medicinalralh hr. 
von Biödau in Sondershausen und der Geheime Medicinalralh 
Dr. Klemm in Greussen haben das Fürsil. Scbwarzburgiscbe Ehren- 
kreuz 11. Kl. erhallen. Den 28. Octbr. c. wird dii mit einem Real- 
privilegium versebene Apotheke in Grossenehrich öfienllich und roeist- 
bietend verkaufL 

Frankfurt a. M. Ein promovlriar Arzt wird zur Begleitung 
eines im November nach Australien segelnden Emigranten-Sckiirea 
gesucht. Nähere Nachrichten durch die Red* 



Redactiottsburean bei 0. A. Ziorek, Berlin, Wilhelmstrasse 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
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Druck der Adolph Ernst Junge'schen Univertilitsbuchdrackerei in Erlangen. 
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PreussexL 

Den Tllel „praktischer Arzt« betr. 

Es Ist neuerdings wiederum der Fall vorgekommen, dass 
ein Wundarzt I. Klasse sich des Titels ^^praktischer Arzl« und 
zwar bei der öffentlichen Ankündigung über seine Niederlas- 
sung an einem Orte bedient hat, obgleich die Wundärzte 
L Klasse sich nach der von uns auf Grund der vorhandenen 
reglementarischen Vorschriften erlassenen Amtsblatts-Bekannt- 
machung vom 8. Januar 1856 (Amtsblatt 1846, S. 18) diesen 
Titel nicht beilegen dürfen. 

WUr bringen daher diese Bekanntmachung wieder in Er- 
innerung, und setzen zugleich In Folge höherer Bestimmung 
hierdurch fest, dass jede fernere derartige Contravention eine 
Ordnungsstrafe von zwei Thalern nach sich ziehen und diese 
im Wiederholungsfälle verdoppelt werden wft'd. 

Minden, den 28. Juni 1858. 

KöntgL Regierung. 

Bayerzu 

K<$nfgl. AUerhöchsfe Verordnung die Reorganisation 
des Velerlhärwesens betr. 

Maximilian H. Wir haben die Bestimmungen des 
Tit. V. des organischen Edicts vom 1. Februar 1810, des 
Veterlnärv^esen betreffend, einer Revision unterziehen lassen 
und finden Uns bewogen, flir so lange Wir nicht anders be- 
stimmen, zu verordnen was folgt. 

§. 1. Zur Ausübung der Thiärhellkunde werden künf- 
tighin nur Veterinärkandidaten zugelassen, welche nach Be- 
stehung der In %. 10 Unserer Verordnung vom 29. Mal 1852, 
über den Unlerrichlsplan und die Einrichtung der Central- 
Thlerarznelschule , vorj^eschriebenen Absolutorial - Prüfungen 
wenigstens ein volles Jahr hindurch bei einem amtlich hiefUr 
autorisirten Thierarzte praktische Unterweisung fn ihrem Fache 
genossen und sodann eine wesentlich praktische Prüfung mit 
Erfolg beslaiiden haben. Den Assistenten der Centraithler^ 
arzneischute wird die Zelt, binnen weldier sie als Assisten- 
ten verwendet waren. In den praktischen Jahrescurs einge- 
rechnet. 

§. 2. Unsere Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
haben zur Ertheilung des praktischen Unterrichtes nur solche 
Thterärzle zu autorisiren, welche von den vorgesetzten Dl- 
strfctspolizelbehörden nach Vernehmung des Gerichtsarztes in 
wissenschaftlicher, praktischer, sittlicher und sonsliger Be- 
ziehung als vollkommen tüchtig und veriässig erklärt sind. 
Deren Namen sind Im Krelsamtsblalte bekannt zu machen. 

$. 3. Unmiltelbar nach Ablauf des praktischen Jabres- 
curses erhält der Gandldat durch die DIstrIctspolizelbehörde 
ein von dieser und vom Gerichtsarzte contrasignirtes, ver- 
schlossenes Zeugniss des betreffenden Thierarztes über be- 
wiesenen Fleiss und Elfer, dann über Tüchtigkeit fiir den 
Beruf und über sittliches und sonstiges Verhalten. Ergab 
sich in letzter Beziehung ein Grund zur Beanstandung, so 
ist die Veranlassung in dem Zeugnisse besonders anzugeben. 

S. 4. Die praktische Prüfung findet alljährlich im Monate 
Oktober Statt und zwar für die Candidaten in Oberbayem, 



Niederbayem, /n der Oberpfalz und Regensburg wie In 
Schwaben und Neuburg zu München, für Jene in der Pfalz 
zu Speier und für Jene In OberfVanken, Mittelfranken, dann 
Unterfranken und Aschaffenburg zu Würzburg. Die Prüfungs- 
commission besteht aus dem Kreismedizinalrathe als Vorstand 
und aus zwei ausübenden, von der Kreisregierung, Kammer 
des Innern, zu bestimmenden Thierärzten. 

g. 5. Die Gesuche um die Zulassung zu dieser Prüfung 
müssen, mit dem Absolutorium der Centraltbierarznelschule 
sowie mit dem amtlich -verschlossenen Zeugnisse über die 
Bestehung des praktischen Jahrescurses belegt, unter genauer 
Angabe des Ortes, wo das Zulassungsdecret zugestellt wer- 
den soll, spätestens bis zum 15. September bei aer nach |.4 
zuständigen Kreisregierung, Kammer des Innern, eingereicht 
werden. Unsere Kreisregierungen haben diese Gesuche so-, 
'fort^zu prüfen und, wenn die vorgelegten Zeugnisse genü-- 
gend befunden werden, das Zulassungsdecret mit Bekannt- 
gabe des Prülbngstages anzufertigen, verspätete Gesuche 
aber, sowie Candidaten, deren Zeugnisse zu erhebUchen Be- 
denken bezüglich des Flelsses und Fortganges In der prac- 
tlscfaen Ausbildung oder des sittlichen und sonstigen Verhal- 
tens Anlass geben, zurückzuweisen. Die nicht zur Prüfung 
admittirten Candidaten haben den praktischen Jahrescurs zu 
wiederholen, insoferne nicht gröbere sittliche Verfehlungen 
den völligen Ausschluss nothwendig machen. 

§. 6. Die Prüfung Ist thcils eine mündliche , tbells eine 
schriltliche; sie soll in der Regel an einem Tage und zwar 
die mündliche Prüfung jedes einzelnen Candidaten in einer 
Stunde und die schrIfUiche Arbeit aller Candidaten aber in 
zwei Stunden beendet werden. Der Candidat hat hiebei seine 
Kenntniss der Veterinär -polizeilichen Vorschrilten und des 
vetcrinärdicnstlichen Vollzuges derselben , namentlich mit 
Rücksicht auf Seuchen und sonstige ansteckende Krankheiten, 
dann an einem kranken oder verletzten Thiere seine nosolo- 
gischen und therapeutischen Kenntnisse durch Untersuchung 
des Thieres, FesTstething der Diagnose und Angabe des Heil- 
verfahrens zu erproben. Die schriflllche Prüfung hat in der 
Bearbeitung eines Falles aus der gerichtlichen TlJerheiikunde 
zu bestehen und Ist unter der Aufsicht eines Mitgliedes der 
Prüfungscommission vorziuiehmen, welches gegen alle Unter- 
schleife zu wachen bat. Der Gebrauch anderer Hilfsmittel 
für die schriftliche Arbelt als der Gesetz - und Verordnungs- 
Sammlungen hat die Zurückweisung des Candidaten zur wei- 
teren Praxis und zur nächstjährigen Prüfung zur Folge. 

g. 7. Die Entscheidung über das Prüfungsergebniss er- 
folgt durch Stimmenmehrheit mit der Note „berdhiget'^ oder 
„nicht befähiget'^ und bei besonders hervorragender Leistung 
mit der Note »befähiget mit Auszeichnung^. Das Zeugniss 
wird gegen Zanlung einer Prüfungstaxe von 6 fl. durch die 
Kreisregierung ausgefertiget. Nicht befähiget befundene, dann 
wegen beanstandeter Zeugnisse oder wegen Unterschleifes bei 
der Prüfung zurückgewiesene Candidaten dürfen die Prüfung 
nur einmal nach Bestehung eines weiteren praktischen Jah- 
rescurses wiederholen und sind, wenn sie hiebei nicht ad- 
mittlrt werden oder nicht bestehen , von der Liste der Can- 
didaten zu streichen. 

S. 8. Die Aufstellung der Thierarzte aus der Zahl der 
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in der praktischen Prarung befähiget befandenen Candidaten 
erfolgt dorch Unsere Kreisregierungen mit besonderer Berttcic- 
sichtigang der Antrüge der Gemeinden, Districle, Bezirks- 
comll6's des landwirthschaftlichen Vereines u. s. w. stets nur 
nach Einvernehmung der Districtspolizelbehörden und Gerichls- 
ärzte und nach Eröffnung einer vierwöchentlichen Bewerbungs- 
frist im Kreisamtsblalte. Die Yerpßichtung und Einweisung 
Seschieht durch die Districtspolizeibehörden unter Zuziehung 
es Gßrichtsarztes. 

S. 9. Bei der Auswahl unter den Bewerbern um eine 
thierärztliche Stelle ist die Anciennetät und Würdigkeit, dann 
auch die nähere Vertrautheit mit den ökonomischen Verhält- 
nissen des betreifenden Bezirkes geeignet zu berücksichtigen. 

i. 10. Die in vorbemerkter Weise autorlsirten Thierarzte 
sind befugt, die Thierheilkunde in ihrem ganzen Umfange 
auszuüben; sie sind die Experten und Vollzugsorgane nlr 
amtliche Anordnungen in Angelegenheiten des Veterinärwesens 
bei den Gerichten sowie bei den Verwaltungsbehörden. Wo 
in einem Polizeibezirke mehrere Thierarzte aurgestellt sind, 
soll nach gutachtlicher Aeusseruug der Districtspollzelbebörde 
und des Gerichtsarztes durch die Kreisregierung derjenige 
Thierarzt bestimmt und im Kreisamtsblalte bekannt gegeben 
werden, welchem die Function als amtlicher Experte, dann 
die Hitwirkung bei der Prüfung für die Ausübung veterinär- 
polizeilicher Geschäfld und bei der AusRlhrung von Massnah- 
men gegen Epizooiieen etc. zukommt. Sonstige veterinär- 
ärztliche Functionen, wie die Thiervisitationen, Fleischbeschau, 
Viehmarkts- und Weidecontrole, die Mitwirkung in Angele- 
genheiten des Landesgestütes etc. werden nach ErforJerniss 
und unter genauer Berücksichtigung der Localverhältnisse un- 
ter die Thierarzte eines Bezirkes entsprechend vertheilt. 

%, 11. In der Regel soll für jeden Distrlcispolizeibezirk 
wenigstens ein Thierarzt aufgestellt sein. Wo aber die Aus- 
dehnung eines Bezirkes und der Stand der Viehzucht in dem- 
selben die entsprechende Dienstleistung durch einen Thierarzt 
unmöglich macht, gleichwohl die Aufstellung von mehreren 
Thierärzten nicht als ausführbar erscheint, soll dem Bedürf- 
nisse möglichst durch Beigebung von Candidaten, welche den 
praktischen Jahrescurs zu bestehen haben, abgeholfen werden. 
Solchen Candidaten dürfen von den Thierärzten unter ihrer 
Verantwortlichkeit minderwichtige Geschäfle des Veterinärpo- 
lizeidienstes, dann augenblickliche Massnahmen in Nothfällen 
übertragen werden. 

$. 12. Um übrigens auch für jene Fälle, in welchen die 
erforderliche augenblickliche Nothhilfe von dem Thierarzte 
oder dem ihm beigegebenen Prakticanten wegen allzugrosser 
Entfernung oder sonstiger Verhinderung derselben nicht so- 
fort geleistet werden kann, die thunlichste Fürsorge zu treffen, 
hat der Thierarzt je nach Bebarf, insbesondere abor in grös- 
seren Ortschaften seines Bezirkes, ein hienir taugliches und 
gutbeleumundetes Individuum in den noth wendigen llandgriffen 
solcher Hilfeleistung praktisch zu unterweisen und dasselbe 
zu deren Vornahme mit Genehmigung der Dlstrictspolizeibe- 
hörde zu ermächtigen. 

S. 13. Diese Hilfeleistung bleibt unter obigen '.Voraus- 
setzungen ausdrücklich auf folgende Fälle beschränkt: 1) Auf- 
blähen der Rinder, Schafe und Zielen, 2) Schlag- und Er- 
sUckungsanfälle und 3) schwere Geburten. 

(SchlasB folgt.) 

Sohwanburg - Sonderahaiueii. 

Taxpreis der Blutegel betr. 
Dass fiir die Zeit vom 1. Oktober d. J. bis ult. März k. J. 
der Taxpreis eines Blutegels auf 2 Sgr. 3 Pf. festgesetzt wor- 
den ist, bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenntnfss. 
Sondershausen, den 2. Oktober 1858. 
Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheilung des Innern. 

V. Eisner. 

Taxveränderungen betr. 

Wir bringen unter Bezugnahme auf unsere Bekanntmachung 
vom 23. December v. J. (Nr. 52 d. Reg.-Bl.) zur öOfentlichen 
Kenntniss, dass in Rücksicht auf den sehr gestiegenen Ein- 
kaufspreis der Ambra grisea zu dem Anhange zur Königlich 
Preussischen Arzneitaxe pro 1858 von Schacht und Voigt 
folgende Taxpreisveränderungen stattgefunden haben: 

Ambra grisea 1 Scrupel 43 Sgr. — Pf. 

Tinctura Ambrae 1 Drachme ... 3 ,> 10 „ 
„ „ cum Moscho 1 Drachme 5 y, 6 „ 

Sondershausen, den 6. Okiober 1858. 
Fürstl. Schwarzb. Ministerium, Abtheilung des Innern. 

V. Eisner. 
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Ueber <diroiiiaohe Bleiyergiftang duroh Sohnupftabak. 

(Schlots.) 

Ein anderer bisher ganz übersehener Erklärungsgrund ftlr 
das Zustandekommen von chronischer Vergütung durch blei- 
haltigen Schnupftabak dürfte in dem Umstände zu suchen sein, 
dass Viele die üble Gewohnheit haben, den Nasenschleim hin- 
terzuziehen und zu verschlucken, so dass man bei vielen Ge- 
wohnheitsschnupfern bei der Untersuchung der Rachenhöhle 
an der hintern Rachenwand TabakspartikeTchen haften sieht; 
Leute, die grosse Mengen bleihaltigen Tabakes auf einmal in 
die Nase stecken, und hie und da den Schleim hinterziehen, 
Hihren somit Bleiverbindungen direct in den Magen, und müs- 
sen nothwendigerweise rascher und heftiger erkranken, als 
Schnupfer, die diese Angewohnheit nicht haben. 

Dass gerade durch den einer ungemeinen Verbreitung 
sich erfreuenden Lotzbeck'schen Tabak namentlich leicht Ver- 
anlassung zu Bleiintoxication gegeben werden könne, liegt 
meiner Ansicht nach theils in der Anwesenheit der feinen 
Quarzkrystallchen , theils in der auflbllend reizenden Beschaf- 
fenheit der Sauce, indem die ersteren auf mechanischem 
die letzlern auf chemischem Wege Erosionen der Nasen- 
schleimhaut bedingen können. 

Glaube ich durch vorsiehende Erörterungen die grosse 
Schädlichkeit des bleihaltigen Schnupftabakes für die Gesund- 
heit des Consumenten zwdfellos dargethan zu haben, so er- 
übrigt schliesslich nur 'noch die Beantworiung der Frage, auf 
welche Weise das Publikum vor den aus dem Gebrauche blei- 
halligen Schnupftabakes ihm entspringenden Gefahren wirk- 
sam geschützt werden könne. 

Heiner unmassgeblichen Ansicht nach würde das einzige 
sichere Mittel darin bestehen, dass von Zeit zu Zeit der Schnupf- 
tabak untersucht, bleihaltige Sorten confiscirt, der Kaufmann, 
welcher dieselben gerührt, mit ansehnlicher Geldstrafe belegt 
und demselben bei Strafe verboten würde, sich zur Verpackung 
des Tabakes zum Behufe der Verabreichung an das Publikum 
bleihaltiger Hüllen zu bedienen; zugleich müsste man ihn darauf 
aufmerksam machen, wie leicht und rasch das Blei corrodirt 
werde, wie sich also keinerlei bleihaltlfi^e Gefässe zur Aufbe- 
wahrung desselben eignen, wie namentnch die früher Üblichen 
und heutzutage noch in manchen Kaufläden . geführten grossen 
Büchsen von Blei oder bleihaltigem Zinn, die Beschwerungs- 
deckel aus solchem Material, die Hüllen aus reinem oder ver- 
zinntem Blei, mit oder ohne zwischen gelegtes Papier voll- 
ständig zu verbannen seien,' wenn anders er vor Strafe und 
Confiscation des Tabakes sicher sein wolle. Pappenheim 
sagt a. a. 0.: „Wenn nun hiernach zur Oxydation des Ta- 
bakbleles nicht einmal ein saurer Tabak nöthig ist, sondern 
die neutrale Reaction der Tabakfeuchtigkeit jene nicht aus- 
schliesst, so versteht es sich von selbst, dass Schnupftabak 
in Blei nicht verpackt werden könne.'^ Und Baierlacher: 
„Es dürfte aus' sanitätspolizeilichem Interesse darauf hinzu- 
wirken sein, dass das Verpacken von Tabak in Blei gänzlich 
untersagt würde. Eine verschärfte Controle von Seiten der 
Polizei über die Tabakhändler und Androhung von Strafe bei 
Vorfinden von bleihaltigem Schnupftabak entsprechen dem da- 
bei im Auge gehabten Zwecke nicht; denn wo ein in der 
angegebenen Weise zubereiteter Tabak mit metallischem Blei 
in Berührung kommt, lasst sich seine Einwirkung auf dasselbe 
nicht beseitigen, und um Meifreien Tabak zu erhalten, gibt 
es nur ein Mittel und das ist, das Blei als Hülle für den Ta- 
bak gänzlich zu verbannen, und duroh einen andern Stoff zu 
ersetzen.*' 

Meiner Ansicht nach sind die beiden angerührten Maass- 
regeln unzertrennlich von einander; denn wollte man sich 
damit begnügen, blos die Verpackung des Tabakes in Blei zu 
verbieten, so würde eines Theiles aller schon mit Blei hin- 
länglich gesättigter Tabak einfach umgepackt wieder in den 
Handel gebracht werden, andern Theils die Möglichkeit nicht 
ausgeschlossen sein, dass das Publikum durch den Gebrauch 
eines zwar nicht in Blei verpackten, wohl aber mit Blel- 
präparaten versetzten Tabakes beschädigt werde. Wollte 
man sich aber darauf beschränken , blos im Allgemeinen auf 
den Verkauf eines bleihaltigen Schnupftabakes Strafe zu setzen, 
ohne zugleich auch das Ausgeben desselben in bleihaltigen 
Hüllen zu verbleien, so würde man hauGff bei der Revision 
im Gewölbe des Kaufmanns bleifreien Tabak finden, der erst 
im Besitze des Consumenten durch allmähliche Corrosion der 
Hülle schädliche Eigenschaften erhalten würde. Zur Ver- 

?ackung des Tabakes würde sich am besten entweder nach 
organg der französischen Regie , bleifreie Zinnfolie, auf der 
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Innenflficbe mit Papier beklebt ,. oder das weit biliiffere Gut- 
taperchapapier eignen, welches völlig gerachlos ist, den Tabak 
feucht erhalten und dessen Verdunstung verhindern würde. 
Die Prüfung des Tabakes auf etwaigen . Bleigehalt erfordert 
weder grosse chemische Kenntnisse, noch besondere Hülfs- 
mittel, und wäre am besten so yurzunehmen, dass eine Por* 
lion des fraglichen Tabakes geglüht, die Asche mit Wasser 
ausgezogen, der Rückstand abermals geglüht, und mit war- 
mer Salpetersäure ausgezogen würde; der hierbei gebliebene 
unlösliche Rückstand Ist mit kochender Salzsäure zu behan- 
deln, beide Auszüge, sowohl der salpetersaure, als der salz- 
saure, mit Schwefelwasserstoffwasser Im Ueberschusse zu 
versetzen, und der hierbei etwa entstandene Niederschlag von 
Schwefelblel auf ein gewognes Filter zu geben, hinlänglich 
aiuszusüssen, zu trocknen, aus der Gewichtszunahme des Fil- 
ters das Schwefelblel, und aus diesem das metaUische Blei 
zu berechnen. 

Anhang. 

Als dieser Vortrag eben für den Druck vorbereitet war, 
wurde ich, am 12. August d. J., nach A. zu einem Kaufmann 

Jerufen, der In Zeit von 5 Wochen dreimal schlagähnliche 
nialle erlitten hatte, bei welchen die Zunge, der Unke Arm 
und das Unke Bein mehrere Stunden hindurch gelähmt waren. 
Der Kranke war im höchsten Grade anämisch, halte einen 
bleigrauen Saum am Zahnfleisch, stetes Zittern der Hände, 
einen harten Puls von 96 Schlägen In der Minute, eine feuchte 
massig belegte Zunge, und klagte Über rechtsseitigen Kopf- 
schmerz. Da sich schon aus den angeführten Symptomen der 
Verdacht einer chronischen Bleivergiilunff ergab, so frug Ich 
die Frau des noch etwas unbesinnlichen Kranken, ob derselbe 
etwa schnupfe, und was für eine Sorte; man erwiderte mir, 
der Kranke schnupfe seit Jahren ganz ungewöhnlich stark, 
und zwar Lotzbeck Pariser 2. Auf weitere Fragen erhielt 
ich nun folgende Auskunft,: Der Kranke hatte selbst schon seit 



längerer Zeit bemerkt, dass er sich .um so unwohler filhle, 
je stärker er schnupfe, namentUch bei nüchternem Hagen* 
Das Zittern der Hände war dann stärker geworden, er hatte 
einen süssUch herben Geschmack im Hunde bekommen, hatte 
häufiff an Kolik und Obstruktion geUtten. 

Diese Erscheinungen zusammen genommen mit dem Um- 
stände, dass durch die chemische Uniersuchunff In einem Lothe 
des von dem Kranken geführten Tabakes 2,19 Gran reguUni- 
sches Blei gefunden wurden, und zwar im salpetersauren Aus- 
züge l,8ä, im salzsauren Auszuge des in Salpetersäure nicht 
gelösten Rückstandes 0,34, Hessen keinen Zweifel an der Rich- 
tigkeit der aufgestellten Diagnose: Chronische Bleivergiftung 
durch Schnupftabak, aufkommen; der Kranke erhielt Jodkali In 

fressen Dosen, nahm SchwefeUeberbäder, musste die Sorte 
abak mit einem bleifreien vertauschen und ist gegenwärtig 
genesen. — 

Wenige Ta^e darauf prttsentirte sich mir ein Eisenhfit- 
tenbeamter aus H. Derselbe klagte über Hagenschmerz, Nei- 
gung zu Obstruktion und häufige Anwandlungen von Hattig- 
kelt; der bleigraue Rand am Zahnfleisch, In Verbindung mit 
dem Umstände, dass Patient Lotzbeck schnupfe, ohne dass er 
auf andere Weise mit Bleiverbindungen in Berührung kommt, 
rechtfertigten die Annahme einer chronischen Bleivergiftung 
durch Schnupftabak; von dem Erfolge der eingeschlagenen 
Therapie habe ich noch keine Kenntniss. 

Beide soeben mitgetheilten Fälle, namentlich aber der 
erste, beweisen die enorme SchädUchkeil eines bleihaltigen 
Schnupftabakes, und haben mich bestimmt, in Verein mit den 
betreifenden Gerichtsämlern durch eine Bekanntmachung in 
den' Amtsblättern des mir anvertrauten Hedicinalbezirkes das 
PubUkum auf die Gefahren aufmerksam zu machen, die aus 
dem anhaltenden Gebrauche bleihaltigen Schnupftabakes ent- 
springen, und zugleich diejenigen hier im Handel vorkommen- 
den Sorten namhaft zu machen, in welchen bis jetzt Blei. 
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gefunden worden. 

Uebersicht 
über den Gehall an metallischem Blei in verschiedenen Sorten von Schnupftabak:. 

A. Bleifolie auf der Innenfläche verzinnt 
a. ohne zwischenliegendes Papier, 
im Durchschnitt grana 3 In 1 Loth im Rand; gr. 3,75 in der Mitte 2,25. 
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b. mit zwischenliegendem Papier. 
ß Bernhard (Offenbach Robillard Kaufm. M. S. In E. Im Durchschnitt gr. 2,25. 

B. Nicht verzinnte Bieifolie mit zwischenliegendem Papier. 
A. Schwenker (Gera) Feiner Augen tabak Kaufm E. in S. 

im Durchschnitt grana 2,50 in 1 Loth; im Rand gr. 2,66, In der Mitte 2,25. 
C. Bleiverpackung ohne nähere Angebe (hier habe ich die Verpackung nicht selbst gesehen). 
Gros rftpä d'Hollande von Gebr. T. in Leipzig bezogen 

im Durchschnitt grana 2,25 In 1 Loth im Rand; gr. 



Analyse des Schnupftabakes Lotzbeck Pariser Nr. 2 vom 

Kaufm. Pfannenschmidt In Schneeberg, vorgenommen von 

Herrn Professor Kühn In Leipzig. 

Der Wassergehalt des Schnupftabakes bald nach dessen 

Ankunft im Laboratorium ward zu 43,96 und 43,78 pCt. be- 

siimmt; bei zwei viel später angestellten Versuchen verlor 

der Tabak im ersten Versuche 36,5 im zweiten Versuche 

(später) 33,30/0. 

Der Tabak ward der Glühhitze ausgesetzt, und nach 
einem Auszüge mit Wasser, wodurch kohlensaures Kali ent- 
fernt ward, bis zur weissen Farbe gebrannt; der hier blei- 
bende Rückstand gab dann, mit Salpetersäure gekocht, eine 
Flüssigkeit, welche zu einem Theile mit Aetzkali im Ueber- 
schusse versetzt, nach Ihrer Filtration, auf Zusatz von Schwe- 
felwasserstoffwasser einen schwarzen Niederschlag lieferte (der 
auf dem Filter bleibende Rückstand In Salzsäure gelöst gab 
mit Schwefelwasserstoff keine Reaction, wohl aber auf Zusatz 
von Ammoniak, zeigte sich also frei von Wismuth und Kupfer, 
und enlhielt von Metallen nur Eisen). Der übrige Theil der 
salpetersauren Flüssigkeit wurde unmittelbar mit Schwefel- 
wasserstoff gelallt; beide Niederschläge vereimgt, hinreichend 



ausgesüsst, mit dem Filter geglüht, gaben nach Behandlung 
mit Salpetersäure, Uinzulügung von ein paar Tropfen Schwe- 
felsäure und WIederfflühen schwelelsaures Blei. 

Auf die bei 100^ getrockneten Proben berechnet erhielt 
K. 2,53 und 2,45 pCt. metallisches Blei; ein Practicant hatte 
3,43 und 3,76 pCt. gefi|nden; auf den frischen Tabak berech- 
net mit 44% Feuchtigkeit ergeben sich statt obiger Zahlen: 
1,42. 1,37. 1,02. 1,11 pCt. oder im Mittel der Versuche von 
K. 1,4 pCt. 

Im wässrigen Auszuge konnte kein Blei entdeckt werden, 
wohl aber im essigsauren Auszuge, der vom Rückstande der 
wässrigen Extraction veranlasst worden; indess hatte Essig- 
säure bei weitem nicht alles Blei ausgezogen, denn Salpeter- 
säure löste aus dem Rückstande der essigsauren Extraction 
noch einen guten Theil auf. Bei der mikroskopischen Unter- 
suchung licssen sich metallische Partikeln nicht wahrnehmen. 



Schonzeit der Fuche. Im Slromgcbiet der Elbe werden sfaalliche 
Massregeln in Betreff einer Schonzeit für Fische ange- 
strebt. Die Vermehrung und der Gesundheitszustand der Bevöllierung 
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sihd wesenlHch darch eine genügende Vermehrung des Nahrangistöffet 
bedingt, den wir in tiestalt von Fleisch und Brod dem Boden, in G»* 
•tall von Fischen den Gew&ssern abgewinnen. Sorgsame Hegierongefl 
lassen e» sich daher angelegen sein, nicht nur die Früchte aul den 
Feldern, sondern auch die Fische in den Gewässern zu schützen. In 
der letztern Hinsicht ist die Gesetzgebung noch maogelban, denn die 
Anordnungen über Ausübung der Fischerei gehen nicht einmal so 
weit als die Jagdgesetze, welche die zeugungsfähigen Thiere doch 
wenigstens in der Fortpflanzungszeit zu schfllzen pflegen; daher sind 
die Klagen über Verechlechlening der Fischerei aiigeuiein. Die Zer- 
störung des tbierisehen Lebens in den »dessen Gewässern schreitet 
mit Riesenschritten vorwärts. Man fängt die meisten Fische gerade 
in der Zeit, wo sie sich fortpflanzen und deswegen in Schaarcn zu- 
sammenkommen, aber damit vernichtet man nicht nur die gefangenen 
Individuen, sondern auch ganze Reihen von Generationen. Dazu 
kommt, dass Fabrilien und Manufakturen eine Menge schädhcber Salze, 
giftiger Farbestoffe und anderer verderblicher Subsunzen in die Was- 
serbäche, deren sie sich als treibender KraR bedienen, fähren, und 
dadurch die darin lebenden Fische vertreiben oder tödten. Die Sorge 
lür die Schifflahrt bringt den Fischen ebenfalls mancherlei Gefahren. 
Das häufige Ausräumen der Strombetten luhrl zur Wegnahme der 
Wasserpflanzen, des Sandes und des Schlammes, in denen die nolh- 
wendigen Bedingungen der natürlichen Aufzucht junger Fische liegen. 
Ferner stören die Dampfschiflc die Fische duruh die von ihnen gebil- 
deten WeUen und werfen eine Menge von Eiern und nnbehüiflichen 
Jungen auf den Strand, welche dort rettungslos zu Grunde gehen. 
Unter solchen Umständen haben die Regierungen jetzt mehr als je 
Ursache, der weiteren Vermindernng der Fischproduklion mit geeig- 
neten Gesetzen entgegenzutreten. Die preussische Regierung beschäf- 
tigt sich schon seit mehreren Jahren angeicgenilichsl mit diesem Ge- 
genstande. Unter dem 21. Oktober 1855 hat die Königliche Regiening 
zu Merseburg Polizeivorschriften zum Schulz der Fische erlassen und 
dnrch Mittheilung derselben andere Regierungen zu ähuiichen Mass- 
regeln aufgefordert. Die Königlich sächsische Regierung hat diese 
Mitlheilung mit Dank aufgenommen und ist dadurch veranlasst wor- 
den, sich von der dazu geeigneten Behörde über denselben Gegen- 
stand Bericht erstatten zu lassen. Seit dieser Bericht erstattet ist, be- 
schäftigt man sich auch im Königreich Sachsen mit der ürörtorung, 
ob eine Schonzeit für Fische, wie sie die Könighch preussische Re- 
gierung zu Merseburg in der Polizeiverordnung vom 21. Okiobei 1855 
vorschreibt, eingeführt werden solle. In Bezug auf die Lachsfischerei 
in der Elbe ist Sachsen bereits aul diplomaUschem Wege mit Freus- 
sen und Oesterrelch in's Vernehmen getreten und sind darüber wahr- 
scheinlich nächstens kommissarische Verbandlungen zu erwarten. Auch 
mit Dessau und Bernburg schweben über diesen Gegenstand Verhand- 
lungen. Da die Fischerei in der Elbe bis jetzt faktisch von jeder he« 
schränkenden Bestimmung frei war, so lässt sich lür die volle Wir- 
kung einer ihr aufgelegten Schonzeit natürlich noch keine Erfahrung 
aulstcUen, aber eine solche Massregel erscheint als dringendes Be- 
dfirfniss. 

BetlhL Die Direktion der Königl. ImpfAistalt hat dem PoUzel- 
präsidio angezeigt, dass von mehreren auswärtigen Medicinalpersotien, 
welche Lymphe aus der Anstalt zu beziehen wünschen, kleine Geldbe- 
träge zur Verwendung für diejenigen Impflinge, von denen die Lymphe 
abgenommen ist, eingesendet werden. Das Polizeipräsidium sieht sich 
veranlasst, darauf aufmerksam zu machen, dass, da nach dem Reg- 
lement der Anstalt die Verabfolgung der Lymphe unentgeltlich ge- 
schieht, künftighin dergleichen Geldbeträge von der genannten Di- 
rektion zurückgewiesen werden müssen. 

Berlin, den 9. Oktober 1858. 

Königl. Polizeipräsidium. Frbr. v. Zedlitz. 

Stuttgart. Goelhe sagt: „es ist dafür gesorgt, dass die Bäume 
nicht in den Himmel wachsen**; wir haben uns aus einer der letzten 
Sitzungen der Kammer der Abgeordneten zu freuen gehabt, dass sie es 
über sich genommen, dafür zu sorgen, der wachsenden crassen Ver- 
kehrtheit der Petitionen gegen den Impfzwang entgegen zu treten. 
Die Tagesordnung v. 30 Seplbr. führt auf den Bericht der Petitions- 
kommission über 20 Petitionen mit 1042 Unlerschriften um Verwendung 
gegen den Impfzwang an. Und so etwas kann in dem Intelligen- 
ten, durchbildeten Württemberg geschehen? Allerdings! Aber nicht 
darüber würden wir uns beklagen, dass es in Württemberg 1042 Män- 
ner gibt, die ans Sorge für das Wohl ihrer Kinder, das öfl'ent- 
liehe Gentändniss ihrer Urtheilsunmfindigkeit, ihrer vollständigen Un- 
wissenheit über das Werten, den Zweck und die unberechenbar gün- 
stigen Folgen welche der menschlichen Gesellschaft schon aus der 
Impfung geflossen sind, ablegen, wohl aber haben wir es zu bedauern, 
dass es in W*ürttemberg Männer gibt, deren Urthcilsrcife , Kenntnisse 
und auch Motive jene Entschuldigung nicht zulassen, dass es Männer 
gibt, denen die Agitation, selbst für solche Zwecke das Mittel sein 
soll zu Einfluss und Stellung zu gelangen. Unsere Kammer und in 
dieser besonders Mohl hat dem mit einfachen klaren Worten einen 
Strich durch die Rechnung gemacht. Die Kammer ist auf den, unter 
Hinweis auf die bekannte Erörterung und Entscheidung des Medici- 
nalcollegii gestellten Antrags Mohl's über die Impffrage mit 51 gegen 
22 Stimmen zur Tagesordnung Übergegangen. — L 

Haimover. Endlich soll nun auch in unserem städtischen Kran- 
kenfaause die nach allen Seiten so erwünschte Trennung der mediel- 



niseben und cbirurgischen Abtheflung in's Leben treten und für die 
erstere bereits einer unserer tüchtigsten und umsichtigsten Aerzte ols 
Vorstand designirt sein. m. 

Paris. 1788 zählte Paris nur 605,000 Einwohner, unter vrelchen 
sich nur 61.000 Handwerker und eingeschriebene Arbeiter befanden. 
Heule umschliesst das „offldelle** Paris, d. i. Paris innerhalb der Fe» 
stungswerke, 1,200.000 Einwohner. Während der letzten fünf Jahre 
nahm die Bevölkerung um 131,000 Einwohner zu. Dauert diese Pro- 
gression bis 1900 fort, so wird Paris nicht weniger als 2,500,000 Ein- 
wohner zählen. * 

Aus dem Bagiaruagibeihrk Maraebwg. Die Nachricht, nach wel- 
cher auf Anordnung unsers Handelsministers die Saline zu Kösen 
eingehen soll, hat unter den Bewohnern Kösens eine grosse Bestür- 
zung hervorgerufen. Die Saline und das von Jahr zu Jahr mehr in 
Aufnahme gekommene Bad war ja bisher ihre Haoptnahrungsquelle, 
indem Oekonomie und Weinbau nur im geringen Umfange von ihnen 
gelricbea wird. Die Gemeinde ist daher kürzlich zusammengetreten 
und hat beschlossen, ein Bittgesuch an den Prinzen von Preussen 
gelangen ru lassen, damit die in Rede stehende Anordnung des Hrn. 
V. d. Heydt nicht in Auslührung komme. In der Saline zu Kösen 
sind übrigens in zwei grossen Siedehäusern jährlich 50 — 54000 Ctr. 
gutes Kochsalz gewonnen und in der chemischen Fabrik gegen 1600 Ctr. 
Glaubersah, Magnesia u. dgl. aus den Abgängen bereitet worden. 

Heinfagen. Mit Bezug auf unsere VeröQ'entlichung vom 26. Juli 
d. J., durch welche wir wegen Einreichung von Bauplänen für eine 
im Herzogthume zu errichtende Irren-Heil- und Pflegeanstall, 
unter Aussetzung einer Prämie von lOOFriedrichsd'ors für den 
zur Ausführung gewählt werdenden Bauplan, einen Concnrs ausge- 
schrieben haben, machen wir hierdurch bekannt, daas der Schlus»- 
termin zur Vorlegung der Pläne nebst Kostenanschlägen auf dea 
1. April 1859 hinausgerückt worden ist. 

Meiningen, den 15. September 1858. 
Herzogt. Staalsministerium, Abtheilung d. Innern. Giseke. 



Parsonalelumiik. FreusMßn, Der prakt. Arzt Dr. Hierefidorf 
zu Stralsund hat den Charakter als Sanitätsrath erhalten. 

Ernannt: Der ordentliche Professor Dr. P e r n i c e zu Greifswald 
mm Direktor der dortigen Hebammenanstalt; Kreisphysikus Dr. Wulff 
aum Kreisphysikus des Kreises Ziegenrück ; die praktischen Aerzte Dr. 
Traut mann zu Kreuznach, Dr. Wasser fuhr zu Stettin, Dr. Wald- 
dorf zu Koblenz, die Wundärzte 1. KL Falkenbach zu Mayen und 
Kühlmann zu Jarmen sind zu Kreiswuadärzten für die Kreise Kreuz- 
nach, Randower und Stadtkreis Stettin, Koblenz, Mayen und Demmin 
ernannt worden, 

Miedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Stenger in Schwle- 
bus, Assistenzärzte Dr. Schwahn, Knönagel, Puhlmann und 
Abel in Potsdam, Dr. Neumann, Dr. Gobert in Berlin, Dr. Rothe 
in Bergen, Dr. Auerbach in Vreden, Dr. Ketsch in Treuenbrietzen, 
Dr. Gosse in Hermeskeil, Wundärzte 1. KL Fahrig in Erfurt, Thiele 
inCremmen, Wundarzt 1(. Kl. Lammers in Detzim Landkreis Trier. 
Apotheker Kurz hat die Berger*sche Apotheke in Liebenthal gekauft. 

Orden: Apotheker Dr. Lucanus in Halberstadt den fiothen 
Adler -Orden UL KL mit der Schleife; Apotheker Mienhaus zu 
Stadtlohn, Kr. Ahaus und der prakU Arzt Dr. Rhenius in Gross- 
Salze den Rothen Adler -Orden IV. KL; der prakt Arzt Dr. Schar- 
lau in Stettin das Ritterkreuz des KgL Schwedischen Wasa-Ordens. 

Gestorben: Dr. Plautz in Uekermfinde. 
' Bayern: Der aosserord. Professor Dr. J. Förster zu Göltingen 
zum ordentl. Professer der patholog. Anatomie in der medic Facullät 
der Universität Wfirzburg; der prakt. Arzt Dr. P. Schmitt zum Ge- 
richtsarzt in Schöllkrippen ; der prakt. Arzt Dr. F. S au ter zum Gerichts- 
arzte in Mindelheim; Dr. med. M. Dieminger u. Dr. med. A. Vogl 
zu Unterärzten an der KommandantschafI W Orzborg. 

Orden: Der Regimenlsarzt Dr. F. v. Sicherer den Grosshcr- 
zogl. Hessischen Verdienstorden Philipp des Grossmüthigen. 

Suchsen. Gestorben: Der prakL Arzt Dr. C. Hammer in 
Leipzig. 

^ärtiemberg. Vacant: Die Wundarztstelle in Rleinaspach, 
Gehalt 100 fl. Bewerbungen an den Gemeindevorstand Müller. 

GroMsherxo^thtim Heuen. Orden: Professor Dr. v. Ritgen 
das Ritterkreuz des Kgl. Niederländischen Orden der Eichenkrone. 

A'HMUm. Ernannt: Den Candidaten der Pharmacie, Provisor 
Spies zu Dorchheim zum Amtsapolheker in Montabaur; die nachge- 
suchte Dienstentlassung bewilligt dem Medicinalassistenten Dr. Huth 
zu Wallau und dem MedicinaLnecessisten Dr. Thilenius zu Soden. 

Orden: Dem Chef des Sanitätswesens der Niederlande u. ersten 
Leibarzt des Königs Dr. Everard das Komthurkreuz L KI. und dem 
Leibarzt des Prinzen Oscar von Schweden Dr. von Westfäldt das 
Ritterkreuz des Herzogl. Massaulschen Verdienst- Ordens. 

Snrh§e»i*Aieinuigen. Dem Apotheker J. Rottmanner zn 
Heldburg die ApprobaUon zur seibsUtändigen Ausübung der Apothe- 
kerkunsL 

Waldeck. Dem Dr. med. C. Neu mann die Ausübung der ge- 
sammten ärztlichen Praxis gestattet mit Anweis seines WohnsiUes in 
Arolscn. 
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Bayern. 

EönIgL Allerhöchste Verordnung die Reorganisation 
des Veterinärwesens betr. 

(Schluss.) 

S. 14. Jede üeberschreitung dieser Berugniss sowie die 
geweii)smässige Ansttbung anderer thierärztUcher Functionen 
Ton Seite der mit der augenblicklichen Hilfeieistung betrauten 
Individuen wird als Pfuscherei bestraft. Insbesondere ist den 
Thierärzten bei Vermeidung strenger Strafeinschreltung unier- 
sagt, die genannten Individuen zur Vornahme anderer als der 
In 8. 13 bezeichneten thierärztlichen Functionen zu ermächti- 

Sen oder Solche , wenn sie davon Kenntniss erlangen , ^mit 
nterlassung der dessfalls gebotenen alsbaldigen Anzeige bei 
der betreffenden Districtspolizeibehörde zu dulden. 

$. 15. Licenzen zur Verrichtung einzelner veterinSrärzt- 
ncher, chirurgischer oder curatlver Handlungen dürfen in Zu- 
kunft nicht ertheilt werden. Von dieser Bestimmung ist die 
Castration der kleinen Hausthiere ausgenommen. 

S. 16. Die Thierärzte sind zunächst den einschlägigen 
DistrictspoKzeibehörden und Gerichtsärzten unterstellt. Hiebei 
soll von dem Grundsatze ausgegangen werden^ dass die Thier- 
ärzte in der Privatpraxis lediglich nach der thierärztlichen 
Technik sich zu achten und innerhalb der Grenzen derselben 
freie Bewegung haben , dagegen ihre Thätigkeit in Veterinär - 
polizeilichen Fällen nach den bestehenden Verordnungen und 
nadi den besonderen Direcilven der DistrictspoUzeibehörden 
und -Gerichtsärzte zu bemessen haben. 

$. 17. Bezüglich der Abgabe von Medicamenten in der 
Veterinarpraxis belassen wir es bei den dermaligen Anord- 
nungen^ wonach den autorisirten Thierärzten das Selbstdispen- 
siren zusteht. Die Thierärzte haben übrigens den Vorschrillen 
über Aufbewahrung der Medicamente, insbesondere der Girte^ 
und über BereithaHung der zum Dispensiren nöthigen Gefässe 
und Vorrichtungen zu genügen und unterliegen dessfalls der 
Controle durch die Gerichtsärzte. 

%. 18. Die Bezüge der Thierärzte sind theils ständig, 
thefls unständig. Ständige Bezüge sind den Thierärzten aus 
Districts- oder Gemeindemittein nach den bestehenden gesetz- 
Bchen Vorschriften als Suslentationsbeiträge flüssig zu machen 
und als Vergütungen iiir bestimmte, perioaisch wiederkehrende 
Verrichtungen, wie z. B. Fleischbeschau, prophylaktische Vi- 
^tation der Hunde, Schafe etc., anzuweisen. Sie werden mit 
Rücksicht auf die Sicherung der Subsistenz der Thierärzte. 
auf die Wichtigkeit der landwirthschaitlichen Viehzucht und 
auf die Ausdehnung der dienstlichen Verrichtungen bemessen. 
Unständige Bezüge erhalten die Thierärzte fiir ihre ThäUg- 
keit als gerichtliche Experten und als technische Organe der 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden. Dieselben sind im All- 

Semeinen nach den Bestimmungen in f. H u. Ziff. 94 der Me- 
icinaltaxordnung vom 31. März 1836 zu bemessen und sollen 
hiemach durch eine Instruction näher geregelt werden. Wenn 
für eine erledigte thierärztliche Stelle bisher ein Unterhalts- 
beitrag nach Art. 27 Ziff. 7 des Gesetzes vom 28. Mai 1852 
die Districtsräthe betreffend noch nicht ermittelt war, oder 



wenn ein neuer thierärztUcher District gebildet wird, so ist 
vor Allem und noch vor Eröffnung des Bewerbungstermines 
auf die Ermittelung eines solchen Beitrages, sowie überhaupt 
ständiger Bezüge lür den Thierarzt hinzuwirken. 

8. 19. Wer — ohne nach den Bestlnunungen der ge 
genwärtigen Verordnung hiczu befugt zu sein, ihierärztliche 
Functionen gewerbsmässig ausübt, vnrd als Pfuscher behan- 
delt und unterliegt einer je nach den Umständen des Falles 
zu bemessenden Geldstrafe bis zu 50 fl. Im WiederhoIungsTalle 
kann diese Geldstrafe bis zu 100 fl. erhöhet und mit dersel- 
ben eine Arreststrafe bis zu 8 Tagen verbunden werden. Die 
etwa begründete strafrechtliche Ebischreitung sowie die Ver- 
folgung civihrechtlicher Entschädigungsansprüche bleibt hiebei 
vorbehalten. 

S. 20. Jeder Thierarzt ist verpflichtet, über vorkommende 
Seuchen und seuchenartige Krankheiten sofort der Districls^ 
Polizeibehörde und dem Gerichlsarzte Anzeige, dann Fort- 
gangs- und Schlussrapporte zu erstatten, worüber die zu er- 
lassende Seuchenordnung nähere Bestimmungen treffen wird. 
Die Thierärzte haben tiberdiess alljährlich über den Stand des 
Veterinärwesens und die wichtigeren veterinärärzllichen und 
veterinärpolizeilichen Vorkommnisse ihres Bezirkes einen Jah- 
resbericht so rechtzeitig einzusenden, dass solcher flir den 
gerichtsärztlichen Jahresbericht nach Vorschrift benützt wer- 
den kann. Diese Jahresberichte der Thierärzte sind von den 
Gerichtsärzten im Originale an die betreffende Kreisregierung 
und von dieser nach geschehener Benützung zugleich mit 
dem ärztUchen Jahresberichte des Kreises Unserem Staatsmi- 
nisterium des Innern einzusenden, welches sie der Central- 
tfaierarzneischule mittheilen wird. 

§. 21. Den Kreisregierungen bleibt voAehalten, den nach 
Unserer Verordnung vom 10. Januar 1833 in den Kreismedi- 
cinalausschuss berulenen Thierarzt als technischen Boirath in 
Veterinärangelegenheiten beizuziehen, vorausgesetzt dass sich 
Derselbe zur unentgeltlichen Uebernahme dieser Function be- 
reit findet oder dass etatsmässige Mittel die Gewährung einer 
angemessenen Remuneration lür Denselben gestalten. 

8. 22. Die disciplinäre Ueberwachung der Thierärzte 
Steht der Districtspolizeibehörde benehmlich mit dem Gerichts- 
arzte zu. Die Verhängung anderer disciplinärer Strafen ajs 
der von den eben bezeichneten Behörden gemeinsam zu er- 
theilenden Ermahnungen, Warnungen und Verweise, dann die 
Veriügimg der zeitweisen oder gänzlichen Suspension von der 
Praxis auf Antrag der vorgenannten Behörden hat von den 
Kreisregierungen, Kammern des Innern, benehmlich mit dem 
Kreismedicinalausschusse auszugehen. Gegen die disciplinäre 
Einschreiiung der Kreisregierungen ist den Thierärzten binnen 
Utägiger präclusiver Frist die Berufung an Unser Staatsmini- 
sterium des Innern gestattet. Bei Strafbeschlüssen auf Suspen- 
sion von der Praxis hat die Berufung keinen Suspensiveffect 

Gegenwärtige Verordnung ist von jetzt ab in Vollzug zu 
setzen und versehen Wir Uns zu Unseren Behörden und ins- 
besondere auch zu der bewährten Thätigkeit des landwJrth- 
sdiaftlichen Vereines, dass im eifrigen Zusammenwirken dem 
für die Förderung der Viehzucht und der Landwirthschaft so- 
vile der Sanität überhaupt so wichtigen Institute der Thierärzte 
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ein geregelter Bestand und die erfolgreichste Wirksamkeil in 
allen Theilen des Landes werde gesichert werden. 
Berchtesgaden , 1. September 1858. 

Max. 
Frhr. v. d. Pfordten. Graf v. Reigersberg. 

SacliBen- Weixnar. 

Gesetz über den Gifthandel. 

Wir Carl Alexander etc. haben mit Zuslimmung des 
getreuen Landtages das nachstehende Gesetz über den Gilt- 
handel zu erlassen beschlossen: 

|. 1. Der Handel mit Giften aller Art steht den Apo- 
thekern zu. Andere Personen, einschliesslich der Materialisten, 
können das Recht zum Giflhandel, den Handel mit giftigen 
Farben inbegriffen, nur durch besondere Erlaubnlss des Staats- 
ministeriums erwerben. 

Bereits vor gegenwärtigem Gesetze erlangte Berechtigun- 

(;en sollen durch obige Bestimmungen keine Schmälerung erl- 
eiden. Der Hausirhandel mit Giften irgend einer Art darf in 
keinem Falle gestattet werden. 

S. 2. Gifte, welche nicht blos als Farben dienen, dürfen 
von den Apothekern in beliebiger Menge, von anderen zum 
Gifthandel berechtigten Personen, ohne diessfallsige besondere 
Erlaubnlss des Staatsministeriums, nur in Beträgen von min- 
destens Einem Pfunde verkauft werden. 

S. 3. Alle Gifte, also auch die giftigen Farben, dürfen 
nur an selbstständige, dem Verkäufer als zuverlässig bekannte 
oder durch einen polizeilichen Erlaubnissschein hinlänglich 
gerechtfertigte Personen, und zwar nur gegen einen von den- 
selben eigenhändig oder, bei Unkenntniss des Schreibens, von 
einem unbescholtenen Zeugen in Gegenwart des Verkäufers 
unterschriebenen Empfangschein verabfolgt werden. 

Dem Empfänger ist dabei von dem Verkäufer noch be- 
sonders Vorsicht zu empfehlen. 

%. 4. Die polizeilichen Erlaubnissscheine (%. 3) sind in 
der Regel für jeden einzelnen Fall, ausnahmsweise höchstens 
auf die Dauer des Kalenderjahres auszustellen. 

S. 5. Den sogenannten Kammerjägern ist der Giftankauf 
auf die Dauer ihrer Concession und nach Massgabe derselben 
ohne Weiteres gestattet. Verkaufen dürfen sie Gifte nur in 
der ihnen ausdrücklich erlaubten Mischung und Form. 

Als Kammerjäger sollen nur als zuverlässig bekannte Per- 
sonen concessionirt werden. 

S. 6. Die Erlaubnlss- und Empfangscheine (%%. 3, 4) 
sind in ein von jedem Verkäufer zu haltendes besonderes, 
sorgßtltig zu verwahrendes Buch nach folgenden Rubriken 
einzutragen : 

1) fortlaufende Nummer während des Kalenderjahres, 

2) Datum, 

3) Name^ Stand und Wohnort des Empfängers, 

4) Name j 

5) Gewicht und > des Giftes. 

6) angeblicher Gebrauch | 

S. 7. Die Scheine müssen mit der entsprechenden Num- 
mer des Buches (Nr. 6) versehen in ihrer Reihenfolge zusam- 
mengeheftet und fünf Jahre lang zur Einsicht der Polizeibe- 
hörde wohlverschlossen aufbewahrt werden. 

8. 8. Verkauftes Gift ist vor der Aushändigung stets 
sicher zu verpacken und mit der Aufschrift „Giftr so wie 
mit der Angabe der Art des Giftes äusserlich zu bezeichnen. 

S. 9. Die Gifthändler sind, nächst der im Allgemeinen 
ihnen obliegenden Pflicht zur Vorsicht, insbesondere gehalten, 
ihren Vorrath und die zur Behandlung der giftigen Stoffe er- 
forderlichen Geräthe, z. B. Waagen, Löffel, Mörser u. s. w., 
immer vollkommen abgesondert, unter sicherem Verschlusse, 
zu verwahren und diese Geräthschaften für jenen Zweck stets 
ausschliesslich zu bestimmen und desshalb deutlich zu be- 
zeichnen. 

S. 10. Zuwiderhandlungen ffegen obige Vorschriften wer- 
den — vorbehaltlich der diesfalls etwa eintretenden Bestim- 
mungen des Strafgesetzbuches — mit Geldstrafe bis zu (tinfziff 
Thalem oder mit Gefangnissstrafe bis zu drei Monaten nach 
Befinden neben Entziehung der Erlaubnlss zum Handel mit 
Giften geahndet 

i. 11. Das Staalsministerium hat zu bestimmen und öf- 
fentlich bekannt zu machen^ welche Gegenstände als Gift be- 
handelt werden sollen. 

§. 12. Die Vorschriften in den $$. 3 und 8 beziehen 
sich weder auf Gifte, welche nach Recepten dazu befugter 
Medicinalpersonen aus Apotheken verabfolgt werden^ noch auf 



den Gifthandel dazu berechtigter Kaufleute unter einander, 
noch auf den Verkauf giftiger Farben an Personen, welche 
derselben zur Betreibung eines ihnen an sich erlaubten Ge- 
werbes bedürfen. Im ersten Falle kommen die Bestimmungen 
der Medicinalordnung in Anwendung, in Betreff der beiden 
letzten Fälle hat das Staatsministerium die etwa nöthigen Si- 
cherheitsmassregeln anzuordnen. 

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz höchsteigenhändig 
vollzogen und mit Unserem Grossherzoglichen Staatsinsiegei 
bedrucken lassen. 

So geschehen und gegeben Weimar am 1. Juli 1868. 
(L. S.) Carl Alexander. 

v. Watzdorf. G. Thon. v. Wintzingerode. 

Axihalt - Bemburg« 

Instruction für die Leichenwäscherinnen. 

Den Leichenwäscberinnen wird folgende Instruction zur 
Befolgung und Nachachtung ertheilt: 

8. 1. Jede Leichenwäscherin ist in Ausübung ihres Ge- 
schäfts auf den ihr angewiesenen Bezirk beschränkt, und darf 
denselben nur mit Genehmigung oder auf Anweisung der Orts- 
poUzeibehörde überschreiten. 

S. 2. Die Leichenwäscherin steht zunächst unter der 
OrtspoÜzeiverwaltung, und hat den Anweisungen derselben 
Folge zu leisten. 

8. 3. Dieselbe hat, sobald sie zur Abwaschung einer 
Leiche aufgefordert wird, sofort an den Ort, wo die Leiche 
sich befindet, sich zu begeben, und sofern nicht durch einen 
approbirten Arzt ihr eine andere Anweisung ertheilt wird, die 
Leicho zu besichtigen und die Zeit des erfolgten Todes zu 
erforschen, auch die Angehörigen des Verstorbenen oder, 
wenn solche nicht vorhanden , den Hauswirth auf die gesetz- 
liche Verpflichtung zur Anzeige des Todesfalles aufmerksam 
zu machen. 

8. 4. Nach ihrer Ankunft bei der Lolche hat sie darauf 
zu hallen, dass der Verstorbene nicht eher aus dem Bette 
genommen werde, bis er kalt und steif geworden Ist. Jeden- 
ialls müssen 12 Stunden seit Eintritt des Todes verflossen 
sein, ehe derselbe auf Stroh gelegt wird. 

Plötzlich Verstorbene müssen, da sie vorzüglich dem 
Scheintode unterworfen sind, wenigstens 24 Stunden im Bette 
liegen bleiben, um diese Zeit zu Lebensreltungsversuchen be- 
nutzen zu können. 

8. 5. Das Zimmer, in welchem die Leiche liegt, muss 
mit möglichst reiner und gesunder Luft angeftillt sein; ist 
dasselbe mit dunstiger übelriechender Luft angeftillt, so hat 
die Leichenwäscherin nur die zur Hilfe nöthigen Personen im 
Zimmer zu belassen und ohne Zugluft zu erregen, an einer 
von der Leiche möglichst entfernt liegenden Zimmerseile eine 
Thür oder ein Fenster zu öffnen, auch durch Essigdämpfe die 
Luft zu reinigen, nicht aber etwa auf andere Weise zu räuchern. 

Das Gesicht der Leiche mit in Branntwein oder Essig ge- 
tauchten Tüchern zu bedecken, das Anlegen einer Binde, um 
den Unterkiefer an den Oberkiefer anzuziehen, und das Auf- 
legen schwerer Gegenstände, z. B. eines Beils, Plätteisens etc. 
auf den Unterleib, ist gänzlich untersagt. 

8. 6. Ist die Leiche bei Ankunft der Leichenwäscherin 
noch warm, so muss sie dieselbe noch im Bette liegen lassen; 
oder sollte sie schon herausgeschafit sein, wieder ins Bett 
bringen. Dabei hat sie zu untersuchen: 

1) ob noch Puls- und Herzschlag, und 

2) ob noch einiges Aus- und Einathmen zu bemerken ist. 
Ersteres kann sie vielleicht durch Auflegen der flachen 

Hand auf die linke Seite der Brust schon fühlen, oder dadurch 
bemerken, wenn sie ein Glas Wasser auf die Brust der Leiche 
stellt und beobachtet, ob eine Bewegung des Wassers entsteht. 

Von dem Athmen kann dieselbe sich dadurch Ueberzeu* 
gung verschaffen, dass sie eine Daunenfeder oder ein bren- 
nendes Licht vor den offenen Mund oder vor die Nase der 
Leiche hält, und eine Bewegung bemerkt, oder wenn ein 
vorgehaltener Spiegel anläuft. 

Findet sich nun bei dem einen oder dem andern Versuche 
noch einiges Leben, so ist ihre erste Sorge, sogleich nach 
einem Arzte zu schicken, und bis zu dessen Ankunft durch 
behutsames Reiben der Hände und Füsse, der Herzgrube und 
der Schläfe, letztere besonders mit erwärmtem Wein oder 
Essig, die Wiederbelebungsversuche vorzubereiten, demnächst 
aber die weitern Anweisungen des Arztes zu befolgen. 

8. 7. Ist die Leiche schon kalt, auch weder Puls- noch 
Herzschlage noch einiges Athmen zu bemerken, so kann die 
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Leichenwäscherin mit Berilckslchti^nff der oben angegebenen 

Kennzeichen des Todes zum Abwascbeh der Leiche schreiten, 

die sodann leicht zu bedecken ist 

f. 8« Damit die Leicbenwäscherin den Scheintod vom 

wirklichen Tode zu unterscheiden Tormag, so hat dieselbe vor 

Allem zu berttcksichligen, 
dass nur allgemein im und am Körper eingetre- 
tene Faulniss, in Begleitung der übrigen Todes- 
zeichen, Gewissheit von dem wirklich erfolgten Tode 

ffiebt. 

Die Merkmale der Fflulnlss sind: 
1) ein Aufschwellen des Unterleibes und eine blaue, dun- 
kelgrüne Farbe desselben; 2) ein breiartiges Weichwerden der 
fleischigen Thelle; 3) ein efgenthümlicher scharfer, erst säuer- 
licher, dann fauler Geruch und zuletzt 4) eine faulige Tren- 
nung der Oberhaut. 

Zu den übrigen Todeszeichen rechnet man Folgende: 
1) heim wirklichen Tode bleibt der Mund und die Auffen- 
liederspalle offen, wenn man die Unterkiefer herab und die 
Augenlieder auseinanderzieht, während sie bei noch vorhan- 
denem Leben ihre vorige Stelle alsbald wieder einnehmen; 
2) beim wirklichen Tode ist die innere Handfläche und die 
Fläche der Fusssohle gelb; 3) so lange noch ein Lebensfunke 
vorhanden ist, zeigt sich einiges Durchscheinen, wenn man 
die auseinandergelegten Finger gegen das Licht hält, was beim 
wirklichen Tode aufhört; 4) brennt man eine Hautstelle, so 
entsteht eine Brandblase, so lange noch einiges Leben vor- 
banden ist; 6) gänzlich fehlendes Alhemholen; 6) Marmorkalte 
des ganzen Körpers; 7) Bewegungslosigkeit; 8) nichllühlbarer 
Herz- und Pulsschlag; 9) Mangel an Empfindung; W) Läh- 
mung der Augenlieder und Erschlafl'ung der Hornhaut mit 
Trübung derselben, wie vom Staubigsein; 11) Abplattung der 
Hinterbacken und der Rückseite der Oberschenkel; 12) das 
Stehen- oder OfffenWeiben eines mit dem Finger gemachten 
Eindrucks auf den Körper; 13) offenstehender After; 14) lei- 
chenartiges Aussehen; 15) schwarzgelbe Farbe de^ Rückens 
und Todlenflecken; 16) EigenthümUcher Verwesungs- oder 
Leichengeruch. ^ „ ,^ 

8. 9. Drei bis vier Stunden vor der zur Beerdigung 
festgesetzten Zeit hat sich die Leichenwäscherin zum zweiten 
Male in das Sterbehaus zu begeben, und besichtigt nochmals 
die Leiche. Finden sich bei dieser Besichtigung die sichern 
Zeichen des Todes an der Leiche nicht vor, so hat sie gegen 
die Beerdigung bei den Angehörigen des Verstorbenen resp. 
dem Hauswirthe Einspruch zu thun, und einen Arzt, wenn ein 
solcher im Orte anwesend ist, sofort herbeizurufen, und, wenn 
ein solcher nicht anwesend ist, der Ortspolizeiverwaltung zur 
weitern sachgemässen Verfiigung Anzeige zu machen. 

S. 10. Die Leichenwäscherin ist verpflichtet, wenn sie 
Zeichen einer weit vorgeschrittenen Schwangerschaft, eines 
gewaltsamen Todes, beträchtliche Verwundungen, Strangula- 
tlonsraarken (d. h. Eindrücke und Veränderungen der Haut- 
farbe am Halse) u. s. w. an der Leiche wahrnimmt, sogleich 
der Ortspolizeiverwaltung Anzeige davon zu machen. 

S. 11. Dieselbe ist gehalten, bei Aufnahme von Leichen 
in Ihrem Bezirke auf specielles Erfordern der Ortspollzeiver- 
wallung oder des HerzogUchen Kreisamts gegen eine ange- 
messene Gebühr Hilfe nei Entkleidung und Reinigung des 
Leichnams zu leisten. 

S. 12. üeber Wahrnehmungen, welche sie bei Ausübung 
ihres Geschäfts an den Leichen macht, namentlich über kör- 
perliche Gebrechen etc., welche sich an denselben finden, hat 
sie ausser den in den vorstehenden Paragraphen vorgeschrie- 
benen Anzeigen an die PoUzeiverwaltung Stillschweigen gegen 
Jedermann zu beobachten. 

%. 13. Für Uebertretungen oder Nlchlbefolgung dieser 
Vorschriften können die Leichenwäscherinnen von der ihnen 
vorgesetzten Ortspolizeiverwaltung in eine Ordnungsstrafe bis 
zu 5 Thalern genommen werden. 

Durch die Verhängung einer Ordnungsstrafe wird die 
Bestrafung nach den Vorschriften des Strafgeselzbuches, wenn 
ihre Handlungen oder Unterlassungen nach demselben strafbar 
sind, nicht ausgeschlossen. 

S. 14. Die Leichenwäscherinnen sind nicht auf Lebens- 
zeit angestellt, können vielmehr jeder Zeit von der Ortspoli- 
zeiverwaltung und den dieser vorgesetzten Behörden entlassen 
werden. 

S. 15. Für das Reinigen einer Leiche, deren Besichti- 
gunff, und die übrigen ihnen obliegenden Bemühungen haben 
die Leichenwäscherinnen an Gebühren zu fordern : 
flir die Leiche eines Erwachsenen 20 Sgr. bis 1 Thlr. 10 Sgr.^ 



für die Leiche eines Kindes bis zum 14. Jahre 7Va Sgr. bis 
15 Sgr. \^ . 

Urkundlich ist die Instruction mit Genehmigung des fler- 
zogl. Staatsministeriums ausgefertigt worden. 
Bemburg, den 29. December 1857. 
Herzogt. Regierung, Abtheilung des Innern u. der Pdizei: 

Zacharlae. 






Beaultate der nntersuchiuigexi behufb Sntritt sum Kfc« 

litärdienat in Frankreich. 

In dem fünfjährigen Zeiträume von 1850 Ws 1854 wur- 
den 1,002,282 junge Leute untersucht, und davon 329,279 
wegeQ zu geringen Maasses oder wegen Körperkrankheiten 
zurückgestellt (32,852 von 100,000 oder ungefähr ein Dritt-» 
thef l der Gesammtzahl). Man kann also annehmen, dass etwa 
zwei Dritttheile der Inscribirten zum Waffendienst geeignet 
sind. Nach den verschiedenen Ursachen der Zurückweisung 
kommen durchscbnitllich auf 100,000 untersuchte Leute: 
Wegen zu kleinen Maasses 12284 

„ Körpersch Woche 8127 

„ Brüchen 1614 

), Klumpftassen und anderen Verkrüm- 
mungen der Gliedmassen 1218 
Yaricocele 1057 
Varicen 1043 
Scrophela 965 
Verkrümmung der Wirbelsäule, Buckel 755 
yy Verlust von Zähnen 708 
„ Augenkrankheiten 679 
,, Kropf 611 
^, Verstümmelung der Finger oder an- 
derer Organe 595 
„ Abmagerung und Kontraktur durch 

Rheumatismus 557 

„ Verlust eines Auges 440 

yy Wasserbruch und Hodenkrankheiten 423 
„ Krankheiten der Harnwege 94 

Plattfüssen . 391 

Kretinismus und Blödsinn 347 

Stoiterns 293 

Kurzsichtigkeit 284 

Kahlköpfigkeit 268 

Grind 228 

Verlust des Gebrauchs der obern Gliedmas- 
sen durch Unglücksfalle oder Wunden 240 
Verlust des Gd)rauchs der obern Gliedmas- 
sen von Geburt oder durch Krankheit 91 
Verlust des Gebrauchs der untern Giiedmas- 

sen durch Unglücksßllle oder Wunden 218 
Verlust des Gebrauchs der untern Gliedmas- 
sen von Geburt oder durch Krankheit 124 
Schwindsucht 73 

„ anderer Brustkrankbeiten 196 

n des Herzens und der grossen Gefdsse 195 
„ Flechten , 174 

y, Taubheit in Folge von Krankheit oder 

Verwundung 151 

„ angeborener Taubstummheit 96. 

(Annal. d*hyg. publ.) 



n 
» 



n 



» 



» 



» 



Idttabon, im September. Laut Aozeige des hiesigen Sanitätsrathes 
vom 13. d. Mls. sind die Häfen St. Petersburg nebst Kronstadt. Riga 
und Helsingfors als angesteclit von der Cholera, und alle anderea' 
H&fen des Finnländischen und Botnischen Meerbusens, sowie die 
ganze Ostsee als verdächtig dieser Seuche erklärt worden. 

Brüuel. üeber die Verfälschung der Lebensmittel in Brüssel hat 
die Sanitätsdeputalion des dortigen Stadtrathes eine grosse Menge 
von Untersuchungen angestellt. Im Ganzen wurden lieine erheblichen 
Verfälschungen durch die chemische Analyse nachgewiesen, nur Butter 
und Milch fanden sich, jene mit Buttermilch, diese mit Wasser, vcr- 
setzt. Der Kaffee wurde durchgehends von guter Beschaffenheit vor- 
gefunden, dagegen zeigte sich seltsamerweise grober Unfug im Handel 
mit Cichorien und Pfeffer. In 14 Cichorienproben fand sich ein braun- 
gefärbter Satz (Erde), welcher um 10 bis 12 pCt das Gewicht der 
reinen Cichorienasche überstieg. In eben so viel Pfefferproben er- 
reichte der vorgefundene Beisatz an gestossenem Reis oder pulveri- 
sirter Stärke 30 bis 50 pCt., während in einem anderen^ Falle Sand 
im Betrage von 10 pCt. zugesetzt war. 

Die bei der Köidglicli Belgisehen Akademie der Xedidn für dia 
Jalire 1858 — 1862 aiugeschriebexien Preisfragen. 

Erste Frage. Ursachen, Symptome, Charakter und Behtnd- 
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luDg der den llineD- nnd Bergwerksärbeifern in Belgien eigenthdoi- 
lichen Krankheiten. 

Prelt. £iAe göldbe Medaille im Werthe Ton 600 Frt. und eine 
Snmme von lOOO Fr#., welche die VerwaHongMomtnieeiitaett der Oih 
ierstfltznngskassen der Minensrbeiler in Mona und Charleroi rar Ver- 
fügung geiteUt ha^en. 

Zweite Frage. Der Wertb der verschiedenen gegen die Cho- 
lera asiatica in Anwendung gebrachten Heilmethoden. 

Frei». Eine goldne Medaille im Werihe von 800 Frs. 

Dritte Frage. Die Natnr and Aetiologie der krankhaAen Zn- 
ttittde, welche b^ Pferden vnter der iragen Becetchnung Iniüenfea 
vorkommen ; Darstellong der etwa zwiecbet dieten Zastftnden und den 
typhoiden AfTcctionen bei Menschen obwaltenden Beziehungen» Angabe 
der geeignetsten Behandiangswefse. 

Preis. Eine goldne Medaille im Werihe von 1000 Fr. 

'Vierte Frag«. Kritische Darstetlang der Dienste, welche die 
belgiiebett Aersle der Medioin nnd den mit ihr in Verbindong stehen*- 
den WissensphaAen, die Thierheilknnde ansgenommeo, im !€., 17. 
und 18. Jahrhunderte geleistet haben. 

Preis. Eine goldne Medaille im Werthe von 1000 Frs. 

Ffinfte Frage. Darch nene Experimente an Säogethieren soll 
die Beziehung dargestellt werden, welche zwischen dem von den 
Lungen absorbirten Sauerstoff und der dureh die Haut exhalirten Koh- 
lensäure obwaltet, so wie der Einflosa, welchen Ruhe, Bewegung, 
Temperator und Nahrung auf dieses Verhällniss fiben. 

Preis. Eine goldne Medaille im Werihe von 1500 Frs* 

Sechste Frage. Der gegenwärtige Stand der Wissenschaft in 
Bezug auf die Krankheiten des Kcrvensystems bei den Pferden, mit 
besondrer Rücksichtnahme auf eine differentieile Diagnose der betref- 
fenden' Affectiooen. 

Preis. Eine goldne Medaille im Werthe von 800 Frs. 

Mar Bewerbnngss^hriften im Mannscripte, leserlich in lateinischer, 
franzöiischer oder flamftodischer Sprache geschrieben, werden zum 
Concurse zugelassen. Dieselben sind portofrei an das Secrelariat der 
Akademie Place du Mus^e Nr. 1, in Brüssel einzusenden und zwar 
lür die erste Frage vor dem 1. April 1860, für die zweite und dritte 
Frage vor dem 1. Juli 1800, für die übrigen Fragen vor dem 1. Juli 
1801. Zeichnungen, welche etwa den BewerbongsschriUen beigegeben 
werden, dürfen ebenfalls nur Manuscripte sein. 

Die Akademie fordert die grösste Genauigkeit in Bezug auf Citate ; 
es haben desshalb die Autoren stets die Ausgabe und die Seitenzahl 
der citirlen Werke anzugeben. * 

Die Verfasser haben ihre SchriAen nicht mit ihrem Namen, son- 
dern nur mit einer Devise zu bezeichnen, welclie letztere auf einem 
yersiegelten Zettel, der Name und Adresse enthält, zu wiederholen ist. 

Bewerbongsschriften , die nach den gestelUen Terminen einlaufen, 
oder solche, deren Verfasser sich irgendwie kemriliek gemacht, sind 
vom GonCurse ausgeschlossen. 

Die tum Concurse zugelassenen Bewerbnngsscfarinen werden In 
den Archiven der Akademie bewahrt und sind deren Eigenlhum ; je- 
doch steht es den Verfassern frei, sich auf ihre Kosten Abschriften 
fertigen zu lassen und haben sie sich desshalb an den Secretär der' 
Akademie zu wenden. 

Die Mitglieder der Akademie, ausgenommen die eorrespondiren- 
den, können am Concurse nicht Theil nehmen. 

Die gekrönten Werke werden in der Sammlung der Preisschriften, 
welche die Akademie herausgibt, abgedruckt; die Verfasser erhalten 
50 Freiexemplare und haben das Recht, sich eine grössere Anzahl 
von Abzögen auf ihre Kosten, deren Betrag vom Verwaltungsburean 
der Akademie festgestellt wird, anfertigen zu lassen. 

Brüssel, den 16. Juli 1958. Namens des Burean's 

Dr. Sauveur, 
Seerelair der Akademie. 

Parlaer SpitUer. Laut dem Reehenschaftsbericfote der Verwaltung 
der öffentlichen Unterstützung flir 1857 betrug die Zahl der tn diesem 
Jahre In den Pariser Spitälern behandelten Kranken 93,826, die der 
als unterstützungsbedürftig eingezeichneten 80,467, die der verlassenen 
Kinder 3999. In den acht allgemeinen Spitälern betrug die Sterblich- 
keit 1 auf 8.53; in den sieben speciellen Spitälern, wozu das Accou- 
chement gehört, etwa 1 auf 10. In den Hospttien kamen 1727 Ster- 
befälle vor. Die Gesammleinnahmcn im Jahre 1857 betrugen 16,429,117 
Frs., die Ausgaben 16,132,114 Fr. Die Theater- Arroensleuer ergab 
1,389,240 Fr. Die Gaben und Slinungen zu Gunsten der Spitäler und 
Armen lieferten in Kapitalien 173,382 Fr., in Renten 6750 Fr. und in 
verschiedenen anderen Gegenständen 2739 Fr. Die bemerkcnswerlhcste 
Schenkung dieses Jahres war die von Edmund Hafphen, der 5000 Fr. 
Renten, und die von Dr. Civcale, der 1500 Fr. Renten zur Errichtung * 
einer Chirurgenstelle schenkte. 

Paris. Der Minister des Unterrichts wollte die Professoren, 
und besonders jene der Medicin, bureaukratisch bevormunden, wie 
subalterne Beamte. Aber diese Gelehrten sind von Natur aus nicht 
so gehorsam, wie deren deutsche CoUcgen, sondern eher zur Wider- 
spenstigkeit geneigt, und wenn sie ihren Katheder einnehmen, fühlen 
sie sich in ihrem Reiche und erkennen Niemand über sich an. Man 
hat diesen Herren Listen vorgelegt, auf welchen man sie befragte: 
um ihr Alter, Einkommen, Vermögen, ob sie verheirathet sind und 



mit wem , vrie viel« Kinder sie haben . und ob sie auf Beförderung 
hbffeb. Man hat diese Listen gar nicht freundlich aufgenommen und 
manche Fragen nicht sehr achtungsvoll benntworet. Auf dfe FragOt 
„MH wem verfaeiralhel^* antwortete Einer: „Mit einer Brünette« die 
mir ^mu wobi ^efäiil !** Um das Einkommen befragt« meinte ein An* 
derer: „Ich verdiene so viel ich kann, wie viel? geht Niemand ctwM 
aal** Auf die Frage« ob man auf Belorderung hoffe, schrieb ein Dritter: 
„Ja, am liebsten würde ich Senator, das macht wenig Mühe und trägt 
viel!" Ein Vierter schrieb: „Ich bin so ziemlich mit meinem Schick- 
sal Zdfritoden, mir fefah nichts als — Kinder!*' Derlei Antworten bat 
es in Masse gegeben, so dass der Minister, ein Mann von Geist, selbst 
darüber gelacht hat und auf den Rand die Bemerkung sehrieb: „Es 
freut miisb* dasa die Herren Professoren der Medicin sich so gut 
aesflsirea, dabei kann die Wohlfahrt der Menschheit nur gedeihen; 
denn es beweist, dass der Gesundheitszustand von Paris ein vortreff- 
licher ist." 

Sehlaii. In Triebes und Kleinwolscbendorf ist in mehreren Rind- 
viehstÄllen die Maul- und Klauenseuche aufgetreten; was wir 
hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Keontniss bringen, dass 
die nölhigen polizeilichen Massregcln gegen die Wellerverbreilung 
jener Seuche getroffen sind. Schleiz, am 9. Oktober 1858. 

Fflrsll. Reess.-Pl. Landrathsamt. v. Strauch. 

Berlin. Die bereite und umfassende Weise, in welcher die deut- 
sche Presse das Verweilen Sehflnleln's innerhalb seiner hiesigen 
Wirkungskreise als akademischer und klinischer Lehrer und als Medi- 
oinalverwallungsbeimter ventilirt, beweist am besten, welche Beden» 
tung man demselben beilegt. Man kann ohne Uebertrelbnng sagen, daae 
der Ruf des vecehrten Mannes der ausgebreitetste ist, den derzeit eine 
deutsche medicinischc Persönlichkeit geniesst. Und wir meinen es 
geschieht dies mit Recht. Schönleln's eminentes Talent ist so gebie- 
terisch, einflnssreich und epochemachend In die Entwlckelnngsrich* 
tong der gesammten medicinischen Doctrin eingetreten, dass nur die- 
jenigen sich dieses Einflusses nicht recht bewusst werden, welche 
innerhalb desselben sich gebildet haben. Weil Scbönicin diesen 
Einfluss zumeist in unseren nftberen Kreisen geübt hat, so wird man 
mit Recht Schönlein's Bild unter die Bilder „Preussischer Männer von 

grossem Verdienst" setzen, zu welchem Zwecke Begas auf höchsten 
efehl dasselbe anfertigt. Im Interesse unserer Universität und un- 
serer Medicinalverwaltong freut es uns bestimmt versichern zu kön- 
nen, dass ihnen Schönlein nicht blos im Bilde werde erhalten blei- 
ben , sondern das« er im Begriff ist, in beiden Richtongen seine Thü- 
tigkeit zu beginnen. Hoffen wir, dass er sich derselben mit frischen 
KriAen «nd mit so unmittelbarer Theitnabme und Energie wird wid- 
men können, wie vrir dieselben in beiden Richtungen dringend be- 
dürfen. 



Parsonalehnmik. Preussen. Ernannt: Der Ober-, Stabs- und 
Regimentsarzt des 5. Uhlanenregiments Dr. Böger zum Leibarzt des 
Königs; der Generalarzt des 5. Arraeecorps Dr. Ordelin hat den 
Charakter als Geheimer Sanitätsrath , der pmkt. Arzt Dr. Mieren« 
dorf zu Stralsund den Charakter als Sanititsrath erhallen. 

Mojferßt. Der Lehrer an der Hebammenschule zu Wönburg 
Dr. J. Schmidt hat den Titel eines Kgl. Professors erhalten. 

Versetzt: Die Landgerichtsärzte Dr. W. Sodlbauer auf das 
Physikal Karlstadt, Dr. G. ehrlein auf das Physikat Markthelden- 
feld. Pensionirl: Dr. J. L06 zu Dachau auf seinen Antrag. 

SttcAsePr, Die durch das Ableben des Dr. Hcdrich zu Plauen 
erledigte und seitdem von dem dasigen Amtswmidarzte Dr. Blank- 
meister interimistisch verwaltete Bezirksarztstelle im zehnten Medi- 
cinalbezirke ist dem Bezirksarzt Dr. £. Pfaff zu Sayda unter deasen 
Versetzung nach Plauen eriheilt worden. 

Hatmnver. Die Erlaubniss zur Uobung der unumschränkten 
ärztlichen Praxis dem Dr. med. Hoff mann In Bruchbausen, Dr. med. 
Campen in Bodenwerder. 

H'ÜHtemherg. Vacant: Die Wundarztstelle in Klelnaspach. 
80 fl. Gehalt; später 100 fl. 

3lecki0nlßurg^Sckwerin. Dem Thiorarzl H. v. Holzscbuher 
zu Herzfeld ist die Erlaubnias zur Ucbung der TMerarzneikunde er- 
theiil worden. 

MeckleHhitrg'Streliix^ Ernannt: Der Dr. med. Rudolphl 
in Mirow zum Armenarzt u. der Dr. med. Probslhan zum Arroen- 
chlrargen in den Domanialortschaften des Gro'taberzugl. Amtes Mirow. 
Die ärztt. und wundänü. Behandlung der Armenkranken in den Ort* 
Schäften Kl. Onassow eile, dem Dr. med. Loren» in Wesenbnrg 
übertragen. . 

Sarh$e9i'fFeimar. Gestorben: Der Medicinalralh , Kreisge- 
richts-, Garnison-Besserungsanslalts-Arzt Dr. F. Reinhard in Eisenach. 

KrtMMau. Ernannt: Der Thierarzt Kolb zum Bezirk sthlerarzt 
der Aemter Seilers und Hachenburg mit dem Wohnsitz in Hirschbach. 

Sitchsen-Meiniiigen. Ernannt: Der Besitzer der Hofapotiieke 
Afetheker Drossel zu Meiningen zum Mitglied der Examinations- 
oommisaion. 

SachMen^Altetiburg, Ernannt: Dr. m^^. K. Wagner x«m 
zweiten Anstaltsarzt bei dem Genesungshause in Roda. 
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Baden. 

Verordnung, den Verkauf von giftigen Stoffen, 
insbesondere zu nicht arzneiliühen Zwecken betr. 

Auf den Antrag der ff rossherzo^ liehen Sanitatskommission 
hat man die bisherigen Verordnungen über den Verkauf von 
Giftstoffen einer Revision unterzogen, auf deren Grund hin 
mit allerhöchster Genehmigung aus grossherzogUchem Staats- 
ministerium vom 1*2. Juni d. J. verordnet wird, wie folgt: 

S. 1. Der Verkauf von gidigen oder gutartigen Stoffen, 
welche nur zu arzneiiichen Zwecken gebraucht werden, ist 
ausschliesslich den concessionirten Apolhekern und Materia- 
listen nach Massgabe der für ihren Geschäftsbetrieb bestehen- 
den Verordnungen gestattet, allen anderen Personen aber 
untersagt. 

%. 2. Der gleichen Beschränkung unterliegt die Befugniss 
zum Verkaufe von Arsenikalien selbst dann, wenn sie zu an- 
deren als arzneilichen, insbesondere zu technischen, gewerb- 
lichen oder ökonomischen Zwecken gebraucht werden. 

S. 3. Arsonikaiien dürien überdies zu anderen als arz- 
neilichen Zwecken nur unter Beachtung folgender Vorschriilen 
abgegeben werden: 

1) Der Käufer hat einen vom Bezirksamte seines Wohn- 
ortes ausgeslellten Schein beizubringen, worin unter Angabe 
seines Namens, Standes und Wohnortes, der Art und Menge 
des Gifles, so wie dessen Gebrauchszweckes, dieser als un- 
bedenklich und das verlangte Gilt als hiezu nothwendig er- 
klärt wird. 

Das Bezirksamt wird, wo es ihm angemessen erscheint, 
vor Aussicllung die Aeusserung des Amtsarztes darüber er- 
heben. 

Der Erlaubnissschein wird entweder fiir einen einmaligen 
Kauf oder Tür eine bestimmte Zeit ausgestellt und berechtigt 
in dem letzten Falle, während der ganzen Dauer seiner Gif- 
tigkeit, bei jedem einzelnen Kaufe die bezeichnete Menge Gift 
zu bezichen. 

2) An eine Mittelsperson, die Namens des berechtigten 
Käufers das Gift in Emplang nehmen will, darf solches nur 
dann verabfolgt werdiui, wenn der Verkäufer von ihrer Ver- 
lässigkeit in Folge persönlicher Kenntniss oder laut hinrei- 
chenden Ausweises vollkommen üherzeufft ist. 

8)n)ie GlAwaare darf nur in wohlverschlossenen, eine 
Zerstreuung beim Transport unmöj^lich machenden und mit 
der augeniälligen Aufschrift: „Gift^^ versehenen Behältern 
abgegeben werden. 

4) Der Emplang des Giftes muss sofort von dem Käufer 
oder Abnehmer in ein von dem Verkäuler anzulegendes, von 
der Bezirkspolizeibehörde mit Seitenzahl und Handzug ver- 
sehenes, besonderes Buch unter Angabe seines Namens, Stan- 
des und Wohnortes, der Art und Menge so wie des Gebrauchs* 
Zweckes und der Zeit der Abgabe des uiltes eingetragen werden. 

S. 4. Die Abgabe von Arsenikalien zum Zwecke der 
Tödtung von Thieren, der Verlilgung des Hausschwamms, als 
Zusatz zu Metallen, aus welchen Ess- und Tritikgeschirre 
ffeferllgt werden, zum Anstreichen der Zimmer und Bedrucken 
der Tapeten ist schlechthin verboten. 



g. 5. Handelsleute, welche mit anderen als den in g. 2 
genannten GlUen oder gutartigen Stoffen, die zu technischen, 

gewerblichen oder ökonomischen Zwecken gebraucht werden, 
andel treiben, sind verpflichtet, solche in ihren Maffazinen 
und Verkaufsläden in besonderen Abtheilungen so aufzubewah- 
ren und aulzustellen, dass eine Vermischung mit Nahrungs- 
oder Genussmitteln nicht stattfinden kann. 

Insbesondere sind die Behälter mit deutlichen, den Inhalt 
genau bezeichnenden Ueberschriften zu versehen und die zu 
deren Verkauf gebrauchten Geräthschaden, als Waage, Löffel 
u. s. w. ausschliesslich zu diesem Zwecke zu bestimmen. Die 
fraglichen Stoffe dürfen immer nur an erwachsene Personen 
abgegeben werden. 

1. 6. Die Polizeibehörden haben den Vollzug obiger 
Vorschrit\en unter Mitwiikung der Amisärzte strenge zu über- 
wachen und , wenn nicht eine gerichtliche Bestrafung eintritt, 
je nach der Schwere des Falles mit polizeilicher Strafe, in 
Geld bis zu 100 fl. oder Gefängniss bis zu 4 Wochen zu ahn- 
den, auch unter Umständen die Concessionsentziehung zu ver- 
anlassen. 

S. 7. Die früheren Verordnungen, welche den Verkauf 
von gilligen Stoffen zu gewerblichen, technischen oder öko- 
nomischen Zwecken zum Gegenstande haben, sind aufgehoben. 

Karlsruhe, den 25. Juni 1858. 

Grossherzogliches Miiusterium des Innern. 

V. Stengel. 

Sachsen- Weimar. 

Dienstanweisung für die Grossherzoglichen 
Amtsphysiker. 

g. Ik Nach g. 4 der Medicinalordnung vom' 1. Juli 1858 
erscheinen die Grossherzoglichen Amtsphysiker 
I. als Staatsdiener überhaupt, 

II. als sachverständige (medicinisch - technische) Beamte 
und zwar 

1) überhaupt, 

2) als polizeiliche Aerzte, bezüglich als Stellvertreter der 
Grossherzoglichen Landthierärzte in Veterinär -polizei- 
lichen Nothiällen, 

3) als Armenärzte und 

4) als gerichtliche Aerzte. 

In diesen verschiedenen Beziehungen haben sie, ausser 
dem genannten Gesetze, hauptsächlich Folgendes zu beachten. 

I. Als Staatsdiener überhaupt 
g. 2. Die für die Grossherzogl. Amtsphysiker in ihrer 
dienstlichen Stellung im Allgemeinen wichtigen gesetzlichen 
Bestimmungen befinden sich zur Zeit, ausser der Medicinal- 
ordnung, 

1) in gg. 47, 61, 62 u. 66 des revidirten Grundgesetzes 
über die Verfassung des Grossherzogthums v. 15. Okt. 1850; 

2) in dem Gesetze über die Neugcslaltung der Staatsbe- 
hörden vom 5. März 1850; 

3) in dem Gesetze über den Civilstaatsdienst v. 8. Harz 1850; 

4) in den Artikeln 307, 3^8, 301), 311, 313, 314, 315, 
316, 317 und 320 des Strafgesetzbuches; 



363 



364 



6) In dem Gesetze vom 6. December 1853, über die Spor- 
tein und Gebühren der (Civil-) Gerichts- und Verwaltungs- 
behörden (vornämlich in SS- 134 B. und 135); 

6) in dem Gesetze vom 6. April 1821 über Pensionimnff 
der Wittwen und Waisen von Staatsdienern (wobei zu %. 9 
desselben zu bemerken ist, dass jetzt die Pension der Wiltwe 
eines Amtsphysilcus in Iteinem Falle unter 50 Thaler jähriicti 
betra$(en soll); 

7) in dem Gesetze über die Veräusscrung oder Verküm- 
meniBg der Besoldungen und Pensionen, v. 22. März 1836 und 

8) in der Bekanntmachung der vormaligen GrossberzogL 
Landesdirection vom 19. December 1829, die Chaussee-, 
Wege-, Damm-, Brücken- und Pflastergeldfreibeit betreffend 
(Ziffer 12). 

S. 3. Nicht allein mit den in §. 1 und weiter unten ge- 
nannten, sondern auch mit den künftig erscheinenden, ihren 
Dienst in irgend einer Hinsicht betreffenden Gesetzen und 
Verordnungen haben sich die Amtsphysiker immer baldmög- 
lichst vertraut zu machen und zu diesem Ende hauptsächlich 
das Regierungsblatt aufmerksam zu studiren, von welchem 
jedem Amtsphysikat stets ein Exemplar unentgeltUch zukommt. 
Da übrigens nicht selten auch in dem Anzeiger der Wei- 
marer Zeitung (für den I., II. und Y. Verwaltungsbezirk) und 
in dem Eisenacher Kreisblalte (für den III. und IV. Verwal- 
tungsbezirk) amtliche Bekanntmachungen erscheinen, welche 
den amtlichen Geschäflskreis der Amtsphysiker berühren; so 
haben diese dafür Sorge zu tragen, dass sie auch dergleichen 
Veröffentlichungen immer zeitig kennen lernen. 

Von den Bekanntmachungen der letzteren Art haben die 
Grossherzogl. Amtsphysiker geeigneten Falles Abschrift oder 
nur eine Notiz zu ihren einschlagenden Akten zu bringen. 

$. 4. Ausserdem haben die Grossherzogl. Amtsphysiker 
noch nachstehende Vorschrillen zu befolgen: 

1) Jede unter der Adresse des Amtsphysikus einlaufende 
schriftliche Dienstsache ist von ihm ohne Verzug zu eröffnen^ 
auf ihrer ersten inneren Seite mit dem Datum ihres Einganges 
zu bezeichnen (zu präsentiren), und sodann in ein Buch (Her 
gistrande) einzutragen, welches in neben einander stehenden 
Kolumnen folgende, immer bald möglichst gehörig auszulul- 
lende Rubriken enthalten soll: 

Laufende Nummer, 

Kurzer Inhalt des Stücks, 

Datum der Präsentation, 

Kurze Angabe des auf das Stück Verfügten, 

Datum der Expedition des Letzteren. 

Gleich nach Ausfüllung der drei ersten Kolumnen muss 
das eingegangene Stück mit der ihm zukommenden laufenden 
Regisirandennummer versehen werden. 

Demnächst ist mit pünktlicher Beachtung 
1) der obwaltenden Umstände und der einschlagenden ge- 
setzlichen Vorschriilen zu überlegen, was materiell und for- 
mell zur zweckmässigsten Erledigung der Sache, nach ihrer 
Lage, von Seiten des Physikus zu geschehen hat. Sobald die 
EntSchliessung hierüber feststeht, Ist dieselbe unter genauer 
Einhaltung der etwa angeordneten Termine und Fristen in 
AusRihrung z|i bringen und zwar, wenn dazu schriftliche Kor- 
respondenz mit Behörden oder Privatpersonen erforderlich, mit 
Befolgung der über den Kanzleistyl bestehenden Vorschriften 
vom 18. September 1818, bezüglich vom 29. September 1848. 

§. 5. 2) Auch nur einigermassen wichtige schriflliche 
Arbeiten hat der Amtsphysikus sorgraitig im Konccpt zu ent- 
werfen, davon erst nach reiflicher Prüfung desselben eine 
Reinschrift (S. 10 des Sportelgesetzes vom 3. Decbr. 1853) 
zu besorgen, diese, nachdem er sich von ihrer Uebereinstim- 
mung mit dem Koncept vergewissert, zu unterzeichnen und 
da nöthig auch zu untersiegeln, sie hiemach auf übliche Weise 
zu verscbliessen, zu versiegeln, mit der Adresse zu versehen 
und sie endlich an diese abzusenden. Sobald Letzteres ge- 
schehen, ist solches auch auf dem Koncept zu bemerken. 

%. 6. 3) In allen amtlichen Fällen hat sich der Amts- 
physikus sowohl zum Untersiegeln, als auch zum Verschlusse 
von Gegenständen, insbesondere von Schreiben 5 des Dienst- 
siegels zu bedienen. 

g. 7. 4) Die Abgabe amtlicher Sachen an Adressaten 
Innerhalb seines Wohnortes, ingleichen an die dasige Post- 
anstalt, zur Weiterbeförderung, hat der Amtsphysikus selbst 
oder durch seine eigenen Leute zu bewirken, sofern er sich 
nicht zu «diesem Behofe der Diener oder Boten derjenigen 
Behörde bedienen kann, für welche die fragliche Sache be- 
stimmt ist 



S. 8. 5) Zu Sendungen ausserhalb seines Wohnortes 
hat sich der Amtsphysikus in der Regel, soweit es angeht, 
der Post zu bedienen, ausserordentlicher Boten aber nur dann, 
wenn die Betheilfgten ausdrücklich auf die Absendung eines 
solchen auf ihre Kosten antragen , oder wenn die Besieliung 
auf keine andre Weise zeitig und sicher genug möglich ist; 
ein Fall, der z. B. in Folge der Vorschriften unter 111, ZilT. 1 
und 2 (letzter Absatz) der Ministerialbekanntmachung vom 
4. Januar 1851, das bei plötzlichen Todesfällen, Auffindung 
todler Personen u. s. w. zu beobachtende Verfahren betroffene^ 
leicht vorkommen kann. 

Liegt der Zweck einer Sendung mit der Post mindestens 
hauptsächlich im Interesse des Staatsdienstes, so soll die Be- 
förderung portofrei erfolgen. Zu diesem Ende muss jedoch 
die Sendung nothwendig sowohl mit dem Dienstsiegel ver- 
schlossen, als auch In der £cke links unter der Adresse mit 
der Bezeichnung „Grossherzogliche Dienstsache*' und hierunter 
mit dem eigenhändig geschriebenen Namen des Absenders 
versehen sein. (Vgl. $§. 10 und 11 der Uebereinkunft vom 
6. August 1824, bekannt gemacht den 17. Mai 1825, die Be- 
förderung der herrschaftlichen Briefe, Akten u. s. w. betref- 
fend, und die Bekanntmachuqg der (Jrossherzoglichen Ober- 
postinspektion vom 23. Juni 1847, das Porlofreithum betreff.) 

Verläge der Amtsphysiker an Briefträgcrffebühren von 
portofreien Dienslsendungen haben dieselben Behufs deren 
Wiedererstattung zu notiren und den Betrag, von der Post- 
behörde ihres Wohnortes gehörig alteslirt, dem Staalsmini- 
sterium vor Ablauf des nächsten Januars anzuzeigen. 

S. 9. Sobald auf öine Nummer mindestens vor der Hand 
voraussichtlich nichts weiter vorzunehmen ist, muss sie zu 
den Akten gebracht, d. h. in einen erst neu anzulegenden 
oder schon vorhandenen, einschlagenden Aklonband einge- 
heftet werden. Jedes beschriebene Aklenblatt ist in der obem 
rechten Ecke seiner ersten Seite mit der laufenden Blattzahl 
zu versehen. 

S. 10. Kein Aktenstück, Koncepte inbegriffen, oder ir- 
gend ein anderer Gegenstand, in dessen Besitz der Amtsphy- 
sikus zum Zwecke des Dienstes gelangt, ist sein Privateigen- 
thum. Alle dergleichen Gegenstände hat er beisammen und 
dergestalt geordnet aufzubewahren , dass nicht nur jedes be- 
liebige Stück auch von einem Stellvertreter oder Dienslnach- 
folger leicht aufgefunden, sondern dass auch von keinem Un- 
berufenen Gebrauch davon gemacht und das Ganze bei einem 
Dienstwechsel ohne Anstand übergeben werden kann. 

S. 11. Zu jenen Zwecken ($. 10) sind sämmlliche Akten- 
bände nach einem übersichtlichen Plane zu ordnen und aufzu- 
bewahren. Wo dieses bisher unterblieben ist, soll es alsbald 
und zwar mit Beachtung des nachstehenden Schemas geschehen: 
L Abtheflung: Physikatsangelegcnheiten im Allgemeinen betr. 

II. Abtheilung: Medicinisch-polizeitiche Angelegenheilen betr. 

A. In Bezug auf Menschen. 
Hier sollen wenigstens über folgende Gegenstände, so- 
bald sie vorkommen, besondere Aktenbände geftihrt 
werden: 

1) die Aerzte, Geburtshelfer, Wundärzte und Zahnärzte, 

2) die Hebammen und Beihebammen, 

3) die Apotheken, Apotheker, Apothekergehilfen und 
Lehrlinge, 

4) die unbefugte Ausübung ärztlicher, wundärztlicher 
u. s. w. Verrichtungen, 

5) den unbefugten Verkehr mit Heilmitteln, 

6) die Heil-, Knibindungs-, Retlungs- u. Siechenanstalten, 

7) endemische, epidemische und ansteckende Krankheiten, 

8) sonstige Schädlichkellen für das Leben od. die Gesundheit^ 

9) die Schutzpockenimpfung, 

10) die Friedhöfe und 

11) die Ablieferung von Leichen an die Universität Jena. 

B. In Bezug auf Thiere. 
Hierher gehören hauptsächlich diejenigen Aktenstücke, 
welche die dem Amtsphysikus in gewissen Fällen f$. 4 der 
Medicmalordnung, letzter Absatz) obliegenden veterinär-poli- 
zeilichen Verrichtungen beireffen. 

III. Abtheilung: Armenärztliche Angelegenheiten, Insbesondere 
die Aufnahme Armer In eine Landesheilanstalt, bezüglich 
in das Karl Friedrichs-Hospital betreffend. 

IV. Abtheilung: Gerichtlich-medlcinische Angelegenheiten betr. 

Hierbei sind wenigstens folgende besondere Aklenbände 
zu führen: 

1) Gutachten in Civilsachen betreffend, 

2) Gutachten in Strafsachen betreffend, 

3) Aufhebung von Leichen betreffend. 
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%. 12. Jeder Ak(enband ist auf dar vorderen Aussenseite 
mU einer Angabe seines Inhaltes (Rubrum) und, wenn mehrere 
Bände von gleichem Rubrum vorhanden sind, auch noch mit 
der in chronologischer Reihenfolge ihm zukommenden Zahl 1 
oder 2, 3 u. s. w. zu verschen. Ausserdem sind auf der 
nSmIichen Aussenseite diejenigen in dem Bande befindlichen 
Aktenstücke nach ihrem Gegenstande, unter Bemerkung ihrer 
Stelle, zu verzeichnen, welche, weil sie allgemeine Vorschrif- 
ten enthalten, mutbmasslich künftig wiederholt eingesehen 
werden müssen. 

8. 13. üeber sämmtliche Akten seines Archives hai der 
Amtsphysikus ein nach den Abtheilungen desselben, bezüglich 
nach dem Im §. 10 vorgeschriebenen Schema geordnetes voll- 
ständiges Repertorium zu führen und in einen diesem beizu^ 
fügenden Anhange die sonst in seiner Yerwahruag beimdlicliea 
Dienstgegenstände zu verzeichnen. 

(Schlnss folgt.) 



Die Verordnung des Polizeipräsidii su Berlin vom 

80. September 1864» betr. den Verkauf ujid die 

AnpreiBung von Geheimmittelii etc. 

Die genannte Verordnung lautet wörtlich: 
Mit Bezug auf S* 345 des Strafgesetzbuches filr die 
Preussischen Staaten, wonach derjenige straffällig ist, der 
ohne polizeiliche Erlaubniss Gift oder Arzneien, soweit de* 
ren ülandel nicht durch besondere Verordnungen freigege- 
ben ist, zubereitet, verkauft oder sonst an Andere überlässt, 
verordnet das Polizeipräsidium auf Grund des $$. 6 und 11 
des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1851 
(Gesetzbuch S. 267) für den engeren Polizeibezirk Berlins: 

Wer die im 1-345, Nr. 2 des Strafgesetzbuchs für die 
Preussischen Staaten bezeichneten Waaren, deren Handel 
durch besondere Verordnungen beschränkt ist, die im $.461, 
Tit. 8, Th. II. des Allgemeinen Landrechts angeführten Ge« 
heimmiltel (Arcana) oder audi bekannte Stoffe als Heilmittel 

f legen Krankheiten oder Körperschäden ohne polizeiliche Er- 
aubniss zum Kaufe öffentlich anpreist oder fellbielet, oder 
die letzteren verkauft oder an andere überlässt, verfällt in 
eine Geldstrafe, bis zu zehn Thalern, an deren Stelle im Un- 
vermögensfalle eine Gerängnissstrafe bis zu vierzehn Tagen 
triU. 

Aehnllche Polizeiverordnungen sind auch von den mei- 
sten Königl. Preuss. Bezirksregierungen erlassen worden. 
Wie unbequem sie den Geheimmittelhändlern sind, beweist 
der von Einem derselben höchsten Orts geslellte Antrag auf 
Aufhebung der Verordnung vom 30. September 1854. Der 
von der zuständigen Behörde hierauf erstattete Bericht dürfte 
flir die Preuss. Medicinalgeselzgebung und Verwaltung hin- 
reichend interessant sein, um wenigstens auszugsweise, wie 
folgt, mitgetheilt zu werden. 

Nach Aufhebung der Censur wurden nicht selten von 
Kaufleuten und anderen Gewerbetreibenden Mittel gegen 
Krankheiten unter den täuschendsten Versprechungen feilge- 
boten. Diese einzig und allein auf die Leichtgläubigkeit des 
Publicnms berechnete, höchst gewinnreiche Industrie griff 
immer mehr um sich und erreichte endlich in den berüchtig- 
sten Ankündigungen der Revalenta Arabica, von Choleramit- 
teln, Apfelwein, Rheumalismusketlen u. s. w. eine Höhe, 
welche jedem geordneten Medicinalwesen Hohn sprach. Nichts 
desto weniger bot die vorhandene Gesetzgebung kein Mittel 
zur Beseitigung oder Bestrafung dieses Unfugs, da zwar der 
Arzneihandel durch Gesetze geregelt war, hienei aber es sich 
oft um Gegenstände handelte, welche an und flir sich zu den 
Arzneimitteln nicht gehören, sondern nur von den Verkäu- 
fern als Hellmittel gegen alle oder gegen einzelne bestimmte 
Krankheiten dem Publicum angepriesen wurden. Es wurde 
daher der Erlass entsprechender Polizeiverordnungen von dem 
Königl. Ministerium der Medicinalangelegenheiten den Bezirks- 
regierungen empfohlen und erliess das Polizeipräsidium un- 
ter dem 30. Seplbr. 1854 die obige Polizeiverordnung. 

Auf Grund derelben ist der hiesige Fabrikant N. N. we- 
gen Anpreisung seines Choleramittels etc. mehrfach bestraft 
worden. Er hat demnächst an das Ministerium des Innern 
dn Gesuch um Aufhebung jener Verordnung gerichtet und 
erneut dasselbe nunmehr, nachdem er dort abschlägig be- 
schieden, durch eine Immediatvorstellung, in welcher er sd- 
nen Antrag durch folgende Einwendungen zu begründen 
sucht. 

1) Die Polizeiverordnung vom 30. September 1864 vrt- 



derspreche dem %. 6 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850*), weil sie der Sorge für Leben und 
Gesundheit' entgegentrete. 

2) Sie widerspreche dem'S- 15 desselben Gesetzes, weil 
sie eine Bestimmung enthalte, die mit den Gesetzen in Wi- 
derspruch stehe; es sei nämlich durch das Reglement vom 
16. September 1836, betr. den Arzneivvaarendebit der S.461, 
Tit. 8, Th. II. des allgemeinen Landrechts (belr. den Verkauf 
der Arcana) aufgehoben, auch durch das Reglement bestimmt 
worden, dass der Handel mit allen in den, demselben bei- 
gefügten Verzeichnissen nicht erwähnten Gegenständen keiner 
Beschränkung unterworfen sein sollte. 

3) Sie widerspreche dem $. 27 des Verfassungsgesetzes, 
wonach die Censur nicht wieder eingeführt werden solle. 

4) Sie widerspreche den $.20 desselben Gesetzes, wo- 
nach die Wissenschaft und ihre Lehre frei sein solle. 

Mit Bezug auf diese angebliche Begründung aber ist zu 
bemerken : 

Ad 1. Wenn zwar nach der Auffassung des N. N. 
durch die Ankündigung und den Verkauf seiner oder anderer 
derartiger Mittel Leben und Gesimdheit gefördert werden 
mag, so kann es doch nicht zweifelhaft sein, dass eine Ver- 
ordnung, welche den Verkauf und die Anpreisung von Heil- 
mitteln nicht verbietet, sondern nur regelt oder beschränkt, 
die Sorge flir Leben und Gesundheit betrifft und daher der 
Erlass derselben nach $.6 des Gesetzes vom 11. März 1850 
vollkommen gerechtfertigt ist. 

Ad 2. Das allgemeine Landrecht Th. IL, Tit. 8, $.456 
bestimmt: „Apotheker sind zur Bereitung der Arzneimittel, 
ingleichen zum Verkaufe derselben ausschliessend berechtigt^' 
und eben daselbst $. 461 : „Niemand darf sogenannte Arcana 
ohne besondere Erlaubniss der dem Medicinalwesen vorge- 
setzten Behörde zum Verkauf anfertlgen.^^ 

Die revidirte Apothekerordnung vom 11. October 1801, 
Tit.L g. 13 schreibt vor: 

„Den Materialisten steht kein Debit der präparirten Arz-- 
„nelmittel zu. Damit auch der zwischen den Apothekern 
„und Materialisten über den privativen und kumulativen De- 
„bit der rohen Arzneiwaaren seit vielen Jahren bestandene 
„Streit fiir die Zukunft aulliören möge, haben wir dieser re- 
„vidirten Ordnung ein besonderes Verzeichniss der rohen Arz- 
„neiwaaren beirügen lassen, womit die Droguisten und Ma- 
„t^ialisten in der dort vorgeschriebenen Quantität handeln 
und den Debit erexiren können u. s. w/^ 

Das hier erwähnte Verzeichniss ist später durch das 
Reglement vom 19. Jan. 1802 und das letztere wieder durch 
das Reglement, den Debit der Aznei waaren betreffend, vom 

15. September 1836 abgeändert worden , und bestimmt das 
letztere wörtlich : 

Da das auf Grund der revidirten Apothekerordnung vom 
11. October 1801, Tit.L, $.13 über den Debit der Arznei- 
waaren erlassene Reglement vom 19. Januar 1802 den ge- 
genwärtigen Verhältnissen der Gewerbe nicht mehr ganz an- 
gemessen ist, so sollen ia Stelle desselben und der in ein- 
zelnen Provinzen zur Anwendung gekommenen speciellen Vor- 
schriften künftighin und itir den Umfang der ganzen Monar- 
chie folgende ^Stimmungen gelten u. s. w. 

Es ist daher , wenn auch nach der Bestimmung Nr. 3 
des Reglements alle in demselben nicht erwähnten Gegen- 
stände im Gewerbe- und Handelsverkehr keiner Beschrän- 
kung, selbst wenn sie in der Pharmacopöe als ArznelstofTe 
erwähnt sind, unterworfen sein sollen, durch das Reglement 
weder §. 456, noch $.461 des Tit. 8, Th. H. des Allgemei- 
nen Landrechts, noch auch $.13, Tit.L der Apothekerordnung 
aufgehoben worden, sondern es sind in Stelle des der Apo- 
thoKerordnung belgefllgten aufgehobnen Reglements die Be- 
stimmungen des Reglements vom 16. September 1836 ge- 
treten. 

In ähnlicher Welse hat sich das K. Ministerium der Me- 
dicinalangelegenhelten mehrfach darüber ausgesprochen; un- 
ter Anderen in einem an die Regierung in Stralsund unter dem 
29. Juli 1839 erlassenen RescrIpte; 

Auf den Bericht vom 3. d. M. , den Debit äusserlich 
anzuwendender Arzneimittel Seitens der Nichtapotheker be- 
treffend, wird der königl. Regierung hiedurch eröffnet: dass 
nach den hierüber bestehenden, durch das Reglement vom 

16. September 1836 keineswegs aufgehobenen allgemeinge- 



» 



*) §. 6 lautet: Zn der den Gegenständen der ortspoUzellichen 
Vorschriften gehören : — f. Sorge für Leben und Gesondheit. — 
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setzHchen Bestimmungen der Handel mit zubereiteten Arznei- 
mitlein ausschliesslich den Apothekern zusieht u. s. w. 

Wenn sonach durch das Reglement vom 16. September 
1836 die gesetzlichen Bestimmungen der $$. 456 und 461 
des' Tit. 8, Th.II. des allgemeinen Landrechts nicht aufgeho- 
ben sind, so enthält die Polizeiverordnung vom 30. September 
1854 keine Bestimmung, die den bestehenden Gesetzen zu- 
wider ist und widerspricht demnach auch nicht den %,i5 des 
Gesetzes über die Polizeiverwallung. 

Ad 3. Dass durch den Erlass der Polizeiverordnung v. 
30. Septbr. 1854 nicht die Censur eingerührt oder die Press- 
freiheit beschränkt wird, bedarf weiterer Erörterung nicht. 

Ad 4. Ebensowenig bedarf die Behauptung, dass die 
Freiheit der Wissenschau und ihre Lehre durch die gedachte 
PoUzeiverordnung angetastet werde, einer Widerlegung, da 
es sich in der betreuenden Verordnung nicht um Wissen- 
schaft, sondern um die Beaufsichtigung des Handels mit ge- 
wissen Gegenständen handelt. 

X Berlin. Es ist sehr bezeichnend für unsere gegenwärtige Si- 
tnatlon, dass man nun, seit acht Jahren wieder einmal auf die so 
lang verheissene und vielfach vorbereitete Reorganisation unseres Me- 
dicjnalwesens zu hoffen beginnt. Die letzten zehn Jahre haben in 
jeder andern Richtung der Gesetzgebung und Verwaltung tief und 
energisch eingegriffen, im Bereiche unserer Medicinalgesetzgebung aber 
ist in der ganzen inhaltsschweren Zeit, ausser den Zusätzen zu dem 
ärztlichen Pröfungsreglemcnt, nicht eine einzige allgemeine oder irgend 
wie bedeutende Massregel ins Leben getreten £s muss dies um so mehr 
auffallen, als in Iceiner andern Richtung so directe Verheissungen und 
80 umfassende Vorbereitungen gemacht worden waren. Die letzteren 
haben schon vor zwanzig Jahren begonnen und sind unter zwei Mi« 
nisterien mit grosser Beharrlichkeit und Umständlichkeit fortgeführt 
worden. Als Beweis für die ihnen beigelegte Wichtigkeit möge die 
einzig dastehende Thatsache dienen , dass man ihretwegen sogar pri- 
vate Vertreter aller einzelnen medicinischen Stände nach Berlin berufen 
und um ihr Urtheil befragt hatte. Diese sämmtlichen Vorbereitungen 
aber und die denselben folgende organisatorische Thäligkeit der damit 
beauHragten Verwaltungsbeamten ist ohne den geringsten Erfolg ge- 
blieben. Ein genialer Mann (S.), dessen besondere Aufgabe es war die 
desfallsigen , gesammten, in dem Laufe der Zeil herausgebildeten Be- 
dürfnisse zu<»ammen zu fassen und ihnen in einem neuen Medicinal- 
edict Rechnung zu tragen, musste von diesem, in einem wenige Tage 
vor seinem Tode an den Einsender geschriebenen Briefe sagen: „Alles 
was ich seit sieben Jahren in dieser Beziehung geschrieben, ist — zu 
Wasser geworden und „oleum et operam perdidi etc.** Eine andere, 
wenn nicht so umfassende, so doch namentlich in juridischer und 
staatsrechtlicher Beziehung sehr bedeutende Arbeit ist gleichfalls ohne 
irgend welches Ergebniss geblieben. Es hatte dieselbe den Zweck 
die eigenthümliche und missliche, rechtliche Lage zu beseitigen, in 
welche die Besitzer concessionirter Apotheken durch die Cabinelsordre 
y. 8. März 1842 gekommen waren. Trotz der erwähnten eminenten 
Bedeutung der Arbeit, trotz der sachlichen und dringenden Natur ihrer 
Aufgabe und obwohl jene alle Stadien der Gesetzvorbercilung, welche 
vor dem Jahre 1848 für die Emanirung eines Gesetzes erforderlich 
waren, durchlaufen, befindet sich in der erwähnten Beziehung nach 
-wie vor Gesetzgebung und Verwaltung in ungelöstem Widerspruche 
und die Besitzer concessionirter Apotheken in der davon abhängen- 
den precäreu Lage. 

Die amüiclie Oeburts- und Sterbeliste von Berlin ergibt für den 
Monat September 1858 1283 Geburten (672 Kn. und 611 M.), 315 
Trauungen und 906 Todesfalle (467 männi. und 439 weibl.). Unter 
den Geburten waren 15 Zwillingsgeburten. Unehlich wurden geboren 
201 Kinder (HO Kn. und 91 M.). Von den Verstorbenen waren 524 
unter und bis 15 und 382 über 15 Jahr all. Im ersten Lebeusjahre 
starben, einschliesslich der Todigehornen, 385 Kinder (204 Kn. und 
181 M.). Es starben durch Tudlgeburt 67, durch Unglücksfälle 8, 
durch Selbstmord 14, durch Altersschwäche 36, durch Krankheiten 
781 , und zwar Insbesondere durch Lebensschwäche nach der Geburt 
48, während des Zahnens 4, durch gastrische und nervöse 
Fieber 33, im Kindbett 5, durch Gehirnentzündung 47, häutige 
Bräune 9, Entzündung der Bruslorgane 28, Entzündung der Unler- 
leibsorganc 10, Pocken 7, Slickhuslen 5, Brechdurchfälle und 
Durchfälle 104 (fast ausschliesslich Kinder), Mageoerwcichung 13, 
Wassersucht 18. organ. Hnnleiden 12, Hals- u. Lungenschwindsucht 
u. Abzehrung 229, Schlagfluss 42, Lungenlähmung 10, Krämpfe 45, 
Krebs und Markschwamni 14 u. s. w. 



Penonalclironik. OesCerreich. Die Kaiserlich Leopoldinische 
Akademre der Naturforscher hat den Professor Dr. Opolzer mit dem 
akademischen Namen „de Huen** zum Mitgliede gewählt. 

Ernannt: Dr. Fr. Filipuzzi zum ausserordentlichen Professor 
der Chemie- an der Universität Padua. 

Versetzt: Den Professor der Geburlshülfe Dr. L. Pastorello 
zu Pavia auf die geburtshülfliche Lehrkanzel in Padua. 

Orden: Dem Phy>ikus und Badearzt Dr. Küttenbrugg zu 



Schönau bei Teplilz den Kgl. Preuss. Ruthen Adler-Orden III. KL, dem 
Wundarzt J u n k zu Teplilz den KgL Preuss. Rolben Adler-Orden IV. Kl. 

Preussen. Ernannt: Dr. Böger, Leibarzt Sr. Majestät des 
Königs und Ober- Stabs- und Regimentsarzt des 5. Ublanenregiments, 
der Charakter als Generalarzt mit M^jorsrang, unter Belassung in seinem 
bisherigen Dienslverhältniss als Regimentsarzl ▼erliehen. Dr. Schelle, 
Assistenzarzt des Kaiser Franz Gren.-Regts., zum Stabs- u. Bats.-Arzt 
des 3. Bats. 20. Landw.-Regt., Dr. He Im rieh, Dr. Koinzer, Unter- 
ärzte des 24. Inf.-Regts., Dr. Michael, Unterarzt des 6. Jäger-Bats., 
zu Assistenzärzten ernannt. Den im Reserveverhältniss befindlichen 
praktischen Aerzten und Wundärzten: Dr. Neu mann, Dr. Albrecht 
vom 1., Dr. Ziemssen vom 2., Dr. Lande vom 22., Dr. Phi- 
lippson vom 26. Landw.-Regt., den Charakter als Assistenzarzt ver- 
liehen. Dr. Beguin, Assislenzarzt des 1. Garde-Regls. z. F., Dr.Solt- 
mann, Assistenzarzt vom 20. Landw.-Regt., der Abschied bewilligt. 
Der prakt. Arzt Dr. Drosi zum Kreiswundarzt des Danziger Stadt- 
kreises, der Wundarzt L KL zum Kreiswundarzt des Ubinger Kreises. 

Niedergelassen: Der Wundarzt IL KL Günther In Lagow* 

Orden: Leibarzt des Königs, Professor Wirklicher Geheimer Ober- 
Medicinalralh Dr. Schönlein den Rothen Adler- Orden IL KL mit 
Stern und Eichenlaub in Brillanten, dem Leibzahnarzt des König» 
Geheimen Hofralh Wahlländer den Rothen Adler-Orden III. KL mit 
der Schleife, dem ehemaligen Generalinspektor der Hospitäler in der 
Walachei Dr. Edlen v. Meyer zu Bukarest den Reihen Adler- Orden 
Hl. KL, dem Stabsarzt Dr. Abel den Rothen Adler-Orden IV. KL 

Bayern. Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. J. Weber zum Ge- 
richtsarzt des Landgerichts Kötzling und Dr. med. G. Dorsch zum 
prakt. Arzt in Erlangen. 

Versetzt: Der Landgerichtsarzt Dr. F. Kästner nach Münchberg. 

Gestochen: Der Cantonsarzt Dr. E. Huber in Neustadt an 
einer Verletzung und Vergiftung durch Leichengift. 

Sachsen. Gestorben: Dr. med. E. Engel hardt in Dresden, 
Zahnarzt J. Fahne rt in Dresden, Apotheker Schindler in Zö blitz. 

Hannover. Gestorben: Der Apotheker Böget aus Hannover, 
Apolhekenbesilzer in Baten- Rouge (Louisiana) und der Schiffsarzt 
Dr. Schramm aus Stade beim Untergang der Austria. 

fS^ürltemherg, Auszeichnung. Die medicinische Facultät 
in Tübingen hat dem k. französischen Stabsarzt Belthle in Grenoble, 
welcher die Anhänglichkeit an seine Vaterstadt Tübingen durch eine 
Preissüftung bethäligt hat , das Diplom eines Doktors der Medicin u. 
Chirurgie honoris gratia verliehen. 

Vacant: Mit dem 1. Januar k. J. wird die Stelle eines ärztli- 
chen Gehilfen an dem Katharinenhospital in Stuttgart erledigt, welche 
einem inländischen Candidaten der Heilkunde auf ein Jahr übertragen 
wird, der wenigstens die erste medicinische Staatsprüfung erstanden 
hat. Mit der Stelle ist neben freier Wohnung und Kost ein Gehalt 
von jährlichen 150 fl. verbunden. Ausserdem wird einem bedürnigen 
Candidaten, der die Stelle zur Zufriedenheil versehen hat, der Genuss 
eines von demMedicinalrathe Dr. Plieninger geslifleten SUpcndiums 
von 18 fl. durch den Siiftungsratb bewilligt und werden ausgezeich- 
nete Candidaten der Medicin, welche die Stelle zur Zufriedenheit ver- 
sehen haben, bei der Verlheilung der Unterstützungen für wissen- 
schaftliche Reisen besonders berücksichtigt. Der zu ernennende Ge- 
hilfe kann, falls er dies wünschen sollte, auch sofort in den Kathari- 
nenhospital eintreten. Die Bewerber um diese Stelle haben ihre Ein- 
gaben mit den erforderlichen Belegen zugleich über ihre ökonomischen 
Verhältnisse binnen 14 Tagen bei dem Ministerium d. Innern einzureichen. 

Oldenburg. Dienslveränderungen in Folge Einführung der neuen 
Gerichlsorganisation: 1) mit dem 1. November 1858 sind zur Dis- 
position gestellt: Amlsphysikus Dr. Toel in Fedderwarden, 
Kreischirurg Dr. Schauenburg in Rodenkirchen, Kreischirurg Dr. 
Hinrichs in Jever, Kreischirurg Dr. Wardenburg in Delmen- 
horst; 2) mit dem 1. November d. J. sind ernannt: Kreisphysikns 
Dr. Meyer zum Obergerichtsarzt in Oldenburg, Kreisphysikus Dr. 
Schmedding zum Obergerichtsarzt in Vechta, Kreisphysikus Dr. 
Tappehorn zum Obergericbtsarzt in VareL 3) Es behalten die 
Geschäfte derKreisphysici: der Obergerichtsarzt Dr. Meyer in dem 
Kreise Oldenburg (einschliesslich des Amtes Westerstede) und dem 
Amte Friesoythe, der Obergerichtsarzt Dr. Schmedding in dem 
Kreise Vechta und dem Amte Wildeshausen, der Obergericbtsarzt 
Dr. Tappehorn in dem Kreise Neuenburg (ausschliesslich des Amtes 
Westeislede), der Kreisphysikns Dr. Zedelius in dem Kreise Ovel- 
gönne, der Kreisphysikus Dr. K oll sie de in dem Kreise Delmenhorst 
ohne das Amt Wildcsbausen und der Kreisphysikus Dr. Popken In 
dem Kreise Jever mil dem Amte Kniphausen. 4) Ferner sind mit 
dem 1. November d. J. ernannt: Der Kreischirurg Dr. Mcineke 
zum Gerichtswundarzt in Oldenburg, der Kreischirurg Dr. Hollhaus 
zum Gerichlswundarzl in Vechta, und der Amlsphysikus Dr. Nie- 
b er ding zum Gerichtswundarzt in VareL Dem Kreiscbirurgen Dr. 
Rössel sind mil dem 1. November d. J. die Geschäfte eines Kreis- 
physikus im Kreise Kloppenburg ohne das Amt Friesoythe übertragen. 
Der Kreischirurg Dr. Wolff bleibt bis weiter als besoldeter Arzt für 
das Amt Westerstede beibehalten. 

Dr. Burwinkel aus Dinklage hat sich als praktischer Arzt in 
Söningen niedergelassen. Dr. Grosse in Bockhorn wird während 
seiner Abwesenheit durch Dr. Müller aus Jever vertreten.. 

SHchfiMche Herxogthümer. Ernannt: Dr B. Schultz au» 
Berlin zum ausserordentlichen Professor der medic. Facultät an des 
Universiiät Jena. 
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Frenssen. 

Ein kürzlich im Kreise Wetzlar vorgekommener Fall ver- 
anlasst uns, auf die schädlichen Folgen aurmerksam zu ma- 
ehen, welche durch unvorsichtiges Füttern von KartolFelkraut 
entstehen. 

Die Erfahrung hat gelehrt, dass das Füttern von Kartof- 
feUcraut dem Vieh mehr oder weniger ungesund Ist, Indem 
die Kartoffelpflanze in allen ihren Theilen ein Gift, „Solanin'' 
genannt, enthält, welches, In Menge genossen, Schwindel 
verursacht und den Tod herbelfiihren kann. 

Will und muss man das Kartoffelkraut oder die Keime 
der Kartoffiebi füttern, so darf solches nur In der Welse ge- 
schehen, dass nur Vi 9 höchstens Vs der täglichen Futterpor- 
tion aus demselben bestehen darr, während die davon ge- 
kochte Brühe unbedingt weggegossen werden muss. 

Wir empfehlen den Ortsbehörden, hiernach die Viehbe- 
sitzer zu belehren. 

Koblenz, den 12. Oktober 1858. 

Königl. Regierung. 

Sachsen- Weimar. 

Dienstanweisung für die Grossherzoglichen 
Amtsphysiker. 

(Schlnss.) 
II. Als technische Medicinalbeamte. 

1) Ueberhaupt. 

g. 14. Dem Amtsphysikus liegt ob, In allen denjenigen 
Fällen , wo er Innerhalb seiner Zuständigkeit ( 9. 4 der Medl- 
clnalordnung) von Justiz- oder Polizei- (insbesondere Armen-) 
Behörden ($. 3 der Medicinalordnung) oder von Privatpersonen 
(z. B. zu Prüfungen, vgl. SS. 34, 47 u. 129, Ziff. 1 des eben 
angezogenen Gesetzes) gültige Veranlassung empßingt, Unter- 
suchungen anzustellen und Gutachten und Zeugnisse abzugeben. 
Namentlich ist es daher auch seine Pflicht, ihm von Justiz- 
oder Polizei- (insbesondere Armen-) Behörden deshalb vor- 
gelegte Arzneirechnungen hinsichtlich ihrer Taxmässigkeit und 
sonstigen Richtigkeit zu prüfen* und in Ermangelung dagegen 
zu stellender, dann vorerst zu erledigender, Erinnerungen zu 
attestiren. Die etwa erforderliche Feststellung von derglei- 
chen Rechnungen kann jedoch Im Administrativwege nur durch 
das unterzeichnete Staatsministerium erfolgen (S. 65 der Me^ 
dicinalordnung). 

Ferner hat der Amtsphysikus innerhalb seiner Kunstbe- 
fugnisse, d. b. Innerhalb der ihm für seine Person hinsichtlich 
der Ausübung der Heilkunst gezogenen Gränzen, kranken 
Justizamfs-, Stadtgerichts- und Folizelgefangenen Beistand zu 
leisten , in so fern kein Arzt hierzu angestellt Ist. Eine Ver- 
gütung dafür zu fordern, Ist er nur in denjenigen Fällen be- 
rechtigt, wo dieselbe von einer Privatperson getragen wer-» 
den muss« 

S- 15. Den Amisphysikern steht — abgesehen von ihren 
Dlsciplinarbefugnlssen gegen die Ihnen dienstlich Unterffebenen 
(SS. 5, 8, 45 u. 48 der HedicInalordnung) — keinerlei Zwadgs- 
oder Strafgewalt zu. Ist die Anwendung einer solchen zur 



Ausführung eines Ihm obliegenden Dienstgeschäftes nothwen- 
. dig, d. h. reichen freundliche und ernste Vorstellungen, Erin^ 
nerungen und Ermahnungen nicht aus, oder erscheinen sie als 
ungeeignet, so ist in polizeilichen (und Armen-) Angelegen- 
heiten zunächst der betreffende Gemelndevorstand, in gericht- 
lichen Angelegenheiten aber die beireffende Aistizbehörde um 
ihr Einschreitea anzugehen. 

2) Als pollzeiliohe Aerzte. 

S. 16. Als Medicinalpolizeibeamter hat der Amtsphysikus 
mit stets reger Aufmerksamkeit dahin zu wirken, dass mög- 
lichst nicht nur Alles, was das Leben und die Gesundheit der 
Bewohner seines Bezirkes gefährdet, bald beseitigt oder sonst 
unschädlich gemacht, sondern dass auch thunlichst Alles be- 
scbaiR und gehörig benutzt iverde, was sich zur Erhaltung 
und Beförderung des Gesundheitswohles In jenem Bezirke 
empfiehlt. Insbesondere nuss sein Augenmerk stets darauf 
gerichtet sein, dass es soviel möglich In dem ihm angewie- 
senen Bezirke niemals — am wenigsten während der Dauer 
von Seuchen — und nirgends an dem nöthlgen ärztlichen, 
chirurgischen und geburtshilflichen Beistande und an den noth- 
wendigen Heilmitteln gebreche. 

Auch hinsichtUch der nützlichen TUere liegt ihm eine 
solche Aufmerlisamkeit mit ob. 

Zeigt sich eine gefährliche zumal ansteckende Seuche In 
einem Orte des Amtsbezirkes, so hat der Physikus jedesmal 
sofort auch (S« 15) dem Grossherzoglichen Bezirksdirektor 
Anzeige zu erstalten. 

In Bezug auf seine eben angegebenen Obliegenheiten hat 
der Amtsphysikus ausser der HedicInalordnung und den in 
dieser angezogenen gesetzlichen Vorschriften zur Zelt vor- 
nämlich auch noch folgende Gesetze und Verordnungen zu 
beachten : 

1) das Gesetz vom 19. Juni 1823, die Rettung Verun- 

Slückter betreffend; 2) das Gesetz vom 29. Mal 1847, die 
ren-Heil- und Pflegeanstalt zu Jena betreffend ; 3) die Ver- 
ordnung vom* 24. September 1847, die Ausführung des unter 
2 genannten Gesetzes betreffend; 4) den Nachtrag zu dem- 
selben vom 11. Januar 1854; 5) S- 33 der Gesindeordnung 
vom 18. Juni 1823; 6) das Gesetz vom 26. Mai 1826 über 
die Schutzpockenimpfung; 7) die Bekanntmachung der vor- 
maligen Grossherzoglichen Landesdirektion v. 8. August 1829, 
die Wiederholung der Schutzpockenimpfung betreffend; 8) die 
Ministerialbekanntmachung vom 22. Oktober 1851, den S- 9 
dieses Gesetzes betreffend; 9) die Bekanntmachung der vor- 
maligen Grossherzoglichen Landesdirektion vom 26. November 
1841, die Gehilfen bei der Schutzpockeneinimpfung betreffend; 
10) die Ministerialbekanntmachung vom 10. Juli 1856, die 
Erstreckung der Vorschriften Im f* 13 des Gesetzes über diö 
Schutzpockenimpfung auf die Variololden betreffend; 11) das 
Gesetz vom 11. December 1850, über die Ablieferung von 
Leichen an die Universität Jena; 12) die AuslÜhrungs Verord- 
nung hierzu vom 3. April 1851 ; 13) die Bekanntmadiung der 
vormaligen Grossherzoglichen Landesdirektion vom 6. Mal 1846, 
das Beschneiden der IsraeU tischen Knaben betreffend; 14) die 
Bekanntmachung der vormaligen Grossherzoglichen Landesdi- 
Eektion vom 1& September 1815, das Aderlassen der (H>6r«* 
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Wundärzte betreffend; 15) die Ministerfalbekanntmachnng vom 
11. Februar 1850, die Anwendung des Chlorororms betreffend; 
16) die Mhiisterialbekanntmachung vom 15. Jult 1858, die 
Einricliiung der Apotbeken und den Geschäftsbetrieb in den- 
selben betreffend; 17) die Ministerialbekanntmachung v. 12. Juni 
1851, den unbefugten Handel mit Arzeneimitteln betreffend; 
18) die Ministerialbekanntmachung vom 3. April 1852, den 
Handel mit Arzeneimitteln betreffend (Ziff. 3); 19) das Gesetz 
über den Gifthandel vom 1. Juli 1858; 20) die Ministerialbe* 
kamitmachung vom 16. JuH 1858, zur Ausflkbrung des f. 11 
dieses Gesetzes; 21) die Bekannlmachung der vormaligen 
Grossberzoglichen Landesdirektion vom 19. April 1830, über 
die Anwendung von der Gesundheit schädlichen Farben au 
Esswaaren und Kinderspielsachen; 22) die Bekanntmachung 
derselben vom 27. Juni 1839, vergiftete Konditorei waaren be- 
treffend} 23) die Bekanntmacbung derselben vom 20. August 
1831, das Mutterkorn betreffend; 24) die Bekannlmachung 
derselben vom 22. August 1820, das Begraben der Leichen 
betreffend und 25) das Gesetz vom 10. Januar 1854, das An- 
legen und die Erweiterung von Friedhöfen beireffend. 

§. 17. Als erspriesslich sowohl Tür den Amtsphysikus 
selbst, als auch flir seine Dienstnachfolger und damit ftlr sei- 
nen Sprengel, empfiehlt es sich, dass der erstere in einer bei 
den Akten bleibenden Topographie Alles, gehörig erläutert, 
verzeichnet, was .in seinem Bezirke für die Erhaltung des 
Lebens und der GesmidheSt, oder für die Heilung oder Linde- 
rung von Krankheiten von dauerndem wesentlichen Belang Ist. 

§. 18. Der Amtsphysikus soU zwar stets auftnerken, ob 
die Medicinalperaonen in seinem Bezfrke ihren Pflichten gegen 
die ihrer Hilfe Bedürftigen gehörig nachleben. Er hat dabei 
jedoch immer die Vorschriften Im f. 15 der MedkJlnalardnung 
zu beachten, auch Anzeige an das unterzefehnele Staatsmini-* 
sterium, ausser in den in |f|. 94, 95, 96 und 122 der Me- 
dief aalordnung bezeichneten Fällen, nur in solchen wichtigeren 
Fällen von Ordnungswidrigkeiten zu erstatten, wo Erinnerung 
wd Ermahnung, beatelioh (18. 45 und 48 der Medlcfnalord- 
nuQg) der Verweis sich bereite fruchtlos erwiesen haben, oder 
ungeeignet erscheinen. 

Ueberhaupt wird vorausgesetzt, dass sich die Amtsphy- 
olker insbesondere anch gegen anders Mediolna!person«n im*- 
mer eines möglichst freundlichen Benehmens beflefssigen wer- 
den« Es ist die Pflicht des Amtsphysikus, vorkommenden Falles 
dto Auhnerksamkeli des Staatsministeriums auf ausgeeefchnetes 
Verdienst einer Medicinalperson seines Bezirkes, als solcW, 
M lenken. 

%. 19. Nur wenn Jemand auf dem Zunft wege das Recht 
mr selbststfindigen Ausübung der Chirurgie erwerben will, 
darf der betreffende Amtsphysikus die erfcrderliche Piüfung 
ohne vorherige Asordnung des Staatsmiiiisteriums, jedoch le- 
diglich auf desfallsifes Ersuchen der zuständigen Zunftobrig- 
kait — bis auf Weiteres der Vorstand derjemgen Gemeinde, 
In welcher die fragliche Zunft ihren Sitz hat (Art. 83 der 
Ausflihrungsverofdnung vom 22. Mal 1850, zu dem Gesetze 
vom 5. Blirz 1850, die Neugestaltung der Staatsbehörden be*- 
treffend) — ^ vornehmen. 

Das Ergebnlss der PrQfimg Ist derjenigen Behörde mlt- 
zuthellen, welche dieselbe unmittelbar bei dem Amtsphysikus 
veranlasst hat. 

S* 20. Der Amtsphysikus darf zur Zulassung zu dem 
Bebammenunterrichte keine Candidatln empfehlen (S. 47 zur 
Medicinalordnung), von welcher er sich nicht selbst überzeugt 
bat, dass sie bei hinreichendem natürlichen Venstande und 

Etem Gedächtnisse, Deutsch fertig lesen und schreiben kann, 
rperlich kriiftig und gesund, auch entsprechend gebauet ist 
und Insbesondere zweckmässig gestaltete, von Schwielen, War- 
xeUf Ausschlägen und dergleichen freie Hände und Arme be-* 
sitst. Schwangere Candidatinnen sind in der Regel unzuMssIg. 
S. 21. Die Hebammen seines Bereiches hat der Amts- 
ph¥9iku8 hinsichtlich Ihrer Kenntnisse und Fertigkeiten bei 
jeder passenden Gelegenheit zu prQfen und nach (JmstSnden 
anch zu belehren. Hegt er Verdacht, dass eine Hebamme 
llurem Berufe nicht mehr gewachsen sein möchte, so muss er 
sie In dar fraglichen Beziehung ungesäumt genau prüfen, und 
wenn das Brgebniss den Verdacht bestätigt, bei dem Gross- 
herzogliohen Bezirksdinektor je nach den Umständen entweder 
dfo Entiassong der Habamme und die Anstellung einer neuen, 
oder die Anstellung einer Beihebamme, oder dfe Beiziehung 
der Erstem zu dem nächsten Unlerrichtskursus beantragen 
(vgl. St. 46 und 48 der Medidnalordnung). 

Die gedachten Prüfongen »üssen Immer ohne Aufsehen 
und kosteufral geneltfheB; es Ist aber dem Amiqphyalktts 



benommen , die Hebammen Behufs einer umfassenden Prüftmg 
In seine Wohnung zu bescheiden. 

%. 22. Den im Auftrage des StaÄtsmlnfsteriüms durch einen 
besondem Commissär vorzunehmenden Visitationen der Apo- 
theken seines Bezirkes muss der Amtsphysikus, wenn er ielUir 
Einladung dazu erhalten hat und nicht unöberstcigliche Hin- 
deMHsse entgegenstehen, immer ununterbrochen und aufmerk- 
sam beiwohnen, um Ihm etwa aufzutragende Nachrevisionen 
zweckmässig vornehmen zu können. Die Ergebnisse von 
dergteieheo Naehfevisioneri hal er protokollarisch niederzu- 
schreiben und von dem Apotheker durch dessen Namensunter- 
schrift als richtig anerkennen zu lassen. Verweigert der Letztere 
Solches, so muss der Physikus dieses unter Beirüranir der 
Wefgerungsgrtfnde anmerken. ® 

S. 23. Die- Prüfung eines Apothekerlehrlings Behufs sei- 
ner Beförderung zum Gehilfen (i 125 der Medlcfnalorrfnung, 
Ziff. 2) kann von dem Amtsphysikus auf den Privatantrag eines 
dazu Berechtigten, aber nur gemelnsobafilich mit einem Apo- 
theker, vorgenommen werden. 

Es ist dabei thunKchst zu vermeiden, dass der Lehrherr 
selbst mit prüfe, obschon ihm inimer nachgelassen werden 
muss, bei der Prüfung anwesend zu sein. Ist Jedoch Ersteres 
ohne unverhältnissmässlgen Aufwand ftlr den Cfandidaten nicht 
zu umgehen, so hat der Physikus die Prttfiingsgegenstände m 
bestimmen und erst unmittelbar je vor dem Anmnge ihrer Lö- 
sung dem Mitexaminator und dem Candidaten zu eröffnen. 

Die Bestätigung des Lehrbriefes (§. 125 Ziff. 1 der Me- 
dicinatordnung) darf erst nach gehörig bestandener Prüfung 
erfolgen. 

%. 21. Als Stellvertreter der Landthierärtte In yetednär- 
polizeilichen Nothrallei^ ($. 4 der Medicinalordnung, letzter Ab-* 
satz) haben die Amtspbysiker thunllchsl die 4en Erster^n er- 
theilten bezüglichen Vorschriften zu befolgen, mit welchen ale 
sich daher bekannt machen müssen. 

3) Als Armenärzte« 
S. 25. In so fern dem Amtsphysikus die Behandlung 
armer Leidender seines Bezirkes von Amts wegen obliegt (sTl 
der Medichialordnung, zweiter Absatz), hal er jeder leldendeb 
Person, ftir welche sein Beistand in Anspruch genommen vrlrd, 
denselben nach Bedürfniss zu gewähren nnd zwar so oft ab 
nöthiff auch durch Besuch des Leidenden In der Wohnung 
desselben, wenn dieser auszugehen unvermögend ist, oder 
wenn sein Leiden dadurch, dass er sich zum Arzte begebäi 
müsste, auf bedenkliche W^ise verschünmiert werden möchte. , 

Die Bestimmungen Im |. 20 der Medicinalordnung selten 
auch ftir die Amtsphysiker in deren Eigenschaft als ausübende 
Aerzte u. s. w. 

$. 26. Der Amtsphysikus hat die Pflicht, bei den seiner 
Fürsorge übergebenen armen Leidenden ohne vermeidRchen 
Verzug anzuwenden, was zu ihrer baldigsten Wiederhersiel» 
lung, bezüglich zur Linderung ihrer Leiden wirklich nothwendig 
Ist. So weit es diese Pflicht gestattet, muss er na- 
mentlich nicht blos die wohlfeilsten Arzeneimittel, sondern auch 
die wohlfeilsten Formen derselben wählen, Ingleichen, zu thun- 
tichster Kostenersparniss, weder zu kleine Mengen verschrei-» 
ben, weil sonst mit besonderem Aufwände verbundene Repe-* 
tHionen der Arzeneicn erforderlich vrerden, — noch zu grosso 
Mengen — * Indem der Ueberrest eine Verschwendung ist. 

FUr Fälle eines dringenden Arzeneibedürfnisses muss dei^ 
Amtsphysikus berücksichtigen, dass die Apotheker die Arze- 
nelen nur dann ohne solbrtige Bezahlung verabfolgen zu lasseti 
brauchen, wenn die verordnende Medicinalperson deren Ver- 
abreichung schriftlich als dringend bezeicknel hat (S. HO der 
Medicinalordnung, zweiter Absatz). 

S. 27. Um ftir arme Leidende s^nes Sprengeis die fllr 
diesen, oder ftbr den Verwaltungsbezirk, oder ftir das ganze 
Grossherzogthum bestehenden Unterstützungsanstalten ange- 
messen benutzen zu können, hat sich der Artitsphvslkus un- 
gesäumt mit den Einrichtungen derselben und mit oen BecRn« 
gungen Ihrer Leistungen bekannt zu machen. 

Als hieher bezügliche Staatsansialten bestehen dermalen: 
L Für das ganze Grossherzogthum: 

1) das Landeskrankenhaus In Jena; 

(Vgh a) %. 51 IH. des Hefmathsgesetaeij vom 28. FAruar 
1860, b) die Bekanntmachung der vormaligen Gros^herzogL 
LandesdIrekUon vom 19. August 1847, die unentgdtliche Be- 
handlung von Kranken in der Poliklinik zu Jena betreffend, 
and c) die Ministerialbekanntmachung vom 8. Decentfber 1857, 
die Aufnahme armer Kranker in ein Landeskrankenhaus betr.); 

2) die irren ^HeH- und Pflegeanstait daselbst; 

(VgL a) dair QmM tber dieselbe imt 29. Hai 1847, 
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b) die AnsnUiraiigsverordnaiig «u diesem vom 24. Seplember 
1647 und o) den Ntc^hlrag zu jenem GeseUe voib 14. Januar 
4854, die Aufnahme von Gehteüliranken in das Karl FHed- 
lichs-Hospital zu BfamkeribayYi betreffend); 

S) die Entbindungsanstalt daselbst; ^egen der Aufnahme 
Von Schwangeren in diese Anstalt bat man sich an das Gross- 
herzog]. Direktorium der letzteren zu wenden , welches die- 
8dbe in^eilialb gehvisser Gränzen auch vöiHg kostenfrei be- 
^IHgen kann) und 

4) das Karl Friedrfchs- Hospital in Blmkentiayn. 

(Vgl. Ziff. 2 c. Diese Anstatt ist fausschHessiich Rir Cii- 
heilbare bestimmt.) 

II. Für den dritten und vierten Verwaltungsbezirk das 
Landeskrankenhaus in Eisenach. 

(Die zu I, 1 angezogenen Gesetze und Verordnungen 
finden auch hier bezügliche Anwendung.) 

. III. Für jeden Verwaltungsbezirk ein zur Verlegung des 
Bezirksdirektors gestellter sogenannter Medicamentenfonds, zur 
Unterstützung solcher dürftiger Personen mit Heilmitteln, wel- * 
ehe sich weder zu einer derartigen Unterstützung aus der 
Gemeindekasse, noch zur unentgeltlichen Aufnahme in eine der 
iMer I. und H. genannten Anstalten eignen. 

S. 28. Atiss^er den fta "J. 27 gttianntert Gesetzen utrd 
Verordnungen sind tHr den Amtsphysikus als Armenarzt zat 
Zeit noch wichtig: 

1) der vierte und flinfle Abschnitt des Gesetzes über die 
fleimathsverhällnisse vom 23. Februar 1850; 2) %%. 44 und 
80 des Gesetzes vom 15. Mai 1821 über die Innungen und 
Künlle; d) S. SB der Oesindeordnung vom 18. Juni 1823; 
4) die Generalverordnlmg vom 26. Februar 1805, den Trans- 
toort armer Kranker betr. (nul- tili- den dritten und viertelt 
Verwaltungsbezirk gülttg); 6) die Bekanntmachung der vor- 
maligen GroasherzogL Landesdireklion vom 18. Mai 1819, den 
Transport armer Kranker betr. (nur fttr den ersten, zweiten 
md Wnften Vehvaltuntfsbezirk gültig); 6) die Höchste Ver- 
ordnung vom 18. April 1855, die sogenannten Mltlefdsfiihreki 
betr.; 7) die Ministerialbekatiiktit^achong vom 12. Növembel" 
1853, die Verpflegung und Beerdigung von Angehörigen 
fremder Staaten betr. , und 8) SS. 22 und 23 der Ministerial- 
Verordnung vom 15. Juli 1858, die Einrichtung der Apotheken 
md d^n Gescbänsbetrieb in denselben betr. 

S. 29. Die Amtspbysiker dürfen bei ihren Besuchen ar-^ 
mer Leidender Transportkosten nicht in Anspruch nehmen. 
<Vergl. ÜbrigenJB $.135 des Sportelgesetzes vom 6. Decem- 
ber 1853). 

4) Ab gerichtliche Aerzte. 

f. 30. Als gerichtlicher Arzt bat der Amtsphysikus von- 
ittikiltch zu beachten: 

1) das Sirargesetzbuch, insbesondere die Art. 59, 62, 118, 
127, 128, 129, 131, 138, 168, 170, 246, 247, 252 bis 255, 291, 
292 und 296 desselben; 2) die Strafprocessordnung, insbe- 
sondere das 9. Capitel derselben : ,|Von dem Augenscheine und 
von Sachverständigen in der Voruntersuchung^^; 3) die Ge- 
Mhrentaxe fttr die Verhendlunsfen in SiraFsachen S- 17; 
4) das Gesete vom 6. Decembef i853, über die Sportebt und 
Gebohlten der (Civil-) Gerichts- und Verwaltungsbehörden, 
insbesondere SS- 134 B. und 135, und 5) die Hinislerialbe- 
kanntmacbung vom 4. Januar 1851, über das bei plötzlichen 
Todesfällen, Auifindung todter Personen u. s. w. zu beobach- 
tende Verrahren (A). 

Weimar, am 15. Juli 1856. 
Grossherzogl. Sächsisches Staatsministerium, Departement 

des Innern, v. Watzdorf. 



Krankheiten der Arsenücfittben-Arbeiter. 

Ueber die Krankheit der Arbeiter, die mit Schweiniiirter 
Grün sich beschäftigen, hat Dr. de Pietra Santa der Pari- 
ser Academie des sciences eine Denkschrift vot^gelegt Das 
Schweinforter Grün wird gewonnen, indem man gleiche Thefle 
ärseniaer Säure uiid basisch essigsaüi*^ Kupfer auflöst; es 
wird nauptsächlich zum Färben von Papier gebraucht. In 
einem geräumigen, sehr luftigen Saal des Geßlngnisses des 
Madetonnettes sind 60 Arbeiter versarnmelt, von denen unge- 
fthr ein Dutzend mit der bezdobn^en FHbrikation sich Se* 
schäftiffen. Der Werkmeister zerreibt in einer Terrine die 
Arsenikpräparation. Ein Arbeiter bringt die Farbe auf ein 
weisses Papierblalt mittelst BUrsteti; ein Anderer breHet es 
auf dem Troclienbrett ans; ein Drftlfer gibt durch den Druck 
einer starken Holzrolle dem BlMt den iMifgen Finiiss find 



dann voUendea der Drucker md der Abschneider die letzte 
Operation. Pietra Santa beobachtete 2 Jahre hmg aufmerksam 
diese Arbeiter und untersuchte täglich die lüranken. Er ge- 
langte dabei zu folgenden Resultaten: 

1) Es gibt eine den Arbeitern, welche die Färbung des 
Priores tm dem sogenanrnten Schweinfurter Grün besorgte, 
tfigenthümHche (professionelle) Krankheit. 

2) Diese charakterisfft sieb durch Erscheinen von Bläs- 
eben, Pusteln, Schleimhautpläques und Eiterungen an den 
Theilen, welche der unmittelbaren Berührung mit der Tärben- 
den Masse ausgesetzt sind (Finger und Zehen, Genitalien und 
besonders; Scrolum). 

3) Die Zufalle sind lokal, ohne Reflex auf den Organis- 
mus, ohne Beeinträchtigung der Cirkulations- und Assimila- 
tionsbrgane. 

4) Sie sfhd von keiner Wichtigkeit. Ihre Entwickelung 
kann aufgehalten werden durch hygieinische Massregeln (häu- 
fige Waschungen, Bader, Handschuhe, Theilung der Arbeit), 
Ihr Vorlnndensein wird schnell durch eine speciflsche Behand- 
famg (Waschmngen der kranken Thelle mit Sahswasser, wel- 
che man unmHti^lbar darauf )hit C9lomel a fa vapeur bestreut) 
aufgehoben. 

5) Die Häufigkeit der Zurälle steht im direkten Zusam- 
menhange mit dem Mangel an Reinlichkeit und der eigenen 
Nachlässigkeit der Arbeiter. 

6) Das Gewerbe lässt sich ohne Nachtheil handhaben, 
wenn man f&r den täglichen Gebrauch der durch die Wissen* 
Schaft und die Erfahrung nachgewiesenen prophylactischen 
Mittel Sorge ti^dgU 

dexliner KMuokenanstBlten« 

Das Charijt6krankenhaus hatte am 1. Januaf 1857 
Qinen Bestand von 921 und im Laufe des Jahres 1857 einen 
Zugang von 8869 Kranken. Von diesen 9790 Kranken wur- 
den giäieitt oder gebessert entlassen 7604^ ungebeilt entlassen 
134, starben 1090 (11,1 pGt.) und bliiri>en 962 am Jahres-* 
^ctaluss Bestand. 

Das Diaconissenhaus Bethanien hatte em 1. Jan. 
1857 einen Bestand von 210 und im Laufe des Jahres 1857 
einen Zugang von 1883 Kremken. Von diesen 2093 Krankeii 
wurden geheilt oder gebessert entlassen 1548, ungleheilt ent- 
lassen 57, starben 266 (12,7 pCt.) und blieben 222 am Jah- 
resschluss Bestand. 

Das katholische St. Hed^igskrankenbaus hatte 
am i. Jan. 1857 einen Bestand von 201 und im Laufe des 
Jahres 1857 einen Zugang von 2688 Kranken. Von diesen 
2889 Krartken gingen ab durch Tod 395 (13,6 pCt.), susseir- 
dem 2282 und blieb Bestand 2l2. Von den Kranken wurded 
unentgeltUcb verpflegt 60 Katholiken, 57 Evangelische und 
1 Jude. 

Das Elisabethkrankenhans (iür weibliche Kranke) 
battft am 1. Jan. 1857 einen BesfanH von 66 und im Laufe 
des Jahres 1857 einen Zusang von 338 Kranken. Von diesdn 
404 Kranken würden geheiU und j^ebessort entlassen 250, 
ungebeilt entlassen 14, starben 83 (20,5 pCt.) und blieben 57 
am Jahresschluss Bestand. 

Das jüdische Kranken|haus hatte am 1. Jan. 1857 
einen Bestand von 29 und i.n Laufe des Jahres 1857 einen 
Zugang von 170 Kranken. Von diesen 199 Kranken sind 136 
geheilt, 22 ungebeilt entlassen, 22 gestorben (11 pCt.) und 
19 am Jahressäluss Bestand ffcblieben. 

In den genannten flinr Krankenhäusern belief sich der 
Bestldtid am 1. Jaiiuar 1857 auf 1427 Kranke 
der ZugiBing im Jahre 18 57 auf 13948 Kranke 

Summa 15375 Kranke 
Der Abgang betrug 13903 Kranke 

sonach bUcb am 31. December 

1857 Bestand 1472 Kranke. 

Die Zahl der Gestorbenen betrug 1856, d. h. 12 pCt. 
aller behandelten Kranken. Im Vergleich mit der Gesammt- 
zahl der in Berlin im Jahre 1857 Verstorbenen (13423) betrug 
die Hdrtalität der Krankenhäuser 13,8 pCt 



WeiafUfchimg. Im „CincinnaU Scientific Artiian" schildert ein 
Dr. Cox das Er^^ebalts einer Analyse, die er mit 16 Parthlen impor- 
tirten Weins angestellt. Sie bestanden aus Port, Sherry und Madeira. 
Nicht einer der genannteD Weine enthielt einen einzigen Tropfen Trau- 
bensaft. Die Basis der Madeira bestand ans Honig, Hopfen, Rum, 
Sdnrefebiure etc.; der Sherry aus Mala, Bittermandelöl, Sehwefal- 
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•ftiire und Cognac; die des Portweins ans Aepfelmost , verdönnter 
Sciiwefels&are , Aiaun etc. 

Arfenikrergiftoiig. In Bradford herrscht seit vorgestern allgemeine 
Bestürzung, nachdem daselbst 60 VergiftnngsAUe vorgekommen sind, 
von denen bereits 10 einen nnglüelilichen Verlauf genommen haben. 
Sclfold an diesem Uoglflck ist ein junger Apothekergehilfe, der einem 
ZuckerbAcker Arsenik statt des geforderten unschädlichen Farbstoffes 
verkauft hatte. Es waren mit diesem Arsenik so viele Bonbons an- 
gefertigt worden, dass alle Bewohner der Stadt durch sie hätten ver- 
giftet werden können. 

Oesterreieldsohe Bftder. Die Frerodenliste von Ischl weist bis 
8. Oktober 4071 Parteien nach. — Die Badeliste von Wildbad> Gastein 
zählt bis 29. August 1000 Patienten mit 1691 Personen. — lo Hof- 
gastein bis 30. August 460 Parteien mit 572 Personen. — 

Wien. O Dem Herrn Minister des Innern wird nun bald unsere 
Residenz die Herstellung eines Leichenhauses zu danken haben. 
Freiherr von Bach hatte nämlich die Ueberzeugung gewonnen, dass 
das bisher in den Räumlichkeiten des allgemeinen Krankenhauses 
untergebrachte pathologisch-anatomische und chemische Laboratorium 
wohl schon dringend eines neuen, den Anforderungen der Wissen- 
schaft entsprechenden Etablissement bedfirfe, und auf dessen Anregung 
hatte der Ministerialingenieur Herr Ludw. Zettel, nach dessen Ent- 
würfen bereits so manche grössere Humanitätsanstalt in neuester Zeit 
theils aufgebaut wurde, theils im Baue begriffen ist, den Plan zu 
diesem neuen anatomischen Cabinete entworfen. Dem Professor Ro- 
kitansky aber, dem Gründer der „pathologisch-anatomischen Schule*', 
und dem Träger des weithin verbreiteten Rufes der „Wiener medici- 
nischen Schule", kam es hier besonders zu, als Fachmann und Re- 
präsentant der Wissenschaft seine entscheidende Stimme abzugeben, 
und dessen Erfahrungen und Einschläge nun sollen den Grundstein 
für den neu aufzuführenden Bau abgegeben haben, der neben dem 
pathologisch-anatomischen Cabinete — Laboratorium, den Secir- und 
Hörsälen auch die nöthigen Localitäten für die Chemie, über dem 
Gebäude die Terassen für Maceration und Knochendörre, in den 
ebenerdigen Localitäten aber die Morgue, die Hauscapelle u. s. w. 
enthält 

Dieses grossartige Institut für pathologisch-anatomische und che- 
mische Arbeiten soll „am Alserbache*' zwischen dem allgemeinen 
Krankenhause und der Militärseciranstalt, sohin an der Stelle des 
jetzigen Leichenhofes, dort wo die Holzschoppen stehen, aufgeführt 
nnd durch eine bequeme Treppe (anstatt der jetzt fast lebensgefähr- 
lichen sogenannten Leichenkammerstiege) mit dem Krankenhause ver- 
bunden werden. 

Koblens. Zur Rectiflcation resp. Ergänzung der in der Beilage 
zum Amtsblatt Nr. 41 bekannt gemachten Generalliste sämmtlicher 
Medicinalpersonen veröffentlichen wir nachträglich: 

Der Apotheker Naunheim zu Kirn ist irrthümlich in der neu- 
Ilchen Liste als Apotheker IL Klasse aufgeführt, während er zur 
L Klasse gehört. 

Die Thierärzte Samuel Schlecht zu Mayen und Johann Colli g 
XU Simmem haben die QnaliAcation als Thierärzte I. Klasse« 

Die Thierärzte Ludwig Wilhelm Wie gel zu Kreuznach, Samuel 
Schlecht zu Mayen, Gottlieb Friedrich Wilhelm Schirmer zu 
Dierdorf und Johann Flothmann zu Simmern sind gleichzeitig Kreis- 
thierarzte der resp. Kreise Kreuznach, Mayen, Neuwied und Simmern. 

Der Thierarzt Johann Co lüg zu Simmern war' vormaliger Krels- 
thierarzt des zuletzt genannten Kreises. 

Als nicht aufgeführt in der Gencralliste: den Thierarzt I. Klasse 
Vitns Weyden zu Neuwied; den Thierarzt I. KL J Rick zu Gels- 
dorf, Krei&tbierarzt; den Thierarzt L Kl. Fr. AI brecht in Koblenz, 
zugleich Regimentsrossarzt im 8. Artillerieregiment ; den Thierarzt I. Kl. 
Gertzen zu Koblenz; den Thierarzt L Kl. Kirsten zu Koblenz; den 
Thierarzt II. KL Es s mann zu Koblenz; die drei Letzten gleichzeitig 
Kurschmiede im 8. Artillerieregiment. 

KönIgL Regierung. 

Tübingen. Dr. Friedrich Belthle, französischer Stabsarzt a. D. 
in Grenoble, gebürtig aus Tübingen, hat den Universitätsbehörden die 
Summe von Eintausend Gulden zu dem Zweck übergeben, dass die 
Zinsen des Kapitals alle zwei Jahre auf die beste Lösung einer von 
der medicinischen Facultät dem Gebiete der Pathologie entnommene 
Preisfrage verwendet werden. Die akademischen Behörden, welche 
diese die Förderung wissenschaftlichen Strebens unter den Studenten 
bezweckende Stiftung mit dem innigsten Dank entgegengenommen 
haben, fühlen sich gedrungen, diese edelmülhige Handlung zum ehren- 
den Andenken des Stifters zur Öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Tübingen, den 26. Oktober 1858. 

KönigL Rektoramt der Universität. Keller. 

Stockholm. Die Pharmacie bei uns hat einen unberechenbaren 
Verlust durch den unerwarteten Tod Mosanders erlitten. Wie es 
jetzt mit unserem Institut gehen wird, ist nicht leicht zu wissen. — 

Berlin. Mit Bezug auf die Beschäftigung jugendlicher Fa- 
brikarbeiter hat das Polizeipräsidium kürzlich durch die Bezirks- 
physiker Revisionen der betreffenden Arbeitsstätten vornehmen lassen, 
Aber deren Resultat wir uns weitere Mittheilung vorbehalten. Gegen- 



wäHIg ist von derselben Behörde den Bezirksphysikern die Revision 
sämmtlicher Schneiderwerkstätten, welche durch Beschränktheit 
des Raumes, durch die Beschaffenheit der Gasbeleuchtung und durch 
die Erhitzung der Bügeleisen vielfach die Gesundheit der Arbeiter be- 
schädigen sollen, übertragen worden. Wir können bei dieser Gele- 
genheit den Wunsch auszusprechen uns nicht erwehren, dass auch 
eine sanitätspolizeiliche Revision der Schullokalien angeordnet 
würde. 

An die betreffenden städtischen Behörden ist, in Rücksicht auf 
die von den hiesigen Apolhekenbesitzern verringerte Rabattbewilligung 
bei Armenarzneilieferungen , ein anonymes Schreiben eingegangen, 
welches den genannten Behörden die Anlage von Armenapo- 
theken empfiehlt. Wir meinen den Einsender des Schreibens zu 
kennen und möchten demselben etwas mehr Offenheit und bessere 
Einsicht empfehlen. Auf die Sache selbst werden wir Gelegenheit 
nehmen nächstens zurückzukommen, deuten daher hier nur noch an, 
dass dieselbe nicht blos eine städtische und finanzielle, sondern auch 
eine medicinal- polizeiliche Angelegenheit ist 



Personalehronik. Preussen. Ernannt: Den Geheimen Ober- 
Regierun gsrath Dr. von Bethmann-Hollweg zum Minister der 
etc. Medicinal -Angelegenheiten in Stelle des in Gnaden von seinen 
Aemtem entbundenen seitherigen Minister von Raumer. 

Der prakt. Arzt Dr. Arens zum Kreiswnndarzt des Kreises Lipp- 
stadt, Dr. He nicke zum Kreis wundarztr des Kreises Schlawe und 
Dr. Voigt zum Kreiswundarzt des Kreises Magdeburg. 

Versetzt: Der Kreispbysikus Dr. B ehrend von Wirsitz nach 
Freystadt. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Kirehhoff in Brauns- 
burg, Dr. Pinksohn in Mehrungen, Dr. Steffen und Dr. Wiener 
in Braunsberg, Dr. Stiem er in Heiligenbeil, Dr. Ladwig in Grün« 
berg,Dr. Uttech in Frankfurt, Dr. Schmitz in Mühlheim, Dr. Peitsch 
in Berlin, Dr. Zarnatowski in Gostyn, Dr. Bouderin in Köln, 
Dr. Hardt in Düsseldorf, Dr. P. Löwenhardt in Luckenwalde, 
Dr. Prillwitz in Kirchhayn, Dr. Schulze in Frankfurt a. 0., Dr. 
Transfeld in Erfurt, Dr. Layns in Cosel, Dr. Rönisch und Dr. 
Geldner in Pitschen, Dr. Diderichs in Erxleben, Dr. Schönen- 
berg in Köln, Dr. Bethume in Frechen, Dr. Firsbach in Essen, 
Dr. Johnen in Düren, Dr. Schmidt in Greifswald, Dr. Trost in 
Scbmalenberg, Dr. Klemp in Dortmund, Wundarzt L Kl. Bredow 
in Gebhardshayn, Thierarzt Gültlich in Ober-Glogau. Der Apo- 
theker P. Oster* zu Kirchberg hat die Concession zur Fortführung 
der von seinem Vater ihm übergebenen Apotheke , der Apotheker 
£. Knoop die Concession zur Uebernahme und Fortführung der 
Apotheke in Monljoie erhallen. Der Apotheker Möller hat die 
Amtsbergsche Apotheke in Bergen, Apotheker L KL Knechtel die 
Apotheke in Woilstein, Apotheker L Kl. Schöppe die Rraftsche 
Apotheke in Neustadt o. S. übernommen. 

Orden: Der Verwaltungsdirektor des Charit^krankenhauses Ge- 
heimer Regierungsrath Dr. Esse das Ritterkreuz des KgL Schwedi- 
schen Nordstern - Ordens. 

Gestorben: Kreispbysikus Dr. Reich mann in Rheinbach, 
Sanitätsrath Dr. KoUey in Gleiwitz, Dr. Schmidt in Halberstadt, 
Kreiswundarzt Dr. Zimmermann in Ottweiler, Wundarzt L Kl. HarW 
mann in Atthadersleben, Wundarzt L KL Kruse in Butzendorf, Apo- 
theker Assmann in Halberstadt, Apotheker Stirlin in Wareodorf. 

Vacant: Die Pbysikatsstellen der Kreise Rheinbach, Reg.-Bez. 
Köln, Wirsitz Reg.-Bez. Bromberg; die Kreiswundarztstelle des Kreises 
Ottweiler Reg.-Bez. Trier; die Kreisthlerarztstelle des Kreises St Goar 
Beg.-Bez. Koblenz. 

Bayern. Ernannt: Dr. med. Wolf zum prakt.' Arzt in München. 

Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. Herold nach München. 

Gestorben: Der Hof- und Sanitätsrath l>x. J. A. Herrich zu 
Regensburg und der prakt. Arzt Dr. C. Flierl zu Baiersdorf Land- 
gericht Erlangen. 

Oldenburg, Es wird beabsichtigt, einen zweiten Arzt für die 
Stadt Brake zu concessioniren und werden daher diejenigen Aerzte, 
welche sich darum zu bewerben beabsichtigen, aufgefordert, ihre Ge* 
suche vor dem 1. Dec. d. J. an die Regieroog einzusenden. 

JteuMS* Der bisherige Landes- und Gerieb tschirurg, Rath Dr. med. 
Zölsmann in Schleiz ist zum Land- und Sladlphysikus für den Be- 
zirk des Landrathsamts Schleiz ernannt, die Stelle eines Landes- u. 
Gerichtschirurgen aber dem Dr. med. Prag er daselbst übertragen 
worden. 



Zur Haehriöht. Herrn Dr. D .... d in Oldenburg unsern ergebe- 
nen Dank. 

H. Apotheker A g in Stockholm. H. Geheim. R. M 

dankt für die Nachrichten über die bayerische Pharmacqpöe ; die ver* 
heissenen Nachrichten über die preussische Arzneilaxe nächstens. 

H. M.-Rath Dr. R n. Wir werden den X Einsender ersuchen, 

den Brief des Geheimratb Schmidt zu veröSbntlichen. 

Die Herren Abonnenten , welche unser Archiv durch den Buch- 
handel angeblich so sehr verspätet erbalten , dass sie die Vaeanzen 
nicht mehr benutzen können , müssen ihre Buchhändler dafür verwl- 
wortlieh machen oder das Archiv durch die Post beziehen. D. R. 



Redactionsbureaa bei 0. A. Zinrek, Beriin, Wilhelmstrasso 112. Verlag von Ferdinand Enkeio Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verlagshancflung und die Hirschwald'scbe Bnchhandlang xu Berlin. 

Dmck der Adolph Erast Jiuge'soheB UniversiUUhBehdnickerei in Erlangen. 
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In BleihttUen verpackten Schnupftabak betr. 

Das Poifzelpräsidium hat in Pol^e eines kürzlich vorge- 
kommenen Falles von chronischer Bleiverglllung — veranlasst 
durch den Gebrauch eines in einer Bleihülle verpackten Schnupf- 
tabaks — verschiedene Proben hier feilgebotenen Schnuplla- 
baks aus hiesigen und aus auswärtigen Fabriken chemisch 
untersuchen lassen. Da hiebe! der In Blei verpackte Schnupf- 
tabak ohne Ausnahme stark mit Blei vtTunreinigt gefunden 
worden, und da der Gebrauch solchen Tabaks erlahrungsge- 
mllss die menschliche Gesundheit zu zerstören geeignet ist, 
80 hält sich das Polizeipräsidium verpflichtet, das Publikum 
vor dem Gebrauche von Schnuptlabak , der in Bleihülleri ver- 
packt ist, zu warnen, und die Tabaksfabrikanten und Handler 
darauf hinzuweisen , dass sie durch den Verkauf bleihaltigen 
Tabaks nach S- 304 des Strafgesetzbuches sich slraiTällig 
machen. 

Berlin^ den 13. Oktober 1858. 

KönigL roHzeipräsidium. gez. v. Zediitz. 

Bayern. 

Die thferärztllche Controllrung der Vieh- 
märkte betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs. 

Es wird hiemit angeordnet, dass alle jene Thiere, welche 
auf die Viehmärkte gebracht werden, durch einen Sachver- 
atündlgen bezOglich ihres Gesundheitszustandes zu untersu- 
chen sind. 

In jenen Orlen, wo Thierärzte ständig ihren Wohnsitz 
haben, ist diese Visitation von Denselben vorzunehmen; in 
anderen Ortschaften ist hieflir der verpflichtete Fteischbe- 
schauer beizuziehen. 

Mit diesen Sachverständigen ist ein Uebereinkommen über 
die Grösse der Vergü;ung zu treO'en, welche sie llir ihre Be- 
mühungen aus der treOenden Communalkasse empfangen sollen. 
Eine Ueberbürdung von Beschaugebühren aur die Verkäufer 
oder Käufer ist nach den von dem Staalsminlslerium des In- 
nern wiederholt und zuletzt unter dem 5. April 1841 (Stück 
V. S. 13; XXIX. S. 422) ausgesprochenen drundsälzen nicht 
zulässig, well die Beschau des Harkt- wie des Schlachtviehes 
eine ortspolizeiliche O.flcialmassregel ist 

Bayreuth, den 28. August 1858. 

Königl. Regierung von Oberfranken, K. d. I. 
L a. Pr. Freiherr v. Pecbmann. 

Sachsen- Weimar* 

Verordnung, die Einrichtung der Apotheken und 
den Geschäflsbt^tricb in denselben betr. 

Auf dem Grunde und In Folge der St. 110, HI, 112, 
117 und 121 der Medlclnalordnung vom 1. Juli 1858 wird 
binsiclitlich der Einrichtung der Apotheken und des Geschälls- 
betriebes In denselben hierdurch liachsiehendes verordnet: 



I. Die Einrichtung de^ Apotheken betreffend. 
S. 1. In jeder Apotheke sollen vorhanden sein 

1) ein hauptsächlich zur letzten Zubereitung der Arzeneien 
und zur Abgabe derselben für die Kunden bestimmtes und 
geeignetes, ingleichen — wo möglich — nicht nur heizbaresiy 
sondern auch nicht durch eine Thür unmittelbar mit der Strasse 
verbundenes Lokal (Officin); 

2) eine Kammer zum Verkleinern der Rohstoffe und zur 
Verwahrung der dazu nöthigen Geräthe (Stosskammer). 
Siebe dürßn weder hier noch In dem Laboratorium (3) auf- 
bewahrt werden; 

3) ein hinreichend feuerfestes, mit einem pharmaceutischen 
Dampfapparat und mit gutem Rauchabzuge versebenes, auch 
leicht zu lullendes Gelass zur Vornahme Insbesondere solcher 
chemischer und sonstiger pharmaceutischen Operationen, wozu 
Feuer gebraucht wird (Laboratorium); 

4) eine oder mehrere Kammern zur Aufbewahrung der 
Hauptvorräthe an trockenen Arzeneimiiteln (Material- und 
Kräuterkammern); 

5) ein oder mehrere kühle Keller oder Gewölbe zur 
Aufbewahrung der Hauptvorräthe aller flüssigen und solcher 
trockenen Arzeneimittel, welche kühl gehalten werden müssen 
(Arzeneikeller oder Gewölbe); 

6) ein luftiger Boden zum Trocknen von Vegotabilien 
(Trocknenboden) und 

7) eine oder mehrere Kammern, hauptsächlich zur Auf- 
bewahrung der zu den pharmaceutischen Arbeiten und zum 
Verabreichen der Arzeneien nöthigen Gefässe. 

$. 2. Jedes der im §. 1 bezeichneten Gelasse muss hin- 
sichtlich seiner Grösse dem Geschäftsumfange der Apotheke 
angemessen, seinem Zweck entsprechend ausgeslattet und 
verschliessbar sein. Keines darf zu einem seiner besondem 
Bestimmung und noch weniger zu einem dem Apothekerge- 
schält überhaupt fremden Zwecke benutzt werden; ln.dessen 
bewendet es bis auf Weiteres bei den hierinnen von dem un- 
terzeichneten Staatsministerium bisher gestatteten Ausnahmen. 

Das Letztere behält sich vor, dergle4chen auch künfllg 
zu bewilligen. 

Im Uebrigen müssen die gedachten Lokalitäten trocken 
und mit Ausnahme des Kellers auch hell sein. 

S. 3. Jedes Arzeneimittel soll sich in einen\ besonderen, 
seiner Natur angemessenen, sein Verderben und seine Verun- 
reinigung, sowie sein Entweichen möglichst verbindernden und 
mindestens mit dem oflicinellen Namen seines Inhalts deutUcb, 
fest und dauerhaft bezeichneten Gefässe befinden. 

Die gilXIgen Stoffe sind nebst den zu ihrer Behandlung 
erforderlichen und ausschliesslich hierzu zu gebrauchenden 
Gerüthen z. B. Waagen, Mörser, Löffel u. s. w. stets imter 
besonderem sichern Verschlusse zu halten. Die GeRisse und 
Geräthe fiir gütige Mittel müssen sich durch die Farbe Ihrer 
Schilder und der Schrlit auffallend von allen übrigen unter- 
scheiden ($. 8 des Gesetzes vom 1. Juli 1858, über den Gilt* 
handel). 

Alle sonst gefährlichen Artikel müssen von den übrigen 
dergestalt abgesondert aufgestellt werden, dass eine Verwech- 
selung nicht leicht vorkommen kann. 
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Das Aufbewahren von Arzeneimitteln in anderen, als den 
dazu bestimmten Räumen (S. 1 ) ist schlechterdJngs verboten. 

%. 4. In allen diesen Räumen und rücksiehtlich alle« 
darinnen Befindlichen muss stets die möglichste Reinlichkeit 
und eine solche Ordnung herrschen, dass jeder Gegenstand 
sicher aufgerunden und gehörig benutzt werden kann. 

In der O.ficin darf Tabak von Niemand geraucht werdeo. 

S. 5. Die zum Betriebe des Apothekergeschäftes noth- 
wendigen Geräthe und Apparate müssen stets in solcher Be- 
fu^baiTenheit und in solcher Anzahl vorhanden sein, als es (He 
errorderlicbe Zuverlässigkeit der 9U bereitenden Arzeneien 
und die nö:hi<;c Schnelligkeit ihrer Abgabe für die Kunden 
erheischt (S. 19). 

Ganz besoudere AufmerksamkcMI ist Mif die genaue Riok«- 
Ügkeit der Waagen und Gewichte und zwar um desto schärfer 
zu wenden, je kleinere Mengen mit denselben gewogen wer- 
den sollen. 

g. 6. In der OIBcin ist stets ein vollständiger General- 
katalog aller in den Material- und Kräuterkanmiern und in 
den Arzeneikeliern oder Gewölben aufbewahrten Artikel, in 
jedem dieser Hauplvorrathstokale aber ein dergleichen Special- 
Ha!alog zur Einsichtnahme des Personals bereit zu halten. Aus 
Äesen Katalogen muss sich der Standort eines jeden Artikels 
schnell und sicher ersehen lassen. 

§. 7. Die zur chemischen Prüfung der Arzenetmittel auf 
deren vorschriftsmässige BeschafTenheit, oder zu den auf obrig- 
kei4tiches Vertaogen anzustellenden chemischen Untersuchungen 
(SS. 121 bezüixlich 18 Ziff. 2 der Medicinalordnung) erforder- 
Rohen Reaofentien und Gefäthsohaften missen stets in gehöriger 
Gute und M«nge vorhanden und zusammen, an einem sehick- 
Hchen Orte, verschlossen', ia Gefässen aufgesfelR sein, welche 
Ihr Verderben und ihre Verunreinigung möglichst verhüten. 

Diese Gof.isse sind mit dem Namen itu'es Inhaltes deut- 
lich und dauerhaft mi bezej«hnen. 

S. 8. In jeder Apotheke müssen an einem iilr die 6e- 
hütfen und Lehrliitge leicht zugänglichen, schicklichen Platze 
sämmtliche das Apolhekerwesen im Grossherzogthume betreffen- 
den gültigen Gesetze und Verordnungen, sowie die zum Nach- 
schlagen, zur Forlbildung der Gehülfen und zum Unterrichte 
der Lehrlinge erforderlichen Böch<*r, ingleichen ein lebendiges 
iforbarium vorhanden sein, welches wohlgeordnet nicht allein 
die in Deutschland wild> wachsenden und kultivirten ofBcinellen, 
sondern auch die mit diesen leicht zu verwechselnden deut- 
schen Pflanzen, bezüglich Pflanzentheile, enthalten soll. 
II. Den Geschäftsbetrieb in den Apotheken be- 
treffend. 

f. 9. Die Apotheker haben die in der eingeführten Phar- 
macopöe (dermalen Edilio VI. der Pharmacopoea Borussica) 
bezeichneten Mittel in der dort vorgeschriebenen Qualität un- 
bedingt anzuschaffen, bezüglich ($. 10) e:leichfalls mit pünkt- 
lichster Befolgung der Vorschriften der Pharmacopöe und der 
Ministerialbekanntmachung vom 20. Juli 1850, die Bereitung 
narkotischer Exlraote betreffend, selbst zu bereiten und in an- 
gem'^ssener Meno^e vorrätMg zu halten. Letzteres jedoch im 
Allgemeinen (vgl. $.110 der Medicinalordnung) mit folgenden 
Ausnahmen : 

Acetum aromaticum, Acctum Digitalis, Acetum Rubi Idaei, 
Acidum aceticum aromaticum, Aqua Asae foetidac composita, 
A<jua Cascarillae, Aqua Cerasorum amyßrdalata. Aqua foetida 
antlhysterica, Aqua Kreosot!, Aqua Magnesiae carbonicae, 
Aqua Menhae piperitae spirltuosa, Auro- Natrium chloratum, 
Aurum folfatum, Baccae Rubi Idaei, Baccae Sambuci, Cala- 
plasma ad decubitum, Cerasa acida, Cerasa acida siccata, 
Charta resinosa, Colocynlhis praeparata, Cortex adsiringens 
Brasiliensis, Cortex Ouassiae, Cortex Radicis Oranali, Cortex 
Simarubae, Decoclum Zittmanni, Extractum Ipecacuanhae, Ex- 
tractum MfZfrei aelhereum, Exlraclum Nfcolianae, Extractum 
Sennae, Fol Tauri recens, Flores Staechados citrinae, Folia 
Bocco, Fötia Sennae Spiritu Vini extracla, Folia Toxicodendri, 
Herba Ballotae lanatae, Herba Lobeliae, Herba Lycopodii, In- 
fusum Simnae compositum, Llnimentum Aeruginis, Liquor 
Bydrargyri bichlorali- corrosivi, Liquor Natri hydrici, Mucilago 
Oydoniae, Mncilago Gummi arabici, MücilaufO Sälep, Oleum 
Cftjeputi rectificalum , Oleum Calami , Oleum Chamomillae pu- 
rum, Oleum contra Taeniam Chaberti, Oleum Galbani, Oleum 
pJK)sphoralum, Oleum Rosarum, Oleum Salviae, Oleum Ta- 
na<:otU Oleum Valerianae, Pllulae aloelicae ferralae, Pilulae 
odonlalifkae , Pulvis aromaticus, Pulvis Glycyrrhizae compo- 
situs. Pulvis gummosus, Rotulae Sacchari, Sapo guajacirms, 
Sapo jalapinus, Seram Lactis; Serum Laclis alumfnatam, Se- 
ruiD Laoils tamaiindimlum:/ Sinapismus y Spectes laxantes St; 



Germain, Spiritus Aetheris acetici, Spiritus Ammoniaci cau- 
stlcus Dzondii, Syrupus Baisami Peruviani, Syrupus Cerasorum, 
Syrupus Croei, Syrupus Spinae cerviaae, Syrupus succi Citri, 
Tinclura Nicotianae, Tinctura Vaoiliae, Unguentum Meterei, 
Unguentum Siibio-Kali tartarici, Vanilla, Vinum camphoralum, 
Vinum radicis Colchici, Zincum muriaticura. 

S. 10. Nur diejenigen Präparate, für welehe auch in der 
fünften Ausgabe der Pharmacopöe eine Bereitungsweise nicht 
vorgeschrieben Ist, sowie die in der Tabula A der sechsten 
Ausgabe der Pharmacopöe zoaammengeslelUeR Mittel darf der 
Apotheker aus chemlscheti Fabriken oder Droguentemdhuigeii 
beziehen. Alle übrigen Präparate sind in der Regel in jeder 
Apotheke selbst zu bereiten, wenn dieses aber in einzelnen 
FMlIeft niehl wo'hl angeht, nur aus einer solchen anderen Apo- 
theke zu entnehmen, in welcher gesetzlich nach den Vor- 
schriften der im Grossberaogthume gültigen Pharraacopöo ge- 
arbeitet werden muss. 

Alle aus der fünften Ausgabe der Pharmacopöe tn &te 
sechste Ausgabe nicht mit herüber genommenen Mittel sind, 
vorkommenden Falles, sofern nicht ein Arzt oder Wundarzt 
fiir seine Kranken ein Anderes ausdrücklich verlangt ($. HO 
der Medicinalordnung), auch ferner nach den Vorschriften jener 
Ausgabe zu bereiten. 

Der Apotheker haftet in allen Fällen für die vorschrifts- 
mässige Beschaffenheit seiner Mitlei, die er deshalb vor Mirer 
Aufnahme in die Standgefdsse sorgfältig zu prüfen hat. 

S. 11. Ueber alle zum Ersats von Vorräthen in der Apo- 
theke bereiteten Arzenetmittel ist ein besonderes Buch zu 
fähren, in welches immer alsbald Üe Zeit der Anfertigung, 
die Quantitäten der Ingredienzien und das Gewicht der Aus* 
beute genau eingetragen werden müssen. 

$. 12. Bis auf Weiteres sollen die nachgenannten Mittel 
als solche gelten, wdche nach $. 111 der Medicinalordnung 
von den Apothekern, ohne gehörige jedesmalige schriftliche 
Verordnung (%, 13) einer zur Ausübung der Heilkunst zuge- 
lassenen Medlcinalperson, je nach der Letzteren Berechtigung 
dazu, niu* an andere Apotheker und an sonst zum Üandel da- 
mit Berugte verabfolgt werden dürfen. 

Acetum Colchici, Acetum Digitalis, Acetum Sabadillae, 
Acetum scillilicum, Acidum phosphoricum purum, Aconitinum, 
Aelher canlharidatus, Aelher jodalus, Aether phosphoralus, 
Amygdalinum, Amylum jodatum, Anlhracokali purum, Anlhr»- 
cokali sulphuralum, Aqua Amygdalarum amararum. Aqua LaiJ* 
rocerasi, Aqua Opii, Aqua phagedaenica, Atropinum, Atropi- 
num sulphuricum, Bismulhara hydrico-nitricura, Bismuthum 
valerianioam, Brucium purum, Brucium nitricum, Brucium sul- 
phuricum, Cantharides, Cantharidinum, Codeinum, Colchicinum, 
Coniinum, Cuprum chloratum, Digilalinum, Elaeosaccharum 
Amygdalarum amararum, Eleclliftrium Theriaca cum Opio, 
Elixir ammoniacalo-opiatum, Emelinum, Euphorbkim, Extractum 
Aconiti, Extractum Belladonnae, Extractum Cannabis Indicae, 
Extractum Cinae aelherum, Extractum Colocynthidis, Extractum 
Colocynthidis compositum, Extractum Conii maculati, Extractum 
Digitalis, Extractum Elaterii, Exlraclum GraÜolae, Extractum 
Hellebori nigri, Extractum Hyoscyami, Exlraclum Ipecacuanhae, 
Extractum Lactucae virosae, Extractum Mezerei aelhereum, 
Extractum Nicotianae, Exlraclum Nucum vomicarum, Extractum 
Nucum vomicarum aelhereum, Extractum Opii, Exlraclum Pul- 
salillae, Extractum Sabinae, Extractum Scillae, Extractum Se- 
ealis cornuti, Exlraclum Seminis Colchici, Extractum Seminis 
Hyoscyami, Extractum Seminis Slramonii, Extractum Slramonii, 
Extractum Taxi baccatae, Extractum toxicodendri, Fabae S. 
Ignalii, Ferrum chloratum, Ferrum cyanatum purum, Ferrum 
jodatum saccharatum, Folia Belladonnae, Folia Digitalis,- Folia 
Hyoscyami, Folia Lactucae virosae, Folia Laurocerasi, Folia 
Slramonii, Folia Toxicodendri, Herba Aconiti, Herba Cannabis 
Indicae, Herba Chelidonil, Herba Ciculae virosae, Herba Conil 
maculati, Herba Gratiolae, Herba Pulsalillae, Herba Sabinae, 
Hydrargyrum chloratum, Hydrargyrum cyanatum, Hydrargyrum 
oxydulatum nigrum, Hydrargyrum phosphoricum, Hydrargyrum 
sulphuricum, Jalapinum, Kali slibicum, Lactucarium, Liquor 
Cupri ammonialo-murialici, Liquor Cupri Ferri chlorali, Liquor 
Kali hydrici, Liquor Natri hydrici, Liquor Saponis sllbiati, Li- 
quor Slibii chlorati, Massa pilularum o Cynoglosso, Morphium, 
Morphium aceticum, Morphium hydrochloralum, Morphium va- 
lerianicum,, Nicolinum et ejus praeparata, Nuces vomicae, 
Oleum Crolönis purum, Oleum Laurocerasi, Oleum phospho- 
ralum, Oleum .Sabinae, Oleum Sinapis, Opium, Oxymel Col- 
chfcl, 0;^ymel scilliticum, PIcrotoxinum, Pilulae Jalapae, Pilulae 
odonlalgicae cum Opio, Plümbum jodatum, Pulvis Ipecacuanhae 
optatus, RädiX Belladonnae^ Radix Colchici, Radix Hellebörl 
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0^gri, Radix Jalapae, Radin Ipecaeuanhae, Radix Scillae , Re** 
üina Guajaci^ Resma Jalapae, Sankminiun^ SapujalapiiMs, Sapo 
fUbialU9y ScammonHim. Secaie rorniMiitn, Semen Cutchicf, Se- 
men Hyosryamf, Seiiieii SabafdiUae, Sefneti Stfamonii, Slibfcy- 
Calcium sulphtfralmn, S.ibio-'Kalf lartarlcum, Si/bium sulpl.u- 
ratum aarandacutn, Stibium $uiphuratu.n rubeum, S.rychnium 
ei ejus praeparata, Sulphur jotlalum, Syrupfis Ferri jodali, 
Syrupu» Ipecacuanhac, Syrupus opiatus, Tinciora Aconili 
aelherea, Tin«(ura Boiiaduanae, Tinctura CaiUhartdum, Tinutiirra 
Capsici annui, Tinclura Cliclidonii, Tinctura ColoMtf, Tliictura 
ColocyntbidU, Tinclura Cunii, Tinclura Cufiri aceiici^. Tinclura 
DigUalis, Tinclura Digi.aHs aeiht^n^a , • Thrclura Euphorbii) 
Tinclura FeTri )odati, Tin«:tara Heil«h<iTi, Tinctura Hyos^-yami, 
Tihelwra lpecacuan!iÄ<5, Tinclura Nicot'laYrae , Tinrlura Nucum 
vonfricarum, Tint^tura Opii Benjioica, Tinclura Opii cro'cala, 
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hira Taxi iiaccaUie, Tim Iura Thuiae, Tinclura Toxicodenrlfi, 
Trochisci Sanlonini, UngutMilnm Delladonnae, Ung^äentum Hy- 
drargyri album, Uiiguenlum Hydrargyri cinercum, (jed'ocb ^oll 
diese Salbe auch im Handvericaur abgegeben w(*F<ien dürfen, 
#enn sie doppell so viel Pell enbslt, als in der Pharmacopöe 
torgeschriebon isi), ünguenium Hydrareyi*! cUrfnum, Üngucn- 
tum* Hydrargyri rubrum, Unguonliim Jodi, ünguonlura Kalli 
jodalf, ünguenium Sirbiiiao, Un^^nenlum Slibio-Kali larlarici, 
Xeralrium el ejus praeparala, Vinum Ipecacuanitae, Vinum 
Radicis Colcbici, Vinum Scillae, Vinum Scm^nis Colchlcl, Vi- 
num slibittlum, Zinco- Ferrum cyanalum, Zincum aceticiim, 
Zincum chloralum, Zincum cyanaum, Zincum jodalum, Ziri- 
eum valerianicum, Zincum zbolicum. 

$.13. KelnRocepl, welches einMiUel enlhäll, in dessen 
HandverKauf der Apolheker gesetzllcli nichl völlig unbeschriinkl 
isl (g. 111 der Medicinaiordnung und §S. 3 ff« des Gesetzes 
vom 1. Juli 1858 über den Gifibandel), darf angeferligl wer- 
den, wenn es nichl zugleich die Unterschrift einer zu der 
fraglichen Verordnung berechllglen Medicinalperson, das Da- 
lum, den Namen dos Kranken, (Ür den die Arznri bestimmt 
ist und die zur Verhülung von etwa, zn besorgenden Per^o- 
nenvcrwechselungen noch errorderlichen näheren Bezeichnun- 
gen des Kranken angibt. 

^ Jedoch isl in den hier überhaupt fraglichen Fällen die 
Anferiigung auch solcher Recepte erlaubt, welche ansialt des 
Namens und soiisllger Bezeichnung des Kranker^ die Worle: 
„für einen Ungenannten** enthalten. 

§. 14. Reccple, in welchen sich ein giftiges oder sonst 
heftig oder bedenklich wirkendes' MUlcl verschrieben findel, 
dürfen nur auf jedesmalige schriftlii;he, mit Datum und Nfa- 
mensunlerschrift versehene Anor^lnung des Verfassers, oder 
einer anderen dazu befugten Hedicinalperson wiederholt be- 
reitet wt^rden. 

§. 15. Findet sich in einem Recepte von einem gfRlgert 
oder doch heftig oder sonst bedenklich wirkenden Millel eine 
anscheinend zu beträchlllche Gahe, insbesondere eine das in 
der Tabula D der Piiarmacopöe oder sonst gesetzlich bestimmle 
Maximum überschreilende Gabe verordnet, ohne dass durcii 
die Beilügung des Wortes „sie** in Klammern fsic) oder auf 
eine andere unzweideutige Weise Gewissheit vorlfejrt, dass 
die fragliche Gabe nichl auf einrm Versehen des Verfassers 
beruhet, so ist nach Mass^^abe der dessfallslgen Bestimmung 
Im' 8. 113 der Medicinalordnimg zu verfahren. 

Sonst ist jedes Recept pünktlichst nach den In ihm enl- 
hallenen VorscFirifien zu bereiten. 

%, 16. Lelirlinge dürfen Recepte nur unter spedeller 
Aufsicht des Apohekers oder eines Gehülfen an^Tligen. 

8. 17. Die Receple sind sln^ng nach der Zeltfoljre ihres 
Einganges zu bereiten; jodoch vor allen übrigen immer die- 
jenigen, welche ein Arzt bezü^rlich Wundarzt schrifth'ch oder 
unmiltelbar mündlich als besonders dringlich bezeichnet hat. 

$. 18. Jede nach einem Recepte bereitete Arzenci Isl 
ohne Verzug genau mit der vorgeschriebenen Signalur und 
mit dem Namen des Anferlicrers otler — falls eine besondere 
Anfertigung nicht Salt gefunden hat — d(»s Verabreichers, 
endlich auch, wenn niihl soforl Zaiilung eivTolgt und daher' 
das Recept nicht gleich zurückgegeben wird (%. 112 der Me- 
dfclnalordnung), mit dem Preise zu hczeichnen. 

Demnächst muss jede solche Arzenei bis zu ihrer Abho- 
lung auf ihr Recept gestellt werden. 

Für Mittel zum Innerlichen Gebrau|:h» ist die Signatur 
auf weisses 9 für ausserliche Mitlei auf blaaea Papier zu 
schreiben. 



8. 19. Der Apotheker darf, ta der Reg«! auC keine Ar- 
xenei über eine halbe Stunde, höchstens« warten lassen. 

Eine Ausnahme' hiervon f\n4M nur Stall bei Decocten, b«l 
PilleA, wenn dfe Masse dt^r letzteren über eine hafbe Unze 
beträgt, ferner bef frischen Kratitersfiften und bei Molken, fit- 
gleichen wenn mehrere Unzen von Kräutern, Wurzeln, flöt- 
zern oder Rinden er^l zerkleinefl werdt^p müssen« 

%, 20. Bei Abholung von gerährlichen Arzeneien .aus 
der A^theke hat derjenige, welcher sf^ a^händlgl, dem Em« 
ofUnger t'hunllchst geeignete Betehrung untt Warnung zu er- 
theilen. 

. i. 21. Vor zehn Uhr Abends darf die Officfh nicht ge- 
schlossen werden. An einer dem Publikum leicht in die Augen 
falleuden äusseren Stelle der Sirassenwand der Oificin Ist ein 
leicht beweglicher Klingelzug in einer auch von einem eehn^ 
jiilirldfen Kinde zu erreichehden Höhe anzubringen und In gutem 
Stande zu erhalten, damit auch bei Nacht Arzeneien mit Sf- 
cherheil bald erlangt werden können. Dieser Klingelzug ist 
in deutlicher deuischer Schrift als „Nachtklingel^^ zu bezeichneii 

§. 2^2. Bei Verabreichung von Arzeneien, welche .au3 
einer ölTeiitlichen Kasse bezahlt werden müssen, finden Luxus- 
gei^sse, namentlich Pappschachteln, weisse Gläser und weisse 
Büciisen keine Anwendung; wem'gsiens sind dergleichen nur 
wie Holzschachtelh, bezüglich wie grüne Gläser und grattl9 
Büchsen von demselbert Gehalte anzurechnen. 

$. 23. Jede aus einer Staatskasse zu bezahlende und 
deshalb vorher zu prüfr^nde und festzuslellende Arzeneirech- 
nuhg muss folgenden Vorsc^hrifien entsprechen: 

1) sie darf in einem und demselben Ansalze nicht meh- 
rere Arzeneien zusammenfassen; 

2) jede angeseizte Arzenei muss durch ein, von einer 
zum Verordnen derselben befugten Hedicinalperson mindestens 
unterschriebenes Recept belegt sein. Auch Wiederholungen 
CRiiteraturen) bedürfen einer bestimmten schriftlichen Beglau- 
bigung durch die sie verordnenden Medicinalpersonen; 

8) die Taxe ist auf jedem Receple delaillirl und In den 
Summen anzugeben. 

Arzeneirechnungen, welche gegen diese Vorschriften Ver- 
stössen , werden ihren Ausstellern auf deren Kosten zur Be- 
richligung zurückgegeben. 

S. 24. Nach obigen VorschriHen haben sich nicht nur 
die Apolheker und deren Personal, sondern bezüglich auch 
alle übrigen Medicinalpersonen gewlssenhait zu richten. 

Nichlbeachlung dieser Vorschrillen zieht nach Befinden 
die im Art. 318 des Slrafgesetzbuches angedrohelen Strafen 
nach sich, vorbehalllich der etwaigen sonstigen rechtlichen 
Folgen des Vergehens. 

Weimar, am lö. Juli 1856. 
Grossherzogl. Sächsisches Slaatsmlnlsterlum, Departement 

des Innern. v. Watzdorf. 



Fabrikatton von OatwäsMra. Die Pariser Acad^mie de M^diclne 
spricht sich in einem Guiachten wegen Erriclilang einer Fabrik von 
Gaxwasscr und Gaslimonade dahin aus, dass die Fabrik nur 
dann geslallel werden könne, wenn die YcrbindungsrÖhrcn zwischen 
dem ersten nnd dem zweiten Laveur des Apparates und zwischen 
diesem nnd dem Gofässe, in welchem die Destillation des Gases statt* 
findet, aus feinem Zinn angefertigt werden. 

Arsenikhaltiges Messing (Cuivre jaune). A. Loir theille der 
Pariser Acadeniie des scicnces mit, dass er in zehn Messingproben 
das Voihandcüsein von Aisenik in sehr ansehnlichem Verhältnisse fest« 
geslrlll hahe. Es sei diess von grosser Wichtigkeit für die gericht- 
liche Toxikologie bei Untersuchung ausgegrabener Leichen ; man habe 
nämlich in einigen Ländern die Gewohnheit , in die Särge einzelne 
oder an Rosenkränze bcfesli^tc Medaillen zu legen; diese Gcgenslinde, 
häufig aus Messing angefertigt, können nach längerer Zeit durch die 
Fäuliiiss der Leiche eine Zersetzung erleiden und' so zum Auffinden 
von Arsenik Veranlassung geben. 

Die Cretinenheilanstalt in Eeksberg bei Hfibldorf. Die Heilung des 
Cretini^nius ist in neuerer Zeit eben so schnell als eine Utopie verur- 
thcill wordon, als sie vor noch nicht einem Jahrzehnt als ein Triumpf 
der modoi iien Bledicin gefeiert worden ist. Wir meinen « dass sie 
keines von beiden verdient. Die Abnormitäten in der Bildung der 
Koprknochennähle, welche nach Virchow schon im Fötallcben die 
sich herausbildenden ursächlichen Bedingungen des Cretinismus sind, 
sprechen der ftlöglichkeit einer Heilung nicht so durchaus das Verdict, 
als man dies anzunelimen gewillt ist, sondern es durfte vielleicht die 
de?»fallsige Grundanschauung eher den zukfintiigen und ergcbnissvollen 
L^'it'ilern lilr die Behandlung dieser traurigsten aller menschlichen Za- 
släiide abgeben Die zweite Veranlassung zu der öffentlichen allge- 
meinen Veruriheilung dcfr Heilversuche des Cretinismus, die unglück- 
selige Abendberger Heilanstalt ist eine Angelegenheit, die durchaus 
subjectiver Gewissenlosigkeit Sclrald zu geben ist Wir haben ans 
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•olebem Grunde ihrer BetprechiiDg', die grötttentheilt sehr instehrei- 
tend gebandhabt wurde, in unserem Arebive nicht mehr Baum ge- 
gönnt, als eben zur Erwähnung der Tbalsachen erfbrderiich war. 
PrineipieUe Seblfisse an die negativen Heilerfolge auf dem Abendberge 
fcnfipfen zu wollen scheint ganz absurd* Je prägnanter aber der Ge- 

fensland selbst, sodann die negativen Prämissen wissenscbafllicher 
brschnng, und die masslosen Invectiven gegen eine Anstalt, die ge- 
wissermassen als eine internationale gelten konnte, eine Eotseheidong 
erfordern, um so mehr freut es uns dieselbe in einfachen Thatsacben, 
in den Heilerfolgen der Cretinen-Heilanstalt zu EclLsberg bei MQbldorf 
geben und anerkennen zu können. Die genannte Anstalt schreitet 
unter der Leitung ihrer Grfioder, des Priesters Probst und des Königl. 
Bayrischen Gerichtsarztes Dr. Medicus erfreulieh vorwärts. Dem neue- 
sten Jabresbericht nach war der Kranken bestand Ende September 
vorigen Jahres 54. «Zum ersten Haie, sagt der Bericht, hatten wir die 
Freude einen Pflegling als wirklich geheilt entlassen zu können. 
Dieser Pflegling war 19 Jahr alt und 3 Jahr und 5 Monat in der An- 
ftalt gewesen. „Er ist, fährt der Bericht fort, ein brauchbarer Mensch 
geworden und hat die Fähigkeit erlangt sein Brod durch seiner Hände 
Arbeit zu verdienen.** Nächst diesem Einen völlig Gebeilten wurden 
5 wesentlich und 3 wenig gebessert. Es genfigt dies als Thatsache 
ffir die Möglichkeit der Heilung und eben so als Anspruch aur die allge- 
meinste Anerkennung. Im Uebrigen wäre es aus demselben Grunde 
lebhaft zu wflnschen, dass den Leitern der Anstalt Mittel und Einfloss 
in höherem Grade zur Verfügung gestellt worden, um ihrem Bemühen 
und ihrer Thäligkeit in höherem Grade den eigentlichsten und würdig- 
sten Segen, d. h. den Segen grössrer Erfolge möglich zu machen. 

Prag. Unsere medicinische Facultät hat In der neu eröflheten 
pathologisch-anatomischen Lehranstalt sachlich eine nicht unwichtige 
Bereicherung erbauen. Die Richtung unserer Doctrinen erhebt sie 
sogar zum Bedfirfniss, daher ist sie uns doppelt willkommen; doch 
wollen wir ihre Erfolge abwarten, denn nicht Hörsäle und Secirhäuser 
Allein schaffen diese. Die Anordnung der Baulichkeiten und die 
Eintheilong der Haopttheile der Lehranstalt muss indess als sehr ge- 
lungen bezeichnet werden. Leichenkaromern , Secirsäle, Präparaten- 
aammlungen, chemisches Laboratorium machen insgesammt eine 
Mosteranstalt, die in keiner Beziehung hinter der Berlins zurücksteht, 
dieselbe sogar in Beziehung auf Ausdehnung und zweckmässiges In- 
einandergreifen übertrifn. Wir wollen hoffen, dass in ihr ein so 
•chöpferischer Geist walten wird, wie in jener. o — 

Aus der Bheinprovini. Aus einer soeben in Druck erschienenen 
Abhandlung (Archiv ffir Psychiatrie) von Dr. Erlen mayer über den 
Cretinismus in unserer Provinz erg'.bt sich das niederschlagende Re- 
sultat, dass wir nahezu an 1000 schwachsinnige Rinder unter 20 Jah- 
ren besitzen. Es kommen davon auf den Regierungsbezirk Köln 146, 
Trier 87, Dfisseldorf 411, Aachen 132, und der Rest auf den Regie- 
rungsbezirk Koblenz. Die hier aufgezählten Idioten gehören alle der 
unbemittelten und der armen Bevölkerung an. Da Seitens der Re- 
gierung für die nächste Zeit wohl schwerlich durchgreifende Mittel 
zur Verfugung gestellt werden können, um die Noth dieser Unglück- 
lichen zu lindern, um sie zu heilen, leiblich und geistig zu bessern 
oder wenigstens roetiscblich zu pflegen, so hat die deutsche Gesell- 
schaft für Psychiatrie es angeregt, dass durch ihre rheinischen Mit- 
glieder ein Comitö zur Gründung einer Heilanstalt errichtet werde. 
Dieses Comit^ bat innerhalb eines Jahres alle Vorarbeiten vollendet 
und die Eröffnung der Anstalt Ifir die allernächste Zeit schon in Aus- 
•icht gestellt. (Wie verlautet bereits am 15. Novbr. d. J.) m. 

Stellung der englischen Ifilitirinte. Dem gegenwärtigen Kriegs- 
ministeriom gebührt das Verdienst, den Militärärzten die entsprechende 
Stellung in der Armee eingeräumt zu haben. Einer neuen Verfügung 
zufolge wird es vier verschiedene Grade im militärärztlichen Stande 
geben: Unterärzte, Aerzte, Vico-Inspektoren und General-Inspektoren 
der Hospitäler. Unterärzte haben Licutenanlsrang und bind nach 
6jähriger effecliver Dienstzelt den Capilains gleichgestellt. Aerzte 
stehen im Range dem Major gleich, nach 20 jähriger Dienstzeit dem 
Oberstlieutenanl und sie ei halten in diesem Falle den Titel Sorg^on- 
Major. Der Vice-fnspeklor der Hospitäler erhält die Stellung eines 
Obcrstlicutcnants und nach öjähriger Dienstzeit die eines Obersten, 
während der General -Inspektor den Brigadiers und nach 3 jahriger 
Amtszeit den Generalmajors Im Range gleichstehen wird. Es veritleht 
•ich von selbst, dass die Gehalte sich nach dem re»p. Range richten. 

Das meteorolegiache Institut in Berlin. Unter dem Titel: ,.Ergeb- 
nlsse der in den Jahren 1848 bis 1857 angestellten Beobachtungen 
des meteorologischen Instituts** haben die von dem statibti- 
tchen Bureau zu Bcriin veröffentlichten Tabellen und amtlichen Nach- 
richten über den prcussischen Staat eine neue Bereicherung ei halten. 
Das seit Ende 1848 von dem Professor Dove geleitete meteorologische 
Institut ist ein integrirender Theil des statistischen Bureaus. Da das 
letztere keine Gelegenheit fand, die Ergebnisse der von Herrn Dove 
gemachten meteorologischen Beobachtungen in seine eigenen Samm- 
luuMen einzureihen, so entschloM es hieb, dieselben in dem vorlie- 
genden Werke, das die auf numerische Werthe gegründete Witte- 
rung»geschichte Preussens in dem letzten Jahrzehend vullständig ent- 
hält, besonders herauszugeben. Die darin aufgestellten mittleren 
Werthe sind auf zehnjährige, nach einem bestimmten Plane mit ver- 



glichenen Instramenten nngeslellten Beobachtungen gegrflndet und 
können bereits als für nahe zuverlässig angeschen werden, obgK'ieh 
die Beobachtungen noch fortgesetzt werden müssen, uro besonders in 
Beziehung auf mehrere veränderache Erscheinungen denselben eine 
grössere Sicherheit zu gewähren. Die bisher ffir den preusMscben 
Staat so gut wie unbekannte Vertheilung der Regenmenge, so wie 
die Wärmeabnahme auf den verhältnissmässig unbedeutenden Höhen 
des norddeutschen Flachlandes, sind hier zuerst dargestellt, ein Mo- 
ment, das ffir den Landbau für die hydrographischen und sanität- 
lichen Verhältnisse des prenssischen Staates von ausserordentlicher 
WiehUgkeit ist 

Der Inielipital bk Bern hat laut Millheilnngen in der „Bern. Ztg.«« 
im vorigen Jahr 1759 Patienten verpflegt; davon waren 1642 Bemer, 
78 Schweizer anderer Rantone und 39 Lande^fremde. Die Gelammt* 
kosten helleren sich auf Fr. 90,000, pro Patient und Verpflcgungntag 
auf Fr. 1. 46 Cent.; rfickvergfitet wurden nur Fr. 4570, da durch die 
Anstalt in der Regel meist ganz Arme aufgenommen werden. Die 
Inselärzte sind für die medicinische Abthcilong die HH. Prof. Dr. Vogt 
und Altregierungsralh ür, Schneider; für die chirurgische Abtheilung 
die HH. Prof. DD. Demme und Emmert, und Dr. Bourgeois. Der An- 
stalt fiel im Berichtsjahr blos ein Legat zu, herrührend von Saltler- 
meister Hier. Weber von Sibhngen (Schaffbausen) , im Betrag von 
Fr. 3000. 

Berlin, im November. In Folge der Nachricht von dem Ausbru- 
che der Pest zu Bcngazi in der Regentschaft Tripolis halte die Kaiserl. 
russische Regierung die Nordkfiste Afrikas (mit Ausnahme von Algier), 
Syrien, Aegypten, Gibraltar und Malta als verdächtig erklärt, und an- 
geordnet, dass alle Schiffe, welche von dort her in die Häfen der Ost- 
see fahren, so wie diejenigen, welche aus andern Hafen kommen, un- 
terwegs aber mit angesteckten Häfen oder mit Schiffen verkehrt haben, 
die von angesteckten Häfen kommen, bevor sie in die Ostsee einlau- 
fen, bei der Insel Känsö jm Kattegat zum Zwecke der OuaraoiwiM 
anlegen müssen 

Ausserdem ist den russischen Lokalbehörden in den Ostseehäfen 
vorgeschrieben worden, alle aus der Gegend von Tripolis kommenden 
Schiffe, wenn über den Gesundheitszustand des Hafens, von welchem 
sie kommen, oder der Schiffe, mit denen sie unterwcgn verkehrt haben, 
nur der leiseste Zweifel obwaltet, sogleich nach der Quaranlaineanstalt 
zu weisen. 

In Bezug auf die Häfen des Schwarzen und Asowschen Meerea 
ist verordnet, dass alle Schiffe sich einer Inspoction der Quarantaine- 
behörden und eines Besuches des Arztes zu unterziehen haben, ui.d 
dass diejenigen Schifle, welche von den Kutten der Regenischa/t 
Tripolis oder von andern Orten ohne reine Ge»undheil^päsüe kommen, 
einer strengen, rcgiementsmässigen Quaranlaine unterworfen werden. 

Diejenigen Schiffe, welche aus unverdächtigen Häfen und mit 
reinen Gesundheitspässen anlangen, haben, wenn an deien Bord sich 
verdächtige Kranke befinden, hiervon der Hafenbehörde Anzeige za 
machen und sich dem Besuche des dienstlhuenden Quarautainearztet 
zu unterziehen. 



Perfonalehronlk. Oeiterreich, Orden: Dem Ordinarius Im 
Spital der barmherzigen Bruder in der Leopoldstadt Dr. med. Rei- 
mann das Ritterkreuz des Kaiser Franz-Josphs-Ordens. 

PreuMsen. Ernannt: Der Hofarzt des Prinzen Aihrecht Hofralh 
Dr. K 1 a p r o t h zum Geheimen Hofralh. Die Wundärzte 1. Kl. Dr. S c h o I z. 
Härtet und Gärtner als Kreiswundärzte der KreiHe Glatz, Namslaa 
und Sleinfurt; die prakL Aerzte Dr. äl ulier und Dr. Schulte als 
Kreiswundärzte der Kreise Beckum u. Coesfeld; Kreislhierarzt Wer- 
ne er nach Steinau zurückversetzt, Tliierarzt 1. Kl. Krause zum 
Kreisthierarzt der Kreise Kosten-Schrimm. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Robn in Siegen, 
Dr. Berg in Köln, Dr. Hülsmann in Neumagen; Wundarzt 1. KL 
Mir au in Danzig, Wundarzt IL Kl. Lehmann in Dirschau. 

Vacant: Die Kreiswundarztstellen des Kreises Tilsit, Reg.-Bez. 
Gumbinnen. 

^ Bayern, Ernannt: Dr. F. Vogt zum ärztlichen Mitgliede dea 
KreismcdJcinalausschusses für Unterfranken, zum Mitgliede für Ge- 
burtshülfe bei demselben MedicinalauKschusse Prof. Dr. J. Schmidt 
zu Würzburg; zum Gerichtsarzte in Scböllkrippen der praktische Arzt 
Dr. L. Zinn zu Mainbernheim. 

Orden: Regierungs- und Medicinalrath Dr. Dotzauer zu Bay- 
reuth das Officierkreuz dos griechiKchen Erlöser-Ordens. 

Gestorben: Professor Dr. J. B. Förster in Mönchen. 

Sur/isen, Gestorben: Apotheker Dr. fhil. K. G ö p e 1 in Wer- 
den, Wundarzt F. Kleike in Oberiungwitz, Wundarzt C. Georgi 
in Bärwalde. 

AUcklenfittrg'SekweHn. Orden: Ober-Stabsarzt Dr. Störzel 
den Königl. Hannoverschen Guelphcn-Orden IV. Kl. 

AßeckUiiftHrg'Streiit%. Dr. med- R. Bcriin in Fricdlarid hat 
die Concession zur unbeschränkten ärztlichen Praxis erhalten. 

Sachttiii'Meutuigen, Dem Dr. med. A. Buzer aus Satzungen 
ist die Stadt Gräfeolhal angewiesen worden. 



Zur Vaehricht. Herrn Geheimen Medicinalrath Dr. A • . a in M . . g. 
die Notiz erscheint in nächster Nummer. D. R. 



Redactionsbureaa bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilbelmslraiie 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Dmckschriflen fttr daa Archiv durch die Verlagshandtunir und die Hirscbwald'eehe Buchhandlang %xl Berlin. 

Drack der Adolph Brosl Junge^ichea UniTerfiiätkbucbdnickerei in ErlangeD. 
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ledictnalgesetzgebung und Affentllcben Gesnndbeltspflege 

für Aerzte, Apotheker und Beamte« 

Herantgegeben Ton Dr. E. MOLLER, Reg.- und Medic.-Rath im Königl. Polizei-PrAsidimn sn Berlin mid 0. A. ZIUREK, Apotheker. 



Hhalt. Amtliche Bekanntmachungen: Preussen: Spiritushandel in den Apotheken; Bayern: Anwendung des Baunircheidtis- 
mus, Oldenburg: Statut der Irrenheüanstalt zu Wehnen. — Wissenschaftliche Abhandlungen: Die Krankheiten der Sil- 
berhattenarbeiter etc. von Dr. Gustav Ettmfliler. — Notizen und Correspondenz-Nachrichten: Das Blindeninstitnt 
in Berlin, der Typhus in Wien, Trinkwasser aus Seewasser, Vergiftung .durch bleihaltigen Schnupftabak, Marburg, Medicinal- 
Kalender. — Personalchronik. 



Freuflsen. 

j^ Spiritusverkauf in den Apotheken betr. 

Der Kgl. Reg. eröffnen wir auf den Bericht vom — , den 
Verkauf von Spiritus in den Apotheken beireffend, Folgendes: 

Die Apothekenbesilzer sind, auch wenn sie nicht ein von 
der Apotheke voUsländig getrenntes und speciell concessio- 
nirtes Geschäft und Kleinhandel mit Spirituosen Getränken be- 
treiben, bisher selbst nach Erlass der VerlUgung v. 16. Juni 
T. J. stets unbehindert gewesen, den Spiritus zu technischen 
Zwecken in beliebigen Quantitäten zu verkaufen. Dies beruht 
auf der denselben überhaupt zustehenden Befugniss, alle in 
der Series medicaminum verzeichnete Gegenstände unter ge- 
wissen Bedingungen im Handverkaufe abgeben zu dürfen. Da 
aber zu diesen Gegenständen auch der Spiritus von einem Al- 
koholgehalt von 80° Tralles und darüber gehört, so werden 
die Apotheker durch die in der Verfügung vom 17. Mai 
d. J. enthaltenen, den Detailhandel mit Spiritus von dieser 
Stärke beschränkenden Besiimmungen in Beziehung auf den 
Handverkauf in der OlBcin ebensowenig berührt, wie dies durch 
die frühere nunmehr aufgehobene Verfügung vom 16. Juni v.J. 
ffeschehen ist. Demzufolge bedarf es auch gegenwärtig einer 
besonderen Ermächtigung nicht, welche den Apothekern, auch 
wenn sie nicht im Besitz einer Concession zum Kleinhandel 
mit Getränken sich befinden, den Kleinhandel mit Spiritus von 
80'' Tralles und darüber ausnahmsweise gestatiet. 

BerUn, den 2. November 1858. 

Die Hinister 
der geistl. etc. Angelegenh. des Innern 

gez. V. Raumer. Im A. A^ gez. FlottwelL 

An die Kgl. Regierung zu N. 

Bayern. 

Die Anwendung des Baunschefdilsmus durch 
das untergeordnete ärztliche Personale betr. 
Im Namen Seiner Majestät des Königs. 

Es ist die Wahrnehmung gemacht worden, dass die in 
neuerer Zeit bekannt gewordene Methode des „Baunscheid- 
tismus'^ mit dem dazu gehörigen Instrumente, dem soge- 
nannten Lebenswecker, hin und wieder von de^ untergeord- 
neten ärztlichen Personale ohne Anordnung eines approbirten 
Arztes in Anwendung gebracht wird. 

Da auf solche Weise sowohl wegen unzeitiger und un- 
zweckmässiger Anwendung dieses Mittels als auch wegen der 
häufig versäumten anderweitigen nothwendigen Hilfe vielfach 
Schaden gesliilet werden kann, so wird anmit verfügt und 
bekannt gegeben, dass die Anwendung des Bau n scheid tis- 
mus nur von praktischen Aerzten vorgenommen werden darf, 
Ton dem untergeordneten ärztlichen Personale aber nur auf An- 
ordnung eines praktischen Arztes und unler dessen Respldenz. 

Der Vollzug dieser Anordnung ist strenge zu überwachen 
und ffegen Uebertretungen polizeilich einzuschreiten. 

München, den 2ö. August 1868. 

Königl. Regierunff von Oberbayem, K. d. I. 
Freiherr v. Zu-Rhein, Präsident. 



Oldenburg. 

Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend das 
Statut der Irrenheilanstalt zu Wehnen*). 

Mit Höchster Genehmigung wird hieneben in der Anlage A 
das Statut der Irrenheilanstalt zu Wehnen zur öffentlichen 
Kunde gebracht, 

Oldenburg, den 22. Februar 1858. 
Staatsnu'nisterium, Departement des Innern, v. Berg. 

Anbge A. Statat der Irreaheilaistalt tu Wehaea. 

I. Zweck und Mittel der Anstalt. 

S. 1. Zweck der Anstalt ist die Heilung Geisteskranker 
aus dem Herzogthum Oldenburg. Jedoch werden auch heil- 
bare Geisteskranke aus anderen Theilen des Grossherzogthums 
und dem Auslande aufgenommen, soweit es die auf jene zu 
nehmende Rücksicht gestattet. Die Zahl der Aufzunehmenden 
ist bis auf 80 bestimmt. 

$. 2. Die Mittel zu ihrer Unterhaltung schöpft die Anstalt: 

a) aus dem Ertrage der der Anstalt gehörigen Grundstücke 
und dem Ertrage der Arbeiten der Kranken; Stillungen und 
Schenkungen, die der Anstalt zu Theil werden, sollen nach 
dem Willen der Geber zum Nutzen der Anstalt verwandt werden; 

b) aus den etatsmässigen Zuschüssen der Staatskasse; 

c) aus den (ür die Kranken bezahlten Verpflegunffsgeldem. 
H. Beaufsichtigung und Verwaltung der Anstalt. 

S. 4. Die Irrenheilanstalt steht unter der Leitung und 
Verwaltung des Directors nach den näheren Bestimmungen 
dieses Statutes. Derselbe ist dabei der Regierung unterge- 
ordnet. 

8. 3. Director und Vorstand der Anstalt ist der bei 
derselben angestellte erste ärztliche Beamte. Er hat insbe- 
sondere die ärztliche Behandlung der Kranken in allen ihren 
Beziehungen zu leiten, die gesammte Polizei in der Anstalt 
mit Einschluss der Dienstdisciplin zu handhaben und den öko- 
nomischen Dienst, insbesondere soweit er auf die innere Ord- 
nung des Hauses und die Behandlung der Kranken einwirkt, 
zu überwachen und zu ordnen. Derselbe wird dabei von dem 
Assistenzarzte und dem Verwalter, welche ihm ebenso, wie 
das gesammte übrige Dienstpersonal, untergeordnet sind, un- 
terstützt. 

Der Director darf keine ärztliche Praxis ausserhalb der 
Anstalt ausüben und hat sich auf Consultationen, wo sein Rath 
ausdrücklich verlangt wird, zu beschranken; auch ist ihm 
untersagt, Geisteskranke in Privathäusern zu behandeln oder 
zu verpflegen, sofern ihm dies nicht von der Regierung aus*- 
nahmsweise gestattet wird. 

Das Dienstpersonal der Anstalt hat der Director bei Krank- 
heitsfällen unentgeltUch zu behandeln. 



*) Wir verölTentliehen das . nachfolgende Statut, weil es seiner sehr 
einsehenden und erschöpfenden Fassung wegen die allgemeinste 
Anerkennung verdient und wir auch damit den ganz ungerecht- 
ferUgten Angriffen zu begegnen hoffen, welche die betr. An- 
stait in affenüichen BlAtlern gefunden hat. D. R. 
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|. 5. Der Assistenzarzt wird auf Vorschlag des 
Directors angestellt. 

Derselbe hat den Director nach dessen Anweismg bei 
Behandluftg der Kranken und Leitung des Krankendienstes zu 
unterstützen rnid bei Abwesenheit in Beziehung auf Leitung 
des Krankendienstes und Aufrechthaltung der Hausordnung zu 
vertreten. 

In Beziehung auf die ärztliche Praxis findet die für den 
Director getroffene Bestimmung auch auf ihn Anwendung. 

i.8. Der Verwalter hat die specielle Verwaltung des 
Haushalts der Heilanstalt zu übernehmen, bat die Auuicht 
über die Gebäude und das Inventar der Anstalt und sorgt für 
die Erhaltung derselben. Ihm zunSiChst ist das untere Dienst- 
personal in den nicht auf den Krankendienst sich beziehen^ 
den Verrichtungen untergeordnet. Er unterstützt den Director 
in der Htadhabunff der HaospoUzeiy sowie nothlgenfalls in 
der Disciplin des Krankendienstes, flihrt die Haus- und dienst- 
poUzeiUchen Untersuchungen, sucht geeignete Subjecte zum 
Wärter- und Hausdienst aus und präsentirt sie dem Director 
zur Auswahl und Anstellung, übernimmt das Formelle der 
Entlassung aus der Anstalt, hat aber bezüglich der Kranken 
nichts ohne Einwilligung des Directors anzuordnen« 

S. 7. Zur planmässigen Bewirthschaftung des Areals, 
zur Besorgung und Erhaltung der Gartenanlagen, zur Leitung 
der Viehwirthschalt wird ein Oekonom (Hofmeler) mit Ge- 
nehmigung der Regierung vom Director angenommen. Er ist 
dem Verwalter untergeordnei. 

|. 8, Für das Cassa- und Rechnungswesen wird ein 
besonderer Rechnungsführer angestellL 

f. 9. Der Oberwärter und die Oberwärterin, welche 
tom Director angestellt und entlassen werden, Itlhren die 
beständige und unmittelbare Aufsicht über das Wärtcrperso- 
nal, wachen über die Vollziehung der vom Director lur die 
einzelnen Kranken getroffenen Anordnungen, über die Ver- 
sorgung derselben mit ihren verschiedenen Bedürfnissen, und 
haben auf die Befoignag der Haus- und Tagesordnung in 
allen ihren Punkten ihre Aufmerksamkeit zu richten. Sie 
üben nach den ärztlichen Anweisungen die niedere Chirurgie 
aus. Sie sind dem Director, dem Assistenzarzt und dem Ver- 
walter untergeordnet. 

|. 10. Zur Besorgung des Gottesdienstes, sowie zur 
Ausübung seelsorgerischer Verrichtungen hol einzelnen Kran- 
ken, so weit der Director solche flir zulässig erachtet, wer- 
den mit Genehmigung des Staatsministeriums zwei Geistliche, 
ein protestantischer und ein katholischer, beauftragt. 

S. 11. Für den in der Ansialt zu erthellenden Unter- 
richt wird auf den Vorschlag der Regierung vom Staatsmini- 
sterium ein besonderer Lehrer angestellt. 

S. 12. Zum Wartedienst wird eine genügende Anzahl 
von Wärtern und Wärterinnen angenommen. Die Annahme 
der Wärter und Wärterinnen, sowie des sonst erforderlichen 
Dienstpersonals geschieht durch den Director. 

f. 13. Jeder der an der Heilanstalt angestellten Beamten 
erhält zur Richtschnur eine scbriitliche Instruction. Für die 
Wärter wird eine gedruckte Anweisung abgefasst, von wel- 
cher jeder Einzelne ein Exemplar erhält, das bei der Auf- 
nahme unterschrieben wird. 

HL Benutzung der Anstalt, Aufnahme und Ent- 
lassungen. 

S. 14. Die Heilanstalt nimmt nur solche Geisteskranke 
auf, deren Zustand noch eine wahrscheinliche Hoffnung auf 
Herstellung erbtubL Von der Aufnahme sind daher ausge- 
schlossen: 

a) alle von der Geburt an Blödsinnige, in späterem Alter 
darch vorangegangene Geisteskrankheit olödsinnlg Gewordene, 
deren Blödsinn bereits über drei Monate andauernd ist. 

b) Geisteskranke, deren Krankheit zwei Jahre und darüber 
gewährt hat, wenn nicht besondere Umstände für ihre Heil- 
barkeit sprecnen, welches der Director zu beurtheilen hat. 

c) Geisteskranke, bei denen die Geisteskrankheit durch 
Altersschwäche bedingt und herbeigerührt ist, bei denen sich 
Lähmungserscheinungen zeigen oder Symptome tiefer körper- 
licher Leiden hervortreten, welche ein baldiges Absterben 
befürchten lassen. Ferner auch solche Geisteskranke, die mit 
allgemeiner Syphilis, entstellenden körperlichen Krankheiten 
oder Epilepsie behaftet sind, wenn letztere nicht eine ganz 
untergeordnete Rolle spielt, und Schwangere. 

$. 15. Es darf in der Regel kein Kranker aufgenommen 
werden, dessen Zustand nicht durch einen ooncessionirlen 
Arzt untersucht und durch Ausfüllung eines Fragebogens 
attesthrt ist, welcher die Geschichte der Krankheit enthalt. 



Zugleich wird ein Bericht des Amts (Stadtmaglslrats) über die 
heimathlichen, Personal- und bürgerlichen Verhältnisse, das 
Rellcrfonsbekenntniss , Familienverhältnisse u* a. w. ond über 
die Thatsache der Geisteskrankheit eingezogen. 

Ausländer können den Umständen nach die Atteste nach- 
liefern und sich von einem Oldenburgischen Medidnalbeamteii 
unlerauchen lassen. 

%. 16. Die Aufhahmegesnche sind mit dem von einem 
Arzte ausgefüllten Fragebogen an den Director der Anstalt 
einzusenden, wekber, wenn er niobt von vom herein nach 
den Bettimmungen des % U die Aufnahme für rniznlässlg 
hält, das bezügliche Amt (Magistrat) um die nach %. 15 er- 
forderliche Auskunft über die sonstigen persönlichen Verhält- 
nisse des Attfznnehmenden, falls solche nicht oder nicht ge- 
nügend miteingesandt ist, ersucht, und demnächst die Ver- 
handlungen mit seinem gutachtlichen Berichte der Begtening 
zur Entscheidung vorlegt. 

Die Regierung entscheidet Ar die Aufnahme und benach- 
richtigt den Director, sowie die Angehörigen des Kranken 
von der Zulassung desselben. 

In dringenden Fällen kann der Director die vorläufige 
Aufnahme eines Kranken in die Anstalt gestatten, hat davon 
aber ohne Aufschub spätestens innerhalb 48 Stunden nach der 
Aufnahme der Regierung unter Vorlegung der erforderlichen 
Nachweise Anzeige zu machen und Ibre Genehmigung zn be» 
antragen. 

S. 17. Bei Einlieferung des Kranken muss auf Sicherheit 
und möglichste Schonung gesehen werden. Es muss eine mit 
den Verhältnissen des Kranken bekannte Person denselb«! 
begleiten, um die dem Arzte der AnsMt etwa nötbig schei- 
nenden Aufschlüsse zn mben. 

Der Transport durch Utfiddragoner oder aonsUge nifor- 
mirte Pollzeiofnclalen ist in der Regel unzulässig. 

S. 18. Wer cMe Aofhahme eines Kranken beantragt, bei 
sich dabei zugleich zur sofortigen Abnalune bei der &Mm^ 
sung desselb^ zu verpflichten. 

f. 19. Mit der Bkibrfnffung eines Kranken in die Hell« 
anstatt übernimmt die denselben vertretende Person oder Be« 
bürde die Verpftehtung, den Kranken ohne Genehmigung der 
Dlreotion vor Absohhiss eines halben Jahres, von ikr Zeit de& 
Eintritts an oder später, wenn in dem Znstande des Kranken 
eine Kr die Genesung günstig erscheinende Veränderung el»« 
getreten sein sollte, vor vollendeter kritischer Entscheidung 
nicht aus der Anstalt zurückzunehmen. 

S. 20« Da der Zweck der Anstalt Heilung der Seele»- 
stömng, Lindemng und Erirflglichmachung des kranken Zn«- 
Standes ist, welcne nach humanen und wlssenschafUlcben 
GrundsXIzen geletlel wird, so sind auch zur Erreichung de»* 
selben alle Kranke ohne Ausnahme den bestehenden disdpll« 
narlschen und anderen Bestimmungen unterworfen, welche 
die Hausordhunff vorschreibt, oder wie sie der Director mit 
Rücksicht auf «e Behandlung oder auf die anderen Kranken 
für nothwendig erachtet. 

t. 21. Der Director allein bestimmt den Zeitpunkt der 
Entlassung nach Hassgabe des Zustandes des Kranken und 
kann den Kranken vor seinem völligen Austritte aus dem 
Verband der Anstalt versuchsweise entlassen, wobei er mit 
Berücksichtigunff der Verhältnisse und der Leistungsßihigkei- 
ten der Beurlaubten die zur Sicherung der Genesung erfor- 
derlichen Anordnungen vorschreibt Nach Verlauf von vier 
Wochen und dann femer alle drei Monate ist eine Auskunft 
über den Zustand der Beurlaubten von Seiten der betreffenden 
Behörde und des Arztes einzuziehen. Von der geschehenen 
Beurlaubung oder Entlassung ist die Regierang in Keantnisi 
zu setzen. ^ 

f. 22. Geht aus dem Berichte hervor, dass der Kranke 
rückrallig geworden ist« so kann der Kranke ohne Befolgung 
der vorgeschriebenen Aufnahmeformalitaten wieder in die An- 
stalt eintreten. Der Director spricht nach vier eingezogenen 
Berichten entweder die Entlassung aus, welche er der Re- 
gierung anzeigt, oder trägt auf Verlängerung der temporären 
Entlassung an, während deren Dauer weiter Bericht einzu- 
ziehen Ist. Von dem Ableben eines Entlassenen ist der R»* 
gierung binnen 14 Tagen Nachricht zu geben. 

§. 23. In der Regel ist das Verbleiben des Kranken in 
der Anstalt auf zwei Jahre beschränkt. Ein längerer Aufent- 
halt, aber immer nur auf sechs Monate, kann nur von der 
Regierung bewilligt werden: 

a) wenn der Zustand noch zur Hoffnung auf wesentliche 
Besserung berechtigt; 

b) wenn durch die Verlängerung des Aufenthalts die fest- 
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gesetzte Zahl der Kranken nicht tiberschritten wird und wet- 
tere Aufnahmen nicht gebindert werden. 

f. 24. Nicht geheille Kruike können ferner vor Ablauf 
des zweiten Jahres enllassen werden: 

a) wenn die zuständiffe Behörde oder der Vertreter ihre 
Entlassung fordert, jedoch mit RQcksicht auf $. 6, der dadurch 
nicht beschränkt werden soll; 

b) wenn sich ihre entschiedene Unhenbarkeit oder ftber- 
wiegende Unwahrscheinlicbkelt einer möglichen Heilung her- 
ausstellt, oder ihre Entfemong mit Rtteksieht auf 4ie ttbrigen 
Kranken wegen solcher Umstände wtinschenswerth ist, welche 
eine wesentliche Störung des Dienstes der Anstalt herbeifüh- 
ren, oder wenn die pecuniären Verpflichtungen nicht erftllt 
werden. 

• |. 25. Wenn die Entfernung eines Kranken für noth- 
wendig erachtet wird, aber seine Abholwg yon den Ange- 
hörigen oder dem Vertreter nfchl geschieht, so sind diese 
verpflichtet, die Kosten zu tragen, welche seine Heimsendung 
auf solehe Art erfturdert, wie sie der Dbreoter für nothwen- 
dlg hält. 

S. 26. Nicht- Oldenburger können jeder Zeit entlassen 
werden , jedoch kann dieses nur nach vierwöchentlicher Auf- 
klindigung geschehen und in Ueberelnstlmmung mit §. 19. 

C '«^T. Die definitive sowie die temporäre Entlassung 
dues Kranken aus der Anstalt muss der betrefienden Befaördle 
oder dem Vertreter derselben rechtz^ig, mindei^ns 14 Tage 
vorher, mit den nötMgen Notizen ttber die Eigenthümlichkei- 
ten desselben und Anweisung ilber die weitere Behandlung 
angezeigt werden. 

%. 28. Da die frühzeitige Aufnahme der Kranken in die 
Heilanstalt von der grösslen Wichtigkeit für die Heilung selbst 
ist, deren Wahrscheinliehkdt mit der Dauer der Krankheit in 
fleometriseher Progression abninmnt, so werden die betreffen** 
den Behörden daittr zu sorgen haben, dass bei unbemitlelten 
aus öffentlichen Gassen zu unterstützenden Irren die Aufnahme 
so rasch wie möglich erfolgt.. 

(SchloBS folgt.) 



Bito XJraaklifliten der SUberhtLttenarbeitev in den Fvei- 

berger Hüttenwerken« 

Vortrag in der öffentlichen Sitzung des Vereins für Staats- 
arzneikunde im Königr. Sachsen am 3. August 1858 von 
I)r. Gustav Ettmöller, K. Bezirksarzte und Berg- und 

Hfittenphysikus zu Freiberg. 

Vorbemerkung. 
Der Verein fUr Staatsarzneikunde Im K. Sachsen hält von 
Zeit zu Zeit eine öffentliche Sitzung, in welcher Mitglieder 
des Vereins Vorträge über beliebige Gegenstände der gericht- 
lichen Medicin uimI der Wohlfahrtspolizei geben. ^ Bei der 
dfesjährigeu Versamndung in Leipzig thellte der Unterzeich- 
nete die statistischen Ergebnisse aus den von den verpflich- 
teten Hflttenärzlen eingereichten Monatslabellen über die Er- 
krankungen unter den ^Iberhüttenarbeftem in den vier Jahren 
18Ö3 — 1856 als einen Abschnitt der von ihm vorbereiteten 
medic. - Statist. Topographie des ihm anvertrauten Medicinal- 
bezirks mit, hielt es aber für nöthig, in dieser von Mitglie- 
dern verschiedener Behörden, Juristen, Aerzten und Mänaeru 
verschiedener Stände besuchten Versammiang eine Schilderung 
der Wirkungen des Hüttenraaches im Allgemeinen so wie der 
hüttenmännischen Arbeiten und Processe, da bei dem grös- 
seren Theile des Publikums eine Bekanntschan damit nicht 
vorausgesetzt werden konnte^ 'vorauszuschicken, um die Ur- 
sachen der nach Zahlen anzischenden Erkrankungen anschau- 
licher zu machen. Der Oeffentlichkeit übergebe ich den Vor- 
trag, wie er gehalten wurde, auf Wunsch der Redaktion des 
Archivs , indem ich in Betreff der Zeichnung der Krankheiten 
selbst aufBrockmann's ausgezeichnetes Werk: die metal- 
lurgischen Krankheiten des Oberharzes verweise. 

Dr. Ettmttller. 

In dreiviertelstündiger Entfemong von FVdberg zieht sich 
von Südwest nach Ost und von Ost nach Nordost das Mul- 
denthal ziemlich in einem Halbkreise, dessen Anfang und des- 
sen Ende dichte Rauchwolken bezeichnen, hin. Jahr aus, Jahr 
ein, nur dreimal jährlich durch die hohen Festtage unterbro- 
chen, erfiillt dieser Dampf das Thal, er lagert sich je nach 
der Windrichtung auf- oder abwärts oder auf den benachbarten 
Höfen, steigt bei hellem Himmel und Windslille hoch empor 
oder bleibt bei Nebel und dicker Luft fast unbeweglich auf 



den Hütten, deren Essen und Rösistadteln er entströmt, liegei^ 
macht sich aber meist in weitem Umkreise durch stechenden 
Geruch bemerkbar. Laut und eindringlich haben sich die 
Klagen der benachbarten Landwirthe über die Schädlichkeit 
dieser Dämpfe erhoben ; sie sind Gegenstand öffentlicher Ver- 
handlungen In den Kammern und in den Tagesblättern, Ge- 
Jenstand vielfacher sachverständiger Gutachten von Seiten 
er Hüttenbeamten, der Landwirthe, der Aerzte, der Chemiker 
Seworden, aber alle bis jetzt vorgeschlagenen und versuchten 
[ittel zur Abhilfe waren vergeblich. In der That aber thut 
Abhilfe dringend Noth und sollte sie mit noch so grossen 
Kosten erkauft werden. Eine flüchtige Schilderung der Hüt- 
tenwerke und ihrer Umgebungen möge dies bestätigen. 

Bei beiden, den obern Muldner und den Halsbrflckner 
Werken liegen die Schmelzhülten mit den Kohlenhäusern und 
Röstsladleln dicht an der Mulde und nur bei den obern Hütten 
ziehen sich die neuern Werke zur Zinkgewinnung und Schwe- 
felsäurebereitung an der südlichen Berglehne In einzelnea 
Gruppen hin, und über sie ragt eine jetzt halb vollendete 
thurmhohe Esse mit ihrem sie mit den niederen Hütten ver- 
bindenden Dampfcanälen, welche künftig den Rauch zum grös- 
seren Theile hoch über Flur und Wald in die Luft und ver- 
dünnt in weite Fernen ftlhren soll. Der fortwährend den 
Rosten entquellende Dampf, welcher nur bei den Schmelz- 
und Flammenöfen durch hohe Essen auf die höher gelegenen 
Fluren ^efiihrt wird. lässt erst in ffrosser Nähe die russigen Ge- 
bäude imd kahlen Thalwände ernennen. Diese letztern selbst 
sind unwirthbar und rauh und zwischen einzelnen Felsen lagert 
geschwärztes Steingeröll, aus welchem nur kärglich Riedgras 
hervorspriesst; Berge von schwarzen Schlackenhalden thür- 
men sich rings um die Werke und lassen tiefe Gassen zwi- 
schen sich ; nur wenige Laubholzbäume und Sträucher, welche 
ihr vergilbtes Laub schon im Juli oder August verlieren, sind 
in der Nähe der Hütten; die OIBciantenwohnungen haben 
keinen Grasplatz und kein Gärtchen am Hause, .nicht einmal 
Blumen vor den Fenstern, da sie in einer Nacht vernichtet 
sein könnten; die Vögel, mit Ausnahme einiger Spatzen und 
Dohlen im Winter, fliehen die Hütten und selbst die Fische 
in der Mulde sind unterhalb der Werke seit Jahren ver- 
schwunden. In der Entfernung von 10 Minuten westlich von 
den obern Hütten stieg bis vor wenig Jahren ein junger kräf- 
tiger Fichtenwald das Muldenthal hinauf; jetzt Ist er, verheert 
durch den Rauch des von Jahr zu Jahr verstärkten Hütten- 
betriebs in einen Haufen dürrer, kum Theil rindenloser Stämme 
verwandelt. Die Bäume in nächster Umgebung haben in ziem- 
licher Ausdehnung alle Nadeln verloren und strecken gespen- 
stisch ihre dürren Aesto aus, müssen aber zu einigem Schutz 
des ferner gelegenen Waldes noch erhalten werden; in wei- 
terer Entfernung sind die Nadeln noch an den Bäumen, aber sie 
sehen gelb und braun aus und fallen ab, sobald die schüttelnde 
Hand oder starker Wind die Bäume bewegt, und immer 
weiter und höher hinauf steifft langsam, aber sicher das Ver- 
derben. — Die Saaten auf den Berghöhen, oberhalb der Hüt- 
ten, heute noch in frischem Grün prangend, sehen nach wenigen 
Tagen welk und gelb aus, wenn oer Hüttendampf über sie weg- 
strich, und sie erholen sich erst wieder nach längerem Segen, 
geben aber immer nur spärliche Ernten. Das aui den Wiese« 
gewonnene Heu ist sauer und wird nur ungern von den Haus-« 
Mieren verzehrt; in ihm liegt die Ursaehe der steten Krank- 
heiten derselben, namentttch der Rinder, welche auf den b»« 
nachbarten Gütern alle 2 — 3 Jahre erneuert werden müssen, 
da sie in dieser Zeit, nachdem sie immer nur kärglichen 
Milchertrag gaben und nur selten Kälber austrugen, an Ab- 
magerung durch Durchfall zu Grunde gehen. Die Auslaugung 
von 20 Pfund von Wiesen in der Nähe der Hütten gezogenen 
Heu's (als der ungefähren täglichen Ration einer Kuh) ergab 
fast drei Loth schweflige Säure 1 Beim Dreschen des aus der 
Umgegend der Hütten gewonnenen Getreides leiden die Ar- 
beiter häufig an Augenentzündung, Anschwellung der Lippen 
und Nase und nicht selten an Erbrechen ; als Ursaäe fand steh 
die bei Auslaugung der Spreu gewonnene schweflige Säure 
mit Spuren von Zink, während die Auslaugung der Komer 
schädliche Beimischung nicht nachwies. Prof. Stökhardt, 
welcher in der Nähe der Hütten entnommene Haferpflanzen, 
deren Blätter zu einem Viertheil bis zur Hälfte ihrer Länge 
von der Spitze abwärts ausgebleicht und verwelkt waren, mit 
warmem Wasser auslaugte, fand eine namhafte Menge von 
sdiwefliger Säure, und Spuren von Salzsäure und Chlor, und 
nennt diese Einwirkung auf die Vegetation acute Vergiftung, 
während er ausserdem eine chronische VergiUung des Rodens 
durch Blei annimmt, indem dasselbe auf die Erde aus den 
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Hfittendäinpren niedergeschlagen der Vegetation unmittelbar 
entgeffentrilty oder indem es die Zersetzung der humosen Be* 
standlheile des Bodens verhindert und zur Pflanzenemährung 
untauglich macht. Er will bei drei verschiedenen Proben von 
Erde in einem durch verdünnte Salpetersäure bewirkten Aus- 
zuge auf 100 Theile lufttrockner Erde bei Probe 1: 0,69 
Hunderttheil, bei Probe 2: 0,96 Hunderttheil, bei Probe 3: 
|.05 Hunderllheil metallisches Blei gerunden haben I — In 
ähnlicher Welse zeigen sich die schädlichen Einwirkungen 
des Hüttenrauches auf die Gebäude , deren Bedachung nach 
der grösseren oder geringeren EntFernung von den Hütten 
schneller unbrauchbar wird, der Abputz bröckelt eher ab, die 
Metallschläge an ThÜren und Fensler verrosten und werden 
schneller zerfressen. — Die Nachlheile auf die Gesundheit der 
in den umliegenden Dörfern wohnenden Menschen sind schwerer 
zu erörtern und weniger sicher nachzuweisen ; als beachtens- 
werth sei aber erwähnt, dass, als ich im J. 1854 die Zahl der 
Blödsinnigen im VII. Medicinalbezirke zu constatiren suchte, 
es sich herausstellte, dass, wenn nach den statistischen An- 
gaben in Sachsen ungeflähr auf 700 Einwohner ein Blödsinniger 
kommt, in meinem Bezirke schon auf je 426 Einwohner ein 
Blödsinniger zu rechnen ist. Am ungünstigsten ist das Ver- 
hältniss in dem im Muldenthale oberhalb, zwischen und unter- 
halb der Hüttenwerke gelegenen Dörfern, indem im Dorfe 
Sand 1 Blödsinniger auf 170 Einwohner, in Rothenfurth 1 auf 
166, in Hlllersdorf 1 auf 124, in Halsbrücke 1 auf 113, in 
Weisenborn 1 auf 102 Einwohner kommt. Diese Dörfer sind 
aber nicht nur dem Hütlenrauche vorzüglich ausgesetzt, son- 
dern sind auch die hauptsächlichsten Wohnorte der Hüttenar- 
beiter, welche zum Theil kränklich und siech sind und nur 
ein geringes Lebensalter erreichen. Ob und welches der bei- 
den Momente als mitwirkend für das häufige Vorkommen des 
Blödsinns anzusehen sei, muss spätem Nacnforschungen über- 
lassen bleiben. 

Diese flüchtigen Andeutungen werden genügen, den schäd- 
lichen Einfluss der Hüttendünste im Allgemeinen darzuthun, 
aber auch schon a priori die Besorgniss begründen, dass die 
Arbeiter, welche täglich 12 Stunden inmitten dieser die At- 
mosphäre vergiftenden Ausströmungen leben, ihrer Beschäfti- 
gung nicht ohne grosso Gefahren für ihre Gesundheit sich 
überlassen können. Und in der Thal sind die Benachtheili- 

Sungen derselben gross und um so schlimmer, als sie allmälig 
ie Lebenskraft untergraben, indem sie die Funktionen der 
Respiration und Chylopöese beeinträchtigen und häufige an- 
scheinend schnell vorübergehende, das Leben aber in seinen 
innersten Wurzeln erfassende Krankheiten erzeugen. Die Hüt- 
tenarbeit verleiht, wie Brockmann sehr wahr sagt, selbst 
den iüngern Arbeitern ein alles, nicht selten greisenhaftes 
Ansehen, und beschränkt die mittlere Lebensdauer auf 42 bis 

43 Jahre. 

(Fortsetzung folgt.) 



Die Unterhaltung des BUndenintÜtata ra Berlin erfordert jahrlich 
5820 Thir., nämlieli 2300 Tbir. zur Besoldung der Lehrer u. 3520 Thir. 
itt sachliehen Ausgaben, als Verpflegung der Bünden etc. Aus sei» 
ttem Vermögen erwirbt das Institut nur 1960 Thlr., weshalb der Staat 
einen Zuschuss von 3860 Tblrn« zu gewähren bat. 

Der Typhus tritt in Wien seit Anfang November wieder ala vor- 
herrschend auf; so betrug im allgemeinen Krankenbause der tägUcbe 
Zttwaebs an Typbuskranken in der letzten Wocbe bei 40, Am letzten 
Samstag sogar über 60 Neueintretende. Die Ursache dieser Erschei- 
nung liegt in der Willerungsänderung, welche nocb durch die Woh- 
nungsnolb auf das nachdrücklichste unterstützt wird. 

Trinkwasser ans Seewaaser. In Portsmouth wurden Versuche 
mit einem nach Dr. Normanbys Angaben konstruirten Apparate zur 
Herstellung von gutem Trinkwasser aus Seewasser gemacht, und sollen 
dieselben überaus gut gelungen sein. Der Apparat ist aus Eisen, 
Fuss hoch, 20 Zoll breit und 4 Fuss 6 Zoll lang. Er lieferte pro 
Stunde 25 Gallonen kalten trefflichen Tinkwassers aus dem Ports- 
moulber Hafen. 

üeber Vergütung durch bleihaltigen Sohnnpftahak enthält das Ar- 
chiv der Pharmacia (Septemberheft 1858) eine Miltheilung aus Oeyn- 
hausen, der zufolge der aus einer Berliner Handlung bezogene Tabak 
2Va P^^* metallisches Blei enthielt. Es wird daraus geschlossen, dasa 
ein so enormer Bleigebalt nicht durch die Verpackung, sondern nur 
durch die Beimischung von Bleisaizen entstanden sein könne. Da 
eben dieser Fall hier in Berlin bei dem Polizeipräsidio zur Anzeige 



gekommen i^t, so hat er in den umfassendsten Untersuchungen nicht 
aHein des von dem betr. Kranken gebrauchten Tabaks, sondern aaeh 
vivler anderen Scfanvpflabake ans hiesigen und auswftrtigen Fabriken 
Anlass gegeben. Der hiesige Apotheker Link, dem die chemische 
Untersuchung übertragen war, hat Anfangs allerdings auch aus dem 
bedeutenden Bleigebalie schliessen zu müssen geglaubt, dass der Tabak 
bei der Fabrikation mit Bleisalzen bebandelt worden sei. Seine wei- 
teren Untersuchungen aber haben unzweifelhaft festgestellt, dass 
die Blei hülle einzig und allein die Schuld der Bleiverunreini- 
gung trägt. Demzufolge iat die in dieser Zeitung milgelheilte Bekannt- 
machung vom 13. Oktober 18S8, betreffend die Bleiverpackung de* 
Schnupftabaks, von dem hieaigen Polizeipräsidium erlassen worden. 

lürburg. Die Lehrmittel der medicinischen Facultät unserer Uni- 
versität haben eine nicht unerhebliche Vermchiung erfahren. Für die 
chirurgische Klinik ist ein neues Krankenhaus erbaut worden und bat 
die Regierung die Errichtung eines pathologisch-anatomischen Institutes 
genehmigt. Letzteres wird unter Direction des sehr verdienstvollen 
Geheimen Medidnalrathea Dr. Beneke gestellt sein und unter dieser 
hinter den pathologisch -anatomischen Laboratorien anderer Universi- 
täten nicht zorfickateben. 

Xadieinal« Kalender für den Prenssischen Staat auf das Jahr 18S0* 
Verlag von August Hirschwald. 

Der Hirscbwald'sche Medicinal-Kalender hat sich, seit seinem nun- 
mehr neunjährigen Erscheinen, so allgemein als ärztlicher Socius ein- 
gebürgert, dass diese Thatsache am besten beweist, wie zeitgemäss 
sein Inhalt und wie praktisch dessen Anordnung ist. Ein weiterer 
Beweis für Letzteres sind seine mehrfachen Nachiolger in und ausser- 
halb Preussens. Alle geben sich Uübe ihm so ähnlich wie möglieh 
zn sein. In einer Beziehung Jedoch ist er aUen überlegen; das ihm 
beigegebene Personal verzeichniss der preusaischen Medicinalperso- 
nen wird mit musterhafter Sorgsamkeit aus den amtlichen Nach- 
richten zusammengestellt und nachgetragen. Es ist dies keine geringe 
Arbeit und wir sind am besten im Stande, nicht sowohl blos diese 
Mühe, als auch den Werth der Zusammenstellung im Vergleich zu 
allen andern derartigen amtlichen Verzeichnissen zu schätzen und an- 
zuerkennen. Wenn darin einzelne Irrungen unterlaufen, so wird 
doch Jedermann deren ganz verseltwindendes VerhälliiiBa zngebeOt 
und obenein die Schuld nicht dem Medicinal-Kalender, sondern den 
säumigen Behörden geben müssen, aus deren Berichten dieselben in 
denselben übergegangen sind. 



Personalehronik. Freussen, Ernannt: Den bisherigen ausser- 
ordentlichen Professor Dr. £. du Bois*Reymond zum ordentlichen.' 
Professor in der medicimachen Faeulfät der Universität Berlin, Hofralh 
Dr. Aegidi zu Freienwalde bat den Charakter als Gebeimer Sani- 
tätsrath und Dr. Erhard zu Berlin den Charakter als Santtätsrath 
erhalten. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Krakow zu Koadjil- 
then, Dr. Hacbenberg zu Ehren breitstein , Dr. Engel brecht in 
Dahme, Dr. Cobn in Schwersenz, Dr. Ohm in Hamm, Zahnarzt 
Oenicke zu Writzen, Thierarzt Kosohel zu Schubin, Thierarzt 
Lew in in Bansen. Apotheker I. Kl. Graeber hat die Administra- 
tion der Mues'schen Apotheke zu Eslohe übernommen. 

Orden: Der ordentliche Professor und Geheime Medicinalrath 
Dr. Romberg den Kaiserl. Russischen St. Annen-Orden II. Kl. 

Als Ehrenmitglied der Wettcfau*schen naturforschenden Ge- 
sellschaft in Hanau wurde ernannt der Vorsteher der Privat-lrrenanstalt 
ZQ Bendorf Dr. Erlen mey er. 

Vacant: Die Kreiswundarzlstellen der Kreise Heilsberg, Ortels- 
burg und Fischbausen Reg.-Bez. Königsberg, des Kreises Quedlinburg 
Reg.-Bez. Magdeburg. 

Approbation abgenommen: Dem Dr. Buschin g In Lötzett 
ist gemäss Rekursresoluts Sr. Excellenz des Herrn Ministers der geist» 
lieben, Unterrichts- u. IMedicinalangelegenheiten vom 22. Oktober d. J. 
die Approbation als praktischer Arzt und Geburtshelfer abgenommen 
und ihm die fernere Ausübung der ärztlichen Praxis untersagt worden» 

Bayern, Versetzt: Der prakt. Arzt Dr. Dachs auf den Di- 
strikt Frontenbausen. 

Orden: Medicinalrath Dr. Hastreiter den Kaiserl. Russischen 

Slanislaus- Orden III. Kl. 

Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. Dötsch in Wflrzburg. 

Württemberg. Ernannt: Professor u. Medicinalrath Dr. He- 
ring zum Obertbierarzt und technischen Referenten für die Gesund- 
heitspflege der Pferde. 

in Folge der im vorigen Monat vorgenommenen ersten Staats- 
prüfung in der Medicin und höheren Chirurgie sind nachstehende Can- 
didaten für belähigt erkannt worden und zwar: I. in beiden Fächern 
1) Cari Gustav Haussier von Ocbringen, 2) Gustav Adolph Jetler 
von Denkendorf, OA. Esslingen. 3) Joseph Rodel heimer von Laup- 
heim; II. in der Medicin allein 4) Cari Christian Friedrich Georgii 
von Kircbberg, OA Gerabronn; 111. in der höheren Chirurgie allein 
5) Ludwig Sontheimer von Weikersbeim, OA. Mergentheim. 

MeckUn/turg' Schwerin, Dem Dr. med. G. A. Classen In 
Rostock ist die Concession zur unbeschränkten medicinisch-cbirurgl- 
schen Praxis erlheilt worden. 



Redactionsbureau bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmsirasse 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Druckschriften für das Archiv durch die Verlagshandlang und die Hirschwald^sche Buchhandlung zu Berlin. 

Druck der Adolph Einst Junge'schen Universitätsbnchdmckerei in Erlangen. 
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Prouaaexu 

Bergpolizeiliche Verordnung zur Terhütnng 
4er durcn stickende Wetter und Schwaden dro- 
henden Unglücksfälle auf den Bergwerken und 
Steinbrüchen der Bergamtsbezirke Düren und 
{Saarbrücken. 

Auf Grund des*Art.fiO Hes 'Bergweiksgesetzes v. 21. April 
1810 und des Art. 10 de; f orgpoteeidecrets v. 3. Januar lol 3 
verordnet das unterzeichnete Oberbergamt hiermit für alle 
Bergwerke und Steinbrüche in den Bergamtsbezirken Düren 
jond Saarbrücken zur Verhütung der durch stickende Wetter 
und Schwaden drohenden Cnglücksßille, was folgt: 

Art. 1. Jeder Schacht oder sonstige abwärts gerichtete 
Grubenbau, welcher nicht fn seinem tiefsten Punkte durch 
einen offenen Durchschlag mit einem anderen, frische Wetter 
besitzenden Grubenbaue oder mit einem Stojlen in Verbindung 
steht, muss, wenn er befahren werden soll, vorher beim B!^ 
£inn einer j,eden Arbeit^schicht durcli den Gruberlbeamten oder 
Aufsfehor in Bezug auf das Vorhandensein stickender Wetter 
oder Schwaden untersucht werden. Zu dem Ende hat der 
Giubenbeamte oder Aufseher ein brennendes Licht bis in's 
Tiefste hinabzulassen und zu beobachten, ob dieses Licht zehn 
Minuten lang fortbrennt. Ist dies nicht der Fall, so darf der- 
selbe das Einfahren in den untersuchten Grubenbau erst dann 
gestalten, >venn durch wetterblasende Vorrichtungen oder auf 
andere Weise frische Wetter hineingeführt sein werden. 

Art. 2. Zeigen sich in einem solchen Grubenbaue wäh- 
rend der Arbeitsschicht stickende Wetter oder Schwaden, 
so hat der Grubenbeainte oder Aufseher die zur Sicher- 
stellung der Arbeiter erforderlichen Vorkehrungen sofort zu 
troffen, darf aber in solchen Fällen das Einfahren zur Hülfe- 
lejstung erst dann gestalten, wenn er sich überzeugt hat, dass 
noch gute Wetter in hinreichender Menge, um die Rettungs- 
mannschall vor eigener Lebensgefahr zu sichern, vorhanden, 
oder wenn vorher wieder gute Wetter zugeführt sind. 

Art. 3. Wo stickende Welter oder Schwaden sich häufig 
zeigen, muss die im Art. 1 vorgeschriebene Untersuchung 
während der Arbeilsschichten mehrmals wiederholt werden. 

Art. 4. Zum Zwecke der Zuführung frischer Welter ha- 
ben die Repräsentanten und in deren Ermangelung die Betreiber 
derjenigen Bergwerke und Steinbrüche, bei welchen das Kgl. 
Bergamt eine dcsfallsige Vorschrift in das Zechenbuch hat 
eintragen lassen, eine oder mehrere Wettertrommeln oder 
sonstige, denselben Dienst leistende Wettermaschinen mit so 
viel Weiterlutten, als zur Erreichung der tiefsten Punkte er- 
forderlich sind, binnen der von dem Kgl. Bergamte festge- 
setzten Frist anzuschauen und stets in gutem Zustande in 
Bereitschaft zu hallen. 

Art. 5. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Be- 
stimmungen sollen als Vergehen gegen bergpolizeiliche Ver- 
ordnungen nach den Art. 93 bis 9ö des Bergwerksgesetzes 
vom 21. April 1810 und Art. 31 des Bcrgpolizeidecrets vom 
3. Januar 1813 verfolgt und bestraft werden. 

Bonn, den 27. Oktober 1858. 

Kgl. Freuss. Rheinisches Oberbergamt. 
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Saobflen-Weimar« 

BlutiBgelpreise betr. 

Vom 1. November d. J. ab ist bis auf Weiteres der Tax- 
|reis eines Blutegels auf 2 Sgr. B Pf. herabgesetzt worden« 
Weimar, am 21. Oktober 1858. 

Bleigehalt der Schnupftabake betr. 

Wie anderwärts, so sind auch im Grossherzogthume neuer- 
lich mehrmals Vergiflungszufälle beobachtet worden, welche 
von bleihaltigem Schnupftabake herrührten. Möglicherweise 
kann 4em Schnupftabake eine solche giftige Beschaffenheit 
zufällig schon von den Bleihülsen mitgetheilt werden, deren 
man sich bekanntlich ^ehr häufig zur Einpackung desselben 
bedient; es unterliegt aber auch keinem Zweifel, dass gewis- 
senlose Fabrikanten dem Schnupftabake absichtlich sogar be- 
träohtUcbe Mengen von Blei zusetzen. Namentlich geschieht 
dieses bei sauren Sorten. 

Das unterzeichnete Staatsministerfum sieht sich daher 
veranlasst, nicht nur zur Vorsicht bei dem Ankaufe und dem 
Gebrauche des Schnupftabaks aufzufordern, sondern auch auf 
dem Grunde des Gesetzes vom 7. Januar 1854, das Strafan- 
drohungsrecht der Polizeibehörden betr., das Feilhalten blei- 
haltigen Schnupftabaks mit einer Strafe bis zu fünfzig Thalern 
und Vernichtung der Waare zu bedrohen, in so weit nicht im 
einzelnen Falle die in den Art. 168 und 171 des Strafgesetz- 
buches bestinunten Strafen zur Anwendung kommen. 

Die Polizeibehörden haben die Befolgung des gegenwär- 
tigen Verbotes thunlichst zu überwachen und nach Befindea 
verdächtige Tabaksorten einer chemischen Prüfung zu unter*^ 
werfen, bei welcher das Augenmerk auch auf etwaige andere 
scbädKche Zusätze zu richten ist. 

Weimar, am 25. Oktober 1858. 
Grossherzogl. Sachs. Staatsministerium, Departement d. Innern* 
Für den Departementschef. J. v. Helldorf f. 

OldLeoburg. 

BekauAtmachunff des Staatsministeriums, betreffend dag 
Statut der Irrenheilanstalt zu Wehnen. 

(Schluss.) 

IV. Besuch der Anstalt. 

%. 29. Der Eintritt von Fremden in die Anstalt ist von 
der besonderen Erlaubniss des Directors abhängig und im 
Atigemeinen nur denen gestattet^ welche ein wissenschaftliches 
oder Berufsinteresse herführt. 

Die Angehörigen oder Vertreter der Kranken können 
jederzeit über das Befinden derselben Erkundigungen ein- 
ziehen, sind aber in Hinsicht der Zulässigkeit eines persön- 
lichen Verkehrs mit denselben und der Zeit desselben an die 
Vorschriften des Directors gebunden. 

§. 30. Keinem Besuchenden ist es bei Strafe der Aus- 
weisung gestaltet, dem Kranken etwas zuzubringen oder ab- 
zunehmen, oder Besorgungen ohne Einwilligung des Directors 
anzunehmen. 
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V. Behandlung des Kranken. 

S. 31. Diese wird nach oumanen wissenschaftlich er- 
kannten: Grundsätzen geleitet. Die Anwendüns'^ von Zwang 
und Besdiränkung soll nur nach dem unumgänglichen Be- 
dflrfniss und mit der möglichsten Schonung der Würde der 
Menschennatur bemessen werden. Jede Misshandlung ist auTs 
strengste untersagt. 

§. 32. Die classenmässige Beköstigung Ist, ^n guter Be- 
schaffenheit und reinlicher Bereitung zu liefern.^* Die durch 
den Krankheitszustand einzelner Verpflegten begrüiuleten Ab- 
weichungen hat der Director zu bestimmen. 

S. 33. Die Kranken aus den verschiedenen Verpfle^nffs- 
classen haben gleichen Theil an allen vorhandenen Mittehf zur 
Bewirkung ihrer Hellung, so wie auf Alle Im gleichen Maasse 
die Aufmerksamkeit des Arztes gerichtet sein soll. 

|. 34. Anvertraute Geheimnisse sollen aufs sorgtaltlgste 
bewahrt und in Hinsicht auf Mittheilung über die Zustände 
der Kranken die strengste Discretion beobachtet, auch auf 
Wunsch die Namen verschwiegen werden. 

VI. Oekonomlsche Bestimmungen. 

$. 35. Die Heilanstalt übernimmt für eigene Rechnung 
die Beköstigung und Verpflegung der Kranken und fühi*t ihre 
Oekonomie selbst. 

Die Kranken können nach dem Ermessen des Directors 
für die Anstalt beschäftigt werden. Unvermögende erhalten 
zur Aufmunterung für besondere Arbeiten, welche sie im In- 
teresse der Anstalt verrichten, nach der Bestimmung des Di- 
rectors aus der Anstallscasse eine entsprechende Vergütung. 
Das Verdiente kann entweder zu ihrem Vergnügen oder zu 
ausserordentlichen Bedürfnissen verbraucht werden, oder es 
wird zurückgelegt und ihnen bei ihrer Entlassung übergeben. 

S. 36. Es bestehen nach Art der Beköstigung und Woh- 
nung 4 verschiedene Verpflegungsclassen der Kranken. 

In der ersten Verpflegungsciasse wird gezahlt 450 Thir. 

in der zweiten 300 „ 

in der drillen 225 „ 

in der vierten 150 „ 

Für Unvermögende, die aus ößenlllchen Kassen oder mil- 
den Stillungen Unterstützung erhalten, wird der Verpflegungs- 
satz der vierten Classe bis auf 100 Thlr. Courant herabgesetzt. 

Die Kranken der ersten Classe erhalten In der Regel ein 
besonderes Wohn- und Schlafzimmer und die nach dem Tarif 
der Speiseordnung festgesetzte Verpflegung von 3 Gerichten 
zu Mittag. 

Die der zweiten haben ein besonderes Zimmer und zu 
Mlttaff 2 Gerichte. 

Die der dritten bewohnen mit einem anderen Kranken 
ein gemeinschaftliches Zimmer und haben ein Mittagsgericht. 

Die der vierten werden wie die der dritten verpflegt und 
wohnen mit mehreren Kranken zusammen. 

S. 37. In den Verpflegungsgeldern ist alles mit inbe- 
griffen, was die Versorgung mit Hedicamenten, Wäsche, War- 
tung, Befriedigung der religiösen Bedürfnisse, Unterricht, 
Theilnahme an Vergnügen, Erfrischungen kostet. Ausseror- 
dentliche Bedürfnisse, nicht zum nolh wendigen Krankendienst 
erforderliche Wärter, Privalwärter werden vom Kranken be- 
sonders bezahlt; ebenso Ist, wenn In einzelnen Fällen nach 
Ansicht des Directors der besondere Charakter der Krankheit 
die Bestellung eines eigenen Wärters erfordert, dafür eine 
entsprechende von der Direction festzustellende Vergütung 
ausser den Verpflegungsgeldern zu leisten. 

f. 38. Vorübergehende Abweichungen von einer Ver- 
pflegungsclasse, wie sie Im Verlaufe der Krankheit auf ärzt- 
liche Anordnungen eintreten, können von dem Director be- 
schlossen werden und haben keinen Einfluss auf den zu lei- 
stenden Kostenersatz. 

S. 39. Jeder Kranke hat Kleidungsstücke und Leinen- 
zeug, In einem von der Direction näher zu bestimmenden 
Verhaltniss, mitzubringen und für die Erhaltung derselben zu 
sorgen. Jedoch sorgt auch die Anstalt für die erforderliche 
Bekleidung, wenn es gewünscht wird, oder wegen der schlech- 
ten Qualität oder Mangelhaftigkeit der mitgebrachten fiir nolh- 
wendig gehalten wird, gegen Erstattung der Ausgaben oder 
ein festzustellendes Aversum. 

S. 40. Ueber alle von dem Kranken mitgebrachten Ef- 
fecten muss ein genaues Verzeichniss eingereicht werden", in 
zwei von den Begleitern des Kranken untcrzeichnelen Exem- 
plaren, deren eins quittirt zurückgegeben, das andere bis zur 
Entlassung zurückbehalten wird. 

$. 41, Ausländer werden nur in die drei ersten Ver- 
pflegungsclassen, die sogenannten Pensionaire, aufgenommen. 



S. 42. Für einen entlassenen Kranken werden die Kosten 
bis zum Tage der Entlassung berechnet, fiir einen Gestorbe- 
nen^ der. vierten Classe bis zum Todestage. 

Die Kosten für die standesmässige Beerdigung werden 
aus der Anstallscasse vorschussweise bestritten und gleich 
den Verpflegungskosten wieder erhoben. 

S. 43. Für die Pensionaire der ersten drei Classe wird 
quartaliter praenumerando bezahlt, und das Gezahlte nie zu- 
rückgezahlt, wenn sie auch Innerhalb des Quartals sterben. 

|. 44. Für prompte Zahlung der Verpflegungsgelder ist 
femer eine solche Sicherheit zu stellen, wie sie die Direction 
verlangt. 

Ausländer müssen auf Verlangen einen Landeseinwohner 
als selbslschuldigen Bürgen stellen, an den sich die Anstalt 
wegen ihrer Forderung halten kann. 

f. 4ö. Geld darf keinem Kranken selbst ndtgegeben 
werden. Wird eine Summe zur Bestreitung kleiner Bedürf- 
nisse und zum Vergnügen bestimmt, so ist dieselbe in der 
Anstaltcasse zu deponiren, und wird dann über die Verwen- 
dung eine besondere Rechnung geführt. 

S. 46. Die Regierung bestimmt den Tag, bis zu wel- 
chem spätestens der Kranke der Anstalt übergeben und von 
dem ab jedenfalls das Verpflegungsgeld berechnet werden muss. 

Auswärtige haben es sich selbst zuzuschreiben, wenn 
bei verzögerter Ankunft der Kranken — bis zu 14 Tagen — 
anderweitig über -den Raum dlsponlrt und dann die Aufnahme 
verweigert wird. 




Die Krankheiten der Silberhüttenarbeiter in den Frei« 

berger Hüttenwerken. 

(Fortsetzung.) 

Ehe Ich nun zu statistischen Angaben der hüttenmänni- 
schen Krankheilen übersehe, halte ich es zum bessern Ver- 
ständnisse der ursächlichen Verhältnisse für zweckmässig, die 
einzelnen hüttenmännischen Arbeiten und die Hüttenproccsse 
mit den dabei vorwaltenden Schädlichkelten nach ihrer Be- 
schafienheil und nach ihrer Quantität kurz zu bezeichnen. 

Die aus den Gruben geförderten, auf den Scheidebänken, 
itpchwerken und Wäschen aufbereiteten Erze, im Jahre 1856 
im Freiberger Bergamtsrevier 377,938 Centner betragend, mit 
einem Ausbringen von 54,118 Pfund Silber, 77,609 Centner 
Blei, 275 Centner Kupfer (im Geldbetraffe von 1, 359,742 Thlr.) 
kommen zunächst zur Hüllen be Schickung d. h. es werden 
Bleiglanz, bleiische Erze und dürre, ziemlich bleifreie, schwe- 
felkiesige, rothgiltige Erze in verschiedenen Verhältnissen ge- 
mengt Von hier gelangen diese beschickten Erze in die Röst- 
öfen, um sie von Schwei'el, Arsen, Antimon etc. zu befreien. — 
Hierbei wird ein so starkes Feuer gegeben, dass die Erze über 
und über glühen, während welcher Zeit sie unaufhörlich mit 
einem eisernen Rechen durchrührt werden. Schwefligsaure, 
mit Arsen und Antimon versetzte Dämpfe entweichen hierbei, 
treten aber nicht seilen bei conträrem Winde, Nebel und manr 
gelhaitem Abzug in die Hülle zurück. Die so geröstete Be- 
schickung wird nach dem Erkalten auf dem Schmelzschicht- 
boden aufgestreut, mit 30 pCt. Rohstein und 5 pCt. Kalk ver- 
mengt, und nun unter Zulügung eines Theils der bei der 
Arbelt erhaltenen Schlacken in die Schachtöfen aufgegeben, 
welche durch schichtenweise zugesetzten Koaks erhitzt werden. 
Die Produkte dieses Schmelzprocesses sind 1) Werkblei 
(eine Verbindung von Blei ai\i Silber), 2) Blei stein (eine 
Verbindung von Schwefelblei , Schwefeleisen, Schwefelkupfer, 
Schwefelsilber) und 3) Schlacke, die noch silberhaltig ist 
und, wie angegeben, als Zuschlag bei der Schmelzbeschickung 
benutzt und zum Theil in Flammenöfen mit einem kleshalligen 
Erze zu Gute gemacht wird. Das Hereinlreten von schweflig- 
sauren Dämpfen und zum Theil von Bleidämpfen in die Hüt- 
tenräume ist dabei nicht zu verhüten. — Die silberannen 
Erze werden, weil sie nicht mit Vorthell durch Blei enlsilberl 
werden können, durch Schmelzen in Flammenöfen zu Roh- 
stein concentrirl. Dieser wird zugleich mit dem Bleistein 
auf den Röststadeln, d. 1. auf freien Heerden, zugebrannt und 
ziemlich vollkommen entschwefelt, wobei wieder schweflige 
Säure in reicher Menge sich entwickelt, die Luft eritillt und 
in grossem Umkreise auf die Erde sich niederschlägt. — 
Das Werkblei wird auf dem Treibeheerde eingeschmolzen 
und mit viel atmosphärischer Luft In Berührung georacht, wo- 
bei das Blei mit dem SauerstofTe der Luft zur Glätte sich 
verbindet und fortwährend abgezogen wird, bis das schwerer 
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oxydirbare Silber metallisch rein in grünlich - blauem hellen 
Spiegel dorc^bUckt (Silberblick genanni) wid auf. dem 
Treibeheerde zurückbleibt. Dieses wird dann nach dem Er- 
kalten in Massen von 16—18 Centner unter verstärktem Ge- 
bläse wieder eingeschmolzen (raffinirt). Dagegen wird die 
beim Abtreiben gefallene silberhaltige Glätte in Schachtöfen 
reducirt (Frischen der Glätte), das Prischblei wird ralBnirt 
und dann pattisonir^ d. h. nach der von PatUson angegebenen 
Methode eingeschmolzen und erkältet, wobei das siiberrelne 
Blei krystallisirt, das silberreiche flüssig bleibt. Die Treib- 
arbeit, wobei das Blei mittelst Oxydation vom Silber getrennt 
werden soll, ist die gefährlichste, weil die Werke dem heftig- 
sten Feuer ausgesetzt werden müssen^ wobei das nicht mehr an 
den Schwefel gebundene Blei durch Verflüchtigung namhade 
Verluste (6—9 pCt.) erleidet. — Der bei der Bleiarbeit entstan- 
dene Blei stein hat wegen seines Silber-, Blei- und Kupfer- 
gehahs noch vielen Werth; wird daher sorgfältig gesammelt 
und mit den nöthigen Zuschlägen geschmolzen, wobei sich 
als Product wieder Werkblei und der Kupferstein er- 

Seben. Der letztere wird gepocht, geröslet und gespurt (d. h. 
urchgeschmolzen, bis der Kupferstein 40pCt. Kupfer enthält) 
und kommt als Spurstein zur Extraction. Hierbei wird der- 
selbe zunächst abgeschwefelt, dann mit IVs pCt. Kochsalz 
beschikt und dem Uutröslen unterworfen, wobei sich Chlor- 
silber und Kupferchlorür bilden. Diese werden in beisser 
und concentrirter Kochsalzauflösung ausgelaugt, das Chlor- 
silber löst sich auf und wird in dendritischen Crystallen über 
Cemenikupfer niedergeschlagen. Der zurückgebliebene Ku- 
pferstein wird nun iür sich auf Rohkupfer verarbeitet, die 
eisenreich gewordene Lauge wird noch femer zur Entsilbe- 
rung und Entkupferung benutzt. — Chlordämpfe entwickehi 
sich bei der Extractionsarbeit reichlich und werden selbst Ar- 
beitern mit kräftigen Lungen gerährUch. 

Bei Angabe der mit den verschiedenen Hüttenarbeiten 
frei werdenden Potenzen folge ich Brock mann in seinem 
angezogenen Werke, da die im Oberharz vorkommenden mit 
den unsrigen in der Hauptsache gleich sind. Diese Potenzen 
wirken verschieden nachtheilig a) nach ihrem Aggregatzu- 
stande und b) nach ihrer chemischen Verschiedenheit In 
ersterer Beziehung gelangen sie zur Einwirkung: 

1) als Staub. Hierher gehört der Erzstaub bei der Be- 
gchickung, die Bleiglätte, der Kohlenstaub, der Mergel, d«r 
Kalkstaub. Diese Stoffe wirken mechanisch reizend auf die 
Süssere Haut und die Schleimhaut. Wie die schmutzige Ge- 
sichtsfarbe, die russige Schwärze der Nase, der Augen, der 
Mundwinkel von der Menge der aufgenommenen Staubtheil- 
chen den äussern Ausdruck bilden, so gibt ihre functionelle 
Einwirkung durch Niesen, Husten, Thränen der Augen, durch 
Kratzen im Halse und dyspeptische Beschwerden sich zu er- 
kennen; 

2) als Rauch. Diese feinere Zertheilung der schäd- 
lichen Molecule wird eben wegen ihrer Feinheit weit gePdhr- 
licher. Der Rauch berührt nicht nur die äussere Haut und 
die Schleimmembranen, sondern es kann auch, mit der atmo- 
sphärischen Luft den Lungen und den Digestionsorganen zu- 
geführt, auf directem Wege ins Blut übergehen. Der Rauch 
enthält zum grossen Theil Blei und Schwefel, zuweilen Anti- 
mon, Zink, selten Arsenik, meist Steinkohlenruss; 

3) als Gas. Unter den freiwerdenden Gasen verdienen 
schwefelige Säure, Kohlensäure und Chlor (letzteres nur 
bei der Extractionsarbeit) die meiste Beachtung. Sie würden 
vermöge ihrer luftformigen Beschaffenheit noch weit nach- 
theiliger wirken, wenn sie in mehr concentrirter Form sich 
darböten, als es bei ihrer raschen Vertheilunff in der durch 
starken Zug sich immer erneuernden Luft gesoiehen kann. 

Nach der chemischen Verschiedenheit zerfallen die schäd- 
lichen Einflösse hauptsächlich in drei Classen. Sie sind: 

1) Kohle und Kohlensäure. Diese haben nur geringe 
hygienische Bedeutung. Die Kohle, so sehr sie die Haut und 
die Schleimhaut von Mund und Nase schwärzt, gelaugt nicht 
zu tieferer Einwirkung, erregt höchstens eine leichte Indige- 
stion. Die allerdings in nicht unbeträchtlicher Menge ausge- 
bildete Kohlensäure kommt in den Hütten nie, wie in den 
Gruben, zur Stagnation und vermag daher nicht wie dort die 
Luft zu verpesten, doch mag sie nicht ohne Antheil an den 
nicht seltenen Schwindel- und Ohnmachtsanfällen der Arbei- 
ter sein. 

2) Schwefel und schweflige Säure. Der Schwe- 
fel verwandelt sich bei der Schmelzarbeit, besonders aber 
beim Rösten, grösstentheils in schweflige Säure; diese äus- 
sert ihre reizenden Einflüsse auf die Augen, die äussern 



Schleimhäute , hauptsächlich aber auf die der Respiralionsor- 
gane und erzeugt und unterhält fortwährend Brbnohialkalarrhe, 
welche im Anfange schon allein durch mehrtägiges Entfernt-* 
bleiben von der Arbeit sfch verlieren,' bei häufiger Wieder- 
kehr aber hartnäckiger und Veranlassung zu chronischen 
Brustkrankheiten (namentUch Lung^nemphysem) werden. In 
welcher Menge aber die schweflige Säure sich bildet ergibt 
sich aus der Thatsache, dass zeither wohl an 10 — 12000 
Centner in die Luft verdampft wurden , bis seit zwei Jahren 
wenigstens ein Theil aufgefangen durch Kanäle in Bleikammem 
geführt und zur Schwefelsäurebildung verwendet wurde. Der 
Schwefel und die Schwefeldämpfe bilden übrigens das kräf- 
tigste Gegenmittel gegen das ffefährlichste Gilt 

3) Das Blei. Bei Angabe der einzelnen Arbeiten ist 
bereits angedeutet worden, wie es als Staub und in noch fei- 
nerer Zertheilung als Dampf allen Theilen des Organismus zu-* 
gänglich gemacht wird. So selten bei den getroffenen 
Yorsichtsmaassregeln und dem umsichtigen Betriebe jetzt ge- 

fen frühere Zeiten die durchdringenden Bleivergiftungen vor- 
oromen, so athmet doch jeder Hüttenarbeiter genug von die- 
sem gefährlichen Gifte ein, um Bleivergiftungssymptome^ und 
wäre es nur hartnäckige Cardialgie und Dyspepsie wahrneh- 
men zu lassen. Die äussere Haut und die Schleimmembranen 
sind die Zufiihrer des Giftes. Zur Haut findet es bei der 
leichten Bekleidung des Hüttenmannes leicht Zugang und wird 
von den aufsaugenden Gerassen um so williger aufgenommen, 
als sie vermöge der nöthigen Muskelanstrenguugen und der 
dauernden Einwirkung excessiver Hitze in reger Thätigkelt 
sich befinden. Unter den Schleimmembranen werden sowohl 
die der Respirations- als der Deglutitionsorgane zu Trägem 
des Giftes. Ein metallisch pappiger Geschmack, schmutziger 
Zungenbeleg, Appetitlosigkeit, Magendrücken und Präcördial- 
angst sind die ersten Symptome, welche baldige Verwendung 
des Arbeiters zu andern Arbeitern erfordern, wenn ihnen 
nicht bald hartnäckige Obstructionen , heftige Koliken, Neu- 
ralgien und krampfhafte Zusammenschnürungen der Muskeln^ 
Abmagerung etc. folgen sollen. 

Noch würden die Chlordämpfe zu erwähnen sein, da 
diese aber nur bei der von Zeit zu Zeit stattfindenden Ex- 
traction des Kupfersteins stattfinden, ist ihre Wirkung auch 
nur eine periodische und beschränkte. 

(Fortsetzang folgt.) 



Dia piatiUeho AbaAhme der Temperatur Ende Oktobers. AufTallend 
ist es, wie fast an deinselbcn Tage des letzten Oktober nicht aUein 
in unserer Gegend, sondern sogar an den meisten Orten Europa's 
eine Abnahme der Temperatur beobachtet wurde. Eine Zusammen- 
stellung der in den Morgenstunden der letzten ffinf Tage des Oktober 
an verschiedenen Orten Europa's beobachteten Temperaturen zeigt 
diese Abnahme ganz offenbar. Die meisten dieser Beubachtun^ea 
sind dem Moniieur entnommen, welcher die auf telegraphischem Wege 
jeden Tag an die kaiserliehe Sternwarte zu Paris gelangenden Tem<- 
peralnrangaben nicht allein von den grösseren St&dten Frankreichs, 
sondern von den entferntesten Punkten Europa's mittheiit. Die Grade 
der nachfolgenden Tabelle sind R^apmur'sche, die Zeit ist ffir Monster 
und Trier sechs Uhr, für Köln sieben Uhr, ffir die übrigen Orte acht 
Uhr Morgens. 

Oktober 27. 28. 29. 30. 31. 

Münster 7,8 6.2 3,2 1.0 — 3,1 

Köln 7.0 5,5 5,5 1.5 — 2,0 

Trier 3,5 6.0 3,5 1.5 — 1,5 

München 8,8 8,5 5,6 — 1,1 — 1,8 

Wien 8.8 10,7 8,2 2,8 0.8 

Dessau 4,0 5,0 3,5 0,5 — 3,5 

Berlin 3.5 6,1 3,5 1,5 — 1,5 

Warschau 6,6 10,2 5.7 — — 1,8 

Moskau 2,2 4,5 5,2 — — 1,7 

Petersburg .... 2,0 5,4 2,9 0,0 — 4,8 

Lissabon 13,8 12,5 12,5 123 10,9 

Madrid 6,6 7,5 7.0 6,5 3,0 

Rom 10,8 8.8 8,0 — — 

Turin 12,0 10.0 9,6 5,6 4,8 

Lyon 11,0 10,7 11,0 4,0 0,6 

Sirassburg .... 9,4 9,2 6,1 1,7 0,4 

Paris 7,2 7.3 5,5 13 — O.i 

Havre 9,0 10,0 6,4 6,6 6,0 

Dünkirchen .... 7,8 8,2 6,4 6,8 3.4 

Brüssel . . . . , 4,8 6,6 4,6 .1,0 — 1,5 

DMaemark. Der 'aus dem Fftdreland in fast alle dentschen Zeit- 
schriflen übergegangene Bericht über die Irren aus Schleswig und 
Holstein, welcher ein alles Maass und alle Klugheit überschreitende 
tendenziös -politische Ausbeulung gefunden hat, erhält durch die ein- 
fachen officiellen Nachrichten seine Berichtigung dahin: 1) dass die 
in jenem Artikel angegebene Zahl der Irren ^berhaipt zu hoch ge- 
grlfTen ist, 2) dass der An'.bcil Holsteins daran mlntest:ns eben so 
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0ro8t alf der Schleswigs, und dass 3) der Zuwachs ans Schleswig 
um so weniger aaf den Einlluss der daselbst angestellten dinisdien 
GeiiHteben kommen %aBB ale 'in Holstein äer Zuwachs an Irren niin- 
dMtens eben so groas ist und keine d&nisohen Qeislllchen langestaUl 
ahid. BBnder Eifer schadet nur! -*p— 

Xuport TOB Imanlgen ans Amerika. Dia nenfich In der Prease 
«esgtsaprochene BeffireblaBg, daas der Import von Blftdahinlgen und 
IrreBhanseandidaiQB ans Amerika, Aber welchen ans LiTerpooi h^ 
richtet wurde, ein SeitenatAek in deutschen Hfifen finden möchte, 
acheint sich schon erfüllt zu haben. Ein benachbartes Blalt bringt 
die MiltheiluBg, dass auoh in Bremen und Bremerhaven kürzlich eine 
Anzahl Blödsinniger, aus Amerika kommend, an's Land gesetzt wor- 
den sei, und dass die Armen, als legifhnationslos aufgegrifilen , etnsh* 
weilen in HoepitAteni UnteHcommcn gefunden hfitten , bi« die Bremer 
Behörde die (rrOhere) deutsche Heimath derselben aaaznforBehen im 
Blande gewesen. Das Blatt versichert: die Bremer Behörde bähe die 
Yerlassenen in ihse früheren Heimalhsorte gewiesen, und hezieht sich 
ganz speciell auf zwei solche Fälle , die in Berka an der Um im 
Grossherzogthnm Weimar und in dem Meiningischen Dorfe Immelborn 
bei Salzungen vorgekommen seien. 

üelhstBUMrdia im Etaigreieh Dänemark. Die scandinavischen Staaten 
zeichnen sich durch die Handhabung einer sehr eingehenden und um* 
fassenden Statistik aus. Vom statistischen Bureau in Kopenhagen 
ist der 15. Band, neuer FoTge, der statistischen Mittheilungen erschie* 
Den , welcher ausBer andern auch die Statistik der Selbutmorde ans 
dtB Jahren 1845 — 1856 enth&lL Die Gecammtzabl der Selbstmocds 
hat in der genannten Zeit 4430« also jihrlich oogeßihr 3T0, betragen. 
In den Jahren 1835 — 1844 kamen Jährlich nur 280 Selbstmorde vor» 
Obwohl nun seit 1835 die Bevölkerung des Königreiches zugenommen 
bat, so üherwiegt die Zunahme der Selbstmorde dieses Vermehrungs- 
verhältniss doch sehr bedeutend. Im Vergleich zu andern Ländern 
ist in Dänemark der Selbstmord am häufigsten. Es verhält sich die 
Anzabi der Selbstmorde in Dänemark zu denen Preassens, Frankreichs, 
Horwegens, Schwedens, Belgiens wie 26, 11, 11, 10, 7. 5. Fast der 
Tierte Tbeil aller Selbstmorde UMt auf Frauenzimmer. In Bezug auf 
das Alter «rgab sich die ThatsaChe, dass der Hang zum Selbst- 
morde mit dem Alter wächst. Die Neigung des Erheakens und £r- 
tränkens ist überwiegend; ungefähr zwei Dritttieile fielen derselben 
zum Opfer. Gift und Erscfaiessen forderten jenes 3 pCt. dieses 4 pCt. 
der Opfer. Beinabe 25 pOt. der Selbstmörder waren dem Trünke 
ergaben. 

DlBglfiekafftUe in den «nglisehenEoUengniben. Einem kürzlich ver- 
6fientlichten parlamentarischen Ausweise zufolge waren im vorigen 
Jähre In den Kohlengruben ¥on England, Sdiottland und Wales 760 
UnglficksfäUe hergekommen, durch welche 1119 Arbeiter nm's Leben 
kamen. Im Vergleiche mit dem Jahre 1856 hatte die Zahl der Un« 
glficksfälle um 41 abgenonsmeni die Anzahl der geopferten Menschen- 
leben sich aber trotzdem um 92 vermehrt. Dabei ist zu berücksich- 
tigen , dass im Jahre 1856 ungefähr 66,500,000 Tonnen Kohien ge- 
wonnen wurden, und dass in den verschiedenen Bergwerken an 
230,000 Arbeiter angestellt waren. Im vorigen Jahre hatte sich die 
Rohlenproduction auf 68,000,000 Tonnen gehoben. 

<Bia larenanstalt W«Uau hei Bern wnrde bekanntlich im Spä&erbsl 
1855 eröffiiet und begann ihre Wirkaamkeit mit 103 Patienten, indem 
ala die in 4«r grossen Mehrzahl unheilbaren Pfleglinge des allen ir- 
HBohwiaes und der Anstalt in Thorberg filiemehmen musste. hn Jahre 
1§56 — ao entnehmen wir der .^ern..Ztg.** — alseg die iZafal der 
Patienten «nf 228 und 1657 nnf 266. Es ist erfreulich wafarzoneb- 
BMn, dasa db Anstalt im In- und Ausland Jahr fiir Jahr an Credit 
gnwinnt und dass deradhen mehr und meiur auch Personen aas den 
hohem oder seiehem Ständen zur Behandlung anvertraut werden, zu- 
mal diess anf die finanziellen ERgebnisae gfinstig einwirkt. Die Ga- 
sammtausgaben im Rechnungsjahr 1857 betragen Fr. 100,000 and die 
eigentlichen Verwaltnngs- und Verpflegungskosten Fr. 80,000. Die 
Grösse des Rost- und Pflegegeldes der Patienten richtet sich nach 
den Vermögensverhällnissen und den Ansprüchen der Einzelnen» 
Ganz Arme bezahlen nur Fr. 110 und dann steigt die Pension bis 
auf 1800 und mehr Fr. Im letzten Rechnungsjahr haben die von den 
Patienten bezahlten Pflegegelder circa Fr. 43;000 betragen und der 
Staat hat einen ordentlichen Beischuss von Fr. 40,000 und bebub 
Anschaffung von Mobillen einen ausserordentlichen Von Fr. 5717. 11 

geleistet. Die Insel trägt vertragsgemäss an die Kosten Jährlich die 
umme von Fr. 7246. 38 bei. 

'Wien, Wir haben vor einiger Zeit das Project eines TJnter- 
Mtzungsverems für nritteliose ^ittwen und Waisen Jener Mitglieder 
der Wiener medicinlschen Facultät, welche in der Wiltwensocietät 
nicht einverleibt sind, besprochen. Es freut uns nunmehr mitthetlen 
tu können« dass die Statuten dieses Vereins von der k. k. nieder- 
österr. Statlhalterei genehmigt worden sind. Der Zweck des Vereines 
ist bekanntKeh der, die hilfsbedürnigen Wittwen mittellos verstorbener 
Aerzte, welche der Wiener medicinischen Facultät angehören^ zu un* 
terstfltzen, fhren hinterlassenen gänzlich schuldlosen Waisen eine ent<* 
sprechende Erziehung angedeihen zu laescn und ihnen -die Mittel zum 
ferneren Fortkommen zu bieten. Dieser von <lem k. k. Primarärzte 
Dr. v. Visz&nik gegründete, durch Regierungsrath v. Pieischl und 



Dr. Edlen v. Vivenot senior unterstfitzte Verein , erfreut sich aehon 
jetzt im AugenfblldKe seines Entstehens der grOssten Tfaeilirahme 1»^ 
atten Ständen, und «aeii Otfitglieder das sdlerhOchsteB Kaisarfaavaf« 
finden sich hnwo^an, dtasem Veraine ihre DntaraUltxnng xn.Thcl 
werden an lusen. Es ist «onaidh gegrapdeln lloflnung vorh|«dei^ 
daas dieses echt bnmana Institut sich rasch entwickeln nnii aeina 
segensreiche Wirksamkeit schon binnen Enrzen in den weitesten 
Kreisen geilend machen wird. 

FraiiAngan. Die deutsche Gesdhchiift 'für fayehiatrie und ga* 
fichftMha Psychologie hat dan Freis ilfir dte «n Wien im Jahre 1866 
aosgaschriehene Frage: 

,,W«lsheB aind die Ursai^htn darin neneater Zeit ao ^ehr fihar- 
hand nehmenden Selbstmorde und welche Mittel sind znr Ver- 
hütung anzuwenden?** 
in Karlsruhe vertheilL Unter den 30 Abhandlungen erhielten nadb 
dem Urtheile der sechs Preisrichter, die der beiden folgenden Ver- 
fasser den Versag: 

1) des Dr. Heffbanar zn Bidafold 

2) des Dr. Hasae au Pneüargie hei l^enchatel 
nnd den Preis zu gleichen Raten. 

Zugleich wurde der Gesellschaft abermals die Summe von 100 
Thalern zur Verfügung gestellt für die beste Beantwortung der fol- 
genden Frage: 

„Weichen Wetth hat das Opium bei der Behandinng van Se^ 
ilanstörangien, in welchan Formen und in vr«lcb«ii Dosen kann 
es gegehen weoien?** 
Die AbbandluBgen, Dentso)), Lateinisch oder Französiscli gesdiria^ 
ben, müssctn biß zum 31. Dccember 1669 an unaem Secretair: Herrn 
Dr. Erlenmeyer, Vorsteher der Privat -Anstalt für Gcmüths- und 
Nervenkranke zu Bendorf bei Koblenz, unter den gewöhnlichen For- 
malitäten eingeschickt werden. 

Es werden die Redactionen aller Zettungan und Zaits^hiMen nm 
Anfhahme dieser Bekanntmachung ersucht. 

Der Vorstand 4er deutschen GeaeUschaft ffir jPsycblatifa 
und ^eciahiliclw Psychcdogte. 



Tarsonalahronik. OmHerrgieh* Ernannt: Dar Professor der 

Geburtshilfe Dr. med. v. Szmbo zum Primarani im Klausenburger 
Krankenhause und zum Professor der specieiicn medicinischen Pathp- 
logie und Therapie in Klausenburg. 

Orden: Der Landestoedizinalraih Dr. J. Edler von Fest In 
Steiermark das Ritterkreuz des Herzogl. Constantin St. Georgsorden« 
von Parma. 

Preunen. Ernannt: Der Phyalcns und Landesirrenant Dr. 
0* Schwärs «u Sigmaringen zum Regierangs- und Medlzinah^h; 
dem ordentlichen Professor in der medicinischen Facultät Dr. G» 
Mitscberlich und dem ausserordentlichen Professor in der medi- 
cinischen Facultät Dr. M. Troschel den Character als Geheimer Me- 
diclnalrath, dem Sanitätsralh Dr. Friedheim in Berlin und dem 
ersten Badearzt in Warmhrunn, Sanitälsrath Dr. Preiss in Beriin 
den Character als Geheimer Sanilälsrath , dem pnakUschen Arzt Dr. 
iLernbach in Berlin den Character da Sanilätsrath verliehen, Kirch- 
ner, Assistenzarzt des 8. ülaneoregiments, mit Pension und Aus» 
sieht auf Anstellung im Civildienst der Abschied bewilligt. Den im 
Reserveverhältniss befindlichen praktischen Aerzten nnd Wundärzten: 
Dr. Goepel vom 8., Dr. Kalischer vom 20., Dr. Scholz, Dr. 
Kofan, Dr. Goldstflcker vom 10. Landw. Rcgim. , Dr. Fränkel, 
vom Landw. Bat. 38. inf. Regim., der Cborater als Assistenzarzt ver- 
tiehen. Der prakt.Arzt Dr. Dedek und der Wundarzt I. Kl. Bange 
aind zu Kreis Wundärzten» reap. der Kreise Schubin und Bromberg 
ernannt worden« 

Apothekenkäufe: Apotheker Arendt in Schmaleningken, 
Apotheker Stein au in Andernach, Apotheker Hansen in Aachen. 

Vacant: Die Kreiswundarztstelle des Kreises Jülerbock-Lucken- 
walde. In Koczmin wird unter sehr gfinstigcn Bedingungen die Mie- 
derlassung eines Arztes gewünscht. 

G e-s t o r b e n : Geheimer Medicinail- nnd RegierungsFath Dr. UU 
rieh zu Koblenz. 

Bayern, Gestorben: Der prakt. Arzt Dr. J. Lau in Scheidegg. 

Sach$en, Orden: Der Horrath Dr. A. G. Carus zu Dresden 
das Kgl. Portugiesische Ritterkreuz des Christusordens. 

Btiden, Ernannt: Medicinalrath Dr. Wenn eis in Baden rom 
Amtsarzt In Ladenburg. 

Niedergelassen: Arzt, Wundarzt und Hebarat Bertheau in 
Mannheim, £. Recs in Steufen, Fr. v. Wurthenan in Achcrn, 
L. Lang in GrosscichoUheim. 

fFtddeck\ Dr. med. T. Eichhorn aus Carbach hat dieErlaub- 
niss zur Ausübung der gcsammten ärztlichen Prajus mit Anweis seines 
Wohnortes in Sachtcnburg erhalten. 

Hnmiäurg, Vacant: Die Arztstelle des VllL und die Wund- 
arztslellen des Vll. und Vlll. Armenbeztrlces. 

Frankfurt h. M. Hier starb der in Deutschland viel genannte 
und gekannte Leibarzt des verstorbenen Kaisers Micolaus von Russ« 
land Slaatsralh Dr. Man dt. 



Redectionsbnrean hei 0. A. Zinrek, Berlin, Wilhelmstrasse 112. Verlag von Ferdinand Enke in Erlangen. 
Dnickschhften für das Archiv durch die Verlagshandlung und die Hirschwald'sche Bachhandlung tu Berlin. 

Druck der Adolph Ernst Junge'schen Universitätshuchdruckerei in Erlangen. 
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Bayern* 

Die Handapotheken des ärztlichen Persona- 
les betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. 

Die unterfertigte k. Stelle hat mehrfach die Wahrnehmung 
gemacht, dass viele Besitzer von Handapotheken den Vor- 
schriften, welche nach den allerhöchsten Bestimmungen die 
Apolhekerordnung für das Königreich Bayern vom 27. Januar 
1842 betr. für Dieselben massgebend sind, nicht oder nicht 

Sehörig nachkommen. Um nun einerseits die Besitzer von 
[andapotheken über diese Pflichten und Vorschriften aufzu- 
klären, andererseits auch bei Visilationen der Handapotheken 
als leitende Normen dienen zu können, folgen nachsiehende 
Bestimmungen, welche zwar sämmtlich schon in den aller- 
höchsten Verordnungen enthalten sind^ aber wegen deren 
häufiger Ausserachtlassung hier besonders hervorgehoben wer- 
den sollen. 

Jeder Handapothekenbesitzer muss: 

1) den Vorrath seiner Arznei waaren in einem eigenen 
Schranke oder Kasten, welcher in einem trockenen, hellen 
Zimmer ohne Schlafstelle oder Kochherd aufzustellen ist, auf- 
bewahren und zwar In je nach ihrer Natur von Holz, Glas 
oder Porzellan beschafTenen und verschlossenen Repositorien ; 

2) sämmtliche Repositorien nach ihrem Inhalte mit deut- 
lich lesbaren Aufschriften versehen; 

3) unbrauchbar gewordene, verdorbene Stoffe sogleich 
entfernen; 

4) die im Anhange IL der bayerischen Pharmacopöe vom 
Jahre 1856 angeführten giftigen oder hefligwirkenden Arznei- 
stoffe oberhalb der Aufschrift mit einem f bezeichnen und in 
einer verschlossenen Abtheilung oder Lade des Schrankes 
aufbewahren ; 

5) die im Anhange HI. der Pharmacopöe anfgeführten 
heiligwirkenden Arzneistoffe oberhalb der Aufschrift ebenfalls 
mit einem f bezeichnen, wenn gleich nicht unter besonderem 
Verschlusse halten; 

6} im Besitze sein: a) einer Taiirweaffe mit einem Ein- 
sätze von Gewichten , welche reinlich gehalten und richtig 
sein müssen, b) von drei Handwagen, einer mit Messing- 
schaalen zu Kräutern etc., einer mittleren zu einer Unze mit 
Hornschaalen und einer Granwaage, c) von zwei Mensuren 
i 12 und 6 Unzen, d) von drei Reibschaalon mit oberem 
Durchmesser von 6, 4 und 3 Zoll und e) mehrerer reinlich- 
gehaltener Trichter, Spateln und Seihtücher; 

7) die neue Arzneilaxe vom Jahre 1857 und, sofeme der 
Inhaber der Handapotheke promovirter Arzt Ist, auch diel neue 
Pharmacopöe vom Jahre 1856 besitzen und endlich 

8) was die Geschäftsführung betriflt: a) ein Inventar 
Sämmtlicher Arzneivorrälhe, wofür bei Besitzern beschränkter 
Handapotheken das vom kgl. Gerichlsarzte bestätigte Arznel- 
verzelchniss gilt; b) eine Receptensammlung oder ein Tage- 
buch, worin sämmtliche verordnete Arzneistoffe in Recepten- 
fbrm und mit Angabe der Taxe datdr verzeichnet sind, und 
c) die nöthlgen Ausweise über den Bezug der Arzneivorrälhe 



aus der nächsten Apotheke führen und jeden Augenblick vor- 
legen können. 

Nur unter genauer Beobachtung obiger Vorschriften, wel- 
che sämmtUchen Besitzern von Handapotheken bekannt zu ge- 
ben sind, kann fernerhin die Führung einer Handapotheke 
gestattet werden und wird es den Distriktspolizeibehörden 
sowie den Gerichtsärzten zur Pflicht gemacht, bei den altjähr- 
lich vorzunehmenden Visitationen auf deren Vollzug strenge 
zu achten und hartnäckige Versäumnisse oder Dawiderhand- 
lungen anher zur Anzeige zu bringen. 

München, 18. August 1858. 

Kgl. Regierung von Oberbayem, K. d. I. 
Freiherr v. Zu-Rhein, Präsident. 

Sachsen-Weiniar. 

Dienstanweisung für die Hebammen nnd Bei- 
hebammen. 

In Folge der Medicinalordnung vom 1. Juli 1858 haben 
die Hebammen und Beihebammen nunmehr die nachstehenden 
Bestimmungen pünktlich und gewissenhaft zu beachten. 

S. 1. Sie sind berechtigt, bei Schwangerschaften, Ent- 
bindungen und Wochenbetten die in dem bei ihrem Unterrichte 
zum Grunde gelegten Hebammenlehrbuche vorgeschriebenen 
Hülfsleistungen zu verrichten. (S. 42 der Medicinalordnung.) 

Ausserdem dürfen sie, jedoch gleichfalls nur nach Mass- 
gabe des gedachten Lehrbuchs, bei weiblichen Personen Kly- 
stiere geben und an verborgenen Körpertheilen Hautzüge an- 
legen und Blutegel ansetzen. Zu Letzterem ist aber in jedem 
einzelnen Falle die vorgängl^e schriniiche oder unmittelbar 
mündliche Verordnung eines Arztes nothwendig. (S$. 37 be- 
züglich 82 der Medicinalordnung.) 

Jede Ueberschreitung dieser Befugnisse, ausgenommen in 
wirklichen Nolhfällen oder bei den Hitsliedern der eigenen 
Familie, ist bei Gefängnissslrafe oder sofern solche die Dauer 
von sechs Wochen nicht übersteigt, verhältnissmässlger Geld- 
strafe unbedingt verboten. (§. 15 der Medicinalordnung und 
Art. 247 des Strafgesetzbuchs.) 

S. 2. Innerhalb der im g. 1 bezeichneten Grenzen müs- 
sen die Hebammen und Beibebammen, sofern nicht wirkliche 
Hindernisse obwalten, 

1 ) auf Ersuchen in jedem Falle ohne Verzug den erfor- 
derlichen Beistand nach bestem Wissen und Gewissen — und 
zwar Armen ihres Dienstbezirks unentgeldllch (§. 44 der Me- 
dicinalordnung) — leisten, deshalb auch ihr Lehrbuch und die 
durch dieses ihnen vorgeschriebenen Instrumente und Appa- 
rate stets in brauchbarem Zustande zur Hand haben; 

2) auf obrigkeitliches Begebren Untersuchungen vortaeh- 
men und Gutachten ausstellen, (f. 18 der Medicinalordnung.) 

|. 3. Ohne Noth darf keine Hebamme oder Beihebamme 
ihren Dienstbezirk auch nur zeitweilig verlassen, am Wenig- 
sten wenn sie die Einzige In demselben Ist, Hochschwangere 
sich darin befinden oder eine gefährliche Seuche herannahet 
oder gar schon besteht. {%. 20 der Medicinalordnung.) 

^e müssen beim Ausgehen Immer In ihrer Wohnung 
Nachridit darüber hinterlassen, wo man sie finden kann. 
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Sind sie an der Ausübung ihrer Pflichten anf irgend eine 
Weise verhindert, so haben sie zuvörderst selbst nach Kräften 
dallir zu sorgen, dass eine andere Hebamme oder Beihebamme 
für sie eintrilt. (S. 18 der Medicinalordnung.) Demnächst 
mUssen sie dem Gemeindevorstande Anzeige erstatten. 

Nicht allein ihren Stellvertreterinnen, sondern auch den 
etwa zugezogenen Aerzten und Geburtshelfern haben sie die 
erforderliche Auskunft über den Gesundheitszustand ihrer 
Pfleffebefohlenen nach Möglichkeit bereitwillig zu gewähren, 
(f. 22 der Medicinalordnung.) 

$. 4. Stirbt eine über fünf Kalendermonate Schwangere, 
so hat die zugezogene Hebamme oder Beihebamme — wenn 
nicht auch der Tod der Frucht augenfällig schon eingetreten 
ist — die Entbindung ungesäumt vorzunehmen. ' Reichen dazu 
ihre Kunstbefuffnisse ($. 1) nicht aus, so hat sie wenigstens 
das Erforderliche nach Kräften vorzukehren und die unver* 
zügliche Herbeirufung eines Geburtshelfers zu veranlassen. Be-> 
zeigen sich die Angehörigen der Verstorbenen in einem sol- 
chen Falle irgend unwillfährig, so muss die Hebamme oder 
Beihebamme, bei strenger Verantwortung, sofort Anzeige an 
den Gemeindevorstand erstatten. ($. 25 der Medicinalordnung.) 

$. 5. Kommt eine sogenannte Missgeburt zur Welt, so 
muss die zugezogene Hebamme oder Beihebamme aufmerksam 
verhüten, dass die Mutter dadurch erschreckt werde. Auch 
hat sie den Amtsphysikus schleunig davon zu benachrichtigen, 
und die Missgeburt, wenn diese todt ist, sorgfältig einst- 
weilen aufzubewahren. 

$. 6. Die Geburt eines jeden lebend oder todt zur Welt 
bekommenen Kindes hat die zugezogene Hebamme oder Bei- 
bebamme innerhalb der nächsten 24 Stunden bei dem betref- 
fenden Kirchenbuchslilhrer anzuzeigen. 

S. 7. Keine Hebamme oder Beihebamme darf zur Befbr- 
derung ihrer Praxis Mittel anwenden, welche ausserhalb der 
eifrigsten, pünktlichsten und menschenfreundlichsten Erfüllung 
der Pflichten ihres Berufes und des Wohlanstandes liegen. 
Ganz besonders ist der Abschluss von darauf abzweckenden 
Verträgen mit Kunstgenossinnen oder andern Medicinalpersonen 
und die dahin bezügliche Empfehlung der einen Medicinalper- 
8on vor der anderen verboten. Gleichfalls verboten ist die 
Bedingung der Hülfeleistung durch eine die gesetzliche Ge- 
bühr ($. 9) übersteigende Vergütung. Die Verabredung einer 
jährlichen Vergütung ist erlaubt. ($. 24 der Medicinalordnung.) 

%, 8. Die Hebammen und Beihebammen haben aufmerk- 
samst Verschwiegenheit über Alles zu beobachten, was ihnen 
bei Ausübung ihres Berufes über ihre Pflegebefohlenen oder 
über einen Angehörigen derselben bekannt geworden ist, so- 
fern in der Mittheilung an Andere eine Verletzung des Ver- 
trauens mit Recht erblickt werden kann. 

Wegen der Ausnahmen von dieser Vorschrift, Insbeson- 
dere hinsichtlich der Verpflichtung zur Anzeige von Verbre- 
chen und zur Ablegung gerichtlichen Zeugnisses bewendet es 
bei den darüber bestehenden besonderen gesetztichen Bestim- 
mungen. (S. 23 der Medicinalordnung. Vgl. auch oben den 
letzten Absatz des %. 3.) 

%. 9. Hinsichtlich ihrer GebAhren gelten für die Heb- 
aromen und Beihebammen hauptsächlich (vgl. 8S* 54 bis ein- 
schlüssig 68, femer 76, 77, 89 und 90 der Medicinalordnung) 
folgende Bestimmungen: 

Sie dürfen fordern 

L aa Verrichtna^i- ud Tenlnmaissgebühren, 
unter billiger Berücksichtigung aller Umstände, hauptsächlich 
des Einkommens des Hülfsbedürftigen , 

1) für die erste mündliche Berathung in einem Falle 

l~3VaSgr. 

2) ftir jede folgende dergleichen . . . . 1 — 2 Sgr. 

3) für jeden Weg zu einer ihres Beistandes be- 
dürftigen Person innerhalb ihres Dienstbezirks, — ne- 
ben Jen unter 1, 2, 5, 6, 7, 8 und 9 gedachten Ver- 
richtungsgebühren, — 1 — 2 Sgr. 

Anmerkung. Die vontebenden Bfttse dürfen je anf das Doppelte 
erhöht werden , wenn die Leistung zwischen 1 1 Uhr Abends und 
5 Uhr Morgens erfolgte, die Satze nnter 1 und 2 aber je um 
die Hälfte, wenn besondere Gefahr oder Ekelhaftigkeit fftr die 
Hebamme oder Beihebamme obwaltete. Mehr als das Doppelte 
ist indessen auch bei dem Znsammentreffen aller dieser Umstände 
unstatthaft. 

4) für schriftliche Ausfertigungen, von jeder Seite 

der taxordnungsmässigen ReinschriÜ . • . . 2 — 5 Sgr. 
überhaupt aber mindestens 2% ^g^* 

5) lUr die Untersuchung der Geschlechtstheile aus- 
ser der Entbindungszeit 2 — 15 Sgr. 



6) für ein Klystier, oder flir eine Einspritzung in 

die Geschlechtstheile ausser der Entbindungszeit 2 — 5 Sgr« 

7) für die Anwendung des Katheters ausser der 
Entbindungszeit 5 — 10 Sgr. 

8) Tür eine Entbindung, ingleichen Tür die Hülfe- 
leistung bei einer von einem Geburtshelfer besorgten 
Entbindung 10 Sgr. bis 2 Thir. 

Für diese Verriohtungen bei einem Zwillinge, Dril- 
linge u. s. w. tritt je der Ansatz von 10 Sgr. hinzu. 

9) Für die Wegnahme eines unreifen Eies oder 
einer Mola 5 Sgr. bis 1 ThIr. 

10) Versäumnissffebühren sind nur in den vorste- 
hend unter 1 , 2 und 3 bezeichneten Fällen und auch 
nur dann zulässig, wenn die Hebamme oder Beihebamme 
der Hülfsbedürftiffen halber bei der Verrichtung, 
oder über die gewöhnlich nöthige Zeit unterwegs auf- 
gehalten wird und zwar für jede volle, zweite, dritte 
u. s. w. Viertelstunde^ sowohl bei Nacht wie bei Tage 

1-2V2 Sgr. 
und innerhalb 12 Stunden nicht über . 15 Sgr. bis 1 Thr. 

Anm. Oeffentlichen Kassen sind immer nur je die niedrigsten 
der Torstehenden Ansätze anzurechnen und dürftige zahlungs- 
pflichtige Privatpersonen brauchen blos je zwei Dritttheile der 
niedrigsten Taxsätze fUr Verrichtung und Yersaumniss zu ent- 
richten. 

U. an Diitea, 
welche jedoch nur bei Geschäften ausserhalb des Dienstbezirks 
und auch bei solchen nur dann Statt finden ^ wenn sie die 
Hebamme oder Beihebamme zu einer mindestens vierstündigen 
Abwesenheit von ihrem Wohnorte nöthigen, 

1) für 4—6 Stunden 5 — 10 Sgr. 

2) für 6—12 Stunden 10—15 Sgr. 

3) für ein nothwendiges Nachtquartier^ wenn nicht 
ein solches in anständiger Weise von Seiten des Hülfs- 
bedürftigen gewährt wird. 7 Sgr.^ vorbehaltlich des Er- 
satzes eines unvermeidlicn gewesenen Mehraufwandes. 

UI. aa iniDspartliosteB 9 
den Verlag für ein einspänniges Fuhrwerk, bezüglich für einen 
Platz der dritten Eisenbahnklasse, jedoch nur dann, wenn 
ihnen Transportkosten ausdrücklich zugesichert wurden, oder4 
wenn die Dringlichkeit des Falles Transportmittel erheischte. 

Anm. In Civilrechts- und Verwaltungssachen finden die Bestim- 
mungen des 8portelgesetzes t. 6. Deoemher 1853 und in 6traf- 
reohtsangelegenheiten die Bestimmungen der Oehfihrentaze fGLr 
die Verhandlungen in Strafsachen auf die Hebammen hezügUcho 
Anwendung. 

$. 10. Die Hebammen und Beihebammen sind zunächst 
den Gemeindevorständen und den Grossherzoglichen Amls- 
plivsikern untergeben und den Anordnungen der Aerzte und 
Geburtshelfer Folgsamkeit schuldig. (S. 45 der Medicinal- 
ordnung.) 

Die Grossherzofflichen Amtsphysiker sind berechtigt, Ord- 
nungswidrigkelten der Hebammen und Beihebammen durch 
Verweis zu ahnden. (|. 5 der Medicinalordnung.) 

S. 11. Verstösse der Hebammen oder Beihebammen gegen 
ihre Dienstobliegenheiten werden vorbehaltlich der etwaigen 
weiteren rechtlichen Folgen disciplinarisch mit Verweis, Geld- 
strafe bis zu Fünfzig Thalem (Art. 3 18 bezüglich 307 und 
322 des Strafgesetzbuchs) und nach Umständen mit Dienst- 
entlassung (SS. 94 und 97 der Medicinalordnung) geahndet. 

Weimar, am 15. Juli 1858. 
Grossherzogl. Sachs. Staatsministerium, Departement d. Innern. 

V. Watzdorf. 

Sachsen • Altenburg. 

Leichenpässe betr. 

Unter Rückverweis auf die Höchste Verordnung vom 
29. Oktober v. J., den Leichentransport und die Ausstellung 
von Leichenpässen betreffend, werden die Polizeibehörden des 
Landes in Gemässheit dcsfallsiger Höchster Anordnung davon 
in Kennlniss gesetzt, dass zwischen der hiesigen und König- 
lich Hannoverschen Regierung eine Vereinbarung wegen ge- 
genseitiger Zulassung und Anerkennung der Leichenpässe 
abgeschlossen worden ist, dergestalt, dass auf Grund dies- 
seitiger von der kompetenten Behörde ausgestellter Leichen- 
Bässe Leichen aus hiesigem Herzogthum nach dem Königreich 
lannover und durch dasselbe , sowie auf Grund der von den 
kompetenten Behörden ausgestellten Königlich Hannoverschen 
Leichenpässe Leichen aus dem Königreich Hannover nach dem 
hiesigen Herzogthum und durch dasselbe transportirt werden 
dürfen. 
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Zugleich wird ds^auf aufmerksam gemacht, dass die Aus- 
stellung der Leichenpasse für In- und Ausland Im Königreich 
Hannover der Poilzelobrlgkelt des Sterbeorts (Aemtern, Ma- 
gistraten, PoJfzeldirektlonen) zusteht, dass diese Leichenpässe 
jedoch nur fllr die Leiche, nicht auch für deren Begleitung 
eine Legitimation gewähren. 

Altenburg, den 10. November 1858. 

Herzoglich Sächsische Landesregierung« 



J H. Schuderoff. 

V — 



Bio KranUieiten der Silberhüttenarbeiter in den 

Freiberger Hüttenwerken. 

(Fortsetzung und Scblass.) 

Als allen hüttenmännischen Arbeiten mit Ausnahme der 
Erzbeschickung gemeinsame Nachthelle bethätigen sich noch 
Folgende: a) Die Ofengluth. Ungeachtet seiner In einem 
leinenen Hemde oder Kittel und dünnen Beinkleidern beste- 
henden Bekleidung trieft der Arbeiter Im Schweisse, während 
von allen Selten ihn Zugluit umgibt; Rheumatismen und Gicht 
sind die Folgen, b) Das Licht der glühenden Erze und 
der lodernden Flammen In den Oefen blendet die Augen und 
entzündet sie. c) Die glühenden Schlacken vermehren die 
drückende Hitze und drohen mit Verbrennungsgefahren, d) Die 
fortzubewegenden schweren Lasten bedingen Verdehnungen 
und Luxationen und disponiren zu Hernien. 

Nach Massgabe der hier nur angedeuteten Krankheitseln- 
flüsse kamen bei unsern Hüttenarbeitern innerhalb vier Jahre 
folgende fünf Hauptgruppen von Krankheiten zur Beobachtung: 

1. Krankheiten der Respirationsorgane. Es 
sind dies namentlich Bronchialkatarrhe, katarrhalische Fieber^ 
und nach wiederholtem Ueberstehen derselben chronisches 
Asthma durch. Lungenemphysem, Lungenödem, Bronchiectasie, 
ferner tuberculöse Ablagerungen in den Lungen, Blutspucken, 
Phthisen. Hervorgerufen werden diese Krankheiten zunächst 
durch die mit schwefligsauren und chlorhaltigen Dämpfen an- 
geilillte Luft und durch Erkältung des schwitzenden Körpers. 
Die Krankheiten der Luftwege betrugen fast die Hälfte aller 
vorgekommenen Erkrankungen, nämlich 1747 bei 3840 Krank- 
heitsfällen, d. i. 45^Vi92 P^^- ^^® Bronchialkatarrhe und ka- 
tarrhalischen Fieber machten allein ein Dritthell aller Krank- 
heiten aus (1293 von 3840, d. i. 33^^64 P^^^O und haben 
schlüsslich meist Bronchlectasis und Lungenemphysem zur 
Folge. Bei einer kürzlich vorgenommenen Untersuchung der 
seit mehreren Jahren als Invalid pensionirten Hüttenarbeiter 
fanden sich, mit Ausnahme von Vio? ^^ durch Emphysem 
asthmatisch und mit tief in den Bauch herabgedrückler Leber. 
Entzündungen der Lunge und des Lungenfells kamen In den 
vier Jahren, die zu oleser Zusammenstellung das Material 
lieferten, liOmal vor. — Schwindsuchten treten verhältniss- 
mässiff selten in Behandlung, da die Arbeiter vor oder bei 
Ausbildung dieser Krankheit In's Gnadengeld versetzt (pen- 
slonirt) werden. Noch liige Ich dieser Gruppe die Anginen, 
welche meist als Tonsillenanginen auftreten und katarrhalischer 
Natur sind, bei; sie wurden In 93 Fällen beobachtet. 

2. Eine zweite Gruppe bilden die gastrischen Krank- 
heiten. Hagenkatarrhe, gastrische Fieber, Brechdurchfälle, 
Diarrhöen gehören hierher. Diese Krankheiten gesellen sich 
oft zu den Katarrhalischen AfTektionen oder folgen Ihnen nach, 
sind daher oft bei jenen mitgezählt, weshalb Ihre Anzahl an- 
scheinend gering ist. Die gewöhnlichsten Ursachen sind Ein- 
wirkungen von Kohlen-, Erz- und Bielstaub, welcher In den 
Schleimhäuten des Hundes sich festsetzt, oder durch unvor- 
sichtiges Essen während der Arbeit in den Hagen gebracht 
wird, oder als Dampf in den Körper eindringt, oder endlich 
sind auch Erkältungen bei schwilzendem Körper Ursache. 
Diese Krankheiten umfassen ziemlich 9 pCt (343 von 3840). 
Diarrhöen kamen seilen (nur 16 mal) vor, dagegen Brech- 
durchfalle als unmittelbare Wirkung der Hagenreizung 68 mal. 
Hagenkatarrhe und Cardialglen sind auch oft die ersten Symp- 
tome der Bleivergirtung und als deren Vorläufer sorgsam zu 
beachten. Hagenskirrhose war 5 mal zugegen. 

3. Eine dritte Gruppe sind die rheumatischen Krank- 
holten; ihre hauptsachliche Quelle Ist die Zugluft, welche 
die Hüttenarbeiter geflissentlich zur Beseitigung der Dämpfe 
umgibt. Sie beiragen Etwas über 9 pCt. (3ö6 von 3840 d. I. 
9^ Vis)* Anfangs sind es mehr acute Rheumatismen, welche 
einzelne Glieder, die Hals- und Rückenmuskeln befallen, zu- 
weilen aber als fieberhafter Gelenkrheumatismus auilreten (als 
solche zogen sie 5 mal chronische Herzkrankheiten nach sich). 



Nach öfteren Anfallen bleiben chronische Rheumatismen zu- 
rück, welche sich zuweilen schwer von Uetallneurosen , mit 
denen sie auch zuweilen vergesellschaftet vorkommen, unter* 
scheiden lassen. 

4. Die vierte Gruppe, welche die den Hüttenarbeltern 
fast ausschliesslich zukommenden Hetaltkrankheiten enthält, sind 
die eigentlichen Intoxicationskrankheiten, wie Bleikolik, 
Bleiverstonrung, Bleilähmung. Unter 3840 Krankheitsfällen 
waren 188 Intoxicationen, was ungefähr 5 pCt. ergibt (4^74e)- 
Früher waren diese Krankheiten viel häufiger; eine vernünf- 
tige Hygieine und die Bereitwilligkeit der Behörden die Ar- 
beiter selbst mit grossem Kostenaufwand zu schützen, haben 
sie vermindert. Auf den obern Huldner Hütten kamen 1853 
von Bleikolik noch 47 Fälle vor, 1834 nur 18, 1835 nur 13 
und 1856 noch 11. Die Behörde, darauf aufmerksam gemacht, 
warf eine bis Hitte 1833 gangbare Hütte, welche bei tiefer un4 
versteckter Lage schlechten Dampfabzug hatte, ganz ab, und 
die Verminderung der Intoxicationen war das erfreuliche 
Resultat. Gute Ventilation und Vorsicht der Arbeiter, das 
Verbot, bei der Arbeit und in der Hütte mit meist staubbe- 
schmutzten Händen zu essen, bei den Werken eingerichtete 
Badeanstalten, rechtzeitige Verwendung der Arbeiter zu an- 
dern Arbeiten, sobald die ersten Symptome sich zeigen u. s.w. 
werden diese Krankheiten mehr und mehr vermindern. Sie 
würden wahrscheinlich noch häufiger sich ereignen, wenn die 
schwefljgsauren Dämpfe nicht fortwährend ein Gegengift In 
den Körper ftlhrten. Bei dem Amalgamirwerk, welches seit 
vorigem Jahre ganz abgeworfen ist, traten in der angegebe- 
nen Zeit 9 Fälle von Herkurialkachexie In Behandlung^ In 
Folge des bei der Amalgamation in grosser Henge verwen- 
deten Quecksilbers. — Hartnäckige Stuhlverstopfung (45 mal) 
ist eine eigenthümliche Species der Bieiverffiftung, kommt dann 
ohne Bleikolik vor, während sie auch allemal ehi Symptom 
derselben Ist. — Wiederholte Bleikollken hinterlassen eine 
Bleikachexie, welche dem Leidenden auch nach der Entfer- 
nung von der Bleiarbelt ein vielfach gestörtes und schmerz- 
haftes Leben bereitet, namentlich sind es Neuralgien man- 
cherlei Art, welche den meist vertrockneten Körper heim- 
suchen. 

5. Eine zahlreiche Gruppe von Krankheiten bilden die durch 
äussere Schädlichkeiten hervorgerufenen äusseren Krank- 
heiten. Es sind dies Hautentzündungen, meist mitAbscess- 
bildunff, Zellgewebeentzündungen, Rosen, Panarltien, Furun- 
keln, Verbrennungen, Verwundungen, Verrenkungen, Huskel- 
verdehnungen , Frakturen, Hernien, so wie die Augenentzün- 
dungen. Die Ursachen sind: der reizende Staub auf dem 
schwitzenden Körper, die scharfen Dampfe, Anstrengungen 
beim Lastenheben und Tragen, Unvorsichtigkeit gegen das 
Feuer, die glühenden Schlacken und das siedende Blei, un- 
verschuldete Verunglückungen bei den schweren Arbeiten. 
Diese Gruppe zählt 934 Fälle unter 3840 Erkrankungen, d. i. 
über 24 pCt. Hiervon kommen auf Haut- und Zellgewebe- 
entzündungen, Rosen etc. 93, auf Panarltien, Furunkeln, 
Abscesse 189, auf Verbrennungen 126, auf Wunden, Luxa- 
tionen und Frakturen 276, auf Subluxationen und Verdehnun- 
gen (hauptsächlich In der Kreuzgegend, Rhachialgie) 138. 
auf Augenentzündungen 53 Fälle. Unter den Hernien sind 
ebenfalls 53 Fälle aufgezeichnet, es sind hierbei aber Einige, 
welche wegen Erneuerung des Bruchbandes in Behandlung 
kamen, doppelt gezählt. 

6. Die zufälligen Krankheiten, welche aber häufig durch 
die vorausgegangenen Hüttenschädlichkeiten In ihrem Verlaufe 
verschlechtert werden, betrugen 7 pCt., nämlich 272 unter 
3840 Fällen. Es sind dabei 53 Fälle von Himcongestlonen 
und Schwindel, welche nicht selten in Krämpfe, Ohnmacht 
und Epilepsie Übergehen, mitgerechnet, obgleich sie In der 
angegebenen Häufigkeit als wirkliche Hüttenkrankheiten er- 
scheinen. Sie sind aber oft so schnell vorübergehend, andere 
Haie wieder offenbar von der GonsUtullon und dem jugend- 
lichen Alter abhängig, dass Ich sie hier einreihen zu müssen 
glaubte. Die veranlassenden Ursachen sind theils die Ofen- 
gluth und die Zugluft, theils wohl auch die Einwirkungen der 
Kohlensäure. — Wassersuchten zeigten sich 23 mal, chroni- 
sche Hautkrankheiten 20 mal, chronische Geschwüre 54 mal, 
Caries 9 mal. Blattern (47 Falle) und Typhus (23 Fälle) wa- 
ren von den hier herrschenden Epidemien abhängig. Schlag- 
fiuss (12 mal) war meist Folge der durch längere Krankheil 
der Brustorgane bedingten Clrculationsstörungen. 

Günstig erscheint die geringe Zahl von Todesfällen, In- 
dem sie nur 1 pCt. (38 von 3840 Erkrankungen) beträgt. Es 
ist aber dabei in Anschlag zu bringen, dass die Arbeiter nach 
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6, höchstens 12 wöchentlicher Krankheit In's Gnadengeld ver- 
setzt werden, wobei dann unter Gewfihrung einer lebensläng- 
lichen Pension die freie Kur aurbört und der Kranke der 
Beobachtung des Arztes entnommen wird. Viele sterben dann 
in nicht zu langer Zeit, Mehrere stechen noch Jahre lang, 
Einige aber erholen sich ofl wunderbar, besonders Asthma- 
tiker ohne Strukturveränderungen in den Lungen und dem 
Herzen, wenn sie längere Zell der Einwirkung der HUtten- 
dämpfe entrückt sind und leichtern Feldarbeiten sich hingeben. 
Als dergleichen Invaliden wurden von den Aerzten nach ge- 
setzlicher Bchandlungsfrist 80 entlassen^ wovon aber 26 später 
wieder in Arbeil traten; auf eigene Anmeldung der Itiva- 
Udität traten in's Gnadengeld 65, in Summe 119, was mit 
Hinzurechnung der 38 TodesßiUe einen jährlichen Arbeiter- 
verlust von ziemlich 5 pCt. ergibt, wonach also in 21 Jahren 
eine vollständige Abnutzung und Erneuerung des Arbeiter- 
personals bedinct ist. 

Die Zahl der Erkrankungen zu der Zahl der Arbeiter 
verhält sich wie 3840 zu 3158 d. i. 121,5 zu 100. Es kom- 
men daher auf 100 Arbeiter jährlich 121 72 Erkrankungen. 
Doch ist dies bei den einzelnen Werken verschieden. Auf 
den obem Huldncr Hütten kommen auf 1636 Arbeiter 2000 
Erkrankungen, d. i. 122:100, auf den Halsbrückner Werken 
auf 858 Arbeiter 1292 Krankheitstalle, d. i. 150 Krankheits- 
fälle auf jo 100 Arbeiter, und zwar theils, weil hier mehr 
ältere Arbeiter verwendet werden, theiis wohl auch, weil 
Viele in unmittelbarer Nahe der Hütten wohnen, mithin auch 
in den Freistunden selten reine Luft athmen. Bei dem AmaU 
gamirwerke, welches viel weniger die schädlichen Dämpfe 
entwickelt^ war das Verhaltniss günstiger, indem 548 Krank- 
heitsfälle auf 664 Arbeiter, mithin 82 V2 Krankheitsrälle auf 
100 «Arbeiter kommen. 

Die verschiedenen Monate waren von wesentlichem Eln- 
lluss auf die Häufigkeit der Erkrankungen und es stellte sich 
in den vier Jahren der Zusammenstellung heraus, dass die 
sechs Monate vom Mai bis Oktober incl. die günstigen, vom 
November bis April incl. die ungünstigen, die ungünstigsten 
die drei Wintermonate December, Januar und Februar waren, 
so dass der ungünstigste, Januar, fast die doppelte Zahl des 
günstigsten Monats, October, aufweist. Es kamen nämlich 
vor im Oktober 241, im Juni 249, im Mai 251, im September 
258, im Juli 273, im August 294, im November 317, im April 
321, im März 346, im December 374, im Februar 453, im 
Januar 463. Die geringere Ventilation im Winter wegen ge- 
schlossener Thüren und Fenster, die häufigen Erkältungen, 
wenn die vor den Oefen schwitzenden Arbeiter in die kältere 
Winterluft der (Höfe treten müssen, die Anstrengungen und 
Durchnässungen im Winter bei den zum Theil weiten Wegen 
der Arbeiter zur Hütte sind die in die Augen springenden 
Ursachen dieser Wahrnehmungen. 

Die hier dargelegten häufigen Erkrankungen der Silber- 
hüttenarbeiter, das daraus hervorgehende Siechthum, das frühe 
Alter und der verhältnissmässig trühzeilige Tod derselben be- 
stätigt Brockmann's Ausspruch, dass sie in ihrem höchst 
mühsamen Berufe wohl ihren Lebensunterhalt, nicht aber ihr 
Lebensglück begründen ! 

Die amtUche Oebiirts- uid Bterbeliste voa Berlin. Es wurden in 
dem Monat Okiober d. J. geboren 1346 Kinder (709 Kn. u. 637 M.), 
gelraat 783 Paare und starben 868 Menschen (459 m. und 409 w.). 
Unter den Geburten ereij^nelen sich I4mal ZwilUngsgeburten. (Jnche- 
lleh wurden 200 Kinder geboren. Von den Verslortyenen waren 461 
unter und bis 15 Jahr all und 407 über 15 Jahr alt. Im ersten Le- 
bensjahre starben susscbliesslicb der Todlgebornen 255 Kinder. Die 
Zahl der Todlgebornen betrug 73, der an Altersschwäche Gestorbenen 
41, der Selbstmörder 10, der Verunglückten 8, und der durch Krank- 
heiten Verstorbenen 736. Unter den letzteren starben insbesondere 
bei der Niederkunn und im Kindbette 8, an Menschenpocken 9, 
gastrischen Fiebern 39, Gehirnentzündungen und hitzigem 
Wasserkopf 38, Entzündungen der Athmungsorgane 26, 
Bnizündungen der Unterleibsorgane 7, Durchfall, Brechdurch- 
fall und Ruhr 36, Wassersucht 31, Lungen- und Hals- 
schwindsueht 109, Abzehrung 73, Entkräftung 12, Krämpfen 
53, Schlagfluss und Lungenschlag 60, Lebensschwäche 
nach der Geburt 47, Lungenlähmong 23 u. s. w. 

Berlin. Die Zahl der im Oktober an den Pocken erkrankt ge- 
meldeten Personen belief sieh auf 103, von denen 92 geimpft und 7 
Hiebt geimpft waren; bei 4 war über die Impfung nichts ermitlell. 
In derselben Zelt sind an den Pocken verstorben 10, von denen 7 



geimpn und 2 nicht geimpft waren; bei 1 Person war fiber die Im- 
pfung nichts za ermitteln. 

In der jüngsten Conferenz der Berliner ApothelKenbesitcer war 
die Rabat Ibewiliigung an die hiesigen Armen- und Innungskasseit 
Gegenstand der Berathung und Bescblussnahrae. Die letztere fiel 
dahin: dass die Apothekenbesitzer Berlins fortan den höchsten von 
ihnen zu bewilligenden Rabatt auf 15pCt. festsetzten und sich sämmt- 
lich verpflichteten bei keinerlei Lieferung, geschehe dieselbe für Staats-, 
Communal- oder Krankenvereinsfonds denselben zn überschreiten. 
Es ist sehr wahrscheinlich, dass dieser Beschluss nicht ohne Folgen 
bleiben wird und namentlich von den städtischen Behörden eine 
missliebige Auslegung finden dürfte. Von dem Gesichtspunkte der 
Apotheker ist er indess durchaus gerechtfertigt und gewiss zu er- 
warten, dass die Mcdicinalverwallungsbehörde jene, eventuelien Mass- 
regeln gegenüber, schützen wird. Durch welche frühere Ausschrei- 
tungen die Preussische Arzneitaxe die Apothekenpreise zu einer ge- 
genwärtigen bedauerlichen Höhe gebracht und das allgemeine Arz- 
neibedfirfniss mit einer hohen Steuer belastet hat, so sind doch die 
derzeitigen Apothekenbesitzer fiberwiegend nicht in der Lage eine 
Verringerung der jetzt gültigen Arzneipreiso zu ertragen und wird 
daher auch eine Wahrung ihrer Rechte in den Grenzen der Arznei- 
taxe nur gebilligt werden können. Aus solchem Grunde ist auch für 
die kgl. Arzneitaxe des kommennen Jahres eine Minislerialverfügung 
erlassen worden, welche das Maximum des überhaupt gestalteten 
Rabats auf 25 pCt. festsetzt. 

Wien. O Di® Typhusepidemic scheint ihren Culminationspunkt 
überschritten zu haben, denn es nehmen seit einigen Tagen nicht 
blos die Erkrankungen und Todesfälle etwas ab, sondern es sind 
auch die schweren Fälle nicht mehr so an der Tagesordnung wie vor 
der Mitte des vergangenen Monates. In dieser Zeit war die diesjäh- 
rige Epidemie eine der intensivsten, deren wir uns seit den letzten 
20 Jahren erinnern. In den Militärspitälem ist von der Mitte des 
vergangenen Monats bis an das Ende eine tägliche conslante Zu- 
nahme der Erkrankungen bemerkbar' gewesen und stieg die Zahl 
derselben von 67 auf 79, 88, 95, 132 und endlich auf 147. Im alU 
gemeinen Krankenbause befand'tn sich am Ende des vergangenen 
Monates über 2640 Typhuskranke, die Ge«aromtzahl derselben in Wien 
betrug annähernd 5000. Der Kaiser und die Kaiserin haben unverbolTt 
die Spitäler besucht, sich nach allen Details derselben, sowie nach 
den möglichen Ursachen einer so umfassenden Seuche erkundigt und 
Ersterer hat, soweit möglich energische Abhülfe verheissen. Die Haupt- 
schuld wird unseren über alle Begriffe mangelbaAen Abzugscanälea 
zugeschrieben. 

Personalohronik. Preussen. Ernannt: Kreisphysikus Dr. Re- 
ber zu Inslerburg zum Regicrungs- und Medicinalrath bei der Regie- 
rung ZU' Gumbinnen; Dr. Waldhaus zum Kreiswondarzt des Kreises 
Rybnik, Wundarzt I. Kl. Philippson zum Kreiswundarzt des Kreises 
Mörs, Dr. Hüls mann zum Kreiswundarzt des Kreises Cr efeld, Wund- 
arzt I. Kl. Bredow znm Distriktsarzt der Bürgermeisterei Gebhards« 
hain; der bisherige Privatdocent Dr, Grosser an der Universität 
Breslau zum ausserordentlichen Professor in der medicinischen Facultät. 
Der Regicrungs- und Medicinalrath Dr. Haxthausen zn Arnsberg 
hat den Charakter als Geheimer Medicinalrath, der Kreisphysikus 
Dr. Burckhardt zn Marien werder, der prakt. Arzt Dr. v. Pastan 
zu Königsberg, Dr. Kärnbach in Berlin den Charakter als Sanitits« 
rath erhalten. 

Niedergelassen: Die prakt. Aerzte Dr. Marknil in Hör* 
kitten, Dr. Kühne und Dr. Neumann in Berlin, Dr. WoKf in 
Frankfurt a. d. 0., Dr. Scheel zu Danzig, Dr. Roth zu Cöslin, 
Dr. Weise zu Vördin, Dr. Schmidt mann in Ruhrort, Wundärzte 
I. Kl. Schenk in Landsberg, Köhler in Lipke. Giersdorf in Lo- 
pienno; die Thierärzte Janisch in Obornik, Bösseroth in Frau- 
stadt und Mann in Kirchheim. 

Auszeichnung: Die phtlosophisohe Facultät der Universität 
Götlingen bat dem Apotheker I. Kl., Gerichtschemiker uud Dirigenten 
des chemisch- analvlischen Institutes 0. A. Ziurek zu Berlin die 
Doktorwürde verliehen. 

Orden: Der ausserordentliche Professor Dr. von Gräfe das 
Ritterkreuz des griechischen Erlöser- Ordens, der Sanilätsrath Dr. 
Rupprecht zu Langensalza den Rolhen Adler- Orden IV. Kl. 

Vacant: Die Physikatsstelle des Kreises Instcrhurg, Reg.-Bex. 
Gumbinnen und die Kreisthierarztstelle des Kreises Carthans Reg.-Bez. 

Danzig. 

ßtiyern. Versetzt: Die prakt. Aerzte Dr. C. Zillenbihler 
von Neuburg a. d. D. auf den ärztl. Djstrikt Wilteslingen, Df. Fr. 
Nolde von Thyrnau nach Vilsbiburg. 

Hessen. Gestorben: Geheimer Obermedicinalrath Dr. med. 

Kopp zu Hanau. 

Nassau, Orden: Der Grossherzogliche Badische Gamisonarzt 
Dr. Beck das Ritterkreuz mit Schwertern des Herzogl. Nassanischen 
Militär-Verdienstordens Adolphs von Nassau. 

Gestorben: Der Medicinalaccessist Kreizner zu Dorchhcim. 

Coburg, Die Chirurgen C. Kuhn in Coburg und J. Friede- 
bach zn Rossach sind nach bestandener Prüfung in die Innung als 
Chirurgen II. Kl. aufgenommen worden. 

Hnmhurg. H. J. Kruse Ist als Zahnarzt verpflichtet «od con- 

cesslonirt worden. 
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Freussezi. 

Rinderpest betr. 

Nach einer Benachrichtigang des Generalconsnls zu War- 
schau ist die Rinderpest (Löserdürre) in der Stadt Warschau 
selbst, im Gouvernement und im Kreise Warschau, sowie im 
Gouvernement Lublin und zwar im Kreise Luckow, in den 
Gemeinden Ulau, Zarycz, Klanski, Stack und Wierczchowlna 
im Kreise Radczyn, in der Gemeinde Bezwola und in der Stadt 
Wolyn ausgebrochen. 

Wir bestimmen daher, in Folge der Allerhöchsten' Ver- 
ordnung vom 27. März (Gesetzsammlung pro 1836 Nr. 10), 
dass, von dem Tage der Bekanntmachung dieser Verfügung 
bis auf weitere Bestimmung: 

1) kein Rindvieh irgend einer Art über die Grenze un- 
seres Departements aus dem Königreiche Polen eingebracht 
werden darf. 

2) Rinderhttute dürfen nur, wenn sie völlig hart und aus- 
getrocknet, Hörner nur, wenn sie von den Stirnzapfen und 
allem häutigen Anhange befreit sind, thierische Haare (excl. 
Borsten) nur in Säcken oder Ballen verpackt, über die Lan- 
desgrenze eingehen und in das Innere des Landes transportirt 
werden. 

Die Zurückweisung einer Ladung Häute oder Homer 
findet an der Grenze auch dann Statt, wenn unter einer sol- 
chen Ladung auch nur einige nicht völlig harte und ausge- 
trocknete, oder auch nur einige von den Sürnzapfen oder 
dem häutigen Anhange noch nicht befreite Theile gefunden 
werden , und zwar trifft in solchen Fällen die Zurückweisung 
die ganze Ladung. 

3) Geschmolzenes Talg kann nur in Fässern zugelassen 
werden, das sogenannte Wampenlalg passirt nur, wenn die 
häutigen Emballagen an der Grenze vom Talge getrennt und 
vernichtet worden sind. 

4) Ungeschmolzenes Talg und frisches Fleisch werden 
lorttckgewiesen. 

6) Unbearbeitete Wolle darf in Säcken, gut verpackt, 
über die Landesgrenze eingehen und in das Innere des Lan- 
des transportirt werden , wenn die Eigenlhümer den Ursprung 
der Wolle aus Orten, welche von der Rinderpest nicht be- 
fallen gewesen sind, glaubhalt nachweisen können. 

6) Den Knochen bleibt der Eingang gestattet, wenn sol- 
che in völlig trockenem gebleichten Zustande sich befinden. 

7) Schwarz- und Wollenvieh mnss am Einlassorte einer 
sorgnUigen Reinigung durch Waschen und Schwemmen un- 
terworren werden, und müssen sich nach dem Ermessen der 
austührenden Behörde auch die Treiber der Heerden einer 
Reinigung unterwerfen. 

Der Eingang des Schwarz- und Wollenviebes, kann nur 
über die^ In der Amtsblattsverfilgung vom 7. Mai 1851 (Amts- 
blatt 1861 Nr. 19) bezeichneten Einlassorte zu LdbiUch und 
Piezonka, Kreises Thom, zu Gollub, Gross-Gorczenica, Gurzno 
und Neu-Zielun, Kreises Strasburg, erfolgen, und bleibt für 
die auf der Weichsel elngehendea thierischen Stoflie die ZoU- 
fteUe zn Schlllno geölbel. 



Sämmtliche Polizeibehörden, insbesondere aber die Herren 
Landräthe der Grenzkreise, haben flir die Ausführung dieser 
Verordnung Sorge zu tragen. 

Marien Werder, den 19. November 1848. 

KönigL Preuss. Regierung. Abtheilung des Innern. 

Bayern. 

Köniffliche allerhöchste Verordnung, die Reorgani- 
sation des Veterinärwesens betr. 

Im Namen Seiner Majestät des Königs von Bayern. 

Um hinsichtlich der Erstattung der thierärztlichen Jahres- 
berichte diejenige Gleichförmigkeit zu erzielen, welche den- 
selben zukommen muss, damit die kgl. Gerichtsärzte den aller- 
höchsten Bestimmungen der Verordnung vom 21. April L J* 
allseitig genügen können, wird Im Hinblicke auf Letztere an- 
geordnet was folgt. 

Die Thierärzte haben nachstehendes Schema genauest 
einzuhalten : I. Betragen und Wirkeo der thierärztlichen Ge- 
hilfen, der Hufschmiede, Wasenmeister, Vieh- und Fleischbe- 
schauer; n. Vorherrschende Krankheiten und Epizootieen unter 
den Hausthieren; Ursache und Charakter derselben nebst aus- 
fllhrlicher Beschreibung der im abgewichenen Jahre aufgetre- 
tenen bedeutenden Epizootieen; lU. Geltung der Vorschriiten 
gegen Femhaltung von Seuchen und Beschädigungen durch 
Thlere; IV. Pfuschereien im Veterinärwesen; V. Zustand der 
Wasenstätten nebst Angabe der betreffenden Mängel; VL Be- 
zügliche Wünsche und Anträge. Sie sollen sich ausserdem 
in Kürze über die ihnen bekannt gewordenen schädlichen 
Volksvorurtheile, vorzugsweise hinsichilich der Ernährung und 
Zucht sowie der Krankheiten und Krankenbehandlung der Thlere 
aussprechen, was sub II. zu subsumiren ist. Sie werden hie- 
bei Gelegenheit nehmen, über Bodenbeschaff'enheit, Güte der 
Trinkwasser, über die Beschaffenheit der Stallungen, über 
Reinlichkeitspflege, über unvernünfilgen und grausamen Miss- 
brauch der ThierkräRe kurz und gründlich sich zu äussern. 
Weidetrieb, Viehhandel, Schlachten der Thlere, Verheimlichung 
der Seuchen werden gleichfalls Richtpunkte Ihrer Berichter- 
stattung bilden, welche zweckmässig sub L, III. und IV. des 
Schema vorgetragen werden können. Sie haben sich in Schil- 
derung der Verhältnisse der Einfachheit, Wahrheit und Gründ- 
lichkeit zu befleissigen, jede Uebertreibung und Weitschwei- 
figkeit ferne zu halten und bezüglich ihrer Wünsche und An- 
Iräffe solches Haass zu beobachten, dass denselben praktische 
Bedeutung und Geltung zur Seite stehen können. 

Hievon sind sämmtliche Thierärzte des Reglerungsbezlrkei 
durch die kgl. Polizeibehörden zu verständigen, damit Diesel- 
ben schon M\ Ihren diessjährlgen Berichten sich genauestena 
danach zu achten vermögen. 

Es Ist die Anfrage gestellt worden, wie Form nnd Inhalt 
der für die Thierärzte herzustellenden OualificatlonsUsten be- 
schaffen sein müssen. Hierauf wird erwledert, dass sich die 
DIstrictspollzelbehörden In Gemeinschaft mit den Physikatea 
der Tabelle G über das Veterinärpersonal zn bedienen haben, 
welche In der Verordnung vom 21. April 1. Js*. die Erslatlmiff 
von Jahresberichteii der Phyiikate betreffend, ausdrIlefciiM 
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vorgreschrieben IsL Unter dem Rubrum »»Bemerkungen^^ ist 
kurz vorzutragen, welche Thierärzte zur Haltung und prakli- 
schen Ausbildung von Veterinäreleven und zur Uebertragung 
amtlicher Functionen besonders qualificirt erschdnen. 
Hienach ist das Weitere zu verlilgen. 
Müncheo^ 29. September 1858. 

Kgl. Regierung von Oberbayern, K. d. I. 
V. Hermann» I. Direclor. 

Den Tollzttg der Apolfaekerordnung» iiier den 
des S. 73 derselben betr. 

Staatsministerium des Innern. 

Durch Minislerialentschliessung vom 15. März 1843 pAen 
Vollzug der Apothekerordnung — hier den des %. 73 dersel- 
ben betr. etc.« (Doli. V.-S. Bd. 30 S. 70) ist angeordnet wor- 
den, dass in den gleichzeilig (lir allopathische und homöopa- 
thische Zwecke gewidmeten öflTentUchen Apotheken diejenigen 
Apothekersubjecte, welchen die Bereitung der homöopathischen 
Arzneimiltel in solchen Officinen übertragen ist, unter keiner 
Voraussetzung nebenher auch mit der Bereitung allopathischer 
Medicamente und Präparate sich berassen dürfen, sondern 
immer ausschliesslich iür den ersteren Zweck zu verwenden 
seien. Der Vollzug dieser Vorschrift hat zu mehrfachen An- 
ständen geführt, zu deren Beseitigung sich das unterfertigte 
ßtaatsministerium veranlasst sieht folgende Anordnungen zu 

treffen: 

1) Allen Apothekenbesitzem , welche durch die in ihrer 
Nähe befindlichen homöopathischen Aerzte bei dem Mangel 
einer besonderen homöopathischen Apotheke in die Nothwen- 
digkeit versetzt werden, sich neben der allopathischen auch 
mit einer homöopathischen OfDcin zu versehen, wird gestattet, 
durch eines una dasselbe Apothekersubject allopathische und 
homöopathische Arzneimittel dispensiren zu lassen, jedoch mit 
der Aufgabe, die homöopathiscnen Grundpräparate aus einer 
genuinen homöopathischen Apotheke zu beziehen. 

2) In denjenigen Apotheken, in welchen auch homöopa- 
thische Grundpräparate bereitet weiden, dürfen zu diesem 
Zwecke ausschliesslich nur solche Subjecte verwendet werden, 
welche sich mit allopathischen Medicamenten in keiner Weise 
b^fcissen. 

3) Die Geschäfts-, Aufbewahrungs- mid Vorrathslocali- 
täten für die Dispensation homöopathischer Arzneien sowie 
für die Bereitung homöopathischer Grundpräparate müssen von 
den zur Aufbewahrung, Bereitung und Dispensation allopathi- 
scher Medicamente dienenden Räumen strenge abgesondert und 
die einschlägigen Apothekergeräthschailen und Utensilien nach 
den beiderseliigen Zwecken ebenfalls gehörig ausgeschieden 
und gesondert sein, 

4) Die Nichterfüllung der sab Nr. 2 * und 3 gegebenen 
Vorschriften hat zur Folge^ dass hiedurch für die betheiligten 
homöopathischen Aerzte die Befugniss zum Selbstdispensiren 
nach Analogie der BesUnunungen im $. 33 der Apotheker- 
ordnung vom 27. Januar 4842 und im %. 3 Abs» 11 der In- 
struction vom 23. Juni 1842 „den Vollzug der Apothekerord-* 
nung, hier den des S« 73 derselben betr.'' (Doli. V.-S. Bd. 30 
S* 66) begründet erscheint. 

Hienach ist das Weitergeeignete zu verfligen. 
München, 12. Oktober 18o8. 
Auf Seiner Königlichen Majestät Allerhöchsten Befehl. 

Graf V. Reigersberg. 

CobtiTg. 

Gesetz^ das bei der Besichtigung und Aufhe- 
bung todt gefundener Personen zu beobachtende 
V.eriahren eta betr. 

Wir Ernst etc. haben beschlossen und verordnen mil 
Zustimmung des Landtags des Herzogthums Coburg, was folgt: 

Art. 1. Bei allen ungewöhnlichen Todesfällen, bei wels- 
chen den Umsläiidea nach anzunehmen ist, dass bei dem. Tode 
die Schuld eines Dritten nicht concurrirt hat, sondern dass 
eine Verunglückung oder dn Selbstmord vorliegt, hat die 
OrtspoUzeibehörde von dem Todesfälle dem Physicus des Be- 
zirks schleunige Anzeige zu machen. 

Art. 2. Auf -^ine. solche Anzeige der Octspolizef hat der 
Physicus sofont die Leiche zu l>esichtigen und zwar in den 
Stadien unter Zusiehnng der Polizeibehör^ie , in den Dörfern 
unlsr Zuziehung zweier Mitglieder der Giemuindebehörde, wel- 
che im NuthfaU durch andere unbesoholtene Männer verireten 
wanden kftnaen., Pindcl er hierbei die Annahme, däss tine 
VerangUakung oder ein Selbstmord stattgefunden habe, besltt^ 



tigt, so hat er sofort über den Befund mit beigelUgtem Gut- 
achten an die betreffende Verwaltungsbehörde zu berichten. 

Geht der Verwaltungsbehörde gegen das Gutachten des 
Physicus kein Bedenken bei, so trifft sie die Anordnungen 
wegen Beerdigung der Leiche und wegen des soast Erior- 
derlichen. 

Art. 3. Ist die Verwaltungsbehörde mit der Ansicht des 
Physicus nicht einverstanden, sondern der Meinung, dass ein 
Verdacht der Schuld.eines DriUen vorliege, so gibt sie den 
Physicatsbericht sofort an den Staatsanwalt ab, 

Art. 4. Findet der Physicus wegen äusserer Verletzungen 
der Leiche oder aus anderen Gründen einigen, wenn auch 
nur enlfernieu Verdacht* der concurrirenden Schuld eines Drit- 
ten, so hat er sofort dem Staatsanwälte Anzeige zu erstatten, 
ffleichaeitig aber mil der OrtspolizeibeMrde — welcher diese 
Pflicht in jedem Falle unbedingt obliegt — dafür zu sorgen, 
dass an der Leiche inzwischen nichts verändert wird, über- 
haupt etwaige Spuren der That erhalten werden. Ist der 
Physicus der Ansicht^, dass bei vorausgängiger Benachrichti- 
gung des (entl'ernt wohnenden) Slaalsanwalts die Vornahme 
der zur Herstellung des Thatbestandes erforderlichen Hand- 
lungen werde verzögert oder vereitelt werden, so ist er be- 
fugt und verpflichtet, den beireffenden Einzelrichler zur Vor- 
nahme dieser Handlungen (Art. 64 der Strafprocessordnung) 
zu veranlassen, hat aber gleichzeitig dem Staatsanwalle An- 
zeige zu machen. 

Art. 5. Liegt gleich anRloglich bei Auffindung einer 
Leiche oder einem plötzlichen Todesfall der, wenn auch nur 
entfernte Verdacht vor, dass der Tod durch andere Per- 
sonen herbeigeführt sein möchte, oder wird ein neugebo- 
renes Kind todt gefunden , so hat die Ortspolizeibehörde die 
Anzeige nicht an den Physicus, sondern, und zwar sofort^ 
an den Staatsanwalt und nöthigenfalls gleichzeitig an den be^ 
treffenden Einzehrichter, welcher sich dann ohne Verzog ait 
Ort und Stelle zu begeben und nach Maassg»be des Art. 64 
der Sirafprozessordnung zu verfahren hat, zu richten, auch 
dafür zu sorgen, dass bis zum Eintreffen des Gerichts oder 
bis zur Anordnung der Beerdigung ^ an dem Zustande der 
Leiche nichts verändert werde. 

Art. 6. Findet der Staatsanwalt auf eine Ihm von der 
Ortspoiizelbebörde oder dem Physicus oder der Verwaltungs« 
behörde zugegangene Anzeige, dass offenbar und unzwetfel^ 
halt gar kein Verdacht eines Verbrechens vorhanden ist, so 
gibt er solche zur Anordnung der Beerdigong an (tte Veopwal- 
tungsbehorde ab bezüulkh zurück» 

Ist dagegen der SlaataanwaU der Ansicht, dass der Fall 
des Art. 167 der Strafprocessordnung vorliegt, so veranlasst 
er die gerichtliche Obductlon bezüglich Section nach Maass- 
gäbe der gesetzlichen Bestimmungen. 

In diesem Falle hat der richterliche Beamte, welcher die 
Obduction bezüglich Section geleitet hat, die^ Genehmigung 
zur Bieerdjgung zu erthellen. 

Art. 7. Ist'dlo todtgefuttdene Person unbekannt, so hui 
die Behörde, welcher die Anordnung der Beerdigung zukomml^f 
wegen Aufnahme der Kennzeichen, etwaiger Recognilion der 
Person, öffentlicher Bekanntmachung, das Geeignete zu ver- 
(t^eu oder durch die Orl^ollzeibehörde vornehmen zu lassen. 

Art 8. Digenigen Personen, unier deren Augen sieb 
ein ungewöhnlicher Todesfall ereignet, sowie diejenigen Per-^ 
sonen, welche den Leichnam eines Menschen autfinden, siivd/ 
hßi Vermeidung einer Pollzeistrafe bis zu 28 fl. an Geld oder 
im Fall des Unvermögens bis zu 14 Tagen Gefängniss, verpfUc^ 
tel> hiervon der Ortspolizelbeh^irde alsbald Anzeige zumachen. 

Art. 9^ ]m Bezug anf die V«rpfUchtung zur Ucberaahiilu 
der in Folge, der g^icbtsärztlidien Besiobtigung bezlehungs«*- 
weise der gerichtlichen Aufliebunff todtgefundener Personen 
erwachsenen Kosten, sowie der Beerdigungskosten für die»-< 
selben, trelea folgende Bestimmungen ein: 

Stellt sich ein bioser Unglücksfall als Ursache de» 
Todes heraus, so sind alle durch die Untersuchung veran- 
lassten Kosten, je nachdem, sie zur öflbntlUthen Verrechnung. 
besliaMat sind oder nicht, niederzuscfalagen oder auf die Stints*« 
easse zu übernehmen. 

Wird dagegen eine Selbslentleibung als Ursatiiu des Todetf 
ermittelt, so sind^ falls der. Verstorbene Vermögen hintertasst, 
samintliche Kosten, der gerichtsärzilichen und beziehungsweise 
der: gerichtlichen Untersuchung mit Inbegriff: derjenigen • iüt 
Aufhebung > Bewachung ^ Transport des Leicimams und' diu 
Leicbensohauv in Anspruch zu nehmen 4. Jüc den Fall aber^ 
dass :der. VA^rbenoi heitt Vermögen hinlerläs8t^< die sammln 
liehen Untersuchungskosten auf die Siarisoaiise; zu übemehmeA» 
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Wird endlich Einwirkiiag Yoa fre^mder Band als 
Ursache des TudesermUteH, so ist dfe Frage der Kt)5tenüber- 
nähme nach Maassgabe der gewöhnlichen strarprocessrechlUchen 
Bestimmungen zu entscheiden. 

Die Beerdigungskosten sind,, soweit sie aus dem Nachlass 
des Verstorbenen oder durch die zur Beerdigung des Verstor- 
benen vertragsmassig oder gesetzlich verpflichteten Personen 
nicht bestritten werden Ivönnen, von der Localpolizeibehörde, 
in deren Sprengel die Leiche sid» Torgefunden , vorsclmss- 
weise zu berichtigen. 

Diejenige Gemeinde oder das Riller- oder Domänengut 
aber, wo der Verstorbene heimalhsberechtigt war, hai die 
Beerdigungskosten ausgänglic > zu tragen beziehungsweise zu 
ersetzen. Sollte jene Genieimle aber nicht erinittell oder nicht 
mit Erfolg zur Zuhlung angehalten werden können , so sind 
diese Kosten von der Siaalscasse zu tragen. 

Art. 10. Das Gesetz vom 27. November 1850 Nr. 112 
der Gesetzsammlung, das bei der Besichtigung und Aufhebung 
todtgefundener Personen zu beobachtende Verfahren und die 
Untersuchuiigs* und Beerdigungskosten in solchen Fällen be- 
treflend, ist aufgeluiben. 

Urkundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und 
dem vorgedruckten Herzoglichen Siegel 

Coburg, am 19. November 1858. 
(L. S.) Ernst, U. z. S. C. u. G. 

Francke. 



Ventilation der HospitSler. 

Ueber die Ventilation von Hospitälern enthält das Civil, 
engineer and architecfs Journal einen Aufsatz, dem wir 
folgendes entnehmen: Nicht selten bringt man die OefTnungen 
zur Einlührung frischer Luft nahe am Boden an, zuweilen 
sogar in Holen und abgeschlossenen Räumen, in der Nähe 
von Closets, Unrathhaufen, Spülsleinen, Ausgüssen und Sielen.. 
Die Luft nahe am Boden ist in Stadien überhaupt weit weniger 
r^in als in der Höhe der Dacher und man sollte daher auch 
stets die obere Luft Tür die Ventilation wählen. Die einzige 
Schwierigkeit, auf die man bisweilen stossen kann, ist, dass 
man leicht Rauch mit der Luit einführt. Man nniss daher 
die Lokalität sorgfältig uniersuchen, in Bezug auf die Höhe 
und Situalion der umgebenden Gebäude, bevor man eine Ven- 
tilationsanlage bestellt. Die Rauchschichlen sind gewöhnlich 
von keiner grossen Höhe, und man kann sich leicht durch 
einen kleinen Luftschecht helfen. Kommt man damit nicht 
aus, so muss man in einiger Entfernung vom Gebäude an 
einer Trefen Stelle einen selbständigen Luftschacht errichten 
und diesen durch Tunnel unter der Erde mit dem Gebäude 
verbinden. Auf dem Lande ist die EinHihrung frischer Luft 
nahe am Boden verwerflich« Am Boden ist die Lullt faucht, 
und mit vegetabilischen Ausdünstungen geschwängert. Auch 
dort sind ^sondere Lufischachte das beste Mittel, um reine 
Luft zu erhalten. Man wähle Rir sie wo möglich einen Ort, 
der nicht ia der unmittelbaren Nähe von Bäumen oder einer 
dichten Vegetation liegt. Auch vermeide man den Einfluss 
der W>rbel und heiligen Luftzüge , die in der Nähe von ,Ge- 
bfluden erzeugt werden, wenn der Wind gegen dieselben 
btästr Wenn der Verbindungstunnel zwischen dem Luftschacbt 
und dem Gebäude von beträchtlicher Länge ist, so. gewinnt 
man noch einen Vortheil durch den Umstand, dass die Tem- 
peratur des Bodens ziemlich gleichmässig bleibt während 
des ffanzcn Jalires« Man erhält dadurch im. Sommer eine 
verhälinissiaässlg kUhle und im. Winter eine erwärmte \eM^ 
ktionsluft. 

Bei der Anwendung von künsttfch erwärmter Venlilations- 
luft erachtet man es öfters (ür nöthig den Feuchtigkeiiszustand 
derselben zu regullren. Das ist gewöhnlich dann der Fall, 
wenn man schleclit conslrulrte Wärmevorrichtungen anwendet.« 
Nur wenn die Luft durch Ueberheiizung übermässig ausge-«. 
trocknet ist, so sind die Einwirltungen auf den menschlichen 
Körper schädlich, wenn sie nicht über 70 Grad erwärmt ist^ 
b)raucl)t man ihr keine künstliche Feuchtigkeit zu geben. 

Man unterscheidet zwei Melhoden zur Hervorbringung 
des Luftzuges, der die Vcnlilalion des Gebäudes besorgU; 
Man saugt eiU weder die zu entfernende Luft aus; oder man 
bläst frische Luft ein. Man wendet bei jeder dieser Melhoden 
mechanische. Vorrwhlunften,; wie Windflügel oder. Pumpen an» 
das Aussaugen . bewerkstelligt man jedoch sehr häufig durch 
sehr hohe Schornsteine, oder indem man die Samgclianöle ia 



ehien Behälter unter dem Dack leitet, vre die Luft dann ver- 
dünnt wird durch Röhren, dfe man durch heisscs Wasser 
oder Dampf erwärmt. Man macht dem System des Aussau* 
gens mitunter den Vorwurf, dass dabei in dem veiitilirfepi 
Gebäude die Luft etwas verdünnt wird und dass diese Luft«« 
Verdünnung nachtheilig auf den Organismus der Bewohner 
mrkij während eine dichte Luft einen günstigen Einfluss übt 
Es ist indess mit den emptindlidisten Instrumenten schwer ei-* 
nen Unterschied zu beobachten. Jedenfalls hat die Methode 
des Aussaugens den Vortheil, dass sie sich auch ohne me- 
chanische Hülfsmfttel darstellen lässt, wähsend das Einpres- 
sen frischer Luft unter allen Umständen nur durch Maschinen' 
bewerkstelligt werden kann. Das Einpressen von friscber> 
Lullt hat ausserdem den Umstand gegen sich, dass man die 
Lultslrömung in den ventilirten näumen schlecht reguliren 
kann. Es ist nämlich besonders in Hospüälern nicht hinreichend 
eine gewisse Quantität Luft in einen Raum hineinzudrücken, 
sondern in jeden Theil dieses Raumes soll die Luft gleichf-' 
massig gewechselt, und dieser Wechsel in einer besUmmtea 
Weise hergestellt werden. Wenn z. B. warme Luft am Boden 
eingeftihrt, und die verdorbene Lu.'t an der Decke abgeführl 
wird, so wird ein grosser Theil der in dem Raum vorhan- 
denen Luft von dem Zug ganz unberührt bleiben und nicht- ge- 
wechselt werden. Das beste Verfahren ist, die Luft durch' 
eine Anzahl kleiner Kanäle mit grosser Geschwindigkeit ein- 
zuführen. Dadurch werden die Strömungen vertheilt. 

In den neueren französischen Hospitälern wird die Luft 
unterhalb der einzelnen Krankenbetten ausgesogen. Man will 
dadurch den Vortheil erreichen, dass die Ausdünstungen der 
Kranken sich nicht im Zimmer verbreiten, und so zu sagen 

{'eder derselben in seiner eigenen Atmosphäre erhalten wird. 
Aan könnte meinen, dass auf diese Weise leicht ein den 
Kranken nachlheiliger Luftzug erregt werden müsste. Dem 
ist jedoch nicht so. Die einzelnen Lufttheilchen werden gleich- 
massig von allen Seiten radial nach der Luftöfinung hingezo- 
gen» . Der Zug verlheilt sich demnach auf eine Anzahl sphä- 
rischer Luftschichten und seine Intensität nimmt ab mit dem 
Quadrate der Entfernungen. Der Zug nach einer Ausfluss- 
öffnung von ^l2Vuss Querschnitt ist bei einer Ausflussgeschwin- 
digkeit von SFuss pr. Sekunde in einer Entfernung von mehr 
als 2 Fuss von der Oeflnung nicht mehr bemerkbar. Man hält 
hie und da noch immer an der Ansicht fest, dass die verdorbene 
Luft in die Höhe steige, und dass daher besser sei, sie zunächst 
der Decke abzuftihren. Diese Ansicht ist falsch. Die gas- 
ibrmigen Produkte, welche vcm menschlichen Organismus 
ausgeben, sind im Ganzen genommen schwerer als atmosphä- 
rische Luft von derselben Temperatur, und nur ihrem grösse- 
ren. Wärmegrad ist es zuzuschreiben, dass sie Anfangs auf- 
wärts Stelgen, wenn sie ausgealhmet werden. Sie verlieren 
jedoch ihre- überschüssige Wärme sehr rasch und steigen 
nicht über einige Fuss hoch , bevor sie sich mit der umge- 
benden Luft mischen. — Was die Quantität betrifll, die man 
jedem Kranken per Minute auswechseln muss, so ist die An- 
sicht sehr irrig, dass dieselbe nur so gross zu sein brauche, 
um die in derselben Zeit ausgeathmete verdorbene Luft zu* 
ersetzen. Ja könnte man die letztere entfernen, so wie sie 
ausgeathmet wird, so wäre es allerdings genügend. Nun 
vertheilen sich aber die schädlichen Gase in der Almosphära- 
und nehmen im mehr oder weniger verlheilten Zustande ein. 
Volumen ein, welches von dem ursprünglichen weit verschie- 
den ist. Genau genommen ist gar keine Ventilation im 
Stande, die verdorbene Luft gänzlich abzuführen, man hält 
sie nur in einem solchen Zustand der Verdünnung, dass sIoT' 
keinen nachtheiligen Einfluss auf die Ktanken ausübt. E^ ist 
gut die Vorrichtnngen derart zu treiTen, dass man in beson- 
deren Fällen 80 Cub. Fuss für gewöhnliche 60 Cub. Fuss per 
Kranken per Minute auswechseln kann. Im Winter, wo die 
frische Luft erwärmt .werden muss, kann man die Ventilation- 
noch etwas mehr beschränken. 

Von grosser Wichtigkeit ist es, den Luftkanälen rieh-' 
tige Durchmesser zu geben. Geschwindigkeit von 3 Fuss pro 
Sekunde angenommen, ergibt sich bei einem Luflquantum von 
60 Cubi Fuss pro Minute ein Dupohschnitt von Vs Quadrat- 
foss lür jeden Kranken. Hiezu kann man noch Yo Quadrat- 
fuss rechnen ftir die Einflüsse der Reibung. Der Kaum, den 
man jedem Kranken in einem gut eingerichteten Hospital gibt,, 
beträgt 1500 — 200 ) Cub. Fuss. Die Enlfernung der Be.ten^ 
beträgt elwa 11 Fuss von Mitte zu Mitte. Die Höhe der, 
Krankensale höher als ungefähr 12 Fuss zu machen ist unnütz 
und meistens durch archiiectonische Rücksichten bedingt 
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Tftb«UtB und amtUcha ]rMhridito& flb«r den preuiiiGhtB Staat 
Die wichtigsten Lebeos- und Roliarverballnisse des preussiscben Staa- 
tes werden in dreijährigen Zeiträumen durch amtliche Aufnahmen über 
die Anzahl der Einwohner, des Viehstande», der Gebäude, Wohnplätze, 
Kirchen, Geistlichen, Schulen und Universitäten nebst Lehrern und 
Schfllern, der Aerzte, Wundärzte,' Hebammen, Apothelier, der Ge- 
werbtreibenden und Fabriken festgestellt Die Resultate der Aufnah- 
men zu ordnen, zu berichtigen, zu bearbeiten, erfordert stets viel 
Höhe und Zeit, weshalb sich die Veröflentlichung derselben gewöhn- 
lich bis das zweite und dritte Jahr nach der Aufnahme verzögert. 
Dieselben behalten aber dessen ungeachtet ihre GemeinnötziglLeit und 
ihren Werth fflr die Beurtheilung und Untersuchung des Kulturstandes, 
des Wohlbefindens, des Fortschritts der Bevölkerung in Wissenschaft, 
Wohlstand und Industrie. Deshalb bilden auch die „Tabellen und 
amtlichen Nachrichten Ober den preussiscben Staat für 
daa Jahr 1855**, welche das königliche statistische Bureau zu Berlin 
so eben im Verlage von A. W. Hahn herausgegeben hat, ein sehr 
brauchbares und gemeinnütziges Werk, dessen Inhalt für die Thätigkeit 
der Wissenschaft, der Gesetzgebung und der Verwaltung manche un- 
entbehrliche Grundlage bietet. Das Werk empfiehlt sich vorzugsweise 
zur Anschaflbng für alle Bibliotheken der Staats- und Kommonalbe- 
börden und Beamten. 

Der ttatiBtiache Congreia tu Wien im Jahre 1867. Die erste Ab- 
theilung hatte sich mit der Medicinalstatistik zu beschäftigen. Sie 
nahm die Arbeit des Pariser Congresses in Bezug auf eine vollstän- 
dige Ueberbicht der Todesursachen wieder auf, und stellte eine solche 
neuerdings fest. Wenn diese in einem bestimmten Staat Beifall finde, 
so wünschte man, solle die Regierung oder auch die Gesetzgebung 
Jeden Arzt verpfiichten, ihr entsprechend die Todesursache bei den- 
jenigen Leichen, die bei Lebzeiten in seiner Behandlung gewesen 
seien, öfl'entlich und beglaubigt anzugeben. Sodann wurde die all- 
gemeine Einfuhrung der Todtenschau dringend angerathen, wo mög- 
lich von Aerzten vorzunehmen. Weiter handeile es sich um die Ver- 
werthnng der ärztlich festgestellten Todesursachen; und die Abtheilung 
neigte sich entschieden der Ansicht zu, dass ohne ein eigenes me- 
dicinal- statistisches Bureau „alle Registrirungen und sonstigen Mass- 
regeln illusorisch bleiben** mfissten. Herr Legoyt jedoch, der Chef 
der französischen Statistik, fand diese neue Behörde weder nothwendig 
noch leicht zu schaffen; worauf sein englischer Amtsgenosse Hr. Farr 
ihn mit der Versicherung tröstete, dass im Mittelpunkt der Dinge die 
Beiordnung eines einzigen Arztes genfige. In diesem Sinne nahm 
die Versammlung folgenden Antrag des Herrn von Stubenrauch ein- 
stimmig an : „Jeder Staat möge dafür sorgen, dass der auf vorstehend 
bezeichnete Weise gewonnene Stoff über die Todesursachen sachver- 
ständigen Organen zugewiesen, von diesen im Interesse der Statistik, 
der Heilwissenschaft und der öfTcntlichen Gesundheilspflege zusam- 
mengestellt und verarbeitet werde.** Nicht minder einstimmig wurde 
der Antrag des Dr. A. Mühry aus Göttingen angenommen : „Die hohen 
Regierungen mögen ersucht werden, erstens alle bewohnten Orte ihrer 
Länder, welche in der Seehöhe von 3000 Fuss und darüber liegen, 
verzeichnen und nach Möglichkeit den Einfluss dieser Seehöhe auf 
das Vorkommen der Lungenschwindsucht erheben zu lassen; zweitens 
geographische Uebersichten aller jener Gegenden ausführen zu lassen, 
Ui welchen Malariakrankheiten vorkommen.** In ersterer Hinsicht gilt 
es festzustellen, ob höher gelegene Gegenden der Entwicklung der 
Lungenschwindsucht wirklich ungünstig, und ob sie als Heil- oder 
Scbulzort für Lungenschwindsfichtige zu betrachten seien. Der zweite 
Theil des Antrages soll theils auf Warnung vor ungesunden Niede- 
rungen hinauslaufen, theils zur gesundheitlichen Verbesserung der- 
selben wirken. 

7ahresberieht dar homöopatliisehaa HeÜaastalt in Xttaiehen. Die 
Zahl der vom September 1857 bis 1. Oktober 1858 bebandelten Kran- 
ken beträgt 422. Von diesen starben 15, ungeheilt verliessen die 
Anstalt 2, gebessert 24 und genesen 302, während 19 ausblieben. 
Es starben mithin noch nicht 4 pCt. Seit dem Bestehen der Anstalt 
wurden an 12000 Kranke behandelt und das Gesammtsterblichkeits- 
▼erhältniss erreichte ebenfalls noch nicht 4 pCt. 

Universalmedieln der Chinesen. Die Chinesen haben, wie Dr. Hoch- 
stetter meldet, zwei Arten von Pelrefacien, die fflr sie von besonderer 
Bedeutung und Wichtigkeit sind, nämlich Sa-ji, der Stein vogel, und 
8a -h&, die Sieinkrahbe. Die letzteren sind fossile Krabben in einem 
grauen Thonmeryel piachiTDll erballen. Sie gehören jedenfalls einer 
jüngeren, wahrichcinlicb der Kreideformation an. Diese beiden Arten 
von Fossilien sind in jeder chinesischen Apotheke zu haben, da ihr 
Pulver für eine Universalmedicin gegen alle möglichen Schäden gilt. 
Man muss sie deshalb aber auch mit hohen Preisen bezahlen, die 
Unze tu 3 — 400 Pu»h (=r Käsch) circa 12 Sgr. Gleichfalls als 
Mediein findet man in chinesischen Apotheken noch fossile Knochen 
ond Zähne aller Ari von Madoslon, Elephas priniigenius und Wieder- 
k4uern, muss aber dafür, ebenso wie für Tigerknochen, die ein sehr 
gesnchles Heilmittel sind, extravagante Preise bezahlen. 

Aoa Zntarlakan bestätigt eine Korrespondenz des .«Oberl. Ans.** 
die Nachricht, dass daselbst eine grosse Kuranstalt errichtet werde. 
Die Arbeilen sollen sofort begonnen und die MolkenanMalt schon im 
nächsten Frühjahr provisorisch eröffnet werden. Die Herstellung des 
eigentlichen Kurhauses samnit ParlL- und andern Anlagen dürfte meh- 
rere Jahre in Anspruch nehmen. 



Zur Berfilkerungsstatiatik* von Siederösterreich. Nach dem Aus- 
weise über die in ifiederösierreich mit Wien im Jahre 1856 Gehörnen, 
Gestorbenen (und Getrauten, welchen die Statlhalterci veröffentUcht, 
belauft siclL die Zahl der Gehörnen auf 60.359, der GAtorbenen auf 
55,515 Personen, der Getrauten auf 13,238 Paare. Im Vergleiche 
zum Jahre 1855 wurden Im Jahre 1856 um 4845 mehr geboren als 
gestorben sind; anchwruden um 2828 mehr getraut. 

Sanititswesen in Bern. In Betreff des Sanitätswesens etc. begnfl« 
gen wir uns mit der Bemerkung, dass der Kanton 187 Aerzte und 
Wundärzte, 42 Apotheker und 131 patentirte Thierärzte nebst 4T7 
Hebammen aufweist. Unter 8871 Impfungen waren blos 3^, dagegen 
unter 208 Revaccinatlonen 57 misslungene. Nothfallstuben bestehen 
14 mit 78 Staats- und 31 Gemeindsbetten. In der Entbindungsanstalt 
wurden 294 Frauen verpflegt. 

Uebcr das Armenwesen ist während der Behandlung der auf die 
Armenreform Bezog habenden Gesetze im Gr. Rathe so viel geschrie- 
ben und gesprochen worden, dass dieses Kapitel füglich übergangen 
werden darf. Die diessfälligen Ausgaben beliefen sich im Ganzen auf 
Fr. 768,423. 

Die Sterbliebkeit unter den Kindern in Vewyork ist eine bekannte 
Erscheinung. Aus jeder wöchentlichen Sterbeliste geht hervor, dass 
der Tod in Newyork keine grössere Ernte hallen wurde, als in den 
andern Weltstädten, wenn er nicht so entsetzlich unter denen auf- 
räumte, auf die er am wenigsten Anspruch hat. Betrachten wir die 
Liste der ersten Woche des September. Gesammtzal\l 592. Kinder: 
433, so dass für Erwachsene nur 159 übrig bleiben, in einer Stadt 
von ungefähr 750,000 Einwohnern gewiss keine zu bedeutende ZabL 
Man ist geneigt, die Ursache im aufreibenden und deshalb für zarte 
Körper besonders gefährlichen Klima zu suchen. Jedoch ist das Klima 
weniger schuld, als die Behandlung der Kinder. Folgender Umstand 
scheint hiefür zu sprechen. Unter den 592 Gestorbenen befanden sich 
28 Deutsche, während nach dem numerischen Verhällniss, indem die 
Deutschen mindestens den fünften Theil der Gcsammtbevölkerung 
bilden, dieser Nationalität etwa 120 zufallen müssten. Es scheint 
hieraus hervorzugehen, dass die gestorbenen Deutschen meistens Er- 
wachsene waren (nimmt man dies an, so trifft das Verhältnlss zu), 
und dass die übergrosse Sterbliebkeit der Kinder sich auf das ame- 
rikanisehe Element beschränkt 

Oldenburg. Unsere nen errichtete und im April d. J. eröffnete 
Irrenheilanstalt zu Wehnen, in der Nähe hiesiger Stadt, welche auf 
etwa 80 Kranke berechnet ist, zählt deren bereits 31. Sie hat schon 
sehr gute Erfolge aufzuzeigen und würde bei der im Herzogihum 
vorhandenen nicht geringen Anzahl Heilung bedürftiger Personen ein& 
viel grössere Zahl von Kranken befassen, wenn nicht Vorurtheile 
maneherlel Art so häufig vom Besuche der Anstalt abhielten. 



Personalehronik. PreuMM^n, Ernannt: Der prakt. Arzt Dr. C r A- 
ger als Repetent bei der Hebammenlehranstalt zu Köln. 

Niederlassungen und Wohnnngsveränderungen: 
Stabsarzt Dr. Wache von Neu-Ruppin nach Koblenz, Stabsarzt Dr. 
Hochauf von Koblenz nach Neu-Ruppin verzogen. Niedergelassen 
haben sieh: Assistenzarzt Dr. Koinzer zu Neu-Ruppin, Dr. Orgel- 
mach er zu Gutzkow, Dr. Horwitz zu Kozmtn, Dr. Preiser von 
Kozmin nach Trebnilz, Dr. Forstmann zu Köln, Dr. Mako wer 
zu Ruhrort, Wundarzt I. Kl. Rosen borg von Brcmke nach Hallen* 
berg. Wundarzt I. Kl. Sehütte von Heiligenbans naehBroich, Thler- 
arzt II. Kl. Schindler zu Wittstock. 

Gestorben: Wundarzt L Kl. Simon zu Broich. 

Vacant: Die Kreiswundarztstcllen des Ohiauer Kreises Regier.« 
Bez. Breslau und des Kreises Mehrungen, Regier.-Bez. Königsberg. 

Bayern. Ernannt: Der Apotheker B. Koppen zu Ansbach 
zum pharmaceulischen Milgllede des Kreismedicinalattsschusses von 
Mittelfranken, der prakt. Arzt Dr. Fr. Sedelmayer tum BeisiUer 
des Kreismedicinalausschusses zu Ansbach. 

WUrtent/ßerg. In Folge der vom 8. bis 10. Nov. d. J. in der 
Mediein und höheren Chirurgie vorgenommenen zweiten Staatsprüfung 
sind nachstehende Candidalen: Albert Baur von Tübingen, Michael 
Richard Buk von Ertingen, OA. Riedlingen, Felix Eichberg von 
Mergentheim, Wilhelm Kaupp von Kniebis, OA. Freuden stadt, Theo- 
dor Rens von Oberdischingen, OA. Ehingen und Kari Wunderlieh 
von Unlerriexingen, OA. Vaihingen, für befähigt eikannt und zum An- 
tritt der Praxis ermächtig:! worden. 

Auszeichnung: Die medicinisehe Facullät der Universität 
Tübingen hat dem Freiherrn Dr. von Reichenbach, welcher der 
Universität seine kostbare Sammlung von Meteorsteinen vermacht hat, 
daa Diplom einea Dociors der Naiurwissenschaflen verliehen. 

Der Ministeriairath hat dem Oberamtsthierarst Scheuerte in 
Rlrehheim, wegen ausgezeichneter Heilung lAodekranker Schafbeerdeo 
eine Belohnung von 22 Fl. bewilhgt und denselben öffentlich belobigt. 

Mecklenifurg'SckweHii. Der Sanitätsrath Dr. Kittel in Schwe- 
rin hat den Charakter eines Medicinalrathes ethalten. Dem Dr. med 
H. Günther aus Röbel ist die Concession zur nnbesehränkten me- 
dicinischen Praxis veHiehen worden. 



Rndaetionsborean bei 0. A. Ziurek, Berlin, Wilhelmstrass« 113. Verlag ron Ferdinand Bnke in Eriangtn. 
Dmckschriflea für du Archiv durch die Veriagshandlnng nnd die Hirschwtld*sche Bncbbaadlanf na Berlin. 

Drack der Adolph Bmsl Jung •'sehen UniTenitäbbnehdnickerei m Erlangen. 
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